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Vorrede. 


Wiewohl  die  Geschichte  des  deutschen  Reiches  unter 
der  Regierung  Ferdinand  III.  die  zweite  Hälfte  des  dreissig- 
jährigen  Krieges  und  den  westphälischen  Frieden  sammt 
vielen  folgenreichen  Begebenheiten  in  sich  schliesst,  mithin 
kein  minderes  Interesse  als  der  vorhergegangene  Zeitabschnitt 
bietet,  so  ist  sie  doch  nicht  bloss  auffallend  vernachlässigt, 
sondern  was  noch  schlimmer  ist,  lediglich  aus  franzosischen 
und  schwedischen  Geschichtswerken  und  aus  dem  einige 
Zeit  unter  schwedischem  Einflüsse  gestandenen  Theatrum 
Europaeum  zusammei%et3:^gen.  Dieses  Verfahren  lässt  nicht 
allein  eine  fühlbare  Lückenibaftigkeit  beklagen,  sondern  es 
hat  auch  die  Verpflanzung  zahlreicher  Irrthümer  und  Fäl- 
schungen in  die  deutsche  Geschichte  verschuldet.  Obgleich 
es  einleuchten  musste,  dass  von  der  einseitigen  Benützung 
des  schwedischen  Reichshistoriographen  Pufendorf  und  der 
französischen  Memoiren -Literatur,  von  Siris,  des  französi- 
schen Hofhistoriographen  verdächtigen  Feder,  und  von  den 
Lobrednern  des  Enghien,  Guebriant  und  Turenne,  weder 
Vollständigkeit  noch  Wahrheitsgewinn  kommen  konnte,  so 
ging  man  doch  von  diesen  unzureichenden  und  schlechten 
Grundlagen  bisher  nicht  ab,  nicht  etwa  aus  Gedankenlosig- 


keit,  sondern  absichtlich ,  weil  die  Oesterreich,  die  Habs- 
burger und  den  Katholicismus  anfeindende  Geschichtschrei- 
bung, der  wir  vom  Zeitalter  der  Reformation  bis  zur  Gegen- 
wart verfallen  sind,  bei  dem  Festhalten  an  den  mit  ihrer 
Richtung  übereinstimmenden  ausländischen  Quellen  bessere 
Rechnung  als  mit  der  Wahrheitsoffenbarung  fand.  Mit  dieser 
wäre  nebstdem  die  schöne  Ausschmückung  verloren  ge- 
gangen, welche  man  der  ersten  Periode  des  dreissigjährigen 
Krieges  gab;  man  hätte  die  Entwickelung ,  die  derselbe  in 
der  zweiten  nahm,  wahrheitsgemäss  darstellend,  das  zurück- 
nehmen müssen,  was  man  an  den  Absichten  der  kriegführen- 
den fremden  Mächte  und  ihrer  deutschen  Bundesgenossen 
von  vorneherein  Edles  und  Ruhmvolles  herausgefunden  und 
gepriesen  hatte,  denn  erst  in  den  letzten  zwölf  Jahren  dieses 
unheilvollen  Eroberungs-  und  Bürgerkrieges,  bei  dem  es 
sich  um  die  regio  und  nicht  um  die  religio  handelte,  tritt 
der  Charakter  der  Helden  diesei»;lGi1^trophe  in  das  wahre 
und  volle  Licht.  Wiewohl  schorf  dermalen  ein  Uebergang 
zu  der  Ansicht  wahrnehmbar  wird,  dass  die  Franzosen  und 
Schweden  bei  ihrer  Betheiligung  an  dem  deutschen  Kriege 
bloss  selbstsüchtige  Zwecke  verfolgten,  so  widerstrebt  man 
doch  noch  immer  einzugestehen,  dass  es  bei  den  protestanti- 
schen deutschen  Fürsten,  ihren  Bundesgenossen,  auf  dasselbe 
Ergebniss  hinausläuft  und  die  bei  ihnen  vom  Schutze  ihres 
Glaubensbekenntnisses  und  der  deutschen  „Libertät*'  heraus- 
gesehenen  edle  Antriebe,  eitle  Fiction  und  Selbsttäuschung 
sind.  Erst  wenn  diese  letzte  jetzt  noch  beharrlich  festge- 
haltene Position  aufgegeben  wird,    dürfte  die  richtige  An- 


schaunng  jener  grossen  Zeitereignisse  gewonnen  sein  und  die 
von  der  bisherigen  parteiischen  Geschichtsbehandhmg  un- 
möglich gemachte  Enttäuschung  eintreten  und  durchgreifen. 
Wenn  an  diesem  Wechsel  nüchterner  Auffassung  die  für  die 

confessionelle  Gährung   und   die  Schwärmerei  für  die  Frei- 

# 
heitsidee  benützten  Illusionen  schwinden,  so  gewinnt  dadurch 

endlich  die  bessere  Ueberzeugung  Raum,  dass  den  Anfor- 
derungen unseres  nationalen  Bewusstseins  alle  übrigen 
Rücksichten  unterzuordnen  seien,  und  dass  der  Standpunct, 
aus  welchem  die  Thatsachen  unserer  Geschichte  sich  allein 
richtig  darstellen,  eben  auch  kein  anderer  als  der  nationale 
sein  könne. 

Diese  Idee  schwebte  dem  Verfasser  bei  der  Arbeit  vor, 
welche  er  hiermit  dem  Publicum  übergibt.  Er  glaubte  der- 
selben als  leitendes  Frincip  erwähnen  zu  sollen,  damit  so- 
wohl die  unvermeidlichen  confessionellen  Berührungen,  wo- 
bei er  die  Sache  derjenigen  Partei  fuhrt,  die  im  Rechte 
ist,  oder  ungescheut  die  Verirrungen  beider  aufdeckt,  als 
auch  die  Zurückweisung  politischer  Verkehrtheiten  in  ihrer 
Anwendung  auf  die  Geschichte  des  behandelten  Zeitab- 
schnittes, nicht  miss verstanden  werden.  —  Die  Geschichte 
übt  wesentlich  das  Richteramt,  in  der  Regel  über  längst 
Dahingeschiedene,  die  sich  selbst  nicht  vertheidigen  können. 
Rechtspflicht  und  Gesittung  heischen  desshalb  sie  zu  ver- 
treten, was  in  diesem  Buche  bei  solchen  historischen  Per- 
sonen geschah,  die  verleumdet  wurden.  Dieses  Schicksal 
haben  besonders  die  Habsburger,  theils  aus  confessioneller 
Abneigung,    theils  aus  Neid,    und  theils  aus  Unwissenheit 


erfahren.  Wo  es  sich  also  um  ihr  e  Ehrenrettung  handelte, 
ist  sie  gefuhrt  worden,  nicht  weil  sie  Habsburger  sind  und 
der  Verfasser  Oesterreicher  ist,  sondern  weil  ihnen  unrecht 
zugefugt  wurde.  Wo  sie  dagegen  im  unrecht  sind,  ist  es 
nicht  verschwiegen,  denn  mit  der  Hofhistoriographie  oder 
mit  der  Anpreisung  der  Territorialherrschaft,  hinter  welcher 
das  provincielle  Element  sich  in  neuester  Zeit  verbirgt,  ist 
der  Nation,  die  allein  im  Auge  zu  halten  ist,  und  auch 
den  Fürsten  schlecht  gedient.  Wer  vermöchte  den  Sonnen- 
glanz der  Wahrheit  auf  die  Dauer  zu  verdunkeln  oder  ihn 
abzuschwächen?  Aus  den  angeführten  Rechtsgründen  fühlte 
sich  der  Verfasser  auch  gedrungen.  Diejenigen  rücksichtslos 
zu  behandeln,  die  keine  mildere  Behandlung  verdienen.  So 
entrüstet  wie  der  gesinnungsvolle  Barthold  in  seiner  treff- 
lichen „Geschichte  des  grossen  deutschen  Krieges"  über  die 
Schlechtigkeit  einzelner  im  dreissigjährigen  Kriege  hervor- 
ragenden Persönlichkeiten  sich  äussert,  wird  jeder  Deutsche 
sich  vernehmen  lassen,  der  Rechtsgefühl  und  Vaterlandsliebe 
besitzt.  Mangel  an  beiden  würde  es  andeuten,  wenn  schnö- 
der Verrath  und  gräuliche  Unthaten  nicht  die  zutreffende 
Bezeichnung  erführen,  wenn  sie  keinen  Laut  der  Missbilligung 
hervorriefen. 

Zu  der  dem  Mittelalter  gewidmeten  übergrossen  Pflege 
steht  die  Behandlung  der  neueren  deutschen  Geschichte  in 
keinem  Verhältnisse.  So  hat  Ferdinand  III.,  obgleich  seine 
Zeit  und  Regierung  an  Begebenheiten  sehr  reich  sind,  doch 
keinen  einzigen  Geschichtschreiber  gefunden.  Mit  Ausnahme 
von  Lob-  und  Trauerreden   besteht  über  ihn  nichts,    denn 


mit  der  Historia  di  Fernando  IIL  von  Galeazzo  Priorato 
unterläuft  eine  Täuschung,  da  dies  Werk,  zwei  dürftige 
Capitel  am  Schlüsse  ausgenommen,  ganz  und  gar  nur  die 
Kriegs-  und  Regierungsgeschichte  Ferdinands  IL  enthält. 
Als  sich  der  Verfasser  der  Aufgabe  unterzog ,  diesen  Ab- 
gang zu  ersetzen,  erkannte  er  die  Nothwendigkeit  ihrer 
Durchfährung  auf  Grundlage  neuer  verlässlicher  und  er- 
schöpfender Quellenforschung ,  wenn  dem  obenbemerkten 
Uebelstande  mit  den  ausländischen  Bezugsquellen  ein  Ende 
gemacht  werden  sollte.  Er  nahm  daher  für  seine  Stoffsamm- 
lung die  reichhaltigen  kaiserlich  -  österreichischen  Staatsan- 
stalten, die  ihm  bereitwillig  erschlossen  wurden,  in  Anspruch, 
und  benützte  das  kais.  H o f-  und  Staatsarchiv,  das  ehe- 
malige deutsche  Reichsarchiv,  das  Mainzer-Ar- 
chiv, das  k.  k.  Kriegsarchiv  und  das  Archiv  der 
niederösterreichischen  Landstände  in  umfassender 
Weise. 

Wiewohl  die  gesammelte  Stofimenge  sich  nicht  gänz- 
lich verarbeiten  Hess,  so  ist  doch  aus  derselben  alles  auf- 
genommen, was  in  die  verschiedenen  Berührungspuncte  der 
geschichtlichen  Haupttheile  einschlägt,  was  umgestaltend 
und  neu  ist.  Der  Wortlaut  mehrerer  diplomatischen  Verhand- 
lungen und  Correspondenzen  ist  dem  Texte  nicht  selten 
verwoben,  weil  das  Mitgetheilte  glaubwürdiger  wird,  wenn 
man  die  handelnden  Personen  selbst  sprechen  hört.  Ueber 
die  unter  Ferdinand  III.  abgehaltenen  Reichs-,  Collegial- 
und  Deputationstage  verbreitete  sich  der  Verfasser  desshalb 
umständlich ,   weil   aus  den  gepflogenen  Verhandlungen  das 


Bild  der  wirren  und  trostlosen  Zustande  jener  Zeit  und  des 
Geistes,  von  dem  sie  erfüllt  war,  klarer  und  getreuer  hervor- 
tritt, als  Schilderungen  und  Combinationen  es  zu  liefern 
vermögen.  Auf  die  specielle  österreichische  Geschichte  konnte 
nur  im  Verhältnisse  zu  der  den  Hauptgegenstand  bildenden 
allgemeinen  deutschen  Geschichte  Rücksicht  genommen  wer- 
den. Die  Zeit  ist  bei  Angaben,  die  von  katholischer  Seite 
herrühren,  nach  dem  neuen  Kalender  zu  verstehen,  bei  denen 
der  Protestanten  ist  sie  nach  dem  alten  und  in  einigen 
wichtigen  Ansätzen  zweifach  bestimmt. 

Frankfurt  a.  M.,  im  October  1863. 


M.  Koch. 
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Einleitung. 


Beinahe  zwei  Jahrzehnte  hatte  der  grosse,  das  deut- 
sche Reich  in  seinen  Grundfesten  erschütternde  Krieg  ge- 
wüthet,  als  Ferdinand  11.  nach  mehrfachen  vergeblichen  Ver- 
suchen ihn  zu  Ende  zu  fuhren,  den  15.  Februar  1637  zu 
Wien  starb.  Seinem  Sohne  und  Nachfolger  Ferdinand  III. 
fiel  die  mit  fast  unbesiegbaren  Schwierigkeiten  verbundene 
Aufgabe  zu,  der  Welt  den  ersehnten  Frieden  zu  geben. 

Hätte  es  sich  bei  dem  dreissigjährigen  Kriege  um 
nichts  anderes  als  um  die  Religion  gehandelt,  so  würde  ein 
zweiter  Religionsfiriede  seine  Beilegung  ermöglicht  haben, 
oder  er  wäre,  in  wie  weit  er  aus  dem  Restitutionsedicte  der 
geistlichen  Güter  vom  Jahre  1629  hervorging,  an  dem  im 
Jahre  1635  zu  Stande  gekommenen  Präger-Frieden,  der  den 
Verwand  zum  Kriege  in  der  Hauptsache  benahm,  erloschen. 
Da  er  gleichwohl  bis  1648  fortwährte,  so  lässt  sich  nicht 
verkennen,  dass  ihm  noch  andere  fremdartige  Elemente  inne 
wohnten,  von  denen  aber  das  religiöse  keineswegs,  wie  Einige 
behaupten,  gänzlich  ausgeschlossen  war.  Es  handelte  sich 
um  die  Religion  bei  dem  protestantischen  Theil  des  deut- 
schen Volkes,  dem  man  die  Meinung  einflösste,  der  Krieg 
werde  lediglich  zum  Schutze  des  Protestantiemus  und  der 
deutschen  „Libertät",  gegen  die  Anschläge  der  Katholiken 
und  des  Hauses  Habsburg  jenen  auszurotten  und  diese  zu 
vernichten,  geführt.  Dieser  vergiftende  Einschnitt  in  die  reli- 
ligiöse  Lebensader  erklärt  den  aus  der  lautesten  Quelle  ent- 
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eprungenen  regen  Antheil  des  Volkes  an  dem  Kriege,   und 
die  ungeheuren  Opfer,  die  es  demselben  brachte.  Noch  eine 
andere  Beziehung  auf  die  Religion  offenbaret   sich  in   den 
Plänen  protestantischer  Fanatiker,   durch  diesen  Krieg  den 
gänzlichen  Sturz  der  alten  Kirche  und  mit  ihm  ein  prote- 
stantisches Kaiserthum  zu  erstreben.  Dagegen  hatten 
die  Antriebe  der  abtrünnigen  deutschen  Fürsten,  von  denen 
sie   sich  zur  Betheiligung  an  diesem  Kriege  und  zum  An- 
schlüsse  an  die  von  ihnen  herbeigerufenen  fremden  Mächte 
gestachelt    fühlten ,    mit    Ausnahme   der  Wenigen ,    welche 
später  von  dieser  Verbindung  zurücktraten  und  den  Prager- 
Frieden  annahmen,  mit  der  Religion  gar  nichts  gemein.  Sie 
waren   durchweg  von  einer  gränzenlosen   ehr-  und  pflicht- 
vergessenen Selbstsucht  beherrscht,    die   sie,  um  das  Volk 
nicht  zur  Verzweiflung  und  Empörung  zu  bringen,  verschmitzt 
mit    dem    Firnisse    des   Religionseifers    bedeckten.     Diesen 
schützten  auch  die  Schweden   vor  und  bedienten  sich,    um 
bei   dem   deutschen  Volke  für  diese  Meinung  festen  Boden 
zu  gewinnen^    selbst  in   den  untersten  Schichten  desselben 
der  Bestechung.  Die  Franzosen,  an  Entlehnung  eines  Kriegs- 
vorwandes  vom  kirchlichen  Bekenntnisse  verhindert,  warfen 
dagegen    den    Protectoratsköder    der    deutschen    „Libertät" 
und  des  „bien  commun"  aus,  und  fingen  mit  ihren  goldenen 
Netzen  die   stets   geldbedürftigen  und  nach  fremdem  Gute 
schnappenden   kleineren    deutschen  Fürsten ,   während   die 
mittleren,  zu  einer  selbstständigen  £j*iegfährung  nicht  stark 
genug,  sich  an  sie  und  die  Schweden  hingen.   Die  Absicht 
der  beiden  Mächte  ging  dahin,  den  Krieg  so  lange  fortzu- 
setzen,   bis  die  Widerstandsfähigkeit  vollständig  gebrochen 
imd  ein  Zustand  von  Schwäche  eingetreten  sein  würde,  der 
es  möglich  machte,  Deutschland  unter  sich  zu  theilen.  Allen 
kriegführenden  Theilen  diente  demnach  die  Religion  ledig- 
lich zum  Deckmantel  ihrer  Raubgier  und  Eroberungssucht, 
doch  lag  den  Schweden  nebenbei  auch  im  Sinne,  das  Augs- 
burgische Bekenntniss  in  Deutschland  zum  alleinherrschen- 
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den  zu  machen  und  den  Katbolicismus  und  den  Calvinis- 
mus auszurotten.  Dagegen  strebte  Frankreich  die  Katholiken 
durch  die  Vorspiegelung  an  sich  zu  ziehen,  dass  es  bei  dem 
erstrebten  Uebergewicht  als  die  erste  katholische  Macht 
allein  im  Stande  sei,  sie  zu  schützen.  Deutschlands  guter 
Genius  vereitelte  alle  Combinationen  der  selbstmörderisch^^ 
wie  der  ausländischen  Politik,  doch  muss  es  gesehen  und 
ehrlich  gestanden  werden ,  dass  das  Verdienst,  Deutschland 
vor  dem  Zerfall  und  dem  Joche  der  Fremdherrschaft  be- 
wahrt zu  haben,  dem  Hause  Habsburg  und  den  wenigen 
ihren  Verpflichtungen  gegen  das  Vaterland  treu  gebliebenen 
deutschen  Fürsten  gebührt. 

Urheber  des  dreissigjährigen  Krieges  ist  Friedrich  V. 
von  der  Pfalz,  mit  dessen  Kriegszug  gegen  den  Kaiser  er 
beginnt.  Die  böhmischen  Unruhen,  von  denen  man  ihn  aus- 
gehen lässt,  wären  entweder  friedlich  beigelegt  worden,  oder 
hätten  sich  nicht  über  die  Grenzen  Böhmens  verbreitet, 
wenn  Friedrich  des  Dreikronenraubes  sich  enthalten  hätte. 
Bis  zu  seinem  Gonfessionswechsel  stand  das  pfälzische  Haus 
mit  dem  Kaiser  in  gutem  Einvernehmen ;  es  erwies  sich  ihm 
treu  und  ergeben.  Aber  genau  von  der  Zeit  an,  als  es  sich 
zum  Horte  und  Vorkämpfer  des  Calvinismus  aufwarf  und 
seine  Politik  von  Genf  sich  vorzeichnen  liess,  stellte  es  sich 
in  erster  Reihe  zu  den  Gegnern  der  Habsburger ,  strebte 
heimlich  durch  Tücke  und  Verleumdung  dem  Kaiser  Feinde 
zu  erregen,  wo  es  konnte,  und  übte  gegen  Spanien  offene 
Feindseligkeit  und  Gewaltthaten.  Mit  welchen  Kriegs-  und 
Umwälzungsplänen  schon  Friedrichs  Vater  (Friedrich  IV.) 
und  sein  Rathgeber  Christian  von  Anhalt  sich  trugen,  wie 
beide  für  die  Ausführung  derselben  gleich  von  vorneherein 
in  einer  für  das  nationale  Gefühl  und  Interesse  völlig  rück- 
sichtslosen Weise  sich  mit  Heinrich  IV.  von  Frankreich  in 
Verbindung  setzten,  und  auf  das  Zustandekommen  der  von 
ihm  entworfenen  Union  protestantischer  Fürsten  unter  fran- 
zösischem Protectorate  losarbeiteten,  liegt  seit  kurzem  ent- 
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hüllt  vor  *).  Wie  der  Entschluss  den  Kaiser  zu  bekriegen 
schon  bei  Friedrich  IV.  feststand,  so  hatte  ihn  sein  Sohn 
ebenfalls  und  zwar  vier  Jahre  vor  dem  Ausbruche  der  böh- 
mischen Unruhen,  mithin  unabhängig  von  der  Annahme  der 
böhmischen  Krone  erfasst.  Den  Beweis  hiervon  bietet  uns 
das  Aufforderungsschreiben,  welches  Friedrich  V.  im  Jahre 
1614  von  Heilbronn  durch  einen  seiner  Diener  an  Gustav 
Adolph  zum  Beitritte  in  die  Union  und  zur  thätigen  Theil- 
nähme  an  den  Entwürfen  der  verbündeten  deutschen  Fürsten 
absandte.  Aus  allem  Angefahrten  geht  hervor^  dass  das  pfäl- 
zische Haus  den  Angriff  schon  seit  Decennien  im  Schilde 
führte.  Da  dieser  auf  den  Kaiser  und  das  ganze  Haus  Habs- 
bürg,  ja  selbst,  wie  wir  später  sehen  werden,  auf  die  katho- 
lischen Churfiirsten  gemünzt  war,  so  fällt  die  Behaup- 
tung, Friedrichs  Kriegszug  habe  bloss  dem  Erzherzoge  von 
Oesterreich  gegolten,  als  ein  schaler  Vorwand  zu  Boden  *). 
Würde  Friedrich  nicht  nach  der  Kaiserkrone  gegriffen 
haben ,  wenn  es  ihm  gelungen  wäre ,  die  Habsburgische 
Hausmacht  zu  zertrümmern,  oder  glaubt  man  er  hätte  sich 
mit  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  begnügt,  falls  er  in 
diesen  Ländern  sich  hätte  behaupten  können?  Der  Losbruch, 
von  Heinrich  IV.  zur  Bedingniss  seines  Beitritts  zur  Union 
gemacht,    unterblieb  bloss    aus   Abgang   einer  schicklichen 


')  Aus  den  Acten  des  Anhalt-Bembnrgischen  Archivs  inGindelys: 
Rudolph  U.  und  seine  Zeit,  wodurch  die  Glaubwürdigkeit  der  von  den 
protestantischen  Geschichtschreibem  gänzlich  ignorirten  „Anhaltischen 
Kanzellei'*  neue  Bekräftigung  erhält.  Von  den  Umtrieben  des  pfälzischen 
Hauses  schon  zu  Zeiten  K.  Maximilians  11  liefern  die  «Quellen*'  zur  Ge- 
schichte dieses  Kaisers,  2.  B.  mehrfache  Proben,  auch  macht  mit  des 
Pfalzgrafen  Johann  Casimirs  Intentionen  Friedbergs:  „Newer  calvinisti- 
Bcher  Model  des  heil.  röm.  Reichs.  1606.  4."  bekannt. 

')  Wenn  selbst  die  feindseligen  Absichten  des  pfälzischen  Hanse» 
gegen  den  Kaiser  als  solchen  noch  immer  nicht  bekannt  wären,  so  ge- 
ntigte zur  Würdigung  des  persönlichen  Verhältnisses  zu  wissen,  dass  Fer- 
dinand II.,  der  Erzherzog  von  Oesterreich  und  gekrönte  König  von  Böhmen, 
Ton  Friedrich  V.  als  Kaiser  mitgewählt  worden  war.  Er  bekriegte  dem- 
zufolge nicht  den  Erzherzog,  sondern  den  Kaiser. 


Gelegenheit  dazu.  Friedrich  V.  und  die  Unirten  betrieben 
ihn  jetzt  bei  Schweden,  bis  die  böhmische  Rebellion,  die 
höchst  wahrscheinlich  zwischen  den  unter  ihren  Führern  be- 
griffenen Calvinisten  und  Heidelberg  abgekartet  war,  dem 
Pfalzer  das  Mittel  bot,  den  Krieg  selbstständig  zu  eröffiien  ')• 
Man  schreibt  der  Aufreizung  von  Friedrichs  Gemahlin  Eli- 
sabeth von  England  zur  Annahme  der  böhmischen  Krone 
«ine  ausschlaggebende  Wirkung  zu.  Wahr  ist,  dass  sie  es 
an  jener  nicht  fehlen  Hess«  Sie,  die  Königstochter,  fühlte 
sich  mit  dem  Range  der  Pfalzgräfin  schlecht  befriedigt.  Als 
Friedrich  sich  hinsichtlich  der  Annahme  unschlüssig  be- 
zeigte, sagte  sie  ihm:  „Du  hast  eine  Königstochter  gehei- 
ratet und  bedenkst  dich  eine  Königskrone  auf  dein  Haupt 
zu  setzen?"  Obgleich  nur  eine  Schattenkönigin,  von  Rebellen 
auf  den  Thron  gehoben,  verzichtete  sie  doch  zeitlebens  nicht 
auf  das  Prädicat :  Majestät,  und  sei  es  angestammt  oder  an- 
erzogen, ihr  lächerlicher  Hochmuth  ging  in  gleich  starker 
Gabe  auch  auf  ihren  ältesten  Sohn  Karl  Ludwig  über. 

Wie  hoch  wir  inzwischen  die  Stärke  des  weiblichen 
Einflusses  anschlagen  mögen,  halten  wir  doch  dafür,  dass 
die  traditionelle  Feindseligkeit  der  vom  Calvinismus  beherrsch- 
ten pfälzischen  Politik  auf  Friedrichs  Entschluss  weit  mäch- 
tiger wirkte.  Zweifelt  Jemand,  dass  Scultetus  in  Heidelberg 
die  Flamme  des  confessionellen  Zelotismus,  der  zum  Kriege 
antrieb,  schwächer  angeblasen  habe  als  Lammormain  in  Wien 
den  Eifer  Ferdinands  H.  für  das  Restitutions-Edict  anfachte? 
Werkzeug  in  der  Hand  seines  Hofpredigers  und  seiner 
puritanisch  gesinnten  Gemahlin,  prägte  sich  in  Friedrich  der 
Oalvinismus  in  derjenigen  Schroffheit  aus,  die  es  allein 
erklärt,  wie  er,   kaum  König  von  Böhmen  geworden,   die 


')  Friedrichs  böhmische  Königswahl  war  ungiltig,  weil  sie,  abgesehen 
▼on  allen  Beziehaugen  auf  den  rechtmässig  erwählten  Ferdinand,  eine 
Hinoritätswahl  war.  Vom  Herrenstande  (Grafen,  Fürsten)  enthielten  sich 
derselben  viele  Mitglieder,  vom  Ritterstande  eine  nicht  uaßEOzmilende  Menge. 
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kirchliche  Reform  allsogleich  mit  dem  Bildersturme  in  der 
Prager-Domkirche  beginnen  konnte  *). 

Wenn  Friedrich  nicht  von  den  Waffenerfolgen  der  Liga 
aus  Böhmen  vertrieben  worden  wäre,  so  hätten  die  aufge- 
drungenen Reformen,  die  er  als  Haupt  der  deutschen  Cal- 
vinisten  geschehen  lassen  musste,  seinem  ephemeren  Konig- 
thume  sehr  bald  das  Ende  bereitet. 

Gustav  Adolph,  der  nach  ihm  auftrat,  gewann  leicht 
die  günstigste  Stellung  in  Deutschland,  weil  die  sorgen- 
erfullten  und  durch  das  Restitutions-Edict  wirklich  bedräng- 
ten Protestanten  dem  sehr  verzeihlichen  Wahne  sich  hin- 
gaben, er  sei  bloss  ihrerwegen  gekommen.  Allein  sein  mit 
Bethlen  Gabor  geführter  Briefwechsel  belehrt  uns,  dass  er 
den  Kriegszug  in  Deutschland  bereits  vier  Jahre  bevor  er 
ihn  unternahm,  beschlossen  und  mit  dem  Fürsten  von  Sieben- 
bürgen verabredet  hatte  *).  Seine  Absichten  waren  auf  die 
Eroberung  Deutschlands  und  so  weit  diese  sich  ausdehnen 
liess,  gerichtet.  Das  gesteht  selbst  Gejer,  indem  er  sagt: 
„Was  Gustav  Adolph  gewollt?  Eine  grosse  Monarchie 
ohne  allen  Zweifel,  zu  deren  künftige  Stützen  er  in  Deutsch- 
land den  jungen  Friedrich  von  Brandenburg  imd  Bernhard 
von  Weimar  zählte,  jenen  an  der  Hand  seiner  Tochter, 
diesen  seiner  Schwestertochter.  Vermuthlich  war  auch  ein 
protestantisches  Kaiserthum  seinen  Gedanken  nicht 


*)  Als  König  Christian  IV.  von  Dänenuirk  kurz  nach  erhaltener 
Nachricht  von  diesem  Unfuge  seine  Gemächer  eines  Tages  durchs  chritt 
und  in  einem  derselben  ein  Kmcifix  erblickte,  äusserte  er:  Dieses  Krncifix 
könne  vom  Glücke  sagen  nicht  in  Prag  gestanden  zu  haben,  weil  es  sonst 
gewiss  nicht  mehr  bestände.  Die  Predigt,  welche  Scultetus  in  dem  leeren 
Banme  der  Domkirche  hielt,  ist  gedruckt  und  betitelt:  „Kurtzer  aber 
schrifftmässiger  Bericht  von  den  Götzenbildern,  als  auss  kÖnigl.  Maj.  gnä- 
digstem Befelch,  die  Schlosskirch  von  allem  Götzenwerk  gesäubert  worden, 
gethan  Sonntags  den  12./ 22.  Dezemb.  durch  Abrahamum  Scultetum. 
Prag.    1620." 

*)  Dieser  Briefwechsel  wird  vom  kais.  kÖn.  Archivar  Fiedler  ver- 
öffentlicht werden. 
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fremd"  •).  Ob  die  Deutschen  mit  der  Schwedenherrschaft 
gut  gefahren,  ob  sie  sie  auch  nur  für  kurze  Dauer  ertragen, 
und  nicht  sehr  bald  den  als  Erlöser  mit  Jubel  empfangenen 
und  fast  abgottisch  verehrten  König  als  unerträglichen  De- 
spoten kennen  gelernt  hätten,  wollen  wir  der  Erwägung  Jener 
überlassen,  welche  noch  heutzutage  in  ihm  den  ^Retter  der 
deutschen  Freiheit  und  den  uneigennützigen  Kämpfer  für 
die  protestantische  Kirche'^  erblicken,  vorausgesetzt,  dass 
sie  einer  nüchternen  Anschauung  fähig  sind  und  die  Schul- 
traditionen abgestreift  haben. 

Gerechtfertigten  Anlass  zu  Feindseligkeiten  gegen  den 
Kaiser  hatte  Gustav  Adolph  keinen,  selbst  nicht  in  den  Er- 
eignissen der  jüngsten  Vergangenheit.  Als  die  schwedischen 
Gresandten  auf  dem  Friedenscongresse  einen  solchen  geltend 
machen  wollten ,  entgegnete  ihnen  das  Wiener-Cabinet: 
„Ferdinand  ü.  habe  den  Krieg  nicht  früher  in  den  nieder- 
sächsischen  Kreis  und  in  die  Nachbarschaft  des  baltischen 
Meeres  gespielt,  als  bis  er  durch  den  Herzog  Christian  von 
Braunschweig  und  durch  Dänemark  in  den  niedersächsischen 
Krieg  verwickelt  wurde.  Stralsunds  Belagerung  bot  die  Ge- 
legenheit zu  Gustav  Adolphs  Unternehmungen.  Er  ermun- 
terte die  Belagerten  zur  Sicherung  ihrer  Freiheit  und  Re- 
ligion, die  man  diesseits  nie  gemeint  war,  ihnen  zu  nehmen. 


•)  Von  dem  schwedischen  Qeschichtschreiber  ganz  verscliieden, 
äussert  Droysen:  „In  den  Plänen  Gustav  Adolphs  tritt  das  Bild  eines 
neuen  föderativen,  auf  Religionsfreiheit  und  reichsfürstliche 
Territorialität  gegründeten  Deutschlands  hervor;  es  war  Zug  für  Zug 
das  Gegentheil  dessen ,  was  die  österreichische  Politik  gewollt  hatte.'* 
Was  H.  Droysen  hier  sag^  und  wofür  er  natürlich  den  Beweis  schuldig 
bleibt,  lässt  sich  sehr  wohl  träumen,  aber  einen  Eroberer  vom  Schlage 
Gustavs  alles  Ernstes  als  einen  uneigennützigen  Preisgober  der  gewonnenen 
Beute  glauben  zu  machen ,  kann  dem  nüchternen  Verstände  doch  wohl 
nicht  einleuchten.  Wir  möchten  wohl  auch  fragen,  womit  man  uns  über- 
zeugen will,  dass  von  einem  lockeren  Fürstenbund  ohne  Oberhaupt  oder 
mit  einem  Schattenober haupte  der  Nation  das  Heil  gekommen  wäre? 
Die  Majestätsgewalt  hätte  zu  jener  Zeit  so  viele  Despoten  und  Eroberer 
hervorgebracht,  als  Individuen  gezählt  wurden,  an  welche  sie  sich  vertheilte. 
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im  Widerstände  zu  beharren.  Dadurch  war  der  Kaiser  ge- 
zwungen, seine  Streitkräfte  zum  Schirme  des  Reiches  in 
Pommern  und  Mecklenburg  zu  entwickehi  und  dem  von 
Gustav  Adolph  angegriffenen  Konige  von  Polen  Beistand 
zu  leisten.  Dies  sei  aber  erst  im  Jahre  1629,  also  ein  gan- 
zes Jahr  nach  den  von  dem  Konige  begonnenen  Feindselig- 
keiten geschehen,  wesshalb  die  von  den  schwedischen  Gesand- 
ten angeführten  Gründe  zum  Kriege  von  selbst  zu  Boden 
fallen.  Da  überdies  in  dem  zwischen  Polen  und  Schweden 
geschlossenen  Frieden  Kaiser  Ferdinand  IL  ausdrücklich 
mit  eingeschlossen  worden  ist,  so  entfiel  jeder  giltige  Vor- 
wand zum  Kriege"  '). 

Ist  die  Ansicht,  Gustav  Adolph  habe  den  Krieg  aus 
religiösem  Antriebe  unternommen,  verkehrt,  so  ist  vollends 
die  Meinung  lächerlich,  ihm  würden  die  Deutschen  religiöse 
Duldung  zu  danken  gehabt  haben.  Allerdings  konnte  seine 
Confession  (die  Augsburgische)  den  ausgedehntesten  Schutz, 
die  ausgezeichnetste  Begünstigung  von  ihm  sich  versprechen, 
aber  jede  andere  als  sie  hätte  er  verfolgt  und  unterdrückt. 
Die  Antwort,  welche  er  dem  Landgrafen  Wilhelm  V.  von 
Hessen  wegen  Gestattung  des  Baues  einer  reformirten  Kirche 
in  Frankfurt  gab,  ist  bekannt,  und  gibt  einen  Fingerzeig 
von  seinen  toleranten  Gesinnungen.  Wo  wir  diese  anfassen 
mögen,  von  der  politischen  oder  religiösen  Seite,  nehmen 
wir  wahr  und  fühlen  es  heraus,  dass  Gustav  Adolphs  Herr- 
schaft den  Deutschen  Ketten  geschmiedet  hätte,  die  schwe- 
rer abzuschütteln  gewesen  wären  als  das  Napoleonische  Joch. 

Unter  den  bis  zum  Ausgange  des  dreissigjährigen  Krie- 
ges in  der  Bundesgenossenschaft  von  Schweden  und  Frank- 
reich, oder  richtiger  in  ihrem  Solddienste  gestandenen  deut- 
schen Fürsten  ist  keiner,  der  einer  minderen  Schuld  als  der 
geziehen  werden  könnte,  den  schändlichsten  Yerrath  an  der 


^)  Kais.  Reichsarchiv. 
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Nation  begangen  und  aus  anderen  als  den  unlautersten  An- 
trieben gehandelt  zu  haben. 

Der  Kriegsheld  Bernhard  von  Weimar,  seiner 
Eltern  eilfter  und  jüngster  Sohn,  dem  sich  keine  andere 
Aussicht  darbot  zu  Land  und  Leuten  zu  kommen  als  der 
Krieg  und  sein  gutes  Gliick,  benützte  ihn,  um  aus  fremdem 
Gute  für  sich  ein  Fürstenthum  in  Franken  zu  gründen.  Dem 
kühnen  Eroberer  gelang  das  Wagstück.  Um  aber  seines 
neuen  Herzogthums  Franken  versichert  zu  sein,  Hess  er  sich 
einen  schwedischen  Schenkungsbrief  geben.  Der  Reichskanz- 
ler Oxenstjerna,  der  ihn  (Heidelberg  10.  Juni  1634)  ausstellte, 
äusserte  bei  Ueberreichung  desselben:  „Unser  Keichsarchiv 
möge  zu  ewigem  Gedächtnisse  bewahren,  dass  ein  deutscher 
Fürst  dergleichen  von  einem  schwedischen  Edelmanne  be- 
gehrte, und  ein  schwedischer  Edelmann  in  Deutschland  es 
einem  deutschen  Fürsten  verwilligte.  Dies  kömmt  mir  so- 
wohl für  Den  der  es  forderte  als  für  den  Andern  der  es 
zugestand,  gleichmässig  ungehörig  und  garstig  vor"  ^).  Der 
deutsche  Fürst,  der  stolz  auf  seine  Abstammung  von  Ahnen, 
die  dem  Keiche  Kaiser  gegeben,  äusserte:  Ein  deutscher 
fieichsstand  bedeute  mehr  als  zehn  schwedische  Edelleute, 
war  nun  schwedischer  Kronvasall  geworden,  hatte  aus  der 
Hand  des  Beichsfeindes  seine  Eroberung  als  „Mannslehen" 
empfangen.  Als  aber  die  Nordlinger-Schlacht  und  ihre  Fol- 
gen im  Verlauf  von  weniger  als  zwei  Jahren  des  Besitzes, 
den  Verlust  des  schwedisch-weimarschen  Herzogthums  her- 
beiführte, strebte  er  sich  einen  neuen  Ländererwerb  aus  dem 
österreichischen  Patrimonium  im  Elsass  und  aus  Parzellen 
von  Würtemberg  zu  verschaffen.  Für  diesen  Zweck  nahm 
er  den  sogenannten  „Reiterdienst"  von  Frankreich  an,  und 


'}  Böse  (Herzog  Bernhard  TonWeunar),  bemüht,  den  Schmutz- 
flecken dieser  Schenkung  von  seinem  Helden  wegzufegen,  versucht  dies 
durch  Hinweisung  auf  den  eigenen  Eigennutz  des  Oxenstjerna ,  vergisst 
aber  dabei,  dass  dem  Schweden  Aneignung  eroberten  Gutes  im  fremden 
Lande  keine  Schande  bereitete. 


Hess  sich  bei  Abscbluss  des  Sold  Vertrages  in  einem  gehei- 
men Artikel  die  österreichische  Landgrafschafl  Elsass  mit 
der  Vogtei  Hagenau  zusichern.  Glucklich  vollführte  Herzog 
Bernhard  auch  diesen  an  minderjährigen  Waisen  ')  began- 
genen Raub,  um  den  er  viel  Blut  vergoss,  und  der  sammt 
seinem  Heere  Frankreich  zufiel,  als  ihn  nach  kurzem  Besitze 
der  Tod  hinwegraffite.  Sein  Werk  war  der  Verlust 
vom  Elsass,  und  durch  ihn  fassten  die  Franzosen  zum 
ersten  Male  festen  Fuss  in  Deutschland. 

Söldling  der  Reichsfeinde  wie  Herzog  Bernhard  war 
auch  der  Landgraf  Wilhelm  V.  von  Hessen-Kassel, 
und  dieser  zugleich  der  Erste,  welcher  mit  den  Schweden 
Bundesgenossenschaft  einging  ^^).  Dazu  bewog  ihn  so  wenig 
wie  jenen  ein  von  der  Religion  und  Freiheit  hergeholtes 
Motiv,  sondern  allein  der  Egoismus.  Mit  firanzösischen  und 
schwedischen  Hilfsgeldern  warben  Beide  ihre  dem  Dienste 
der  erklärtesten  Vaterlandsfeinde  gewidmeten  Heere  an,  strit- 
ten, Wilhelm  sogar  als  französischer  Marschall,  Deutsche 
Deutschen  gegenüber  im  Interesse  dieser  Feinde,  wohl- 
bewusst,  dass  der  Kampf  Deutschlands  Zerstückelung  und 
Theilung  gelte,  aber  berechnend,  dass  ihnen,  den  Gehilfen 
der  grossen  Beutejagd,  der  sauer  verdiente  und  zugesicherte 
Lohn  nicht  entzogen  werden  konnte.  Wilhelm  sah  im  Kriege 
die  Möglichkeit  gegeben,  den  mit  dem  äussersten  Wider- 
streben eingegangenen  Marburger-Erbvergleich  umzustossen, 
die  abgetretenen  Gebiete  zurückzuerobern,  und  das  Land 
seines  Vetters  Georg  U.  von  Hessen-Darmstadt  an  sich  zu 
reissen.  Andere  Raubanschläge  zielten  auf  die  geistlichen 
Nachbargebiete,  ein  sehr  ferner  sogar  auf  Ostfriesland.  W^el- 
ches  Eigenthum    wäre   diesen  beiden  Helden   des  dreissig- 


')  Den  SöhDen  des  im  Jahre  1632  verstorbenen  Erzherzoges  Leopolds 
von  Tirol 

*")  Landgraf  Moriz,  Wilhelms  Vorgänger ,  Hess  Gustav  Adolph  im 
^okre  1614  ebenso  wie  der  Pfalssgraf  Friedrich  durch  einen  eigenen  Ge- 
sandten  zum  deutschen  Kriege  auffordern. 
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jabrigen  Krieges  noch  heilig  und  unantastbar  gewesen,  da 
sie  keines  schonten,  nicht  das  der  „ Pfaffen "*,  noch  das  der 
Waisen  oder  das  der  nächsten  Blutsverwandten  ?  Um  vieles 
ruchloser  als  Wilhelm  V.  trieb  seine  Witwe  Amalia  Eli- 
sabeth den  Raubkrieg  und  Vaterlandsverrath.  Gänzlich  an 
Frankreich  verkauft,  setzte  dieses  undeutsche  Weib  den 
Krieg  gegen  den  Kaiser  und  das  Reich  bis  zu  seinem  Ende 
fort.  Hätte  sie  ihre  Heere  bloss  aus  ihren  Unterthanen  gebil- 
det, so  müsste  der  ganze  hessische  Stamm  ausgerottet  sein. 
Ob  sie  aber  auch  über  ihr  eigenes  Land  unsäglichen  Jammer 
brachte,  ihr,  der  starren  Calvinistin,  ging  er  sowenig  als 
die  Bedrängniss  und  Gefahr  des  gemeinsamen  Vaterlandes 
zu  Herzen.  Ihr  Sinn  stand  imverrückt  auf  Eroberung  und 
Raub.  Von  den  Schweden  liess  sie  sich  Hessen-Darmstadt 
schenken;  später  verlangte  sie  von  ihnen  auch  die  Schen- 
kung des  Herzogthums  Franken,  ward  aber  mit  diesem  Ge- 
löste rundweg  von  ihnen  abgewiesen  ^'). 

Die  Herzoge  von  Braunschweig-Lüneburg  ge- 
hören in  der  Parteistellung  ebenfalls  zu  den  Gegnern  des 
Kaisers.  Hätten  sie  einen  minder  erbärmlichen  Grund  als 
Rache  wegen  des  Vorenthalts  von  Wolfenbüttel,  wofür  die 
Nothwendigkeit  sprach,  und  wegen  verweigerter  Ueber- 
lassung  des  Stiftes  Hildesheim  gehabt,  so  würden  wir  ihn 
gerne  anfuhren.  Wo  sich  wie  bei  ihnen  der  Abfall  nicht  von 
der  Eroberungspolitik  herschreibt,  da  liegt  ihm  jedenfalls 
ein  selbstsüchtiges  Interesse  und  eine  unedle  Begierde  zum 
Grunde.  Herzog  Georg,  der  hervorragendste  und  thatkräf- 
dgste  unter  den  lüneburgischen  Fürsten,  bezeigte  so  lange 
eine  reichspatriotische  Gesinnung  durch  Handlungen,  als  er 
die  Befriedigung  seiner  Forderungen  erwartete,  dann  als  sie 
weg  blieb,  fiel  er  ab,  seinen  den  Schweden  geleisteten  Vor- 
schub, ohne  welchen  sie  den  Krieg  nicht  hätten  fortsetzen 


")  Der  Nachweis  von  diesen  beiden  unbekannt  gebliebenen  That- 
sichen  folgt  später. 
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können,  mit  der  Notbwendigkeit  der  Neutralitätspolitik  be- 
schönigend. Sein  heimlicher  Verrath  an  der  nationalen  Sache 
schadete  in  einem  kaum  minderen  Grade  als  die  offene  Feind- 
seligkeit der  Hessin,  die  er  auch  in  der  Kunst  übertraf,  der 
Gleissnerei  einen  scheinbar  wahren  und  edlen  Anstrich  zu 
verleihen. 

Herzog  Eberhard  von  Würtemberg,  zur  Umkehr 
genötbigt,  um  sein  wegen  Felonie  verwirktes  Land  wieder 
zu  erhalten,  blieb  auch  nach  seiner  Wiedereinsetzung  Frank- 
reichs geheimer  Anhänger,  bezog  als  solcher  Jahresgelder, 
und  schanzte  in  geheim  wo  er  konnte  gegen  das  Interesse 
von  Kaiser  und  Reich,  indem  er  die  Unternehmungen  der 
Feinde  namentlich  in  Vorderösterreich  selbstständig  oder 
durch  Andere  unterstützte.  Seine  am  Wiener-Hofe  genau 
gekannte  und  ihm  oft  vorgerückte  Falschheit  stammte  aus 
ererbtem,  vom  confessionellen  Sauerteige  und  den  streitigen 
Ansprüchen  auf  die  mittelbaren  Klöster  verschärftem  Hasse 
gegen  die  Habsburger.  Er  würde  ihn,  wie  sein  Bruder  Fried- 
rich durch  den  Eintritt  in  französische  Kriegsdienste  that, 
gewiss  offen  dargelegt  haben,  wenn  er  im  Stande  gewesen 
wäre;  sich  gegen  Kaiser  und  Reich  zu  behaupten. 

Die  Genannten  waren  alle  Protestanten,  konnten  also 
den  täuschenden  Vorwand  für  ihre  feindselige  Parteistellung 
von  der  Vertheidigung  des  angeblich  gefährdeten  „evangeli- 
schen Wesens"  (das  unter  Ferdinand  UI.  nicht  gefährdet 
war)  und  der  „deutschen  Libertät*  (unter  welcher  sie  ver- 
standen thun  zu  können,  was  sie  wollten)  entlehnen.  Es 
gab  inzwischen  auch  einen  katholischen  Kirchen- 
fürsten und  ersten  Reichsstand,  der  in  einer  nie 
dagewesenen  Weise  treulos  an  seinem  Vaterlande  handelte. 
Dieser  war  der  Churfürst  vonTrier,  Philipp  Christoph 
von  Sötern,  der,  um  in  seinem  Erzstifle  den  Despoten  fort- 
spielen und  sich  gegen  das  Domcapitel  und  die  Landstände 
behaupten  zu  können,  zuerst  mit  Gustav  Adolph  einen  Neu- 
tralitäts-Vertrag verhandelte,   und   dann  (1631)  sein  Land 


XIII 

der  Schutzherrschafl  der  Franzosen  übergab,  die  es  besetz- 
ten. So  fiel  ihnen  nebst  Trier  und  Coblenz,  Ehrenbreitstein, 
die  wichtigste,  die  Verbindung  zwischen  Deutschland  und 
den  Niederlanden  schirmende  Festung,  ohne  Anstrengung 
in  die  Hände,  und  der  Weg  in  die  Rheinlande  war  ihnen 
breit  erschlossen.  Da  der  Churfurst  zugleich  Bischof  von 
Speier  war,  so  wollte  er  den  Franzosen  auch  die  von  ihm 
erbaute  Festung  Philippsburg  einräumen ,  was  bloss  unter- 
blieb, weil  der  kaiserl.  Commandant,  Oberst  Bamberger, 
die  üebergabe  beharrlich  verweigerte.  Sein  Absehen  war 
auf  nichts  geringeres  gerichtet,  als  den  Franzosen,  die  den 
hochlich  willkommenen  Bundesgenossen  mit  reichlichen  Jah- 
resgeldern und  schmeichelhaften  Schutzversicherungen  aus- 
zeichneten, das  ganze  linke  Rheinufer  in  die  Hände  zu 
spielen,  wozu  ihn,  den  Erzkanzler  Galliens,  die  Rivalität 
mit  dem  Churfursten  von  Mainz,  den  Erzkanzler  des  deut- 
schen Reiches,  mächtig  spornte.  Dem  ruchlosen  Treiben 
dieses  Landverkäufers  und  Reichsverräthers  machte  recht- 
zeitig seine  Gefangennehmung  und  Abfuhrung  nach  Wien 
ein  Ende,  aber  es  kostete  Mühe,  die  den  Franzosen  einge- 
räumten Plätze  zurückzuerobern. 

In  demselben  geschilderten  Lichte  von  Verrath,  Ehr- 
und  Pflichtvergessenheit  aus  Eigennutz,  in  welchem  sich 
die  genannten  Häupter  des  dreissigjährigen  Krieges  einer 
unparteiischen  Prüfung  darstellen,  erscheinen  alle  kleineren 
abtrünnigen  deutschen  Fürsten.  Alle  folgten  dem  mächtigen 
Zuge  der  Bestechung,  alle  streckten  die  Hände  nach  den 
geistlichen  Gütern  aus  und  erbettelten  Abteien,  Klöster, 
Pfründen,  Herrschaften  von  den  Schweden.  Auf  die  Habgier 
und  Vergrosserungssucht  der  Kriegslustigen  wirkte  aller- 
dings heissen  Spornes  Gustav  Adolphs  Versprechen:  „sie 
bei  den  Eroberungen  zu  schirmen,  die  sie  in  den 
Ländern  der  Liga  und  deren  Bundesgenossen 
mit  ihren  eigenen  Truppen  machen  würden,  aber 
wie    weit    musste    die    Entäusserung    von    Rechtssinn    und 
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Vaterlandsliebe  bei  den  deutschen  Fürsten  um  sich  gegriffen 
haben,  da  diese  Verlockung  des  fremden  Eroberers  zum 
Räuberhandwerke  für  sie  Losung  werden  konnte!  »Quan- 
tum degeneraverint  a  pristina  virtute**,  ruft  der  Schwede 
Peter  Brahe  aus,  der  im  Jahre  1633  von  Oxenstjerna  zum 
Convent  nach  Frankfurt  geschickt,  dort  die  Sinnesart  der 
deutschen  Fürsten  aus  dem  Verkehr  mit  ihnen  kennen  ge- 
lernt hatte.  Von  ihrem  Golddurste  und  von  der  Leichtigkeit, 
mit  Bestechung  alles  was  man  wollte  durchzusetzen,  bemerkt 
Richelieu :  9,Die  Deutschen ,  die  Schweden  und  alle  nordi- 
schen Völker  sind  einer  so  käuflichen  Sinnesart,  und  so 
sehr  Sclaven  ihres  Eigennutzes,  dass  es  keine  Verpflichtung 
gibt,  wie  feierlich  sie  eingegangen  sein  möge ,  welcher  sie 
aus  Geldgier  nicht  untreu  werden."  Nach  Puffendorfs 
Angabe  belief  sich  der  Werth  der  von  den  Schweden 
an  ihre  deutschen  Bundesgenossen  verschenkten  Güter  in 
Deutschland,  eingerechnet  die  an  sie  vertheilten  Gelder, 
auf  4,900.000  fl.  Und  doch  verschwindet  dieser  Betrag  vor 
den  von  den  Franzosen  für  Pensionen  und  Hilfsgelder  ver- 
wendeten ungeheueren  Summen.  Alle  Bundesgenossen  Frank- 
reichs warben  ihre  Heere  und  unterhielten  sie  zum  Theile 
mit  französischem  Gelde.  Nahm  doch  selbst  der  schwedische 
Reichskanzler  Oxenstjerna  keinen  Anstand,  sich  eine  Pension 
von  Frankreich  geben  zu  lassen.  Die  Kanzler,  Minister  und 
Feldherren  der  deutschen  aliirten  Fürsten  bezogen  wie  diese 
französische  Jahrgelder  und  bisweilen  auch  welche  von 
Schweden.  Die  grossen  Erfolge  von  Richelieu's  und  Maza- 
rins  Politik  im  dreissigjährigen  Krieg  kommen  weit  mehr 
auf  Rechnung  ihres  Bestechungssystems  als  der  Waffen- 
fuhrung  zu  stehen. 

Die  geschenkten  Güter  mussten,  wie  es  sich  versteht, 
vorerst  geraubt  werden  oder  bereits  geraubt  worden  sein, 
um  in  den  Besitz  überzugehen.  Dies  war  der  Weg,  den  die 
„Territorien"  einschlugen,    »um   das  zu  werden,   was    das 
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£eich  aufgehört  hatte  zu  sein**  **).  Ob,  wie  man  uns  ver- 
sichern will,  das  ^^nationale  Leben"  dadurch  gewann, 
überlassen  wir  den  Lesern  zur  Entscheidung;  doch  dOnkt 
uns,  kein  Unparteiischer  werde  verkennen,  dass  der  Verfall 
des  deutschen  Reiches  von  der  geschilderten  Entsittlichung 
seiner  Fürsten  und  keineswegs  aus  einem  wie  ein  Natur- 
gesetz wirkenden  Drang  nach  der  Bildung  grosser  Territo- 
rien aus  seinen  Trümmern  herrührt. 

Es  wird  nach  dem  Angeführten  auch  weiter  keines 
Beweises  bedürfen,  dass  der  dreissigjährige  Parteigänger- 
krieg, dem  bei  seiner  Entstehung  und  Fortentwickelung  das 
unauslöschliche  Merkmal  der  Raub-  und  Eroberungssucht 
als  Bewegursache  aufgedrückt  ist,  kein  Religionskrieg  sein 
kann,  weil  ja  aus  den  höchsten  sittlichen  Antrieben  unmög- 
lich völlig  unsittliche  und  verwerfliche  Handlungen  hervor- 
gehen können.  Inzwischen  würde  diese  Auffassung  Einseitig- 
keit verrathen,  wenn  die  Wirkung  des  von  Ferdinand  IL 
mit  dem  Erlass  des  Restitutions-Edictes  begangenen  grossen 
Staatsfehlers  übersehen  oder  verschwiegen  werden  wollte. 
Vom  Standpuncte  des  Rechts  dürfte  sich  gegen  diese  Mass- 
regel kaum  etwas  einwenden  lassen,  denn  angemasste  und 
widerrechtliche  Aneignung  vieler  geistlicher  Güter  ist  eine 
von  den  anhängig  gemachten  Prozessen  und  den  Klagen 
auf  den  Reichstagen  verbürgte  Thatsache.  Wiewohl  nun  das 
dem  Kaiser  unstreitig  zugestandene  oberste  Schutzrecht  der 
Kirche  einen  nicht  zu  unterschätzenden  Rechtfertigungsgrund 
für  das  Restitutions-Edict  gibt,  so  war  doch  jener  für  die 
wirkliche  und  die  feindselig  herausgeklügelte  Tragweite  von 
diesem  nicht  ausreichend,  um  die  Beschuldigung  eines  eigen- 
mächtigen Verfahrens  gänzlich  abweisen  zu  können.  Dazu 
kömmt,  dass  die  brüske  und  summarische  Durchführung 
dieses  Gesetzes  nicht  allein  Diejenigen,  auf  welche  es  ange- 
wendet wurde,   sondern  Alle  gleichmässig  empörte  und  der 


'*)  Droysen,  Geschichte  der  preussischen  Politik. 
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weiteren  Folgen  wegen  aufschreckte.  Es  bemächtigte  sich 
selbst  den  gut  kaiserlich  gesinnten  Protestanten  der  sicher 
grundlose  Argwohn,  Ferdinand  trage  sich  mit  dem  Gedan- 
ken, den  Religionsfrieden  aufzuheben  und  den  vor  ihm  ge- 
wesenen Zustand  herzustellen.  Diese  Stimmung  kam,  wie 
begreiflich,  derjenigen  Partei  erwünscht,  welche  im  Aus- 
bruche innerer  Unruhen  und  im  Kriege  die  Gelegenheit  zur 
Befriedigung  ihrer  schlechten  Leidenschaften  geboten  sah. 
Die  genaue  Kenntniss  Ferdinands  und  seines  Rathes  von 
den  faulen  Zuständen  des  Reiches  und  von  der  in  die  Säu- 
len und  Glieder  desselben  gedrungenen  Corruption  hätte 
hingereicht ,  vom  Erlass  des  Restitutions-Edictes  abzu- 
schrecken. Erwog  er  vollends  das  Verhältniss  zu  den  aus- 
wärtigen Mächten,  Richelieu's  lauernde  Politik  die  Pläne 
Heinrichs  IV.  zu  verwirklichen,  und  Gustav  Adolphs  Erobe- 
rungsgeluste,  so  musste  er  im  Restitutions-Edicte  eine  mit 
eigener  Hand  in  sein  Haus  geschleuderte  Brandfackel  er- 
kennen. Vergeblich  würden  wir  ihn  damit  entschuldigen, 
dass  er  bloss  dem  Drängen  der  Liga  nachgab,  weil  ihm  weder 
Schwäche  des  Charakters  beigemessen  werden  kann,  noch 
Scharfsinn  fehlte ;  auch  ward  er  vom  Churfursten  von  Sachsen 
und  Anderen  nachdrücklich  gewarnt. 

Das  Restitutions-Edict  dürfte  ursprünglich  bloss  eine 
Eingebung  der  katholischen  Churfursten  gewesen  sein.  Riche- 
lieu, dem  sie  zugeschrieben  wird,  hat  den  Funken,  aus  dem 
sein  Scharfblick  das  Auflodern  eines  grossen  Brandes  er- 
spähte, wohl  nur  angeblasen,  und  sich  dazu  Lammormain's 
bedient.  Noch  unlängst  ist  der  Beichtvater  Ferdinands  ir. 
beschuldigt  worden,  seinen  Herrn  betrogen  zu  haben  '3). 
Spuren  von  Unterstützung  der  Politik  Frankreichs  durch 
den  Orden  der  Gesellschaft  Jesu  glauben  auch  wir  wahr- 
genommen zu  haben;    ob  dies  aus  Obedienz   für  den  fran- 


")  Von  Gindely,  der  die  Beweise  im  Archive  von  Simanskas  ge- 
funden haben  will. 
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zosisch- gesinnten  Papst  ürban  VIII.  oder  aus  anderen  Gran- 
den geschehen  sei,  untersuchen  wir  nicht.  Hinsichtlich  des 
kais.  Beichtvaters  liefert  diesfalls  das  Schreiben  des  Olivarez, 
dirigirenden  Ministers  Philipps  IV.  von  Spanien  an  Kheven- 
hiller,  den  kais.  Botschafter  in  Madrid,  einen  positiven  An- 
haltspunct.  Von  der  Unterstützung  Frankreichs  im  inan- 
tuanischen  Erbfolgekrieg  sprechend,  äussert  er:  „Welcher 
Beschaflenheit  die  Frömmigkeit  und  der  Eifer  der  Gesell- 
schuft Jesu  sei,  will  mir  nicht  einleuchten,  wenn  ich  bedenke, 
dass  sie  einer  religionsverdächtigen  Nation  die  Pforte  Ita- 
liens öffnet,  und  dieses  Land  dem  Schalten  und  Walten  der 
Calvinisten  (Hugenotten)  überantworten  will.  Diese  Bemer- 
kung setze  ich  den  vom  kais.  Beichtvater  erfassten  religiösen 
Standpunct  entgegen;  übrigens  wäre  es  seine  Schuldigkeit, 
Kücksicht  auf  das  Recht  eines  Dritten  (des  Königs  von 
Spanien),  auf  den  seinem  Herrn,  dem  Kaiser,  gebührenden  Ge- 
horsam und  auf  die  entdeckten  geheimen  Pläne  (Frankreichs) 
zu  nehmen,  welche  dem  bevorstehenden  Ausbruche  des  Krie- 
ges zur  Unterlage  dienen."  Philipp  IV.  beschwerte  sich 
nebstdem  heftig  bei  Ferdinand  II.  über  die  Parteiergreifung 
Lammormains  gegen  ihn,  und  für  den  von  Frankreich  be- 
günstigten Herzog  von  Nevers,  was  um  so  ungebührlicher 
erscheint  und  um  so  mehr  auffallen  musste,  als  der  Kaiser 
mit  Nevers  sehr  unzufrieden  war.  Auf  eine  ausweichende 
Gegenäusserung  Lammormains  setzte  ihm  Olivarez  mit  einer 
noch  schärferen  Apostrophe  zu,  auf  welche  der  Kaiser  sei- 
nem Beichtvater  die  Erwiederung  verbot.  Fast  scheint  es, 
als  habe  Ferdinand  mit  diesem  Verbote  unliebsamen  Ent- 
deckungen vorbeugen  wollen.  Priorato,  der  in  seiner 
Geschichte  Ferdinands  IH.  diesen  Briefwechsel  mittheilt, 
bemerkt,  von  Wallensteins  Feinden  am  Hofe  sprechend, 
dass  die  nämlichen  sich  gewisser  geistlicher  Personen  be- 
dienten, um  auf  geheimen  Schleichwegen  (per  vie  sotterranee 
c  secrete)  den  Kaiser  zum  Erlasse  des  Restitutionsedictes 
zu  bewegen,    und  dass  dies  in  keiner  anderen  Absicht  ge- 

Koeli,  GMohiehte  Ferdinands  IH.    I.  Bd.  b 
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schehen  sei,  als  mit  französischen  und  schwedischen  Waffen 
den  Sturz  des  Hauses  Oesterreich  herbeizuführen.  Man  greift 
mit  der  Hand,  dass  die  Jesuiten  gemeint  sind,  und,  da  der 
einflussreichste  derselben  am  Hofe,  Lammormain,  nicht  aus- 
drücklich ausgenommen  ist,  auch  er.  „Aber,  äussert  Priorato 
weiter,  aus  den  Wirkungen,  welche  die  scharfe  Durchfuhrung 
des  Edictes  hervorbrachte,  konnte  man  leicht  verspüren,  dass 
die  Minister  des  Kaisers,  ohne  es  wahrzunehmen,  der  von 
Richelieu  zu  Anfang  des  Jahres  1629  unter  der  Hand  ge- 
gebenen und  eingeflössten  Vorschrift  nachgekommen  waren. 
Dieses  Netz  war  dermassen  fein  gesponnen ,  dass  weder 
Protestanten  noch  Katholiken  es  bemerkten." 

Wenn  an  Höfen  Parteien  geduldet  werden  und  der 
Regent  sich  von  ihnen  beherrschen  lässt,  so  verräth  sich 
hierin  sicher  eine  Schwäche  der  Regierung.  Der  mit  dem 
Restitutionsedicte  begangene  ungeheure  Staatsfehler  lässt 
sich  daher  nicht  mit  dem  Ferdinand  U.  gespielten  Betrug 
entschuldigen.  Er  trifft  ihn,  indessen  war  er  beflissen,  ihn 
durch  den  Abschluss  des  Prager-Friedens  im  Jahre  1635 
unschädlich  zu  machen.  Allein  wiewohl  derselbe  das  Re- 
stitutionsedict  durch  das  Zugeständniss  des  ungestörten  Be- 
sitzes der  von  den  Protestanten  inne  gehabten  geistlichen 
Güter  auf  weitere  vierzig  Jahre  (eine  Frist,  von  der  über 
jeden  späteren  Anspruch  das  Gras  wachsen  musste)  that- 
sächlich  aufhob,  so  bewirkte  dieser  Friede  doch  keine  allge- 
meine Aussöhnung  mit  dem  Kaiser,  und  weniger  noch  einen 
Umschwung  der  seit  1629  sehr  getrübten  Verhältnisse,  vor- 
nehmlich desshalb ,  weil  Gustav  Adolphs  Erscheinen  in 
Deutschland,  wozu  jener  Erlass  jedenfalls  beitrug,  die  Hoff- 
nungen für  die  Herstellung  eines  protestantischen  Kaiser- 
thums  neu  belebte,  und  für  die  Befriedigung  der  verschie- 
denen Privatansprüche  und  selbstsüchtigen  Berechnungen 
die  glänzendsten  Aussichten  erschloss.  Diese  Gründe,  nicht 
aber  die  „schwellenden  Gefahren  der  Ferdinandeischen  Re- 
actioü"  bewirkten  den  Anschluss  der  protestantischen  Für- 
sten an  die  Schweden,  denn  wie  wir  sehen  werden,  bewarben 


sich  jene  wohl  bei  diesen  wie  Nimmersatte  um  Güter,  führten 
aber  nur  dieser  —  nicht  der  Religion  wegen  den  Krieg. 
Für  den  Protestantismus  bestanden  so  lange  keine  Ge- 
fahren als  der  Keligionsfriede  unangetastet  blieb.  Wer  aber 
getraute  sich  zu  behaupten,  Ferdinand  II.  würde  ihn  aufge» 
hoben  haben?  So  kurzsichtig  kann  doch  wohl  Keiner  sein,  dass 
er  nicht  sehe,  dazu  habe  es  ihm  an  Macht  gebrochen.  Es  ist 
auch  kein  Anzeichen  gegeben,  dass  er  je  einen  solchen  Vorsatz 
erfasst  hätte.  Wenn  der  dreissigjährige  Krieg  aus  dem  Gesichts- 
puucte  der  Ferdinandeischen  Reactionsgefahren  dargestellt 
wird,  so  legt  man  entweder  Unkenntniss  der  inneren  Verhält- 
nisse Deutschlands  im  17.  Jahrhunderte  zu  Tage,  oder  man 
versündigt  sich  wissentlich  an  der  Wahrheit.  Es  verhält  sich 
damit  wie  mit  dem  Ferdinand  II.  unterschobenen  Riesenplan, 
Deutschland  in  eine  absolute  Monarchie  zu  verwandeln.  Wer 
ihn  solcher  Entwürfe  zeiht,  müsste  erst  beweisen,  dass  er  zu 
ihrer  Ausführung  in  sich  ausreichende  Thatkraft  fühlte,  und 
die  Mittel  besass.  Beide  Bedingungen  fehlten,  auch  muss  ihm 
billigerweise  ein  davon  abschreckendes  Mass  von  Klugheit  zu- 
gestanden werden.  Damit  sind  wir  übrigens  einverstanden, 
dass  er  nach  Erweiterung  und  Befestigung  der  durch  Wallen- 
steins  Siege  bloss  zufällig  und  vorübergehend  zum  erneuerten 
Aufschwung  gelangten  Kaisergewalt  strebte.  Wie  hätte  er  das 
nicht  wollen  sollen,  da  allenthalben  Elemente  der  Auflösung 
walteten,  und  der  Sturm  zum  Ausbruche  gediehen  war?  Von 
wesentlicher  Bedeutung  ist  noch  die  Frage,  mit  welchem  Fug 
und  Recht  die  vorgeschützten  Reactionsgefahren  unter  Ferdi- 
nand II.  auf  die  Regierung  seines  Nachfolgers  übertragen  wer- 
den? Wo  ist  denn  in  der  Sinnesart,  in  den  Bestrebungen  und 
Handlungen  Ferdinand  III.  eine  Spur  zu  treffen,  dass  diese 
eingebildeten  Gefahren  fortbestanden?  Der  vom  Restitutions- 
edicte  dafür  entlehnte  Stützpunct  war  längst  weggefallen,  höhlt 
man  dessenungeachtet  einen  anderen  vom  Prager.  Frieden  her, 
80  möge  man  zusehen,  wie  man  vor  der  vernünftigen  und  un- 
parteiischen Welt  aus  dem  Inhalte  dieser  Pacificationsurkimde 
die  Fortsetzung  des  Krieges  und  den  durch  die  Bündnisse 
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mit  den  aiiswärtij/en  Feinden  Deutschlands  an  der  Nation 
begangenen  Frevel  rechtfertigt? 

Vollends  lächerlich  wird  die  Behauptung  von  solchen 
unter  Ferdinand  III.  bestandenen  Gefahren,  wenn  man  be- 
denkt, dass  die  Protestanten  durch  ihre  Verbindungen  mit  den 
Schweden  und  Franzosen  die  U  eher  macht  erstrebt  hatten, 
dass  sie  gemeinschaftlich  mit  ihnen  den  Krieg  gegen  den 
Kaiser  und  das  Reich  mit  den  glänzendsten  Erfolgen  führten. 
Daraus  folgt  doch  einzig  und  allein,  dass  die  Katholiken 
^  bedroht  waren,  dass  diese  für  ihre  Existenz  zu  fiirchten  hatten, 
zumal  als  Lutheraner  und  Calvinisten  in  der  Feindseligkeit 
gegen  sie  sich  vereinigt  hatten,  und  die  Sicherheit,  in  welche 
jene  durch  den  Religionsfrieden  sich  versetzt  fühlten^  an  dem 
kühnen  und  rücksichtslosen  Vorbrechen  von  diesen  eine  Stutze 
fand,  wodurch  es  kaum  fasslich  wird,  dass  der  Katholicismus 
sich  dennoch  erhielt. 

Obgleich  es  sich  von  selbst  versteht  und  der  Gang  der 
Ereignisse  mit  der  höchsten  Evidenz  herausstellt,  dass  der  von 
Ferdinand  IIL  fortgeführte  Krieg  einVertheidigungskrieg 
im  Interesse  der  Integrität  und  Unabhängigkeit 
Deutschlands  war,  dass  er  fortwähren  musste,  solange 
der  Angriff  der  fremden  Mächte  auf  das  deutsche  Gebiet 
fortdauerte,  so  heischen  doch  mehrfache  in  unserer  Darstellung 
entwickelte  Gründe,  diesen  Gesichtspunct  als  den  massgeben- 
den für  das  Urtheil  von  vorneherein  festzustellen,  und  darauf 
aufmerksam  zu  machen,  dass  die  jüngsten  von  der  Nation 
durckgekämpften  Befreiungskriege  und  der  ältere  dreissig- 
jährige,  Ursache  und  Beschafl'enheit  mit  einander  gemein 
haben,  und  jene  der  getreue  Reflex  von  diesem  sind. 

Mit  drohenden  Aussichten  auf  noch  schlimmere  Ver- 
wickelungen als  diejenigen  waren,  welche  Ferdinand  IL  seinem 
Sohne  als  Erbschafl  hinterliess,  trat  dieser  die  Regierung  des 
deutschen  Reiches  und  seiner  Erbländer  an.  Um  sie  beur- 
theilen  zu  können,  ist  es  nöthig,  uns  mit  den  Eigenschaflen, 
die  er  dazu  mitbrachte,  bekannt  zu  machen. 


Erster  Abschnitt- 


Ferdinand  III.  kam  den  13.  Juli  1608  in  Gratz  zur 
Welt.  Von  seiner  kränklichen  Mutter,  der  bayerischen  Prin- 
zessin Maria  Anna,  hatte  er  eine  schwächliche  Anlage  ererbt, 
doch  ward  diese  durch  eine  sorgfältige  physische  Erziehung, 
durch  Reiten,  Jagen,  Lanzenrennen,  Turniere  und  Schwimm- 
übungen so  gekräftigt,  dass  er  der  von  seinem  Vater  in 
verständiger  Berücksichtigung  der  Zeitverhältnisse  ihm  ge- 
gebenen Bestimmung  für  den  Kriegsdienst,  zu  entsprechen 
vermochte.  An  Körpergrösse  und  Wohlgestalt  übertraf  er 
den  Vater,  aber  in  gleichem  Grade  geistig  begabt  wie  dieser 
war  er  nicht.  Dagegen  war  der  Sohn  zu  seinem  Vortheile 
dem  Vater  in  anderer  Rücksicht  unähnlich.  Ferdinand  II. 
vergeudete  vielen  Schweiss  seiner  Unterthanen.  Seine  über- 
mässige Jagd-  und  Musikliebhaberei  verschlang  ungeheuere 
Summen.  Sowohl  bei  Belohnung  des  wirklichen  Verdienstes 
als  in  der  Freigiebigkeit  gegen  Jene  die  seine  Gunst  ge- 
nossen, überschritt  er  bedeutend  das  Mass  des  Billigen  und 
Vernünftigen.  Ausserdem  trifft  man  auch  auf  Spuren  von 
Fahrlässigkeit  in  der  Verwaltungscontrole  des  Staatsver- 
mögens. Alle  diese  Fehler  vermied  sein  Sohn.  Als  der  Vater 
ihn  eines  Tages  fragte,  was  er  studiere,  gab  er  zur  Antwort 
er  studiere:  „ob  es  wohl  dem  Sohne  möglich  sein  werde, 
die  vom  Vater  verschuldeten  Güter  freizumachen?"  Der 
Unterricht,  den  er  genoss,  war  sehr  umfassend,  und  in  den 
Wissenschaften  machte  er  bedeutende  Fortschritte.  Früh- 
zeitig zum  Sprachstudium  angehalten,  erlernte  er  nebst  der 
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Muttersprache,  in  der  er  sich  verständlich  und  leicht  aus- 
drückte, die  lateinische,  spanische,  italienische,  französische 
und  böhmische,  und  verwob,  ungeachtet  seiner  Vorliebe  für 
das  Latein,  der  deutschen  Schreibart,  deren  er  sich  stets 
bediente,  nur  selten  lateinische  Redensarten.  Es  wird  ihm 
eine  besondere  Vorliebe  für  das  Studium  der  Philosophie 
nachgerühmt.  Wenn  wir  selbst  bloss  an  eine  Beschäftigung 
mit  dem  formalen  Denken  (Logik)  glauben  wollten,  müssten 
wir  doch  annehmen,  dass  sie  nicht  ohne  Einfluss  auf  die 
gesammte  geistige  Thätigkeit  blieb.  Seine  Aeusserungen  zeigen 
auch  wirklich,  dass  er  klar  dachte,  besonderen  Scharfsinn 
verrathen  sie  jedoch  nicht.  Ohne  grosse  Neigung  widmete 
er  sich  doch  eifrig  den  Kriegswissenschaften,  besass  aber 
desshalb  doch  nur  ein  sehr  mittclmässiges  Feldhermtalent. 
Die  hohe  Meinung  von  demselben  wird  irrthümlich  den  Feld- 
zügen entlehnt,  die  er,  als  er  noch  Kronprinz  war,  leitete. 
Wenn  man  aber  die  spätere  Kriegsführung  ins  Auge  fasst, 
so  scheint  der  erworbene  Ruf  nicht  so  ganz  verdient  gewesen 
zu  sein  ').  Wäre  er  ein  anderer  Gustav  Adolph  oder  auch  nur 
ein  diesem  nicht  ganz  gleich  zu  setzender  Wallenstein  ge- 
wesen, so  hätte  er  den  Krieg,  statt  ihn  noch  zwölf  Jahre 
hinzuschleppen,  ungleich  rascher  beendigt,  der  Armee  eine 
der  schwedischen  ebenmässige  Organisation  gegeben,  und 
hinsichtlich  ihrer  Führer  eine  bessere  Auswahl  getroffen. 
In  die  verwickelten  deutschen  Rechtsverhältnisse  war  er 
theoretisch  und  praktisch  gut  eingeweiht,  da  sein  Vater  ihn 
frühzeitig  zu  den  Verhandlungen  des  geheimen  Rathes  zog 
und  sein  Gutachten  in  wichtigen  Fragen  der  Politik,  selbst 


•)  Während  der  Nördlinger-Schlacht,  von  welcher  Ferdinands  krie- 
gerischer Rnhm  sich  hauptsächlich  herschrciht,  wohnten  er  und  der  Kar- 
dinal-Infant  in  einem  Zelte  der  Messe  bei,  und  beteten  nach  Beendigung 
derselben  die  Litanei  Allerheiligen.  So  im  Grebete  begaffen,  empfingen  sie 
die  Siegesbotschaft.  Welchen  Antheil  an  der  Entscheidung  dieses  heissen 
Kampfes  sollen  wir  Heerführern  zuschreiben,  welche  in  der  entscheidenden 
iStiinde  beteten,  statt  kämpften? 


wenn  er  im  Felde  stand,  einzuholen  pflegte.  Als  oberster 
Heeresbefehlshaber  erliess  Ferdinand  III.  in  sogenannten 
^Handbriefeln^  an  die  Corps-Commandanten  die  allerwich- 
tigsten  Weisungen  und  Befehle,  wesshalb  seine  flüchtige 
und  bisweilen  gar  nicht  zu  entziffernde  Handschrift,  von 
deren  richtigem  Verstandnisse  die  folgenreichsten  militärischen 
Operationen  abhingen,  grossen  Tadel  verdient*  Wollten  die 
Feldherren  den  erhaltenen  Befehlen  nicht  Folge  leisten,  was 
wirklich  vorkam,  so  konnten  sie  leicht  in  der  Unleserlichkeit 
desselben  eine  Ausflucht  finden. 

Ferdinand  HI.  war  sehr  arbeitsam.  Noch  vor  Tages- 
anbrnch  sass  er  in  seinem  Arbeitszimmer  am  Schreibtische 
und  empfing  Abgeordnete  aus  den  Provinzen  oder  einzelne 
Personen,  die  ihn  sprechen  wollten.  In  seinem  Benehmen 
vereinigte  er  mit  vieler  Würde  grosse  Herablassung.  An  dem 
empfangenen  Religionsunterricht  nimmt  man  den  jesuitischen 
Einfluss  deutlich  wahr.  Er  äussert  sich  in  Ferdinands  überaus 
eifriger  Pflege  des  Marien  -  Cultus,  worauf  die  Jesuiten  ein 
ausserordentlich  grosses  Gewicht  legen,  und  in  der  von  ihnen 
angestrebten  und  von  Ferdinand  in  Rom  angesuchten  Ver- 
kündigung der  Lehre  von  der  unbefleckten  Empfangniss 
als  Glaubenslehre.  Da  der  Pabst  dieses  von  Philipp  IV.  von 
Spanien  unterstützte  Begehren  abschlug,  so  gelobte  Ferdinand, 
das  Fest  der  immaculata  couceptio  in  seinen  sämmtlichen 
Erbländem  zu  begehen.  Er  schrieb  selbst  den  Eid  auf  die- 
selbe den  Universitäten  von  Wien,  Gratz,  Prag  und  Tymau 
vor,  errichtete  die  Mariensäule  in  Wien  am  Hof,  trat  vielen 
marianischen  Bruderschaften  bei,  und  erkor  die  Jungfrau 
Maria  zur  besonderen  Patronin  des  ganzen  Hauses  Oesterreich. 
In  allen  Erbstaaten  ordnete  er  die  Feier  des  Josephsfestes 
an,  unterstützte  die  Missionen  in  Indien  und  China,  und 
blieb  im  Bekehrungseifer  um  nicht  viel  hinter  seinem  Vater 
zurück. 

Diese  Bestrebungen  sind  der  getreue  Reflex  der  jesui- 
tischen Lehrmeinungen   auf  theologischem   Gebiet.  Offenbar 
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war  der  Orden  beflissen,  ihre  Verbreitung  nnd  praktische 
Durchführung  in  Oesterreich  bei  Ferdinand  III.  zu  erwirken. 
Dazu  verstand  dieser  sich  gewiss  aus  Ueberzeugung  und 
nicht  als  Werkzeug,  denn  wiewohl  er  die  Jesuiten  in  kirch- 
lichen Dingen  bevorzugte  und  sogar  aus  ihrer  Congregation 
seinen  Beichtvater  wählte  ^),  entzog  er  ihnen  dagegen  doch 
den  unter  seinem  Vater  besessenen  Einfluss  auf  die  Staats- 
geschäfte gänzlich  und  schmälerte  selbst  ihre  von  der  allzu- 
grossen  Gunst  desselben  erschlichenen  Einkünfte  *).  Wenn  die 
Angabe  des  venetianischen  Gesandten  Venier,  Ferdinand  III. 
sei  kein  Freund  der  Jesuiten  (Non  e  amico  dei  Gesniti), 
auf  die  Politik  und  die  Bereicherung  derselben  bezogen  wird, 
ist  sie  richtig;  wenn  man  aber  die  kirchlichen  Angelegen- 
heiten darunter  verstände,  wäre  sie  es  nicht.  Jenen  System- 
wechsel (dieses  Ausdruckes  glauben  wir  uns  bedienen  zu 
dürfen)  schreiben  wir  zweien  vortreÖ'lichen  Männern  der 
nächsten  Umgebung  Ferdinands  III.  zu,  seinem  ersten  Oberv<it- 
hofmeister  Baron  Thurn  und  seinem  Nachfolger  seit  1630, 
dem  Grafen  Maximilian  von  Trau tmanstor ff.  Beide 
besassen  einen  hellen  Verstand  und  eine  gemässigte  Gesinnung; 
beide  sahen  die  Nachtheile  der  jesuitischen  Einmischung  in 
die  Staatsangelegenheiten,  an  denen  sie  selbst  Theil  nahmen, 
gleichsam  unter  ihren  Augen  erwachsen,  und  gewiss  strebten 
beide  sie  dem  Thronerben  einleuchten  zu  machen.  Für  die 
überschwengliche  Jesuiten-Gönnerschaft  Ferdinands  II.  giebt 
es  wohl  keine  bessere  Erklärung,  als  die  wir  in  der  Ueber- 
tragung  von  seiner  leidenschaftlichen  Mutter,  der  Erz- 
herzogin Marie,  Tochter  Herzog  Albrechts  V.  von  Bayern, 

->  Kr  Ii'ipss  Pater  GaiiP«». 

•'')  Ferdinan«!  II.  hatte  den  Jesuiten  in  Wien  den  .Tahresertrag  der 
Thor^perre  von  mehr  al«  12000  fl.  überlassen.  Sein  Sohn  zog  diese  Rente 
ein.  Als  nie  dagegen  Vorstellung  machten  nnd.  nm  sich  diese  Einnahme 
zu  wahren,  vorgaben,  sie  betrage  nicht  über  M^O  Gulden,  befahl  er  ihnen 
diese  Summe  zu  entrichten,  und  verwendete  das  übrige  Geld  zu  den  Be- 
festigungsbauten der  Hauptstadt,  für  welche  er  auch  die  Strafgelder  ver- 
wendete 
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auf  ihn,  herauszufinden  meinen.  Wie  es  scheint,  hat  sie  ihre 
eigene  masslose  Zuneigung  für  diese  Ordensleute  ihrem  Sohne 
angeboren.  Bei  ihr  erklärt  sich  dieselbe  aus  ihrem  ebenso 
grossen  Hasse  gegen  die  Protestanten,  deren  Bekehrung  oder 
Ausrottung  sie  gleich  feurig  wünschte  und  betrieb.  Ihr  Ze- 
lotismus, mit  dessen  in  neuester  Zeit  versuchten  Anpreisung 
dem  Katholicismus  kein  Dienst  und  der  Dynastie  keine 
Ehrenbezeugung  erwiesen  wurde,  erinnert  übrigens  unwill- 
kührlicli  an  die  nämliche,  bei  der  sächsischen  Magdalena 
Sibylla,  Gemahlin  des  Churfürsten  Johann  Georg,  wahr- 
genommene ausschweifende  Richtung.  Der  lutherische  Fa- 
natismus dieser  Fürstin  prägt  sich  in  seiner  ganzen  Schärfe 
in  ihren  Aeiisserungen  aus.  Eine  begeisterte  Bewunderin  von 
Gustav  Adolph,  „wünscht  sie  gerne,  dass  wenn,  wie  es  heisst, 
der  Churfürst  von  Baiem  todt  sei,  der  Kaiser  und  Tilly 
auch  todt  wären*',  in  welchem  Falle  sie  „einen  bunten  Rock 
statt  einer  Klage  (Trauerkleid)  anziehen  würde."  „EuereLieb- 
den,''  schrieb  sie  ihrem  Gemahl,  „haben  es  um  den  verfluchten 
und  vermaledeiten  Kaiser  nicht  verschuldet.  „Gott  stürze 
die  Katholiken,  erlöse  die  Seinigen,  gebe  Friede  Magde- 
burg und  uns  Allen."  So  werden  ohne  Zweifel  auch  ihre 
zum  Himmel  geschickten  frommen  Gebete  gelautet  haben.  Ihr 
erleuchteter  Geist  erblickte  in  den  „vornehmsten  Edelweibern 
Dänemarks  lauter  Zauberinnen",  eine  Aeusserung,  worin  sich 
eine  überspannte  Auflfassung  von  Luthers  Lehre  vom  Teufel 
deutlich  kund  giebt. 

Erforscht  man  die  Beweggründe  des  grimmigen  Jesui- 
tenhasses der  Protestanten ,  der  sich  noch  gegenwärtig  in 
ihren  Geschichtswerken  abspiegelt  und  auf  die  gedanken- 
losen Volksmassen  übergegangen  ist,  so  findet  man,  dass 
die  in  den  Statuten  dieser  Gesellschaft  als  Hauptzweck  anf- 
gestellte  Bekehrungstendenz  der  vom  katholischen  Bekennt- 
nisse Abgefallenen  dazu  den  Anlass  gab.  Wir  begreifen  sehr 
wohl,  dass  der  Bekehrungseifer  der  Jesuiten  den  Protestanten 
sehr  ungelegen  kam,  ungefähr  so,  wie  wenn  Einer  ein  Haus 


baut  und  ein  Anderer  es  niederzureissen  strebt,  allein  für 
den  aus  diesem  Streben  hervorgequollenen  Hass  giebt  es 
keinen  vernünftigen  Grund.  Wenn  man  den  Reformatoren 
das  Recht,  Anhänger  für  ihre  kirchliche  Neuerung  zu  ge- 
winnen, zugesteht  und  sich  erinnert,  dass  die  besten  Kräfte 
dafür  thätig  waren  und  kein  Mittel  unversucht  blieb,  so 
kann  der  folgerichtig  Denkende  der  alten  dadurch  in  ihrem 
Fortbestand  gefährdeten  Kirche  das  Recht  nicht  bestreiten, 
die  von  ihr  abtrünnig  Gewordenen  zurückzufuhren,  und  sich 
bei  diesem  Geschäfte  der  brauchbarsten  Werkzeuge  zu  be- 
dienen. In  dieser  Beziehung  besass  sie  als  anerkannte  Kirche 
eine  ungleich  höhere  Berechtigung  als  die  Reform.  Nebstdem 
kömmt  noch  zu  berücksichtigen,  dass  die  Bekehrungstendenz 
der  Jesuiten  keine  aussergewöhnliche  war,  sondern  eine  der 
gesammten  katholischen  Priesterschafl  gemeinsame  Verpflich- 
tung ist.  Da  sich  aber  die  Gesellschaft  Jesu  dabei  in  den 
Vordergrund  stellte,  und  grössere  Erfolge  erzielte  als  alle 
übrigen  priesterlichen  Genossenschaften,  so  lud  sich,  wie  be- 
greiflich, der  Hass  der  Gegenpartei  am  stärksten  auf  sie  ab. 
Zur  Rechtfertigung  desselben  kann  man  sich  nicht  auf  die 
von  den  Jesuiten  zur  Bekehrung  angewendeten  Zwangsmittel 
berufen,  weil  der  Protestantismus  dort,  wo  er  zur  Herrschaf); 
gelangt  war,  derselben  sich  ebenfalls  und  in  keinem  gerin- 
geren Masse  bediente.  Mit  welcher  Starrheit  er  an  dem  von 
ihm  aufgestellten  und  von  den  Katholiken  adoptirten  Grund- 
satze: Cujus  regio,  illius  est  religio  (der  Herr  des  Landes 
ist  auch  Herr  der  Religion)  festhielt,  zeigt  uns  der  west- 
phälische  Friede,  bei  dessen  Verhandlungen  über  die  Glau- 
bensfreiheit sowohl  von  den  Lutherischen,  doch  hauptsäch- 
lich von  den  Calvinisten,  die  Ansicht  verfochten  wurde,  dass 
^die  Sorge  für  die  Erhaltung  der  wahren  Religion  Gott  selbst 
den  Fürsten  übertragen  habe.  Die  das  Seelenheil  der  Unter- 
thanen  bezweckenden  Anordnungen  können  der  Härte  und 
Grausamkeit  ebensowenig  als  die  Heilmethode  des  Arztes 
beschaldigt  werden,  der  sich  zur  Herstellung  der  Gesundheit 


scbnierzbafter  Mittel  bedieut.  Wo  für  Vernunitgrunde  kein 
Eingang  zu  finden,  müssen  Strafmittel  angewendet  werden, 
zumal  als  die  Furcht  sehr  oft  der  Anfang  der  Weisheit  ist. 
Will  das  Volk  nicht  aus  freiem  Antriebe  verständig  handeln, 
so  muss  man  es  zwingen.  Sowohl  die  Staatsweisheit  als  die 
christliche  Frömmigkeit  schreiben  vor,  „dass  den  Menschen 
selbst  gegen  ihr  Widerstreben  zu  helfen,  und  ihnen  das  von 
ihrer  Verblendung  und  ihrem  Hochmuthe  von  sich  gestos- 
sene  Heilsame  aufzuzwingen  ist^  ^).  Kann  man  die  Jesuiten 
desshalb  fuglich  anfeinden,  dass  sie  ungefähr  ebenso  räson- 
nirten,  und  steht  dem  Grolle  der  Protestanten  über  ihre 
Bekehrungserfolge  nicht  gegenüber,  dass  die  Katholiken  über 
den  Abfall  von  ihrem  Bekenntnisse  doch  wahrlich  keine 
Freude  empfinden,  noch  ihn  schrankenlos  um  sich  greifen 
lassen  konnten? 

Es  giebt  inzwischen  einen  anderen,  nämlich  den  poli- 
tischen Gesichtspunct,  aus  welchem  die  Jesuiten  als  schäd- 
liche und  gefälirliche  Rathgeber  nnd  Machthaber  unbedingt 
zu  verurtheilen  sind.  Die  unstreitig  aus  herrschsüchtigen  und 
ehrgeizigen  Antrieben  entsprungene  Anmassung,  eine  in  den 
politischen  Angelegenheiten  alle  Cabinete  Europens  lenkende 
Machtstellung  einzunehmen,  widerstrebte  so  sehr  ihrem  geist- 
lichen Berufe,  dass  sie  dadurch  in  eine  Verweltlichung  ge- 
riethen,  welche  sie  dem  Dienste  der  Kirche  entfremdete,  und, 
da  Priesterherrschaft  im  Staate  der  Uebel  ärgstes  ist,  sie 
Fürsten  und  Völkern  gefährlich  und  allgemein  verhasst 
machte.  Vergeblich  gab  Vincenz  Carafia,  ihr  Ordensgeneral 
(gest.  1601)9  sich  alle  erdenkliche  Mühe,  sie  von  diesen  Ab- 


*)  Pfanner,  Eist,  pacis  Westphalicae  1.  c,  §.  14.  Die  den  Katho- 
liken ans  schliesslich  zugeschriebene  Lehre  von  der  wahren  nnd  allein- 
leligmachenden  Religion  haben  ebenfalls  beide  Confessionen  mit  ein- 
ander gemein.  Sie  fliesst  aus  dem  logisch  nicht  zu  bestreitenden  Satae: 
Die  Wahrheit  kann  nur  eine  sein,  folglich  kann  es  nur  eine  wahre  Reli- 
gion geben,  was  schon  Cicero  aussprach.  Daran  wurde  die  Folgerung 
geknöpft  t  Wer  sich  zur  wahren  Religion  bekennt,  wird  selig,  wer  wiaient- 
lich  einer  falschen  anhangt,  wird  verdammt. 
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wegen  zurückzubriDgen ;  er  vermochte  den  allseitigen  hart« 
nackigen  Widerstand  nicht  zu  bewältigen  und  grämte  sich 
darüber  zu  Tode*).  Zwar  schützen  ihre  Anwälte  vor,  dass 
sie  den  Regenten  sich  nicht  aufgedrungen,  sondern  bloss 
ihrem  Rufe  Folge  geleistet  haben,  auch  gereiche  es  diesen, 
nicht  ihnen  zum  Vorwurfe,  Staatsangelegenheiten  zu  Gewis- 
sensfragen gemacht  zu  haben.  Diese  Gründe  entbehren  aller 
Beweiskraft,  weil  sie  sich  auf  Diener  der  Kirche  nicht  an- 
wenden lassen.  Diese  müssen  wissen  und  wissen  es,  wie 
weit  ihre  Befugnisse  zur  Einmischung  in  weltliche  Angelegen- 
heiten reichen,  und  dass  die  diessfällige  schmale  und  scharf- 
gezogene Grenze,  ohne  an  der  Religion  und  Kirche  einen 
Treubruch  zu  begehen,  nicht  überschritten  werden  darf. 
Allerdings  war  die  Verlockung  gross,  denn  die  mönchisch 
gesinnten  Fürsten  hatten  kein  Gesicht  für  den  mit  ihrer 
Jesuitenliebhaberei  begangenen  Staatsfehler;  wenn  aber  an 
jeden  Laien  die  moralische  Forderung  gestellt  wird,  der 
Versuchung  zu  widerstehen,  und  die  verweigerte  Folge- 
leistung ihn  straffällig  macht,  so  kann  eine  grosse  von  einem 
einheitlichen  Geiste  geleitete  geistliche  Körperschaft  dieser 
Verpflichtung  um  so  weniger  entbunden,  noch  es  gerecht-^ 
fertigt  werden,  dass  sie  derselben  nicht  nachkam. 

Wir  würden  uns  bei  Erörterung  der  in  der  Regel  ent- 
stellten Jesuitenfrage  einer  Einseitigkeit  schuldig  machen, 
Hessen  wir  unerwähnt,  dass  die  Hofprediger  an  den  pro- 
testantischen Höfen  genau  die  Stelle  der  jesuitischen  Beicht- 
väter an  den  katholischen  einnahmen,  und  sogar  wie  z.  B, 
in  Chursachsen  zur  Zeit  Johann  Georgs,  sammt  anderen 
Theologen,  in  den  geheimen  Rath  berufen  wurden.  Hoe  von 
Hohenegg  in  Dresden,  Tossanus  und  Scultetus  in  Heidelberg 
und  Andere,  machen  die  Lammorinains  in  Wien  vergessen. 


*)  Vincenzo  Caraffa  voleva,  che  i  padri  Jesniti  fossero  e  vivessero 
da  religiosii  lasciando  i  trattati  politici  c  '1  frequentare  le  corti,  nel  quäle 
avendo  trovato  difficoltä  iinpossibili  (invincibili?)  g\i  hanno  ca^onato  il 
t^dio  della  morto. 


Vom  Dämon  der  jenem  Zeitalter  eigenthümlichen  Ver- 
dammungssucht besessen,  predigte  jener  unaufhörlich  von 
der  babylonischen  Hure  und  dem  Antichrist  in  Rom,  und 
wurde,  wie  die  beiden  anderen  starrsinnigen  und  polternden 
Calvinisten,  geradeso  wie  die  Beichtväter  Ferdinands  II.  in 
allen  Staatsangelegenheiten  zu  Rathe  gezogen.  Mit  wenigen 
Ausnahmen  hielt  man  es  in  allen  protestantischen  Ländern 
ebenso. 

Die  Zusammenstellung  der  Jesuiten  mit  den  prote- 
stantischen Hoftheologen  ist  geschichtlich  wohlbegründet 
und  ganz  zutreflfend,  weil  dem  Protestantismus  des  17.  Jahr- 
hunderts .  in  dem  sich  der  von  heutzutage  kaum  noch  er- 
kennen lässt,  das  Princip  der  religiösen  Freiheit  ebenfalls 
fehlte,  folglich  sein  Einfluss  auf  die  Politik,  den  besonders 
der  in  die  Pläne  einer  staatlichen  Umgestaltung  tief  ver- 
wickelte Calvinismus  anstrebte,  die  Gegensätze  in  der  bür- 
gerlichen Gesellschaft,  statt  sie  auszugleichen,  vielmehr 
verschärfte. 

Die  häufig  getadelte  und  verzerrte  Frömmigkeit  der 
beiden  Ferdinande  war  ungeheuchelt,  und  bei  dem  dritten 
nicht  übertrieben.  Sie  gewährte  übrigens  einen  nicht  be- 
merkten und  doch  anerkennenswerthen  Vortheil,  indem  sie 
das  ungeheuere  Sittenverderbniss  vom  Kaiserhofe  ferne  hielt, 
in  welches  die  Höfe  der  Bourbons  und  Stuarte  versanken, 
und  das  sich  auch  auf  das  Hauswesen  manches  kleinen 
deutschen  Fürsten  erstreckte.  Am  Hofe  zu  Wien  gab  es 
keine  Maitressen wirthschaft,  keine  Herrschaft  nichtswürdiger 
Günstlinge,  keine  Mignons.  Wüstlinge  und  Wütheriche, 
wie  sie  selbst  in  ganz  kleinen  deutschen  Fürstenhäusern  bis 
in  die  neueste  Zeit  vorkamen,  verunstalteten  den  Stamm 
der  Habsburger  nicht.  Die  Jesuitenherrschaft,  zu  welcher 
die  Erzherzogin  Maria  von  Steiermark,  die  Mutter  Ferdi- 
nands II.,  den  Grund  legte,  ist  auf  die  Regierung  von  diesem 
und  Leopold  I.  zu  beschränken,  denn  unter  Ferdinand  I., 
der  die  Jesuiten  berief  und  sie  zum  Lehrfache  verwendete, 
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hatten  sie  keinen  politischen  Einfluss,  und  strebten  auch 
nach  keinem,  weil  sie  zu  jener  Zeit  noch  gans  ihrem  geist- 
lichen Berufe  nachlebten.  Während  der  Regierung  Maxi- 
milians U.  müssen  sie  wie  verschollen  gedacht  werden, 
unter  Rudolph  11.,  der  die  Gegenreform  begann,  sehen  wir 
sie  nur  für  diese  thäiig,  denn  weder  er  noch  sein  Nachfolger 
Matthias  bediente  sich  ihrer  in  Staatssachen.  Ihre  politische 
Laufbahn  nimmt  daher  erst  unter  Ferdinand  II.  ihren  An- 
fang, und  erreicht  ihren  Ilöhepunct  unter  Leopold  I.,  unter 
dessen  schwacher  Regierung  sie  von  ihrer  Macht  den  grössten 
Missbrauch  machten.  Ihr  Sturz  ist  das  Werk  seines  Nach- 
folgers Josephs  I.  und  bis  zur  Aufhebung  ihres  Ordens 
unter  Maria  Theresia  blieben  sie  auf  ihre  rein  geistliche 
Wirksamkeit  beschränkt.  Es  ist  auch  ein  Irrthum,  die  Gegen- 
reform als  ein  ausschliessliches  Werk  der  Jesuiten  zu  be- 
trachten, zu  glauben,  jene  wäre  weggeblieben,  wenn  diese 
nicht  bestanden  hätten.  Die  Gegenreform  war  nicht  bloss  von 
confessionellen,  sondern  wesentlich  auch  von  politischen 
Gründen  bedingt.  Man  hatte  mit  den  Protestanten  die  Er- 
fahrung gemacht,  dass  stets  sie  die  Urheber  der  Unruhen 
waren,  und  sie  sich  an  ihre  Spitze  stellten.  Die  Reformation 
hatte  in  der  That  eine  Reihe  von  grossen  Bewegungen  in 
allen  Ländern  hervorgerufen.  Aus  dieser  Wahrnehmung 
schöpfte  man  die  Ueberzeugung ,  dass  Glaubensabfall  und 
Empörung  Hand  in  Hand  gehen,  und  dass  es  nur  der  Ab- 
wehr von  jenem  bedürfe,  um  diese  zu  ersticken.  Vermöge 
dieser  Anschauung,  in  welcher  Ferdinand  H.  durch  die 
böhmischen  Unruhen  sich  mächtig  bestärkt  fühlte,  musste 
es,  abgesehen  von  den  dabei  mitwirkenden  religiösen  Beweg- 
gründen ,  zur  Wiederherstellung  der  Religionseinheit  in 
Oesterreich  kommen.  Diese  wäre,  meinen  Viele,  rascher  und 
besser  durch  den  Religionswechsel  bewirkt  worden,  weil  es 
sodann  zu  Empörungen  keinen  Anlass  weiter  gegeben  hätte, 
auch  würde  ganz  Deutschland  auf  die  Seite  des  protestan- 
tischen Oesterreich  getreten  sein.   Von  dieser  Ansicht  lässt 
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sich  erfahrungsgemäss  sagen :  der  Schein  trögt.  Sie  gründet 
offenbar  in  einer  angenauen  Bekanntschaft  mit  den  damaligen 
inneren  Verhältnissen.  Allerdings  war  die  Anzahl  der  Ka- 
tholiken in  allen  Erbländem  seit  Maximilian  U.  so  bedeutend 
zusammengeschmolzen,  dass  sie  die  Minderzahl  bildete^), 
allein  nicht  das  Zifferverhältniss ,  sondern  das  höhere  oder 
geringere  moralische  Kraft mass  der  einen  oder  der  anderen 
Confession  entscheidet  in  dieser  Frage.  Der  Protestantismus 
hatte  an  der  von  der  Reformation  geweckten  ursprünglichen 
Begeisterung  durch  inneren  Zwiespalt  und  die  Zersplitterung 
in  Secten  bedeutend  eingebüsst.  An  dem  Kampfe,  den  er 
gegen  diese  und  gegen  den  Katholicismus  zu  gleicher  Zeit 
fuhren  musste,  schwächte  sich  seine  Widerstandskraft  all-^ 
mählich  bis  zur  Stumpfheit  ab.  Solehergestalt  trat  eine  Re- 
action  ein,  vermöge  welcher  die  kleine,  lange  Zeit  bedrängte 
katholische  Partei  an  dem  einheitlichen,  ihre  Lebensfähigkeit 
fär  immer  sichernden  Geist,  neuerdings  erstarkte  und 
sich  anschickte,  einen  Widerstand  zu  leisten,  dessen  Be* 
wältigung  im  17.  Jahrhunderte  schon  unmöglich  geworden 
war.  Die  in  der  Blüthezeit  des  Protestantismus  für  ihn  da- 
gewesene Begeisterung  war  auf  die  Katholiken  übergegangen, 
wesshalb  die  Regierung  sich  wohl  glückliche  Erfolge  von 
der  Gegenreform,  keineswegs  aber  ebensolche  vom  Religions- 
wechsel versprechen  konnte.  Dieser  hätte  den  Bürgerkrieg 
zur  unvermeidlichen  Folge  gehabt,  und  da  sein  Ende  nicht 
sobald  abzusehen  gewesen  wäre,  vielleicht  mit  der  Wendung, 
dass  nicht  das  Banner  des  Kreuzes,  sondern  der  Halbmond 
als  Sieger  aus  demselben  hervorgegangen  wäre.  Frankreich 
hätte  sich  der  Katholiken  in  Oesterreich  angenommen  und 
im  Bunde  mit  denen  in  Deutschland,  die  Habsburger  um 
die  Kaiserkrone  gebracht.     Unvermeidlich   wäre   auch   der 


*)  Nach  Oberleitner:  ,,Eyangelischp  Stände  des  Landes  ob  der 
Enns  unter  Mariwilian  II.  und  Radolf  II.  Wien,  1862"  gab  es  imier  dem 
Adel  jene«  Landes  bloss  noch  einen  Katholiken,  den  Herrn  von  Meggan. 
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Verlust  der  Anwartschaft  auf  Spanien  gewesen.  Wie  die 
Dinge  im  17.  Jahrhunderte  in  Deutschland  sich  gestalteten, 
gab  es  für  ein  protestantisches  Kaiserthum  überhaupt  keine 
Aussicht  mehr,  Gustav  Adolph  würde  erfahren  haben,  dass 
es  sich  gegenüber  einer  Coalition  von  Spanien,  Frankreich, 
Polen  und  den  katholischen  Reichsständen  nicht  behaupten 
lässt;  in  Oesterreich  hätte  es  sich  überdiess  noch  um  die 
Frage  gehandelt,  welche  Confession,  die  augsburgische  oder 
die  helvetische,  Staatsreligion  sein  soll,  wobei  auch  in  Be- 
tracht kömmt,  dass  der  durch  den  Religionswechsel  des 
Staatsoberhauptes  voraunsichtlich  ausgebrochene  Zwiespalt 
in  der  regierenden  Familie  möglicherweise  die  unheilvollsten 
inneren  Wirren,  solche,  die  an  die  Zeiten  Rudolphs  II.  und 
seines  herrschsüchtigen  Bruders  erinnern,  bereitet  hätte. 

Die  Durchführung  der  Gegenreform  stiess  von  keiner 
Seite  auf  Schwierigkeiten,  und  scheiterte  selbst  nicht  an  dem 
späteren  siegreichen  Vordringen  der  Schweden  in  Böhmen, 
ein  Beweis,  dass  der  Protestantismus  erlahmt  war.  Die  Be- 
harrlichkeit, mit  welcher  die  beiden  Ferdinande  an  dem 
Glauben  ihrer  Väter  festhielten,  führte  den  grössten  Theil 
des  österreichischen  Adels  zu  ihm  zurück.  Es  ist  gleichviel, 
ob  er  dabei  der  herrschenden  Windrichtung  oder  einer 
Ueberzeugung  folgte.  Der  politische  Zweck  war  erreicht. 
Mit  der  Rückkehr  des  Adels  endete  die  Meuterei,  die  doch 
nur  von  ihm  ausgegangen  war. 

Für  jene  Zeit  und  Umstände  kann  man  sich  allenfalls 
mit  der  von  Ferdinand  IL  und  seinem  Sohne  ergriffenen 
Politik  in  Beziehung  auf  das  religiöse  Verhältniss  aus  den 
angeführten  Gründen  einverstanden  erklären,  allein  schon 
der  nächste  Regierungswechsel  bewies,  dass  ihr  Festhalten 
zu  den  entgegengesetzten  Resultaten  führte,  dass  die  Tole- 
ranz vorzüglicher  als  der  Glaubenszwang  sei.  Leopold  I. 
erfuhr,  dass  die  Beilegung  der  ungarischen  Religions wirren 
und  Empörungen  innerhalb  einer  vierzigjährigen  Anwendung 
von  Pressungen  und  Gegenreformen,  zuletzt  doch  nur  durch 
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die  Bestätigung  des  den  Ungarn  Keligionsfreilioit  gewähren- 
den Linzervertrages  gelang. 

Ferdinand  III.  befand  sich  in  Regensburg,  wohin  er 
nach  beendigtem  Churffirstentag  einige  Befehlshaber  der 
Armee  berufen  hatte ,  um  den  nächsten  Feldzugsplan  zu 
entwerfen  und  dazu  die  nöthigen  Vorbereitungen  zu  treffen, 
als  ihm  die  Nachricht  vom  Tode  seines  Vaters  zukam '). 
Obgleich  selbst  noch  fieberkank,  begab  er  sich  mit  seiner 
Gemalin  augenblicklich  auf  die  Heimfahrt  zu  Wasser,  da 
zu  selber  Zeit  und  noch  viel  später  die  Donau  der  schlech- 
ten Landwege  wegen  stromauf-  und  abwärts  zur  Reise  be- 
nützt wurde. 

Er  landete  in  Nussdorf  ganz  in  der  Stille,  und  hielt 
sich  einige  Tage  in  seinen  Gemächern  zurückgezogen,  bloss 
mit  den  Anordnungen  zum  Leichenbegängnisse  seines  Vaters 
und  der  Einrichtung  der  Regierung  beschäftigt,  deren  erster 
Zielpunct  Ersparnisse  im  Staatshaushalte  durch  Verminderung 
der  Hofauslagen  waren.  Dies  bewirkte  er  durch  eine  bedeu- 
tende Beschränkung  des  Jagdpersonales,  der  Musiker  und 
der  Hofdienerschaft.  Ferdinand  IL  gab  für  die  Jagd  jähr- 
lich 100.000  fl.,  für  die  Hof  kapeile  150.000  fl.,  für  den 
Marstall  350.000  fl.  aus.  In  den  letzteren  Jahren  stiegen 
die  Kosten  des  Hofunterhalts  bis  700.000  fl.,  wozu  noch  für 
ausserordentliche  Ausgaben  300.000  fl.  kamen.  Von  dieser 
mit  seiner  Frömmigkeit  stark  contrastirenden ,  und  bei  der 
damaligen  Finanzklemme  ganz  unverantwortlichen  Geldver- 
schwendung   hat    uns    sein    Sohn   in   der  Reduction   dieser 


'')  Auf  diesem  Chnrfürst,entage  ward  seine  Wahl  und  Krönung  zum 
römischen  Könige,  trotz  der  von  Frankreich  und  England  bereiteten  Hin- 
demisse zu  Stande  gebracht.  Die  böhmische  Krone  empfing  er  im  Jahre 
l«2o  zu  Prag,  und  die  ungarische  gegen  alle  Anstrengungen  Bethlen  Gabors 
sie  ihm  zu  entziehen,  i.  J.  1627  in  Oedenburg.  (Zu  Pressburg,  der  her- 
kömmlichen Krönungsstadt,  wüthete  die  Pest.)  Seine  Tom  Kardinale  Fürst 
Dietrichstein  den  20.  Februar  1631  ihm  angetraute  erste  Gemalin  war  die 
Infantin  Maria,  Schwester  Philipps  IV.  von  Spanien. 
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Summen  auf  394.855  fl.  ftir  den  gesammten  Hofstaat  das 
vollgiltigste  Zeugniss  hinterlassen^).  Die  Jäger  und  Musi- 
ker, sagt  der  venezianische  Gesandte  Venier,  waren  immer 
die  Ersten,  denen  der  Sold  entrichtet  wurde,  während  ihn 
der  gemeine  Soldat  jahrelang  entbehrte.  Von  einigen  mit 
der  Verwaltung  des  Staatsvermö^ens  betrauten  Beamten 
forderte  der  Kaiser  gleich  bei  seinem  Regierungsantritte 
Rechnunglegung,  auch  ordnete  er  einige  Abänderungen  im 
Reichshofrathe  an,  erliess  aber  i.  J.  1637  noch  keine  neue 
Reichshofrathsordnung.  Den  für  ihn  und  den  Staat  gleich 
heilsamen  Schritt  that  er  durch  die  Ernennung  des  Grafen 
Maximilian  von  Trautmanstorff  zu  seinem  Obersthofmeister 
an  Eggenbergs  Stelle,  dem  er  wahrscheinlich  wegen  Häu- 
fung seines  Vermögens  durch  seines  Vaters  masslose  Muni- 
ficenz  und  den  Bezug  einer  Pension  von  Spanien  sehr  gram 
war^).  Ueber  Trautmanstorfi',  den  grössten  Diplomaten  den 
Oesterreich  aufzuweisen  hat,  den  die  Kaunitze  und  Metter- 
niche  nicht  übertrafen,  ja  selbst  nicht  erreichten,  fehlen  fast 
alle  Lebensnachrichten,  wesswegen  wir  hier  etwas  näher  auf 
sie  eingehen  woUen. 

Maximilian  Freih.  von  Trautmanstorff  wurde 
den  23.  Mai  1584  zu  Gleichenberg,  einer  Besitzung  seiner 
zum  Protestantismus  übergetretenen  Eltern,  geboren  und  von 
diesen  zum  Kriegsdienste  bestimmt,    den  er  aber,    wiewohl 


^)  Oberleitner  im  Archiv  für  Kunde  österreichischer  Geschieht«- 
quellen  19.  Band,  setzt  aus  Documenten  des  Hofkammerarchivs  die  Hof- 
auslagen an,  wie  folgt:  Unter  Ferdinand  I.  224.345  fl.,  Maximilian  II. 
.'304.456  fl.,  Budolf  II.  obgleich  unvermählt  546.549  fl.,  Ferdinand  II.  i.  J. 
1625  450.000  fl.,  Ferdinand  III.  i.  J.  1638  394.855  fl.,  aber  1644  486.000fl. 

*)  Von  seinen  Angehörigen  war  der  in  der  Schlacht  von  Bubi« 
gefallene  Freiherr  Adam  i.  J.  1617  katholisch.  Ebenso  dessen  XHerer 
Bruder  Sigmund  Friedrich,  weil  er  in  seinem  Testamente  vom  16.  April 
1628  verordnete,  dass  der  jeweilige  Besitzer  des  Ton  ihm  erriehteten  Fidei- 
commis^es  sich  zur  katholischen  Religion  bekennen  müsse.  Dagegen  erfolgte 
der  üebertritt  des  Freiherm  Adam  Maximilian,  Enkel  Johann  Hartmanns, 
erst  i.  J.  1662.  —  Unsere  Schreibweise  des  Namens  Trautmanstorff  ist  der 
eigeuhündigen  niemals  wechselnden  Unterfertigung  des  Ministers  entlehnt. 
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frühzeitig  zum  OfBciere  vorgerückt,  bald  verliess  und  in 
Civildienste  übertrat.  Mit  diesem  Dienstwechsel  scheint  auch 
der  Religionswechsel  verbunden  gewesen  zu  sein,  weil  ihn 
Kaiser  Rudolf  U.  i.  J.  1604  nicht  zum  Reichshofrathe  er- 
nannt haben  würde,  hätte  er  sich  damals  noch  zur  prote- 
stantischen Confession  bekannt.  Die  Angabe  Hormayrs,  er 
sei  den  Jesuiten  hinsichtlich  der  Aufrichtigkeit  seines  Ueber- 
tritts  verdächtig  gewesen,  scheint  grundlos  zu  sein,  weil 
Mutins  Viteliescus,  der  General  dieses  Ordens,  ihm  i.  J. 
1622  wegen  seiner  dem  Orden  erwiesenen  Gutthaten  einen 
Verbrüderungsbrief  übersandte.  Hieraus  ist  natürlich  kein 
Schluss  auf  die  Begünstigung  der  Jesuitenherrschaft  zu 
machen ;  Trautmanstor£f  strebte  wohl  nur,  eine  gute  Stellung 
zn  diesen  einflussreichen  Ordensleuten  zu  gewinnen.  Kaiser 
Matthias  verlieh  ihm  die  Kämmererwürde  und  ernannte  ihn 
(wahrscheinlich  i.  J.  1617)  zum  Obersthofmeister  seiner  Ge- 
mahlin. Ferdinand  IL  wählte  ihn  i.  J.  1619  zum  ersten  Ge- 
sandten beim  Wahltage  zu  Frankfurt  (der  zweite  war  Zdenko, 
Poppel  von  Lobkowitz)  und  erhob  ihn,  wie  es  scheint,  aus 
diesem  Anlasse  zum  geheimen  Rath.  Er  übertrug  ihm  sodann 
die  Bekanntmachung  der  erfolgten  Wahl  und  Krönung  an 
den  Pabst,  und  im  Rückwege  von  Rom  an  die  italienischen 
Fürsten.  Im  folgenden  Jahre  erkor  er  ihn,  die  vom  Grafen 
Harrach  eingeleiteten  Unterhandlungen  wegen  der  Liga  mit 
Maximilian  von  Bayern  zum  Abschlüsse  zu  bringen,  ein 
Geschäft,  dessen  er  sich  mit  so  günstigen  Erfolg  entledigte, 
dass  Ferdinand  ihn  und  seine  Brüder  Sigmund,  Friedrich, 
und  Hanns  David  den  15.  März  1623  zu  Regensburg  in  den 
Reichsgrafenstand  mit  dem  Prädicate  Hoch-  und  Wohl- 
geboren fi)r  die  älteren,  und  Wohlgeboren  für  die  jüngeren 
Nachkommen  erhob;  zum  erhländischen  Grafen  ernannte  er 
ihn  den  25.  November  1625  zu  Oedenburg.  In  diesem  Jahre 
nahmen  ihn  auch  die  ungarischen  Stände  aus  eigenem  An- 
triebe zum  Mitstand  und  Reichsbaron  an.  Böhmischer  Land- 
atand  war  er  durch  den  Ankauf  der  confiscirten  Herrschaft 
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Teinitz  im  Klattauerkreise  zwei  Jahre  vorher  geworden.  Um 
diese  Zeit  brachte  er  auch  die  Herrschaft  Traut ui an storff 
an  der  Leitha  käuflich  an  sich.  Die  nächste  wichtige  Mission 
war  die  an  den  Hof  zu  Dresden ,  wohin  er  sich  im  April 
1625  gleich  von  seinen  Gütern  weg,  begab.  Hier  leitete  er 
den  Pirnaischen  Vertrag  ein,  und  brachte  i.  J.  1629,  als 
Gesandter  mit  Instruction  vom  28.  Juni  zum  zweiten  Male 
dahin  geschickt ,  den  fiir  das  kaiserliche  Interesse  hoch- 
wichtigen Pragerfrieden  zu  Stande.  Dieses  Verdienst,  an 
welchem  von  Trautmanstorffs  Befähigung  eine  glänzende 
Probe  abstrahlt,  lohnte  der  Kaiser  mit  einem  Geschenk 
von  100.000  fl. ,  für  welche  Summe  er  ihm  zwei  wür- 
tembergische  Herrschaften  überliess.  Im  Interesse  seines 
Hauses  und  Landes  ernannte  ihn  Erzherzog  Leopold 
von  Tirol  i.  J.  1631  zu  seinem  geheimen  Rath  mit  dem 
Gehalt  von  tausend  Thalern.  Ueber  seine  Verrichtungen  in 
Schlesien,  wohin  ihn  Ferdinand  IL  i.  J.  1633  zur  Beschleu- 
nigung der  Friedensunterhandlungen  in  Breslau  sandte,  feh- 
len uns  nähere  Angaben.  In  diesem  Jahre  trat  G.  Traut- 
mannstorft*  als  Obersthofmeister  des  Thronfolgers  den  Dienst 
an.  Ferdinand  konnte  keine  l)essere  Wahl  treffen,  und  bewies 
mit  derselben,  dass  er  für  dieses  wichtige  Amt  den  rechten 
Mann  zu  finden  verstand.  König  Philipp  IV.  von  Spanien 
verlieh  ihm  i.  J.  1635  das  goldne  Vliess,  (Madrid,  27.  Febr.) 
und  eine  Commende  im  Ertrage  von  1500  bis  2000  Ducaten 
jährlich.  Den  Genuss  derselben  bestimmte  der  Graf  seinem 
zweiten  Sohne  Johann  Friedrich.  F'erdinand  III.  ernannte 
ihn  i.  J.  1637,  20.  August  zum  Schlosshauptmann  in  Gratz. 
Sein  ursprünglich  geringer  Vermögensstand  musste  während 
seiner  dienstlichen  Laufbahn  ein  sehr  günstiger  geworden 
sein,  weil  er  im  Jahre  1644  im  Stande  war,  dem  Kaiser 
zur  Bestreitung  der  Auslagen  für  einen  an  die  Pforte  ge- 
sandten Botschafter  125.000  fl.  vorzustrecken.  Er  bekam  für 
dieses  Darleihen  die  Herrschaft  Hall  mit  Urkunde  vom 
1.  Juni  1644  zum  Pfände.  Begünstigte  das  Zustandekommen 
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des  Pragerfriedens  die  Schlacht  von  Nördlingen,  so  er- 
schwerte dagegen  TrautmanstorflPs  noch  ruhmvollere  Staats- 
verrichtung, der  westphälische  Friedensschluss ,  zu  dessen 
Vermittelung  er  i.  J.  1645  mit  Vollmacht  Linz  4.  October 
1645  nach  Münster  gesandt  wurde,  die  elende  Kriegsfuhrung 
der  kaiserlichen  Generäle  und  einige  Zwischenfälle  der  un- 
günstigsten Art  so  bedeutend,  dass  man  die  Besiegung  der 
entgegengestandenen  Schwierigkeiten  allein  der  Ueberlegen- 
heit  seines  Talents  und  seiner  Gewandtheit  in  diplomatischen 
Negociationen  zuschreiben  muss.  Die  glänzende  Laufbahn, 
die  er  durchgemacht  hat,  erschlossen  ihm  übrigens  nicht 
Mos  diese  Fähigkeiten,  sondern  es  trugen  auch  wesentlich 
seine  persönlichen  liebenswürdigen  Eigenschaften  bei.  Ma- 
ximilian vereinigte,  was  sich  selten  gleichmässig  zusammen- 
findet, hellen  Verstand  mit  einem  lebhaften  Geist,  er  drückte 
sich  deutlich,  kurz  und  treffend  aus,  besass  in  hohem  Grade 
Ueberredungskunst  und  Vermittel ungsgabe,  Witz  und  Humor, 
und  überaus  leichte  und  gefällige  Manieren.  Mit  diesen 
Eigenschaften  machte  er  am  Hofe  Glück  und  nahm  die 
fremden  Gesandten  am  Friedenscongresse  so  sehr  für  sich 
ein,  dass  sie,  als  er  zurückkehrte,  glaubten,  ihn  nicht  ver- 
missen zu  können,  wenn  das  schwere  Friedenswerk  vollends 
zu  Stande  kommen  sollte.  Zu  dieser  Beliebtheit  trugen  kör- 
perliche Vorzüge  nicht  das  mindeste  bei,  denn  wahrschein- 
lich in  einem  von  d'Avaux  herrührenden  Gesandtschaftsbe- 
richt ist  sein  Aeusseres  geschildert  wie  folgt:  „C'est  un 
homme  qui  est  tres  grand,  tres  laid,  il  a  un  nez  retrousse, 
les  yieux  enfonces  et  parait  fort  severe,  avec  une  m^chante 
perruque  sur  les  yieux."  Was  ihn  übrigens  der  Nachwelt 
besonders  werth  machen  muss,  war  seine  in  jenem  finsteren 
Zeitalter  ungewöhnliche  geläuterte  Anschauung  der  Dinge, 
seine  gemässigte  Denkweise  und  seine  Kechtschaffenheit. 
Verglichen  mit  dem  eitlen  und  seichten  Olivarez  und  dem 
ruchlosen  Richelieu,  ist  Trautmanstorff  eine  erquickende  Er- 
scheinung.    Seinem    Herrn    hing    er    mit    ganzer    Seele   an. 

Koch,  Gesehichte  Ferdioands  III.    I.  Bd  2 
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Ferdinand  III.  hatte  sicherlich  keinen  treueren  und  ergebe- 
neren Diener  als  ihn.  Das  erkannte  und  würdigte  er  aber 
auch  in  dem  Masse,  dass  kein  Einfluss  vermochte,  ihn  von 
den  liathschlägen  seines  Ministers  zurückzubringen.  Beide 
waren  durch  und  durch  deutsch  gesinnt  und  hassten  die 
Franzosen  noch  mehr  als  die  Schweden.  Mit  Olivarez  und 
der  spanischen  Partei  am  Wienerhofe  lag  Trautmanstorff  be- 
ständig im  Hader.  Der  Friedenssinn  des  kaiserlichen  Mini- 
sters und  die  Kriegslust  des  spanischen  konnten  sieh  un- 
möglich mit  einander  vertragen.  Wenn  wir  sagen,  Ferdinand 
sei  der  ihm  zu  Theil  gewordenen  schweren  Aufgabe  gewach- 
sen gewesen,  so  müssen  wir  beifügen,  dass  er  es  wesentlich 
durch  seinen  dirigirenden  Minister  war.  Die  Diplomatie  ver- 
mochte zwar  nicht  alles  gut  zu  machen  was  der  Krieg  ver- 
darb, sie  erreichte  aber  den  Hauptzweck,  nämlich  Frankreichs 
Pläne,  Oesterreich  zu  verderben  und  Deutschland  in  ein 
neues  Königreich  Austrasien  zu  verwandeln,  scheitern  zu 
machen.  Warum  aber  Trautmanstorff  die  steile  Bahn  nach 
diesem  Ziele  durch  die  Begünstigung  völlig  untüchtiger 
Heerführer,  wie  Savelli  und  Gallas  waren,  immerfort  mit 
selbstgeschaffenen  Barrikaden  verlegte,  wissen  wir  schlech- 
terdings nicht  zu  erklären.  Der  gelindeste  Tadel,  den  wir 
dieser  Schuld  wegen  über  ihn  verhängen  können,  ist  wohl 
der ,  dass  er  vom  Kriege  nichts  verstand  und  von  den 
Kriechereien  dieser  beiden  Wohldiener  sich  berücken  Hess  ***). 
Die  Politik  Ferdinands  III.  war  eine  durchweg  er- 
haltende, die,  tief  begründet  in  einer  wahrhaft  reichs- 
patriotischen Gesinnung,  auf  kein  anderes  Ziel,  als  auf  Ver- 
treibung der  Franzosen  und  Schweden  vom  Reichsboden, 
und  Erlangung  eines  billigen  und  mit  der  Ehre  verträglichen 
Friedens  gerichtet  war.  Tausende  von  Actenstücken ,  bei 
deren  Einsi('ht   wir   eben   diese   Frage  sorgfältig   ins   Auge 


"•j  Die  biographischen  Notizen,  die  wir  über  Trautmanstorff  hier 
oben  raitthciltenf  haben  wir  aus  den  Acten  des  Archives  dieses  fürstlichen 
Hauses  gescliöpft,  können  also  für  ihre  Verlässlichkeit  einstehen. 
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fassten,  überzeugte  uns  je  einmal  und  immer  wieder,  dass 
Ferdinands  Politik  der  angedeuteten  Art  war  und  sich  stets 
gleich  blieb.  Wir  fühlen  uns  daher  wie  befähigt  so  berech- 
tigt, die  Unterstellung  irgend  einer  Nebenabsicht,  heisse  sie 
wie  sie  wolle,  für  grundlos  und  als  eine  tendenziöse  Feind- 
seligkeit zu  bezeichnen  *  *). 

Wenn  immerfort  von  einer  „Österreich  -  spani- 
schen" Politik  geredet  wird,  so  ist  das  so  viel  werth  wie 
der  Versuch ,  zwei  ganz  heterogene  Bestandtheile  in  einen 
Brennpunct  zu  verschmelzen.  Fürs  Erste  gab  es  zu  jener 
Zeit  keine  specifisch  österreichische  Politik,  die  kaiserliche 
aber  verfolgte  einen  von  der  spanischen  ganz  verschiedenen 
Zweck.  Ferdinand  III.  führte  einen  Vertheidigungs-, 
Philipp  IV.  einen  Angriffskrieg.  Jener  beabsichtigte 
weiter  nichts,  als  die  Franzosen  und  Schweden  aus  Deutsch- 
land hinauszujagen,  dieser  wollte  den  Krieg  so  lange  fort- 
fuhren, bis  es  ihm  gelungen  sein  würde,  Frankreich  so  zu 
Grunde  gerichtet  zu  haben,  dass  es  Spanien  nie  mehr  schaden 
konnte.  Der  Kaiser  schloss  den  westphälischen  Frieden, 
Spanien  widerstrebte  ihm  und  setzte  den  Krieg  noch  eilf 
Jahre  lang  fort.  Es  gab  also,  wie  wir  sehen,  in  der  Politik 
der  beiden  verwandten  Häuser  kein  gemeinsames  Princip, 
während  die  materielle  Unterstützung,  die  sie  einander  lei- 
steten, das  eine  mit  Geld,  das  andere  mit  Truppen,  auf 
demselben  natürlichen  Allianz  Verhältnisse  beruhte,  in  welchem 
Schweden  zu  Frankreich  stand. 


")  Dieser  Vorwurf  trifft  insbesondere  Droysen,  der  in  seiner  Ge- 
schichte der  Politik  des  preussischen  Staates  die  habsburgische  dieses 
Zeitabschnittes  in  einer  Ekel  erregenden  Weise  verdächtigt.  Was  soll, 
fragen  wir,  damit  erreicht  werden,  oder  welchen  Dienst  glaubt  man  mit 
der  Entstellung  der  W^ahrheit  Preussen  und  dem  Protestantismus  bei  dem 
gegenwärtig  handgreiflich  wahrgenommenen  Wendepunct  zum  Bessern,  bei 
welchem  die  Geschichtsbehandlung  angelangt  ist,  zu  leisten?  Wir  tragen 
uns  mit  dem  guten  Glauben,  dass  die  Raumer,  Ranke  und  andere  Nota- 
bilitäten  Droysens  Ansichten  nicht  theilen,  und  dass  wohl  Keiner  so  unklug 
wäre,  offenen  Hass  gegen  die  Habsburger  zur  Schau  zu  stellen. 

2* 
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Es  ist  ferner  falsch,  von  einer  österreichischen  „Haus* 
politik"  im  Sinne  einer  der  deutschen  Freiheit  hinterlistig 
nachstellenden  geheimen  Macht  zu  sprechen.  Wo  sind  denii 
die  Beweise,  dass  Ferdinand  III.  gestrebt  habe,  Deutschland 
in  eine  absolute  Monarchie  zu  verwandeln ,  und  welch'  an- 
dere Bedeutung  will  man  dem  Schlagworte  „ Hauspolitik  ** 
geben,  wenn  sie  die  benannte  nicht  gehabt  hat?  Stand  sein 
Sinn  etwa  auf  Eroberung,  oder  verfocht  er  im  Kriege  gegen 
die  auswärtigen  Feinde  etwas  anderes  als  Deutschlands 
Freiheit  und  Wohlfahrt?  Solange  die  Habsburger  die  Kai- 
serkrone auf  ihrem  Haupte  trugen ,  war  ihr  Hausinteresse 
mit  dem  des  deutschen  Reiches  auf  das  Engste  verbunden, 
wie  hätten  sie  also  darauf  ausgehen  sollen,  das  Letztere  zu 
untergraben?  Es  ist  oft  genug  gesagt  worden  und  wird 
noch  öfter  gesagt  werden,  dass  Ferdinand  H.  Deutschland  de- 
spotisch regieren  wollte ,  immer  aber  ist  man  den  Beweis 
schuldig  geblieben,  dass  er  diese  Absicht  hegte,  dass  er, 
was  unläugbar  hätte  geschehen  müssen,  die  Reichsverfassung 
umzustürzen  und  sich  als  unbeschränkten  Herrscher  zu  er- 
klären gesinnt  war.  Beweise,  von  der  Achtserklärung  des 
Pfalzgrafen  Friedrich^  von  der  Verleihung  seines  Landes  und 
der  Uebertragung  der  Churwürde  an  Bayern  oder  vom  Resti- 
tutionsedicte  hergenommen,  sind,  wenn  man  sie  dazu  machen 
will,  einzelne  Handlungen  der  Willkür,  beweisen  aber  in 
der  Hauptsache  nichts.  Die  bestimmte  Gegenanzeige  gegen 
einen  beabsichtigten  Sturz  der  Reichsverfassung  gründet  sich 
erstlich  auf  den  von  Ferdinand  H.  fi'ir  ihre  Aufrechthaltung 
geleisteten  Eid,  dessen  Bruch  seine  scrupulöse  Gewissen- 
haftigkeit nimmermehr  zugegeben  hätte,  und  dann  auf  die 
Einsicht,  dass  ein  solches  waghalsiges  Unternehmen,  bei 
welchem  Katholiken  und  Protestanten  zusammen  wie  ein 
Mann  gegen  ihn  gestanden  wären,  unausführbar  sei  und  ihn 
und  seine  Nachfolger  um  den  deutschen  Thron  bringen 
müsste.  Woran  der  Eroberer  Gustav  Adolph  die  Hand  nicht 
hätte   anlegen   dürfen,   ohne   sie  sich  zu   verbrennen,   daran 
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konnte  der  diesem  an  Macht  und  Thatkraft  weit  nachstehende 
römisch-deutsche  Kaiser  nicht  einmal  denken,  geschweige  es 
beabsichtigen. 

So  absurd  wie  diese  Inzicht  ist  auch  die  Behauptung, 
Ferdinand  lU.  hätte  die  abtrünnigen  deutschen  Fürsten  nicht 
wie  Rebellen  behandeln  sollen,  weil  das  Reich  reif  war, 
grosse  Territorien  zu  bilden.  Mit  anderen  Worten  heisst 
das,  Ferdinand  hätte  die  Zertrümmei'ung  des  Reiches  ge- 
schehen lassen  sollen,  damit  die  Befriedigung  der  Raubgier 
einiger  deutschen  Fürsten  auf  kein  Hinderniss  gestossen 
wäre.  Wer  bürgt  denn  aber  dafür,  dass  aus  dem  Reichs- 
zerfall grosse  Territorien  hervorgegangen  wären,  dass  nicht 
umgekehrt  die  schon  bestandene  Territorial herrschaft  in  ein 
schwedisches  und  französisches  Vasallenthum  sich  umge- 
wandelt hätte  und  die  deutschen  Fürsten  bei  der  Löwenbeute 
leer  ausgegangen  wären?  „Wenn  das  evangelische  Wesen 
und  das  nationale  Leben  dem  Romanismus  nicht  völlig  er- 
liegen sollte,  so  mussten  die  grossen  Territorien  der  Reichs- 
gewalt gegenüber  zur  Independenz ,  ihren  Ständen  gegen- 
über von  der  Landeshoheit  zur  Staatsgewalt  fortschreiten", 
behauptet  Droysen.  Sind  die  Deutschen  durch  diese  that- 
sächlich  geschehene  Umwandelung  eine  Nation  geworden, 
wenn  sie  während  des  Reichsbestandes  keine  waren?  Und 
was  bedeutet  denn  der  in  jüngster  Vergangenheit  sich  all- 
gemein kundgegebene  Drang,  die  Reichsgewalt  „gegenüber 
den  Territorien"  wieder  herzustellen,  was  das  gegenwärtige 
Streben  einer  Partei,  Preussen  an  die  Spitze  Deutschlands 
zu  stellen  und  es  sammt  den  übrigen  Territorien  in  demsel- 
ben aufgehen  zu  lassen,  wenn  Droysens  Assertion  richtig  ist? 

Indem  Ferdinand  III.  bestrebt  war,  des  Reiches  Inte- 
grität und  Verfassung  gegen  die  äusseren  und  inneren  Feinde 
ungeschmälert  zu  erhalten,  handelte  eV  wie  jeder  redliche 
Deutsche  es  wünschen  musste.  Rühmenswerth  ist  es  also, 
dass  er  an  der  deutschen  Sache  selbst  dann  noch  festhielt, 
als  alle   deutschen    Fürsten    von  ihr   abgefallen   und    durch 
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Neutralitäts-  und  Allianzverträge   in  Abhängigkeit   von  den 
Schweden   und  Franzosen   gerathen   waren.     Als  i.  J.  1647 
Bayern,  der  letzte  Bundesgenosse,  wankte,  gab  es  ein  Deutsch- 
land nur  noch  in  Oesterreich,  und  liess  dieses  die  gemeinsame 
Sache  fallen,  erklärte  Ferdinand  in  Folge  der  Abtrünnigkeit 
der  Reichsstände  seiner  Verpflichtungen  sich  enthoben,  ging 
er  für  seine  Person  einen  Frieden  ein  und   zog  er  sich  auf 
seine  Erbländer  zurück,  so  war  das  Vaterland  verloren,  weil 
alle  deutschen  Länder  und  festen  Plätze  sich  in  der  Gewalt 
der  Reichsfeinde   befanden   und  ihren  Heeren  die  Truppen 
der    deutschen  Fürsten    einverleibt ,   oder   durch   die   Neu- 
tralitätsverträge zur  Unthätigkeit  verurtheilt  waren.    Ausser 
der  Groösmacht  Oesterreich  gab  es  damals  keine  andere,  an 
welche  die  Nation   in  ihrer  Bedrängniss  sich  hätte  wenden 
können ,    und   ausser   Ferdinand    keinen    andern    deutschen 
Fürsten,  der,   beschränkt  auf  seine  Hausmacht,    den  Krieg 
fortsetzen  konnte.     Dass   er ,  ungeachtet    des   Abfalls   aller 
seiner  Bundesgenossen,  das  dennoch  wollte,  gereicht  ihm 
ohne   Widerrede  zu  seines   Namens   und  Hauses   wohlver- 
dientem Ruhm,  denn  wie  hoch  man  seine  Verpflichtungen  als 
Reichsoberhaupt  anschlagen  möge,  von  der  Zeit  an,  als  die 
Nation   an  sich  selbst  ungetreu  und  den  Feinden  dienstbar 
geworden  war,  erloschen  sie. 

Wenn  protestantische  Zeloten  jener  Zeit  Deutschlands 
Zertrümmerung  der  Fortdauer  des  Katholicismus  vorzogen, 
so  befremdet  uns  das  eben  nicht,  denn  noch  drückte  der 
Alp  des  confessionellen  Elements  zu  mächtig  auf  die  auf- 
geregten Geister;  dass  wir  aber  einer  analogen  Auffassung 
noch  heutzutage  begegnen,  dass  wir  hören  müssen :  „Kaiser 
und  Reich  stärken ,  hiess  nur  die  Gefahr  (der  Reaction) 
beschleunigen ,  der  man  vorbeugen  musste.  Was  sie  (die 
Protestanten)  für  Kaiser  und  Reich  thaten,  kam  sofort  dem 
Hause  Oesterreich  zu  Gute,  und  die  deutsch-österreichische 
Partei  war  nur  so  weit,  als  eigene  Gefahr  und  Schwäche 
sie    band ,    nachgebend,  behutsam  ,  unrömisch",  klingt  ganz 
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so,  als  wolJe  man  noch  im  19.  Jahrhundert  geltend  machen, 
dass  der  Protestantismus  höher  stehe  als  das  Vaterland,  dass 
man  dieses  untergehen  lassen  könne,  woferne  nur  seine  Herr- 
schaft gesichert  ist.  Wenn  in  dieser  Gesinnung  allein  eine 
deutsche  gesehen  werden  sollte,  so  trügen  wir  kein  Be- 
denken, das  Deutschthum  zu  verläugnen,  denn  einem  Volke, 
dem  Freiheit  und  Selbstständigkeit  minder  werth  als  confes- 
sionelle  Interessen  sind,  möchten  wir  nicht  angehören.  War 
es  eine  Lebensbedingniss  der  Nation,  die  Franzosen  und 
Schweden  aus  Deutschland  hinauszujagen  und  sich  ihrem 
Joche  zu  entziehen,  so  durften  Sonderinteressen  von  der 
Vereinigung  aller  Deutschen  fiir  diesen  Freiheitskampf  nicht 
abhalten.  Ob  derselbe  dem  vorkämpfenden  Hause  Oesterreich 
nebenbei  zu  gute  komme,  ob  die  Reactionsgefahr  (die  unter 
dem  dritten  Ferdinand  zum  Himgespinnst  wird)  durch  die 
Unterstützung  von  Kaiser  und  Reich  »beschleunigf*  werde, 
das  musste  jedem  guten  Deutschen  ganz  gleichgiltig  sein, 
so  lange  es  sich  um  Sein  oder  Nichtsein  handelte- 

Nach  der  Sicherstellung  ihrer  Unabhängigkeit,  dem 
höchsten  Gute,  das  eine  Nation  besitzt,  konnten  die  Deutschen 
ihre  religiösen  Händel  und  politischen  Beschwerden  wie 
früher  auf  den  Reichs-Collegial-  und  Deputationstagen  durch- 
kämpfen, blutig  durften  diese  Fragen  ohnehin  nicht  gelöst 
werden.  Indem  dies  aber  leider  in  dieser  grausamen  Weise 
und  noch  überdies  mit  geflissentlicher  Herbeiziehung  der 
auswärtigen  Feinde  geschah,  machten  sie  sich  auch  des 
Meineides  und  Verrathes  schuldig  und  luden  sich  eine  Schmach 
auf,  deren  Beschönigung  nur  in  dem  einzigen  Falle  denkbar 
ist,  als  man  streben  sollte,  sie  ein  drittes  Mal  auf  diese 
Abwege  zu  führen. 

Ferdinands  III.  geheimer  Rath  dem  Trautmanstoi-ö 
als  Präsident  und  der  Vicekanzler  Graf  Kurtz  als  Viceprä- 
sident  vorstanden,  behandelte  die  auswärtigen  —  und  —  die 
Reichsangelegenheiten,  bildete  demnach,  da  es  über  ihm 
keine  höhere  Stelle  mit  dem  nämlichen  Wirkungskreise  gab. 
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das  Wiener-Cabinet.  Die  Protokolle  dieses  Collegiums,  des- 
sen Berathungen  der  Kaiser  häufig  beiwohnte,  schaflen  die 
Ueberzeugung,  dass  er  durchgeh ends  aus  sehr  geschäfts- 
kundigen nnd  klugen  Männern  zusammengesetzt  war.  Die 
Mehrzahl  derselben  zeichnete  sich  durch  die  genaueste 
Kenntniss  des  deutschen  Staatsrechtes,  und  bei  Behandlung 
der  in  dasselbe  einschlagenden  Fragen  durch  geschichts- 
kundige  Erläuterungen  und  Conibinationen  analoger  Fälle 
aus,  in  denen  sich  ein  tief  eingreifendes  und  weit  zurück- 
reichendes Studium  der  verwickelten  deutschen  Rechts- 
verhältnisse abspiegelt.  Der  geheime  Rath  verhandelte  seine 
Geschäfte  in  folgender  Weise :  Aus  den  eingelaufenen  Schrift- 
stücken wurde  der  Inhalt  summarisch  ausgezogen  und  genau 
dargestellt.  Bei  der  Verhandlung  verlas  der  Secretär  diesen 
Auszug  sammt  den  wichtigsten  Stellen  des  Originals.  War 
dieses  von  besonderer  Wichtigkeit,  so  brachte  er  es  seinem 
ganzen  Inhalte  nach  zur  Kenntniss  der  Versammlung.  Unter 
Ferdinand  II.  gab  Fürst  Eggenberg,  sein  erster  Minister, 
seine  Stimme  zuletzt  ab,  dagegen  votirte  unter  Ferdinand  III. 
Graf  Trautmanstorff  der  Erste.  Separat- Voten  kamen  selten 
vor.  Jedes  Mitglied  des  geheimen  Raths  unterzeichnete  das 
Sitzungsprotokoll,  in  welchem  sich  stets  angemerkt  findet, 
ob  die  Beschlussfassung  eine  einhellige  war  oder  blos  die 
der  Majorität.  Das  Gutachten  des  geheimen  Raths  ist  jedes- 
mal genau  motivirt  und  die  Sprache  nicht  blos  eine  frei- 
müthige,  sondern  in  gewissen  Fällen  eine  sehr  nachdrückliche, 
Mass  und  Richtung  gebende ,  doch  wird  sie  durch  die 
übliche  Schlussformel  gemildert  :  „Es  steht  übrigens  alles 
bei  dem  Belieben  Eurer  Majestät."  Wir  entdeckten  in  diesen 
Gutachten  keine  neuen  und  genialen  Ansichten,  wohl  aber 
grosse  Umsicht  und  Bedachtnahme  auf  etwa  eintretende 
Wechselfälle,  ein  strenges  Festhalten  an  den  Einrichtungen 
des  Reiches,  klugen  Rath  und  so  viel  Rechtssinn,  dass  sich 
wahrlich  sagen  lässt,  für  jenes  machiavellistische  Zeitalter 
sei  die  Politik  Ferdinands  III.  zu  ehrlich  gewesen.     Wie 
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häufig  und  bitter  Franki-eichs  Intriguen  darin  beklagt  werden, 
findet  man  dennoch  nicht,  dass  der  geheime  Rath  anf  ein 
ähnliches  Ränkespiel  je  eingerathen  hätte  ,  wesshalb  man 
unwillkürlich  versucht  wird  zu  glauben,  es  habe  ihm  dafür 
an  Erfindungsgabe  gemangelt.  In  allen  Fällen,  tinig  der  ge- 
heime Rath  sorgfaltige  Rücksicht  auf  die  Wahrung  des 
„kaiserlichen  Ansehens",  das  nicht  geschmälert,  dem  nichts 
vergeben  werden  sollte.  In  dieser  Maxime  bestand  die  ganze 
sogenannte  „österreichische  Hauspolitik".  Auf  Spanien  nahm 
er  wenig  und  in  der  Friedensfrage  gar  keine  Rücksicht. 
Indessen  wurden  die  spanischen  Angelegenheiten  sehr  oft 
zwischen  dem  Kaiser  und  der  Kaiserin  und  dem  nicht  selten 
widerstrebenden  Trautmanstorff  abgemacht.  Die  geheimen 
Räthe  und  bisweilen  auch  die  Reich shofräthe  verwendete 
der  Kaiser  regelmässig  zu  Missionen,  da  Botschafter  nur 
in  Rom  und  Madrid ,  und  an  vielen  Höfen  nicht  einmal 
Ministerresidenten  gehalten  wurden.  Mit  den  wichtigsten 
Verrichtungen  betraute  der  Kaiser  am  häufigsten  den  Grafen 
Kurtz,  dann  noch  den  Khevenhiller  und  Fürsten  Lobkowitz, 
solche,  die  ausgebreitete  Rechtskenntnisse  heischten,  über- 
trug er  gewöhnlich  dem  Volmar,  Crane  oder  Auersperg; 
an  Höfe,  mit  denen  er  nicht  in  näherer  Verbindung  stand, 
sandte  er  den  Plettenberg,  Walderode,  Isola  und  andere. 
Von  dem  erstatteten  Gutachten  seines  geheimen  Rathes 
ging  er  in  den  seltensten  Fällen  ab,  doch  modificirte  er 
bisweilen  seine  Beschlüsse.  Kamen  Kriegssachen  zur  Ver- 
handlung, so  wohnten  ihm,  wenn  sie  anwesend  waren,  sein 
Bruder,  Piccolomini,  Gallas  und  andere  Generäle  bei,  dann 
noch  regelmässig  der  Hofkriegs- Präsident.  Die  Zahl  der 
Votanten  wechselte  daher  gewöhnlich  zwischen  neun  und 
vierzehn.  Mit  Ausnahme  des  Bischofes  von  Wien,  der  im 
Rufe  stand  ein  grosser  Politiker  zu  sein,  gab  es  keine 
Geistlichen  im  geheimen  Rathscollogium ,  doch  findet  sich 
bisweilen  der  Erzbischof  von  Prag,  Graf  Hanaeh,  wenn  er 
eben  in  Wien  war,  beigezogen.    Religionsfragen  von  grosser 
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Wichtigkeit,  z.  B.  die  Anerkennung  der  Reformirten,  berieth 
übrigens  anch  Ferdinand  III.  mit  seinem  Gewissensrath. 

Der  Reich sho fr ath,  der  im  Range  dem  geheimen 
Rath  am  nächsten  stand  und  dem  die  Behandlung  der 
Reichsgeschäfte  unmittelbar  oblag,  erfuhr  bei  Ferdinands 
Thronbesteigung  in  einigen  Stucken  eine  Verbesserung,  kei- 
nes weges  aber  eine  radikale  Reform.  Vermöge  der  Wahl- 
capitulation  war  der  Kaiser  zur  Herstellung  einer  neuen 
Reichshofrathsordnnng  verpflichtet,  die  er  auch  wirklieh,  doch 
erst  i.  J.  1644  erliess.  Ausserdem  hatte  das  churfürstliche 
Collegium  eine  Beschränkung  auf  zwölf  Räthe,  sechs  adelige 
imd  sechs  Rechtsgelehi-te,  verlangt,  doch  sollten  alle  wichti- 
gen Angelegenheiten  in  voller  Versammlung  berathen  wer- 
den. Der  Kaiser  ordnete  jedoch  statt  zwölf  Räthen  vierzehn 
an,  und  ging  wohl  das  weitere  Begehren,  nämlich,  dass  der 
geheime  Rath  an  den  Beschlüssen  des  Reichshofrathes  ohne 
dessen  Mitwissen  nichts  ändere,  ein,  nahm  aber  hiervon  das- 
jenige aus,  was  aus  Staatsgründen  seinem  freien  Ermessen 
anheimgestellt  bleiben  musste,  wobei  er  auch  bedingte,  dass 
das  churfürstliche  Collegium  sich  enthalte,  der  herkömm- 
lichen Jurisdiction  des  Reichshofrathes  irgend  einen  Eintrag 
zu  thun,  oder  die  Berufung  vom  obersten  Hofmarschallamte 
an  denselben  zu  verhindern.  Gegen  alle  übrigen  Wünsche 
des  benannten  Collegiums  hatte  der  Kaiser  nichts  einzuwenden. 
Diese  lauteten:  Kein  Rath  soll  sich  die  zur  Geschäftsbe- 
handlung benöthigten  Acten  selbst  zueignen  dürfen,  sondern 
sie  sollen  ihm  vom  Präsidenten  oder  Vicepräsidenten  zu- 
gestellt werden.  Bekanntmachung  des  Referenten  und  der 
geschöpften  Urtheile  sei  zu  verhüten.  In  wichtigen  Ange- 
legenheiten wären  Correferenten  anzuordnen.  Wie  ehedem 
sollen  Protokollsregister  eingeführt,  die  Ausfertigungen  an 
keinem  anderen  Orte  als  in  der  Reichskanzlei  vorgenommen 
werden  und  der  Gebrauch  des  Reichssiegels  nirgend  sonst 
als  dort  gestattet  sein.  Da  Verschwiegenheit  Noth  thut,  so 
wären  gegen  Diejenigen,  welche  sie  nicht  beobachten,  Strafen 
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zu  verhängen.  Die  Visitation  des  Eeichshofrathes  sei  nach 
den  Vorschriften  Ferdinands  I.  und  Matthias  einzurichten. 
Es  war  eines  der  ersten  Geschäfte  des  Kaisers,  dem  Reichs- 
hofrathe  diese  Bedingnisse  und  Wünsche  des  churfurstlichen 
CoUegiums  sammt  den  Modificationen  mitDecret  vom  15.  April 
1637  anzudeuten  und  den  genauesten  Vollzug  derselben  an- 
zubefehlen '^).  Wenn  dessenungeachtet  sich  später  wieder 
Missbräuche  einschlichen  und  sich  die  Bureaukratie  im  All- 
gemeinen den  Vorwurf  zuzog,  die  Amtsgeheimnisse  nicht 
strenge  genug  zu  bewahren,  so  ist  dieser  üebelstand  grossen- 
theils  auf  Rechnung  des  zu  knapp  bemessenen  Gehalts  und 
dessen  lange  Rückstände,  herbeigeführt  durch  den  Krieg  und 
die  zerrüttete  Finanzlage,  zu  setzen,  doch  dürfte  mitunter 
auch  Bestechung,  deren  die  Franzosen  und  Schweden  sich 
überall  gleichmässig  bedienten,  darauf  eingewirkt  haben.  Ist 
diese  einigen  auffallenden  Vorkommnissen  entlehnte  Voraus- 
setzung richtig,  so  ist  doch  dabei  weniger  an  Einheimische 
als  vielmehr  an  die  in  die  Staatsdienste  durch  Protection 
aufgenommenen  Fremden  (meist  Spanier  und  Italiener)  zu 
denken  *3),  Bei  alle  dem  ist  übrigens  zur  Steuer  der  Wahr- 
heit zn  sagen,  dass  Beispiele  von  Verrath  und  Untcrschleif, 
wie  deren  unter  Leopold  I.  vorkommen,  während  der  Re- 
gierung Ferdinands  III.  nicht  zu  entdecken  sind.  Mit  einem 


")  Kais.  Reichsarchiv. 

'*)  Marquis  Caretto-Grana,  der  kais.  Botschafter  in  Madrid,  be- 
schwerte sich  zu  wiederholten  Malen,  dass  die  geheimen  Nachrichten 
seiner  Depeschen  wieder  nach  Madrid  gelangten  und  die  spanischen  Mini- 
ster gegen  ihn  geäussert  hätten,  sie  könnten  ihm  Geheimnisse  ihres  Cabi- 
nets  nicht  wohl  vertrauen,  weil  sie  in  Wien  nicht  gehütet  werden.  Grana 
mass  diessfalls  die  Schuld  ,,den  vielen  in  den  österreichischen  Kanzeleien 
angestellten,  von  den  spanischen  Ministern  abhängigen  spanischen  Be- 
amten" bei. 
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derartigen  Verbrechen  findet  sich  unter  ihm  kein  Name  von 
Bedeutung  befleckt  ^*). 


*  *)  Die  venetiaiiischen  Gosandtflchaftsbcrichtc  lassen  die  ganze  hohe 
nnd  niedere  Benmtenwelt  und  selbst  die  GenerKle  von  Spanien  bestochen 
sein,  und  machen  selbst  mit  Traut  man  stör  ff  keine  Ausnahme.  Das 
sind  aber  lediglich  Eingebungen  des  Hasses  und  der  Rivalitlit  der  Republik 
gegen  Spanien;  wesswegen  man  sich  hüten  muss,  den  vielgepriesenen 
venetianischen  Berichten  unbedingt  Glauben  beizumessen.  Gra  na  bemerkt : 
I  Vcneziani  fondano  la  loro  scienza  politica  nei  sospctti,  sieche  scrive 
rAmbasciatore  Veneto  in  modo,  che  quasi  dh  la  ragione  ai  Francesi  e  a 
iioi  la  colj)a  delle  lunghezzc  e  difficolth  nei  prelimiuari. 


Zweiter  Abschnitt. 


Als  Ferdinand  III.  die  Regierung  antrat,  stand  der 
Schwede  zwar  noch  auf  dem  Reichsboden  und  die  Feind- 
seligkeiten Frankreichs  währten  fort,  dennoch  aber  waren 
die  Friedensaussichten  nicht  ganz  geschwunden.  Man  wusste, 
dass  die  Schweden,  welche  zu  Anfang  des  Jahres  1637  im 
Krieg  allenthalben  im  Nachtheile  waren,  nicht  ungeneigt 
seien,  Frieden  zu  schliessen,  und  glaubte,  dass  Frankreich 
von  der  Kriegsverwickelung  mit  Spanien  verhindert  sein 
werde,  an  dem  deutschen  Kriege  thätigen  Antheil  zu  nehmen. 
Richelieu  hatte  wirklich  zunächst  Eroberungen  in  den  Nieder- 
landen im  Auge,  wesswegen  Bernhard  von  Weimar,  obgleich 
er,  um  eine  kräftige  Unterstützung  zu  erwirken,  selbst  nach 
Paris  gereist  war,  doch  nichts  erlangen  konnte.  Hierzu  kam, 
dass  der  Churfurst  Johann  Georg  von  Sachsen,  durch  den 
Prager-Frieden  fiir  die  Sache  des  Kaisers  wiedergewonnen, 
sich  von  den  Schweden  getrennt  hatte,  und  dass  zu  hoften 
stand,  andere  abgefallene  und  mit  dem  Kaiser  noch  nicht 
ausgesöhnte  deutsche  Fürsten  würden  seinem  Beispiele  folgen. 
Mächtig  fühlte  auch  das  mit  Krieg,  Pest  und  Hungersnoth 
heimgesuchte  deutsche  Volk  von  der  Hoffnung  sich  gehoben, 
dass  der  Regierungswechsel  für  sich  allein  das  Ende  seiner 
Drangsale  beschleunigen  werde,  da  man  allgemein  voraus- 
setzte, der  Sieger  von  Nördlingen  werde  sich  selber  an  die 
Spitze  seiner  Armee  stellen  und  rasch  den  Frieden  erkämpfen. 

In  diesen  Erwartungen  sah  die  Welt  sich  sehr  bald 
gänzlich   getäuscht,    doch   trug   daran  der  Kaiser  nicht  die 
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Schuld.  Er  hatte  den  Entschluss,  persönlich  ins  Feld  zu 
rücken,  wirklich  gefasst,  kam  aber  durch  die  Vorstellungen 
seiner  Eäthe,  dass  seine  Entfernung  einen  Türkeneinfall  an 
der  unteren  Donau  unfehlbar  zur  Folge  haben  würde,  davon 
zurück,  zumal  auch  der  venetianische  Gesandte  ihn  eindring- 
lich davon  abmahnte.  Dieser  bisher  unbekannt  gebliebene 
Abhaltungsgrund  wälzt  die  Beschuldigung  einer  indolenten 
Fahrlässigkeit  von  Ferdina)id  ab.  Dieselbe  Bewandtniss  hat 
es  mit  (Jem  Vorwurfe  der  Franzosen,  den  Frieden  stets  im 
Munde  geführt  und  ihn  zu  keiner  Zeit  aufrichtig  gewollt  zu 
haben.  In  dieser  Behauptung  ist  eine  listige  Uebertragung 
ihrer  eigenen  unverzeihlichen  Schuld  auf  ihn  zu  erblicken. 
Urban  VIII.,  eifiig  bestrebt,  dem  Blutvergiessen  ein  Ende 
zu  machen ,  Hess  durch  seinen  Nuntius  am  Wiener  -  Hofe 
i.  J.  1635  Ferdinand  U.  Vorschläge  zu  einem  Friedenscon- 
gresse  überreichen.  Diese  theilte  Ferdinand  seinem  damals 
im  Feldlager  zu  Heilbronn  weilenden  Sohne,  dem  Könige 
von  Ungarn,  mit,  und  verlangte  sein  Gutachten.  Es  datirt 
vom  3.  August  und  lautet:  „Obgleich  von  neuen  Tractaten 
zu  besorgen  ist,  dass  der  Fortgang  des  Prager-Friedens,  zu 
dessen  Annahme  Hessen-Kassel,  Sachsen- Weimar,  Braun- 
schweig -  Lüneburg  u.  A.  sich  noch  nicht  bequemt  haben, 
eine  Hemmung  erfahre,  weil  diese  Häuser  von  neuen  Trac- 
taten sich  bessere  Bedingungen  versprechen  dürften,  und 
obgleich  es  selbst  den  Anschein  hat,  als  bestände  die  Absicht, 
mit  diesem  Vorschlag  den  Prager  -  Frieden  unwirksam  zu 
machen,  so  überwiegt  doch  alle  diese  Bedenken  der  für  die 
Annahme  des  päpstlichen  Vorschlages  sprechende  mächtige 
Grund,  dass  von  einer  längeren  Fortsetzung  des  Krieges, 
dessen  Beschwernisse  je  länger  desto  mehr  unerträglich  fallen 
müssten.  Abtrünnigkeit  der  deutschen  Fürsten  zu  befürchten 
sei.  Der  Kaiser  möge  demnach  in  die  Vorschläge  Koms 
willigen,  und  etwa  den  Monat  October  zum  Beginne  der 
Conferenzen  bestimmen.  Unter  den  Itir  selbe  zu  wählenden 
Gesandten  wäre   vorzugsweise  der  Bischof  von  Würzburg 
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wegen  seiner  Kenntniss  der  französischen,  dann  Savelli  wegen 
der  italienischen  Sprache,  und  Graf  Kurtz  zu  bedenken." 

Da  der  vom  Abfall  der  Fürsten  entlehnte  Gesichts- 
punct  schon  i.  J.  1635  massgebend  für  Ferdinand  III.  war, 
80  können  wir  nicht  zweifeln,  dass  er  es  spater  noch  un- 
gleich mehr  geworden,  mithin  die  bemerkte  Unterstellung 
der  Franzosen  ganz  grundlos  ist.  Wir  überzeugen  uns  auch 
aus  obigem  Gutachten,  dass  er  an  den  Friedensbestrebungen 
seines  Vaters  und  den  im  nächsten  Jahre  angebahnten  K  ö  1- 
ner  Conferenzen,  für  welche  von  kais.  Seite  der  vor- 
geschlagene Bischof  von  Würzburg  gewählt  wurde,  wesent- 
lichen Antheil  hatte.  Das  Friedenshinderniss  kam 
aliein  von  Frankreich.  Richelieu  hatte  die  Politik  Hein- 
richs IV.  und  Süll} 's  ergriflfen ,  und ,  da  die  Wirren  in 
Deutschland  sie  ungemein  begünstigten,  ihre  Verwirklichung 
als  ein  zu  einem  Staatsgrundsatze  erhobenes  Ziel  sich  vor- 
gesetzt. Er  trug  sich  mit  der  Ansicht,  dass  Oesterreich 
bei  der  Fortsetzung  eines  von  wenigen  Bundesgenossen  unter- 
stützten Krieges  zuletzt  denn  doch  unterliegen  werde,  und, 
da  ihn  einestheils  der  Ruhm  und  die  Grösse  Frankreichs 
und  anderntheils  das  eigene  Interesse,  die  Bedingniss,  sich 
seinem  Herrn  nothwendig  zu  machen,  um  sich  in  seiner 
Stellung  zu  behaupten ,  bewegte ,  so  waren  in  seiner  Seele 
alle  Friedensgedanken  ausgeschlossen.  Da  aber  die  Ehre 
Frankreichs  vorschrieb,  den  Schein  zu  retten,  so  heuchelte 
er  fortwährend  die  friedlichsten  Gesinnungen,  und  wälzte 
die  Schuld  der  Verzögerung  auf  den  Kaiser,  indem  er,  um 
diese  zu  unterhalten,  demselben  ein  um  das  andere  Mal 
und  immer  wieder  neue  Bedingungen  stellte,  die  er  nicht 
annehmen  konnte.  So  schrieb  er  dem  Abbe  Fieschi  in  Ma- 
drid aus  Soissons :  „Ich  arbeite  am  Frieden  mit  einer  solchen 
Heissbegierde,  dass,  heischte  sein  Zustandekommen  die  Ver- 
giessung  meines  eigenen  Blutes,  die  Welt  von  der  Wirkung 
meiner  Bereitwilligkeit   sich  bald  überzeugen  würde  ')" ,    in 

')  K.  k.  Staatsarchiv. 
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Köln  hingegen  erhob  er  eine  Schwierigkeit  nach  der  andern, 
bis  vier  Jahre  fruchtlos  verstrichen  waren.  Der  Kaiser  gab 
seiner  Anschauung  von  der  Politik  Frankreichs  folgenden  zu- 
trefienden  Ausdruck:  „Frankreich  ist  unter  allen  Unseren 
und  des  heil.  Reiches  Feinden  der  Hauptfeind,  und  das 
rechte  Directorium  aller  anderen  kriegflihrenden  Parteien. 
In  Frankreich  ist  Alles  angesponnen  worden.  Die  Intentionen 
der  Franzosen  sind  nicht  auf  den  Frieden  gerichtet,  sondern 
ihre  Universal-Maxime  ist,  zur  Verhütung  innerer  Unruhen 
den  Krieg  ausser  Land  zu  unterhalten"^).  Nicht  besser 
äussert  er  sich  über  die  Absichten  Frankreichs  und  Schwe- 
dens, indem  er  sagt :  „Je  länger  je  mehr  weiset  der  Augen- 
schein, dass  die  beiden  Kronen  nicht,  wie  sie  jederzeit  vor- 
gaben und  sich  rühmten,  pro  defensione  religionis  aut  liber- 
tate  Imperii  sich  in  diesen  deutschen  Krieg  eingemischt,  son- 
dern dass  es  zur  Erweiterung  ihrer  Herrschaft  und  Eroberung 
fremder  Länder,  auch  zu  völliger  Destruction  des  Reiches 
und  deutschen  Kaiserthums  geschehen  ist.  Unter  dem  Vor- 
wand Unser  Erzhaus  allein  zu  bekriegen,  sind  sie  gewillt, 
das  Reich  in  ihre  Gewalt  zu  bringen  und  unter  sich  zu 
theilen"  ^).  Die  Franzosen  gestanden  schon  zu  jener  Zeit 
diese  Absichten  ein,  und  ihre  Ansprüche  auf  das  Elsass,  so  wie 
die  der  Schweden  auf  Pommern  lieferten  davon  den  thatsäch- 
lichen  Beweis ;  gleichwohl  aber  haben  die  meisten  deutschen 
Geschichtschreiber  hinter  diesem  schändlichen  Eroberungs- 
krieg lautere  Antriebe  gesehen  und  einen  Religions  -  und 
Freiheitskampf  aus  ihm  gemacht,  ja  selbst  mit  der  Gut- 
heissung seiner  Unterstützung  von  Seite  der  Deutschen. 

Die  Ungeneigtheit  der  Feinde  zum  Frieden  hielt  Fer- 
dinand von  Versuchen,  sie  dafür  zu  gewinnen,  nicht  ab. 
Der  Papst  hatte  Köln  zum  Congressorte  bestimmt  und 
Kardinal  Ginetti,  sein  Legat,  hielt  im  October  1636  seinen 


')  Schreiben  an  den  ChurfUrstcn  von  Bayern. 

3)  An  den  Churfiirsten  von  Brandenburg  im  Reichsarchiv. 
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feierlichen  Einzug  daselbst.  Ferdinand  11.  sandte  den  von 
seinem  Sohne  vorgeschlagenen  Bischof  von  Würzburg  und 
die  Reichshofräthe  Questenberg  und  Crane  dahin,  Spanien  den 
Grosskanzler  von  Mailand,  Don  Antonio  Ronquillo  und  den 
Grafen  Olivier  Schinquinello,  Frankreich  hingegen  Hess  den 
Congress  unbeschickt,  obgleich  es  sich  zum  Schein  damit 
einverstanden  erklärt  hatte.  Um  hierzu  einen  schicklichen 
Vorwand  zu  haben,  verlangte  es  von  Spanien  und  vom  Kaiser 
Pässe  für  seine  Bevollmächtigten,  dann  welche  für  die  Schwe- 
den, Holländer  und  die  protestantischen  deutschen  Fürsten, 
dessen  Bundesgenossen.  Der  Kaiser  verweigerte  sie  den  letz- 
teren nnd  den  Schweden,  der  Konig  von  Spanien  verweigerte 
sie  den  Holländern,  in  der  Zulassung  ihrer  Bevollmächtigten 
die  Anerkennung  ihrer  Unabhängigkeit  erblickend.  Als  Grund 
seiner  beharrlichen  Weigerung  hinsichtlich  der  deutschen 
Fürsten  gab  der  Kaiser  an,  dass  er  mit  ihnen  als  seinen 
und  des  Reiches  Feinden  nicht  tractiren  könne.  Als  nun  die 
Schweden  den  Congress  ihrerseits  ganz  verwarfen,  theils  aus 
Abneigung  gegen  die  katholische  Stadt  Köln  und  den  zum 
Vermittler  gewählten  päpstlichen  Legaten,  hauptsächlich  aber 
weil  sie  nicht  am  nämlichen  Orte  mit  den  Franzosen  zu- 
sammen verhandeln  wollten,  ein  Wunsch  den  auch  Ferdi- 
nand ni.  hegte,  schoben  die  Franzosen,  denen  es  lediglich 
um  Zeitgewinn  für  ihren  in  geheim  mit  den  Schweden  ver- 
handelten Allianzvertrag  zu  thun  war,  andere  Gründe  vor, 
worauf  die  Republik  Venedig  ihre  Vermittlung  an  des  päpst- 
hchen  Legaten  Stelle  und  die  Sendung  eines  Gesandten 
nach  Köln  anbot.  Da  auch  damit  nichts  auszurichten  war, 
so  betrieb  der  Papst  sehr  eifrig  einen  Waffenstillstand  für 
so  lange  als  die  Conferenzen  währten.  Auf  diesen  Antrag 
gingen  sowohl  die  Franzosen  als  die  Schweden  doch  blos 
in  der  Absicht  ein,  sich  die  von  ihnen  besetzten  Plätze 
innerhalb  der  langen  Dauer  des  Waffenstillstandes  um  so 
gewisser   anzueignen,    wesshalb  sie  bedingten,    dass   beide 

Theile  im  Besitze  dessen  bleiben  sollten,  was  sie  in  Deutsch- 
Koch,  Geschiebt«  Ferdinands  HI.    I.  Bd.  3 
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land  inne  liatten.  Wiewohl  der  Kaiser  nicht  ungeneigt  war, 
einen  kurzen  WafFenstillstand  einzugehen,  so  widersetzte  sich 
dagegen  Spanien  unbedingt  jedem,  erklärend:  entweder  Frie- 
den oder  Krieg.  Inzwischen  war  es  Spanien  auch  um  den 
ersteren  nicht  aufrichtig  wie  dem  Kaiser  zu  thun.  Olivarez, 
der  Philipp  IV.  gerade  so  wie  Richelieu  Ludwig  XIII.  be- 
herrschte, ergab  sich  der  eitlen  Hoffnung,  durch  die  Fort- 
setzung des  Krieges  nicht  blos  alles  in  den  letzten  Feld- 
zügen Verlorene  wieder  zurückzubringen,  sondern  auch  Frank- 
reich so  zu  Grunde  zu  richten,  dass  es  Spanien  nie  mehr 
schaden  konnte.  Schmeichler,  denen  dieser  kurzsichtige 
Minister  sehr  zugängig  war,  nährten  diesen  Wahn,  während 
er  selbst  klüger  als  Richelieu  zu  sein  glaubte  und  sich  be- 
sonders auf  sein  mit  schwerem  Gelde  unterhaltenes  Spionir- 
system  viel  zu  gute  that- 

Vernünftiger  und  der  Sachlage  angemessener  war  die 
Politik  des  Wiener-Cabinets.  Da  der  Friede  von  Frankreich 
nur  durch  eine  Trennung  von  Schweden  gehofit  werden 
konnte,  so  leitete  der  Kaiser  schon  zu  Anfang  des  Jahres 
1637  mit  dem  schwedischen  Gesandten  Salvius  in  Ham- 
burg geheime  Unterhandlungen  ein,  und  bediente  sich 
zu  denselben  des  kaiserl.  Residenten  Menzels  daselbst,  des 
Schriftstellers  Angelus  Werdenhagen  und  eines  gewissen 
Paters  Heinrich  Schacht,  über  welchen  wir  nichts  Näheres 
auffinden  konnten.  In  der  Zwischenzeit  hatte  auch  der  Chur- 
fürst  von  Sachsen  durch  den  Herzog  Adolph  Friedrich  von 
Meklenburg  Friedensanträge  anbringen  lassen.  Sie  scheinen 
aber  keinen  Fortgang  genommen  zu  haben,  weil  ihrer  weiter 
nicht  gedacht  wird.  Dem  Konige  Christian  von  Dänemark 
gab  noch  Kaiser  Ferdinand  IL  Vollmacht  zur  Unterhandlung, 
allein  den  misstrauischen  Schweden  war  der  Nachbar  verdäch- 
tig und  unerwünscht.  Unter  diesen  Umständen  übernahm  der 
Churfürst  Johann  Georg  von  Brandenburg  das  Mittlergeschäft. 

Er  bediente  sich  zu  den  Unterhandlungen  des  Mark- 
grafen Sigismund  von  Brandenburg,   dem  der  Kaiser  schon 
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den  15.  April  1637  Vollmacht  dazu  ertheilt  hatte.  Damals 
waren  sie  mit  Steno  Bielke,  dem  schwedischen  Legaten 
zu  Stettin,  in  Folge  eines  von  Salvius  ausgestreuten  Gerüchts, 
dass  Schweden  der  Vermittlung  fremder  Mächte  überdrüssig 
und  willens  sei,  ohne  ihr  Zuthun  mittelst  einer  Gesandtschaft 
an  den  kais.  Hof  den  Frieden  richtig  zu  machen,  angeknüpft. 
Obgleich  Salvius  sich  dieser  falschen,  von  Foppius  Azema, 
dem  Agenten  der  General-Staaten,  verbreiteten  Angabe  ledig- 
Hch  zum  Verwände  der  Beseitigung  dänischer  Einmischung 
bediente,  so  gab  doch  Steno  Bielke,  vermuthlich  um  diese 
Mähre  glaubhafter  zu  machen,  vor,  er  sei  an  Oxenstjerna's 
Stelle  zu  einer  Friedensunterhandlung  ermächtigt.  Es  fand 
daher  zwischen  ihm  und  den  markgräflichen  Subdelegir- 
ten  zunächst  eine  Unterredung  zu  Vierraden  statt ,  wobei 
aber  blos  eine  Prüfung  der  beiderseitigen  Vollmachten  vor- 
genommen wurde.  Bei  der  darauf  folgenden  zu  Oderberg 
erhob  Steno  Bielke  Titelanstände,  indem  er  einestheils  das 
Prädicat  Majestät  dem  Kaiser  bestritt,  und  anderntheils  für 
die  Königin  Christine  die  Bezeichnung :  Durchlauchtigste, 
Grossmächtigste,  forderte.  Auf  der  ihm  gebührenden  Benen- 
nung beharrend,  erbot  sich  der  Kaiser  doch  auch,  der  Königin 
von  Schweden  gleiche  Ehrenbezeugungen  wie  anderen  ge- 
krönten Häuptern  zuzugestehen.  Nach  Verlauf  von  fast  einem 
Jahre  war  man  mit  den  Vorbereitungen  so  weit  gekommen, 
dass  zur  Sache  selbst  geschritten  werden  konnte.  Aber  ob- 
gleich die  umgeschriebene  Vollmacht  des  Kaisers  schon 
den  16.  October  an  Steno  Bielke  versendet  worden  war, 
so  kam  doch  erst  den  18.  December  von  ihm  eine  Ant- 
wort, lautend  :  er  sei  zu  weiteren  Unterhandlungen  nicht 
ermächtigt,  erwarte  aber  eine  neue  Vollmacht  von  Stock- 
holm. Nachdem  der  Churfiirst  bis  18.  Juli  1638 ,  mithin 
ein  ganzes  halbes  Jahr  zugewartet  und  sich  überzeugt  hatte, 
dass  alles  Betrug  sei,  Hess  er  den  Hergang  mit  diesen  Un- 
terhandlungen durch  den  Druck  veröffentlichen,  „damif*,  wie 
er  sagt,  „ein  Jeder  erwägen  könne,  bei  wem  die  Verzögerung 

3* 
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der  Tractaten  und   die  Continuirung  der  Waffen   bis  dato 
bestanden  habe***). 

Während  der  erzahlten  Vorgänge  behauptete  Salvius 
und  liess  es  durch  die  Zeitungen  verbreiten,  dass  er  sich  im 
Besitze  vollständiger  FriedensvoUmachten  befinde.  Da  er- 
schienen die  Herzoge  Julius  und  Franz  Karl  von  Sachsen- 
Lauenburg  bei  dem  Kaiser  in  Pressburg  und  baten  ihn 
„inständig^,  ihre  Dazwischenkunft  zu  genehmigen.  Nicht 
ihres  Privatinteresses,  sondern  der  Ehre  wegen  erbäten  sie 
sich  dazu,  eingedenk  ihres  verstorbenen  Bruders  Franz  Julius, 
der  die  Leitmeritzer  —  und  Pimaischen  Tractate  angebahnt 
habe.  Der  Kaiser  fühlte  sich  zur  Annahme  dieses  Anerbie- 
tens um  80  geneigter,  als  ihm  von  Salvius  durch  den  lauen- 
burgischen  Rath  Mithof  Abschrift  der  schwedischen  Vollmacht 
zugeschickt  worden  war  und  Salvius  die  beiden  Herzoge 
versichert  hatte,  dass  seiner  Königin  ihre  Dazwischenkunft 
sehr  angenehm  sein  würde;  auch  äusserte  er  den  Wunsch, 
dass  es  dem  Kaiser  gefallig  sein  möge,  einen  seiner  Räthe 
nach  Hamburg  zu  senden.  Durch  so  viele  entgegenkommende 
Schritte  fand  sich  der  Kaiser  bewogen,  den  Secretär  Söldner 


*)  So  giebt  der  Charfürst  von  Brandenburg  in  der  Druck- 
schrift :  „Continuation  des  Verlaufs  in  den  schwedischen  Friedenstractaten 
1637"  die  Ursache  der  Fortdauer  des  Krieges  an.  Besser  als  er  weiss  es 
ein  preussischer  Geschichtslehrer  i.  J.  1861 ,  denn  dieser  sagt:  „Ohne 
Erbarmen  mit  dem  Untergange  des  deutschen  Landes  und 
Volkes  trieb  derKaiserdenKriegweiter,  weil  es  sein  spanisch- 
österreichisches, sein  Bausinteresse  so  forderte".  Und  das 
sagt  Droy  sen  vom  Jahre  1644  dem  Zeitpuncte  des  entschiedensten  Ver- 
falls der  kaiserlichen  Kriegsführung,  als  der  Friede  ein  ungleich  grösseres 
Bedürfniss  als  i.  J.  1637  war!  Verdiente  die  grundlose  Belastung  Ferdi- 
nands mit  einer  so  ungeheuren  Blutschuld  nicht  die  ernsteste  Zu- 
rechtweisung, und  wttre  mit  jener  geringeres  als  Hasserreg^ng  g^gen  den 
Habsburger  bezweckt?  Oder  müsste  man  Oesterreicher  sein,  um  an 
so  krasser  Parteilichkeit  Anstoss  zu  nehmen?  Diese  legt  übrigens  ganz 
besonders  der  Umstand  blos,  dass  stets  yermieden  wird  zu  sagen,  worin 
das  „österreichische  Hausinteresse'*  eigentlich  bestand.  Führte  Ferdi- 
nand ni.  einen  Eroberungskrieg,  oder  wollte  er  sich  der  absoluten  Herr- 
schaft über  Deutschland  bemächtigen? 
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zur  Einholimg  näherer  Kunde  nach  Hamburg,  und  den  Grafen 
Kurtz  wegen  Förderung  angebotener  Friedenstractate  von 
anderer  Seite,  nach  Niedersachsen  abgehen  zu  lassen,  aber 
auch  gleichzeitig  die  dänische  Intervention  einstweilen  zu 
suspendiren.  Salvius,  der  mit  den  beiden  Herzogen  in  Mithofs 
Wohnung  zusammenkam,  erklärte  mit  den  Tractaten  beginnen 
zu  wollen,  sobald  in  den  Geleitsbriefen  gewisse  unwesent- 
liche Aenderungen  vorgenommen  wurden.  Als  er  aber  von 
der  Sendung  des  Söldner  und  Kurtz  Nachricht  bekam, 
brachte  er  die  bis  dahin  verschobene  Erneuerung  des  Bünd- 
nisses mit  Frankreich  rasch  in  Eichtigkeit,  bei  Lauenburg 
vorgebend,  dass  er,  ungeachtet  dasselbe  vollzogen  sei,  doch 
durch  gewisse  Nebenrecesse  und  Klauseln  freie  Hand  zum 
Friedensschlüsse  unter  Vorbehalt  von  d'Avaux  Mitwissen- 
schaft behalten  habe. 

iKichelieu,  die  Wichtigkeit  dieser  Bestrebungen,  Schwe- 
den von  Frankreich  abzuziehen,  klar  erfassend ,  hatte  keinen 
Augenblick  gesäumt,  um  störend  dazwischen  zu  treten. 
Durch  die  jSendung  des  Grafen  Claudes  d'Avaux,  des 
gewiegtesten  und  schlauesten  Diplomaten  nach  ihm  und 
Pater  Joseph,  war  er  des  Erfolges,  sie  insgesammt  zu  ver- 
eiteln, von  vorneherein  gewiss.  D'Avaux  entledigte  sich 
dieser  Aufgabe  mit  einer  so  ausnehmenden  Geschicklichkeit, 
dass  Menzel  schon  den  10.  Juli  1637  dem  Kaiser  anzeigen 
musste,  die  Vereinigung  der  Schweden  und  Franzosen  sei 
bereits  eine  vollbrachte  Thatsache,  und  dann  den  16.  August 
ihm  meldete ,  beide  Mächte  seien  übereingekommen ,  den 
Krieg  von  den  Ländern  der  Ostsee  bis  an  den  Rhein  zu 
tragen.  Frankreich  habe  sich  verpflichtet,  eine  Armee  unter 
den  Befehlen  des  Landgrafen  von  Hessen -Kassel  und  des 
General  Ranzau  nach  Westphalen  zur  Sperre  des  Weser- 
stromes zu  senden,  sodann  eine  zweite  unter  Bernhard  von 
Weimar  am  Oberrhein  in  der  Richtung  gegen  die  Donau 
operiren  zu  lassen,  damit  der  Kaiser  zur  Theilung  seiner 
Streitkräfte  genöthigt  werde.     Beide  Theile  seien   überein- 
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.::  ;m  (1er  ( )der  stille  stehe, 
Piversionen    vullzoi]jen    sein 
.    .    liefere  oder  dem  Kaiser  in 
.  man  das  Datum  dieses  Sohrei- 
.».sv-heu  Frankreich  und  Schweden 
.jc^ciien  neuen  Vertrages   ((>.   März 
.iass    der  Kaiser  frühe  genug  von 
v.c  unterrichtet  war,  um  die  nöthigen 
iui  zu  können.    Von  jenen   waren  ihm 
\ »abrichten  zu  Theil  geworden.     Da  die 
jor   Armee    beauftragt    waren,   auf  den 
i.üizösischen  Cabinets  njit    den  deutschen 
c^4iuos  Auge  zu  haben,  so  kamen  dem  Keirhs- 
..xse  Anzahl  aufjifefan^ener  Rrii-fe  zu.  an  denen 
»:isr,  dass  sie  zum  Tlu-ile  die  widLTS[»recliend- 
v.su-n   enthielten,    zur   Entdeckung  absichtlicher 
ihrie.    Indessen  Hess  sich  daraus  doch  mit  Si- 
...nehmen,   dass   den  Franzosen   vor  den   Separat- 
.»jiicn    des    Kaisers    mit    den    Schweden    g(.waltig 
vkv'sswegen  jene  diesen  die  Zusicherung  abnöthigten, 
.u  Vorwissen  keim-n  Beschluss  zu  fassen.  Man  wusste 
lu  Wien,    dass  Frankreich    zm-    selben  Zeit    mit    der 
o^^e   i»  Unterhandlung  wegen   eines   Eint'alls    in  Ungarn 
.ukK  und  der  Mar(|uis  Chaumont  von  Hiclulieu  an  di-n  Herzog 
•  oa  Savoyen  geschickt  worden  war,  um  den  Krieg  in  Italien 
•c^jcu  Spanien  anzublasen.  Dies  sollte  zur  Erleichterung  dt»s 
unter  Mitwirkung  von  England  und  Holland  und  unter  dem 
Vorwande  der  Restitution  des  Pfalzgrafen  gtluhrten  Krieges 
in   den  Niederlanden   dienen.     !N[enzel    hatte   auch   erkund- 
schaftet, dass  der  Markgraf  Christian  von  Hrandenhurg  (vor- 
nialij^er  Administrator  von  Mairdeburi:^  di-n  irewesenen  Kanzler 
des  Fürsti-n  Ludwige  von  Anhalt.  Namens  Stallmann,  läuizere 
Zeit  bei  sich    unterhielt    und   seiner   als   eines  ^«xelährlichen 
Kundschafters-  zu  Missionen  nach  Vemdi«;,  Kom,  Paris  und 
zuletzt  nach  den)  Haag  sich  bediente  und  dass  deren  Zweck 
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^iimterung  zur  Fortsetzung  des  Krieges  war.  Als  Stallmann 

'Limburg  kam,  wollte  Menzel  ihn  festnehmen  und  nach 

ibi'ittel   transportiren  lassen,   was    er,   wie  es  scheint, 

durchzusetzen   vermochte,   weil  „Hamburg  in  unzwei- 

ihaftem  Einverständnisse  mit  Frankreich  handle"  '). 

Salvius  war  um  diese  Zeit  noch  in  anderer  Richtung 
hin  thätig.  Er  trug  nämlich  den  Hansestädten  und  einigen 
niedersächsischen  Ständen  ein  Bündniss  mit  Schweden  an, 
und,  da  die  Unterhandlungen  einen  guten  Fortgang  hatten, 
so  sandte  er  den  wiirtembergischen  Kanzler  Löffler  nach 
Frankfurt  am  Main  mit  dem  Auftrage,  die  vier  oberländischen 
Kreise  zum  Beitritte  zu  bewegen.  Sie  sollten  neuerdings 
mit  Bernhard  von  Weimar  sich  in  Verbindung  setzen,  damit 
er  im  Rücken  gesichert  sei®).  Unverzüglich  richtete  der 
Kaiser  wegen  dieses  Abfalles  strenge  lautende  Mahnschreiben 
an  die  Hansestädte,  denen  diese,  alle  Beschuldigungen  ab- 
lehnend ,  erheuchelte  Treuversicherungen  entgegensetzten. 
Wegen  geheimer  Einverständnisse  mit  den  Schweden  und 
Franzosen  ergingen  solche  kais.  Avocatorien  an  viele  andere 

^)  Bougcant,  Negociations  qui  pr^cedent  la  paix  de  Westphalie 
T.  I,  erzälilt,  der  Magistrat  von  Hamburg  habe  vom  Kaiser  Befehl  erhal- 
ten, den  französischen  Gesandten  d'Avaux  bei  seiner  Ankunft  zu  verhaften 
und  weu zuführen.  Da  wir  in  den  Acten  hiervon  nichts  entdeckten  und 
das  angedeutete  Verfahren  gegen  einen  Gesandten  schon  an  sich  unglaub- 
lich ist,  so  vermuthen  wir,  dass  eine  Verwechselung  des  Stallmann  mit 
d'Avanx  unterlaufen  ist. 

«)  Jakob  Löffler,  von  allen  Helfershelfern  der  Reichsfeinde  jener 
entsittlichten  Zeit  der  schamloseste,  hatte  nebst  Philipp  Streiff,  dem 
pfalzzweibrückischen  geh.  Kath ,  im  Jahre  1634  im  Auftrage  des  Heil- 
bronner  Bündnisses  zu  einer  Sendung  nach  Paris  sich  brauchen  lassen,  um 
dem  französischen  Hofe  gegen  die  versprochene  Hilfe  mit  6000  Mann 
Breifiach  und  alle  Plätze  anzubieten,  welche  die  Franzosen  in  Deutschland 
mit  oder  ohne  der  Beihilfe  des  Bundes  erobern  würden.  Beide  gingen 
überdies  noch  weiter,  indem  sie  auch  das  ganze  Elsas s,  nebst  Colmar 
and  Schlettstadt  versprachen.  Löffler  stand  im  Doppelsold,  er  bezog  näm- 
lich von  Frankreich  und  von  Schweden  Jahresgelder,  wurde  aber  desshalb 
den  letzteren  zuletzt  so  verdächtig,  dass  sie  ihm,  als  er  in  Stockholm  sich 
niederlassen  wollte,  den  Aufenthalt  in  Schweden  beharrlich  verweigerten. 
Er  begab  sich  hierauf  in  die  Schweiz,  wo  er  starb. 
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deutsche  Städte,  die  alle,  wie  notorisch  ihr  Treubruch  sein 
mochte,  gleichwohl  Scheu  trugen,  sich  dazu  offen  zu  bekennen. 
Alle  rechtfertigten  sich  in  der  Weise  der  Hansestädte  mit 
Abläugnen  und  Verdrehungen  des  Geschehenen.  Darin  offen- 
bart sich  ausser  der  Furcht  yor  nachtheiligen  Folgen  auch 
der  Respect  vor  der  kaiserlichen  Autorität  und  der  offi- 
ciellen  Keichsgewalt.  Beide  waren  keineswegs  so  sehr  ge- 
sunken, wie  man,  die  inneren  Beziehungen  nicht  gehörig  ins 
Auge  fassend,  in  den  trostlosen  Zuständen  des  Keiches  es 
wahrzunehmen  glaubt.  Rege  Sorgfalt  for  den  Schirm  des 
Reiches  beweisen  auch  des  Kaisers  zahlreiche,  gleich  nach 
seinem  Regierungsantritte  erlassene  Mandate  gegen  fremde 
Kriegsdienste  und  Truppenwerbungen  der  Feinde.  Allerdings 
war  mit  diesen  Erlässen  wenig  ausgerichtet,  denn  obgleich 
sie  öffentlich  unter  Trommelschlag  verkündet  und  an  die 
Thore  angeheftet  wurden,  so  dauerten  die  Werbungen  doch 
überall,  besonders  in  den  Grenzorten  und  häufig  von  Hol- 
ländern betrieben,  in  geheim  fort.  Zwei  Drittheile  der  schwe- 
dischen Armee  bestanden  aus  Deutschen.  Der  Landmann 
lief  den  Schweden  zu,  theils  weil  er,  von  ihren  Emissären 
beschwatzt,  in  den  Schweden  die  Vertheidiger  seines  Glaubens 
erblickte  und  theils  um  seine  Habe  vor  ihrem  Raube  zu 
schützen.  Einmal  angeworben,  verübte  er  an  seinen  eigenen 
Landsleuten  grössere  Frevel  als  der  fremde  Feind.  So  tief 
waren  zu  jener  Zeit  die  Deutschen  gesunken!  Der  Bestechung 
bedienten  sich  übrigens  die  Schweden  nicht  minder  als  die 
Franzosen.  Mit  Geldspenden  und  Pensionen  drangen  sie  bis 
in  die  untersten  Volksschichten.  Sieber,  der  kais.  Ober- 
commissär  in  Hamburg,  theilte  dem  Kaiser  mit,  dass  der 
halbe  Theil  der  Stadträthe  im  schwedischen  Solde  stehe 
und  rieth  ihm,  um  das  Gleichgewicht  einigermassen  her- 
zustellen, der  anderen  Halbscheid  Pensionen  zu  verleihen. 
Sicherlich  war  der  Krampf  mit  dieser  in  der  ganzen  Nation 
um  sich  gegriffenen  Demoralisation  schvrieriger  als  der  Waffen- 
kampf. Die  Menge  folgte  dem  bösen  Beispiele,  mit  dem  die 
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Forsten  yorangegangen  waren^  und  Alle  verkleisterten  ihren 
Aussatz  mit  dem  Firnisse  des  Glaubenseifers  und  der  Schutz- 
pflicht  deutscher  y,Libertät^. 

Die  Herzoge  von  Sachsen-Lauenburg,  denen  Salvius 
gesagt  hatte,  ihre  Dazwischenkunft  sei  seiner  Königin  sehr 
angenehm,  fuhren  fort  mit  ihm  zu  verkehren.  Sie  sandten 
den  10.  Juli  1638  den  Mithof  zu  ihm,  um  die  Concepte  der 
Geleitsbriefe  in  Ordnung  zu  bringen.  Als  sie  aber  vorhatten, 
auch  mit  d'Avaux  in  Unterhandlung  zu  treten,  schrieb  ihnen 
Kurtz  zu:  „Wenn  ich  in  der  gnädigen  Herren  Fall  wäre, 
hielte  ich  mich  an  Salvius  und  ginge  des  Franzosen  müssig. 
Sie  kommen  unbetrogen  nicht  davon.  ^  Aber  gerade  so  wie 
Kurtz  äusserte  sich  über  „Elusionen^  der  Kaiserlichen  Salvius 
in  seinem  Briefe  vom  22.  März  an  die  Lauenburger.  Um 
dem  franzosischen  Intriguenspiel  ein  Ende  zu  machen,  sandte 
König  Christian  anfangs  August  den  Grafen  Güldenlöven 
nach  Stockholm.  Er  sollte  wegen  allgemeiner  Friedenstracte 
eine  runde  und  verlässliche  Erklärung  verlangen.  In  der 
Zwischenzeit  fand  zwischen  dem  Grafen  Kurtz  und  dem 
dänischen  Minister  Grafen  Penz  eine  Conferenz  zu  Bergedorf 
statt,  bei  welcher  der  letztere  den  Ausschluss  der  Lauenburger 
von  den  Negociationen  und  in  den  Geleitsbriefen  zu  den  Frie- 
densverhandluQgen  die  Weglassung  des  Ausdruckes :  „nobis 
nondum  reconciliatis^  begehrte.  König  Christian  von  Chur- 
Sachsen,  mit  Schreiben  vom  9.  October  1638  aufgefordert,  von 
der  Vollmacht  Ferdinands  U.  endlich  ernstlich  Gebrauch  zu 
machen,  sandte  unverzüglich  den  Grafen  Penz  und  den  ge- 
heimen Secretär  Friedrich  Günther  nach  Wien,  um  die  Ge- 
nehmigung des  Kaisers  zur  Intervention  einzuholen  und  über 
das  dabei  einzuschlagende  Verfahren  sich  zu  verständigen. 
Der  Kaiser  bedingte,  dass  dasjenige,  was  Churbrandenburg 
(dessen  Unterhandlungen  nie  ganz  abgebrochen  waren)  hin- 
sichtlich der  Friedenspräliminarien  oder  der  Haupttracte  be- 
reits ins  Reine  gebracht  hat  oder  noch  zu  Stande  bringen 
sollte,  aufrecht  zu  erhalten  bleibe,  und  die   dänische  Inter- 


42 

vention  dann  erst  ihren  Anfang  nehmen  soll,  wann  die  Ein- 
willigung der  Konigin  von  Schweden  erfolgt  sein  würde  '). 

Während  dieser  mannigfachen  Friedens -Bestrebungen 
war  es  französischen  Känken  längst  gelungen,  England  und 
Holland  zu  Aufforderungen  an  Schweden  wegen  Fortsetzung 
des  Krieges  zu  bestimmen,  den  Allianzvertrag  abzuschliessen 
und  Rakoczy,  den  Fürsten  von  Siebenbürgen ,  zu  einem  Einfall 
in  die  kaiserlichen  Erbländer  in  Gemeinschaft  mit  den  Tar- 
taren zu  determiniren. 

Konnten  die  Dinge  sich  kaum  noch  bedrohlicher  ge- 
stalten, so  versprach  gleichwohl  der  Feldzug  des  Jahres  1637 
mannichfach  günstige  Wechselfälle.  Johann  von  Werth, 
der  kühne  ligistische  Reitergeneral,  eröffnete  ihn  durch  eine 
glänzende  Waffenthat.  Beauftragt,  aus  den  Niederlanden 
rheinaufwärts  zur  Vereinigung  mit  dem  kais.  General  Götz 
zu  ziehen,  unternahm  er  die  Blokade  von  Hermannstein 
(Ehrenbreitstein),  schlug  Anfangs  Februar  den  zum  Entsätze 
mit  1000  Reitern  und  400  Musketieren  vom  hessischen 
General  Melander  abgeordneten  Oberst-Lieutenant  Durmen- 
stein  zurück ,  nahm  ihn  gefangen  und  erbeutete  den  be- 
trächtlichen, der  ausgehungerten  Festungs-Gamison  bestimm- 
ten Lebensmitteltransport.  Begünstigt  von  den  Frankfurtern, 
gelang  es  zwar  dem  Jakob  Ramsay,  schwedischen  Comman- 
danten  zu  Hanau,  eine  Schiffsladung  mit  Proviant  den  Main 
und  Rhein  hinab  den  Schwerbedrängten  zuzuführen ;  als  er 
aber  diesen  Versuch  wiederholte,  nahmen  die  Rheinzöllner 
die  Schiffe  weg.  Der  unvermeidliche  Hungertod  nebst  der 
Belagerung  mit  dem  schwersten  Geschütz  zwangen   endlich 


')  Alles  nach  den  Acten  des  Beichsarchives.  Der  den  dänischen 
Gesandten  ertheilte  Bescheid  Ifisst  das  Misstraaen  des  Kaisers  in  die 
schwankende  Politik  des  Königs  Christian  nicht  verkennen;  übrigens 
schürten  dieses  Misstraaen  die  Herzoge  von  Lanenburg  aus  Ehrbeg^erde. 
Sie  wollten  das  Verdienst  und  den  Kuhm,  den  Frieden  vermittelt  zu  haben, 
nicht  mit  anderen  Bewerbern  theilen.  Dieses  Sinnes  war  aber  auch  der 
Dänenkönig,  wesshalb  er  beständig  auf  die  Ausschliessung  der  Herzoge  drang. 
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die  beiden  französischen  Befehlshaber  Bussi  und  de  la  Saludie 
zur  üebergabe.  In  dem  zwischen  ihnen  und  Götz  den  30. 
Juni  1637  abgeschlossenen  Vertrag  ist  den  Franzosen  freier 
Abzug,  keinerlei  Entschädigungsleistung  für  den  angerich- 
teten Schaden  und  Auswechslung  der  Gefangenen  zugestan- 
den. Zugleich  ist  aber  auch  bedungen,  dass  der  Hermann- 
stein einstweilen  dem  Churfursten  von  Köln  eingeräumt 
werde,  der  verpflichtet  sein  sollte  ihn  dem  von  Trier  nach 
desseu  Rückkehr  oder  seinem  Nachfolger  auszuliefern  ®). 
Co b lenz  verliessen  die  Franzosen  i.  J.  1636  und  Trier, 
Stadt  und  Festung,  hatten  die  Spanier  unter  dem  Befehls- 
haber Grafen  von  Kittberg  schon  i.  J.  1635  zurückerobert 
und  bei  dieser  Unternehmung  den  Churfursten  gefangen  ge- 
nommen. Zunächst  nach  Luxemburg,  dann  nach  Namür 
gebracht,  musste  Philipp  Christoph  endlich  nach  üesterreich 
wandern,  wo  ihn  der  Kaiser  erst  in  Linz  und  später  in 
Wien  unter  Obhut  des  Nuntius  gefangen  hielt.  Der  Pabst 
verlangte  zwar  seine  Auslieferung  nach  Ferrara,  allein  der 
Kaiser,  eine  List  der  Franzosen  dahinter  witternd,  schlug 
sein  Begehren  rundweg  ab. 

Nach  dem  Falle  von  Ehrenbreitstein  brachten  die  Kai- 
serlichen die  Grafschaft  und  Festung  Hanau  in  ihre  Ge- 
walt. Hiebei  erwarb  sich  der  reichsgetreue  Churfürst  von 
Mainz,  Anselm  Casimir,  das  meiste  Verdienst.  Er  verlangte 
vom  Kaiser  schon  im  Mai  Vollmacht  mit  ßamsay  zu  unter- 
handeln, und  der  Kaiser  gab  sie  „ungeachtet  des  Ramsay 
feindlichen  Gemüths  und  arglistiger  Anschläge  wider  Uns 
und  das  römische  Reich,  und  ungeachtet  er  neulich  Ehren- 
breitstein mit  Proviant  versehen."  Gedrängt  von  Johann 
von  Werth,  trat  Ramsay  im  August  einem  Vertrage  bei, 
den  Anselm  Casimir  mit  dem  Grafen  Solms-Laubach,  Be- 
vollmächtigten  des  abwesenden    Grafen  Phillipp  Moriz  von 


')  Hiernach  ist  Barthold,  Geschichte  des  grossen  deutschen  Krieges^ 
zu  verbessern,  der  nach  gedruckten  Quellen  für  die  Üebergabe  den  26.  Juni 
angiebt,  und  sie  an  Joh.  v.  Werth  geschehen  lässt. 
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Hanaa-Münzenberg  entworfen  hatte.  Nach  demselben  nimmt 
der  Kaiser  das  ganze  Haus  Hanau  in  den  Prager  Frieden 
auf,  macht  es  der  Amnestie  theilhaft,  sichert  ihm  den  Besitz 
seines  Landes  und  Eigenthnms,  insbesondere  auch  den  des 
Klosters  Schlüchtern,  bestätigt  die  Privilegien  der  Städte, 
Dörfer  und  Flecken  der  Grafschaft  Hanau  und  verspricht, 
dass  in  Religionssachen  der  Unterthanen  nicht  die  geringste 
Veränderung  vorgenommen  werden  soll.  Dem  Ramsay 
bewilligte  er  freien  Abzug  und  50000  Thaler  für  seine  Aus- 
lagen, nebstdem  gewährte  der  Kaiser  seine  Bitte,  die  ihm 
von  den  Schweden  geschenkten  Güter  Winkel  und  Wesels- 
dorf sammt  Zugehörde  im  Meklensburgischen  behalten  zu 
dürfen,  und  verwendet  sich  dieserwegen  bei  dem  Herzoge 
Adolph  Friedrich  •).  Als  dieser  Vertrags-Entwurf  vom  Reichs- 
hofrathe  berathen  wurde,  beanstandete  dieser  den  Religions- 
punkt, äussernd  :  „Da  seit  Jahren  in  der  Grafschaft  Hanau 
keine  andere  als  die  calvinische  Religion  eingeführt  ist,  so 
würde  diese  durch  das  Zugeständniss  im  Vertrage  positive 
bestätigt  und  des  Religionsfriedens  in  specie  fähig  gemacht, 
auch  solchergestalt  gar  ein  neuer  Religionsfrieden  mit  den 
Calvinisten  aufgerichtet.  Dadurch  wäre  der  Prager  Friede 
in  den  stärksten  Punkten  durchlöchert,  welches  weder  dem 
Landgrafen  Wilhelm  von  Hessen  noch  selbst  den  Schweden 
bei  den  Verhandlungen  bewilligt  worden  ist."  Während  dieser 
Verhandlungen  kehrte  Graf  Philipp  Moriz  nach  Hanau  zu- 
rück. Ramsay,  der  blos  um  Zeit  zu  gewinnen  dem  Vertrage 
beigetreten  war,  nahm  jetzt,  auf  den  Beistand  des  Herzogs 
Bernhard  von  Weimar  rechnend,  plötzlich  die  Maske  ab, 
setzte  den  Grafen  von  Hanau  gefangen,  liess  sich  von  seiner 
Mannschaft  einen  neuen  Eid  schwören  und  rüstete  sich  zur 
äussersten  Gegenwehr.  Ueber  diese  mit  einem  unerträglichen 
Gewaltschalten  verbundene  Treulosigkeit  empört,  sammelte 
der   kais.   Wachtmeister  Graf  Ludwig    von  Nassau-Dillen- 


*)  Mit  Schreiben  vom  4.  September  1637. 
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bürg  eine  Freischaar  von  200  Musketieren,  der  sich  seine 
beiden  Brüder  und  Baron  Mettemich,  Ober-Marscball  des 
Hochstiftes  Mainz,  anschlössen.  Sechs  Wagen  „Holz'^  mit 
sich  fahrend  zog  diese  Truppe  den  21.  Februar  1638  ganz 
in  der  Stille  von  Frankfurt  nach  Hanau,  nahm  durch  Ueber- 
rumpelung  die  Altstadt  und  setzte  dem  in  der  Neustadt 
Widerstand  leistenden  Bamsay  mit  einem  scharfen  Feuer 
dermassen  zu,  dass  er  unterlag  und  nicht  unbedeutend  ver- 
wandet, sich  gefangen  geben  musste.  Diesem  eigenbändigen 
Berichte  des  Grafen  von  Nassau  an  den  Kaiser  fiigen  wir 
aus  einem  Schreiben  des  Churfiirsten  von  Mainz  an,  dass 
Graf  Philipp  Moriz  diese  Unternehmung  mit  „Leibs-  und 
Lebensgefahr'^  forderte  und  Ramsay  vor  hatte,  Hanau  den 
Franzosen  zu  überliefern.  —  Bei  dem  erst  den  10.  Oc- 
tober  1637  ratificirten  Vertrag  mit  Hanau  gab  es  einen  An- 
stand wegen  Schlüchtern.  Dieses  Kloster  war  ein  Eigenthum 
des  Hochstifles  Würzburg,  welches  sein  unbestreitbares  Besitz- 
recht bei  dem  Capitel  von  Hanau  geltend  machte.  In  einem 
zwischen  Würzburg  und  dem  Grafen  von  Solms  als  hanaui- 
schen Bevollmächtigten  verglichenen  Recees  vom  28.  Nov. 
ward  es  jenem  Hochstifte  zugesprochen,  wie  es  dieses  Anno 
1630  vor  der  schwedischen  Wegnahme  besessen  hatte,  doch 
vorbehaltlich  eines  späteren  Compromisses  hinsichtlich  der 
Ansprüche  Hanau's,  dem  übrigens  die  Gerichtsbarkeit  im 
Amte  Schlüchtern  verblieb. 

Ernsterer  Beschaffenheit  waren  die  Vorgänge  am 
Oberrhein.  Bernhard  von  Weimar,  bei  seiner  Rückkehr 
aus  Frankreich  bei  Ray  an  der  Saone  auf  das  kaiserlich- 
lotharingische Heer  unter  Mercy  und  Karl  von  Lothringen 
stossend,  brachte  demselben  den  22.  Juni  eine  gänzliche  Nie- 
derlage, wobei  1200  Mann  gefangen  wurden  und  16  Fahnen 
verloren  gingen,  bei,  setzte  dann  über  den  Strom  und  rückte 
in  Eilmärschen  bis  an  die  Maas  vor,  während  der  Herzog 
von  Lothringen  sich  nach  Bisanz  zurückzog.  Piccolomini, 
dem  der  Kaiser  den  Oberbefehl  der  Rheinarmee  übertragen 


46 

hatte,  zog  Geleen  und  Wahl  an  sich  und  erwartete  nur 
noch  das  Corps  des  Marquis  von  Grana,  um  sodann  mit 
dieser  gesammten  Streitmacht  an  die  Mosel  vorzurücken 
und  den  von  den  Franzosen  hart  bedrängten  Cardinal-In- 
fanten,  dem  der  Kaiser  vier  Regimenter  zu  Hilfe  geschickt 
hatte,  wirksamen  Beistand  zu  leisten  **).  Schon  nach  dem 
Falle  von  Ehrenbreitstein  war  dem  Johann  von  Werth  der 
Auftrag  zugekommen,  nach  Burgund  zu  ziehen  und  den 
Herzog  Bernhard  aufzuhalten.  Wie  es  scheint,  fühlte  Werth 
zu  dieser  Expedition  sich  nicht  stark  genug,  denn  wir  finden 
ihn  den  27.  Juli  in  Mainz,  wo  er  den  Kaiser  erstlich  be- 
nachrichtigt, dass  der  Herzog  mit  18000  Mann  aus  Burgund 
gegen  den  Rhein  zieht,  und  dann  um  Verstärkung  und  Le- 
bensmittel anhält,  „damit  diese  armen  Knechte  nit  gar  vor 
Hunger  zu  Grunde  gehn,  ehevor  sie  an  den  Feind  kommen." 
Inzwischen  hatte  der  ungemein  wachsame  Commandant  von 
Breisach,  Oberst  Rainach,  schon  den  24.  Juni  dem  Picco- 
lomini  Bernhards  Absicht  angezeigt,  an  irgend  einem  gun- 
stigen Punkt  den  Rheinübergang  zu  versuchen  und  weiter 
gemeldet,  dass  dessen  Zug  durch  das  Elsass  gegen  den  Ober- 
rhein in  Verbindung  mit  den  gleichzeitig  in  Basel  einge- 
rückten vier  Regimentern   Schweden  geschehe^*). 

Der  Kaiser  beauftragte  den  21.  Juni  unglücklicherweise 
Savelli,  den  unfähigsten  seiner  Generäle,  dem  Herzoge  von 
Weimar  entgegenzuziehen,  dann  erliess  er  den  14.  Juli  ein 
ungemein  scharfes  Schreiben  an  den  Stadtrath  von  Bern, 
dem  er  verwies,  dass  er  gegen  das  dem  Obersten  Rainach 
gegebene  Versprechen  den  Durchzug  von  2700  Mann  Fuss- 
volk  und  600  Reitern,  bestimmt  Laufenburg  und  Rheinfelden 
zu  nehmen,  und    die  Einbringung    eines  grossen  Vorrathes 


'^)  Die  Rheinarmee  z&hlte  9375  Mann  Infanterie  und  2184  Kaval- 
lerie  (R.- Archiv). 

")  Rose  irrt  demnach,  indem  er  II,  152,  Joh.  v.  Werth  der  Sorg- 
losigkeit zeiht  und  den  Rainach  durch  Ilalliers  Zug  nach  Basel  getäuscht 
wiihnt.  Schweden  dürfte  im  Reichsarchiv  verschrieben  sein  für  Franzosen. 
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von  Lebensmittela  für  die  Weimar'sche  Armee,  gestattet  habe. 
Die  beigefügte  Warnung  und  Bedrohung  nicht  achtend, 
antworteten  die  Beraer,  wie  es  scheint  von  dem  mit  Bern- 
hard enge  verbundenen  Oberst  Erlach  geleitet,  in  einem  fast 
trotzigen  Tone.  Hierauf  richtete  der  Kaiser  an  die  ge- 
sammte  Eidesgenossenschafl  eine  energische  Beschwerde 
gegen  Bern,  worin  er  sie  an  die  Verpflichtungen  der  mit 
Oesterreich  bestehenden  Erbeinigung  und  an  ihre  noch  vor 
kurzem  der  Erzherzogin  Claudia  von  Tirol  gemachten  Zu- 
sagen erinnert.  In  ihrer  Antwort  von  30.  Nov.  1637  ver- 
sprechen die  Bürgermeister  Schultheisse,  Landammanne  und 
Räthe  der  zwölf  eidesgenossischen  Orte  „nichts  gestatten 
zu  wollen  was  der  Erbeinigung  zuwider  sei,"  ein  Ver- 
sprechen, dem  die  katholischen  Cantone  getreu  nachkamen, 
welches  aber  die  protestantischen  von  vorneherein  nicht  zu 
halten  gesonnen  waren  ^*).  Ulm  welches  wie  Strassburg 
den  Weimarer  heimlich  begünstigte,  erhielt  ebenfalls  eine 
Abmahnung  vom  Kaiser  gegen  jede  Vorschubleistung,  sei 
68  mit  Munition,  Proviant  oder  in  welch  anderer  Weise. 
Noch  ganz  rechtzeitig  gingen  auch  den  Generälen  Götz 
nnd  Grana  die  Befehle  zur  Verstärkung  des  den  27.  Juli 
nach  Breisach  gezogenen  Johann  von  Werth  zu.  Indessen 
gelang  e^  doch  der  Raschheit  Bernhards  den  Rhein  bei 
Rheinau  mit  12000  Mann  zu  überschreiten.  Anfangs  setzten 
blos  sechs  Mann  auf  eine  der  grösseren  Inseln  über  und 
bemächtigten  sich  derselben.  Als  aber  wie  zufällig  vier  grosse 
von  den  Strassburgern  gelieferte  Schiffe  zugeschwommen 
kamen,  schiffte  sich  die  ganze  Truppe  auf  diesen  und  dreissig 


*')  Wir  lesen  bei  Rose:  „Die  friedfertigen  Gesinnungen,  welche 
Bernhards  Schreiben  an  die  Schweizer  erzeugen  konnte,  hintertrieben  die 
Spanier  und  die  Kaiserlichen  auf  jegliche  Weise.  Mit  allen  Künsten  der 
Beredsamkeit  hetzten  und  reizten  sie  die  Eidesgenossen  gegen  den  Herzog.** 
Was  soll  das  heissen?  Waren  die  Eidesgenossen  ihrer  Verpflichtungen 
gegen  das  deutsche  Reich  damals  schon  entbunden ,  und  hatte  der  Kaiser 
kein  Recht,  seine  Vorlande  „in  jeglicher  Weise"  gegen  einen  Räuber  zu 
schützen? 
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kleineren  Fahrzeugen  ein.  Etliche  am  Landungsplatze  bei 
Wittenweyer  vorgefundene  unbesetzte  Schanzen  liess  Bern- 
hard sogleich  sehr  stark  befestigen  und  andere  neue  an  der 
Elz  aufwerfen.  Die  Insel  verband  er  mit  einer  SchifiPbrücke 
und  auf  der  grösseren  legte  er  Forts  an.  „Dieses  Unglück, 
sagte  Grana  in  seinem  Berichte,  hätte  verhütet  werden  kön- 
nen, wäre  Johann  von  Werth  nicht  um  einen  Tag  zu  spat 
und  ohne  Geschütz  und  Munition  angelangt.  Dieser  Abgang 
machte  es  unmöglich,  den  Feind  von  der  Insel  zu  vertreiben.^' 
Werth  schob  die  Schuld  auf  Savelli  in  Breisach,  der  ihm 
die  Geschütze  verweigert  habe,  lieferte  dem  Herzoge  die  heis- 
sen  und  blutigen  Treffen  vom  31.  Juli,  10.  und  13.  Au- 
gust, konnte  aber  dessenungeachtet  die  Wegnahme  von  Mahl- 
berg und  Ettenheim  und  sein  Vorrücken  bis  Kenzingen 
nicht  verhindern.  Hier  aber  hemmten  weitere  Fortschritte 
die  durch  den  Zufluss  bedeutender  Verstärkungen  gewonnene 
Ueberlegenheit  der  Streitkräfte  Werths,  mit  welcher  Bern- 
hard sich  nicht  messen  konnte,  da  alle  Kufe  um  Unter- 
stützung von  Frankreich  unbeachtet  blieben.  Genöthigt  zur 
Umkehr  ging  er,  bloss  die  Hauptschanze  an  der  Schiffbrücke 
von  Franzosen  besetzt  lassend,  selbst  über  den  Rhein  zu- 
rück, nicht  unverfolgt,  wie  es  gedruckt  lautet,  sondern  wie 
unsere  Handschriften  melden,  zurückgeschlagen.  Bernhards 
erster  Gründungsversuch  eines  selbstständigen  Fürstenthums 
aus  den  österreichischen  Besitzungen  in  Vorderösterreich 
war  vollständig  gescheitert,  obgleich  ihm  viele  Menschen- 
leben gefallen  waren  '•).  Werth  eroberte  im  November  1637 
sämmtliche  von  den  Franzosen  schlecht  vertheidigte  Witten- 


")  Weiter  oben  haben  wir  bemerkt,  dass  Löffler  im  Auftrage  des 
Oxenstjerna  den  Franzosen  das  Elsass  anbot.  Dem  ist  beizufügen,  dass 
Bernhard  im  nächstfolgenden  Jahre,  als  er  in  Paris  den  Subsidienvertrag 
abschloss,  sich  und  seinen  Erben  das  Elsass,  faUs  ihm  die  Eroberung  ge- 
lingen sollte,  Ton  den  Franzosen  schenken  liess.  In  dieser  Weise  hatten 
zwei  fremde  Mächte  über  ein  deutsches  Land  verfügt,  und  deutsche 
Fürsten  hatten  dazu  die  Hand  geboten. 


49 

weier  Schanzen  und  Hess  sie  mit  Ausnahme  des  Brücken- 
kopfes schleifen.  Günstig  wie  am  Rhein  gestaltete  sich  1637 
der  Kriegslauf  auch  an  der  Elbe.  Bauer  hatte  zwar  in 
den  ersten  Jännertagen  Erfurt  und  Torgau  erobert  und 
Leipzig  bedroht,  allein  die  unerhörte  Grausamkeit,  mit  welcher 
die  Schweden  Chursachsen  wegen  des  Beitrittes  zum  Pra- 
ger Frieden  verheerten,  rief  die  Vergeltung  allerwärts  wach. 
Götz,  Hatzfeld,  Sperreuter,  Schwarzenberg  und  zuletzt  Gal- 
las  mit  der  Hauptmacht  erschienen  vor  Torgau,  um  Bauers 
Lager  einzuschliessen.  Das  unvermeidliche  Schicksal,  ent- 
weder Hungers  zu  sterben,  oder  sich  ergeben  zu  müssen, 
zwang  Bauer  zum  eiligen  Rückzüge  über  die  Elbe  und  Oder 
nach  Landsberg,  wo  er  hoflRte,  Wrangel  zu  treffen.  Statt 
seiner  fand  er  dort  den  auf  einem  andern  Wege  ihm  voran- 
geeilten  Gallas  mit  der  Hauptarmee  und  dem  von  Küstrin 
mitgenommenen  schweren  Geschütze.  In  dieser  grossen  Ge- 
fahr rettete  er  sich  durch  eine  Kriegslist,  die  ihm  als  Stra- 
tegen einen  Ehrenplatz  neben  Julius  Cäsar  anweist.  Er 
liess  ausstreuen,  dass  er  vorhabe  durch  Polen  nach  Pommern 
zu  gehen,  und  um  dies  recht  glaubwürdig  zu  machen,  schickte 
er  seine  Gattin  und  vieles  Gepäck  voraus.  Der  getäuschte 
GaUas  beeilte  sich  ihm  den  Vorsprung  abzugewinnen  und 
den  Weg  nach  Polen  zu  verlegen.  Sobald  Bauer  seines 
Abzuges  versichert  war,  kehrte  er  um  und  eilte  an  die  Oder 
zurück,  passirte  sie  glücklich,  und  vereinigte  sich  bei  Schwedt 
mit  Hermann  Wrangel.  Beide  zogen  ohne  Verweilen  nach 
Stettin,  wo  es  den  Kampf  um  Pommern,  Schwedens  letzte  Be- 
sitzung, galt,  und  wohin  das  kaiserliche  Heer  gefolgt  war. 
Auf  diesem  Kriegsschauplatze  erlitten  die  Schweden  vom 
October  bis  Ende  December  schwere  Verluste.  Wolgast,  Loitz 
Demmin,  die  Insel  Usedom  und  überhaupt  ganz  Vorder- 
pommem,  Stralsund,  Anklam  und  Greifswalde  ausgenommen, 
gerieth  in  kaiserliche  Gewalt. 

Bogislav,   der  letzte  Herzog    von  Pommern,   war   den 
10.    Mai    1637   gestorben.     In    der    Voraussicht,    dass  die 

Koch,  Geschichte  Ferdinands  TU.     T.  Bd.  4 
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Scbweden  sieb  bei  seinem  Tode  dieses  Landes,  auf  welcbes 
sie  und  Cburbrandenburg  Ansprüche  erhoben ,  sogleich 
gänzlich  bemächtigen  werden,  erliess  der  Kaiser  schon  den 
15.  April  1637  an  den  Herzog  Adolph  Friedrich  von  Meck- 
lenburg und  an  sämmtliche  Herzoge  von  Braunschweig, 
dann  an  die  Städte  Lübeck,  Hamburg  und  Bremen  ein 
Ausschreiben,  worin  er  sagt:  „Es  ist  Euch  bewusst,  dass 
die  Schweden  die  meisten  Orte  und  besonders  die  festen 
Plätze  im  Herzogthume  Pommern  mit  ihren  Praesidiis 
(Besatzungen)  besetzt  haben  und  dass  auf  den  Todesfall  des 
Herzogs  zu  besorgen  ist,  ermeldetes  schwedisches  Kriegsvolk 
werde  den  Fuss  weiter  setzen,  und  grössere  Ungelegenheiten 
im  heiligen  Reiche  erwecken,  wodurch  die  Commercien  von 
demselben  abkommen,  wohl  auch  gar  sich  unterstehen,  Pom- 
merns gänzlich  sich  zu  bemächtigen  und  es  vom  heiligen 
Reiche  abzubringen.  Desshalb  ist  es  Unseres  Amtes  Euch 
aufzutragen,  dass  ihr  auf  die  Schweden  und  ihre  Practiken 
ein  wachsames  Auge  habet,  damit  ihnen  zur  rechten  Zeit 
begegnet  werden  könne."  Lübeck,  wie  die  anderen  Hanse- 
städte schwedisch  gesinnt,  gab  erst  den  4.  Nov.  zur  Ant- 
wort: ,,In  den  pommerschen  Handel  könne  es  sich  nicht 
mischen ,  da  es ,  an  den  Grenzen  liegend,  mit  der  eigenen 
Huth  mehr  zu  thun  habe,  als  es  zu  leisten  vermag."  Wegen 
der  Succession  in  Pommern  wendete  sich  Cburbrandenburg 
an  Baiem,  welches  sich  für  dessen  auf  Grundlage  einer 
alten  Erbeinigung  geltend  gemachten  Rechte  kräftig  bei  dem 
Kaiser  verwendete.  Da  auch  Brandenburg  ihn  in  dieser 
Sache  anging,  so  erliess  er  zu  Gunsten  desselben  an  die 
pommerschen  Stände  ein  Patent.  —  Vom  Herzoge  von 
Schleswig-Holstein  kam  die  Anzeige,  dass  er  für  Verden 
wie  es  mit  Bremen  geschehen  sei,  um  die  Neutralität  bei 
den  Schweden  anhalten  werde.  Zugleich  erbat  er  sich  vom 
Kaiser  einen  Schirmbrief  (Salva  Guardia)  für  Verden,  un- 
beschadet den  Rechten  des  Bischofs  von  Osnabrück.  Da- 
gegen erinnerte  der  Reichshofrath :    Kurz  vor  der  Abreise 
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Dach  Regensburg  habe  der  verstorbene  Kaiser  den  Bischof 
von  Osnabrück  mit  Minden  und  Verden  belehnt.  Derselbe 
habe  auch  die  jetzt  regierende  kaiserliche  Majestät  gebeten, 
ihn  bei  seiner  Investitur  zu  schützen.  Bevor  der  Bischof 
nicht  befragt  worden  ist,  könne  dem  Ansuchen  des  Her- 
zoges nicht  wohl  willfahrt  werden.  Um  einen  solchen 
Schirmbrief  hielt  auch  Graf  Anton  Günther  von  Oldenburg 
an  und  erhielt  ihn  ^*). 

Bauers  Rückzug  nach  Pommern  hatte  den  Verlust  von 
fast  allen  durch  seinen  Sieg  bei  Wittstock  (24.  Sept.  1636) 
gemachten  Eroberungen  zur  Folge,  doch  blieb  den  Schweden 
Erfurt,  auf  welches  Bauer  ein  grosses  Gewicht  legte,  er- 
halten. Die  Stadt  Lüneburg,  deren  Magistrat  gegen  den 
Willen  der  dem  Herzoge  von  Celle,  dem  Landesfürsten, 
ergebenen  Bürgerschaft  i.  J.  1636  mit  Bauer  einen  Vertrag 
geschlossen  hatte ,  musste  sich  im  September  1637  dem 
Herzoge  Georg  von  Braunschweig  ergeben.  Als  im  December 
die  calenbergischen  und  cellischen  Abgeordneten  nach  Lü- 
neburg kamen,  warfen  sie  dem  Stadtrathe  vor,  dass  er  durch 
die  Aufnahme  der  Schweden  „ein  crimen  laesae  majestatis 
und  offenkundige  Felonie  begangen^',  und  beschuldigen  ihn, 
„dass  er  mit  ihnen  fort  und  fort  unter  einer  Decke  stecke"  "). 

Die  gleiche  Beschuldigung  hatte  sich  damals  Herzog 
Georg  selbst  durch  seine  schwankende  Politik  zugezogen. 
Er  war  dem  Prager  Frieden  in  der  Hoffnung  beigetreten, 
die  Restitution  seiner  Festung  Wolfenbüttel  zu  erwirken 
und  das  zu  Chur-Cöln  gehörige,  von  den  Schweden  ihm  über- 
lassene  Stift  Hildesheim  behalten  zu  können.  Wolfenbüttel 
hielten  die  Kaiserlichen  zurück,   weil  sie  dem  Herzoge  nicht 

'•)  Er  ist  vom  18.  September  1637  ausgestellt.  Die  kais,  Schirm- 
briefe schützten  allerdings  vor  den  Erpressungen  und  Ausschweifungen 
der  Soldateska,  wenn  sie  von  ihr  respectirt  wurden.  Es  ging  aber  damit 
häufig  wie  mit  der  Neutralität,  welche  die  Schweden  erst  eingingen,  dann 
aber  selbst  am  ärgsten  verletzten.  Auswanderung  aus  Deutschland  war  zu 
jener  Zeit  das  einzige  Bettungsmittel  von  Leben,  Ehre  und  Eigenthum. 

**)  BcichsArchiv. 
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trauten,  Hildesheim  aber  konnte  dem  rechtmässigen  Eigenthü- 
mer  (Chur-Cöln^  nicht  entzogen  werden.  Ferdinand  II.  bestand 
mit  grossem  Nachdrucke  auf  die  Zurückstellung;  sein  mehr 
zum  Nachgeben  und  zur  Vermittlung  geneigter  Sohn  war 
mit  Eifer  auf  eine  Ausgleichung  bedacht  und  eröffnete  dem 
Herzoge  diese  Gesinnungen.  Damit  nicht  zufrieden  neigte 
Georg  von  neuem  auf  die  Seite  der  Schweden.  Von  Götz 
beschuldigt,  den  Schweden  Pulver,  Munition  und  Lebens- 
mittel geliefert  zu  haben  und  die  Katholiken  zu  bedrücken, 
läugnete  Georg  in  seiner  Antwort  vom  26.  Mai  1637  die 
Grundhältigkeit  dieser  Anklagen ,  verwickelte  sich  aber 
gleichzeitig  in  den  Schlangenwindungen  seiner  Politik  in 
einer  andern  Weise  so  fest,  dass  es  dem  Generale  Götz 
leicht  war  ihn  derselben  zu  überfuhren.  King,  der  schwe- 
dische General-Major,  zog  mit  einer  Abtheilung  der  Ba- 
ner' sehen  Reiterei  ans  Chur  Sachsen  dem  Grubenhagen  sehen 
zu.  Eilig  Hess  Georg  alle  Zugänge  besetzen  und  marschirte 
dem  Feind  entgegen.  Allein  statt  wie  er  sollte  und  Jeder- 
mann erwartete,  ihn  anzugreifen,  Hess  er  ihn  entwischen, 
und  folgte  ihm  bloss  beobachtend  auf  der  veränderten  Marsch- 
richtung um  das  ganze  braunschweig-lüneburgische  Gebiet 
herum.  Georg  ward  dieses  Benehmens  wegen  mit  sarka- 
stischen Vorwürfen  von  Götz  und  Hatzfeld  überhäuft.  Der 
Kaiser  übersah  es,  weil  er  ihn  gewinnen  wollte.  Scheinbar 
zeigte  sich  nun  Georg  wieder  sehr  ergeben,  erbot  sich  so- 
gar freiwillig  auf  das  grosse  Stift  Hildesheim  zu  verzichten, 
wenn  Chur-Cöln  ihn  im  Besitze  des  kleinen  lassen  wollte, 
und  bat,  dem  Kaiser  persönlich  in  Prag  aufwarten  zu  dür- 
fen. Als  aber  der  Kaiser  durch  die  beiden  genannten  Ge- 
neräle ihn  nach  Prag  einladen,  ihm  den  Oberfehl  über  die 
Reichsarmee  unter  den  schmeichelhaftesten  Ausdrücken  an- 
bieten, und  Vereinigung  seiner  Truppen  mit  derselben  ver- 
langen Hess,  schlug  er,  dem  um  die  Fortschaffung  der 
Schweden  aus  Deutschland  eben  nicht  zu  thun  war,  wieder 
um,  entschuldigte  sein  Nichterscheinen  am  Hofe  mit  Kränk- 
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liebkeit,  und  motivirte  die  AblehDung  des  Armeecommando's 
mit  seinem  vorgerückten  Alter  und  grauen  Haaren.  Da- 
gegen äusserte  er  den  Wunsch,  das  üommando  über  sämmt- 
liche  braunschweig-lüneburgiscben  Länder  und  den  nieder- 
säcbsiscben  Kreis  zu  erbalten,  was  ibn  befähigt  haben  würde 
diesen  Kreis  den  Schweden  ohne  Schwertstreich  in  die  Hände 
zu  spielen.  Mittlerweile  bekam  der  Kaiser  vom  Churfürsten 
von  Brandenburg  die  Anzeige,  dass  einige  Fürsten  und 
Stände  des  niedersächsischen  Kreises  im  Begriffe  stehen, 
am  Gestattung  einer  Neutralität  mit  den  Schweden  bei  ihm 
anzuhalten,  das  heisst,  dass  sie  beschlossen  haben,  sie  ohne 
weiters  einzugehen,  denn  das  Ansuchen  war  eben  nichts 
weiter  als  eine  Formalität.  Dass  dieser  Antrag  vom  Her- 
zoge Georg  ausging,  ist  festgestellt.  Der  Kaiser  überraschte 
indessen  ihn  und  die  übrigen  braunschweigischen  Fürsten 
mit  dem  auch  für  Mecklenburg,  Chursachsen,  den  König 
von  Dänemark  wegen  Holstein,  dann  an  Sachsen-Eisenach 
und  Altenburg,  an  Chur-Cöln  und  die  Grafen  von  Manns- 
feld, Schwarzburg,  Schonburg,  Stolberg  u.  s.  w.  gerichteten 
Ausschreiben  vom  11.  September,  worin  er  den  Genannten 
aufträgt,  unter  Concurrenz  des  nieder-  und  obersächsischen 
Kreises  für  die  kaiserliche  Armee  Getreidemagazine  zu  er- 
richten. Herzog  Georg  konnte  auch  der  Ueberlassung  von 
2000  Reitern  seiner  Mannschaft  an  die  kaiserliche  Armee 
nicht  ausweichen,  doch  forderte  er  sie  bald  zurück. 

Wahrscheinlich  in  Folge  einer  zur  Anbahnung  des 
Neutralitätsvertrages  stattgefundenen  Vereinbarung  zwischen 
Georg  und  King,  unternahm  dieser  Ende  August  einen  Ein- 
üm  ins  Calenbergische,  worauf  die  eben  in  Hannover  ver- 
sammelten Landstände  schon  den  2.  Sept.  einen  Neutra- 
litätsvergleich mit  King  abschlössen,  ohne  in  demselben  der 
Ratification  des  Herzoges  mit  einer  Silbe  zu  gedenken.  King 
ruckte  sodann  ohne  Säumen  in  die  Länder  Friedrichs  des 
Herzogs  von  Celle,  Georgs  Bruder,  und  da  dieser  des  Kai- 
sers aufrichtiger  Anhänger  war,   so  verwüstete  er  sie  auf  die 
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grausamste  Weise.  In  Georgs  Bericht  von  19.  Sept.  an 
den  Kaiser  werden  diese  Vorgänge,  ohne  die  mindeste  Er- 
wähnung von  dem  eigenmächtigen  Verfahren  der  Landstände 
zu  machen,  erzählt  wie  folgt:  „Die  Schweden  unter  King 
seien  in  seine  Fürstenthümer  Calenberg  und  Göttingen  ein- 
gefallen, hätten  unermesslichen  Schaden  angerichtet,  unge- 
heuere Summen  Geldes  erpresst,  schwere  Kriegssteuem  er- 
hoben und  die  Diener  seines  Bruders  Friedrich  gefangen 
gesetzt.  Weil  aber  Georg  sich  in  Kriegsbereitschaft  befand 
und  Götz  im  Anzüge  war,  habe  der  Feind  sich  nach  Min- 
den gewendet.  Zu  diesem  seien  jedoch  die  von  Ostfries- 
land  herangezogenen  Hessen  gestossen,  was  Georg  bewogen 
habe,  die  von  Götz  verlangte  Vereinigung  der  braunschwei- 
gischen  Truppen  mit  den  Kaiserlichen  geschehen  zu  lassen. 
Hierauf  seien  die  Hessen  nach  Ostfriesland  und  King  sei 
nach  Minden  zurückgekehrt,  er,  Georg,  aber  habe  mit  Götz  ver- 
abredet, dass  die  braunschweigische  Mannschaft  diesseits  der 
Weser  den  Posten  gegen  Minden  und  Nienburg  einnehmen, 
die  Kaiserlichen  aber  jenseits  der  Weser  sich  aufstellen  sollten, 
um  diesen  Strom  freizumachen  und  die  Schweden  zu  trennen." 
Landgraf  Wilhelm  von  Hessen-Kassel,  minder 
geübt  in  der  Kunst,  Ränke  zu  schmieden,  als  der  Lüneburger, 
dafür  aber  als  Rebell  und  Bundesgenosse  der  Reichsfeinde  desto 
unverschämter  handelnd,  nahm  doch  auch  um  diese  Zeit 
zu  einem  ähnlichen  trügerischen  Blendwerke  seine  Zuflucht. 
Als  er  sein  von  den  Schaarcn  des  Geleen,  Lamboy  und 
Wahl  vom  Februar  bis  zum  Mai  schwer  heimgesuchtes 
Land  verlassen  musste,  und  alle  Aussicht  auf  französischen 
oder  schwedischen  Beistand  geschwunden  war,  stellte  er 
sich  an,  als  trüge  er  Verlangen,  sich  mit  dem  Kaiser  aus- 
zusöhnen. Dieser  unter  allen  Umstände  Jedem  die  Hand 
dazu  bietend,  übertrug  dem  Churfürsten  von  Cöln  das 
Mittlergeschäft,  bekam  aber  von  ihm  sehr  bald  mitgetheilt, 
„dass  es  mehr  und  mehr  den  Anschein  gewinne,  dem  Land- 
grafen  sei  es    nicht    Ernst    mit    einer    Accomodation.     Er 
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schützte  sie  bloss  aus  Furcht  vor  den  Einfallen  Werths 
und  der  Croaten  vor  und  hofft,  diese  durch  seine  Simulation 
bintanhalten  zu  können"  ^®).  So  war  es  in  der  That.  Statt 
friedliche  Absichten  zu  hegen,  bereitete  er  sich  im  Einver- 
ständnisse mit  dem  Prinzen  von  Oranien  zu  einer  Invasion 
in  Ostfriesland  vor.  In  diesem  vom  Kriege  unberührt 
gebliebenen  Lande  gab  es  noch  etwas  zu  holen.  Auf  Kosten 
desselben  konnte  er  sich  und  seine  Truppen  so  lange  ver- 
pflegen bis  ein  Wechsel  der  Dinge  die  Rückkehr  nach  Hessen 
möglich  machte.  Widerstand  war  von  dem  sorglosen  Herzog 
Ulrich  nicht  zu  befurchten,  und  für  den  von  dem  einen  deut- 
schen Fürsten  an  den  Besitzungen  des  andern  begangenen  Raub 
gab  es  den  rechtfertigenden  Grund,  er  geschehe  „zur  Rettung 
der  protestantischen  Sache"  *'').  Wilhelm  bediente  sich  in- 
zwischen nicht  ein'mal  dieser  Firma,  sondern  erklärte:,.  Die 
Nothwendigkeit,  frisches  Quartier  zu  suchen,  habe  ihn  zu 
diesem  Zuge  bewogen,  auch  hoffe  er  von  demselben  einen 
besseren  Frieden  zu  erzwingen."  Ein  Paar  hundert  ostfrie- 
sische Grenzhüter,  die  seinem  Einbrüche  sich  widersetzten, 
liess  der  fromme  Fürst  niedersäbeln  und  bemächtigte  sich 
sodann  mit  leichter  Mühe  des  grössten  Theiles  des  Landes. 
Graf  Uhich  meldete  dem  Kaiser  den  14.  September  den 
Einfall  des  Landgrafen  in  Verbindung  mit  dem  französischen 
Feldmarschall  Josias  Ranzau,  der  dem  Kaiser  bald  hernach 
seine  Dienste  anbot.  Während  der  König  von  Dänemark, 
als  er  die  Nachricht  von  diesem  Einfalle  erhielt,  zum  Schutze 
des  Oldenburgischen,  daselbst  allsogleich  seine  Truppen  ein- 
rücken liess,  befahl  der  Kaiser  den  10.  October  dem  Obersten 


'*)  Bommel,  Geschichte  von  Hessen,  lässt  diese  Vergleichshand- 
lang unerwähnt. 

»»)  Bommel,  IV,  459.  Senkenberg  (bei  Häberlin  XXVII.  §.  77), 
den  man  keiner  Parteilichkeit  für  Oesterreich  zeihen  kann ,  vermag  nicht 
einzusehen,  welche  Vortheile  Ostfrieslands  Eroberong  dem  Protestantismus 
gebracht  habe  oder  hätte  bringen  können,  wenn  sie  selbst  gänzlich  ge- 
lungen wäre. 
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Götz  mit  seinem  Corps  und  dem  braunschweigischen   Con- 
tingent  nach  Ostfriesland  aufzubrechen.  Götz  schrieb  den  25. 
October  zurück,  dass  er  den  gegebenen  Auftrag  wegen  Ver- 
minderung   seiner  Truppe   um   2000  Mann,    die  er   an   den 
Rhein  schicken  müsste  und  in  Betracht,  dass  das  französische 
und  hessische   Kriegsvolk   über  90  Compagnien   ausmache, 
nicht  vollziehen  könne  '*).  In  der  Zwischenzeit,  nämlich  den 
21.  September,  war  Wilhelm  gestorben,  an  Gift,  beigebracht 
von   einem   in    Wien   gedungenen   Giftmischer,   behaupteten 
die  Feinde  des  Kaisers,  der  Wahrheit  gemäss  aber  an  einem 
Zehrfieber.     Auf    eine    demnächst    vom  Churfürsten    Maxi- 
milian an  den  Dänenkönig  gerichtete  Aufforderung,  Ostfries- 
land von  den  eingedrungenen  bösen  Gästen  zu  befreien,  er- 
wiederte    Christian    im    December    aus    Hadersleben:     „Da 
in  dieser  Jahreszeit  alles  Land   unter  Wasser  stehe,    so   sei 
eine    Kriegsunternehmung    ganz    unmöglich ,     selbst    dann 
noch,   wenn  das  Heer   den  Weg  durch  das  Oldenburgische 
einschlüge ,    weil   Ostfriesland    von   dieser  Seite    her  unan- 
greifbar sei.      Christian    habe    desshalb    alle  Mühe    ange- 
wendet ,     den    Abzug    der   Hessen    in    Güte    zu    erwirken 
und  in  dieser  Absicht  auch  an  die  Generalstaaten  geschrie- 
ben.    In   ihrer  Antwort    hätten    diese  erklärt :    Wenn    der 
König    den    Kaiser   und    die   katholische   Liga    bestimmen 
könne,  dass  die  Entsendung  von  Reichstruppen  unterbleibe, 
so  wären  sie  zu  Unterhandlungen  bei  der  Landgräfin- Witwe 
(Amalie)    erbötig.**     Im    Sinne    dieser    Erklärung   verlangte 
Christian  von  Maximilian,  als  dem  Haupte  der  Liga,    eine 
schriftliche  Versicherung,  dass,  wenn  die  Hessen  abziehen, 
Ostfriesland    der  Einquartirung  und  Besatzung   mit  kaiser- 
lichen Truppen    enthoben    sein    soll ;    auch   äusserte  er  den 
Wunsch,    dass   Götz  beauftragt   werde,    mit  dem  Marsche 
dahin  bis  auf  weitere  kaiserliche  Befehle  zu  verziehen.   Der 


'*)   Der  Ansatz  von  90  Compagnien   lässt  einen  Sclireibfehler  ver- 
muthen. 
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Kaiser  schrieb  hierauf  den^  Könige  den  29.  Jänner  1638  aus 
Pressburg :  „Er  gehe  die  vorgeschlagenen  Bedingnisse  ein, 
wofern  die  Hessen  Ostfriesland  wirklich  verlassen.^ 

Mit  diesem  in  Aussicht  gestellten  Abzüge  waren  der 
Konig  und  der  Kaiser  getäuscht  worden.  Amalie  Elisa- 
beth, ander  feindseligen  Politik  des  hessischen  Hauses  ge- 
treu festhaltend,  dachte  nicht  daran,  die  Eroberung  Ostfries- 
lands aufzugeben  oder  von  der  Bundesgenossenschafl  der 
Schweden  und  Franzosen  sich  zu  trennen.  In  ihren  Adern 
floss  das  Blut  des  in  allen  Künsten  des  Truges  grossen 
Oraniers  Wilhelms  L,  des  sogenannten  Befreiers  der  Nieder- 
lande '^)*  Und  in  diesen  Künsten  war  sie  so  sehr  Meisterin, 
dass  wir  sie  bewundern,  obgleich  wir  sie  verachten.  In  ihrer 
Denk-  und  Handlungsweise  prägte  sich  die  undeutsche 
Fürstengesinnung  jener  Zeit  in  der  sprechendsten  Weise  aus. 
Wie  tief  wir  in  jene  eindringen  wollen,  kein  Zug  verräth 
ans  einen  Funken  von  Vaterlandsliebe,  alles  an  ihr  ist  schlaue 
und  bösartige  Berechnung  einer  grenzenlosen  Selbstsucht. 

Der  verstorbene  Landgraf  hatte  in  seinem  Testamente 
seine  Gremahlin  zur  Vormünderin  seines  Sohnes  und  Nach- 
folgers Ludwig  VI.  und  zur  Regentin  des  Landes  ernannt, 
der  Kaiser  aber  die  Administration  desselben  schon  in  seinem 
Manifeste  vom  24.  April,  worin  er  Ludwig  V.  als  Reichsfeind 
seiner  Lande  verlustig  erklärt,  dem  Landgrafen  Georg  von 
Hessen-Darmstadt  übertragen.  Aber  Amalie  kam  ihm  zuvor. 
Rasch  bewirkte  sie  die  Erbhuldigung  für  ihren  minderjährigen 
Sohn,  indem  sie  die  Landstände  für  sich  zu  gewinnen  wusste, 
and  obgleich  ein  neues  kais.  Mandat  die  Statthalter  zu  Cassel 
unter  schwerer  Strafbedrohung  zum  Gehorsam  verwies,  und 
Götz,  der  in  der  Nähe  stand,  Miene  machte,  ihn  zu  er- 
zwingen, so  beharrten  diese  doch,  gestützt  auf  jene,  in  ihrer 


'*)  Ihre  Matter  war  Katharina  Belgica,  Tochter  des  Prinzen  von 
Oranien,  ihr  Vater  Graf  Ludwig  II.  von  Hanau.  Geboren  iit  sie  1602, 
{^storben  1651. 
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Widersetzlichkeit,  gaben  dem  fj^ldmarschall  eine  trotzige, 
mit  Melanders  Repressalien  an  Churköln  drohende  Antwort, 
nnd  sandten  dem  Landgrafen  Georg  einen  vor  dem  Aus- 
bruche eines  inneren  Krieges  warnenden  Protest  zu.  Als  nun 
Götz  wirklich  zur  angedrohten  Execution  schritt  und  in 
Niederhessen  einrückte,  trat  mit  einemmale  Herzog  Georg 
von  Lüneburg,  mit  dessen  Plänen  die  Unterwerfung  von 
Hessen-Cassel  nicht  übereinstimmen  mochte,  als  Vermittler 
auf*®).  Er  brachte  einen  Waflfenstillstand  mit  Götz  zu  Stande, 
den  dieser-  vermuthlich  in  Berücksichtigung  des  zwischen 
den  Cassel'schen  Abgeordneten  und  dem  Landgrafen  Georg 
zu  Marburg  abgeschlossenen  Vertrages  eingegangen  haben 
dürfte.  In  diesem  Vertrage  ward  im  Namen  der  Witwe 
Amalie  und  ihrer  Söhne  Annahme  des  Prager-Friedens,  Aus- 
söhnung mit  dem  Kaiser,  Entsagung  aller  Bündnisse  mit 
den  Fremdmächten  und  andere  schöne  Dinge,  gegen  Ertheilung 
einer  das  ganze  hessische  Haus  umfassenden  Amnestie,  un- 
gestörte Religionsübung  und  Anerkennung  der  Regentschaft 
und  Vormundschaft  der  Witwe  unter  Beirath  des  Land- 
grafen Georg  versprochen.  Der  weitere  Gang  der  hessischen 
Angelegenheit  wird  darthun,  dass  der  Marburger  -  Vertrag, 
von  den  Statthaltern  bloss  geschlossen  um  die  Execution 
los  zu  werden,  ein  grosser,  von  den  Kaiserlichen  begangener 
Fehler  war.  Vorläufig  wollen  wir  unsere  Aufmerksamkeit 
einem  anderen  mit  dem  Kaiser  unausgesöhnten  Reichsstande 
zuwenden. 

Herzog  Eberhard  von  Würtemberg,  der  bei 
seinem  Regierungsantritte  i.  J«  1633  achtzehn  Jahre  zählte, 
und  unter  dem  Einflüsse  seines  an  Frankreich  und  Schweden 


*•)  Man  wird  zu  dieser  Dazwischenkunft  Georgs,  die  er  eifrig  sachte, 
ein  geheimes  Einverständniss  zwischen  ihm  und  Amalie  Elisabeth  hinzu- 
denken müssen.  Einigermassen  verdächtig  kömmt  uns  Götz  vor,  wenn, 
wir  bei  v.  d.  Decken  III.  Beilage  271  den  mit  Georg  vereinbarten  Kecess 
vom  8.  November  1537  durchdenken.  Wir  meinen,  es  sei  darin  manchem» 
«wischen  den  Zeilen  su  lesen. 
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Yerkauflen  Vicekanzlers  Löfiler  sammt  einigen  gleichgesinnten 
Rathen  stand,  konnte  den  Fallstricken  der  schwedischen 
Allianz  nicht  leicht  entrinnen.  Indessen  verwickelte  er  sich 
in  selbe  so  tief,  machte  so  vieler  Fehltritte  und  Pflichtver- 
letzungen gegen  Kaiser  und  Reich  sich  schuldig,  dass  von 
einem  Umschlage  des  schwedischen  WaflSenglückes  nichts 
geringeres  als  der  Verlust  seines  Landes  zu  befurchten 
stand**).  Als  dieser  mit  der  Nördlinger-Schlacht  eintrat, 
liess  Eberhard  in  Sorge  um  seine  persönliche  Sicherheit 
Land  und  Leute  im  Stich  und  floh  nach  Strassburg.  Fer- 
dinand, seinen  Sieg  verfolgend,  besetzte  Würtemberg  und 
ordnete  eine  österreichische  Regierung  in  Stuttgart  an.  Diese 
änderte  nichts  an  den  Religions Verhältnissen  und  wies  selbst 
die  Reformvorschläge  des  Bischofs  von  Constanz  mit  Ent- 
schiedenheit zurück.  Die  einzige  Concession,  die  sie  ihm 
machte,  bestand  in  der  Annahme  zweier  Jesuiten  an  die 
Stelle  der  entlassenen  beiden  Hofprediger  des  Herzogs,  eine 
mit  dem  katholischen  Bekenntnisse  des  neuen  Herrn  und 
seiner  Hofkirche  zusammenhängende  Neuerung.  Von  den 
Ausschweifungen  der  kaiserlichen  Truppen  litt  das  Land 
grossen  Schaden,  doch  fragt  es  sich  ob  einen  grösseren  als 
der  war,  den  früher  die  mit  Würtemberg  verbündeten  Schweden 
angerichtet  hatten,  auch  hielten  der  Herzog  von  Lotharingen 
und  Johann  von  Werth  im  Hauptquartier  zu  Tübingen  gute 
Mannszucht.     Der  Kaiser  (Ferdinand  H.)  machte  zu  jener 


**)  Als  Mitglied  des  Heilbronner-Bundes  liess  er  auf  dem  Frankfurter 
Convent  i.  J.  1(334  Einziehung  aller  katholischen  Abteien,  Klöster  und 
deren  Güter,  welche  keine  Reichsstände  waren,  dann  Ueberlassung  Pom- 
merns an  Schweden,  ,,damit  diese  Krone  ein  deutscher  Beichstand  werde^S 
femer  eine  Entschädigung  für  Schweden  aus  bayerischem  Gute  u.  A.  m* 
beantragen.  Von  den  Franzosen  liess  sich  Eberhard  zum  Festungs-Com- 
mandanten  von  Philippsburg  mit  7200  Liv.  Gehalt  ernennen,  stellte  den 
Schweden  seine  Truppen  zur  Verfügung,  belagerte  Villingen,  und  betrieb 
bei  Frankreich  sehr  eifrig  die  Entsendung  einer  Armee  zur  Wiederer- 
obening  seines  Landes,  obgleich  er  zum  Besitze  desselben  auf  eine  unblutige 
und  leichtere  Art,  nämlich  durch  die  Annahme  des  Prager-Friedens,  zu 
welcher  er  sich  zuletzt  doch  verstehen  musste,  gelangen  konnte. 
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Zeit  dem  Grafen  TrautmanstorjBP  ein  Geschenk  mit  100.000  fl. 
und  wies  ihm  in  Abschlag  dieser  Summe  die  wurtembergischen 
Aemter  Weinsberg  und  Neustadt  an  der  Linden  an,  diese 
Schenkung  in  der  Donationsurkunde  vom  16.  Juli  1635  mit 
der  Angabe  motivirend,  „weil  er  seit  Antritt  Unserer  schweren 
Regierung  in  vielen  hochwichtigen  das  h.  römische  Reich 
und  Unser  lobliches  Haus  Oesterreich  betreflfenden  Com- 
missionen  und  mühsamen  Verrichtungen,  ungescheut  aller 
Leibs-  und  Lebensgefahr,  bevor  ab  aber  letztlich  bei  den 
mit  dem  Churfiirsten  von  Sachsen  langwierig  gepflogenen 
und  geschlossenen  Friedenstractaten  (zu  Pirna)  sich  hat  ge- 
brauchen lassen.'^  Ferner  trug  er  den  29.  October  seinem 
Sohne,  dem  Könige  von  Ungarn,  auf,  dem  Churfursten  Ma- 
ximilian von  Baiem  die  würtembergische  Herrschaft  Heiden- 
beim  zur  Bezahlung  der  dem  Friedländer  dargeliehenen 
300.000  fl.  einzuräumen**).  Die  Kaiserlichen  nahmen  nach 
einander  die  Festungen  Schorndorf,  Urach,  Asperg  u.  s.  w. 
ein,  fanden  aber  den  beharrlichsten  Widerstand  vor  Hohen t- 
wiel,  dessen  Befehlshaber  mit  Bernhard  von  Weimar  im 
geheimen  Einverständnisse  stand  und  fär  ihn  (nicht  wie  er 
vorgab  für  den  Herzog)  diese  wichtige  Festung  halten  wollte. 
Herzog  Eberhard,  endlich  zur  Einsicht  gelangt,  dass  er  weder 
von  den  Fremdmächten  noch  von  Bernhard  von  Weimar 
eines  Beistandes  sich  zu  vertrösten  habe,  fügte  sich  dem 
Machtgebot  des  Unvermeidlichen  und  Hess  durch  eine  Ge- 
sandtschaft bei  dem  Könige  von  Ungarn  um  seine  Aus- 
söhnung mit  dem  Kaiser  und  die  Wiedereinsetzung  in  sein 
Land  ansuchen.  Es  ist  keine  Vermuthung,  sondern  That- 
Sache,  dass  sein  Wunsch  rasch  erfüllt  worden  wäre,  wenn 
er,  wie  man  von  österreichischer  Seite  erwartete,   sich  dem 


")  Sattler  Gesch.  v.  Würtemberg,  7.  B.  führt  noch  andere  Güter- 
schenkangen  an  den  Hofkriegs-Prfisidenten  Grafen  Schlick  und  an  den 
Bischof  von  Wien  an,  und  bemerkt  dazu,  dass  der  Kaiser  für  sich  nichts 
nahm.  So  hatte  Ferdinand  ü.  in  der  Pfalz ,  in  Böhmen  und  überall  ge- 
handelt. 
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gegen  ihn  milde  gesinnten  Könige  Ferdinand  persönlich  vor- 
gestellt hätte.  Dieser  wies  nun  das  Gesuch  an  seinen  Vater, 
den  Kaiser,  der  zwar  den  i.  J.  1635  im  Pragerfrieden  (Neben- 
recess)  von  der  Amnestie  ausgeschlossenen  Herzog  von 
Würtemberg  jetzt  (1636)  in  denselben  aufnahm,  aber  mit 
der  Restitution  verzog  und  darüber  starb.  Wesshalb  diese 
nicht  sogleich  beim  Regierungsantritte  Ferdinands  III.  er- 
folgte, werden  wir  aus  seinen  der  österreichischen  Regierung 
in  Würtemberg  gegebenen  Vorschriften  ersehen.  Mit  Erlass 
vom  12.  Mai  eröflftiet  er  derselben:  „V^iewohl  er  der  tröst- 
lichen Zuversicht  gelebt,  der  Herzog  von  Würtemberg  werde 
sich  der  von  seinem  Vater  (Ferdinand  IL)  dem  Gutachten 
des  churfürstlichen  CoUegiums  entsprechenden  milden  und 
väterlichen  Resolution  seiner  Pflicht  gemäss  fugen,  und  es 
also  von  seiner  (des  Kaisers)  Seite  in  Justiz  und  Cameral- 
sachen  keiner  weiteren  Verfügung  bedürfen,  so  sei  doch  des 
Herzogs  Accomodation  bisher  nicht  erfolgt.  Dadurch  finde 
er  sich  bewogen,  wegen  der  fortzuführenden  Verwaltung 
dich  Grafen  Sulz,  in  dem  aufgetragenen  Statthaltereiamte, 
dich  Grafen  Wolken  st  ein  und  dich  von  Leiningen  als 
Unsere  Justiz-  und  Regierungsräthe  zu  bestätigen."  Den 
Gehalt  des  ersten  bestimmte  der  Kaiser  auf  jährliche  4000  fl., 
des  andern  auf  2400  fl.,  des  dritten  auf  1800  fl.  Für  die 
übrigen  Beamten  schrieb  er  die  früher  unter  der  herzog- 
lichen Regierung  bezogenen  Gehalte  vor. 

Diesem  Erlasse  fugte  der  Kaiser  den  Auftrag  bei,  alle  in 
den  Registraturen  wegen  Restitution  der  Klöster  vorhande- 
nen Verfügungen  und  Documente  in  gute  Verwahrung  zu 
nehmen  und  die  möglichste  Sorge  zu  tragen,  dass  den  ffirst- 
lichen  Witwen  und  Kindern  der  jährliche  Unterhalt  pünkt- 
lich gereicht  werde.  Damit  war  man  allerdings  im  Rück- 
stande, weil  alle  Kassen  leer  waren.  Die  Herzogin- Witwe 
Anna  Sabina  hatte  einen  zweijährigen  Ausstand  von  20572  fl. 
und  die  Herzogin  Anna  einen  von  3000  fl.  zu  fordern.  Beide 
hatten  sich  an  den  Kaiser  um  Bezahlung  gewendet  und  ins- 
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besondere  vorgestellt,    dass  sie  ausser  Land  leben,    jene  in 
Strassburg,  diese  in  Ulm.     Anna  übersiedelte   bald  nachher 
nach  Tübingen,    in  ihrem  Schreiben   an   den  Kaiser  und  in 
einem  anderen  an  den  Statthalter  als  Grund  dieses  Aufent- 
haltswechsels   die    in    Ulm    gemachten    Schulden    und    ihre 
Dürftigkeit  aus  Abgang  der  rückstandigen  Bezüge  anführend, 
und   um  Einräumung   eines  bequemen  Hauses   in   Stuttgart 
anhaltend.     Statthalter  und  Räthe  holten  den   17.  Juni   1637 
vorerst  des  Kaisers  Genehmigung  ein  und  bemerkten,  „dass 
der  Aufenthalt  des  Fräuleins  Anna  in  Stuttgart  den  Verkehr 
mit  Strassburg  (wo  H.  Eberhard  und  die  übrigen  zahlreichen 
Glieder  seiner  Familie  sich  aufhielten)  noch  lebhafter  machen 
werde  und  dass  zu  besorgen  stehe,   der  Gehorsam  und  Re- 
spect  der  Unterthanen  gegen  die  Regierung  werde  sich  noch 
mehr  verlieren,    wenn   sie   das  würtembergische  Geschlecht 
täglich  ansichtig  werden.^'  Es  dürfte  kein  grundloser  Verdacht 
sein,  in  dieser  Aeusserung  eine  Nebenabsicht  zu  sehen,  in- 
dessen scheint  die  Regierung  mit  ihrer  Vorstellung   durch- 
gedrungen zu  haben,  weil  die  Prinzessin  Anna  den  21.  Juli 
um  Verbesserung   ihres  Jahresunterhalts   von   bloss   500  fl. 
oder  um  Anweisung  einiger  Aemter  bat,  und  der  Churfürst 
Maximilian  von  Baiern  im  October  bei  dem  Kaiser  für  sie 
sich  verwendete.    Auf  erneuerte  nachdrückliche  Befehle  des 
Kaisers,    die  Ansprüche    der  herzoglichen   Familie   zu  be- 
befriedigen, antwortete  die  Regierung  den  23.  December  mit 
Uebersendung  eines  Ausweises  der   an   dieselbe   bis   dahin 
an   Geld  und   Naturalien   verabreichten  Deputate   und   bat, 
weiteren  Reclamationen  kein  Gehör  zu  leihen,   da  geleistet 
worden  sei,  was  geleistet  werden  konnte,  und  sie,  die  Räthe 
selbst,  mit  einigen  Tausenden  ihres  Gehaltes  im  Rückstande 
sich  befänden.  Dies  war  wirklich  der  Fall,  da  die  Landes- 
einkünfte in  Folge  der  Kriegsdrangsale  sich  dermassen  ver- 
mindert  hatten,    dass   sie  zur  Deckung  der  laufenden  Aus- 
lagen  längst   nicht  mehr    hinreichten.     Es   ist   dieserwegen 
völlig  unwahr,  dass  Oesterreich  grosse  Summen  Geldes  aus 
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Würtemberg  gezogen,  wohl  aber  ruinirten  den  Wohlstand 
des  Landes  die  Truppeneinlagerungen  und  die  Erpressungen 
einiger  Befehlshaber'*).  Als  H.  Eberhard  den  LandstandeQ 
die  Frage  vorlegte,  ob  er  dem  Pragerfrieden  beitreten  solle^ 
antworteten  sie  und  die  Prälaten  „es  wäre  unverantwortlich 
es  nicht  zu  thun,  zumal  die  armen  Unterthanen  von  den 
verbündeten  Schweden  ebenso  grausam  als  von  den  Feinden 
behandelt  worden  sind,  da  der  durch  sie  erlittene  Schaden 
nur  in  einem  Jahre  1,800.000  fl.  betrage,  und  der  Herzog 
und  seine  Unterthanen  nunmehr  von  den  Bundesgenossen 
verlassen  werden."  Diese  Aeusserung  legt  die  Thorheit  zu 
Tage,  welcher  die  kleinen  in  ihren  Mitteln  und  Hilfsquellen 
beschränkten  deutschen  Fürsten  sich  ergaben,  als  sie,  im 
blinden  Vertrauen  auf  unzu verlässliche  fremde  Mächte  dem 
Kaiser  und  dem  Reiche  den  Krieg  machten.  Alles  ihnen, 
ihren  Dynastien  und  in  noch  höherem  Grade  ihren  Unter- 
thanen zugestossene  Unglück  hatte  diese  Ueberhebung  und 
Pflichtvergessenheit  verschuldet.  Die  Oesterreicher  fanden  an 
Würtemberg  ein  bereits  von  dessen  Freunden  und  Bundes- 
genossen ausgesogenes  Land,  und  da  sie  dasselbe  wie  natür- 
lich als  Feindesland  behandelten,  so  steigerten  sich  die 
Lasten  und  Leiden  desselben.  Der  Herzog  schlug  auch  einen 
ganz  falschen  Weg  ein,  zum  verwirkten  Wiederbesitz  des- 
selben zu  gelangen.  Statt  an  der  Ansicht  festzuhalten,  dass 
er  den  Kaiser  für  sich  gewinnen  müsse,  weil  die  Restitution 
von  seiner  Gnade  abhing,  appellirte  er  an  das  churfürstliche 
Collegium,  dessen  Gutachten  nicht  zu  seinem  Vortheil  aus- 


*3)  Sattler  VII .  §.102  berichtet,  dass  Oberst  Gordon  für  sein 
Regiment  40.000  fl.  Verpflegungagelder  von  der  Stadt  und  dem  Amte 
Stuttgart  forderte,  und  diese  30.000  fl.  boten.  Als  Gordon  diese  Summe 
nicht  annahm,  beschwerte  sich  die  Stadt  bei  dem  Kaiser,  welcher  nicht 
bloss  die  ganze  Forderung  cassirte,  sondern  auch  die  Zurückstellung  dessen 
befahl,  was  einstweilen  auf  Abschlag  bezahlt  worden  war.  Andere  derartige 
von  den  Hauptleuten  des  Bonnivalschen  und  Hindersonischen  Regiments 
verübte  Erpressungen  mussten  auf  Befehl  der  kais.  Generalität  ebenfalls 
erstattet  werden.  Weiss  man  Aehnliches  von  den  Schweden  oder  Weimarern? 
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fiel,  folglich  die  Wiedereinsetzung  verzögerte.  Unglücklicher- 
weise wurden  auch  in  Löfflers  hinterlassen en  Papieren  An- 
schläge, welche  die  Absetzung  Ferdinands  zu  Gunsten  eines 
schwedisch -deutschen  Kaiserthums  bezweckten,  entdeckt. 
Wiewohl  diese  nicht  geradezu  dem  Herzoge  imputirt  werden 
konnten,  so  war  doch  seine  Gesinnungsverwandtschaft  mit 
denselben  bei  dem  Umstände,  dass  Löffler  sein  vertrautester 
Rath  war,  kaum  in  Zweifel  zu  ziehen**).  Ranke,  die  er 
während  der  Verhandlungen  wegen  Hohentwiel  spann,  stellten 
ihn  abermals  blos,  und  die  von  seiner  eigenen  Familie,  ja 
von  den  Schweden  selbst  missbilligte  Heirat  mit  Anna 
Katharina,  Tochter  des  Rheingrafen,  des  Erzfeindes  Oester- 
reichs,  diente  seiner  Sache  eben  auch  nicht  zur  Empfehlung, 
zumal  Heiraten  zu  jener  Zeit  als  Staatsactionen  und  politische 
Manifeste  aufgefasst  wurden. 

In  Wiirtemberg,  wo  das  Lutherthum  sich  so  schroflF 
wie  in  Chursachsen  ausprägte ,  würden  selbst  dann  keine 
Sympathien  für  die  österreichische  Regierung  rege  geworden 
sein,  wenn  gar  kein  Beschwerdegrund  gegen  sie  bestanden 
hätte.  Indessen  scheint  es,  als  habe  die  protestantische 
Geistlichkeit  es  auch  an  Aufhetzerei  nicht  fehlen  lassen.  In 
einem  Regierungsberichte  vom  22.  April  1637  ist  gesagt : 
„Der  Kaiser  werde  sich  erinnern,  dass  er  nach  Würtembergs 


*^)  Löffler,  nicht  bloss  würtembergischer,  sondern  auch  schwedischer 
Vicekanzler,  aber  bei  den  Schweden  wahrscheinlich  als  französischer  Par- 
teigfinger in  Verdacht,  ward  von  ihnen  mit  ein  Paar  Tausend  Thaler  ver- 
abschiedet In  Frankfurt,  wohin  er  sich  demnächst  begab,  schwebte  er 
fortwährend  in  Grefahr  ausgeliefert  zu  werden.  Da  ihm  auch  die  Schweden 
die  Aufnahme  in  ihrem  Lande  verweigerten,  so  ging  er  nach  Basel,  wo  er 
1638  starb.  Das  ihm  vom  Herzoge  Friedrich  als  Lehen  überlassene  Oat 
Neidllngen  bekam  der  baierische  Kanzler  Riechel.  In  einem  Erlasse  vom 
20.  October  1637  an  die  Regierung  in  Stuttgart  sagt  der  Kaiser:  Sein 
Vater  habe  verordnet,  dass  diejenigen  adeligen  Lehen,  welche  einst  der 
freien  Ritterschaft  gehörten ,  der  Herzog  von  Würtemberg  aber  an  sich 
gebracht  und  lehnbar  gemacht  hat,  wieder  in  den  ehemaligen  freien  Stand 
gesetzt  werden  sollen.  Dieser  Verordnung  gemäss,  beauftragte  er  die  Re- 
gierung, das  Gut  Neidlingen,  Riechels  Eigenthum,  frei  zu  machen. 
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Eroberung  von  zwei  an  einem  Orte  bestehenden  Kirchen 
iEinranoDiung  einer  zum  Gebrauche  der  Katholiken  und  der 
anderen  für  die  Protestanten  verordnet,  auch  ernstlich  anbe- 
fohlen habe,  dass  beide  Religionsparteien  sich  friedlich  ver- 
halten und  vom  Schelten  und  Lästern  auf  den  Kanzeln  ablassen 
sollen.  Dieser  Verordnung  werde  inzwischen  von  den  Prote- 
stanten keine  Folge  geleistet,  indem  sie  nicht  bloss  in  einem- 
fort  Schmähungen  der  katholischen  Religion  und  besonders  der 
Messe  sich  erlauben,  sondern  auch  Proselytenmacherei  trei- 
ben und  jüngst  sogar  gegen  die  katholische  Stiftsadministra- 
tion, den  Stiftsverwalter  und  die  Jesuiten  Thätlichkeiten 
verübten.  Obgleich  die  Regierung  verschiedene  Male  ernste 
Ermahnungen  ergehen  liess,  auch  den  Magistrat  zu  solchen 
angefordert  habe,  so  wäre  es  doch  nicht  möglich  gewesen, 
diesen  Unfug  abzustellen.  In  der  Lage ,  hievon  Anzeige 
machen  zu  müssen ,  schlügen  sie  vor ,  den  Katholiken  die 
Stiftskirche  zu  überlassen,  da  von  der  Aufhebung  des  be- 
stehenden Simultaneums  Beseitigung  der  confessionellen  Rei- 
bungen gehofft  werden  könne/'  Uebergrifie  liess  auch  das 
Consistorium  sich  zu  Schulden  kommen.  Es  protestirte  nämlich 
gegen  die  Verordnung  der  Statthalterei,  von  der  AnsteUung 
der  Pfarrer  und  Schullehrer  Anzeige  zu  machen  und  die 
R^erungsbewilligung  abzuwarten.  Diese  Bedingung,  be- 
hauptete das  Consistorium,  Verstösse  gegen  die  seit  achtzig 
Jahren  bestehende  Uebung  und  Kirchenordnung,  vermöge 
welcher  die  Bestellung  aller  Pfarrer,  Diakone,  Schullehrer 
and  CoUaboratoren  von  den  Kirchenräthen  allein  verfügt 
worden  ist.  Die  Regierung  gab  den  19.  Mai  zum  Bescheide, 
dass  es  bei  ihrer  Anordnung  zu  verbleiben  habe  und  das 
Consistorium  bei  der  Anstellung  oder  Entlassung  von  Kirchen- 
und  Schuldienern  eines  eigenmächtigen  Verfahrens  sich  ent- 
halten und  der  Vorschrift  nachkommen  möge,  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  der  kais.  Regierung  ein  motivirtes  Gutachten 
zu  überreichen.  „Nicht  Romano  catholico  modo,  sondern 
nach  lutherischem  Rechte  und  Ordnung,  deren  das  Consi- 

Koch,  Geachiohte  Ferdinands  III.    I.  Bd.  5 
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storium  sich  nicht  entaussem  dürfe,  schreite  diessfalls  die 
weltliches  und  geistliches  Recht  nicht  vermengende  Regierung 
zu  Werke^'  ist  am  Schlüsse  bemerkt.  Wir  haben  an  diesem 
Vorgange  ein  Beispiel,  dass  auch  der  protestantische  Clerus, 
wie  in  neuester  Zeit  der  katholische,  ein  ausschliessliches 
Recht  auf  Kirche  und  Schule  zu  behaupten  strebte.  Dagegen 
thun  andere  Beschwerden  dar,  dass  das  Rütteln  an  der  frü- 
heren Kirchenverfassung  verschiedene  schwer  zu  beseitigende 
Missstände  herbeiführte.  In  dem  Regierungsberichte  vom 
7.  October  heisst  es:  „Zwischen  den  Katholiken  und  Pro- 
testanten bestehen  über  zwei  Punkte  die  Streitigkeiten  fort. 
Erstlich  wollen  letztere  sich  nicht  bereden  lassen,  dass  in 
der  ihnen  überlassenen  Stiftskirche  bloss  die  Religionsübung 
zugestanden  worden  sei,  sondern  beanspruchen  auch  das  den 
pfarrlichen  Gerechtsamen  innewohnende  Begräbnissrecht. 
Weiter  behaupten  sie,  nicht  bloss  zur  Anstellung  eines  no- 
mineUen  Stiflspredigers,  sondern  eines  solchen  berechtigt  zu 
sein,  der  aller  mit  derselben  verbundenen  Rechte  und  Vor- 
züge wirklich  theilhaft  werde.  Bisher,  bemerkt  der  Bericht, 
seien  die  Lutheraner  bei  ihrem  Religionsexercitium  unge- 
hindert geblieben,  allein  der  Immission  eines  Probstes  und 
der  pfarrrechtlichen  Ansprüche  wegen  habe  die  Regierung 
geglaubt,  sie  an  den  Kaiser  verweisen  zu  müssen,  —  Der 
zweite  Streitpunkt  betreffe  die  Besoldung  der  Prädicanten. 
Früher  wurde  selbe  von  den  Herzogen  auf  das  Stift  ange- 
wiesen, welches  auch  die  Gehalte  entrichtete.  Seine  Majestät 
(Ferdinand  III.)  hätten  ebenso  verfügt.  Die  Stiftsadmini- 
stration  aber,  welcher  die  Regierung  mehrere  Male  die  Ent- 
richtung aufgetragen,  verweigere  sie,  erstlich  auf  ihre  \  or- 
gesetzten  in  Rom  sich  berufend,  dann  desshalb,  weil  in  der 
Stiflungsurkunde  von  dieser  Soldentrichtung  nichts  gesagt 
ist,  und  endlich  weil:  die  Einkünfte  des  Stiftes  in  Folge  der 
Verarmung  des  Landes  ungemein  verringert  seien.  Da  nun 
hinwieder  die  Bürgerschaft  und  das  Gericht  vorstellen:  es 
sei  doch  seltsam  und  erbärmlich   zu  hören,   dass  der  dem 
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Stifte  den  Zehnten  reichende  arme  Mann  wegen  Zurückhal- 
tung der  Besoldung,  der  Prädicanten  und  alles  ßeligions- 
trostes  beraubt  sein  soll,  so  bitte  die  Regierung,  der  Kaiser 
möge  entscheiden,  ob  das  Stift  mit  der  Besoldung  der  Prä- 
dicanten fortzufahren  habe,  oder  ob  die  Stadt  Stuttgart  sie 
übernehmen  müsse?'' 

Wir  konnten  den  auf  diese  Mittheilung  vom  Kaiser 
gegebenen  Bescheid  in  den  Acten  nicht  auffinden,  ergänzen 
also  aus  Sattler  VII,  186,  dass  den  4.  December  dem 
Stadtgerichte  zu  Stuttgart  ein  Decret  zukam,  vermöge  wel- 
chem ihm  die  Abtretung  aller  den  Jesuiten  bis  dahin  vor- 
enthaltenen Stiftungen  und  Gefälle  als  Zugehörden  des  Stifts 
aufgetragen  wurde,  weil  der  verstorbene  Kaiser  vor  zwei 
Jahren  seinem  ßathe  Mottmann  die  Probstei  zu  Stuttgart, 
und  den  Jesuiten  die  zu  Backnang,  die  zu  Herrenberg  einem 
Canonicus  von  Constanz,  und  das  Stift  Göppingen  einem 
anderen  zu  ßegensburg  verliehen  habe.  Wie  es  scheint,  war 
dieses  Decret  von  den  Jesuiten  erschlichen  worden,  weil 
der  Kaiser  mit  Erlass  vom  3.  August  1638  dasselbe  formlich 
widerrief.  Darin  sagt  er:  „Wir  haben  Uns  das  an  Euch  und 
an  Uns  gelangte  Gesuch  des  Herzogs  Friedrich  (Bruder 
Eberhards)  wegen  Gestattung  des  Religions-Exercitiums  der 
Augsburgischen  Confession  zu  Stuttgart  und  Backnang  vor- 
tragen lassen  und  Uns  dessen  erinnert,  was  Wir  wegen  beider 
Confessionen  früher  angeordnet.  Wir  wollen  es  noch  einmal 
bei  dieser  Unserer  Verordnung  bewenden  lassen  und  haben 
ungern  vernommen,  dass  wider  selbe  und  den  Prager-Ilöcess 
etwas  Anderes  vorgenommen  worden  ist.  Insonderheit  da 
die  Restitution  des  Herzogs  Eberhard  bevorsteht  und  es 
Uns  an  anderen  hohen  Orten  ungleich  ausgedeutet  werden 
mochte,  wenn  Wir  die  beklagte  Sperrung  Unserer  Anordnung 
nicht  wiederum  abthun  sollten.  Also  befehlen  Wir  Euch, 
dass  Ihr  sowohl  zu  Stuttgart  als  zu  Backnang  das  exercitium 
religionis  wiederum  eröffiiet,  die  Schlüssel  von  den  katholischen 
Geistlichen  abfordert  und  zu  Euch  nehmet  und  wieder  alles 

5* 


68 

in  den  Stand,  wie  es  vor  und  nach  Inhalt  Unserer  Ver- 
ordnung gewesen,  stellet  und  richtet.^ 

Wir  haben  bei  den  kirchlichen  Verhältnissen  Würtem- 
bergs  absichtlich  etwas  ausgeholt,  um  zu  zeigen,  dass  der 
Jesuiteneinfluss  unter  Ferdinand  lU.,  wiewohl  er  besonders 
bei  Gütererwerbungen  sich  geltend  zu  machen  strebte,  nicht 
mehr  durchzudringen  vermochte. 

Ferdinand  bewies  bei  noch  einem  anderen  Anlasse, 
dass  er  beflissen  war,  dem  Missbrauche  der  Gewalt  Schranken 
zu  setzen.  Da  die  österreichischen  Beamten  das  baldige  Ende 
ihres  Regiments  voraussahen,  so  suchten  sie  sich  auf  Landes- 
kosten einigermassen  zu  bereichern.  So  beklagte  sich  z.  B. 
H.  Eberhard  in  einem  Schreiben  vom  20.  December  1637 
an  den  Statthalter  und  die  Rathe  in  Stuttgart,  dass  seine 
Schlösser  ihrer  Einrichtungsstücke  beraubt  werden  und  dass 
dies  namentlich  in  Stuttgart  geschehen  sei,  wo  alles  bis  auf 
die  geringsten  Mobilien  aus  seinem  Residenzschlosse  weg- 
geschleppt worden  sei.  Der  Kaiser,  dem  er  hiervon  ebenfalls 
Anzeige  erstattete,  trug  den  16.  December  den  Statthaltern 
auf,  „alle  Mobilien  und  Fahrnisse  vermöge  des  ihnen  ein- 
gehändigten Inventars  zu  Händen  und  in  Richtigkeit  zu 
bringen.**  Diese  erwiederten:  „Das  Inventar  über  die  würtem- 
bergischen  Fahrnisse  sei  ihnen  nie  behändigt  worden,  wess- 
halb  sie  wegen  Alienation  derselben  nicht  verantwortlich 
gemacht  werden  können;  übrigens  habe  sich  nur  „„ganz 
ordinäre  schlechte  Waare" "  vorgefunden.**  Diesen  Raub  am 
herzoglichen  Eigenthume  soll  hauptsächlich  die  Gräfin  Sulz 
verübt  haben,  indessen  begingen  die  Beamten  einen  noch 
schonungsloseren  an  den  Unterthanen.  Schon  im  Mai  1637 
beschwerte  sich  die  Stadt  Stuttgart  in  Wien  über  die  ihr 
auferlegten  Truppeneinquartierungen  und  unerschwinglichen 
Kriegssteuem,  anführend,  dass  mancher  Bürger  täglich  2 
bis  3  Thaler  und  selbst  noch  mehr  auslegen  müsse.  Damals 
stellte  der  Kaiser  diese  Ungebühr  durch  die  Nichtigkeit- 
erklärung verschiedener  Forderungen  ab,  später  aber  über- 
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bürdeten  die  Beamten  mit  anderen  far  ihren  Unterhalt  nnd 
um  die  Rückstande  ihres  Gehaltes  hereinzubringen,  die  aller 
Mittel  entblossten  Unterthanen.  Energische  Vorstellungen 
des  Herzogs  wegen  dieser  Erpressungen  bewogen  den  Kaiser 
zum  Erlass  des  scharfen  Verweises  aus  Prag  vom  17.  August 
1638,  und  des  ihn  begleitenden  Befehles,  „die  Rechnungen 
aller  und  jeder  Gefalle,  Renten  und  Einkommen  aus  dem 
Lande,  dessen  Landstande  und  Unterthanen  sammt  den  Aus- 
gaben, unverzüglich  einzuschicken''  **). 

In  den  Geldverhältnissen  trat  trotz  der  vielen  Drangsale, 
mit  denen  Würtemberg  zu  dieser  Zeit  heimgesucht  war, 
doch  keine  Zerrüttung  ein.  Wir  sehen  dies  aus  einer  Anfrage 
des  Bischofs  Johann  von  Constanz  an  die  Regiemng  wegen 
Beschickung  des  von  dem  Bischöfe  zu  Würzburg  und  Bamberg 
angesagten  Münzprobationstages,  hinsichtlich  dessen  er  be- 
merkte, dass  für  den  schwäbischen  Kreis  kein  Anderer  als 
der  Herzog  und  der  Bischof  von  Augsburg  Abgeordnete  zu 
senden,  berechtigt  sei.  Die  Regierung  antwortete:  Da  des 
Münzwesens  wegen  keine  Zerrüttung  eingetreten,  oder  eine 
sonderliche  Klage  bestehe,  so  sei  keine  Aenderung  an  dem 
Stande  desselben  vonnöthen,  wesshalb  sie  den  Kreistag  un- 
bescbickt  lassen  werde. 

Für  die  Restitution  des  Herzogs  verwendeten  sich  in 
dem  Collectivschreiben  vom  4.  Mai  1637  sämmtliche  Herzoge 
von  Braunschweig-Lüneburg,  dann  in  einem  Empfehlungs- 
schreiben vom  16.  Mai  für  den  von  Kopenhagen  nach  Wien 
verreisten  Herzog  Friedrich,  Eberhards  Bruder,  Christian  IV. 
König  von  Dänemark,  und  in  einem  anderen,  für  Friedrich, 


*')  In  ihrer  Rechtfertigungsschrift,  in  welcher  die  Ueberbürdongen 
auf  die  Militärbehörde  geschoben  erscheinen,  führen  die  Statthalter  unter 
den  zn  bestreitenden  Auslagen  ihres  Unterhaltes  auch  den  jährlichen  Som- 
meranfenthalt  zu  Göppingen  wegen  der  ,,ung^esunden  Luft  in  Stuttgart** 
und  den  Gebrauch  des  Sauerbrunnens  dort  an.  Sattler  theilte  den  Er- 
lass Yom  17.  August  in  den  Beilagen  vollständig  mit,  datirte  ihn  aber? 
dem  Vorurtheile  der  Protestanten  für  den  alten  Kalender  zu  lieb,  auf  den 
7.  zurück. 
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vom  27.  Juni,  der  Churfurst  von  Sachsen,  der  den  Kaiser 
zugleich  an  dasjenige  erinnerte,  was  er  ihm  bei  dem  jüngst 
abgehaltenen  Collegialtage  zu  Regensburg  in  dieser  Sache 
durch  seinen  Gesandten  und  neuerlich  durch  seinen  geheimen 
Kammerdiener  Lebzeltern  hatte  vorstellen  lassen*®).  In 
dem  Schreiben  Christians  ist  bemerkt,  dass  Friedrich  sich 
ein  Jahr  bei  ihm  aufgehalten,  durch  Studien  und  Reisen  sich 
vielfach  gebildet  habe  und  nun  nach  Wien  sich  begebe,  um 
dem  Kaiser  seine  Dienste  anzubieten.  Die  Wiedereinsetzung 
des  Herzogs  war  eine  längst  beschlossene  Sache,  deren  Auf- 
schub hauptsächlich  das  Streben  des  Herzogs  verursachte, 
günstigere  Bedingungen  zu  erhandeln,  als  die  waren,  welche 
Ferdinand  H.  gestellt  hatte.  Der  Kaiser  beharrte  ganz  be- 
sonders auf  der  Abtretung  der  Festung  Hohentwiel,  weil 
das  zweideutige  Benehmen  des  Herzogs  diese  Bürgschaft 
unerlässlich  machte.  Der  Herzog  verstand  sich  endlich  da- 
zu und  ertheilte  seinem  Gesandten  Burkard  die  Vollmacht 
vom  29.  October  1637,  vermöge  welcher  Annahme  der  Re- 
solution Ferdinands  H.  erklärt,  und  wegen  Hohentwiel  bloss 
das  Gesuch  beigefugt  ist,  dem  Commandanten  Wiederhold,  und 
den  Officieren,  Soldaten,  Beamten  und  Dienern  daselbst  freien 
Abzug  und  die  Auslieferung  der  Mimition  und  Einrichtungs- 
stücke gestatten  zu  wollen.  In  dem  auf  Burkards  Erklärung 
den  4.  November  vom  Kaiser  gegebenen  Bescheide  heisst 
es:  „Obgleich  die  Annahme  der  Resolution  seines  Vaters 
in  Burkards  überreichter  Erklärung  ganz  dunkel  und  unlauter 
gestellt  ist,  so  lasse  der  Kaiser  doch  in  Berücksichtigung 
so  vieler  königlicher,  churfurstlicher  und  fürstlicher  Inter- 
cessionen  selbe  sich  gefallen ;  inzwischen  habe  es  hinsichtlich 
der  geistlichen  Güter  (der  immediaten,  welche  Eberhards 
Vormünder  und  Regent  H.  Friedrich  von  Oxenstjema  sich 
hatte  schenken  lassen)  bei  der  Resolution  Ferdinands  U.  vom 


'*)  Kammerdiener  mag  wohl   am  chursüchsischen  Hofe  die  Bedeu« 
ttmg  von  Kammerherr  gehabt  haben. 
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« 

9.  December  1636  za  verbleiben,  doch  mit  der  Erläuterang, 
dass  dem  Herzoge,  wofeme  er  gegen  die  Geistlichen  Spruch 
und  Forderung  zu  haben  vermeint  und  er  selbe  bei  dem 
Kaiser  anhängig  machen  will,  die  Justiz  forderlich  admini- 
strirt  werden  soll*  Es  wollen  auch  Se.  Maj.  daran  sein  und 
nicht  gestatten,  dass  der  Herzog  der  österreichischen  Pfand- 
schaften halber  wider  Billigkeit  und  des  verstorbenen  Kaisers 
Resolution  beschwert  werde.  In  Betreff  anderer  Forderungen 
des  Herzogs,  worüber  er  noch  gehört  zu  werden  verlangt, 
versehen  sich  Se.  Maj.,  er  werde  ihrerwegen  sich  zur  Ruhe 
begeben  und  nichts  weiter  für  seine  Brüder  und  Vettern 
begehren.  Sollte  wider  Erwarten  etwas  vorgenommen  oder 
gesucht  werden,  was  der  Resolution  Ferdinands  IL  zuwider 
läuft,  wollen  Se.  Maj.  diesfalls  offene  Hand  behalten  und 
sich  alle  ex  capite  laesae  Majestatis  auf  das  Herzogthum 
zustehende  Jura  ausdrücklich  reservirt  haben/'  Wegen  Hohent- 
wiels  Abtretung  ist  bemerkt,  dass  sie  dem  Bescheide  vom 
26.  September  gemäss  zu  geschehen  habe,  doch  erkläre  sich 
der  Kaiser  bereit,  dem  Herzoge  zur  Unterbringung  der  von 
dort  wegzuschaffenden  Fahrnisse  die  Festung  Hohen-Neuffen 
einräumen  zu  lassen.'^ 

In  der  nächstfolgenden  kaiserlichen  EntSchliessung  vom 
24.  November  1637  ist  die  Restitution  des  Herzogs  form- 
lich zugesagt  und  der  früher  erbetene  freie  Abzug  der  Grar- 
nison  von  Hohentwiel  zugestanden,  doch  bedungen,  dass, 
Neuffen  ausgenommen,  alle  übrigen  Festungen  des  Herzog- 
tbums  bis  zum  Friedensschlüsse  von  kaiserlichen  Truppen 
besetzt,  bleiben,  und  diese  vom  Herzoge  und  den  Landstän- 
den unterhalten  werden  sollen.  Die  Ratification  der  Land- 
stände blieb  bis  zur  Vornahme  des  Restitutionsactes  aufge- 
schoben. 

Burkard,  des  Herzogs  Gesandter,  dankte  in  seiner  Ein- 
gabe vom  3.  Dezember  für  diesen  Bescheid  nnd  bat:  1.  den 
Immissionsbefehl  für  den  Herzog  „ob  summum  morae  peri- 
culum"   ausfertigen  zu  lassen ,   2.  ihm   davon  Abschrift  zu 
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ertheilen,  3.  dem  Herzoge  Friedrieh  den  in  einem  beson- 
deren Gesnch  erbetenen  Aufenthalt  in  Stuttgart  und  die 
Wohnung  im  Schlosse  zu  gestatten,  und  4.  Pässe  für  den 
Herzog  Eberhard  und  seinen  Hofstaat  von  Strassburg  nach 
Stuttgart,  so  wie  andere  für  den  Gesandten  und  seine  Be- 
gleiter von  Wien  dahin,  ertheilen  zu  wollen. 

Der  E^aiser  bewilligte  alsogleich  Herzog  Friedrich's  Be- 
gehren, zeigte  sodann  aus  Pressburg  den  28.  Jänner  1638 
dem  Burkard  an,  dass  er  far  den  15.  März  einen  Landtag 
zu  Stuttgart  werde  ausschreiben  lassen,  und  Hess  der  Re- 
gierung daselbst  am  nämlichen  Tage  die  Vollmacht  zur 
Wiedereinsetzung  des  Herzoges  übermitteln.  Diese  sollte 
von  den  kaiserlichen  Verordneten  auf  jenem  Landtage  ver- 
kündet werden,  wenn  bis  dahin  Hohentwiels  Abtretung  ge- 
schehen sein  würde. 

Gunz  unerwartet  kam  von  der  Regierung  die  Anzeige 
vom  4.  Februar,  dass  der  Commandant  von  Hohentwiel  die 
Räumung  der  Festung  unter  dem  Verwände  verweigere,  er 
sei  nicht  bloss  dem  Herzoge,  sondern  auch  dem  Könige  von 
Frankreich  mit  Eidespflicht  verbunden.  Statthalter  und  Räthe 
äusserten  die  Ansicht,  dass  hinter  dieser  Weigerung  der 
Herzog  selbst  stecken  könne  und  dass  er,  vor  der  Abtretung 
der  Festung  restaurirt,  eine  ganz  andere  Sprache  fuhren  und 
neuerdings  abfallen  dürfte. 

In  Folge  dieser  Anzeige  befahl  der  Kaiser  den  13.  Fe- 
bruar, den  Landtag  auf  den  4.  April  (später  auf  den  7.)  zu 
verschieben  und  die  Abtretung  nachdrücklich  zu  betreiben. 

Wiederhold's  Weigerung  beruhte  auf  einem  den  IL  No- 
vember 1637  mit  Bernhard  von  Weimar  abgeschlossenen 
Vertrag ,  womit  diesem  gegen  die  Bezahlung  von  20.000 
R.-Thlr.  für  den  rückständigen  Sold  der  Besatzung  und  Er- 
stattung aller  Auslagen  des  ersteren,  die  Festung  sammt  allen 
Vorräthen  eingeräumt  wird  *''). 


")  Unrichtig  ist  Röse's  Angabe  ü,   167,  dass   die  Bogiertmg  und 
durch  sie  der  Kaiser  bei  der  Auffordenmg  die  Festung  zu  übergeben,  Ton 
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Um  den  Verdacht  einer  Betheiligung  an  Wiederhold's 
Weigerung  von  sich  abzulehnen,  sandte  Herzog  Eberhard  seinen 
Rath  Jäger  nach  Stuttgart  und  liess  der  Regierung  anzeigen, 
dass  er  aus  Basel  benachrichtigt  worden  sei,  Wiederhold 
habe  der  Uebergabe  der  Festung  sowohl  an  den  Kaiser  als 
an  den  Herzog  Bernhard  sich  widersetzt  und  geäussert ,  er 
werde  sie  fiir  seinen  natürlichen  Erbherrn  halten  und  fiir 
diesen  Zweck  nassauische  Dragoner  einnehmen.  Die  näm< 
liehe  Erklärung  empfing  Eberhards  Gesandte,  der  Oberst 
Boeklein,  als  er  im  Namen  des  Herzogs  Wiederhold  münd- 
lich aufforderte,  Hohentwiel  den  Kaiserlichen  zu  übergeben. 
Jäger  war  beauftragt,  anzufragen,  wie  dieser  „treulosen  und 
verrätherischen  Intention  des  Commandanten^  zu  begegnen 
sei,  und  ob  die  Aufnahme  der  Dragoner  nicht  durch  eine 
Blokade  verhindert  werden  könne? 

Sei  es,  dass  die  Statthalter  und  Räthe  entweder  an  ein 
falsches  Spiel  des  Herzogs  wirklich  glaubten,  oder  bloss 
sich  anstellten  als  glaubten  sie  daran ,  den  8.  März  1638 
schrieben  sie  dem  Kaiser  Folgendes:  „Herzog  Friedrich 
habe  ihnen  von  Ulm  seine  Ankunft  gemeldet  und  den  Auf- 
enthalt in  Stuttgart  verlangt.  Hierauf  hätten  sie  ihm  geant- 
wortet, dass  er  so  lange  nicht  dahin  kommen  könne,  als 
Hohentwiel  nicht  übergeben  und  sein  Bruder  nicht  immitirt 
ist.  Diese  Weisung  nicht  beachtend,  habe  der  Herzog  durch 
den  Rath  Jäger  und  zwei  Abgeordnete  des  Magistrats  ihnen 
bedeuten  lassen ,  dass  er  bereits  auf  der  Reise  begriffen  sei, 
aber  nicht  sogleich  im  Schlosse,  sondern  im  Landhause 
sich  einquartiren  werde.  Statthalter  und  Räthe  hätten  dieser 
Meidung  die  Wiederholung  des  Tags  vorher  gegebenen  Be- 


diesem  Vertrage  Nachricht  erhalten  habe.  Dies  geht  ans  dem  oben  ange- 
fahrten Schreiben  vom  4.  Februar  hervor,  in  welchem  des  Vertrages,  den 
Wiederhold  Gmnd  hatte  geheim  zu  halten,  nicht  gedacht  ist  Unrichtig  ist 
auch  iSattlers  Angabe,  VII,  187,  dass  im  Vertrage  festgesetzt  sei  „die 
Festong  soll  sowohl  dem  Herzog  von  Sachsen  als  dem  von  Würtemberg 
gemeinschaftlich  verbleiben.**  Der  Vertrag  lautet  auf  Bernhards 
Alleinbesitz. 
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scheides  entgegengesetzt  und  gleichzeitig  die  Stadtthore  zu 
schliessen  befohlen.  Als  der  Herzog  dessenungeachtet  eine 
Stunde  nachher  angelangt  sei ,  haben  sie  ihm  durch  den 
Commandanten  von  Stuttgart  und  den  Stadtvogt  sagen  lassen, 
dass  sie  von  der  kaiserlichen  Generalität  keinen  Auftrag 
zum  Einlasse  hätten  und  die  Regierung  auch  nicht  gewillt 
sei,  ihn  zu  gewähren. 

Als  sich  mittlerweile  Dr.  Jäger  wieder  gemeldet  und 
den  Einlass  nachdrücklich  begehrt  hat ,  ,,haben  wir  ihm 
neben  obiger  Antwort  den  Text  deutsch  gesagt,  und  muss 
insonderheit  ich  Graf  Sulz  bekennen ,  dass  ich  ihm  Hanns 
Jäger  zug^Tedt  und  sein  und  seiner  Principalen  undeutsches 
Procedere  an  den  Tag  gegeben,  welcher  gestalt  selbe  mit 
Ew.  Majestät  ein  langes  unterhandelt,  auch  die  Abtre- 
tung Hohentwiel  bei  fürstlichen  Ehren ,  wahrem  Wort, 
Treu  und  Glauben  theuer  versprochen,  ohnerachtet  sie  schon 
damals  das  im  Sinne  gehabt  und  gewusst  haben ,  was  sie 
anjetzo  mit  simulirter  Fürschützung  ihrer  Unschuld  heraus- 
lassen, gleich  als  wann  mit  Ew.  k.  Majestät  nur  zu  spielen 
wäre."  Herzog  Friedrich,  melden  sie  weiter,  sei  in  Folge 
dieser  kathegorischen  Abweisung  nach  Esslingen  zurück- 
gegangen. Sie  unterstellen  ihm,  seinen  „calvinischen  Räthen" 
und  dem  Herzog  Eberhard  die  Absicht,  durch  die  Aufnahme 
des  einen  oder  anderen  ihrer  Familienglieder  den  Kaiser  aus 
dem  Besitz  des  Landes  zn  verdrängen,  und  geben  an:  „Die 
Ankunft  Friedrichs  hat  ein  solches  Frohlocken  und  Con- 
fusion  verursacht,  dass  die  ganze  Stadt  zusammengelaufen 
ist  und  wider  uns  allerhand  Schmähwort  gehört  worden 
sind."  Nicht  ganz  grundlos  ist  die  Schlussbemerkung,  dass 
der  Einlass  des  Herzoges  Friedrich  die  Vorenthaltung  der 
Festung  und  dessenungeachtet  die  Besitznahme  des  Landes 
vom  regierenden  Herzoge  zur  Folge  gehabt  hätte.  Wahr- 
scheinlich war  Organisirung  eines  Volksaufstandes  und  Ver- 
treibung der  kaiserlichen  Regierung  beabsichtigt.  Diese  war 
hinter  „eine  gefährliche  Correspondenz  Wiederholds  mit  den 
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Feinden"  gekommen  und  hatte  dem  Kaiser  die  Abschrift 
eines  Briefes,  „die  Verproviantirung  der  Festung  aus  nicht 
angegebenen  dissegni'^  empfehlend,  eingesandt.  Der  Kaiser 
trug  ihr  auf,  sich,  wenn  es  möglieh  sein  sollte,  das  Original 
zu  verschaffen  *•). 

Herzog  Eberhard  fand  es  bei  diesem  Stand  der  Dinge 
gerathen,  sich  persönlich  nach  Wien  zu  begeben  und  sich 
von  dem  Verdachte  eines  Einverständnisses  mit  Wiederhold 
zu  reinigen.  Dies  war  ihm  bereits  bei  der  Regierung  in 
Stuttgart  gelungen ,  denn  diese  schrieb  dem  Kaiser  den 
18*  März,  dass  Herzog  Eberhard  an  der  Treulosigkeit  des 
Festangs-Commandanten  keine  Schuld  trage  und  dieser  seit- 
dem feindliche  Truppen  eingenommen  habe ,  von  welchen 
die  nächstgelegenen  österreichischen  Orte  ausgeplündert  wor- 
den seien.  Eberhard  sei  unfern  Göppingen  von  einer  „Partei" 
angegriffen  und  beraubt  worden.  Zweck  seiner  Reise  sei, 
den  Kaiser  mündlich  und  persönlich  von  seiner  Schuldlosig- 
keit zu  überzeugen  und  zu  erwirken,  dass  das  Verbrechen 
seines  Commandanten  nicht  ihm  entgolten  werde.  Inzwischen 
müsse  die  Regierung  doch  bemerken,  dass  das  Gerücht  um- 
laufe, der  Herzog  habe  auf  die  Festung  Hohentwiel ,  bevor 
noch  von  ihrer  Abtretung  die  Rede  war ,  Geld  von  den 
Schweizern  oder  Franzosen  aufgenommen.  Sollte  dies  wahr 
sein,  dann  wäre  es  nicht  unwahrscheinlich,  dass  der  Com- 
mandant  von  den  Creditoren  bestochen  sei ,  damit  er  die 
Abtretung  der  Festung  verweigere.  Diese  Aeusserung  macht 
es  zweifellos,  dass  die  Regierung  und  der  Kaiser  um  den 
mit  Bernhard  von  Weimar  geschlossenen  Vertrag  nichts 
wussten,  und  dass  derselbe  auch  dem  Herzoge  von  Wür- 
temberg  nnbekannt  geblieben  war;  doch  zöge  man,  wie  wir 
später  sehen  werden,   einen  voreiligen  Schluss,  wenn  man 


'*)  Wiederhold  unterhielt  diesen  Briefwechsel  mit  einem  schwedischen 
Commissär  ausser  Dienst,  der  aber  ein  geborener  Tübinger  war. 
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den  Herzog  von  einer  Theilnahme  an  Wiederholds  Weige- 
rung völlig  freisprechen  wollte. 

Da  Würtemberg  um  diese  Zeit  von  einem  feindlichen 
Einfall  bedroht  war ,  so  fragte  die  Regierung  in  Wien  an, 
wohin  sie  bei  herannahender  Gefahr  sich  begeben  soll  und 
erhielt  zur  Antwort:  nach  Esslingen  oder  Heilbronn.  Ein 
Streifzug  des  weimar'schen  Majors  Schaffalitzky  und  des 
Obersten  Taupadel,  welcher  die  Feinde  bis  Stuttgart  führte, 
nothigte  die  Regierung  wirklich  zur  üebersiedelung  nach 
Heilbronn,  doch  kehrte  sie  von  dort  bald  wieder  zurück, 
weil  Taupadel,  zu  schwach,  den  anrückenden  kaiserlichen 
Truppen  zu  widerstehen,  den  14.  April  Stuttgart  und  Wür- 
temberg verliess  •^. 

Herzog  Eberhard  fand  bei  dem  Kaiser  eine  gnädige 
Aufiiahme  imd  erhielt  nebst  der  Versicherung,  dass  mim 
seiner  Rechtfertigung  Glauben  beimesse,  auch  die  Zusage 
unverweilter  Wiedereinsetzung  in  sein  Land ;  doch  ward  ver- 
langt, dass  er,  bis  Hohentwiel  zurückgebracht  'sein  würde, 
einstweilen  die  Festung  Hohen-Asperg  einräume.  Der  Herzog, 
stets  selbst  sich  Hindemisse  bereitend  und  auch  nach  Löfflers 
Abgang  schlecht  berathen,  widerstrebte  zwar  wegen  Asperg 
nicht,  bedingte  aber  doch  die  Einholung  des  Gutachtens 
Dänemarks,  Chur- Sachsens  und  Chur-Brandenburgs ,  was 
kaiserlicher  Seits  zugegeben  wurde,  was  aber  neuerdings 
eine  Verzögerung  in  der  Restitution  veranlasste.  Von  den 
Befragten  enthielten  sich  die  beiden  ersteren  aller  Meinungs- 
äusserung, der  Churfurst  von  Brandenburg  aber  machte  dem 
Herzoge  begreiflich,  dass  der  Wiedergewinn  seines  Landes 


'*)  „Büt  lantem  Jubel  empfingen  ihn  die  Bewohner  Stattgarts*'  giebt 
Böse  n.  228  an.  Dieser  Jubel  mag  wohl,  wenn  er  anders  da  war,  also- 
gleich  geschwunden  sein,  als  Taupadel  den  Stuttgartern  den  Erlag  von 
2400  fl.  abnöthigte.  Nach  Sattler  hegten  die  Würtembcrger  die  Besorg- 
niss,  bei  allenfallsiger  Eroberung  des  Landes  durch  Bernhard  von  Weimar 
werde  dasselbe  im  Namen  Frankreichs  und  Schwedens  verwaltet  werden. 
Sie  glaubten  also  selbst  an  keine  Wiedereinsetzung  des  Herzogs  durch 
seine  Bundesgenossen,  und  dürften  schwerlich  geirrt  haben. 
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den  vorübergehenden  Verzieht  auf  eine  Festung  völlig  auf- 
wiege. Getäuscht  in  der  Voraussetzung,  die  benannten 
Fürsten  würden  ihm  die  kaiserlicher  Sicherheit  wegen  noth- 
wendige  Haft  des  Asperges  abnehmen,  ertheilte  er  endlich 
seinem  Gesandten  Reischach  hinsichtlich  dieses  Punktes  die 
nothige  Vollmacht.  Jetzt  erhielt  die  Regierung  in  Stuttgart 
das  Decret,  Prag,  27.  August  1638,  mit  welchem  ihr  die 
Einräumung  der  Festung  Asperg  bis  zum  Entsätze  von 
Hohentwiel  notificirt  und  „ernstlich"  befohlen  wird,  die  Ein- 
setzung des  Herzoges  ohne  Verzug  vorzunehmen.  Die  Statt- 
halter, welche  ungeme  abtraten,  vielleicht  weil  sie  nebenbei 
auch  die  Verantwortung  scheuten,  versuchten  einen  Aufschub 
zu  bewirken.  Als  ihnen  aber  das  Kaiserschreiben  vom 
10.  October  zukam,  lautend:  „Wir  befehlen  Euch,  dass  Ihr 
in  Kraft  der  Euch  ertheilten  Instruction  Seine  Liebden  als- 
bald und  ohne  einen  einzigen  Aufzug  restituirt  und  einfuhrt", 
liessen  sie  von  weiteren  Versuchen  Zeit  zu  gewinnen  ab, 
and  meldeten  den  27.  October  1638,  dass  die  kaiserlichen 
Commissäre  den  18.  October  mit  der  Immission  des  Her- 
zoges begonnen  und  sie  den  24.  beendigt  haben. 

Vollständige  Amnestie,  Aufnahme  in  den  Prager- 
Frieden  und  Ertheilung  einer  Salva  guardia  für  diejenigen 
Güter,  über  welche  Ferdinand  H.  nicht  verfügt  hatte,  ge- 
währte der  E^iser  mit  Decret  vom  13.  November  1637  auch 
dem  Grafen  Georg  Friedrich  von  Hohenlohe,  der  im  Jahre 
1620  vor  Prag  gegen  den  Kaiser  in  den  Waffen  stand, 
dieserwegen  geächtet,  dann  begnadigt  und  selbst  zum  Reichs- 
hofirathe  ernannt  wurde,  später  aber  neuerdings  abfiel  und 
an  Gustav  Adolph  sich  anschloss.  Wir  werden  gestehen 
müssen,  dass  ein  hoher  Grad  von  Geduld  nöthig  war,  um 
die  Treulosigkeit  dieser  kleinen  Reichsvasallen  zu  ertragen, 
und  dass  aus  der  Amnestie  dieses  Hohenlohe  ein  unver- 
kennbarer Zug  von  der  milden  Gesinnung  Ferdinands  IIL 
ausstrahlt. 


Dritter  Absclmitt 


Die  deutsche  Politik  Ferdinands  UI.  verfolgte  haupt- 
sächlich zwei  Zielpunkte,  erstlich  Zurückiuhrung  der  ab- 
trünnig gewordenen  Fürsten  des  Reiches  zum  erneuerten 
Anschlüsse  an  dasselbe,  und  zweitens  Bestärkung  der  Treu- 
gebliebenen in  ihrem  Vorsatze.  Wären  diese  umsichtig  ein- 
geleiteten und  nie  aus  dem  Auge  gelassenen  Bestrebungen 
vom  Waffenglücke  unterstützt  worden,  so  hätte  es  für  Frank- 
reich und  Schweden  schwer  gehalten,  sie  in  dem  Masse  zu 
durchkreuzen,  als  es  durch  die  Künste  der  Ueberredung 
und  Bestechung,  und  nicht  minder  im  Drange  der  Schutz- 
losigkeit  vor  den  siegreichen  Waffen  der  Gegner  des  Kaisers 
gelang.  Zu  jenen  Fürsten,  deren  Bundesgenossenschaft;  für 
Ferdinand  von  vorzüglichem  Werthe  war,  zählte  in  erster 
Reihe  der  Churfürst  Maximilian  von  Bayern.  Obgleich 
sein  Schwager  (durch  die  Heirat  seiner  Schwester  Maria 
Anna  i.  J.  1635)  Haupt  der  katholischen  Liga  war,  bestanden 
doch  besondere  Gründe,  für  die  Befestigung  der  Allianz 
mit  Bayern  noch  besonders  zu  sorgen. 

Maximilian  gehorte  zur  kleinen  Zahl  der  Fürsten  seiner 
Zeit,  welche  wirklich  von  religiösen  Antrieben  und  von  den 
Grundsätzen  der  Treue,  Ehre  und  Pflicht  sich  leiten  Hessen. 
Indessen  waren  diese  damals  unschätzbaren  Eigenschaften 
nicht  ohne  Beimischung  von  allzueifriger  Bedachtnahme  auf 
sein  Privatinteresse.  Nicht  die  bei  der  damaligen  Sachlage 
in  den  Hintergrund  getretene  Rivalität  der  Witteisbacher 
gegen    die  Habsburger,   sondern   der  Ausschlag,   den  ein 
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ängstliches  und  kleinliches  Abwägen  der  Vortheile  und  Nach- 
tfaeile  für  seine  Person  und  sein  Haus  gab,  bestimmte  in  den 
meisten  Fällen  Maximilians  Politik.  Unzugängig  für  die 
Lockungen  von  Geld  und  Gut  der  Reichsfeinde,  verschmähte 
er  dagegen  keineswegs  gute  Bezahlung  für  seine  dem  Kaiser 
und  Reiche  geleisteten  Dienste,  versicherte  sich  ihrer  ge- 
wöhnlich voraus  und  bedingte  sie  mäckelnd.  In  der  Meinung, 
seine  politische  Einsicht  überrage  die  des  Wiener-Cabinets, 
ein  Irrthum,  der  ihm  manche  Verlegenheit  bereitete,  liebte 
er  es,  sich  mit  den  auswärtigen  Mächten  in  Separatverhand- 
Inngen  einzulassen,  bei  welchen  er  jedoch  seinen  Verpflich- 
tungen gegen  das  Vaterland  nie  untreu  wurde  ^).  Er  bediente 
sich  bei  denselben  in  einer  seine  Ehre  gleichwohl  nicht  blos- 
stellenden  Weise  der  seinem  Zeitalter  eigenthümlichen  schlauen 
diplomatischen  Kunstgriffe,  an  denen  die  Fallstricke  fran- 
zösischer List  vergeblich  sich  abnützten.  Kriegskundiger  als 
der  Kaiser,  zeichnete  sich  das  bayerisch-ligistische  Heer  vor 
der  grösseren  kaiserlichen-  und  Reichsarmee  nicht  bloss  durch 
eine  bessere  Verfassung,  sondern  auch  durch  geschicktere 
Feldherren  ans.  Dieser  Vorzug  und  wohl  auch  der  verständige 
Rath  den  Maximilian  zu  geben  wusste,  bestimmten  den 
Kaiser  sich  angelegentlich  um  seine  Freundschaft  zu  be- 
werben« Er  erneuerte  desshalb  bald  nach  seiner  Thronbe- 
steigung den  zwischen  Bayern  und  Oesterreich  früher  be- 
standenen Allianzvertrag,  und  schloss,  Maximilians  schwache 
Seite  erfassend,  i.  J.  1638  einen  anderen  Vertrag  mit  ihm 
ab,  womit  er  ihm  für  ein  Darlehen  an  Wallenstein  von 
300.000  fl.y  dann  far  die  von  Ferdinand  II.  versprochene 
Mitgift  seiner  Tochter  Maria  Anna  von  100.000  fl.,  femer 
für  eine  Proviantlieferung  im  Betrage  von  60.000  fl.  und 
endlich  für  eine  Salzlieferung  von  40.000  fl.  die  würtem- 
bergisehe  Herrschaft  Heiden  heim  auf  30  Jahre  überliess. 
„Aus  besonderer  Aflfection"  gestattete  der  Kaiser  dem  Chur- 


')  Wir  werden  dies  spfiter  in  sehr  überzengender  Weise  darthnn. 
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fürsten  die  Einlösung  der  Reichspflege  Donauwerth,  wenn 
sie  ablösbar  sein  sollte  um  den  Preis  von  40 — 60.000  R.  TL 
—  Sollten  die  dem  Churfursten  in  der  Unterpfalz  einge- 
räumten vier  Aemter  dem  Pfalzgrafen  vom  Kaiser  zurück- 
gestellt werden,  so  hätte  Bayern  bis  zu  Ende  der  Gewähr- 
schaft oder  des  Evictionsjahres  1650,  jährlich  20.000  fl.  aus 
den  Kammergefällen  zu  entrichten.  Damit  alle  Forderungen, 
namentlich  auch  die  von  Ferdinand  U.  verlangte,  aber  niemals 
anerkannte  Entschädigung  wegen  des  erlittenen  Landschadens 
abgethan  seien,  verspricht  der  Kaiser  dem  Churfursten  die 
einstweilen  „in  höchster  Geheim^^  zu  haltende  Anwartschaft 
auf  das  Fürstenthum  Mirandola,  mit  der  nach  dem  Tode  der 
beiden  Herren  von  Mirandola  einzutretenden  Ausdehnung 
des  Besitzrechtes  auf  die  ganze  WUhelm'sche  Linie,  und  nach 
deren  Erlöschen  auf  die  beiden  Brüder  des  Churfursten  und 
ihre  ehelichen  IS  achkommen.  —  Im  nämlichen  Jahre  schlössen 
beide  Theile  auch  eine  zweifache  (Jebereinkunft  über  die 
Winterquartiere  ihrer  Heere. 

Nach  Maximilian  von  Bayern  war  der  Churfürst  Joh  ann 
Georg  von  Sachsen  des  Kaisers  wichtigster  Bundesge- 
nosse. Das  Restitutionsedict  Ferdinands  U.,  gegen  welches 
er  die  nachdrücklichsten  Vorstellungen  vergeblich  gemacht 
hatte,  bewirkte  seine  Verbindung  mit  Gustav  Adolph,  den 
Halbgott  seiner  Gemahlin  Magdalena  Sybilla,  deren  confes- 
sionelle  Ueberspanntheit  wir  weiter  oben  geschildert  haben. 
Indessen  kam  bei  Johann  Georg,  als  er  die  eigennützigen 
Absichten  der  Schweden  auf  Deutschland  entdeckte,  sehr 
bald  der  echt  deutsche  Patriotismus,  der  ihn  beseelte  und 
nie  verlassen  hatte,  zum  Durchbruche.  Seinem  innersten 
Wesen  widerstrebte  die  längere  Vereinigung  mit  den  falschen 
Freunden,  die  ihn  mit  dem  vorgespiegelten  Glaubens-  und 
Freiheitsschutze  der  Deutschen  irre  geführt  hatten.  Grollend 
ob  dieser  Täuschung  sagte  er  sich  von  ihnen  für  immer  los, 
indem  er  den  Prager-Frieden  einging,  und  seine  Sache  von 
der  des  Kaisers  und  des  Reiches  nie  mehr  trennte,  selbst 
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daim  nicht,  als  er  noihgedriiDgen  mit  den  Schweden  i.  J. 
1645  einen  Waffenstillstand  schloss^).  So  wenig  richtig  die 
Allianz  mit  Schweden  von  dem  dnrch  das  Restitutionsedict 
bedrohten  eigenen  Interesse  hergeleitet  werden  kann,  weil 
Ferdinand  U.  verhiess,  mit  den  Besitzungen  des  Churfursten 
eine  Ausnahme  zu  machen,  ebenso  unrichtig  wird  dem  Bei- 
tritte zum  Prager  -  Frieden  der  Erwerb  der  Lausitz  zuge- 
schrieben. Johann  Georg  war  ein  Mann  von  Gesinnung. 
Ist  das  unbestritten,  so  müssen  wir,  ob  wir  wollen  oder  nicht, 
an  ihm  ein  von  Pflicht  und  Ehre  geleitetes  grundsätzliches 
Handeln  erkennen.  Nach  dieser  Richtschnur  ist  sein  sehr 
verschieden  gedeuteter  Charakter  zu  bestimmen^).  Fromm- 
glaubig,  wie  er  war,  fühlte  er  sich  im  Vertrauen  seiner  eigenen 
Ehrlichkeit  zu  Gustav  Adolph,  dem  vermeinten  Schirmer  des 
Evangeliums,  hingezogen;  enttauscht  und  von  der  Verpflich- 
tung für  das  Vaterland  gemahnt,  trieb  es  ihn  zur  Umkehr. 
Kann  man  Johann  Georg  nicht  anders  machen,  als  er  nach 
seiner  Naturanlage  und  Geistesrichtung  war,  so  muss  man 
die  Rückkehr  vermittelst  des  Prager -Friedens  und  der  Er- 
werbung der  Lausitz  oder  ohne  Beiden  voraussetzen.  Johann 
Georg  hätte  den  Zwiespalt  in  seinem  Innern  auf  die  Dauer 
nicht  ertragen^). 


*)  Wie  tief  er  den  Schweden  grollte,  nachdem  er  sie  näher  kennen 
gelernt  hatte,  lehrt  uns  sein  Ansmf :  ,^ackt  euch  fort  ihr  Schweden  ans 
Deutschland  oder  man  wird  euch  lange  Beine  machen".  Wer  hierin  nicht 
die  Gesinnung  des  Patrioten  s&he ,  hätte  kein  Gesicht.  Fast  aberwitzig 
klingt  es,  dass  Gustav  Adolph,  wie  Gejer  III.  297  uns  sagt,  „für  die  Ret- 
tung des  Churfursten  von  Sachsen  gefallen  ist,"  besonders  wenn  man  das 
Schicksal  bedenkt,  welches  der  Schwedenkönig  seinen  ihm  ungetreu  ge- 
wordenen Freunden  zu  bereiten  im  Sinne  hatte. 

^  Richtig  hat  Schiller  den  Character  Johann  Georgs  aufgefasst, 
aber  viel  zutreffender  Barthold. 

*)  Weil  man  beständig  den  Erwerb  der  Lausitz  als  Motiv  der  Wie- 
dervereinigung Johann  CJeorgs  mit  dem  Kaiser  im  Munde  ffthrt,  so  bemer- 
ken wir  hier,  dass  ihm  die  Lausitz  „alter  unabgetragener  Schul- 
den wegen"  überlassen  worden  ist. 

Koeh,  Q«Mhie]itt  Fardinand«  m.    I.  Bd-  6 
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Ferdinands  dritter  beharrlich  treu  sich  erwiesener  Bun- 
desgenosse war  Georg  Friedrich,  der  Churfürst  von 
Brandenburg.  Wie  hoch  man  auf  seine  Willensbestimmung 
den  Einfluss  seines  dirigirenden,  dem  Hause  Oesterreich  er- 
gebenen Ministers  Schwarzenberg  anschlagen  möge^  lässt 
sich  darum  doch  nicht  verkennen,  dass  in  Georg  Friedrichs 
Politik  die  eigene  Gesinnung  sich  offenbart,  dass  er  sie  als 
unverträglich  mit  einer  Abweichung  von  den  Verpflichtungen 
ansah,  die  er  gegen  den  Kaiser  und  das  Reich  eingegangen 
hatte.  So  stark  musste  dieser  Gedanke  in  ihm  sich  entwickelt 
haben,  dass  er  vermochte,  die  Bedachtnahme  auf  das  eigene 
Interesse  zu  verdrängen.  Für  sein  dem  ersten  Anprall  der 
immerfort  nachrückenden  Schwedenschaaren  blosgestelltes 
Land  konnte  er  die  Neutralität  wählen  und  sie  als  ein  un- 
verkennbares Bedürfniss  geltend  machen.  Von  einem  höheren 
Standpunkte  als  von  dem  selbstsüchtiger  Berechnung  be- 
trachtet, erscheint  Georg  Friedrich  unstreitig  in  einem  besseren 
Lichte  als  sein  Nachfolger,  dessen  Politik  der  Grundsatz 
determinirte :  Zuerst  ich  und  immer  zuerst  ich,  dann  das 
Vaterland  *)• 

Beharrliche  Treue  und  Anhänglichkeit  bewies  endlich 
noch  der  L an d gr af  Georg  U.  von  Hessen-Darmstadt 
Durch  die  Verbindung  der  anderen  hessischen  Linie  mit  den 
Beichsfeinden  musste  Georg  allerdings  dem  Kaiserhause  sich 
zuwenden,  da  nur  dieses  ihm  Schutz  gewähren  konnte,  allein 
es  wäre  ein  Irrthum,  in  seiner  Haltung  über  eine  kluge 
politische  Berechnung  hinaus  nichts  weiter  zu  erblicken. 
Georg  hing  dem  Kaiser  und  dem  Reiche  aus  Gesinnungs- 


*)  Für  Schwarzenberg  eine  Lanze  zu  brechen,  ist  nun  ISngst  schon 
überflüssig,  nachdem  Cosmar  seine Rechtfcrtig^g  in  einer  die  Verleumdung 
der  pfälzischen  Hofpartei  in  ihrer  ganzen  Scheusslichkeift  aufdeckenden 
Weise  geführt  hat.  Da  mau  aber  auch  von  einer  geheimen  Hinrichtung 
Seh  Warzenbergs  gefaselt  hat  (ohne  zu  bedenken,  wie  sehr  der  Churfürst 
Friedrich  Wilhelm  dadurch  blossgestellt  wird),  so  bemerken  wir,  dass  wir 
den  dem  Kaiser  übersandten  Bericht  von  Schwanenbergs  Krankheit  und 
natürlichen  Tod  eingesehem  haben. 
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treue  an,  deren  Wurzel  in  der  Rechtschaffenheit  seines  Cha- 
rakters und  der  steten  Vergegenwärtigung  seiner  Verpflich- 
tungen als  deutscher  Fürst  zu  suchen  ist.  Nur  auf  diese 
Weise  erklären  sich  die  ungeheueren  Opfer,  die  er  der  Sache 
des  Vaterlandes  brachte.  Auf  Oberhessen  wälzte  sich  die 
Wucht  der  Kriegsdrangsale  ohne  Unterlass  und  der  Beistand 
des  Kaisers  war  häufig  in  die  Feme  gerückt.  Fiel  Georg  von 
ihm  ab,  so  hatte  er  nicht  Niederhessen  zu  furchten  und 
konnte  sich,  wie  Andere  thaten,  for  erlittenen  Schaden  am 
Raube  des  fremden  Grutes  ersättigen.  Es  besteht  demnach 
kein  vernünftiger  Grund,  seine  Handlungsweise  aus  einem 
andern  als  aus  dem  hier  aufgestellten  Gesichtspunkte  aufzu- 
fiissen. 

Wiewohl  der  Kaiser  auf  die  Treue  und  den  Beistand 
der  genannten  Fürsten  rechnen  konnte,  und  nebstdem  auch 
auf  Ghur-Koln  und  Ghur-Mainz,  während  Chur-Trier  un- 
schädlidi  geworden  war,  so  gestaltete  sich  doch  im  Ganzen 
das  Verhältniss  nach  innen  uligünstig.  Der  voraussichtliche 
Ab&Il  von  Braunschweig  -  Lüneburg  zog  den  des  ganzen 
niedersächsischen  Kreises  nach  sich.  Erfolgte  er,  so  warf 
sich  die  ganze  Masse  der  feindlichen  Streitkräfte  auf  Chur- 
Sachsen  und  die  kais.  Erbländer.  Der  Oberrhein  war  von 
einer  neuen  Invasion  Bernhards  von  Weimar  bedroht.  Seine 
Absicht,  längs  der  Donau  nach  Bayern  und  Oesterreich  vor- 
zudringen, war  kein  Geheimniss.  Würtemberg  gab  nicht  die 
mindeste  Bürgschaft;,  Pfalz-Neuburg  benahm  sich  zweideutig, 
and  bei  der  Mehrzahl  der  minderen  Reichsstände  regte  sich 
das  Verlangen,  eine  neutrale  Stellung  zu  erstreben.  Die  mo- 
ralische Losgebundenheit  der  einzelnen  Theile  vom  Ganzen 
offenbarte  sich  ganz  besonders  bei  den  protestantischen 
Städten,  die  allen  Abmahnungen  und  Bedrohungen  zum 
Trotze,  beharrlich  fortfuhren,  den  Feinden  Truppen,  Munition, 
Lebensmittel  und  Geld  zu  liefern.  Ohne  diese  nicht  hoch 
genug  anzuschlagenden  Leistungen  hätten  sowohl  die  Fran- 
zosen  wie   die   Schweden   den    deutschen   Krieg   aufgaben 

6* 
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müssen.  Selbst  das  Landvolk  lieferte  den  feindlichen  Truppen 
Lebensmittel  im  Ueberflusse  und  Hess  die  des  eigenen  Landes 
darben,  wenn  der  Regent  desselben  Bundesgenosse  des 
Kaisers  war®). 

Diese  Zustande  erforderten  die  Vereinigung  aller  Ge- 
walt in  eine  Hand,  denn  von  der  Diotatur  allein  war  eine 
rasche  Beendigung  des  Krieges,  dessen  längere  Fortdauer 
den  Uebergang  zu  einer  Militarherrschaft  befürchten  Hess, 
zu  gewärtigen.  Da  die  Eifersucht  der  Fürsten  eine  solche 
Verstärkung  der  Kaisergewalt  nimmermehr  zugegeben  haben 
würde,  so  handelte  Ferdinand  sehr  vernünftig,  mindestens 
auf  den  genauen  Vollzug  der  Vorschriften  der  Keichsver- 
fassung  bis  herab  auf  die  uns  heutzutage  nutzlos  scheinenden 
Formen  zu  dringen,  die  Zügel  desto  straffer  festzuhalten, 
je  lockerer  der  Reichsverband  bereits  geworden  war.  Mit 
dieser  der  deutschen  Art  angemessenen  und  ihre  Wirkungen 
keineswegs  verfehlenden  Politik  begegnete  das  Wiener  Ca- 
binet  noch  überdiess  den  auf  Abschwächung  des  Kaiser- 
thums  zielenden  Intriguen  der  Franzosen  auf  eine  sehr  wirk- 
same Weise.  Der  altherkömmliche  Respect  für  dasselbe 
erhielt  sich  bei  allen  Ständen;  selbst  bei  dem  zuchtlos  ge- 
wordenen Heere  heuchelte  man  ihn. 

Von  den  auswärtigen  Mächten  waren  Polen  und 
Spanien,  durch  die  Bande  der  Blutsvei*wandtschaft  und 
die  Gemeinsamkeit  der  religiösen  Interessen  an  das  Kaiser- 
haus geknüpft,  die  befireundetsten.  Sechs  Monate  nach  dem 
Tode   seines  Vaters   vermählte   Ferdinand  HL   dem   Polen- 


')  Brandenburg  liefert  von  diesem  Vorkommnisse  nach  der  Mit- 
thcilong  des  jungen  Schwarzenberg  von  vielen  Beispielen,  die  wir  anfuhren 
könnten,  ein  sehr  auffallendes,  weil  es  dort  schlechterdings  unmöglich  war, 
diesem  Uebelstande  abzuhelfen.  So  zahlreich  kamen  uns  in  den  Acten  die 
Anzeigen  und  Klagen  über  die  Felonie  der  Städte  in  die  Hände,  dass  wir, 
um  Weitschweifigkeit  zu  vermeiden,  genöthigt  sind,  sie  ganz  zu  übergehen. 
Beherrscht  vom  religiösen  Zelotismus  und  vom  Spiessbürgerthume,  gab  es 
keine  Möglichkeit,  die  Städte  zu  einer  besseren  Erkenntniss  der  poUtiBchen 
Sachlage  su  bringen. 
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könige  Wladislaw  IV.  seine  Schwester  Cäcilie  Renata,  die 
im  wohlverstandenen  Interesse  ihres  Hauses  noch  als  Braut 
eine  Verbindung  des  Prinzen  Casimir,  des  Bruders  ihres 
Gemahls,  mit  einer  Tochter  der  Erzherzogin  Claudia  von 
Tirol  einleitete.  Polen  bot  Ungarn  einen  mächtigen  Schutz 
gegen  Rakoczy,  den  Fürsten  von  Siebenbürgen,  und  gegen 
die  Türken,  überdiess  erprobte  sich  Wladislaw,  der  in 
der  dünnen  Reihe  edler  Fürsten  jener  Zeit  unter  den  Vor- 
dersten stand,  als  ein  werkthätiger  Freund  Oesterreichs  in 
mannigfacher  Weise  mit  Rath  und  That. 

An  Spanien,  dessen  Politik  das  Wiener  Cabinet 
häufig  nicht  theilte,  war  Oesterreich  durch  seine  Finanzlage 
gebunden.  Wenn  gefragt  werden  sollte,  wie  es  den  beiden 
Ferdinanden  möglich  war,  dreissig  Jahre  lang  Krieg  zu 
fuhren,  ohne  in  der  Geldwirthschaft  bis  zum  Verkaufe  von 
Provinzen  vorgeschritten  zu  sein,  so  müsste  die  Erklärung 
aus  einer  fortgesetzten  beträchtlichen  Mittelbeischaffung  aus 
spanischer  Quelle  lauten.  Die  spanischen  Geldzuflüsse  be- 
ginnen mit  Maximilian  I.,  der  iür  seine  Person  sogar  eine 
spanische  Pension  bezog.  Mit  Hilfe  dieser  Subsidien  be- 
stritten Ferdinand  I.  und  Maximilian  11.  die  vom  deutschen 
Reiche  nie  ausreichend  gedeckten  Kosten  der  Turkenkriege. 
Ferdinand  U.,  dessen  Einkünfte  durch  den  pfälzischen  Drei- 
kronenraub eine  Verringerung  von  884.613  fl.,  ungerechnet 
die  Kriegskosten,  erfuhren,  half  sich  mit  spanischer  Unter- 
stützung. Ferdinand  UI.  bekam  von  Philipp  folgende 
Summen : 

im  Jahre  1637,     500.000  fl. 

„      y,       1638,     234.000  fl., 

„       „       1639,     546.000  fl., 

„  „  1640,  1,260.000  fl. ,  nämlich  360.000  fl. 
zur  Bestreitung  des  Feldzuges,  dann  300.000  fl.  zur  freien 
Verfugung  und  zur  Unterstützung  der  Churfürsten  bei  ihren 
Truppenwerbungen ,   endlich  600.000  fl.  Monatgelder  für  6 
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Monate,  worunter  20.000  fl.  für  die  Auslagen  des  kaiser- 
lichen Hofstaats  begriflTen  waren ''). 

Ausserdem  vergünstigte  Philipp  IV.  der  Königin  von 
Polen  eine  Jahresrente  von  12.000  fl.  und  zahlte  dem  Land- 
grafen von  Hessen-Darmstadt  diejenige  fort,  welche  schon 
sein  Vater  von  Spanien  genossen  hatte  ^. 

Da  sich  die  gesammten  Kriegsauslagen  vom  Jahre 
1618  bis  1640  auf  71,452.753  fl.  beliefen  und  Spanien  regel- 
mässig von  1618  an  Subsidien  gab,  so  kann  man  annehmen, 
dass  es  den  fünften  und  beziehungsweise  den  vierten  Theil 
der  Kriegskosten  bestritt.  '  In  ausserordentlichen  Fällen 
leistete  es  nebstdem  noch  besondere  Geldhilfe. 

Die  Gegendienste  des  Kaisers  bestanden  hauptsächlich 
in  der  Gestattung  von  Truppenwerbungen  in  seinen  Erb- 
ländem  und  in  der  Unterstützung  des  Krieges  in  den  Nie- 
derlanden mit  einem  Armeecorps.  Die  Behauptung  der 
Franzosen,  das  Wiener  Cabinet  werde  von  Spanien  beherrscht, 
gehört  in  die  Rubrik  ihrer  Ränke  und  Vorwände.  Aller- 
dings strebte  die  spanische  Partei  am  Hofe ,  die  aus  der 
Kaiserin,  dem  spanischen  Gesandten  Castaneda  und  einigen 
mit  Pensionen  gewonnenen  Räthen  bestand,  Oesterreich  ins 
Schlepptau  der  spanischen  Politik  zu  nehmen,  allein  Traut- 
manstorfi*  Hess  nur  das  geschehen,  was  er  schlechterdings 
nicht  hindern  konnte,  und  das  war,  so  lange  er  lebte,  nie 


^  Die  Ansätze  für  die  Jahre  1637—1639  sind  ans  Oberleitners 
Mittheilong  im  19.  B.  des  Archives  für  die  Kunde  österr.  Geschichts- 
quellen  gezogen,  und  gewiss  verlässlich,  weil  sie  ans  den  Rechnungen  der 
k.  k.  Hofkammer  stammen.  Inzwischen  dürften  sie  nicht  vollständig  sein, 
sondern  bloss  den  Kriegsbeitrag  liefern,  weil  für  1640  ebendort 
360.000  fl.,  in  den  Documenten  des  Staatsarchives  aber  obiger  Betrag  von 
1,260.000  fl.  angegeben  ist.  Beiläufig  ebensoviel  dürften  die  Bezüge  in  den 
Jahren  1637—1639  betragen  haben. 

')  Bei  der  Vermählung  der  Erzherzogin  Cäcilie  Renate  überliess 
ihr  der  Kaiser,  ihr  Bruder,  die  Herrschaft  Wittingau  statt  der  ihr  vom 
Vater  bestimmten  Mitgift.  Wie  es  scheint  entschädigte  sie  Spanien  mit 
der  Rente  für  das  oflfenbar  aus  Geldmangel  unberichtigt  gebliebene  Hei- 
rathsgut. 


▼on  einer  weit  reichenden  Bedeutung.  Nie  ward  Castaneda 
oder  ein  anderer  spanischer  Gesandter  zu  den  Sitzungen  des 
geheimen  Bathes  gezogen,  und  in  den  von  diesem  CoUegium 
dem  Ejiiser  erstatteten  Gutachten  ist  nie  eine  solche  Rück- 
sichtnahme auf  Spanien  wahrnehmbar,  in  der  sich  die  be- 
hauptete Abhängigkeit  offenbarte.  Zwischen  Castaneda  und 
Trautmanstorff  waren  die  Misshelligkeiten  i.  J.  1639  so  weit 
gediehen,  dass  der  kais.  Gesandte  in  Madrid,  Graf  Schönburg, 
anzeigte,  Olivarez  werde  ihn  durch  Francesco  de  Melo  er- 
setzen, sobald  dieser  aus  Sicilien  zurück  sein  wird^).  Indessen 
behauptete  dör  jeweilige  spanische  Gesandte  jederzeit  das 
Vorrecht,  in  allen  Angelegenheiten  gehört  zu  werden  und 
seine  Stimme  zu  geben.  Unterstutzt  von  der  Kaiserin,  welche 
Trautmanstorff  schonen  musste,  setzte  er  manches  durch, 
was  dieser  nicht  billigte,  aber  in  keiner  von  den  grossen 
Fragen,  von  denen  Deutschlands  und  Oesterreichs  Wohl  ab- 
hing, entschied  Spanien,  denn  darin  folgte  der  Kaiser  seinem 
Minister  ganz  unbedingt.  Seine  Nachgiebigkeit  hatte  auch 
gewisse  Grenzen.  „Glaubt  Ihr,  ich  werde  mir  Eurerwegen 
alle  Welt  zum  Feinde  machen**,  äusserte  er  noch  als  Thron- 
folger zu  dem  damaligen  Gesandten  Ognate,  als  dieser  eines 
Tages  zudringlich  geworden  war,  und  während  seiner  Re- 
gierung begegneten  sich  die  Ansichten  und  Massnahmen  der 
beiden  Gabinete  häufig  so  widerstrebend,  dass  das,  was  von 
Ferdinands  Fügsamkeit  gefabelt  wird,  sich  fast  wie  Ironie 
ausnimmt  ^^). 


*)  Castaneda  reiste  den  23.  Joli  164D  von  Regensburg  nach  Spa- 
nien snrüek. 

")  Was  die  venetianlschen  Gesandten  Zeno  und  Contarini  vom 
Yerbältnisse  Oesterreichs  zu  Spanien  berichten,  bezieht  sich  noch  auf  die 
Begiemng  Ferdinands  II.,  ist  aber  auch  handgreiflieh  übertrieben,  da  sie 
Wallensteins  Mord  „per  volontlt  e  decreto  di  Spagna"  geschehen  lassen. 
Grimani,  der  nach  ihnen  kam,  bezeugte  wohl  auch  das  gute  Einvernehmen 
zwischen  den  verwandten  beiden  Häusern,  deutet  jedoch  schon  das  Miss- 
behagen Philq>ps  lY.  an  der  Politik  des  Kaisers  an. 
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Beide  Häuser  unterstätzten  einander  mit  aller  Will- 
fährigkeit, wenn  es  sieb  um  materiellen  Beistand  handelte, 
aber  in  der  Politik  gingen  sie  häufig  ganz  verschiedene  Wege. 
Trautmanstorff  steuerte  unaufhörlich  auf  das  Friedensziel  los, 
während  Olivarez  das  Ende  des  Krieges  an  die  Bedingniss 
von  Frankreichs  Machtvemichtung  knüpfte  und  vom  Frieden 
nichts  hören  wollte,  bis  sie  gelungen.  Seine  Nachfolger  im 
Ministerium  Ognate,  Castaneda,  Luis  Mendez  de  Haro  hielten 
an  dieser  unsinnigen,  Spaniens  Verfall  beschleunigenden  Po- 
litik fest.  Wesentlich  wirkte  bei  demselben  die  äusserste 
Vernachlässigung  der  inneren  Verwaltung  mit.  In  Navarra, 
Aragonien,  Valencia  und  Castilien  befanden  sich  alle  Gre- 
werbe  in  den  Händen  von  eingewanderten  Franzosen.  In 
Madrid  selbst  waren  alle  Bäcker  und  Wasserträger  Franzosen. 
Philipp  IV.  scheint  geglaubt  zu  haben,  um  Konig  zu  sein, 
bedürfe  es  nichts  anderes,  als  von  Königen  abzustammen. 
Olivarez,  dem  er  die  Zügel  der  Regierung  zwanzig  Jahre 
überliess,  führte  Spanien  seinem  Verderben  zu  und  sorgte 
dafür,  dass  Philipp  unthätig  blieb.  Als  er  nach  dem  Sturze 
des  Günstlings,  auf  Haro's  Antrieb  zum  ersten  Male  im 
Leben  die  nach  Lerida  bestimmten  Truppen  musterte,  glaubte 
man  in  Madrid,  es  sei  ein  Wunder  geschehen,  und  als  er 
eines  Tages,  abgehend  von  der  steifen  Hofsitte,  sich  auf 
einem  Spazierritte  eine  volle  Stunde  mit  dem  kaiserlichen 
Botschafter  unterredete,  was  ebenfalls  Haro  bewirkt  hatte, 
bemerkten  die  Höflinge,  dass  so  etwas  Ausserordentliches 
sich  seit  Karl  V.  nicht  zugetragen  habe.  Philipps  Fahr- 
lässigkeit, sein  persönlicher  Unwerth,  tödtete  den  Gemeinsinn 
in  solcher  Weise,  dass  die  Minister  statt  das  Staatswohl 
ins  Auge  zu  fassen,  nur  ihres  Privatnutzens  bedacht  waren, 
wobei  sie,  bemerkt  der  österreichiche  Botschafter  in  seinen 
Berichten,  gänzlich  unerwogen  lassen,  dass  mit  dem  Sturze 
der  Monarchie  auch  sie  ihre  Reichthümer  imd  Würden  ein- 
büssen.  Philipp  sah  den  grössten  Betrügereien  durch  die 
Finger.  Von  45.000  Scudi,  welche  Francesco  de  Melo,  dem 
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Statthalter  der  Niederlande,  Übermacht  worden  waren,  kam 
nicht  ein  Gulden  in  Verrechnung,  dennoch  ward  Melo  bei 
seiner  Rückkehr  wohl  und  feierlich  empfangen.  Medina  de 
la  Torres  nahm,  als  er  den  Statthalterposten  von  Mailand 
▼erliess,  aus  Staatsgeldem  380.000  Scudi  mit  sich,  dennoch 
war  nicht  die  Rede  davon,  ihn  zur  Verantwortung  zu  ziehen. 
Wie  hätten  bei  solcher  Wirthschafl  Indiens  Schätze  hin- 
reichen sollen,  den  endlosen  Ej*ieg  zu  unterhalten  und  der 
Politik  Spaniens  gedeihliche  Resultate  zu  verschaffen?  Die 
Silberflotte  brachte  i.  J.  1643  an  Geld  und  Waaren  einen 
Werth  von  22  Millionen  R.-Thln.  (pesos)  und  im  nächst- 
folgenden 4,350.000  Thl.  für  den  König,  5  Millionen  für 
Private  und  6  Millionen  Waarenwerth.  Jenen  Betrag  ver- 
schlangen sogleich  der  Krieg  und  die  Staatsbedürfnisse.  Für 
den  Krieg  in  den  Niederlanden  wurden  1,800.000  Thl.,  für 
den  in  Catalonien  500.000,  für  den  Seekrieg  500.000,  für 
die  zum  Zuge  nach  Paris  bestimmten  Truppen  500.000,  für 
Mailand  500.000,  für  die  Friedenstractate  200.000  Thl.  ver- 
ausgabt. Zuletzt  kam  man  so  weit,  auf  die  Silberflotte  Vor- 
schüsse von  den  Kaufleuten  borgen  zu  müssen,  und  als  diese 
keine  mehr  gaben,  war  man  gezwungen,  den  vom  Kaiser 
immerfort  warm  befürworteten  Friedensgedanken  Raum  zu 
gestatten  *'). 

Die  Kaiserin,  eine  Dame  von  aussergewöhnlicher 
Schönheit  und  vorzüglichen  Geistesgaben,  hat  sich  keine  Ein- 
mischung in  die  Staatsangelegenheiten  angemasst,  sondern 
war,  vermöge  einer  eben  nicht  lobenswerthen  Hofsitte,  be- 
rechtigt, an  denselben  Theil  zu  nehmen.  Zu  den  Amts- 
verrichtungen ihres  Obersthofmeisters,  der  zugleich  Mitglied 
des  geheimen  Rathes  war,  gehörte  auch  die,  seine  Gebieterin 
fortwährend  in  Kenntniss  der  politischen  Ereignisse  zu  setzen. 
Da  sie  auch  das  Patronat  über  je  eine  der  Provinzen  aus- 
übte,   so  unterhielt  sie  eine  eigene  Kanzelei  für  die  politi- 


")  K.  k.  Staatsarchiv. 
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sehen  Angelegenheiten  und  vertrat  häufig  während  des 
Kaisers  Abwesenheit  seine  Stelle.  Am  bayerischen  Hofe  be- 
stand ungefähr  dieselbe  Einrichtung.  Die  Churförstin  bil- 
dete das  hervorragendste  Mitglied  des  bei  gewissen  Anlässen 
versammelten  engeren  Rathes,  und  die  fremden  Gesandten 
verhandelten  mit  ihr  über  die  nämlichen  Angelegenheiten, 
über  welche  sie  mit  ihrem  Gemahle  conferirten.  Es  besteht 
gewiss  guter  Grund,  ein  ähnliches  Yerhältniss  auch  in  den 
protestantischen  Ländern,  namentlich  in  Chur-Sachsen  vor- 
auszusetzen, denn  dem  verschwisterten  weiblichen  und  geist- 
lichen Einflüsse  begegnen  wir  fast  überall,  eine  Erscheinung, 
die  aus  der  Hinneigung  des  weicheren  und  frommeren  Ge- 
müths  der  Frauen  zur  Religion,  und  von  Seite  der  Priester- 
schafl  aus  der  klugen  Benützung  dieser  Propension  für  ihre 
Corporations  -  Interessen  oder  rigorose  Lehrmeinungen  sich 
erklärt.  Es  dürfte  besonders  im  Zeitalter  der  Reformation 
nur  wenige  katholische  und  protestantische  Fürstinnen  ge- 
geben haben,  deren  Verstand  und  Kraft  ausreichte,  um  sich 
den  geistlichen  Schlingen  zu  entziehen.  Denen  dem  habs- 
burgischen  Hause  können  wir  dieses  Verdienst  nicht  nach- 
rühmen. Ihre  übergrosse  Vorliebe  für  den  geistlichen  Stand 
verhalf  demselben  zu  einer  geradezu  staatsverderblichen 
Herrschaft. 

Die  Kaiserin  Maria  war  in  keine  so  gute  Oesterreiche- 
rin  umgewandelt,  um  nicht  eine  bessere  Spanierin  geblieben 
zu  sein.  Die  zärtliche  Liebe  für  ihren  Bruder  machte  sie 
zum  eifirigsten  Anwalt  seiner  Interessen.  Indessen  dürfte 
das  Höchste  was  sie  erstrebte,  sich  doch  nur  etwa  auf  die 
Vergabung  eines  erledigten  Lehens  in  Italien  an  Spanien, 
auf  das  Zugeständniss  von  Winterquartieren  für  spanische 
Truppen  in  den  Reichsländem,  und  auf  die  Beförderung  des 
einen  oder  des  anderen  ihrer  Günstlinge  beschränkt  haben. 
Den  Frieden  zu  verhindern  vermochte  sie  nicht. 
In  mancher  Beziehung  leistete  sie  selbst  nützliche  Dienste. 
So  erwirkte  z.  B.  ihre  eifrige  Verwendung  die  hohen  Sub- 
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sidien  des  Jahres  1639,  was  um  so  mehr  verdienstlich  war, 
als  das  Jahr  zuvor  ein  spanischer  Gesandter  sammt  Gefolge 
und  den  grossen  Summen  die  er  nach  Wien  überbringen 
sollte,  unweit  Linz  auf  der  Donau  umkam.  Wesentlichen 
Aniheil  hatte  sie  auch  an  Olivarez  Sturz,  von  dem  eine 
günstige  Rückwirkung  auf  die  Politik  Oesterreichs  erfolgte. 
An  der  spanisch  gesinnten  Erzherzogin  Claudia,  der  Regen- 
tin von  Tirol,  hatte  sie  eine  Verbündete,  aber  mit  der  Kai- 
serin-Witwe Eleonore  stand  sie  in  schlechtem  Einver- 
nehmen.  Eleonore  hegte  als  Italienerin  keine  Neigung  für 
die  Spanierin,  und  als  mantuanische  Prinzessin  grollte  sie 
den  Spaniern  noch  überdiess  wegen  des  mantuanischen 
Krieges.  Vollends  vermochte  sie  den  Schmerz  nicht  zu  be- 
wältigen, den  der  Verlust  ihres  Glanzes  und  Einflusses  ihr 
bereitete.  Kaum  hatte  Ferdinand  II.  die  Augen  geschlossen, 
ab  aUe  ihre  Freunde  und  Günstlinge  sie  verliessen  und  selbst 
sie  verleugneten,  um  sich  der  Gunst  der  neuaufgegangenen 
Sonne  zu  versichern.  Der  Kaiser  behandelte  seine  Stief- 
mutter mit  der  ihrem  Range  und  ihren  Verdiensten  gebüh- 
renden Achtung,  wies  ihr  jedoch  Gratz  zum  Aufenthaltsorte 
an,  um  den  Misshelligkeiten  zwischen  den  beiden  Damen 
ein  Ende  zu  machen.  Dort  gefiel  sich  inzwischen  Eleonore 
nicht.  Unter  dem  Verwände  des  zu  rauhen  Klimans  begehrte 
sie  nach  Wien  zurück,  wo  ihr  der  Kaiser  bis  zu  ihrer  Zu- 
rückziehung in  das  von  ihr  gegründete  Nonnenkloster,  dessen 
Bau  übrigens  überaus  langsam  vorwärts  schritt,  Gemächer 
m  der  Hofburg  überliess. 

Ihr  schloss  sich  als  zweites  Oppositionsglied  der  kais. 
Familie  Erzherzog  Leopold  Wilhelm,  des  Kaisers  Bru- 
der, an.  Ohne  Neigung  und  Beruf  dem  geistlichen  Stande 
bestinunt,  mit  Leib  und  Seele  Soldat,  herrschbegierig  und 
heirathslustig,  fühlte  er  sich  tief  verletzt,  dass  sein  Vater 
auf  Anrathen  Spaniens  in  keine  Ländertheilung  gewilligt, 
imd  ihn  in  Betracht  der  aus  seinen  gehäuften  geistlichen 
Pfründen  genossenen  reichlichen  Einkünfte,  im  Testamente 
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gänzlich  übergangen  hatte").  Eleonore,  welche  ihrem  Ge» 
mahle  nie  Kinder  gegeben  hatte  (Ferdinands  U.  ganze  Nach- 
kommenschaft entstammte  seiner  ersten  Ehe),  schöpfte  aus 
Leopolds  Parteistellang  mit  ihr  viele  Befriedigung,  doch 
trat  in  diesem  Verhältnisse  für  einige  Zeit  ein  Wechsel  ein, 
als  der  Kaiser  i.  J.  1639,  auf  wiederholtes  Begehren  Spa- 
niens, seinen  Bruder  zum  obersten  Befehlshaber  der  Armee 
ernannte. 

Das  Missvergnugen  dieser  Parteien  befriedigte  sich  im 
Austausche  von  Klagen  und  Beschwerden,  ohne  Cabalen  zu 
schmieden  oder  Unruhen  zu  erregen,  wie  sie  am  französischen 
Hofe  an  der  Tagesordnung  waren.  Frankreich,  in  dem 
einmal  gefassten  Beschlüsse  das  Haus  Habsburg  zu  Grunde 
zu  richten  beharrend,  hatte  den  bereits  früher  erwähnten 
neuen  Allianz  vertrag  mit  Schweden  vom  6.  Mäi-z  1638  so 
eingerichtet,  dass  gleich  der  erste  Artikel  die  Fortsetzung 
des  Krieges  beider  Mächte  gegen  Ferdinand  und  seine  An- 
hänger festsetzt.  Im  zweiten  verspricht  Frankreich  den 
Krieg  im  westlichen  Deutschland  zu  führen,  und  Schweden 
im  nördlichen,  dann  kommen  sie  überein,  ihn  in  die  kaiser- 
lichen Erbländer  zu  versetzen  und  dort  zu  unterhalten.  An 
Subsidien  erlegt  Frankreich  sogleich  in  Hamburg,  wo  dieser 
Vertrag  geschlossen  wurde,  400.000  Thl.  und  zahlt  während 
der  dreijährigen  Dauer  desselben  jährlich  eine  Million  Livres 
an  Schweden.     Beide  Mächte  versprechen  über  Frieden  und 


'*)  Leopold  Wilhelm  war  Bischof  von  Passaa,  Strasshnrg  und 
Halherstadt,  später  auch  von  Olmtitz  und  Breslau,  dann  seit  1642  Hoch- 
meister des  deutschen  Ordens.  Im  Jünglingsalter  verliebte  er  sich  in  eine 
Hofdame  seiner  Mutter.  Als  sein  Vater  dieses  längere  Zeit  geheim  geblie- 
bene VerhlQtniss  entdeckte,  gab  er  ihm  einen  strengen  Verweis  und  ver- 
wies die  Dame  in  ein  Kloster.  —  Solche  Willkühr  beschönigte  der  Abso- 
lutismus jener  und  einer  spüteren  Zeit  mit  einer  auf  alle  ersinnlichen  Fälle 
anwendbaren  Becbtstheorie.  Der  Klosterzwang,  der  hier  vorliegt,  ward,  wie 
der  HeirathsEwang  der  Mttndel,  vom  obersten  Vormundschaftsrecht  des 
Regenten  hergeleitet.  Das  positive  Recht  erstickte  das  natürliche,  und 
von  der  Frömmigkeit  hatte  man  sehr  dehnbare  Begriffe. 
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Waffenstillstand  nie  anders  als  gemeinschaftlich  mit  den 
Feinden  zu  unterhandeln,  doch  soll  hierzu  Köln  für  Frank- 
reich, und  Hamburg  oder  Lübeck  fiir  Schweden  bestimmt 
sein,  mit  der  Bedingniss,  dass  die  Beschlüsse  hier  und  dort 
für  einen  gemeinsamen  gelten.  Beide  Theile  verstehen  sich 
zur  Annahme  eines  Waffenstillstandes ,  wenn  er  auf  zehn 
bis  zwölf  Jahre  angeboten  wird,  und  jeder  Theil  im  Besitze 
dessen  bleibt,  was  er  erobert  hat.  Die  Ratification  dieses 
Vertrages  sollte  von  beiden  Theilen  bis  zum  15.  Mai  1638 
beigebracht  werden. 

In  diesem  Vertrage  ist  Ferdinand  III.   bloss  als  Sohn 
Ferdinands  II.  bezeichnet,    weil  Frankreich   ihn   als  Kaiser 
unter    dem   Verwände    einer   bei    der  Wahl  vorgegangenen 
Irregularität  nicht  anerkannte.    Diese  behauptete  es  bestehe 
darin,   dass  erstlich  die  Wahl  nicht  in  Frankfurt,    sondern 
in  Regensburg  vorgenommen  wurde,  dann,  dass  die  Stimme 
des  Churfürsten  von  Trier   fehlte,    weil   man   ihn   gefangen 
halte,  endlich  dass  der  Churfürst  von  Bayern  nicht  allgemein 
anerkannt  seL    Nebstdem  wisse  man,  dass  Mainz  und  Köln 
von  Spanien  erkauft  worden   sei,    und  die  Gesandten   von 
Sachsen   und   Brandenburg    ihre    Vollmacht    überschritten 
haben.  Aus  diesen  Gründen  gestand  Frankreich  Ferdinand  III. 
keinen  anderen  Titel  als  den  eines  Königs  von  Ungarn  zu; 
eine  läppische  Ränkemacherei,    die  bloss  England  theil te. 
Wie    später   bei   der  Wiener  -  Conferenz   zur  Beilegung  der 
pfälzischen  Sache  gezeigt  werden  wird,  bewog  Karl  I.  zur 
Annahme  einer  feindseligen  Stellung  gegen  den  Kaiser  we- 
niger das  Interesse  seines  Neffen,  des  Pfalzgrafen  Karl 
Ludwig,  Sohnes  des  entsetzten  Churfürsten  Friedrichs  V., 
als  politische  Rücksichten  für  die  Oppositionspartei  in  seinem 
Lande.  Weil  aber  der  Kaiser  erkannte,  dass  die  verzögerte 
Restitution  des  jungen  Pfalzgrafen  dem  Zustandekommen  des 
Friedens  wesentlich  im  Wege  stand,  so  ging  er  auf  den  von 
Johann  Tayler,   dem  englischen  Ministerresidenten,  in  der 
Note  vom  24.  Dezember  1637  in  Karls  Namen  gemachten 
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Vorschlag,  diese  Angelegenheit  auf  einem  Convent  in 
Brüssel  auszutragen,  bereitwillig  ein,  und  forderte  Spanien, 
welches  der  Unterpfalz  wegen  dabei  betheiligt  war,  zur  Be- 
schickung desselben  ungesäumt  auf. 

Einige  Monate  später  Hess  Karls  Minister,  Graf  Anmdell, 
dem  Kaiser  eröfiOien,  sein  Herr,  der  Konig,  wünsche  von  der 
eigentlichen  Willensmeinung  des  Kaisers  in  der  Restitutions- 
sache seines  Neffen  durch  einen  ausserordentlichen  Gesandten 
unterrichtet  zu  werden,  weil  er  sich  mit  der  Meinung  trage, 
man  wolle  ihn  mit  Tractaten  bloss  hinhalten.  In  Anbetracht 
von  Karls  Unverlässlichkeit  und  seinem  bis  dahin  bezeigten 
feindseligen  Benehmen,  stimmte  der  kais.  geheime  Rath  gegen 
die  verlangte  Gesandtschaft,  wesshalb  ihm  einfach  geantwortet 
wurde,  der  Kaiser  verweise  auf  dasjenige,  was  er  ihm  durch 
den  Grafen  Kurtz  von  Prag  aus  habe  mittheilen  lassen.  Das 
wird  nun  wohl  nichts  anderes  als  die  Gutheissung  des  Brns- 
seler-Congresses  gewesen  sein,  mit  dem  Churbayem  in  der 
Note  vom  24.  Jänner  1638  und  Spanien  sich  einverstanden 
erklärt  hatten.  Kurtz,  wegen  der  Friedensunterhandlungen 
mit  Salvius  nach  Hamburg  geschickt,  war  auch  beauftragt, 
durch  dänische  Vermittlung  die  ungesäumte  Absendung  eines 
englischen  Bevollmächtigten  nach  Brüssel  zu  betreiben.  Der 
Gesandte  des  Kaisers  war  bereits  gewählt  und  die  Instruction 
für  ihn  entworfen. 

Während  dieser  der  pfälzischen  Sache  günstigen  Be- 
strebungen des  Kaisers  unterhandelte  Karl,  dem  es  mit  dem 
Brüsseler -Congresse  nicht  Ernst  war,  gegen  ihn  ein  An- 
griffsbündniss  mit  Schweden  und  Frankreich.  Weil  er  in- 
zwischen an  seine  eventuellen  Bundesgenossen  grosse  An- 
forderungen stellte,  selbst  aber  unverhältnissmässig  wenig 
leisten  wollte,  so  zerschlugen  sich  die  Unterhandlungen. 
Hierauf  verfiel  der  Pfalzgraf  Karl  Ludwig  auf  den  Gedanken, 
einen  Zug  zur  Elroberung  seines  Landes  für  sich  allein  zu 
unternehmen.  Zu  diesem  Behufe  erkaufte  er  mit  englischem 
Gelde  die  an  der  h<^ändi8chen  Gbrenze  gelegene  Stadt  and 
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Festung  Meppen,  bestimmte  sie  zu  seinem  HauptwafFen- 
platze,  und  versah  sie  mit  reicblicben  Kriegsvorrätben.  Da 
diese  Zurüstungen  den  Kaiserlicben  nicht  ganz  gleicbgiltig 
waren,  so  sannen  sie  auf  einen  Ueber&U.  Nach  Einholung 
geheimer  Kundschaft  über  die  Stärke  und  Beschaffenheit 
dieses  Platzes  überrumpelte  der  kais.  Generalmajor  von 
Vehlen,  verstärkt  mit  den  Gramisonstruppen  des  Oberst 
Kettler  und  mit  dem  von  Warendorf  verdeckt  abgesandten 
Greschütz,  die  unverlässlicher  Huth  anvertraute  Festung  Mep- 
pen, und  brachte  sie  den  II.  März  1638  sammt  der  Stadt 
in  seine  Gewalt.  Er  fand  an  Yorräthen  11  Metallgeschütze, 
6  eiserne  Kanonen,  2  Mörser,  2000  Stück  Kugeln,  100  Gra- 
naten, 20.000  Musketenkugeln,  100  Harnische  und  66  Tonnen 
Pulver  (6600  Pfund)  '^).  Ungeachtet  dieses  Verlustes  liess 
der  PÜEdzgraf  im  August  1638  im  Gebiete  der  Stadt  Meppen 
doch  Kriegssteuern  eintreiben.  Indessen  war  der  hochfliegende 
Plan,  den  Kaiser  zu  bekriegen  und  die  Pfalz  zurückzuer- 
obern, fürs  Erste  vollständig  gescheitert. 

Nun  dachte  er  an  seine  Wiederaufnahme  und  Durch- 
fuhrung mit  fiilfe  der  Schweden  und  liess  ihnen  ein  Bündniss 
mit  ihm  antragen.  Gegen  die  Zusicherung  seiner  vollständigen 
Restitution  und  eines  Armeecorps  unter  Homs  Oberbefehl, 
versprach  er  8000  Mann  Fussvolk  und  3000  Reiter  zu  stellen. 
Er  brachte  aber  kaum  2000  Mann  auf.  Diese  vereinigten 
sich  mit  dem  Corps  des  schwedischen  Oberst  Eang,  der  dem 
ehrgeizigen,  von  seinem  Bruder  Rupert  und  einigen  vor- 
nehmen Engländern  begleiteten  Pfalzgrafen  den  Oberbefehl 
aberliess.  Angeblich  6000,  in  der  Wirklichkeit  aber  nur  5000 
Mann  zählend,  belagerte  dieses  schwedisch-pfalzische  Corps 
im  October  Lemgo,  ein  den  Besitz  des  ganzen  Stiftes  Pa- 
derborn verbürgender  Platz,  in  welchen  es  nach  einer  Be- 
schiessung  von  13  Tagen  wohl  eindrang,  aber  wieder  heraus- 
geworfen wurde.    Damit   der  Feind   vorläufig   aufgehalten 


'S)  K.  k.  Kriegsarohiv. 
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werde,  sandte  der  kais.  Feldmarschall  Hatzfeld  den  Grenend- 
Wachtmebter  Westerhold  mit  1200  Reitern  nach  Bielefeld 
Yoran.  Westerhold  brachte  ihm  eine  Schlappe  bei  und  nahm 
bei  60  Mann  gefangen.  Unterdessen  war  Hatzfeld  selbst  mit 
4000  Mann  den  11.  October  angebrochen.  Ueber  Hamm 
nach  Bielefeld  gezogen,  Tereinigte  er  sich  an  diesem  Orte 
mit  Westerhold.  Benachrichtigt,  der  Feind  erwarte  ihn  Tor 
Lemgo,  legte  er  sich  zwei  Meilen  fem  von  dieser  Stadt  an 
einem  verborgenen  Pass  bei  Salz-Uffeln  zwischen  der  Weser 
in  ein  Versteck.  Als  aber  Hatzfeld  erfuhr,  King  wende  sich 
gegen  Y lotho,  willens,  um  nach  Minden  zu  gelangen,  durch 
das  Wasser  zu  setzen,  weil  Hatzfeld  die  Brücke  bei  Grohfeld 
hatte  abbrennen  lassen,  eilte  er  ihm  heimlich  durch  das  Ge- 
birg yoran,  und  erreichte  den  feindlichen  Vortrab  eine  Stunde 
Yor  Vlotho.  Hier,  auf  einem  engen  tou  Dämmen  und  tiefen 
Graben  durchschnittenem  Felde  kam  es  (den  17.  OcL)  zum 
Gefehlt,  das  sich  bald  in  eine  allgemeine  Flucht  Terwandehe. 
Elingeengt  zwischen  der  Weser  und  der  vom  Regen  stari^ 
angeschwollenen  W^rre  rannten  die  Fliehenden  haufimweiae 
dem  einen  oder  dem  anderen  dieser  Flusse  zu,  in  denen  die 
Mdirzahl  ihren  Tod  fimden.  Andere,  welche  sich  in  don 
Bergen,  Graben  und  Hecken  Terbargen,  wurden  möst  zu 
Gefiungenen  gemacht.  Unter  diesen  be&nden  sich  secJishnndert 
sobwedisdie  Reiter,  tou  welchen  „die  Pfalzer  schindfich 
waren  rerlassen  worden.^  King  und  der  Pfiüzgraf  Karl  Lud- 
wig „sind  durcfagesdiwommen^f  aber  sein  Bruder  Ropredit, 
„so  sich  wie  ein  junger  Low  gewehrt^%  dann  dar  General- 
Lieutenant  Ferenz,  sm  SteÜTertreter,  ein  Lord^  sechs  Oberste, 
Tiele  Oberstlieutenante,  Hanplleute  und  OfiBciare  und  über 
tausend  gemeine  Soldaten,  gerietha:i  in  GefiuigenschalL  Von 
den  G^u^enen  sandte  Halzield  die  Tomriimsten  nadi  Waren- 
dorf  und  H*«*«,  die  übrigen  nach  Essen.  Von  kaiseriidiar 
Seite  fiel  Graf  Peter  Götz.    Die  Schriften  der  eben&ib  er- 
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beateten  pfälzischen  Kanzellei  waren  mehrseitig  zerstreut, 
bäofig ganz  zertreten,  und  mussten  zusammengesucht  werden  ^*). 
Der  Beginn  von  Karl  Ludwigs  kriegerischen  Unter- 
nehmungen war  eine  Thorheit,  die  erlittene  Niederlage,  die 
ihr  Ende  herbeiführte,  eine  Schmach.  Wie  die  Dinge  standen, 
mnsste  er  nun  den  Weg  der  Vermittelung  beim  Kaiser  ein- 
schlagen. Was  Hess  sich  aber  davon  versprechen,  da  der 
Kaiser  über  seine  und  seines  Oheims  Handlungsweise  höchst 
au%ebracht  sein  musste?  Weder  der  Eine  noch  der  Andere 
hatten  bei  Ferdinand  IQ.  gütliche  Mittel  versucht,  sondern 
Drohungen,  Unglimpf  und  Gewalt  von  vorneherein  gebraucht. 
Vergalt  der  Kaiser  den  vom  Pfalzgrafen  in  Verbindung  mit 
dem  Reichsfeinde  gegen  ihn  und  das  Reich  unternommenen 
Kriegszug,  wie  er  ihn  von  rechtswegen  zn  vergelten  Gewalt 
hatte,  so  konnte  er  die  Restitution  in  bester  Form  gänzlich 
verweigern  oder  sie  so  erschweren,  dass  der  Verzug  damit 
einer  Verweigerung  gleich  kam.  Was  that  er  also?  Eben  als 
Karl  Ludwig  in  Meppen  gegen  ihn  rüstete,  nahm  er  —  mit 
Decret  vom  14.  Juni  1638  —  seinen  nahen  Verwandten,  den 
Pfalz  grafen  Friedrich  von  Zweibrücken,  «wieder  zu  Gnaden 
an^  und  gab  ihm  Land  und  Leute,  die  er  verwirkt  hatte, 
zurück'^).  Die  Sohne  des  verstorbenen  Pfalzgrafen  Johann 
waren  schon  i.  J.  1636  amnestirt  worden.  Als  nun  Karl 
Ludwig  nach  dem  Unfall  bei  Vlotho  sich  an  den  dänischen 


'*)  Nach  Hatsfelds  eigenh&ndigem  Bericht  ausUffehi  vom21.0e- 
toher  an  den  KaiBer.  Da  In  demselben  weder  von  der  Anwesenheit  des 
Konigsmark  bei  diesem  Treffen,  noch  von  der  Flacht  des  Pfalzgrafen  auf 
einem  Wagen  mit  sechs  Pferden  die  in  der  Weser  ertnmken  sein  sollen 
die  Bede  ist,  so  möchten  wir  die  Bichtigkeit  dieser  Angaben  etwas  be- 
sweifshu  Zn  den  Quellen  gehört  die  verschollene  Flugschrift:  ,,Aigent- 
liehe  Eraelnng  wie  es  mit  der  nicht  weit  von  Vlotho  bei  der  Weser  vor- 
gefiülenen  Schlacht  bewandt  ist." 

1*)  Doch  musste  Friedrich  cur  Entrichtung  Ton  24,000  fl.,  angewie- 
sen auf  BuBchweiler,  an  den  Commandanten  von  Philippsburg  aus  unge- 
nannten Gründen,  wahrscheinlich  wegen  verursachten  Schadens,  sich  ver- 
stehen. Friedrich  hatte  gleich  den  Söhnen  Johailns  in  der  französischen 
Armee  gedient. 

Koch,  Qttehiehta  Ftrdinands  III.    I.  Bd.  7 
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Hof  begab  und  die  Vermittelimg  Christians  lY.  ansprach, 
schrieb  dieser  den  5.  December  1638  ans  Glücksstadt  dem 
Gra£^  Knrtz,  er  möge  bei  dem  Kaiser  für  den  Pfalzgrafen 
forsprechen.  Auf  sein  (des  Königs)  und  des  englischen  Ge- 
sandten Zureden  habe  er  versprochen,  ^keine  widrige  Partei 
weiter  annehmen  zu  wollen^,  d.  h.  keine  Feindseligkeiten  in 
Zukunft  zu  verüben.  Christian  hatte  wohl  keine  Ahnung, 
dass  sein  Client  in  dem  mit  den  Schweden  verhandelten 
Vertrag  im  §.  6  seine  unbedingte  Theilnahme  an  einem  Kriege 
gegen  Dänemark  zugesagt  hatte.  Kurtz  antwortete  dem  Könige 
den  7.  April  1639:  9,In  der  pfalzischen  Sache  werde  nichts 
anderes  als  die  Intention  wahrgenommen,  das  Werk  per  forza 
hinauszudrücken,  gegen  alles  was  der  König  auf  die  Waage 
legt  und  der  Kaiser  demonstrirt,  dennoch  versichere  er,  dass 
alle  des  Pfalzgrafen  bisherigen  Übeln  diportimenti,  des  Kaisers 
Neigung  und  gute  Disposition  in  nichts  verändert,  noch  das 
Verlangen  verringert  haben,  mit  dem  Könige  von  England 
in  gutem  Einvernehmen  zu  stehen.  Gewisse  besondere  An- 
sprüche Bayerns,  von  denen  der  Austiag  dieses  Geschäfts 
schwer  gemacht  war,  seien  bereits  aus  dem  Wege  geräumt. 
Sobald  die  Intentionen  des  Königs  von  England  bekannt 
sein  werden,  werden  die  kaiserlichen  Gesandten  sich  un- 
verweilt  in  Brüssel  einfinden,  auch  befinde  sich  bereits  die 
Pienipotenz  Spaniens  in  amplissima  forma  in  den  Händen 
des  Cardinal-Infanten.  Dass  die  Exception  der  pfälzischen 
Sache  von  den  allgemeinen  Tractaten  zu  Köln  und  Lübeck, 
dem  pfälzischen  Hause  viel  forderlicher  sei,  habe  der  Kaiser 
hinlänglich  dargethan.^ 

Thatsächlich  geschah  noch  mehr  als  Kurtz  in  Aussicht 
gestellt  hatte.  In  der  Meinung,  dem  Könige  von  England  sei 
es  mit  den  Conferenzen  in  Brüssel  wirklich  Ernst,  liess  der 
Kaiser,  ohne  dessen  Erklärung  abzuwarten,  den  Grafen  von 
Nassau,  versehen  mit  einer  Instruction  vom  23.  März  1639 
und  begleitet  vom  bayerischen  Bevollmächtigten  Richel,  nach 
Brüssel  abgehen.  Dort  fanden  diese  Beiden  auch  den  Car- 
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dinal-Infanten,  aber  der  englische  Gesandte  Hess  fortwährend 
auf  sich  warten.  Vergeblich  wartete  auch  der  Kaiser  auf  die 
verlangte  Erklärung  des  englischen  Cabinets,  bis  nach  einem 
mehrmonatlichen  Verzuge  eine  dem  Grafen  von  Nassau  aus 
Paris  zugekommene  Mittheilung  das  Räthsel  löste.  Sie  lautete: 
„Dieser  Tage  bemerkte  der  Nuntius  dem  Cardinale  Richelieu, 
dass  der  Kaiser  hinsichtlich  der  pfälzischen  Sache  noch  immer 
auf  die  Erklärung  des  Königs  von  England  warte.  Hierauf 
gab  Bichelieu  dem  Nuntius  hohnlachend  zur  Antwort:  „So 
möge  er  denn  warten.^^  —  Brauchten  wir  noch  mehr 
zu  wissen,  um  es  mit  der  Hand  zu  greifen,  dass  selbst  Konig 
Karl,  der  Oheim,  es  mit  dem  Pfalzgrafen,  seinem  Neffen, 
nicht  ehrlich  meinte,  dass  er  unter  der  Maske  der  Gönner- 
schaft das  Interesse  des  pfälzischen  Hauses  seiner  von  Frank- 
reich geleiteten  Politik  aufopferte?  Mögen  wir  ihn  uns  als 
bethort  oder  seine  Minister  als  bestochen  vorstellen,  gewiss 
ist,  dass  bei  den  verschiedenen  Schachzügen  in  dieser  An- 
gelegenheit, Bichelieu  Karls  Hand  dirigirte  ^^). 

England  hatte  sich  in  der  Zwischenzeit  gegen  Däne- 
mark erklärt,  doch  so,  dass  es  von  der  Frage  wegen  Brüssel 
gänzlich  abkommen  musste.  Als  Kurtz  im  April  1639  nach 
Glückstadt  wo  Christian  *Hof  hielt  kam,  bedeutete  ihm  sein 
Minister  Graf  Penz,  dass  der  englische  Gesandte  behaupte, 
Tayler  habe  vom  Konige  keinen  Auftrag  gehabt,  sich  in 
die  pfälzische  Sache  zu  mischen  und  den  Brüsseler-Congress 
vorzuschlagen.  Wegen  diess^liger  üeberschreitung  seiner 
Vollmacht  sei  er  jetzt  von  Wien  abberufen  worden.  In  die 
Brüsseler  Conferenzen  willige  der  König  nur  in  dem  ein- 
zigen Falle,  als  der  Kaiser  sich  mit  der  Uebertragung  des 


'^)  Boageant  II,  15.  bemerkt  von  Karbi  Falschheit:  Charles 
n'agissait  pas  assez  sinc^ment.  II  est  certain,  que  les  intdrSts  daPrince 
Palatin  le  tonchait  si  pen,  ou  il  les  entendait  si  mal,  qu'il  ayait  fiiit  r&- 
oemment  an  tndtd  secret  avec  le  Duc  de  Lorraine,  par  leqael  il  s*dtoit 
engagd  ä  ne  point  consentir^  que  le  Prince  PaUUin  fut  rüabü  au  prejudice 
de  ce  Duc 

7* 
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ächiedrichteramtes  wegen  der  Pfalz  auf  den  König  von 
Dänemark  einverstanden  erkläre.  Ihm  habe  sowohl  er  als 
sein  Neffe  die  Schlichtung  dieser  Angelegenheit  gänzlich 
überlassen.  Auf  diese  Anzeige  schrieb  der  Kaiser  den  3.  Juni 
dem  G.  Kurtz  zurück,  er  möge  mit  einer  Erklärung  auf 
diesen  Antrag  so  lange  verziehen,  bis  das  Gutachten  Spaniens 
und  des  Churfürsten  von  Bayern  eingeholt  sein  werde.  Es 
ist  leicht  zu  errathen,  dass  die  Absicht  bestand,  mit  dieser 
eingeschobenen  neuen  Proposition  einen  längeren  Aufschub 
zu  gewinnen,  wie  ihn  Frankreichs  Kriegspolitik  wünschens- 
werth  machte.  Für  diesen  Zweck  und  damit  der  Kaiser  mit 
Vorschlägen  und  Plänen  fortwährend  dermassen  beschäftigt 
und  am  Narrenseil  geführt  werde,  dass  er  von  allen  Con<- 
ferenzen  in  der  pfälzischen  Sache  abkommen  musste,  spielte 
man  ihm  in  der  Form  eines  Memorials  den  Entwurf  eines 
sehr  ansprechenden  Bündnisses  mit  England  gegen  Frank- 
reich in  die  Hände.  Unter  den  Vorschlägen  desselben  ist 
der  bemerkenswertheste  der  von  Errichtung  einer  achten 
oder  neunten  Chur,  was  beweist,  dass  dies  Machwerk  aus 
französischer  Quelle  stammt,  da  derselbe  Antrag  später  von 
Frankreich  gestellt  wurde. 

Der  kurze  Tramn  der  Brüsseler  Conferenzcn  war  nun- 
mehr ausgeträumt.  Wie  sie  als  ein  französisches  Gaukelspiel 
mit  obligater  englischer  Lakaien  -  Rolle  sich  ausprägen,  so 
verhält  es  sich  auch  mit  der  vom  Könige  von  Dänemark 
bona  fide  übernommenen  Vermittlersrolle.  Von  dem  be- 
merkten aus  Spanien  eingesandten  Memorial  urtheilte  Ferdi- 
nand's  geheimer  Rath,  dass  es  das  Product  eines  geheimen 
Einverständnisses  Frankreichs  mit  England  sei,  rieth  aber 
doch,  durch  den  kais.  Gesandten  in  Brüssel,  Erkundigung 
darüber  einziehen  zu  lassen  ^ '). 

Bemüht  fürs  Erste  den  Ungrund  der  behaupteten  Geg- 
nerschaft des  Kaisers  in  der  pfälzischen  Sache  aufzudecken, 

'')  Alles  bisherige  aus  den  Akten  des  k.  k.  Staatsarchives. 
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schritten  wir,  um  den  Gang  den  sie  nahm  nicht  allzuhäufig 
zu  unterbrechen,  über  die  Darstellung  der  auswärtigen  Ver- 
hältnisse etwas  hinaus.    Zu  Italien  überhaupt  und  im  Be- 
sondern zum  Kirchenstaate  gestalteten  sich  diese  ungünstig. 
Papst  Urban  VIII.  war  geheimer  Gegner  des  Hauses  Habs- 
bürg  und  ziemlich  offener  Anhänger  Frankreichs.  Zu  dieser 
Parteistellung  bestimmte  ihn  hauptsächlich    die  Furcht  vor 
Spaniens  Uebermacht  in  Italien,  deren  Fortschritte  er  durch 
den  Anschluss  an  Frankreich  niederzuhalten  hofile.    Dem- 
selben dienstfertig  erwies  er  sich  gleich  bei  der  Wahl  Fer- 
dinand's  HI.  zum  römischen  Konige,  indem  er  durch  seinen 
Nuntius  in  Regensburg  drei  sie  beanstandende  Bullen  über- 
geben Hess,  doch  fehlte  ihm  der  Muth,  die  Wahl  geradezu 
für  nngiltig  zu  erklären,   wie  Frankreich   von   ihm  verlangt 
hatte  ^®).  Mit  unleugbarem  Nachtheil  des  kirchlichen  Inter- 
esses   und    ebenso    entschiedenem  Vortheil    für  Frankreich, 
forderte   er  eifrigst  die   Wahl   des  Churfursten   von    Trier, 
auf  dessen  Freilassung   er   aus   demselben   Grunde   lebhafl 
drang.    Auf  die  Beschwerde  des  Kaisers,    dass  bei   seiner 
Thronbesteigung  die  Sendung  eines  Nuntius  als  (Jeberbrin- 
gers  des  üblichen  von  allen  übrigen  Mächten   abgestatteten 
Glückwunsches  aus  keinem  anderen  Grunde  unterblieben  sei^ 
als  um  sich  Frankreich  gefällig  zu  bezeigen,  gab  Urban  zur 
Antwort:   Da   die   deutsche  Krone  von  seiner  Bewilligung 
bedingt  sei,  so  hätte  Ferdinand  zuerst  diese  einholen  sollen. 
Zu   einer  giltigen   römischen  Königswahl  gehöre  unbedingt 


'*)  Harter  tadelt  Ranke,  dass  er  Urban  VIII.  als  einen  geheimen 
Gregner  Oesterreichs  bezeichnet  hat.  Mit  Unrecht,  denn  so  war  es  in  der 
That  In  der  Audienz  des  im  Namen  des  kais.  Botschafters  Fürsten  Bnzoli 
in  Rom  an  den  kais.  Hof  gesandten  Lustrier  von  Liebenstein,  Susserte  der 
Kaiser:  „Von  dem  gegenwärtigen  Pontificate  nnd  so  lange  es  bestehen 
wird,  hat  sich  das  Hans  Oesterreich  nicht  viel  Gutes  zu  versprechen,  weil 
der  Papst  und  sein  jüngerer  Neffe  Antonio  Frankreich  überaus  begünsti- 
gen, und  weil  der  filtere  Neffe,  der  Cardinal  Franz  Barberini,  dem  die 
ganze  Geschfiftsleitung  anvertraut  ist,  seine  gewohnte  Unschlüssigkeit  nicht 
zu  bewältigen  vermag.'^  (Staatsarchiv.) 
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seine  Bestätigung,  auch  könne  ohne  seine  Dispens  kein 
romischer  Konig  zu  Lebzeiten  des  Kaisers  erwählt  werden. 
Dass  er  Ferdinand  UI.  den  Kaisertitel  in  seinen  Briefen 
yergünstige  und  seinen  Gesandten  in  Rom  dulde,  sei  ohne- 
hin eine  Ueberschreitung  der  herkömmlichen  Sitte.  Der  vom 
E^iser  verlangten  Ausschreibung  einer  allgemeinen  Eoiegs- 
steuer  widersetzte  er  sich  mit  der  Grundangabe:  Der  deutsche 
Krieg  sei  kein  Religionskrieg.  Wie  oft  er  um  Sabsidien 
angegangen  wurde,  gab  er  doch  nie  einen  Heller.  Er  ver- 
warf nicht  bloss  den  Prager  Frieden,  sondern  liess  auch  in 
Oesterreich  Bullen  verkündigen,  deren  Inhalt  den  Elaiser 
i.  J.  1641  nöthigte,  ein  Verbot  gegen  ihre  Bekanntmachung 
ohne  seine  Bewilligung  zu  erlassen.  Einige  Geschichtschreiber 
haben  über  diese  Placet- Verordnung  Erstaunen  geäussert 
Dazu  besteht  durchaus  kein  Grund.  Nicht  bloss  Ferdi- 
nand in.,  sondern  auch  kein  anderer  Habsburger  vor  und 
nach  ihm,  hat  den  Hoheitsrechten  des  Staats  je  das  mindeste 
vergeben. 

Im  Jahre  1637  verfiel  Papst  Urban  in  eine  fijrankheit, 
die,  wiewohl  sehr  geheim  gehalten,  doch  seinen  bevorstehen- 
den Hintritt  kaum  noch  bezweifeln  liess  ^  ^).  Der  Kaiser  sandte 
desshalb  den  Cardinal  Harrach,  Erzbischof  von  Prag,  zur 
Leitung  der  künftigen  Papstwahl  nach  Rom,  wo  dieser  den 
22.  Juli  ankam,  und,  um  den  eigentlichen  Zweck  seiner 
Reise  zu  verhüllen,  das  Begehren  um  den  Cardinalshut  fiir 
den  Bischof  von  Wien,  und  die  ihm  vom  Kaiser  empfohlenen 
Angelegenheiten  des  Carolinums  in  Prag,  vorschob.  Harrach 
verwendete  sich  eifrig,  um  die  Aufnahme  deutscher  Cardi- 
näle  in  das  CoUegium  des  heiligen  Officium  zu  erwirken, 
und  verlangte  sie  gleich  für  sich  selbst.  Da  aber  Papst 
Urban  wider  alles  Vermuthen  wieder  genas,  so  trat  Harrach 


'*)  Mottmann,  der  kais.  Resident  in  Bom,  berichtete  von  der 
Krankheit  des  Papstes:  L*opione  di  molti  ^  che  Sna  Beatitadine  non  stia 
in  cervello,  massime  il  dopo  desinare,  e  che  questa  sia  la  cansa  di  tanto 
secreto. 
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ohne  etwas  ausgerichtet  zu  haben,  im  December  die  Rück- 
reise an'^).  Das  Missverhältniss  mit  Rom  währte  ungebessert 
fort,  80  lange  Urban  VIII.  lebte. 

Mit  Dänemark  bestand  fortwährend  der  lebhafteste 
und  freundschaftlichste  Verkehr  des  Wiener  Cabinets,  wie- 
wohl die  Politik  Christian's  lY.  oft  schwankend  war  und 
bisweilen^selbst  im  Lichte  unredlicher  Gegenwirkung  erschien 
Diese  Erscheinung  erklärt  sich  aus  Ohristian's  Grundsatz, 
keine  der  beiden  Parteien  (die  Schweden  und  den  Kaiser) 
übermächtig  werden  zu  lassen,  was  bei  dem  letzteren  doch 
wahrlich  nicht  zu  befurchten  war.  Des  Dänenkonigs  un- 
gemein eifriges  Streben  den  Frieden  zu  vermitteln ,  ent- 
quoll theils  dem  Mitgefühl  für  die  Leiden  der  Menschheit 
und  theils  der  Besorgniss  vor  Schwedens  grosserem  Auf- 
schwung bei  längerem  Waffenglück.  Dieser  Grrund  blieb 
den  eifersüchtigen  und  argwöhnischen  Schweden  nicht  ver- 
borgen, wesshalb  sie  von  Christian  sagten,  er  sei  kein  auf- 
richtiger Freund,  man  könne  sich  auf  Negociationen  mit  ihm 
nicht  einlassen.  Uebrigens  lag  es  nicht  an  diesem  Missver- 
hältnisse, dass  Ohristian's  Strebsamkeit  keinen  entscheidenden 
Erfolg  schaffte,  sondern  daran,  dass  die  Losung  der  Friedens- 
frage ganz  und  gar  von  franzosischer  Willkür  abhing  und 
Richelieu  alle  Gänge  dieses  Labyrints  beherrschte.  So  lange 
er  Krieg  wollte,  war  Krieg,  Friede  aber  von  dem  Augen- 
blicke an  als  er  ihn  suchte.  Dieser  Moment  lag  inzwischen 
zu  Anfang  des  Jahres  1638  seiner  Politik  ferner  denn  je. 
Der  1637  erlittene  Verlust  von  Graubündten  und  dem  Veltlin, 
Herzog  Bernhardts  Rückzug,  die  veränderte  Lage  in  Italien, 
und  die  trotz  der  Einbussen  in  den  Niederlanden  Frankreich 
gefährdende  Machtstellung  Spaniens,  Hessen  Richelieu  nicht 
an  den  Frieden  denken. 


3^)  Harrach  bezog  für  die  Reisedauer  und  den  Aufenthalt  in  Rom 
monatlich  tausend  Ducaten.  Kein  Gesandtschaftsposten  verschlang  so  viele 
nutzlos  ausgegebenen  Summen,  als  der  in  Rom. 
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Bisher  hatte  Richelieu,  wie  sehr  es  ihm  auch  um  den 
Besitz  von  ganz  Elsass  zu  thun  war,  dem  deutschen  Kriege 
des  niederländischen  wegen  keine  besondere  Aufmerksamkeit 
gewidmet,  nun  aber  sah  er  ein,  dass  Herstellung  des  ge- 
sunkenen Waffenglückes  Noth  that.  Bernhard  von  Weimar 
bekam  daher  neuerdings  Geld  und  Hilfsmannschaft  von  Frank- 
reich zugesichert.  Der  Feldzug  von  1638  zielte  auf  Breis  ach  s 
Eroberung  ab.  Bernhard,  der  nach  seinem  Bückzuge  über 
den  Khein  sich  ruhig  in  seinen  Winterquartieren  gehalten 
hatte,  sah  sich  gleichwohl  aus  Mangel  an  Lebensmitteln  bald 
genothigt,  ein  neues  Unternehmen  zu  wagen.  Zuvorderst 
leitete  er  auf  Erlachs  Betrieb  Unterhandlungen  mit  den  pro- 
testantischen Eidesgenossen  ein,  dann  drang  er  plötzlich  in 
das  Gebiet  des  Bischofes.  von  Basel  und  besetzte  die  Schlosser 
Zwingen,  Pfeffingen  und  Angenstein  „mit  einer  solchen  Ge- 
schwindigkeit, dass  die  katholischen  Eidesgenossen  es  nicht 
hindern  konnten"**).  Sein  Plan  ward  aber  dem  Kaiser  ver- 
rathen,  wesshalb  er  schon  den  8.  December  1634  den  Eides- 
genossen den  Auftrag  gab,  die  Rheinbrücke  zu  Stein  und 
den  Aarpass  wohl  zu  verwahren,  weil  Bernhard  einen  Einfall 
in  das  deutsche  Reich  im  Schilde  führe.  Da  ihnen  von  der 
ebenfalls  wohl  unterrichteten  Erzherzogin  Claudia  den  29.  De- 
cember auch  die  Mahnung  zukam,  die  Pässe  bei  Diessenhofen 
zu  hüten ,  so  ging  Bernhard  gerne  auf  Erlachs  Vorschlag 
ein,  die  vier  Waldstädte  zu  überfallen.  Fahrlässigkeit 
oder  Verrath  des  Commandanten  derselben,  Rudolphs  von 
Schönau,  erleichterte  diese  Unternehmung.  Schönau  hatte 
nicht  allein  alle  Warnung  in  den  Wind  geschlagen,  sondern 
auch  die  vom  Commandanten  in  Seckingen  ihm  angebotene 
Verstärkung  abgelehnt  und  das  zur  Ueberfahrt  dienende 
grosse  Fahrschiff  stehen  lassen,  statt  es  wegzunehmen  oder 
es  zu  zerstören.  In  der  Nacht  des  13.  Jänner  1638  brachen 
600  Weimarer  in  das  Gebiet  von  Rhcinfelden,   plünderten. 


'*)  Schreiben  derselben  an  den  Kaiser. 
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und  zogen  dann  dem  Frickthale  zu.  Ihnen  folgte  den  27.  Jänner 
Bernhard  selbst,  mit  Proviant  vom  würtembergisehen  Kanzler 
Forstner  in  Mompelgard  versehen,  mit  weniger  als  6000  Mann 
in  aller  Stille  nach.  An  Rheinfelden  vorüber,  marschirte  er  ins 
Frickthal  nach  Stein,  und  setzte  auf  Kähnen,  die  er  von 
hier  mitgenommen  hatte,  oberhalb  Seckingen  über,  nahm 
diese  Stadt  ohne  Widerstand  und  detachirte  am  folgenden 
Tage  3000  Mann  Fussvolk  und  Reiter  nach  Laufenburg. 
Diese  Truppe  plünderte  alle  Dorfer  und  schleppte  Männer, 
Weiber  und  Kinder  gefangen  mit  sich  fort.  Der  feige  oder 
bestochene  Schönau  bot  beim  Erscheinen  der  Weimarer  so- 
gleich die  Uebergabe  der  Stadt  an ,  worauf  Bernhard  sich 
noch  denselben  Tag  auch  Waldshutts  bemächtigte.  „Die  ihm 
gelungene  Impresa  auf  die  Waldstädte  verschuldete  die 
schlechte  Aufsicht  der  Oificiere  in  Abwesenheit  des  Savelli^S 
berichtete  der  Markgraf  von  Baden  dem  Piccolomini,  mit 
dem  er  in  regelmässigem  Briefwechsel  stand'*). 

In  Innsbruck  war  man  vom  Anschlage  Bernhards  auf 
Breisach  so  frühzeitig  in  Kenntniss  gesetzt,  dass  die  Erz- 
herzogin Claudia  schon  den  8.  Februar  den  Statthaltern  des 
oberen  Elsasses  davon  Nachricht  geben  konnte.  Savelli,  dem 
das  Geueral-Commando  „zur  Bewahrung  des  Rheinstromes^' 
anvertraut  war,  kam  den  10.  Februar  nach  Basel.  Hier  erhielt 
er  vom  Stadtrathe  das  Zugeständniss,  ihn  heimlich  auf  dem 
Rhein  fortzuschaffen,  um  nach  Freiburg  und  Rotweil  zu  einer 
Zusammenkunft  mit  Werth  und  Enkevort  zu  gelangen.  Dem 
bayerischen  General  Mercy  trug  Savelli  auf,  aus  Burgund 
in  das  vom  Feinde  verlassene  Delsberger-Thal  einzurücken 
und  den  Weimarern  in  den  Rücken  zu  fallen  *■). 

")  Claudia  trug  den  StHtthaltem  im  Elsass  auf,  den  entwischten 
Ottr>  von  Schönau  einfangen  und  ihn  vom  Commandanten  in  Breisach 
kriegsrechtlich  behandeln  zu  lassen. 

")  Nach  Savelli^s  Bericht  hfitte  das  ganze  Weimarsche  Corps  bloss 
aus  1400  Mann  Infanterie  und  2000  Mann  Cavallerie  bestanden,  andere 
aktenmlissige  Angaben  denen  wir  gefolgt  sind,  greifen  höher,  nämlich  bis 
5000  Mann  zusammen.  Erst  bei  der  Schlacht  von  Rheinfelden  hatte  es 
rieh  bis  6000  Mann  verstärkt. 
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Ende  Jänner  war  EL  Bernhard  zur  Belagerang  von 
Rhein felden  geschritten,  an  welchem  er  den  hartnäckigsten 
Widerstand  fand.  Am  17.  Februar  gelang  es  zwar,  Bresche 
zu  schiessen,  allein  die  Belagerten  besserten  diese  eilig  ans 
und  schlagen  des  Nachts  drei  Stnrme  glücklich  ab.  Bis  da- 
hin hatte  der  Feind  1600  Schüsse  auf  die  Stadt  abgefeaert 
and  si6  siebenmal  mit  Starm  za  nehmen  versucht  Bernhard 
masste  jetzt  von  der  Belagerang  ablassen,  weil  die  kais. 
Armee  heranrückte. 

lieber  die  merkwürdige  Schlacht  von  Bheinfelden 
führen  wir  zunächst  aus  dem  Berichte  von  SaveUi  vom  2.  März 
Folgendes  an:  Den  26.  Februar  1638  brachen  er  und  Johann 
von  Werth  unter  Zurücklassung  alles  Gepäckes  von  Villingen 
zum  Entsätze  von  Rheinfelden  auf.  Nach  einem  Marsche  von 
drei  Tagen  und  drei  Nächten  durch  den  Schwarzwald  über- 
raschten sie  den  letzten  Tag  des  Februar  den  unvorbereiteten 
Feind,  verjagten  ihn  und  nahmen  ihm  sechs  Feldstücke  ab. 
Aus  unbekannten  Ursachen  blieb  jetzt  Johann  von  Werth 
zurück.  Dadurch  wurde  es  dem  zerstreuten  Feinde  möglich 
sich  zu  sammeln  und  neuen  Widerstand  zu  leisten.  Herzog 
Bernhard  ward  gefangen,  aber,  von  den  der  Beute  nach- 
rennenden Soldaten  schlecht  gehütet,  glückte  es  ihm  zu 
entwischen,  indem  er  vom  Pferde  sprang  und  davon  lief. 
Die  Soldaten,  statt  ihn  zu  verfolgen,  haschten  nach  seinem 
schonen  Rosse.  So  entkam  er.  Der  Feind  zog  sich  am  andern 
Morgen  mit  der  Artillerie  in  Eile  nach  Laufenburg.  Die 
Obersten  Erlach  und  Bemhold  und  der  General-Commissär 
Schaffalitzky  wurden  gefangen.  Todt  blieben  der  Herzog  von 
Rohan  und  zwei  Rheingrafen  *^).  Die  Zahl  der  Todten  und 
Verwundeten  beträgt  bei  dem  kais.  Heere  lOO  Mann,  bei 
dem  feindlichen  600  Mann. 


'*)  Der  Herzog  von  Rohan  blieb  nicht  auf  dem  Schlachtfelde,  son- 
dern starb  an  den  empfangenen  Wunden  in  Bern,  und  statt  zwei  Bhein- 
grafen,  kam  bloss  einer,  nSmlich  Johann  Philipp,  im  Kampfe  ums  Leben. 
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Unstreitig  hatten  die  Kaiserlichen  in  diesem  ersten 
Treffen  gesiegt,  indem  sie  den  Herzog  zwangen,  die  Be- 
lagerang von  Rheinfeldeu  aufzuheben  und  sich  nach  Laufen- 
barg zurückzuziehen.  Inzwischen  war  die  auf  diesen  Sieg  ge- 
folgte Niederlage  nicht  bloss  um  so  vieles  schmählicher, 
sondern  sie  bildete  auch  den  Ring  an  der  Kette  des  Ver- 
lustes aUer  österreichischen  Besitzungen  am  Oberrhein. 

Der  siegestrunkene  Sayelli  weilte  sorglos  in  Rheinfelden 
und  liess  geschehen,  dass  die  marsch-  und  kampfmüden 
Schaaren  aufweite  Strecke  hin  in  den  Dörfern  sich  zerstreuten. 
Diesen  plumpen  Missgriff  benützend,  raffte  sich  Bernhard 
aof  und  erschien  plötzlich  den  3.  März  früh  Morgens  mit 
seinem  ganzen  Heere  vor  Bücken.  Die  bestürzten  kais.  Feld- 
herren riefen  zwar  die  allerwärts  zerstreuten  Soldaten  nach 
Möglichkeit  zusammen,  allein  es  blieben  so  viele  weg,  dass 
bei  der  Ueberlegenheit  der  feindlichen  Schaaren  bloss  ein 
schwacher  Widerstand  geleistet  werden  konnte,  an  dessen 
Stelle  bald  eine  wilde  Flucht  trat,  als  die  Weimarer  gleich- 
zeitig im  Vorrücken  auch  die  Kanonen  abfeuerten,  was  bis 
dahin  nicht  üblich  war  und  allenthalben  Bestürzung  verbrei- 
tete. Von  den  Ihrigen  verlassen,  wurden  Savelli,  Joh.  v. 
Wertb,  Enkevort  und  Sperreuter  und  fast  der  ganze  Gene- 
ndstab  gefangen,  doch  glückte  es  demLamboy,  mit  einigen 
Trümmern  des  Heeres  zn  entkommen.  Herzog  Bernhard 
brachte  den  Savelli  und  Sperreuter  und  zwei  Oberste  in 
dgener  Person  zur  Haft  nach  Hohentwiel,  den  Werth  und 
Enkevort  aber  nach  Benfelden*').  Hier  an  dem  Orte  seiner 
Gfefangenschaft   verfasste   Johann   von   Werth    einen     vom 


'*)  Gegen  die  gedrackten  Angaben ,  nach  welchen  Savelli  nach 
Laafenbnrg  gebracht  worden  wäre,  bezeichnet  das  Reichsarchiv  in 
Uebereinstiininiuig  mit  dem  Kriegsarchive  Hohentwiel  als  den  Ort  seiner 
Haft.  Wir  können  von  zwei  gleichlautenden  aas  den  Quellen  geschöpften 
Berichten  anmöglich  Umgang  nehmen,  vermathen  aber,  dass  der  schlaue 
WiQsche  sich  spfiter  den  Aufenthalt  in  Laufenburg  erbettelte,  um  leichter 
entwischen  zu  können. 
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18.  März  datirien  umständlichen  Schlachtbericht  fiir  den  Chur- 
fiirsten  Maximilian  von  Bayern.  Darin  sagt  er:  Gegen  sein 
and  Enkeyorts  Gutachten  habe  Savelli  den  Entsatz  von 
Rheinfelden  betrieben  und  falls  Werth  nicht  mitziehen  wolle, 
1500  Reiter  von  ihm  verlangt.  Femer  habe  Savelli  g^en 
den  wahren  Sachverhalt  die  Starke  des  Feindes  viel  geringer 
angeschlagen,  da  doch  der  Herzog  von  Weimar  4000  Reiter 
und  2000  Mann  Fassvolk  beisammen  hatte.  Auf  Savelli's 
und  Rainachs  Befehl  brachen  von  Villingen  sieben  Regimenter 
Kavallerie  und  drei  Regimenter  Fussvolk  ohne  Pulver  und 
Geschütz,  ausgenommen  das  was  sie  bei  sich  trugen,  auf, 
und  marschirten  vier  Tage  und  Nächte  durch  den  Schwarzwald. 
Die  Soldaten  hatten  weder  einen  Bissen  Brod  für  sich, 
noch  Futter  für  die  Pferde.  Zwar  hätten  die  beiden  Fürsten- 
berge und  der  Abt  von  St.  Blasien  versprochen,  wenigstens 
3000  Bauern  in  die  Pässe  zu  legen,  und  Saumpferde  zum 
Pulvertransporte  und  Lebensmittel  beizuschaffen,  doch  aber 
nichts  von  alledem  geleistet.  Sonntag  den  28.  Februar  seien 
die  Truppen  Nachts  an  Laufenburg  und  Seckingen  vorüber 
gekommen ,  und  am  1.  März  um  10  Uhr  Vormittags  eine 
halbe  Stunde  vor  Rheinfelden  bei  dem  Deutschordenshause 
Peik  (Bücken,  Beiken)  mit  dem  Feinde  zusammengestossen, 
der,  sechs  Reiterregimenter  und  400  Mann  Fussvolk  sammt 
5  Geschützen  stark,  eine  Stellung  auf  dem  Berge  genommen 
hatte.  Das  kaiserliche  Fussvolk,  mit  dem  der  Angriff  ge- 
schah ,  schlug  den  feindlichen  linken  Flügel  gänzlich ,  und 
nahm  ihm  fünf  Geschütze  ab.  Auf  dem  kaiserlichen  linken 
Flügel,  auf  welchem  Werth  selbst  sich  befand,  haben  das 
ganze  Regiment  des  Oberst  Valois,  Werth's  halbes  Regi- 
ment und  zwei  Compagnien  von  Geling  gar  nicht  gefochten, 
„wie  sehr  ich  ihnen  auch  zugesprochen.  Sind  ohne  einen 
Schuss  zu  thun  durchgegangen,  mit  Officieren  und  Allem, 
auch  nicht   wieder   kommen"  ••).    Der  Feind   wurde  in  die 

'*)  Diese  Angabe  erklftrt  Savelli*B  Beschuldigung  in  seinem  oben 
angeführten  Bericht  von  Werths  Zuriickbleiben,  ob  aber  wie  er  sagt  „ans 
unbekannten  Ursachen",  müssen  wir  dahin  gestellt  sein  lassen. 
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Flacht  geschlagen,  der  Diic  de  Rohan  stark  beschädigt  und 
fangen  genommen,  später  aber  wieder  befreit ;  der  Rhein- 
graf, von  den  Neumärkischen  gefangen,  war  so  schwer  ver- 
wundet, dass  er  auf  der  Wahlstätte  verblich.  In  Gefangen- 
schaft geriethen  auch  Schaffiditzky,  Erlach  und  der  Oberst 
Bertram  sammt  anderen  OfGcieren.  „Weil  aber  unsere  Reiter 
aus  Begierde  nach  Beute,  und,  der  Wahrheit  nach  zu  mel- 
den, grosser  Armuth  halber  gleichsam  gedrungen,  etwas  zu 
erobern,  auf  die  Bagage  des  Feindes  gefallen ,  so  sind  sie 
mit  1500  Pferd,  die  sie  bekommen,  während  dem  Gefecht 
fortgegangen.  Der  Feind,  weil  hinter  ihm  der  Pass  verlegt 
und  der  Rhein  ihm  an  die  Seiten  kommen,  hat  sich  wieder 
gewendet  und  ein  neues  Rallement  gemacht,  so  dass  wir  bis 
in  die  Nacht  gegen  einander  gestanden.  In  der  Nacht  aber 
sind  wir  auf  Rheinfelden  abgezogen.  Des  anderen  Tages 
habe  ich  stark  darauf  gedrungen,  die  Truppen  im  Schwarz- 
wald,  Wiesenthal  u.  s.  w.  zu  logiren,  allwo  wir  sicher  wa- 
ren und  Proviant  und  Futter  hatten.  Der  Duca  di  Savelli 
hat  es  aber  nicht  haben  wollen,  sondern  dem  von  Wessen- 
berg,  als  Obervogt  im  Wiesenthal,  vorschreiben  wollen,  dass 
uns  von  dort  Futter  und  Proviant  geliefert  werde.  So  haben 
es  die  Grrafen  von  Fürsten berg  dem  Duca  vorgeschwatzt**^. 
Demnach  wurden  die  Regimenter  in  drei  Dörfer  zwischen 
Basel  und  Rheinfelden  gelegt,  wo  sie  weder  Brod  noch  Futter 
fanden  und  genöthigt  waren,  um  Futter  auszureiten.  Der 
Feind  ist  inzwischen  Dinstag  den  2.  März  die  ganze  Nacht 
mit  allen  Truppen  und  mit  der  Artillerie  gegen  Rheinfelden 
marschirt,  unsere  Croaten  aber,  welche  gegen  ihm  lagen  und 
die  Vorwachen  hätten  halten  sollen,  haben  unterlassen,  in 
der  Nacht  die  Strassen  zu  patrouilliren.  Der  Feind  ist  also 


")  Daa  Benehmen  der  Füratenberge  erscheint  so  yerdächtig,  dass 
411  ein  geheimes  Einverst&ndniss  mit  Bernhard  gedacht  werden  moss.  Es 
ist  auffidlend,  dass  Werth  nur  ihnen,  und  nicht  dem  Generalcommisslir 
Lerchenfeld  die  Schnld  der  unterbliebenen  Proviantliefernng  beimisst« 
Üebrigene  ist  in  vergleichen  Barthold  EL  88 — 90. 
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Mittwoch  den  3«  März  bei  früher  Tageszeit  mit  ganzer  Ar- 
mada nächst  Rheinfelden  avancirt,  wohin  wir  die  Truppen 
nicht  mehr  bringen  konnten.  Savelli  hat  schlagen  wollen,  da 
wir  doch  keine  Stacke,  noch  Munition  und  Pulver  hatten, 
weil  sie  es  verwichenen  Sonntag  meist  verbraucht.  Mit  allen 
Standarten  sind  wir  nicht  500  Pferde  (Reiter)  auf  der  Wahl- 
statt gewesen,  dagegen  der  Feind  an  4000  Reiter  und  drei 
Brigaden  zu  Pferd  nebst  Artillerie  hatte.  Es  hat  somit  das 
Fnssvolk  nur  eine  Decharge  ausgehalten,  ist  nachmals  in 
Confusion  gerathen  ,  die  Reiter,  so  da  waren,  sind  durch- 
gegangen, die  meisten  Officiere  todt  geblieben  oder  gefan- 
gen worden.  Oberst  Valois,  Oberst -Lieutenant  Stubeneck 
und  Gardehansen,  Oberst- Wachtmeister  Eder  todt,  SaveUi 
und  Sperreuter,  Oberst  Henderson  und  Gold  sind  zu  Lau- 
fenburg gefangen  worden,  ich,  Enkenvort,  Oberst  Neumeth 
und  Wolf,  so  auch  übel  verwundet,  sind  allhier  in  Benfel- 
den  auf  dem  Rathhaus  gefangen,  und  habe  von  verschiedenen 
hohen  Officieren  gehört,  dass  man  gegen  den  (schwedischen) 
F.  M.  Hom  den  Fürsten  von  Savelli,  wann  seinerauch 
drey  wären,  losgeben  wollt,  mich  aber  nicht  gem.  Nach- 
schrift. Wann  mir  Gott  aus  dieser  Gefengniss  hilft,  so 
will  ich  Eurer  churf.  Durchleucht  alles  unterthenigst  refe- 
riren,  so  anjetzo  nicht  zu  schreiben,  wie  es  hergegangen, 
an  wem  auch  die  meiste  Schuld  an  diesem  Ver- 
lust gewesen.** 

Der  Schlusssatz  dieser  Nachschrift  macht  glauben,  dass 
wir  selbst  heutzutage  noch  nicht  genau  wissen,  an  wem  die 
Schuld  lag.  Es  bestand  kein  Grund,  das  Geheimniss  zu 
hüten,  wenn  nicht  Verrath,  dessen  Enthüllung  die  Freunde 
Bemhard's  biosgestellt  haben  würde,  im  Spiele  gewesen 
wäre.  Dessenungeachtet  trug  jedenfalls  der  unfähige  Savelli 
eine  Hauptschuld  an  dieser  Niederlage.  Protectionsgeschopf 
einer  Hofpartei,  ward  er  trotz  der  schlimmen  Erfahrungen, 
welche  man  schon  unter  Ferdinand  H.  mit  ihm  gemacht 
hatte,  nicht  allein  wieder  angestellt,  sondern  selbst  von  Rom 


iwr  Arm^  benjK{Qn^  uad  tun.  dasi  Ma«a  deir  BrotepUonMriU- 
kor  voll  zu  machen,  auch  nach  sekier  Entweichuag  youk 
Lanfenbnrg  noch  einige  Zeit  beibehalten»  Aqs  dem  Unglücke 
mit  Rhein&lden  lasst  sick  der  lehrreiche  Beweis  Schopfes^ 
ÖBßs  keine  Veiisündigong  des  Parteigetriebes  an  Hjofen  forcl^t- 
barer  ala  die  AnsteUomg  eines  unfähigen  und  unbeliebten 
BefeUabi^becs  der  Armee  sieb  irächt.  Jobann  yon.  Werth 
konnte  es  niekt  veirwinden.9  dem  credit^psen  Savelli  untec- 
geordnet  zu  sein.  Sein  MissvergnfigeQ,  und  die  d^raw»  enJr 
standen^  Uneinigkeit  th^ilte  sich  der  gans^en  Armae  mit, 
nebstdem  war  SavelU  als  Wälscher,  der  kein  Heirz  zu  den 
Deutlichen  trug  und  von  dem.  schmujbzigQ  Ziige  des  Qjeizes 
bekannt  waren,  in  hohem  Gerade  unbeUebt. 

In  geistlicher  Kleidung  und  unterstützt  yon,  einigen 
Borgern  Lanfenburgs  entwischte  der  edle  Duca^,  der  sein, 
Ehrenwort  zu  bleiben  verpfändet  hatte,  nach  Heilbronn.  Her- 
zog Bernhard  nahm  an  den  Schuldtragenden  dieser  £ntwei- 
chung  eine  barbarische  Kache.  Wegen  Erleichterung  der 
Flocht  liess  er  einen  Geistlichen,  einen,  Bücger  und  eine 
Frau,  wegen  DienstfBthrlässigkeit  einen  Lieutenant,  einen 
Wachtmeister  und  zwei  Gemeine  hinrichten. 

Nach  seiner  Flucht  schrieb  Savelli  an  Herzog. Bern- 
hard, dankte  ihm  für  die  ihm  in  der  Ge&ngenscbaft  zu  TheU 
gev(Nrdene  gute  Behandlung  und  ermahnte  ihn^  die  WaffßQ 
niederznl^en  imd  sich  mit  dem  Kaiser  zu,  veraobnen.  iPer 
Herzog  sah  in  dieser  Mahnung  eine  Unverschämtheit,  und 
schrieb  ihm  in  einem  sehr  gereizten  und  selbst  höhni3chen 
Tone  den  3«  September  aosColmar  zurück:  »Er  wolle  glauben, 
dass  Savelli  es  gut  meine,  dass  er  aber  einen  geborenen 
Herzog  zu  Sachsen,  dessen  Voreltern  alle  Hauptsäulen  und 
die  fumehmsten  Glieder  des  heil,.  Reiches,  ja  Kaiser  und 
Könige  gew^est,  welche  mit  dem  Geblüt  auph  d^e  fugend 
ond  Liebe  des  Vaterlandes  auf  ihn  vererbet,  informiren  wolle, 
das    komme    ihm    sehr   seltsam   und  befremdlich   vor^  ^). 

'*)  K.  k.  Kriegsarchiy. 
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Damit  empfing  der  Sohulmeister  Savelli  von  dem  Helden 
Bernhard  die  verdiente  Abfertigung,  doch  hätte  es  dem  auf 
seine  Ahnen  und  sein  edles  Blut  sich  berufenden  Herzoge 
sicherlich  gefrommt,  wenn  er  beherzigt  hätte,  dass  einst  die 
unparteiische  Nachwelt  über  ihn  zu  Gericht  sitzen,  und  die 
Güte  oder  Verwerflichkeit  seiner  Handlungen  nicht  nach  den 
von  ihm  angewendeten  Argumenten,  sondern  ganz  einfach  nach 
den  für  die  ganze  Menschheit  und  für  alle  2^iten  geltenden 
sittlichen  Gesetzen  beurtheilen  werde. 

Ungefähr  zur  selben  Zeit  sandten  die  Herzoge  Wil- 
helm, Albrecht  und  Ernst  von  Sachsen- Weimar  den  Secre- 
tär  Hofmann  mit  einem  Schreiben  an  Bernhard,  worin  sie 
ihm  die  eingeleiteten  Friedensunterhandlungen  in  Erinne- 
rung bringen  und  ihn  zu  bereden  suchen,  die  Waffen  nieder- 
zulegen. In  seiner  weitläufigen  Antwort  versichert  Bern- 
hard seine  Friedensliebe,  schützt  die  Religion  und  deutsche 
„Libertät^  als  Ursache  seiner  Kriegsuntemehmungen  vor, 
bezeichnet  die  Verbindung  mit  Frankreich  als  einen  „Reiter- 
dienst^  und  bedient  sich  überhaupt  der  Phrasen  und  des 
Colorits  seiner  Handlungen,  welche  damals  allen  abgefallenen 
deutschen  Fürsten  gemein  waren  '^. 

Johann  von  Werth  ward  auf  Verlangen  des  französi- 
schen Hofes  nach  Frankreich  abgeführt,  um  sich  seiner  zum 
Schaugepränge  französischen  Waffenruhmes  zu  bedienen. 
Man  brachte  ihn  zuerst  nach  Vincennes,  und  später  nach 
Paris. 

Nach  der  Schlacht  von  Rheinfelden  sammelten  sich  die 
spärlichen  Reste  der  kaiserlichen  Armee  in  Tübingen,    auf 


'*)  K.  k.  Kriegsarchiv.  Trautmanstorff  hatte  schoD  den  9.  Nov.  1637 
Savelli  zu  dem  Veranche  aufgefordert,  Bernhard  zn  gewmnen.  Damals 
war  dafür  einige  Aussicht  gegeben.  Da  aber  der  so  unglücklich  gewShlte 
Mittelsmann  dieses  Auftrages  zur  ungünstigsten  Zeit  sich  entledigte,  so 
wirkten  beide  Umstfinde  zur  Erfolglosigkeit  zusammen.  Bernhard  war  nicht 
im  Siegeslauf,  sondern  beim  Beginn  seiner  Feldzüge  zur  Rückkehr  zu 
bewegen. 
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Verstärkung  wartend.  Drei  Tage  nach  derselben  Terschrieb 
Volmar,  damals  Statthalter  in  Breisach ,  vom  Herzoge  von 
Lotharingen  den  bayerischen  General  Mercy,  der  auch  wirk- 
lich bald  dort  eintraf.  „Die  Erzherzogin  Clandia  sandte 
nebstdem  ebendahin  den  Oberst  Aescher  als  Stellvertreter  des 
Festongscommandanten  Rainach,  falls  dieser  krank  oder  znr 
kaiserlichen  Armee  abberufen  werden  sollte*  Rheinfelden^ 
wo  der  tapfere  Oberst  Rodel  befehligte,  verharrte  auch  nach 
der  Schlacht  im  Widerstände,  obgleich  Bernhard  alle  Gründe 
der  Ueberredung  aufbot,  um  die  Uebergabe  zu  erwirken. 
Der  Herzog  liess  also  von  Hohentwiel  und  Benfelden  schweres 
Geschütz  herbeifuhren.  Noch  am  22.  März  1638  thaten  die 
Belagerten  einen  Ausfall,  steckten  einen  grossen  Tlieil  des 
weimarschen  Lagers  in  Brand,  hieben  Viele  nieder,  und 
nahmen  einen  Hauptmann  und  zwei  Lieutenante  gefangen. 
Unglücklicherweise  konnte  aber  die  Pulverzufuhr,  wegen 
welcher  dieser  Ausfall  hauptsächlich  war  unternommen  wor- 
den, nicht  in  die  Festung  gebracht  werden.  Pulvermangel 
nothigte  demnach  den  Commandanten  Rodel  schon  am 
nächsten  Tage  zum  Accord  und  den  24.  März  zur  Ueber- 
gabe *®).  Auf  die  Eroberung  von  Rheinfelden  folgte  der 
Verlust  von  Rot  ein,  welches  überrumpelt  wurde,  dann  die 
ohne  V^iderstand  geschehene  Uebergabe  von  Neuenburg, 
worauf  Bernhard  die  Belagerung  von  Freiburg  begann. 
Hier  befehligte  Oberst  Aescher,  der  sicher  an  keine  Er- 
gebung dachte,  hätten  die  Bürger  längeren  Widerstand  leisten 
wollen.  Vor  Freiburg  lagen  bloss  1500  Mann  Infanterie  und 
600  Reiter.  Die  Beschiessung  begann  den  1.  April  1638,  den 
3.  ward  vergeblich  Sturm  gelaufen.  In  der  Vorstadt  über- 


**)  K.  Reichsarchiv,  wo  wir  von  der  Angabe ,  die  CapitoUtioii  »ei 
durch  eine  List  Bernhards  bewirkt  worden,  nttmlich  dnrch  ein  fingirtee 
Schreiben  Rainacha ,  die  Anffordernng  zur  Uebergabe  enthaltend,  nichts 
entdecken  konnten.  Böse  II.  224  scheint  diese  Angabe  mit  Recht  su  be- 
sweilsfai;  &ber  den  obenaagefilhrten  Beweggrand  ist  er  jedoch  nicht  anter- 
richtet,  anch  giebt  er  anrichtige  Daten  (13.  and  14.  Febraar)  an. 

Koch,  G«Mlil«hto  Ferdinaiida  m«    I.  Bd.  8 
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stiegen  die  Feinde  aber  doch  die  Mauern  am  Wasserthorm 
nnd  warfen  Fener  in  die  Stadt.  Dessennngeachtet  wies 
Aescher  anch  die  zweite  Anffordemng  sich  zn  ergeben  ab. 
Da  inzwischen  ganzlicher  Wassermangel  eintrat  'und  die 
dritte  Anfforderong  von  der  Drohung,  die  Stadt  mit  Minen 
in  die  Lmft  zn  sprengen  nnd  alles  Lebende  über  die  Klinge 
springen  zn  lassen,  begleitet  war,  so  nothigte  die  Verzagt- 
heit der  Burger  den  Commandanten,  die  Stadt  zn  nbergeb^i. 
In  dem  mit  Bernhard  geschlossenen  Vertrag  war  ein  ehren- 
voller Abzug  und  Schonung  des  Lebens  und  Eigenthnms 
mit  fürstlichem  Wort  und  Siegel  zugesichert  worden«  Als 
die  Kaiserlichen  aber  den  22.  April  abzogen,  wurden  sie 
geplündert  und  misshandelt  *'),  Geistliche  wurden  erschlagen, 
Studenten  und  Bauern  niedergehauen.  Bernhard  hatte  sogleich 
als  die  Stadt  übergeben  war,  sein  Wort  zurückgenommen. 
Diese  Abscheulichkeiten  thun  dar,  dass  Bernhard  seiner 
^Ahnen^  und  seines  „fürstlichen  Geblüts,  in  dem  sie  die 
Tugend  und  die  Vaterlandsliebe  auf  ihn  vererbten,^  nicht 
immer  eingedenk  war. 

Nach  der  Einnahme  von  Freiburg  schickte  Hßnog 
Bernhard  sich  an,  Breisach  zu  bezwingen.  Gelang  es  ihm, 
diese  wichtige  Festung  in  seine  Gewalt  zu  bringen,  so  war 
er  an*s  Ziel  seiner  Unternehmungen  gelangt.  Der  Kaiser, 
dem  an  nichts  mehr  gelegen  war,  als  an  ihrer  Ehrhaltnng, 
rief  den  Feldmarschall  Götz  aus  Westphalen  zur  Deckung 
derselben  herbei.  Götz  hatte  nebstdem  die  Aufgabe,  nach 
Breisach  Lebensmittel  zu  bringen,  was  Bernhard  zu  ver- 
hindern strebte.  Wirklich  glückte  es,  bedeutende  Voirathe 
gegen  Ende  Mai  hineinzuwerfen,  aber  eine  durch  Unvor^ 
sichtigkeit  oder  Verrätherei  entstandene  Pulver -Explosion 
richtete  sie  so  vollständig  zu  Grunde,  dass  noch  grosserer 
Mangel,  als  bis  dahin  da  gewesen  war,  entstand.  Götz  gring 
hierauf  nach  Heilbronn  zurück.  Dort  erkaufte  er  vom  Ghur- 


**)  K.  BeiduMurdiiv,  wobei  bemerkt  ist,  dass  Benihard  mit  Bhein- 
felden  ebenso  Terfishren  war. 


115 

farsten  von  Bayern  600  Malter  Korn  und  machte  sich  damit 
abermals  mit  dem  ganzen  Heere  zum  Entsätze  Breisaohs, 
und  um  es  mit  Lebensmitteln  zu  versehen,  auf  den  Marsch. 
Bei  der  Kunde  von  seiner  Ankunft  zog  Bernhard  seine  Ka- 
▼aUerie  nächst  Breisach  zusammen,  und  Hess,  um  die  Brücke 
zo  zerstören,  zwei  grosse  Brandschiffe  abgehen.  Diese,  mit 
Bomben  und  brennbarem  Materiale  gefnllt,  zerschmetterten 
zwar  einige  Häuser  und  todteten  fünf  Personen,  liessen  aber 
die  Brücke  unbeschädigt.  In  Folge  dieses  vereitelten  Ver- 
suches, die  Zufuhr  zu  vernichten,  marschirte  die  weimarsche 
Armee  eilig  nach  Neuenburg  zurück.  Götz  würde  sie  ver- 
folgt haben,  hätte  ihm  nicht  der  Unterhalt  für  seine  eigene 
Mannschaft  gefehlt.  Sein  Vorrath  reichte  nicht  für  einen  Tag 
aus.  Er  ging  desshalb  wieder  nach  Ottenheim  zurück,  von 
wo  er  gekommen  war*  Dort  erwartete  er  das  von  SavelU 
gesandte  Getreide.  Breisach,  welches  bloss  noch  für  eilf 
Tage  Lebensmitteln  hatte,  war  nun  damit  für  sieben  Wochen 
versorgt  •*). 

Zwischen  beiden  Parteien  fielen  nun  fortwährend  kleine, 
nichts  entscheidende  Gefechte  vor.  So  bei  Benfelden  den 
12.  Juli,  wo  Götz  anfangs  im  Vortheile  war,  aber  bei 
einem  erneuerten  vorschnellen  Angriff  eine  nicht  unbedeu- 
tende Schlappe  erlitt.  Als  hierauf  Götz  ein  Lager  bei  Gen- 
genbach bezog,  wo  Savelli  befehligt  war  sich  mit  ihm  zu 
vereinigen,  f&hrte  der  kais.  Oberst  Druckmüller  gegen  die  bei 
Freiburg,  Waldkirch  und  Kenzingen  aufgestellten  Truppen 
Bernhardts  mehrere  glückliche  Unternehmungen  aus.  Zur 
selben  Zeit  glückte  es  dem  Oberst  Rainach,  bei  einem 
Ausfall  aus  Breisach  den  Oberst  Rosswurm  gefangen  zu 
nehmen  ■•). 

H.  Bemhard's  Lage  war  schwierig.  Von  der  einen 
Seite  rückte  das  vereinigte  Heer  des  Götz  und  Savelli  gegen 


**)  Belation  von   GSts    ans    seinem  Hauptquartier  Hasslach   Tom 
25.  Jimi  1638  im  k.  k.  Kriegtarehive. 
")  K.  k.  Kriegsarchiv. 
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ihn  an,  nnd  von  der  anderen  war  er  dorch  den  aus  Borgond 
herbeigerufenen  Herzog  von  Lotharingen  bedroht.  Die  Ver- 
stärkung mit  franzosischen  Truppen,  welche  ihm  Guebriant 
zugeführt  hatte,  bestand  bloss  aus  ein  Paar  Tausend  Mann, 
und  Turenne  der  ihm  nachfolgte,  brachte  gar  nur  1800  Mann. 
Mit  Einschluss  der  Franzosen  zählte  sein  Heer  nicht  mehr 
als  16000  Mann,  während  das  kaiserliche  über  18000  stark 
war.     Ungeachtet  dieser  Ueberlegeuheit  entschloss  er  sich, 
zu   schlagen.    Bei  dem  Kloster  Schuttem  trafen  sich   den 
8.  August  beide  Heere.   Götz  nahm  eine  feste  Stellung  auf 
einer  Anhohe  bei  Friesenheim.    Der  Versuch,  ihn  aus  der- 
selben zu  verdrangen,  misslang.    Am  folgenden  Tage  griff 
Bernhard  den  nach  Breisach  mit  2000  Mann  Infanterie  und 
ebensoyiel  Kavallerie  aufgebrochenen  Savelli  an,  der  ihn  mit 
Verlust  zurückschlug,   obgleich  eine  ganze  Escadron  fiisch 
geworbener  Truppen  die  Waffen  wegwarf  und  davon  lief. 
Götz  vereinigte  sich  jetzt  mit  SavcUi,  der,  in  der  Nahe  von 
Wittenweier  lebhaft  angegriffen,  zurückgeschlagen  wurde, 
während  Götz  den  General  Taupadel  und  Turenne  zurück- 
warf. Wuthentbrannt  drangen  neuerdings  beide  Theile  vor. 
In  einem  fünf  Stunden  währenden ,  von  beiden  Seiten 
mit  gleicher  Erbitterung   und  Tapferkeit  geführten  Klampfe 
gelang  es  den  Kaiserslichen,   den  Feind  zum  zweiten  und 
dritten  Male  zum  Weichen  zu  bringen,  als  sie,  durch  eine 
Kriegslist  von  dem  Platze   wo  sie  im  Vortheil  waren,  ab- 
gelenkt, ihr  Geschütz  verloren,  das  nun  gegen  sie  gerichtet, 
ihnen  grossen  Schaden  that.  Indessen  entschied  nicht  dieser 
Unfall,  sondern  die  durch  Gepäckplünderung  der  bayerischen 
Reiterei  eingerissene  Unordnung,  welche  Bernhard  trefflich 
benützte,  das  Schicksal  der  Schlacht.    Nachdem  Taupadel 
zuerst  die  Reiter  in  die  Flucht  geschlagen  hatte,  ward  auch 
das  Fussvolk  mitfortgerissen,  doch  rettete  Götz  4000  Mann, 
mit  denen  er  unverfolgt  nach  Offenburg  zurückging.  Savelli, 
durch   einen   Pistolenschuss   unbedeutend   verwundet,   floh 
nach  Tübingen.     Das  ganze  Lager  sammt  dem  Geschütz 
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und  den  nach  Breisach  bestimmten  Vorräthen  gingen  ver- 
loren. An  Todten  und  Gefangenen  zahlte  die  kais.  Armee 
bei  3000 1  doch  hatte  auch  die  feindliche  starke  Verluste 
erlitten.  Taupadel ,  im  Rücken  verwundet  und  gefangen, 
wurde  nach  dem  Asperg  gebracht.  Selbst  Herzog  Bernhard 
und  die  Obersten  Rosen  und  Ehm  wurden  verwundet,  doch 
ohne  Gefahr.  Götz  hatte  auch  eine  leichte  Stichwunde  da- 
vongetragen. 

Der  Kaiser  war  über  den  Verlust  der  Wittenweier 
Schlacht  so  aufgebracht,  dass  er  eine  „Inquisitions -  Com- 
mission^  nach  Villingen  sandte,  welche  die  Schuldigen  an 
demselben  ermitteln  sollte.  Götz  behauptete,  Oberst  Traghi, 
den  er  laut  einen  Schelm  gescholten,  trage  die  Schuld  an  der 
Flucht.  Savelli  sprach  den  Angeklagten  völlig  frei  und  hatte 
Recht.  Die  wahre  Ursache  lag  in  der  Uneinigkeit  der  beiden 
auf  einander  eifersüchtigen  Befehlshaber  und  in  der  Unver- 
trilglichkeit  der  in  der  kaiserlichen  Armee  dienenden  Bayern 
mit  den  Oesterreichem.  Hören  wir,  wie  der  Markgraf  Wil- 
helm von  Baden  in  seinem  Schreiben  vom  17.  August  aus 
Heilbronn  an  Piccolomini  sich  darüber  äussert:  „Wenn  die 
Sache  recht  wäre  angegriffen  worden,  hätten  wir  den  Sieg 
davongetragen  und  den  ganzen  Rheinstrom  vom  Feinde  be- 
freit. Aber  Mangel  an  sicherer  Nachricht  vom  Feinde,  ob- 
gleich er  in  der  Nähe  war,  dann  Uneinigkeit  der  Befehls- 
haber (der  eine  will  hier,  der  andere  dort  hinaus,  einer 
missgönnt  dem  andern  sein  Glück,  und  fangen  nur  unnöthige 
Dispute  an),  schulden  den  Verlust.  Dazu  kömmt,  dass  unter 
den  kaiserlichen  und  churbayerischen  Soldaten  eine  solche 
Verbitterung  besteht,  dass  man  schier  nicht  weiss,  ob  sie  zu 
einander  Freund  oder  Feind.^ 

Der  Markgraf  deckt  mit  diesen  Angaben  bloss  die 
Oberfläche  der  Gebrechen  auf.  Das  Grundübel  lag  viel 
tiefer.  Je  länger  die  Dauer  des  Eoieges,  desto  gewisser  musste 
als  Folge  derselben  eine  Militärherrschaft  sich  heran- 
bilden, deren  Auswüchse  nur  von  der  kräftigen  Hand  eines 
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fortwährend  bei  der  Armee  anwesenden  obersten  Befehls- 
habers weggeschafEl  und  im  Keime  erstickt  werden  konnten. 
Hinderten  den  Kaiser  die  Türkengefahr  und  sein  Gichtleiden, 
sich  persönlich  zur  Armee  zu  begeben,  so  musste  er  den 
sich  vorbehaltenen  Oberbefehl  dem  erprobtesten  seiner  Feld- 
hen^n,  dem  Piccolomini  z.  B.,  abtreten.  Mehrentheils  dankt 
der  Herzog  von  Weimar  seine  Siege  dieser  ünterlassong, 
denn  Mercy  oder  Piccolomini  wären  ihm  gewachsen  gewesen, 
und  an  Tapferkeit  und  Ausdauer  standen  die  kaiserlichen 
und  bayerischen  Truppen  den  seinigen  nicht  nach. 

Die  Niederlage  von  Wittenweier  zog  die  Einschliessong 
Breisachs,  des  stärksten  Bollwerkes  von  Vorderosterreicb, 
des  Schlüssels  zum  E3sass,  nach  sich.  Das  weimarsche  Lager 
zog  sich  in  einen  Halbkreis  um  Breisach  bis  zum  Rhein 
herum,  und  war  mit  Ghräben  und  Brustwehren  wohl  ver- 
wahrt. Hauptwerke  an  den  beiden  Enden  gaben  ihm  eine  be- 
sondere Stärke,  und  Schiffbrücken  über  die  Rheinarme  sicher- 
ten demselben  die  Verbindung  mit  dem  linken  Ufer.  An 
diesem  verschanzten  Lager  arbeiteten  4000  Arbeiter,  denen 
täglich  der  vierte  Theil  eines  Reichsthalers  gereicht  wurde. 
Bernhard  liess  nebstdem  alle  Hohen  und  Zuzüge  zu  dem- 
selben verschliessen. 

Während  dieser  Arbeiten  glückte  es  dem  General 
Mercy,  nach  Breisach  Lebensmittel  für  zwei  Monate  zu 
schaffen.  Da  zur  Rettung  Breisach's  sich  all^rwärts  kaiser- 
liche und  bayerische  Truppen  ansammelten,  so  entsendete 
Bernhard,  der  in  Colmar  schwer  erkrankt  damiederlag,  die 
Obersten  Ehm  und  Rosen,  um  die  einzelnen  Abtheilungen 
zurückzuschlagen  und  die  Bildung  eines  Hauptheeres  zu 
verhindern.  Seinen  Verfügungen  that  seine  Abwesenheit  vielen 
Abtrag.  Commando  und  Subordination  verfielen.  Die  Fran- 
zosen weigerten  sich,  den  Befehlen  der  Deutschen  nachzu- 
kommen, und  diese  wollten  keine  von  jenen  annehmen.  Als 
der  kaiserliche  General- Wachtmeister  Horst  anrückte,  zogen 
sich    die  Weimarer   in   Eile  nach  Freiburg  zurück,    auch 


119 

Bainach  machte  glückliche  Ausfälle.  Inzwischen  blieb  das 
WaffenglSck  den  Kaiserlichen  nicht  immer  treu.  So  zer- 
sprengte Bösen,  ans  einem  Hinterhalte  hervorstärzend ,  die 
Beiterschaaren  des  Horst  und  nahm  ihnen  alle  für  Breisach 
mitgenommenen  Getreidesacke  ab.  Dagegen  erbeutete  eine 
▼on  Qötz  den  6.  October  gegen  Neuenburg  gesandte  Ab- 
theilung Groaten  eine  Anzahl  feindlicher  ArtiUeriepferde  sammt 
Schlachtvieh,  und  nahmen  den  General-G>mmissar  Scba&- 
Ihzky  und  den  Oberst  Zyllnhardt  gefangen.  Götz,  der  um 
die  Mitte  September  in  Botweil  stand,  hatte  an  diesem  Tage 
sein  Hauptquartier  in  Neustadt  Hier  ward  die  bis  auf 
16,000  Mann  angewachsene  Armee  zusammengezogen.  Um 
Breisach  ausgiebiger  zu  verpflegen,  war  ein  dreifacher  An- 
griff verabredet  worden.  Götz  sollte  Beruh  ard's  Lager,  Sa- 
velli  die  Huhninger-Schanze  und  Karl  von  Lotharingen  die 
Neooiburger-Brucke  angreifen.  Wäre  dieser  Plan  nicht  ent- 
deckt worden,  so  wärden  die  überraschten  und  getheilten 
Schaaren  Bernhardts  vermuthlich  aufgerieben  worden  sein. 
Bernhard  traf  mittlerweile  sehr  gute  Gegenanstalten.  In  der 
Absicht  zunächst  des  Herzogs  von  Lotharingen  sich  zu  ent- 
ledigen, zog  er  ihm,  kaum  genesen  und  noch  sehr  entkräftet, 
den  14.  October  entgegen.  Karl,  der  von  seinem  Anzüge 
keine  Kunde  hatte,  begab  sich  den  15.  auf  den  Marsch  nach 
Breisach,  in  der  Meinung,  Götz  werde  ebenfalls  vorrücken, 
„so  aber  nicht  geschehen." 

Bei  Thann  kam  es  zwischen  Bernhard  und  dem  Lotha- 
ringer  zur  Schlacht.  Gleich  beim  Beginne  derselben  „riss 
die  ganze  junge  lotharingische  Reiterei  aus  und  konnte 
nicht  mehr  zum  Stehen  gebracht  werden,  das  Fussvolk  aber 
hielt  sich  wacker.^  Mit  demselben  bestand  Karl,  der  grosse 
Tiq>ferkeit  entwickelte  und  sein  Leben  unerschrocken  bloss- 
stellte,  den  ungleichen  ICampf  so  lange,  bis  Bernhard,  von 
2000  Franzosen  unterstützt,  ihn  zum  Rückzuge  in  den  Wald 
von  Thann  nöthigte.  Sein  wackeres  Fussvolk  hatte  1200 
weimarsche  Musketiere  in  die  Flucht  geschlagen,   4  Stau- 
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darten  und  4  Kanonen,  welche  Karl  vernageln  liesa^  erobert, 
und  40  Gefangene  gemacht.  Ueberwältigt,  büsste  dagegen 
Karl  sein  Geschütz  and  14  Standarten  ein,  doch  rettete  er 
nicht  bloss  das  Gepäck,  sondern  auch  die  Vorräthe^  welche 
er  zur  Verpflegung  Breisachs  mitgefuhrt  hatte.  Getodtet 
wurde  in  diesem  Kampfe  der  weimarsche  Oberst  Wittors- 
heim,  gefangen  genommen  der  kais.  Generalfeldzeugmeister 
von  Bassompierre,  Karl's  Vetter,  mehrere  Oberste  und  Oberst* 
lieutenante,  und  eine  nicht  unbedeutende  Anzahl  gemeiner 
Soldaten.  Karl  blieb  in  Thann,  um  daselbst  neue  Kavallerie 
aus  LfOtharingen  zu  erwarten  ^^). 

Hatten  Götz  und  Savelli,  die  in  der  Nähe  standen, 
etwas  gegen  Breisach  oder  zur  Unterstützung  Karls  unter- 
nonmien,  so  wurde  die  Schlacht  bei  Thann  sicher  eine  andere 
Wendung  genommen  haben  oder  gar  unterblieben  sein,  da 
Bernhard  genothigt  gewesen  wäre,  zur  Rettung  seines  Lagers 
zurückzueilen.  Ihre  Unthätigkeit,  zumal  das  Stillestehen  des 
Götz  in  dem  Augenblicke,  wo  von  einem  combinirten  An- 
griffe eine  Entscheidung  gewärtiget  werden  konnte,  lässt  sich 
auf  keine  Weise  erklären  und  weckt  mindestens  bei  Götz 
den  Verdacht  eines  geheimen  Einverständnisses  mit  dem 
Feinde. 

Den  19.  October,  also  vier  Tage  nach  der  Sdikcht, 
erschienen  endlich  Götz  und  Lamboy  vor  Bernhardts  Lager 
und  „fanden  die  Verschanzungen  desselben  stärker  als  die 

'*)  Dieser  Bericht  des  k.  k.  Kriegsarchives  macht  es  gewiss,  dass 
sich  bei  Karls  Truppe  keine  Beiter  von  Götz  befanden  nnd  die  ausgerisse- 
nen alle  neugeworbene  Lotharinger  waren.  Böse  yerschweigt  denZniii|^ 
der  2000  Franaosen,  Berthold  meint,  es  seien  nicht  Franzosen  gewesen 
und  giebt  keine  Zahl  an.  Jener  erwKhnt  auch  nichts  von  der  Flucht  der 
weimarschen  Musketiere,  und  schreibt  den  Rückzug  Karls  der  Explosion 
eines  PnlTerwagens  in.  Barthold  bemerkt  gegen  Richelieu  der  Karin 
flieheq  iJtsst,  dass  dies  eine  Unwahrheit  aus  Missgunst  sei.  So  ist  es  auch. 
Karl  sog  sich  in  bester  Ordnung  zurück.  Richtig  bestimmt  RAse  (An- 
merkungen 8.  400)  das  Datum  der  Schlacht  15.  October,  richtig  Tindidrt 
er  auch  gegen  Adlireitter  den  Sieg  Bernhards,  sagt  aber  nicht,  dass 
die  Ueberiegenheit  an  Streitkräften  ihn  herbeiführte. 
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Festung.''  Bei  zwei  Angriffen,  die  sie  bis  zum  24.  wagten, 
erstürmten  sie  zwei  Vorschanzen  und  nahmen  das  ganze 
schottische  Regiment  Leslie  sammt  seinem  Anföhrer  gefangen. 
Sie  hatten  auch  die  über  den  Hauptarm  des  Rheins  fahrende 
dritte  Brücke,  wo  Bemhard's  Vorräthe  lagen,  genommen; 
noch  ein  Schritt  vorwärts  und  Breisach  ist  entsetzt.  Auf- 
geschreckt zur  äussersten  Gegenwehr,  warf  sich  in  dieser 
€refahr  Bernhard  den  Kaiserlichen  entgegen  und  zwang  sie 
nach  einem  grässlichen  Blutbade,  die  Brücke  zu  verlassen. 
Tarenne  und  Guebriant  griffen  hierauf  die  Vorschanze  an 
der  mittleren  Schiffbrücke  an,  stürmten  sie  sieben  Male  und 
worden  von  den  E[aiserlichen  ebenso  oft  abgeschlagen.  Als 
es  den  Franzosen  endlich  gelang,  sie  zu  besetzen,  kehrten 
jene  verstärkt  zurück,  und  stürmten  mit  solcher  Gewalt,  dass 
diese  eich  schon  zum  Weichen  anschickten,  als  ihnen  Bern- 
hard mit  zwei  R^mentem  zu  Hilfe  kam.  Da  es  den  Fein- 
den gegen  Abend  gelang,  auch  die  andere  kleine  Schanze 
wieder  zu  erobern,  so  zog  Götz  die  Truppen  zurück  und 
brach  den  26.  October  vor  Tag  nach  dem  Schwarzwalde 
anf^  überzeugt,  „dass  die  Festung  nicht  zu  retten  sei.**  Die 
Zahl  der  Verwundeten,  Gefangenen  und  Wehrlosen  bei  den 
Angriffen  am  23.  und  24.  October  betrug  1001  Mann,  lieber 
die  späteren  Verluste  und  die  Todten  mangeln  uns  die  An- 
gaben"). Rainach,  zur  üebergabe  der  Festung  wiederholt 
aufgefordert^  gab  eine  trotzig  verweigernde  Antwort,  da  er 
wohl  wusste,  dass  der  Kaiser  weitere  Anstrengungen  machen 
werde,  um  Breisach  zu  erhalten.  Es  wurden  wirklich  grosse 
Summen  von  den  Landstanden  erhoben  und  der  kaiserlichen 
Armee  beträchtliche  Verstärkungen  aus  Böhmen  zugeschickt. 
Den  Götz  Hess  der  Kaiser  wissen,  dass  er  ihm  mit  seinem 
Kopfe  für  Breisach  hafte,  und  Savelli  ward  geheissen,  sich 
mit  Karl  von  Lotharingen  zu  vereinigen.  Allein  gleich  an 
diesem  General  haftete   neues  Unglück.  Den  2.  November 

**)  B()8e  bestimmt  die  ZaU  der  Todten  auf  1500  Mann  und  500  Ge- 
fimgene. 
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boffiiy  wolm  er  iocktete,  hloidit.  Seme  MoBidiaft  gerieth 


Wir  «fiMm  bier  eines  UmstaBdes  gedmkm,  der,  ob- 
l^eicfa  an  tiA  gamg^pgy  doch  «if  deaEnterhhuwi  des  €iöti, 
dcnBadkzog  aafBfdasdi  amotreleo,  KmilnM  grlniht  haben 
dmfte.  Der  gAagtae  Leslie  hatte  «oflgengt,  lÄMguetiBe 
•ci  des  23L  October  mit  mindestenB  8000  Mam  in  Cobttr 
angelawf).  £r  bdog  den  aUn  leich^£nb^en  h»itfilir^iT 
FddhemL  Sutt  8000  waren  bk»  jene  2000  Mann  fianao- 
Mcfae  Hufe  gekommen,  die  den  Hensog  Benfaaid  bei  Thann 
antcntntzten.  Gdls  mit  aidi  mieinig,  Ton  nekhei  Seite  er 
aidi  Bfdaach  wieder  niheni  aoDte,  hradi  den  27.  Ncivember 
▼on  den  Waldrtadten  nadi  Nenenboig  an^  in  der  Abaieht, 
dem  Feinde  die  von  Basel  xogefnhiten  Lebenamittd  weg- 
zonefamoi.  Gleicfaseit^  ging  Horst  mit  2000  Reitern  bei 
Drosenheim  über  denKhein,  am  den  HenogTon Lotharingen 


*0  8o  4v  Beridit  hm  Kikyicfclie,  wSkrend  Bartkold  II,  149 

ofli  Sttvttfi  m  7*  Bowikcr 
Bbaont  imd  Bieheeomt 

^ß   ML»   1l  KnBgMfCSIT. 

*0  l?bf rimibit,  Hflfit  wir  bciiftiast  mit 
EatmiMm  so  bewerkstelligen.  Bamach,  bereiti  ait  Hm^enao^  ^«i^-H, 
bette  eme  neue  Axdkxdenmg  Bernbaid*«  erbaltn,  worin  er  ngt:  „GkMi 
■it  ^roeifni  Yerlofte  geedilagen,  rocht  neb  ent  binter  den  Sebwaiawnld 
sn  MWiiln,  Der  LoCberinger  bat  ein  gkichee  Sebldkeal  erlitten.  Anf  Zu. 
lobr  TOB  linken  Rheiniiier  ist  jede  Anssidit  benomsMn.  In  Anbetnebt 
dessen  mßge  der  H.  Fddseogmeister  erwigen,  dass  Pflicktm  keine  ün- 
Mggiirbkriten  besiegen  kfinnen,  dass  er  mit  keinem  gewöbniieben 
CaTalier,  sondern  mit  einem  Fürsten  Ton  bobem  denteeben 
Oeblfit  so  tbnn  babe,  welebem  Gott  gegenwärtig  eine  gros- 
sere Gewalt  fiberBreisaeb  gescbenkt  babe  als  dem,  welebem 
der  Baron  geborcbt"  Kainach  antwortete :  „Wegen  Ew.  lorsU.  Gnaden 
hoben  Gebart  darf  ieb  meine  Pflicbten  gegen  die  kaia.  M^jeatit  nidit 
hintanietien."  Böse,  II,  263. 
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In  diese  Zeit  fallt  ein  neuer  SchachEUg  des  Königs  von 
EIngland  za  Gunsten  seines  NeffSen  des  PfiJzgrafen.  Er 
schickte  einen  eigenen  Minister-Residenten,  Namens  Oliyier 
Flenuning,  nach  Basel.  Dieser  forderte  den  29.  October  die 
Schweizer  auf,  sich  bei  dem  voraussichtlichen  Falle  Brei- 
sachs in  wenigen  Tagen,  einer  Ueberlassung  dieses  Platzes 
an  Frankreich  zu  widersetzen,  und  für  eine  solche  an  Bern- 
hard sammt  dem  Elsass  und  Breisgau,  sich  zu  erklaren. 
Flemming  eroffiiete  ihnen  nebstdem,  dass  zwischen  Frank- 
reich and  England  eine  Uebereinkunft  hinsichtlich  der  Wieder- 
^fuftA^gnng  des  Pfalzgrafen  in  sein  Land  bestehe ,  und  dass 
beide  Machte  für  diese  Expedition  Truppen  •  Contingente 
liefern  werden*  Die  lakonische  Gegenäusserung  der  Eides- 
genossen lautete:  Was  den  ersten  Punct  (Breisach)  anbdangt, 
konnten  sie  das  Anbringen  des  Gesandten  bloss  zur  Wissen- 
schaft nehmen,  da  sie  noch  keinen  Entschluss  in  dieser  Sache 
geCewst  hatten.  Hinsichtlich  des  anderen  Punctes  (die  Be- 
stitution  des  Pfalzgrafen)  bäten  sie  inständig,  man  möge  nach 
der  Eroberung  Breisachs  vor  allem  die  Stadt  Constanz  an- 
greifen, welche  ihnen  ^ein  so  grosser  Dom  im  Auge*"). 
EKerans  muss  man  schliessen,  dass  die  Sympathien  der  prote- 
stantischen Schweizer  für  Bernhard  im  Allgemeinen  nicht 
gar  so  bedeutend  waren,  wie  man  behauptet  hat. 

Von  Götz  war  Lamboy  in  Uneinigkeit  geschieden.  Sehr 
wahrscheinlich  erregten  seine  Berichte  den  Verdacht  von 
Götzen's  Untreue,  doch  gab  es  dafür,  wie  wir  zeigen  wer- 
den, auch  noch  andere  Anzeichen.  Der  Kaiser  und  der  Chur- 
furst  von  Bayern  kamen  überein,  ihn  zur  Rechenschafl  zu 
ziehen.  Den  2.  December  1638  erschien  Graf  Philipp  von 
Mansfelt  im  kaiserlichen  Lager  bei  Waldshutt,  forderte 
D^en  und  Schärpe  von  Götz  ab,  und  liess  ihn  nach  München 
abfuhren.  Den  3.  December  ward  seine  Gemahlin,  der  Auditor 
and  seine  Kanzellei  ebendahin  gebracht*^.  Das  Commando 

**)  K.  k.  Kriegsarchiy. 
*^  Ebendaselbst, 
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übernahm   der  Feldzeagmeister  von  Golz.    Von   Manchen 
brachte  man  Götz  in   die  Festnng  Ingolstadt,  wo   er  zwei 
Jahre  in  Untersuchung  zubrachte.  Obgleich  er  aus  derselben 
gerechtfertigt  hervorging  und  wieder  angestellt  wurde,  so 
haben  wir  doch  von  folgenden  Proceduren  Act  zu  nehmen. 
Wegen  hinterlegten  grossen  Geldsummen  befahl  der  Kaiser 
den  9.  Jänner  1639  dem  Stadtrathe  von  Hamburg,  Lübeck, 
Frankfort  und  Köln,  Nachforschungen  anzustellen.  Angeklagt 
im  Franziskanerkloster  zu  Köln  eine  Kiste  mit  150,000  fl. 
deponirt  zu  haben,  wurde  der  dortige  Vicar  Peter  Alexius 
dieserwegen  befragt.  Nebstdem  ging  aber  auch  dem  Stadt- 
rathe  von  Köln   der  Auftrag   zu,   die   von  Götz  bei  dem 
Handeismanne  Kuntz  hinterlegten  Gelder  in  Verwahrung  zu 
nehmen.   Sodann  ward  den  9.  Jänner  dem  Domcapitel  zu 
Trier  aufgetragen,    diejenigen  Officiere,  welche  im  Namen 
des  Grafen  Götz  Contributionen  einforderten,  verhaften  zu 
lassen,  und  den  Juden  Barach  in  Coblenz  um  Angabe  der 
Gründe  zu  befragen,  deren  man  sich  bei  Abnahme  seiner 
Ranzion  bediente,  dann  wohin  das  Lösegeld  verschickt  wor- 
den sei^')?  Diese  Inzichten  und  Thatsachen  setzen  es  ausser 
Zweifel,  dass  Götz  sich  zu  bereichem  strebte,   doch  ver- 
mögen wir  wegen  Abganges  der  wahrscheinlich  nicht  nach 
Wien  gelangten  Processacten,  nicht  zu  bestimmen,  ob  dies 
auf  eine  ungerechte  Weise  geschehen  sei,  und  was  zu  wissen 
noch  vrunschenswerther  wäre,  wie  Götz  seine  Kriegsfuhrung 
rechtfertigte**)? 

Horst  hatte  sich  mit  Karl  von  Lotharingen  vereinigt, 
als  ihm  Befehle  zur  Rückkehr  zukamen  *').  Er  verlor  unter- 

*')  K.  k.  Staatearchiv. 

«')  R^se  lehnt  die  Beschnldigong  der  Trenlosigkeit  von  OOte  nicht 
sehr  bestimmt  ab,  indem  er  II,  267  äussert:  „Sparen  eines  Einver- 
sttfndnisses  mit  Bernhard  sind  weniger  in  erweisen,  als  eine 
HissheUigkeit  swischen  ihm  und  Lamboy  beim  Stnrme  auf  das  weimarsohe 
Lager  n.  s.  w." 

*^)  K.  k.  KriegsarchiT,  worans  sich  ergiebt,  dass  der  Ton  Btee  an- 
gegebene Grand  der  Rückkehr  —  Unlust  anter  den  Befehlen  des  Lotha- 
ringers  lu  stehen  —  nicht  richtig  ist 
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wegs  einen  grossen  Tbeil  seiner  Truppe  durch  Desertion. 
Golz  war  nicht  weiter  als  bis  Laufenburg  vorgeruckt.  Vom 
Entsatzheere  war  aller  militärischer  Geist  gewichen.  Trat 
nicht  ein  besonders  ausgezeichneter  Führer  an  seine  Spitze, 
so  gab  es  für  Breisach  weiter  keine  Ho&ung.  Dort  hatte 
inzwischen  schon  solcher  Nahrungsmangel  eingerissen,  dass 
Katzen,  Hunde,  Ratten,  Mause  zur  Speise  dienten  und  sogar 
Aeser  und  Leichname  verzehrt  wurden.  Zum  längeren  Wider- 
stände unfähig,  liess  sich  Uainach  endlich  zu  Unterhand- 
limgen  herbei,  und  unterzeichnete  den  17.  Dezember  die 
üebergabsurkunde.  Der  Besatzung  ward  freier  und  ehren- 
voller Abzug  gewährt,  doch  mussten  die  Kegierungsbeamten 
für  zwei  Monate,  der  Uebergabe  und  ßechenlegung  wegen, 
zurückbleiben. 

Breisachs  Verlust  liess  ein  Vordringen  der  Feinde  am 
Bodensee,  an  dessen  Sicherung  dem  Kaiser  ausserordentlich 
gelegen  war,  befurchten.  Für  diese  hatte  er  indessen  schon 
viel  froher  gesorgt.  Bereits  den  4.  August  1638  hatte  er  den 
Grafen  Caspar  von  Hohenems  beauftragt,  die  Besatzung  der 
Festung  Lindau  zu  verstärken,  und  den  Aebten  von  Wein- 
garten und  Kempten  befohlen,  dem  Vicedom  Eckstätt,  Com- 
mandanten  daselbst,  Werkleute  zu  den  Bauten  an  dieser 
Festung  zu  schicken.  Ueberlingen  wurde  zur  Beischafiung 
aller  von  E2ckstätt  verlangten  Lieferungen  verhalten,  und  der 
Graf  von  Montfort  erhielt  die  Weisung,  in  sein  Schloss  Be- 
satzung anzunehmen  ^*). 

<«)  ReichfarduT. 


Vierter  Abschnitt. 


Nicht  ganz  grundlos  wird  behanptet,  Ferdinand  habe 
den  Krieg  in  Pommern,  Sachsen  und  Westphalen 
über  der  Sorge  für  den  am  Oberrhein  vernachlässigt  Hier 
war  er  aber  für  den  Augenblick  von  einer  grosseren  Wich- 
tigkeit als  dort,  denn  von  den  veränderten  Verhältnissen, 
welche  der  allenfallsige  Verlust  vom  Elsass  und  Breisgau 
herbeiführte,  waren  unabsehbare  Nachtheile  für  den  ganzen 
Südwesten  Deutschlands,  iur  die  Niederlande  und  für  die 
Schweiz  zu  befürchten.  Dagegen  konnten  die  an  die  Ost- 
see zurückgedrängten  und  auf  Hinterpommem  beschrankten 
Schweden  (s.  S.  51)  keine  Besorgnisse  erregen,  wenn  anders 
Gallas  das  Heer  zusammenhielt  und  wenn  er  die  letzte  Aufgabe, 
sie  ganz  aus  Deutschland  hinauszujagen,  im  Feldzuge  von 
1638,  wie  man  nach  den  Erfolgen  des  vorhergegangenen  zu 
hoffen  berechtigt  war,  glücklich  loste. 

Gallas  täuschte  diese  Erwartung.  Fahrlässig  geworden 
durch  sein  Glück,  pflegte  er  der  Ruhe,  und  sorgte  schlecht 
für  den  Unterhalt  des  Heeres,  das  im  verödeten  Pommer- 
lande  darbend,  der  Zuchtlosigkeit  verfiel  und  sich  aufloste. 
Da  er  sich  hier  des  Mangels  wegen  nicht  halten  konnte, 
führte  er  die  hungernden  und  halbnackten  Truppen  nach 
Mecklenburg,  wo  er  bis  in  die  Mitte  des  Sommers  unthätig 
blieb,  während  Bauer  gleich  nach  der  Ankunft  der  erwar- 
teten Verstärkung  von  8000  Mann  losbrach,  und  rasch  nach 
einander  Garz,  Loitz,  Triebsees  und  den  Rechnitzer  Pass 
nahm,    die  Kaiserlichen   bei   Malchin  schlug,  und  sie  bis 
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Domitz  zurückdrängte.  Ueber  diese  Unternehmungen  schrieb 
Baner  im  Feldlager  von  Triebsees  den  30.  August  an  den 
Greneral-Lieutenant  King:  ^Garz  habe  er  den  18.  Juli  mit 
Sturm  genommen,  den  Commandanten  und  die  Offiziere  zu 
Gefiingenen  gemacht  und  die  Besatzung,  600  Mann,  unter 
die  Schweden  gesteckt.  Die  Festung  habe  er  schleifen  und 
Stadt  und  Brücke  niederbrennen  lassen.  Den  29.  von  An- 
Uam  au%ebrochen,  sei  Loitz  von  ihm  besetzt  und  General 
Fful  mit  2  Brigaden  FussYolk  und  5  Reiterr^mentem  nach 
Donmin  abgeordnet  worden,  um  dort  die  Bewegungen  der 
Kaiserlichen  zu  bewachen.  Nach  Triebsees  anrückend,  habe 
er  vor  der  Schanze  300  Kaiserliche  getroffen,  welche  die 
Bracke  hinter  sich  abbrannten  und  durch  die  Moraste 
fluebteten.  Auf  die  durch  Ueberläufer  ihm  zugekommene 
Nachricht,  dass  bei  Mirau  eine  Vereinigung  der  kaiserlichen, 
sachsischen  und  brandenburgischen  Truppen  stattgefunden 
habe,  gab  er  dem  Torstensson  und  Stalhandske  den  Auftrag, 
durch  den  Malchinischen  Pass  nach  dem  eine  halbe  Stunde 
▼<Mr  Malchin  gelegenen  Dorfe  zu  ziehen  und  dort  sich  auf- 
zustellen. Dieser  vor  einem  Jahre  von  ihm  entdeckte,  den 
Kaiserlichen  aber  nicht  bekannte  Hinterhalt  eigne  sich  vor- 
trefflich zu  einem  Ueberfall,  den  die  genannten  Befehlshaber 
auch  glücklich  ausführten,  indem  sie  ein  ganzes  Regiment 
Gosaken  niederhieben  und  den  kais.  Oberst  Munster  sammt 
anderen  Offizieren  gefangen  nahmen.  Hierauf  begaben  sie 
sich  nach  Malchin,  wo  dem  kais.  General  Salis  dasselbe 
Sdiicksal  widerfuhr  und  11  Standarten  erbeutet  wurden.^ 
Baner  erofbet  nun  dem  King  die  Absicht,  nach  Thüringen 
gegen  Erfurt  und  Meissen  zu  marschiren,  damit  Gallas  und 
die  sachsischen  Regimenter  genothigt  würden,  zurückzugehen, 
und  fugt  die  nachdrücklichste  Mahnung  bei,  King  möge  den 
Commandanten  in  Erfurt  auf  das  kräftigste  unterstützen, 
da  Erfurts  Verlust  den  Schweden  unberechenbaren  Nachtheil 
brachte  ^).  Die  brandenburgischen  Truppen,  welche  der  Chur- 

')  AuSgelbakgfiaiet  Brief  im  kais.  BeiohMrchiT. 
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fürst  selbst  nach  Neustadt  -  Eberswalde  geführt  hatte ,  be^ 
staDden  aus  ^00  Mann  Infanterie  und  3000  Mann  KaTiI- 
lerie.  Ztt  ihnen  war  Salis  mit  sieben  Regimentern  gestossen. 
Hinzugerechnet  die  Truppen  des  Gallas  und  die  des  Cfanr- 
fursten  yon  Sachsen,  verfugte  Gallas  über  so  bedeutende 
Streitkräfte,  dass  er  die  Schweden  nicht  zu  furchten  branchte, 
und  die  Offensive  um  so  gewisser  ergreifen  konnte,  als 
Bauer  sich  keineswegs  in  guter  Kriegsverfassung  befand. 
Der  Mangel  an  Pferden  bei  seiner  Armee  war  so  bedeutend, 
dass  er  Ende  August  von  Triebsees  nach  Stralsund  reiste, 
und  i?on  Rügen  2000  Pferde  gegen  das  Versprechen,  seine 
Truppen  von  dort  abzuführen,  dann  von  Vorderpommem 
1000,  um  seine  Kavallerie  beritten  zu  machen,  verlangte, 
und  von  Hinterpommem  sogleich  1600  Rosse  zur  Bespan- 
nung seiner  Artillerie  geliefert  bekam.  Den  7.  September 
war  er  schon  wieder  zurück  und  gab  an  diesem  Tage  den 
Befehl  zum  Aufbruche,  ohne  zu  sagen  wohin  der  Marsch 
gehe  *). 

Die  S.  53  geschilderte  zweideutige  Haltung  des  Her- 
zoges Georg  von  Braunschweig  -  Lüneburg  nahm 
durch  Bernhardts  Siege  und  Baner*s  Vordringen  i.  J.  1638 
die  Gestalt  eines  fSnulichen  Parteiwechsels  in  der  dafür  ge- 
wählten Neutralitäts- Verkleidung  an.  Den  Aufmg  machte 
Georg  mit  der  Verweigerung  der  vom  Kaiser  verlangten 
Winterquartiere  für  die  Armee  des  Grrafen  Gallas,  dann  er- 
klärte er  sich  gegen  die  Aufstellung  eines  Armeecorps  in 
Westphalen  zur  Sicherung  dieses  Kreises,  und  verweigerte 
die  Stellung  eines  Truppen  -  Continents  zur  selben.  Seine 
feindselige  Gesinnung  legte  er  vollends  durch  den  der  Land- 
grafin Amalie  Elisabeth  gegebenen  Rath  an  den  Tag,  die 
Verhandlungen  mit  dem  Kaiser  wegen  einer  Aussöhnung  schei- 
tern zu  machen.  Damit  er  aber  den  Schein  der  Treue  wahre, 
rühmte   er   die   blutige   Zurückweisung    des   Schwedenein- 

')  K«  k.  Kriegsarchiv.  Der  Pferde-Verlust  rührte  von  einer  Senche 
her,  ward  aher  der  Beiauhening  hÖBet  Weiber  inigeschrieben« 
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braches  im  October  1638  im  Lauenborgischen  dem  Kaiser 
hoch  an.  In  der  Zwischenzeit  hatte  anch  der  Eonig  von 
Danemark,  wahrscheinlich  auf  Georg's  Betrieb,  Farbe  ge- 
wechselt. Anf  seinen  Bath  fassten  die  niedersächsischen 
Kreisstande  den  Entschlnss,  bei  dem  Kaiser  nm  die  Nen- 
tralitatsbewilligong  für  ihren  Kreis  anzusuchen  und  sich  zu 
bewaffiien. 

Wie  ganz  anders  gesinnt  Christian  noch  zu  Ende  des 
Jahres  1637  war,  ergibt  sich  daraus,  dass  er  damals  dem 
Kaiser  vom  Auftauchen  des  Neutralitäts- Planes  den  ersten 
Wink  gab.  Jetzt,  da  er  ihn  selbst  verfolgte,  mahnte  er  in 
seinem  Schreiben  vom  19.  October  1638  Bauer  vor  Ein- 
lagerung seiner  Truppen  im  Lüneburgischen  ab,  während 
Greorg,  von  Hatzfeld  in  Westphalen  um  Unterstützung  mit 
seinen  Truppen  angegangen  und  vom  Kaiser  für  den  GaUas 
dazu  angefordert,  weder  dem  einen  noch  dem  anderen 
will£üurte. 

Wahrscheinlich  auf  Verlangen  des  Churfursten  von 
Sadisen,  dessen  Land  neuerdings  von  einer  Schweden-Heim- 
suchung bedroht  war,  fand  den  4.  October  1638  eine  Zu- 
sammenkunft zwischen  ihm  und  dem  Kaiser  zu  Leitmeritz 
statt  Der  Churfürst  hatte  seine  vier  Söhne  mitgebracht. 
Ihm  machte  der  Kaiser  einen  „gar  schönen  Wagen  mit  6 
Boss^  und  jedem  der  beiden  älteren  Söhne  ein  Pferd,  den 
beiden  jüngsten  aber  ein  Geschmeide  zum  Geschenk.  Ausser- 
dem eriiielt  jeder  von  ihnen  ein  Paar  Pistolen  und  Büchsen 
„mit  Gold  schön  eingelegt.^  Trautmanstorff  fehlte,  weil  ihn 
ein  Fieber  in  Prag  zurückhielt.  Den  20.  October  sahen  sich 
dann  auch  noch  der  Kaiser  und  der  König  von  Polen  in 
Brunn.  —  Zweck  der Leitmeritzer  Conferenz  war  Berathung 
der  dienlichsten  Massregeln,  Deutschland  von  den  Schweden 
zu  befreien.  Da  der  Kaiser  aber  auch  wegen  eines  Friedens 
mit  den  Schweden  unterhandeln  wollte,  so  begehrte  er,  dass 
ein  Gesandter  in  Leitmeritz  erscheine.  Oxenstjema  ging 
auf  dieses  Begehren  ein.    Als  aber  sein  Gesandter  erfuhr, 

Koch,  Ckichklite  Fwdiiundi  m.    I,  Bd.  9 
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dass  auch  der  wegen  des  Prager  Friedens  den  Schweden 
äusserst  verhasste  Churförst  von  Sachsen  dahin  kommen 
werde,  blieb  er  weg  3). 

Der  Krieg  der  verbündeten  Franzosen  und  Holländer 
gegen  Spanien  in  den  Niederlanden  währte  wie  der 
deutsche  ununterbrochen  fort,  da  jene  beiden  Mächte  den 
17.  December  1637  wegen  Fortsetzung  desselben  einen  neuen 
Vertrag  geschlossen  hatten.  Ungleich  mehr  als  der  deutsche 
Krieg  trug  der  niederländische  den  Charakter  eines  durch 
das  Gleichgewicht  der  Kräfte  und  Fähigkeiten  erzielten  ab- 
wechsehiden  Waffengluckes  an  sich.  Moriz  von  Oranien 
ersetzte  die  grossen  Feldherren,  welche  den  Franzosen  da- 
mals noch  mangelten,  ihm  aber  standen  der  Kardinal-Infimt, 
Piccolomini,  Lamboy  und  Grana  gegenüber,  die  sich  mit  ihm 
besser  als  Gallas  mit  Bauer  messen  konnten.  Im  September 
1637  nahmen  zwar  die  Holländer  die  starke  Festung  Breda, 
dagegen  eroberte  der  Kardinal-Infaut  Venlo  und  Rüremond. 
Den  Feldzug  von  1638  begannen  die  Franzosen  mit  Er- 
hebung von  grossen  Kriegssteuem  in  Aachen,  die  sie  auch 
an  vielen  anderen  Orten  ausschrieben.  Mastricht,  wo  die 
Holländer  eine  starke  Schanze  anlegten  und  welches  bald 
hernach  der  Sammelplatz  der  französischen  und  schwedischen 
Truppen  wurde,  sollte  zugleich  dienen,  um  von  dort  her 
alle  Reichsstände  zur  Entrichtung  von  Contributionen  zu 
zwingen  ^).  Ein  dieserwegen  von  den  Spaniern  auf  Mastricht 
gemachter  Anschlag  glückte  zwar  nicht,  dagegen  gelang  es 
den  beiden  kaiserlichen  Feldherren,  Aachen  mit  einer  Be- 
satzung zu  versehen.  Im  Juni  zogen  die  Holländer  vor  Ant- 
werpen und   verschanzten  sich  daselbst;  Piccolomini  und 


3)  K.  k.  Kriegsarchiv.  Irrig  ßiebt  Senkenberg  bei  Hfiberlin,  Ni- 
colsbnrg  statt  Brunn  als  Ort  der  Zasammenknnft  des  Kaisers  mit  dem 
Könige  von  Polen  an ,  und  ebenso  unrichtig  trfigt  das  Theatmm  Enrop. 
lY,  112.  die  oben  angeführten  Geschenke  des  Kaisers  auf  das  Ende  des 
Jahres  1639  über. 

*)  Bericht  des  Marquis  Graaa. 
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der  Ejurdinal-Infant  griffen  sie  hier  an  nnd  schlugen  sie  mit 
einem  Yerloste  von  1000  Todten,  250  Gefangenen,  38  Fahnen 
nnd  30  Ejinonen  in  die  Flacht  Hierauf  vereinigte  sich  Picco- 
lomini  mit  dem  Prinzen  Thomas  von  Savoyen,  um  die  Fran- 
zosen, die  überall  im  Nachtheile  waren,  gänzlich  aus  den 
Niederlanden  zu  vertreiben ,  wo  sie  mit  Brand  und  Ver- 
heerung grasslich  wütheten,  und  unter  ChatiUon  und  de  la 
Force  die  Belagerung  von  St.  Omer  unternahmen«  Bei  einem 
erfolglosen  Angriffe  des  Grafen  von  Nassau  und  des  Feld- 
marschall-Lieutenants  Colloredo  büsste  der  letztere  das  Leben 
ein,'  doch  nothigten  die  erstgenannten  beiden  Generale  die 
Franzosen  zum  Abzüge^.  Geldern,  zur  selben  Zeit  von 
den  Holländern  belagert,  ward  vom  Kardinal-Infanten  und 
Liaiaboy  entsetzt,  aber  die  Festung  Chatelet,  an  welche 
die  Franzosen  fünf  Sprengminen  gelegt  hatten,  nahmen  sie 
im  September  im  Sturm.  Das  war  aber  auch  die  einzige 
ihnen  gelungene  Waffenthat 

Die  von  den  Franzosen  im  Glevischen  erhobenen  Kriegs- 
steuem  und  die  Tmppenwerbungen,  welche  sie  in  jenen 
Gregenden  betrieben,  veranlassten  den  Kaiser  neue  Avoca- 
torien  für  die  Jülich-Glevischen  Länder  ergehen  zu  lassen; 
doch  war  in  diesen  Mandaten  die  auf  Annahme  fremder 
Kriegsdienste  gesetzte  Strafe  des  Vermogensverlustes  weg- 
gelassen. Die  clevischen  Stände  hatten  schon  im  Juli  1637 
sowohl  ihren  Landesherm  den  Ghurfursten  von  Branden- 
burg als  den  Kaiser  um  Suspension  dieser  Mandate  gebeten, 
wegen  der  grossen  Aufregung,  welche  sie  im  Volke  be- 
wirkten. Obgleich  der  Kaiser  von  der  erneuerten  Publication 
unter  der  angedeuteten  Strafermässigung  sich  nicht  abhalten 
liess,  so  schlug  er  doch  noch  einen  anderen  Weg  ein,  indem 
er  den  letzten  September  aus  Brandeis  dem  Ghurfursten 
von  Mainz  auftrug,  die  niederrheinischen  Stände  zu  einer 


•)  K.  k.  Kriegsarchiv.    Die  gedraokten  Angaben  von  1600  Geblie- 
benen nnd  2500  Ge£uigenen  scheinen  nicht  richtig  xn  sein. 

9* 
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mit  kaiserlichen  Commissären  anzustellenden  Berathung  zu 
berufen,  deren  Gegenstand  die  Sicherstellung  des  Kreises 
vor  französischen  Umtrieben  und  Angabe  der  Mittel  sein 
sollte,  „den  Krieg  in  solcher  guter  Ordnung  und  Disciplin 
fortzufuhren,  dass  seine  Last  zu  tragen  den  Standen  und 
Unterthanen  möglich  werde. ^  Solche  Versanunlungen  hatte 
der  Kaiser  auch  in  den  übrigen  Kreisen  angeordnet. 

In  Folge  des  zwischen  Götz  und  Melander  abgeschlos- 
senen Waffenstillstandes  (s.  S.  58)  genoss  Niederhessen 
einstweilen  der  Ruhe.  Obgleich  nun  Melander  selbst  um  eine 
Erstreckung  desselben  vom  ].  bis  14.  Mai  angesucht  und 
sie  erhalten  hatte,  so  überfiel  doch  der  hessische  üomman- 
dant  von  Lippstadt  den  4.  Mai  Paderborn,  erstürmte  es 
und  „hausete  darin  barbarisch.^  Ob  die  kriegslustige  Lfmd- 
gräfin  diesen  schlechten  Streich  befohlen  oder  ihn  gebilliget 
habe,  wissen  wir  nicht,  vermögen  aber  anzugeben,  dass  Me- 
lander betheuerte,  er  sei  gegen  seine  Absicht  und  ohne  sein^ 
Auftrag  geschehen.  Den  31.  Mai  ward  Paderborn  von  den 
Hessen  wieder  geräumt  und  der  Stillstand  bis  Ende  Juni  1638 
verlängert  *). 

Während  dieser  Ereignisse  trug  der  Kaiser  dem  Gbur- 
fursten  von  Mainz  auf,  die  zu  Marburg  mit  den  kasselschen 
Räthen  gepflogenen  Friedensunterhandlungen  mit 
der  Landgräfin  fortzusetzen.  Amalie  erklärte  sich  damit 
einverstanden,  und  bevollmächtigte  hierzu  ihre  geheimen 
Räthe  zu  Kassel  mit  Urkunde  vom  13^3.  Juni  1638.  Diese 
übertrugen  die  Vermittelung  bei  diesem  Geschäfte  dem  Gra- 
fen Otto  von  Solms-'Laubach  und   hielten  den  23.  Juni  bei 


*)  Bommel,  Geschichte  Hessens  IV,  514  geht  in  seiner  ICanier, 
alle  Absichten  und  Handlangen  seiner  Heldin,  der  LandgrlCfin,  in  ein 
günstiges  Licht  zu  stellen,  über  diesen  in  einer  Note  erafihlten  Vorgang 
mit  Bwei  Zeilen  hinweg,  behauptend,  der  Conmiandant  su  Lippstadt  habe 
um  den  Stillstand  nicht  gewusst.  S.  515  giebt  er  abermals  in  einer  Note 
die  Daten  der  Wegnahme  und  Zurückstellung  Paderborns  nach  dem  Theatr. 
Europ.  an.  Damit  stimmen  die  unsrigen,  welche  aus  dem  k.  k.  Kriegs - 
archive  geschöpft  sind,  nicht  überein. 
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Charmainz  um  Eröfßdung  der  Conferenzen  an.  Es  ist  von 
ganz  besonderem  Interesse,  die  bis  auf  diesen  Tag  verb  orgen 
gebliebene  wahre  Beschaffenheit  dieser  Verhandlungen 
kennen  zu  lernen,  wesshalb  wir  zunächst  mit  Anführung 
der  bisher  für  wahr  gegoltenen  Darstellung  beginnen. 
Es  heisst,  Amalie  habe  es  bis  zur  Ratification  eines  Ver- 
trages kommen  lassen,  dessen  Bedingnisse  sie  selbst  so 
schwer  gemacht,  dass  sie  voraussetzen  konnte,  der  Kidser 
werde  sie  nicht  eingehen.  Da  aber  wider  Erwarten  der  Kaiser 
sie  annahm,  so  sei  sie,  um  sich  aus  der  Schlinge  zu  ziehen, 
mit  einer  neuen  Forderung,  mit  der  um  freie  Religionsübung 
nicht  bloss  für  sich,  ihre  Söhne,  ihre  Blutsverwandten  nnd 
Unterthanen,  sondern  auch  für  alle  übrigen  Reichs- 
stände ihres  Glaubensbekenntnisses  (des  reformirten) 
hervorgetreten.  Diese  Forderung,  heisst  es  weiter,  habe  der 
Kaiser  verworfen,  worauf  sie  erklärte,  ihrer  Verbindlich- 
keiten enthoben  zu  sein,  und  von  den  Verhandlungen  zurück- 
trat. —  Nunmehr  schreiten  wir  zur  aktenmässigen  Darstel- 
lui^  derselben.  Mit  Schreiben  vom  19.  Juli  1638  meldete 
der  Churfurst  Anselm  Kasimir  dem  Kaiser:  seine  Besorgniss, 
es  sei  von  Seite  der  Landgräfin  mit  den  Tractaten  lediglich 
auf  Betrug  und  Zeitgewinn  abgesehen,  habe  sich  nicht  be- 
währty  da  Graf  Sohns  und  der  Kriegskommissär  Hom  sich 
mit  schriftlichen,  von  der  Landgräfin  und  den  kasselschen 
Räthen  ausgestellten  Vollmachten  versehen,  bei  ihm  einge- 
stellt, und  zur  Fortsetzung  der  Marburger  Tractate  sich  er- 
boten haben.  Den  15.  Juli  sei  mit  denselben  angefangen 
worden  und  da  sie  und  die  Deputirten  des  Churfursten 
fimden,  dass  der  ursprüngliche  kaiserliche  Entwurf  zu  ge- 
dehnt sei,  so  haben  sie  zusammen  einen  neuen  verfasst. 
Bei  der  Verhandlung  konnten  sie  inzwischen  des  Religions- 
ponktes  wegen  sich  nicht  vergleichen,  indem  die  hessischen 
Deputirten  den  Vorschlag,  es  bei  der  Stipulation  des  vom 
Landgrafen  Georg  verfassten  und  gedruckten  Entwurfes  be- 
wenden zu  lassen,   entschieden  ablehnten,  und  zwei  andere 
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Fassangen,  enthalten  in  den  Beilagen  B  und  G,  überreichten. 
Letztere  hatten  seine  Depntirten  angenommen  '')•  In  Antwort 
hierauf  vom  2.  September  1638  erklärte  der  Kaiser,  dass  er 
in  den  6.  Artikel  des  Entwurfes  wegen  der  ,,weit  aussehen- 
den und  gefährlichen  Ausdehnung^,  die  ihm  gegeben  werden 
würde,  nicht  willigen  könne ,  sondern  auf  Beibehaltung  des 
von  ihm  den  23.  März  1638  eventuell  bestätigten  Projectes 
des  Landgrafen  Georg  hinsichtlich  des  Religionspunktes 
bestehe  *)• 

Der  abgelehnte  6.  Artikel  lautete :  ,,Soviel  dann  im  Sechs- 
ten die  Religion  in  Sonderheit  anlangt,  sollen  Herrn  Land- 
graffs  Wilhelm*s  hinterlassene  Wittib  und  Herrn  Sohne, 
Herrn  Patrui  und  deren  Erben  und  Nachkommen  auch  Landt 
und  Leute,  weder  unter  denen  im  Pragerischen  Friedens- 
schluss  befindlichen  Worten  der  ungeenderten  Augsb.  Con- 
fession  oder  Confessions- Verwandten  noch  in  einige  andere 
Weg  oder  Schein  umbjetziger  ihrer  Religion  willen  so  biss- 
hero  in  ihrem  Fürstenthum  üblich  gewesen  und  annoch  exer- 
cirt  wurdt,  oder  auch  andere  deroselben  Religion 
zugethane  Churfürsten  und  Ständte  des  b.  rom. 
Reichs  von  obgesagten  Pragerischen  Friedensschluss  jetzo 
oder  ins  künftige  zumal  nicht  ausgeschlossen,  sondern  darin 
mit  gemelder  ihrer  Religion  vff  und  angenommen  sein,  und 
desselben  sowohl  vor  sich  als  ihre  EIrben  und  Nachkommen 
und  angehorige  Land  und  Leut  gleich  allen  andern  in  sol- 
chen Frieden  begri£Eenen  Churfürsten  und  Ständen  der  Augsb. 
Confession  in  allen  und  jeden  Pnncten  und  Klauseln  wirklich 


^  Die  Beilagen  B  und  C  fehlten,  doch  werden  die  Leeer  sogleich 
inne,  dass  sie  den  wörtlich  angeführten  6.  Artikel  enthielten. 

*)  Ifit  diesem  Projecte  ist  der  Marbnrgervertrag  gemeint,  der  auf 
fireie  Beligionsübung  for  das  gesammte  Hans  Hessen-Kassel,  für  alle  ün- 
terthanen,  für  Chnrbrandenbnrg,  die  Fürsten  von  Anhalt  nnd  alle  übrigen 
in  den  Pragerfrieden  aufgenommenen  Churfürsten,  Fürsten  und  StiCnde  der 
Augsb.  Conf.  im  ober-  und  niedersächsischen  Kreis,  für  sich  nnd  ihre 
Lande  und  Leute,  lautete.  Schon  mit  dieser  Stipulation  war  das  refor- 
mirte  Bekenntniss  allgemein  recipirt. 
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geniessen,  bei  dem  freien  Exercitio  ihrer  Religion  gelassen, 
und  darwider  keineswegs  gravirt  noch  angefochten  werden.^ 

Wie  die  Leser  sehen ,  heischte  der  6.  Artikel  nichts 
geringeres  als  gesetzliche  Anerkennung  des  Calvinismus  und 
Aufnahme  desselben  in  den  Religionsfrieden  ^).  Drang  die 
Landgrafin  damit  durch,  so  machte  sie  sich  um  ihre  Glau- 
bensgenossen hoch  verdient  und  setzte  es  ausser  Zweifel, 
dass  sie  den  Krieg  der  Religion  wegen  fahrte.  Vicekanzler 
und  Räihe  zu  Kassel  bestanden  auf  der  Annahme  dieser 
Forderung,  indem  sie  anführten,  dass  der  verstorbene  Land- 
graf „neben  Conservirung  der  alten  hergebrachten  Libertat 
hauptsachlich  des  Religionspunktes  wegen  die  Waffen  er- 
griffen und  darüber  Land  und  Leute,  ja  das  Leben  selbst 
vffgesetzt.^  Ihrer  Fürstin,  sagten  sie,  könne  das  Beharren 
auf  dieser  Forderung  um  so  weniger  übel  genommen  werden, 
als  kein  einziger  Fürst  oder  Reichsstand  sie  bei  Annahme 
des  Pragerfriedens  gestellt  habe. 

Der  Kaiser  begehrte  darüber  ein  Gutachten  von  den 
Churfursten.  Der  Erzkanzler  sprach  sich  der  Erste  für  die 
Annahme  des  6.  Ailikels  aus,  weil  die  Worte:  oder  u. 
8.  w.  mehr  eine  questio  de  nomine  als  eine  in  der  Sache 
selbst  seien.  Maximilian  von  Bayern  antwortete  den  12.  Au- 
gust :  Da  die  kasselschen  Minister  und  Rathe  erklären,  dass 
sie  keine  andere  Ratification  des  Religionspunktes  annehmen 
könnten  und  wollten  als  diejenige,  welche  in  der  Mainzer 
Conferenz  mit  dem  Grafen  zu  Solms  verglichen  worden  ist, 
so  stelle  er  „Seiner  kais.  Majestät  anheim,  ob  es  rathsamer 
und  thunlicher,  die  westphälischen  und  andere  Erzstifber 
und  Lande  sammt  dem  gemeinen  Wesen  in  der  gegenwär- 
tigen augenscheinlichen  Gefahr  stecken  zu  lassen,  oder  ob 
diejenigen  Bedenken  derentwegen  E.  k.  Maj.  bisher  ange- 
standen, den  zu  Mainz  verglichenen  Religionspunct  zu  rati- 


*)  Um  eine  Missdenttmg  ferne  zn  halten,  bemerken  wir,  dass  zur 
Zeit,  in  welche  diese  Verhandlungen  fallen  und  noch  viel  später,  bloss  die 
Bezeichnung  Calvinismus  und  Calvinisten  üblich  war. 
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ficiren,  wichtiger  and  erheblicher  seien?  und  obwohl  E.  k. 
Maj.,  wie  ich  bericht  bin,  willens  sind,  diesen  Ponct  omb 
der  sämmtlichen  Chnrfürsten  Gntachten  wegen,  auf  den  be- 
vorstehenden Collegialtag  zn  verweisen,  so  ist  doch  die  Be- 
sorg zu  tragen,  es  mochten  unterdessen  die  Sachen  leicht- 
lieh  ans  jetzigen  terminis  dahin  gerathen ,  dass  sowohl  das 
Gutachten  der  Herren  Churfnrsten  als  Ew.  Majestät  Reso- 
lution zu  spät  kommen.^ 

Ganz  anders  lautete  das  Gutachten  des  Reichshofrathes 
vom  17.  Jänner  1639,  nämlich,  dass  er  auf  seinem  frfiheren 
Beschlüsse  beharre  und  die  Ratification  des  zwischen  Chur- 
mainz  und  den  kasselschen  Rathen  geschlossenen  Vergleiches 
„auf  Mass  und  Weise  wie  er  eingerichtet  ist^  nicht  anrathe. 
Zugleich  mit  diesem  Gutachten  überreichte  der  Reichshof- 
rath  dem  Kaiser  einen  neuen  Vergleichsentwurf,  in  welchem 
die  Worte:  „oder  auch"  u.  s.  w.  (s.  den  6.  Artikel)  weg- 
gelassen waren.  Mittlerweile  hatte  sich  die  Landgrafin 
aus  Ostfriesland,  das  sie  fortwährend  besetzt  hielt;  nach 
Dorsten  begeben.  Von  diesem  Orte  erliess  sie  einen  form- 
lichen Protest  gegen  den  neuen  Entwurf,  äussernd:  „Die 
Confirmation  ist  nicht  vff  den  Mainzischen,  sondern  Mar- 
burgischen Abschied  (Vergleich)  gerichtet,  was  uns  in  un- 
seren Gedanken  nicht  allein  sehr  perplex  sondern  auch  in 
der  vorgehabten  Reis  stutzig  macht,  also,  dass  wir  die  Re* 
Solution  fassen  müssen,  uns  noch  eine  Zeit  lang  allhier  oder 
in  Wesel  au&uhalten,  bis  etwa  durch  Gottes  gnädige 
Verleihung  (!)  die  Sachen  vfi*  einen  andern  Fuss  gebracht 
werden.'^  Dann  sagte  sie:  Die  Waffenergreifong  ihres 
Gemahls  habe  einzig  und  allein  „vff  die  Versicherung 
ihrer  Religion  und  derselben  freie  Uebung  das  Absehen 
gehabt.^^  Der  Churfurst  dürfte  sich  wohl  noch  an  das  er- 
innern, was  ihrem  Gemahl  bei  Bekanntmachung  des  Resti- 
tutionsedictes  begegnet  ist.  Damals  habe  er  ja  selbst  gemeint, 
„als  ob  die  im  Niederfürstenthume  (Hessen-Kassel)  übliche 
Religion  durch  solches  Edict  ausgemustert  worden  sei,^^  wess- 
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halb  er  die  Abschaffung  der  niederhessischen  Pradicanten  ge- 
fordert und  statt  ihrer  die  Sendung  anderer  angezeigt  hat. 
Dieser  Vorgang  nebst  den  Nebenrecessen  des  Pragerfriedens 
mahnen,  dass  sie  bei  dieser  Eeligions-  und  Gewissenssache 
besondere  Sorgfalt  anwende,  „dieweil  in  solchen  hochwich- 
tigen, nicht  den  Leib  sondern  die  Seel  betreffenden  Sachen 
ein  Jeder  für  sich  selbst  sorgen  muss.  Sie  verlange  auch 
nichts  anderes  als  dass  man  sie,  ihren  Sohn  und  ihre  Unter- 
thanen  hinsichtlich  ihrer  Religion  zufriedenstelle,  und  sich 
diessfalls  bestimmter  erkläre,  als  es  im  Marburger  Entwurf 
geschehen,  wie  auch,  dass  die  angesuchte  Erklärung  dem 
kaiserlichen  Diplome  eingerückt  werde.  Sie  bittet  desshalb 
freundlich,  dass  der  Churfurst  bei  Seiner  Majestät  um  Be- 
willigung ihres  Begehrens  sich  verwende."  Daran  liess  es  der 
Erskanzler  in  der  That  nicht  fehlen.  Dies  ist  aus  nachste- 
hendem Gutachten  des  Reichshofrathes  vom  10.  September 
1639  zu  ersehen.  Es  lautet:  „Aus  Oberlahnstein  den  26.  Au- 
gust berichtet  der  Churfurst,  dass  er  die  Original-Diplome 
mit  der  kais.  Bestätigung  in  zweierlei  Form  gefertigt,  er- 
halten habe.  Bei  Durchsicht  derselben  hat  er  wahrgenom- 
men, dass  sie  von  dem  übersandten  Entwürfe  im  Religions- 
punkte abweichen,  und  eben  diejenigen  Worte,  wegen  welcher 
von  hessischer  Seite  bisher  die  meiste  Schwierigkeit  gemacht 
worden  ist,  abermals  weggelassen  sind.  Da  er  sich  demnach 
von  der  Vorlage  dieser  Ratification  keinen  Erfolg  verspre- 
chen könne,  so  bittet  er  um  ihre  Umfertigung.  Zum  Behufe 
derselben  legt  er  sub  A  den  die  Religion  betreffenden  Artikel, 
wie  er  in  Mainz  von  den  Bevollmächtigten  beider  Theile 
verhandelt  worden  ist,  und  sub  B  die  Fassung,  in  welcher 
seiner  Ansicht  nach  dieser  Artikel  in  der  Ratification  des 
Vertrages  einzurücken  sei,  bei.  Hieraus,  äussert  nun  der 
Reichshofrath ,  geht  hervor,  dass  kein  anderer  Anstand  als 
die  Auslassung  der  Worte:  „oder  auch  andere  deroselben 
Religion  zugethane  Churfursten  und  Stände  des  h.  röm. 
Reichs^^  waltet.    Euere  Majestät  werden  sich  erinnern,  dass 
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Sie  auf  erstattetes  Gutachten  Ihres  Reichshofrathes,  welches 
in  der  Antwort  an  Churmainz  massgebend  war,  sich  den 
2.  September  zn  Prag  erklärt  haben,  dass  Sie  die  bei  dem 
6.  Artikel  herausgesehene  religionsgefährliche  Extension  nicht 
zugeben,  und  die  diessfällige  schwere  Verantwortung  vor 
Gott  und  der  ganzen  Welt  nicht  sich  aufbürden  lassen  könne. 
Euere  Majestät  äusserten  ferner  darüber  ein  Befremden,  dass 
jetzt  auf  Zugeständnisse  für  alle  Churfursten  und  Stande 
gedrungen  werde,  während  diese  Ausdehnung  früher  nicht 
begehrt  worden  ist,  sondern  man  sich  mit  dem  im  hessen- 
darmstädtischen  Accord  enthaltenen  Stipulationen  zufrieden 
erklärte.  Es  schien  Euerer  Majestät  auch  bedenklich  und 
unverantwortlich,  dass  Einrückung  dieser  Zugeständnisse  in 
die  Bestätigung  des  Vertrages  in  der  Weise  verlangt  wurde, 
als  ob  sie  mit  Rath  und  Zustimmung  aller  Churfursten  ge- 
macht worden  wären.  Diesen  eröfiheten  Euere  Majestät,  dass 
Sie  beschlossen,  lieber  die  ganze  Sache  Gott  zu  befehlen, 
als  die  angesonnene  Bestätigung  zu  ertheilen.^^ 

„Seitdem  hat  aber  der  Churfurst  von  Mainz  o£fen  er- 
klärt, dass,  wofeme  die  Ratification  nicht  wie  er  sie  vor- 
schlug gegeben  wird,  der  vollständige  Bruch  der  Tractate 
zu  besorgen  ist.  Die  Theologen,  mit  welchen  Euere  Majestät 
diese  Sache  jüngst  besprachen,  widerriethen  die  zu  erthei- 
lende  Confirmation  desshalb  nicht,  weil  die  Zugeständnisse, 
um  die  es  sich  handelt,  schon  in  der  früheren  Erklärung 
(im  Marburger- Vertrag)  thatsächlich  verwilligt  worden  seien, 
und  es  jetzt  nur  noch  auf  die  Formalität,  wie  sie  in  Worte 
einzukleiden,  mithin  bloss  auf  eine  questio  logica  ankömmt. 
Da  nun  auch  von  katholischen  Fürsten  der  Churfurst  von 
Mainz,  der  doch  Erzkanzler  ist,  dann  der  von  Bayern,  femer 
der  Bischof  von  Würzburg  und  der  Pfalzgraf  von  Neuburg, 
von  protestantischen  aber  der  Churfurst  von  Sachsen  die 
Bestätigung  anrathen,  und  überdiess  der  Herzog  Georg  von 
Lüneburg  und  der  Landgraf  von  Hessen  -  Darmstadt  sich 
dafür  verwenden,  so   fiihlt  sich  der  Reichshofrath  für  ver- 
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pflichtet,  auf  diese  neu  eingetretenen  (Jmstande  aufmerksam 
zu  machen,  im  übrigen  aber  die  Entscheidung  in  dieser  An- 
gelegenheit Euerer  Majestät  anheimzustellen. ^ 

Auf  dieses  den  IL  September  1639  zu  Eberstorff  in 
Gegenwart  des  Kaisers  verlesene  Gutachten,  erklärte  der 
Kaiser,  er  trage  gegen  die  Ausfertigung  der  Ratification  wie 
Churmainz  sie  verlangt,  weiter  kein  Bedenken,  doch  soll, 
um  alles  zu  erschöpfen,  vorerst  noch  die  Meinung  seines 
Beichtvaters  (Pater  Gauss)  eingeholt  werden.  Für  dieses 
Geschäft  bestimme  er  die  anwesenden  geheimen  Räthe  Traut- 
mannstor£f  und  Martinitz,  und  den  Hillebrandt  und  Söldner. 
Nach  einer  Stunde  kehrten  die  Abgeordneten  mit  der  Er- 
klärung zurück,  dass  der  Beichtvater  (Jesuit)  gegen  die  ihm 
dargelegten  Gründe  nichts  zu  erinnern  habe,  und  es  daher 
b^  dem  von  Sr.  Majestät  gefassten  Beschluss  verbleiben  soll. 

Noch  an  demselben  11.  September  erliess  der  Kaiser 
ein  Schreiben  an  den  Erzkanzler,  worin  er  sagt,  er  habe  diese 
wichtige  Angelegenheit  noch  einmal  in  reifliche  Erwägung 
und  Berathung  genommen,  und  im  Namen  Gottes  alles  aus- 
fertigen lassen  „wie  Deine  Liebden  wohlmeinendlich  es  an 
die  Hand  gegeben,  auch  unser  lieber  Vetter  und  Schwager 
der  Churfurst  von  Bayern  gerathen,  gestalt  denn  Deine  Lieb- 
den die  Ausfertigung  in  duplo  hiermit  empfangen.  Sollte 
aber  wider  alle  Zuversicht,  bei  dieser  unserer  willfährigen 
Erklärung  noch  weitere  Ausflucht  gesucht  werden,  so  müssten 
wir  auf  solchen  Fall  die  Sachen  dem  Willen  des  Aller- 
höchsten anheimgestellt  sein  lassen." 

Manche,  die  das  lesen,  werden  ihren  Augen  nicht  trauen. 
Ferdinand  m.  gewährt  den  Reform irten  Religionsfreiheit, 
und  der  Erzkanzler  des  Reiches,  der  orthodoxe  Maximilian 
von  Bayern,  der  streng  lutherische  Churfurst  von  Sachsen 
und  ein  Jesuit,  bewegen  ihn  zu  dieser  Concession! 

Hören  wir  nun  den  Verlauf  dieser  Angelegenheit.  Aul 
das  vorstehende  Kaiserschreiben  antwortete  der  Erzkanzler 
den  27.  September,  dass  er  keinen  Fleiss  sparen  werde,  um 
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den  Auftrag  des  Kaisers  zum  Vollzug  zu  bringen,  was  sich 
nunmehr  hoffen  lasse,  „wenn  bei  den  Hessischen  keine  vor- 
sätzlicher Betrug  verborgen  ist.^  Den  31.  October  meldet 
er  die  Ankunft  des  Oberkriegscommissär  Hom,  mit  dem  er 
sogleich  zur  Vergleichung  der  kaiserlichen  Diplome  mit  dem 
in  Mainz  abgefassten  Entwurf  geschritten  sei,  „damit  dieses 
hochnothwendige  Friedenswerk  off  nunmehr  erfolgte  wolge- 
meinte  Ratification  Eurer  Majestät  nit  femer  vffgezogen  werde. 
Es  hat  aber  gedachter  Hom  wider  bessere  Zuversicht  sich 
vernehmen  lassen,  einig  und  allein  ad  audiendum  et 
referendum  anhero  geschickt  zu  sein.  Daneben  auch 
zu  verstehen  gegeben,  dass  die  Abdankung  der  Soldateska 
der  Landgräfin  bei  diesen  allerorts  im  Reich  vorbrechenden 
hochgefährlichen  Conjuncturen  schwer  und  bedenklich  fallen 
wolle.  Sie  wäre  daher  gewillt,  der  Sachen  reiflich  nachzu- 
denken, mir  darüber  zu  communiciren,  und  mein  Gutachten, 
wie  ihr  Kriegsvolk  dem  Reich  zum  besten  conservirt  werden 
möchte,  einhohlen  zu  lassen.  Worauf,  obschon  man  beständig 
replicirt  und  bestens  remonstrirt,  durch  welche  Mittel  ge- 
dachtes Volk  in  kais.  Majestät  Dienst  treten  und  in  bestan- 
diger Devotion  erhalten  werden  könnte,  so  hat  doch  alles 
nichts  verfangen,  noch  er  Deputirter  weiter  sich  einlassen 
wollen,  sondern  alles  seiner  Instruction  gemäss,  bloss  ad 
referendum  genommen,  mit  der  Vertröstung,  dass  er  sich 
alsbald  nach  Lippstadt  erheben,  gebührende  Relation  über 
den  coUationirten  punctum  religionis  und  anderes  erstatten, 
und  in  zehn  Tagen  bei  mir  mit  gewisser  Relation  wieder 
anlangen  will.  Also  hab'  ich  ihn  unverrichteter  Dinge  dimit- 
tiren  müssen,  wobei  gleichwohl  leichtlich  abzunehmen  ist, 
dass  in  Erwägung  seiner  geführten  Discursen  und  verspürten 
Tergiversation,  es  allein  um  Gewinnung  der  Zeit  bis  der 
Piccolominische  Marche  vorüber,  angesehen  ist'^ 

Hörn  scheint  sich  nach  Verlauf  der  anberaumten  Frist 
nicht  wieder  eingefunden  zu  haben,  weil  in  den  Acten  keine 
weiteren  Berichte  vom  Churfursten  vorkommen.  Er  dürfte 
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wohl  in  der  sichern  Voraussetzung  geschickt  worden  sein, 
dass  der  Kaiser  den  Religionspunct  nicht  ratificirt  hat,  wie 
er  früher  gethan.  Für  den  Fall  als  es  aber  doch  anders 
käme,  schrieb  die  Landgräfin  ihrem  Deputirten  ein  passives 
Verhalten  vor,  offenbar  um  sich  der  Annahme  des  Vertrages, 
den  sie  einzugehen  nie  gesonnen  war,  zu  entziehen.  Die  bei 
diesem  Intriguenspiel  in  ihrer  ganzen  Blosse  aufgedeckte 
Falschheit  und  Heuchelei  ist  das  Mindeste  was  ihr  zur  Last 
faUt,  aber  dass  sie  die  Sache  ihrer  Glaubensgenossen  ihrer 
Selbstsucht  aufopferte,  werden  wohl  diese  verdammenswerth 
an  ihr  finden.  Während  es  in  ihrer  Macht  lag,  dem  refor- 
mirten  Bekenntnisse  i.  J.  1639  staatliche  Anerkennung  zu 
verschaffen,  mussten  die  Anhänger  desselben  noch  neun  Jahre 
darnach  ringen,  bis  der  westphälische  Friede  sie  gewährte. 
Bewies  sie  durch  diese  Handlungsweise,  dass  ihr  an  der 
Religion,  zu  der  sie  sich  bekannte,  nichts  lag,  so  augenfällig, 
dass  es  keines  anderen  Beweises  weiter  bedarf,  so  ist  es 
doch  auch  von  Interesse,  die  Motive  kennen  zu  lernen,  welche 
mitwirkten,  sie  vom  Abschlüsse  des  Friedensvertrages  ab- 
amziehen. 

Kaum  war  sie  in  Dorsten  angekommen,  als  sich  ein 
franzosischer  Gesandter  Namens  d'Estampes  zu  Wesel  ein- 
fand. Dieser  stellte  ihr  vor,  „dass  sie  im  Fürstenthume 
Hessen  weiter  nichts  als  eine  „Leibzüchterin^  sei,  deren 
minderjähriger  Sohn  keine  lange  Lebensdauer  verspreche, 
da  er  mit  einem  Bruche  behaftet  ist,  der  schon  zweimal 
operirt  werden  musste.  Stürbe  er  nach  vollzogenem  Friedens- 
schlüsse mit  dem  Kaiser,  so  würde  sie  befahren,  von  der 
anderen  hessischen  Linie  Verstössen  und  möglicherweise  auch 
ihres  Witwengehaltes  von  jährlichen  5000  R.  Th.  beraubt 
zu  werden.  Dagegen  seien  gegenwärtig  die  Aussichten  für 
sie  ungemein  günstig.  Es  biete  sich  ihr  eine  reiche  Ernte 
dar.  Wöchentlich  könne  sie  mehr  erwerben  als  ihr  Deputat 
jährlich  beträgt.  Schlägt  sie  die  französische  Pension  und 
das  hinzu  was  ihr  der  Krieg  einträgt,   so   häufe  sich  der 
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Geldgewinn  so  reichlicb,  dass  sie  in  Holland,  falls  die  Um- 
stände sie  nöthigten,  daselbst  leben  zu  müssen,  Staat  machen 
könne.  Sie  möge  daher  ihr  Glück  nicht  verscherzen.  Will 
sie  vom  Kriege  gegen  den  Kaiser  abstehen,  so  möge  sie 
mindestens  sich  nicht  entwaffiien  lassen.^  Unverkennbar 
übten  diese  die  Sinnesart  der  Landgräfin  grell  bezeichnenden, 
sie  ganz  an  der  rechten  Seite  erfassenden  Einstreuungen 
Einfluss  auf  ihre  Beschlüsse;  dass  diese  aber  unabhängig 
von  diesem  Streiche  des  von  ihrer  Negociatiön  mit  dem 
Kaiser  aufgescheuchten  Kardinals  Richelieu  gefasst  waren, 
geht  klar  aus  dem  hervor,  was  sie  schon  früher  dem  Salvius 
in  Hamburg  wissen  Hess,  nämlich:  „Bestätige  der  Kaiser 
die  Mainzer- Artikel,  so  wäre  sie  an  dieselben  gebunden.^ 

Da  es  sich  bei  dem  Friedensschlüsse  mit  der  Land- 
gräfin wesentlich  um  die  Vereinigung  ihrer  Truppen  mit  der 
kaiserlichen  Armee  handelte,  damit  sich  die  kriegfahreaden 
Mächte  nicht  mit  ihnen  verstärken,  so  gab  der  Kaiser  noch 
im  Jahre  1638  dem  Freiherm  von  Böhmer  den  Auftrag, 
dieserwegen  mit  Melander  zu  unterhandeln.  Melander 
erbot  sich,  dann  wenn  der  Religionspunct  verglichen  sein 
würde,  dem  Kaiser  zweitausend  Reiter  und  achttausend 
Mann  Fussvolk  zuzuführen.  Für  jeden  Reiter  schlug  er  eine 
Gabe  von  50  R.  Th.,  für  jeden  „Landsknecht*  von  8  Th. 
und  eine  „Ergötzlichkeit*  fiir  die  Officiere  vor,  bedingte 
aber,  dass  alles  geheim  bleibe,  bis  er  die  Truppen  zum 
Uebertritt  willfährig  gemacht  haben  würde.  Damit  übrigens 
seines  Uebertrittes  wegen  kein  Verdacht  entstehe,  erklärte 
er  sich  bereit,  eine  schriftliche  Versicherung  zu  geben.  Die 
Abdankung  der  Truppen  widerrieth  er,  „weil  sie  haufenweise 
den  Franzosen  und  Holländern  und  dem  Pfalzgrafen  zu- 
laufen würden." 

Melander  war,  was  selbst  seine  Gegner  einräumen,  ein 
guter  Patriot.  Als  der  darmstädtische  Kammerpräsident  von 
Langen  mit  ihm  im  April  1639  in  Kassel  zusammentraf^ 
äusserte  sich  Melander  ungemein  scharf  über  die  bösen  Ab- 
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siebten  der  kriegfiihrenden  Fremdmächte;  über  Deutschlands 
Zerrissenbeit  und  dessen  düstere  Zukunft.  ,,Jede  Nation/^ 
sagte  er,  ^wird  von  Deutschland  sieb  zueignen  was  ibr  be- 
liebt. Es  ist  auf  nichts  anderes  abgesehen,  als  die  Reichs- 
stande zu  unterdrücken  und  zu  Sclaven  des  Auslands  zu 
machen.  Ihm  habe  der  König  von  Frankreich  Carta  bianca 
geschickt,  um  Gunstbezeigungen  hineinzusetzen,  so  viele  als 
er  wolle.  Von  Schweden  und  England  seien  ihm  ebenfalls 
grosse  Anerbieten  zugekommen.  Weil  er  jedoch  weiss,  dass 
der  Zielpunct  aller  Unternehmungen  die  Unterjochung  des 
Vaterlandes  sei  und  er  dieses  Schicksal  verhütet  wissen  will, 
so  habe  er  alle  OlBferten  abgelehnt.  Die  Schweden  trauten 
ihm  desshalb  so  wenig  als  er  ihnen.  Seit  dem  Monate  Mai 
1638  habe  er  nicht  mehr  mit  ihnen  verkehrt.^^  Da  er  seine 
Anhänglichkeit  an  das  deutsche  Reich  höchlich  betheuerte, 
so  verlangte  Langen,  „dass  er  ihm  bei  Cavaliers  Parole 
sage,  ob  er  sich  so  in  treuer  Intention  für  Kaiser  und  Reich 
äussere  oder  nicht ?^  Hierauf  habe  Melander  geantwortet: 
„Ja,  so  wahr  er  ein  redlicher  Mann.  Man  wisse  ja,  wie  er 
mit  den  fremden  Potentaten  stehe.  In  Gegenwart  der  franzö- 
sischen und  schwedischen  Gesandten  habe  er  seine  Meinung 
vom  ICrieg  deutsch  herausgesagt,  mit  diesen  Worten :  „Warum 
die  Fremden  nicht  ins  Teufels  Namen  den  Krieg  aufgeben, 
Friede  machen  und  zu  Hause  bleiben,  da  sie  selbst  bekennen, 
dass  sie  die  Stände  aller  orten  vorher  ruiniren  müssten,  da- 
mit sie  ihren  Krieg  fortsetzen  können.^'  Vermuthlich  hat 
Melander  seiner  Gebieterin  ähnliche  unverdauliche  Gerichte 
ao%etischt,  und  vermuthlich  hat  sie  ihm  dafür  die  Ohrfeige 
bescheert,  die  seinen  Dienstaustritt  veranlasst  haben  soll  ^®). 

'^  Alles  über  die  hessische  Friedensrerhandlong  hier  oben  Mitge- 
theilte  ist  aus  dem  Mainzer-Archive  and  dem  Reichsarchive  ^- 
ichopflt.  Dass  der  wahre  Sachverhalt  drei  nnd  em  halbes  Jahrhundert 
anbekannt  bleiben  konnte,  erklärt  sich  ans  der  absichtlichen  Verheim- 
lichong  der  protestantischen  Geschichtschreiber,  denn  die  Justi,  Pufen- 
dorfe  and  Rommel,  zumal  der  Letztere,  waren  mit  ihm  yertrant.  Aber 
wie  hätten  sie  gestehen  sollen,   dass  ihre  Heldin  die  eigenen  Beligionsge- 
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Die  Landgräfin  schloss  den  22.  Augast  1639  mit  Fraok- 
reich  einen  Soldvertrag,  worin  sie  gegen  Entrichtang  von 
200.000  Thalem  jährlich  und  eine  Pension  für  ihren  ältesten 
Sohn  Wilhelm  verspricht,  zur  Fortsetzung  des  Krieges  gegen 
den  „König  von  Ungarn'^  7000  Mann  Fussvolk  und  3000 
Reiter  zu  unterhalten.  Während  sie  diesen  wahrscheinlich 
von  dem  obenerwähnten  franzosischen  Gesandten  d'Estampes 
eingeleiteten  Vertrag  negocirte,  schlössen  ihre  Deputirteo 
zu  Mainz  den  25.  Juli  den  Friedens-  und  Aussohnungsvertrag, 
vorbehaltlich  der  Ratification,  mit  Churmainz  ab.  Daraus 
geht  hervor,  dass  sie  diesen  vom  Kaiser  den  11.  September 
ratificirten  Vertrag  nicht  mehr  annehmen  konnte,  was  sie, 
wie  gezeigt,  von  vorneherein  ohnedies  nicht  wollte.  Da  dieser 
die  Vervollständigung  desjenigen  sein  sollte,  welchen  Ootz 
zu  Marburg  im  Jahre  1638  mit  den  kasselschen  Statthaltern 
eingegangen  war,  so  erfolgte  mit  dem  Scheitern  des  ersteren 
auch  die  Aufhebung  des  andern  und  des  Waffenstillstands. 
Die  Wiedereroffisung  der  Feindseligkeiten  begann  den  30.  Au- 
gust 1639  '^).  Welche  ungeheuere  Blutschuld  lud  die  Land- 
gräfin auf  sich!  Wenn  ein  Weib  Unheil  anrichtet,  so  über- 
bietet sie  darin  zehn  Männer.  Wäre  sie  nicht  von  einer 
Volksemporung  bedroht  gewesen,  so  würde  sie  in  die  Mainzer- 
Verhandlung  vermuthlich  gar  nicht  gewilligt  haben. 


nossen  aas  schnöder  Selbstsacht  am  den  endlichen  Sieg  ihrer  Sadie 
brachte  onct  den  Krieg  yerlfingerte?  Besser  war  es  doch,  bei  der  anftng- 
lichen  Weigerung  des  Kaisers  den  Mainzer-Artikel  su  bestStigen  stehen 
zu  bleiben,  and  diese  als  Ursache  des  Zerschlagens  der  Verhandlungen 
anzugeben.  In  dieser  Weise  verföhrt  Rommel,  indem  er  B.  IV.  S.  527 
erst  angibt,  dass  der  Kaiser  den  Mainzervertrag  „erneuerte  und  bestStigte" 
(ohne  zu  sagen  in  welcher  Weise),  dann  sechs  Zeilen  weiter  unten  die 
Leser  wieder  irre  fuhrt,  äussernd :  „Aber  Tor  allen  Dingen  fehlte  die  von 
der  Landgräfin  so  hoch  und  festgehaltene  Bedingung,  die  Versicherung  der 
fireien  Beligionsübung  für  alle  übrigen  Stände  de«  reformirten  Glaubens; 
und  Amalie  erklärte  sich  ihrer  Verpflichtung  entbunden.  *'  Dem  VerfiMser 
der  „Neueren  Qeschichte  von  Hessen**  lagen  die  Akten  des  kagsebchen 
Archiyes  vor. 


II 
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An  die  nun  abgelaufene  hessische  Friedenscomodie 
eiht  sich  in  der  Zeitfolge  die  schwedisch-franzosische,  von 
laWins  und  d'Avaux  in  Hamburg  fortgespielte.  Wieder- 
holt machen  wir  darauf  aufmerksam,  dass  dem  Streben 
[es  Kaisers,  mit  Schweden  einen  Separatfrieden  zu  Stande 
ni  bringen,  die  Absicht  zu  Grunde  lag,  den  allge- 
Deinen  Frieden  zu  beschleunigen,  denn  aus  der  Isolirung 
«Vankreichs  musste  er  unfehlbar  rasch  hervorgehen.  Da,  wie 
$.  34  u.  f.  gezeigt,  dieser  Versuch  fehlschlug  und  das  fran- 
lösisch-schwedische  Bündniss  erneuert  wurde,  so  arbeitete 
nan  nun  kaiserlicherseits  um  so  eifriger  an  der  Bewerk- 
ttelHgung  des  Universal-Friedens.  GrafKurtz,  nach  Ham- 
yxirg  gesandt  und  dort  den  31.  December  1638  angelangt, 
tdiritt  sehr  energisch  ein,  erwirkte  aber  dessen  ungeachtet 
lichts  als  die  Erklärung,  dass  Schweden  seine  Gesandten 
roher  nicht  nach  Lübeck  und  Eoln  werde  abgehen  lassen, 
\1b  bis  die  Präliminarien  zu  Hamburg  geregelt  und  die  Passe 
tnsgestellt  sein  würden,  damit  die  Unterhandlungen  zu  gleicher 
^it  an  beiden  Orten  beginnen  können.  Eurtz  fand  dagegen 
lichts  einzuwenden,  verlangte  aber  in  Uebereinstimmung 
nit  dem  Eonige  von  Dänemark,  der  von  seinem  Statthalter 
lern  Grrafen  Penz  in  Hamburg  vertreten  war,  dass  vor  allem 
1er  Tag  festgesetzt  werde,  an  welchem  zu  Eöln  und  zu 
Lübeck  die  Conferenzen  ihren  Anfang  zu  nehmen  hätten. 
Salvius  war  für  diesen  Antrag,  d'Avaux  hingegen  wendete 
sin,  bevor  der  Tag  bestimmt  werde,  müssten  die  verlangten 
Pässe  (Geleitsbriefe)  in  der  vorgezeichneten  Form  gefertigt 
md  versandt  sein.  Ueber  diesen  Punct  berichtete  Eurtz  den 
12.  Februar  1639  an  den  Eaiser,  weitläufig  die  Schwierig- 
keiten welche  Frankreich  und  Schweden  machen,  ausein- 
andersetzend und  bemerkend,  dass  dieselben  „weiter  nichts 
als  lauter  ludificationes  seien,  und  nicht  vom  temperamento 
der  salvorum  conductuum  (Pässe),  sondern  von  ganz  anderen 
Ursachen  herrühren.  Während  Schweden  vorgebe,  nichts 
ohne  Frankreichs  Beistimmung  thun  zu   können,  behaupte 

Koch,  GctehiehU  Ftrdlnmndt  m.    I.  Bd.  10 
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d'Avaax,  zur  Zeit  mangelten  ihm  noch  von  seinem  Hofe 
die  nöthigen  Instructionen.^'  Welche  versteckte  Absichten 
insbesondere  hinter  dem  Begehren  von  Pässen  für  die  mit 
Frankreich  und  Schweden  verbundenen  deutschen  Fürsten 
bestanden,  enthüllten  die  Papiere  der  bei  Vlotho  erbeuteten 
pfalzischen  Kanzellei,  von  denen  bemerkt  ist,  dass  sie  die 
„dissegni  der  Feinde  und  sonderlich  was  der  Kanzler  Sal- 
vius  durch  die  von  ihm  gesuchten  Geleitsbriefe  für  die  an- 
gegebenen Conföderirten  intendiren  thut^%  aufdecken.  Frank- 
reich hatte  den  Zankapfel  der  Pässe  in  die  Conferenzen  ge- 
worfen, damit  der  Friede  hintangehalten  werde,  und  Schwe- 
den, dem  darum  ebenfalls  zu  thun  war,  unterstützte  diese 
Intrigue.  Frankreich  verlangte  indessen  nicht  bloss  für  seine 
sämmtlichen  Bundesgenossen  in  Deutschland,  nämlich  für 
Bernhard  von  Weimar,  für  die  Landgräfin  von  Hessen,  für 
den  Herzog  von  Würtemberg,  für  die  Pfalzgrafen,  für  den 
Markgrafen  von  Baden,  für  den  Grafen  von  Hanau  und  für 
mehrere  Reichsstädte  Geleitsbriefe  mit  allen  Titeln  und  Wür- 
den der  Genannten  und  unterzeichnet  von  des  E^aisers  eigener 
Hand,  sondern  auch  andere  für  die  Herzogin  von  Savoyen 
mit  dem  Prädicate  „Vormünderin^^  (des  minderjährigen  Her- 
zoges Karl  Emanuel)  und  „Regentin^'  dieses  Landes,  als 
welche  Ferdinand  sie  weder  in  der  einen  noch  in  der  anderen 
Eigenschaft  anerkannte.  d'Avaux  erklärte,  dass  alles,  was 
bisher  für  den  Frieden  geschehen  sei,  als  nicht  geschehen 
zu  betrachten  sein  würde,  wenn  der  Kaiser  diese  Forderong^i 
verwerfen  sollte.  Anfangs  that  dies  der  Kaiser,  indem  er 
sich  auf  die  Reichssatzungen  berief,  vermöge  welchen  er  ge- 
halten sei,  Frankreichs  deutsche  Bundesgenossen  als  Rebellen 
zu  behandeln,  mit  denen  er  sich  in  keine  Tractation  ein- 
lassen könne,  später  aber  gab  er,  hauptsächlich  auf  die  Vor- 
stellungen der  Churfürsten  von  Sachsen  und  Brandenbuig 
nach,  und  willigte  in  die  Geleitsbriefe,  wie  sie  für  Bernhard 
von  Weimar,  die  Landgräfin  und  den  Pfalzgrafen  Karl  Lud- 
wig begehrt  worden  waren,  doch  unter  der  Bedingung,  dass 
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Frankreich  sie  dem  Herzoge  von  Lotharingen  ebenfalls  zn- 
gestehe.  In  den  ersten  aufiigefertigten  kaiserlichen  Geleits- 
briefen  waren  die  mit  den  beiden  fremden  Machten  verbün- 
deten Reichsstande  mit  dem  Ausdrucke  „der  mit  uns  noch 
nicht  ausgesöhnten^'  (nobis  nondum  reconpiliatis)  bezeichnet. 
Darüber  erhob  sich  neuer,  von  beiden  Seiten  mit  grosser 
Hartnäckigkeit  festgehaltener  Streit.  Die  Gegner  behaupteten, 
in  diesem  Ausdrucke  liege  eine  Bestätigung  des  Präger^ 
friedens  and  in  so  ferne  eine  Verurtheilung  aller  protestan« 
tischen  Beiohsstande,  welche  ihn  nicht  angenommen  haben. 
Da  sich  inzwischen  hoffen  liess,  es  dürfte  zur  Besiegung 
dieser  Schwierigkeit  ein  dem  Kaiser  vorgeschlagenes  Aus- 
konftsmittel  angenommen  werden,  so  stellte  jetzt  Richelieu, 
om  Ranke  nie  verlegen,  an  die  Spitze  der  Verhandlungen 
die  Forderung,  dass  Spanien  die  für  die  Generalstaaten  ver- 
langten G^eitsbriefe  verbürge,  widrigenfalls  die  kaiserlichen 
nicht  angenommen  werden  sollten.  Mangelten  jene,  gab 
d'Avaux  vor,  so  wäre  es  möglich,  dass  Oesterreich  den 
liübecker  Gongress  vor  dem  Kölner  zu  Stande  brachte,  wo- 
dnrch  ein  gemeinsames  Handeln  vereitelt  wäre.  Von  diesem 
Einwurfe  konnte  Richelieu  sich  mit  Recht  die  beste  Wirkung 
versprechen )  da  Spanien  keine  Neigung  zum  Frieden  und 
darum  auch  keine  zur  Nachgiebigkeit  hinsichtlich  dieser 
Forderung  bezeigte.  Im  Unwillen  über  dieses  erbärmliche 
Intriguenspiel  schrieb  Kurtz  den  27.  Februar  1639  dem 
Kaiser:  „Ich  finde  ein  für  allemal,  dass  mit  diesen  Uni- 
versaltractaten  ein  ganz  eigener  Krieg  gegen  Euere  Majestät 
gefuhrt  wird,  dass  sie  ärgere  Feinde  als  alle  sind,  welche 
zu  Felde  liegen  und  wider  Euere  Majestät  streiten.  In  der 
HofBiung,  ihr  Interesse  durch  diese  allgemeinen  Friedens- 
verhandlungen zu  fordern,  lassen  sich  die  Fürsten  dergestalt 
von  den  Franzosen  und  Schweden  verblenden ,  dass  sie 
nicht  nur  keineswegs  bemerken,  wie  Deutschland  darüber 
zu  Grunde  geht,  sondern  selbst  die  heranschreitende  Knecht- 
schaft der  Franzosen  und  Schweden,  der  sie  verfallen,  nicht 
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f&hlen.  Ein  Feldzug  folgt  auf  dem  andern  und  fremder  wie 
einheimischer  Beistand  wird  unter  dem  Yorwande  des  be- 
vorstehenden allgemeinen  Friedensschlusses  verweigert.  Es 
dürfte  wohl  eine  lange  Zeit  erforderlich  sein,  bis  derselbe 
sowohl  den  Fürsten  als  den  Ministem  aus  dem  Kopfe  ge- 
bracht sein  wird^ '  *). 

Die  Franzosen  schoben  die  Schuld  der  Friedensver- 
zogerung  immerfort  auf  den  Kaiser,  um  den  Yolksunwillen 
von  sich  abzulenken,  der  Kaiser  aber  würde  mit  ihnen  selbst 
dann  nicht  fertig  geworden  sein,  wenn  er  alle  Forderungen 
auf  der  Stelle  eingegangen  hatte,  weil  hinter  denselben  die 
Absicht  verhüllt  war,  den  Frieden  in  der  einen  oder  anderen 
Weise  zu  verhindern.  Das  wusste  der  Kaiser  (wie  selbst 
Bougeant  gesteht)  sehr  wohl,  wesshalb  er  an  den  von  den 
Franzosen  zur  Bereitung  von  Hindernissen  benützten  Förm- 
lichkeiten festhielt.  Scheinbar  lag  sehr  wenig  daran,  wenn 
der  Kaiser  dem  Herzoge  von  Weimar  oder  dem  Chnrforsten 
von  Trier  die  übliche  Titulatur  zugestand;  bedenkt  man 
aber,  dass  zu  jener  Zeit  aus  den  Titeln  unbestreitbare  Rechte 
abgeleitet  wurden,  und  überdiess  nicht  bloss  die  diplomati- 
sche Welt,  sondern  das  Leben  des  ganzen  deutschen  Vol- 
kes in  Formen  der  strengsten  Art  sich  bewegte,  so  kann 
es  nicht  getadelt  werden,  dass  der  Kaiser  nicht  so  leicht, 
wie  man  heutzutage  thun  würde,  darüber  hinwegging.  Ver- 
kehrtheiten, die  wir  längst  abgestreift,  beherrschten  jenes 
Zeitalter  mit  einer  zwingenden  Macht,  der  zu  widerstreben 
Unsinn  gewesen  wäre.  Unter  diesen  Formen  gab  es  nebst- 
dem  welche,  deren  Beibehaltung  aus  dem  Gesichtsponcte 
des  öffentlichen  Rechtes  und  wohlbegründeter  Reichsvor- 
schriften gerechtfertigt  war.  Wie  hätte  der  Kaiser  sich 
fuglich  herbeilassen  können,  meuterische  und  geächtete  Va- 
sallen, die  ihn  mit  seinen  und  des  Reiches  Feinden  unauf- 
hörlich bekämpft^en,  zu  einen  Friedenscongress  zu  berufen? 
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Wenn  er  aus  höheren  Gründen  später  aach  in  dieser  Hin- 
sicht nachgab,  so  war  sein  anfanglich  eingelegter  Protest 
gegen  diese  Zumathong  jedenfalls  eine  zu  billigende  Schick- 
lichkeitsforderong.  Uebrigens  Hess  es  sich  mit  Händen  grei- 
fen, dass  die  Herbeifahrong  des  Friedens  nicht  von  Ver- 
handlungen, sondern  von  einer  Umgestaltung  der 
Machtverhältnisse  durch  eine  Reihe  von  Siegen 
abhing. 

In  einen  seltsamen  Widerspruch  gerieth  der  protestan- 
tische Lfchrsatz :  „Das  Papstthum  vom  Teufel  gestiftet  ,^ 
mit  den  unermüdeten  Bestrebungen  Urban*s  YHI. ,  der 
Menschheit  die  Segnungen  des  Friedens  zu  verschaffen.  Da 
die  angeknüpften  Verhandlungen  keine  Aussicht  boten,  die 
Kriegesgeissel  bald  zu  entfernen,  so  erneuerte  er  i.  J.  1638 
seinen  Antrag  auf  einen  längeren  Waffenstillstand,  während 
welchem  der  Friede  verhandelt  werden  sollte.  Richelieu,  vom 
Papste  gedrängt  und  von  einer  mehrjährigen  Waffenruhe 
grossere  Yortheile  als  von  der  Fortsetzung  des  Krieges  sich 
versprechend,  bewilligte  sie,  bedingte  aber  für  selbe  eine 
Dauer  von  10  bis  12  Jahren  und  den  ungestörten  Besitz 
dessen,  was  Frankreich  bis  dahin  in  Deutschland  erobert 
hatte.  Der  Papst  schlug  nun  auch  eine  Verlegung  der  Frie- 
denverhandlnngen  von  Köln  nach  Rom  vor,  sei  es,  dass  er 
hoffte,  sie  unter  seiner  Leitung  rascher  zu  beendigen,  oder 
dass  er  diessfalls  bloss  franzosischer  Einflüsterung  willfahrte. 
Nach  einer  mit  den  Churförsten  beider  Anträge  wegen  ge- 
nommenen Rücksprache,  forderte  der  Kaiser  das  Gutachten 
seines  geheimen  Rathes.  Dieses  lautete:  „Unbedingt  ver- 
werflich sei  die  Verlegung  nach  Rom,  weil  die  protestanti- 
schen Reichsstände  und  Schweden,  ohne  welche  Frankreich 
erklärt  habe,  nicht  unterhandeln  zu  wollen,  dagegen  sein 
würden,  dann  weil  Papst  Urban  schwer  erkrankt  ist,  und, 
fidls  er  stürbe,  dieses  wichtige  Geschäft  ins  Stocken  ge- 
rathen  konnte,  endlich  weil  der  König  von  Dänemark  als 
Vermittler  sich  beleidigt  fühlen  müsste.    Was  den  Wafien- 


150 

stillstand  anbelangt,  möge  der  Kaiser  den  vom  Prinzen 
Thomas  von  Savoyen  fräher  gestellten  aber  verworfenen  An- 
trag, einen  solchen  auf  zwei  bis  sechs  Monate  eingehen  zu 
wollen,  jetzt  annehmen,  doch  aber  in  Uebereinstimmong  mit 
der  Meinung  der  Churfarsten  bedingen,  dass  derselbe  an 
keinem  anderen  Orte  als  dort  verhandelt  werde,  wohin  man 
das  Hauptfiriedensgeschäft  ziehen  wird.  Der  geheime  Bath 
erinnere  an  Seiner  Majestät  frühere  Erklämng,  nknlich, 
einem  Partikularstillstande  Spaniens  hinsichtlich  des  Krieges 
in  Italien  nicht  entgegen  zu  sein,  dass  aber,  falls  derselbe 
geschlossen  werden  sollte,  von  Spanien  ausser  den  Snbsidien 
noch  zwei  Millionen  Beichsthaler  zur  Fortsetzung  des  Krie- 
ges in  Deutschland  begehrt  worden  seien.  Auf  dieses  Be- 
gehren sei  Spanien  nicht  eingegangen  ^ '). 

Gegen  eine  Frist  von  10  —  12  Jahren  sprach  sich  der 
geheime  Rath  aus  den  nämlichen  Granden,  welche  Ferdinand 
in  seinem  Gutachten  aus  Heilbronn  i.  J.  1635  angeführt 
hatte,  mit  der  grossten  Entschiedenheit  aus.  Innerhalb  zehn 
Jahren,  sagte  er,  würden  die  Franzosen  in  den  innegehabten 
Landestheilen  dermassen  sich  festgesetzt,  mit  den  Einwohnern 
sich  vermischt  und  nationalisirt  haben,  dass  es  selbst  mit 
Gewalt  nicht  mehr  möglich  wäre,  sie  wegzubringen.' 

Der  Stillstand  zerschlug  sich  ausser  den  von  kaiser- 
licher Seite  erhobenen  Anständen  auch  an  der  von  Frank- 
reich verworfenen  Forderung  Schwedens,  während  seiner 
Daner  jährlich  eine  Million  Livres  zu  entrichten.  Kurtz,  von 
Hamburg  zurückberufen,  begab  sich  zum  Könige  Christian 
nach  Glücksstadt,  wo  er,  bei  seiner  Ankunft  den  14.  April 
mit  Geschützsalven  und  anderen  Auszeichnungen  feierlich 
empfangen,  in  der  ersten  Unterredung  mit  dem  Grafen 
Ponz,  im  Namen  des  Königs  um  Mittheilungen  über  den 
Stand  der  pfalzischen  Angelegenheit  angegangen  und  ihm 
eröffiiet  wurde,  dass  die  Wünsche  und  Thätigkeit  des  Kräigs 


")  K.  BeiohMurchiy.  Sitning  Tom  9.  April  1639. 
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aaf  kein  anderes  Ziel  als  auf  Wiederherstellung  des  deutschen 
Reiches  in  den  vorigen  Stand  gerichtet  seien.  Hierauf  Tom 
Konige  empfangen,  erfuhr  Eurtz  aus  seinem  Munde,  dass 
tat  sum  Schutze  der  von  den  Bremern  hart  bedrängten  Olden- 
burger zwei  Orlogschiffe  auf  der  Weser  kreuzen  und  im 
Sond,  doch  noch  nicht  auf  der  Elbe,  vom  üentner  Salpeter 
einen  Zoll  von  14  Thal em  erheben  lasse.  Obgleich,  bemerkte 
Christian,  die  Holländer  sich  hierüber  ausserordentlich  be- 
schweren, so  kehre  er  sich  doch  nicht  daran,  weil  der  Sal- 
peter den  Feinden  des  Kaisers  zugeführt  werde. 

Der  Feldzug  von  1638  endete  mit  dem  schmählichen 
Suckzuge  des  Grallas  über  die  Elbe  nach  Böhmen  und 
Schleeien  in  die  Winterquartiere.  Bauer,  der  ihn  verfolgte, 
schrieb  den  Herzogen  von  Braunschweig- Lüneburg  den 
12.  Janner  1639,  sie  mochten  ihm  den  Eibübergang  ge- 
statten und  sein  Heer  mit  Lebensmitteln  versorgen.  Thäten 
tie  das,  so  verpfände  er  seine  Ehre,  dass  ihren  Unterthanen 
nicht  das  geringste  Leid  geschehen  werde  ^*).  Im  Gegen- 
satze zu  dieser  Aufforderung  erhielt  Herzog  Georg  die  des 
Grafen  Kurtz  zum  Angriffe  Bauers,  wozu  ihm  gleichzeitig 
Hatzfeld  ein  Hilfscorps  von  3500  Mann  anbot.  Georg  gab 
sehr  bald  zu  erkennen,  dass  er  sich  für  den  Reichsfeind, 
dem  er  heimlich  stets  anhing,  entschieden  habe.  „Dass 
Georg  gleich  vom  Anfange  an,  als  er  dem  Prager  Frieden 
beitrat,  es  nicht  ehrlich  mit  dem  Kaiser  meinte,  kann  auch 
sein  eifrigster  Lobredner  zu  behaupten  nicht  wagen/^  be- 
kennt selbst  Decken  lU,  174.  Wie  bei  Herzog  Bernhard 
von  Weimar,  der  als  eilfter  Sprosse  von  seinem  Staomihause 
nichts  zu  hoffen  hatte,  Ländergier,  wie  bei  Wilhelm  V.  von 


**)  In  emem  mu  vorliegenden  8clireiben  des  Henoges  Georg  an 
Bauer  vom  11.  Jltnner,  yerepricht  der  Henog  den  Oberst  Meyer  zn  beanf- 
timgen,  „dass  er  sowohl  dem  Herrn  (Baner)  als  anch  den  niedersXcIlsischen 
Kreis-Abgesandten  nothdtMUge  Convoy  anf  Winsen  oder  wohin  es  begehrt 
wird,  entgegenschieke  und  sieher  anf  Lüneborg  begleite,  wo  sieh  dann 
anch  die  Unsrigen  einfinden  werden.*'  Üainzer-Archiv. 
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Hessen -Kassel  der  Groll  wegen  der  Marburger-Erbsehaft- 
sache, den  Grund  zum  Abfall  von  der  nationalen  Sache 
lieferten,  so  bestand  für  Georg  eben  auch  kein  besserer  als 
der  verweigerte  Besitz  des  Bisthums  Hildesheim  ^').  Heuch- 
lerisch meldeten  die  drei  Herzoge  Friedrich,  August  und 
Georg  noch  den  18.  Janner  1639  dem  E^ser,  dass  sie  den 
King  von  der  Diversion  auf  Erfurt  abgehalten,  die  Ver- 
einigung desselben  mit  Bauer  verhindert,  und  den  Eibüber- 
gang des  Letztern  so  gut  es  möglich  war  „verhüthet^^ 
hätten.  Dagegen  zeigte  der  Churfurst  von  Sachsen  dem 
Kaiser  den  22.  Jänner  an,  dass  der  Eibübergang  Baners 
ohne  allen  Widerstand  geschehen  sei.  Da  diese  Anzeige 
glaubwürdig  ist,  so  leistete  Oberst  Meyer,  auf  dessen  Action 
die  Herzoge  sich  in  obigem  Schreiben  berufen,  offenbar 
einen  bloss  scheinbaren  Widerstand.  Herzog  Georg,  der 
BLauptagent  aller  Machinationen,  verleitete  besonders  noch 
die  niedersächsischen  Kreisstände  zur  Ergreifung 
der  Neutralität.  Der  E^ser  hatte  sie  mit  Schreiben  vom 
5.  Februar  davon  gemessen  und  drohend  abmahnen  lassen, 
Georg  dagegen  betrieb  in  einer  den  22.  Februar  den  Kreis- 
ständen übergebenen  Denkschrift  die  bewaffnete  Neutralität 
mit  dem  grossten  ISifer,  wobei  ihm  nicht  nur  ein  Auffor- 
derungsschreiben von  Salvius  und  dem  englischen  Gesandten 
zum  Anschlüsse  an  Schweden,  sondern  auch  die  wieder- 
holten Drohungen  Baners,  die  verlangten  Proviantlieferungen 


'*)  Decken,  der  dies  eingesteht,  sucht  gleichwohl  den  Hersog  da- 
durch SU  entschuldigen,  dass  er,  nach  Pofendorf,  dem  Kaiser  feindselige 
Gesinnnngen  gegen  das  Haus  Braunschweig  unterstellt«  Ferdinand  soll, 
bevor  Bauer  über  die  Elbe  ging,  den  Anschlag  ge&sst  haben,  Wolfen- 
büttel  für  sich  zu  behalten,  Calenberg  den  Tillyschen  Erben  einzurSumen, 
und  mit  den  ceUeschen  LSndem  eine  d&nische  offensive  Allianz  zu  er- 
kaufen. Abgesehen  von  der  bekannten  Parteilichkeit  Pufendorfs,  des 
schwedischen  Eeichshistoriographen,  und  von  dem  gewichtigen  Umstände, 
dass  wir  in  den  Protokollen  des  geheimen  Raths  von  keinem  dieser  An- 
schläge eine  Spur  entdeckten,  enthüUt  den  Ungrund  derselben  am  besten 
der  nach  (Georgs  Tod  mit  Friedrich  und  August  geschlossene  Goslarer- 
Vertrag. 
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mit  Gewalt  einzutreiben,  trefiflich  zu  statten  kamen  ^^).  Ab- 
geordnete der  Fürsten  und  Stande  von  Niedersachsen  er- 
schienen hierauf  in  Wien  und  überreichten  dem  Kaiser  ein 
ebenfalls  vom  22.  Februar  datirtes  Gesuch,  worin  sie  zur 
Mitwirkung  des  Friedens  sich  erbieten  und  die  Hoffnung 
aussprechen^  der  Kaiser  werde  „nicht  gemeint  sein,  sie  als 
das  rechte  subjectum  patiens,  über  welche  es  doch  endlich 
hinauslaufe,  von  den  (Friedens-)  Tractaten  ausschliessen,  son- 
dern vielmehr  mit  ihren  wohlgemeinten  Gedanken  und 
monitis  allergnädigst  hören.  Wofeme  der  Kaiser  den  nieder- 
aachsischen  Kreis  bei  dem  Reiche  erhalten  wolle,  müsse  er 
ihn  nicht  von  Kräften  bringen.  Sie  bitten  desshalb,  dass  er 
denselben  nicht  bloss  von  allen  kaiserlichen  und  Reichs- 
YÖlkem,  von  Einquartierungen  und  Kriegs-Exactionen  befreie, 
so  wie  die  noch  innehabenden  Festungen  ohne  Elntgelt  denen 
zurückstelle,  denen  sie  gehören,  sondern  auch  gestatte,  dass 
sie  um  gleiche  Bewilligung  auch  mit  den  Schwe- 
den unterhandeln,  was  alles  in  der  Absicht  geschehe, 
diesen  Kreis  zu  Sr.  Majestät  devotion  zu  erhalten.  Erbieten 
sich  dagegen  alle  Reichsanlagen  oder  an  deren  Statt  eine 
gewisse  „Abgifft^^  zu  entrichten.  Um  Beweise  dieser  Bereit- 
willigkeit zu  geben,  theilen  sie  im  Beischlusse  die  Erklärung 
eines  jeden  Ej*eisstandes  hinsichtlich  der  verlangten  150 
Romermonate  mit.  Sie  ersuchen,  die  pfalzische  Sache  von 
den  Hauptverhandlungen  des  Friedens  nicht  abzusondern 
und  verlangen  die  Schleifting  der  Festung  Dömitz,  als  eines 
Platzes  der  viel  schade  und  nichts  nütze.''  Ton  und  Inhalt 
dieser  Eingabe  weichen  von  der  damals  üblichen  Courtoisie 
so  bedeutend  ab,  dass  man  sie  am  kaiserlichen  Hofe  wohl 
unverschämt  gefunden  haben  dürfte.  Kurtz,  der  den  26. 
Februar  in  Lüneburg  eintraf,  konnte  sie  vermuthlich  nicht 
mehr  verhindernd^.   Hier  ist  nun   der  Ort  das  Verhalten 


*•)  Das  Schreiben  des  Salvios  im  k.  Reichsarchiye. 
*')  K.  Beichsarchiy.  Decken  theilt  dies  wichtige  Actenstäck  weder 
im  Auszüge  noch  in  den  Beilagen  mit. 
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des  Königs  von  Dänemark  in  dieser  Sache  zu  beleuchten. 
Zunächst  begegnen  wir  seiner  Verwendung  bei  dem  Kaiser 
vor  Baner's  Eibübergang,  die  Länder  der  Herzoge 
von  Braunschweig  mit  der  Einquartierung  von  kaiserlichen 
Truppen  zu  verschonen,  da,  sagt  er,  ihre  Truppen  zum 
Widerstände  gegen  die  Schweden  völlig  zureichten.  Wider- 
spricht nun  schon  diese  Thatsache  der  S.  152  Note  15  an- 
geführten Behauptung  Pufendorfs  und  Deckens  vom  Wechsel 
der  Politik  Christians  in  Folge  des ,  „ehe  Bauer  über  die 
Elbe  ging,'^  von  Ferdinand  gemachten  Anschlages  dem 
Könige  die  Länder  des  Herzoges  von  Gelle  zu  überlassen, 
so  stellt  sich  die  Grundlosigkeit  dieser  Angabe  vollends 
durch  das  Antwortschreiben  Christians  vom  22.  Juli  1639 
auf  die  Beschwerde  des  Kaisers  wegen  der  Neutralitat  der 
Herzoge  heraus.  Darin  äussert  er:  „Die  Entschuldigungs- 
gründe derselben  lassen  sich  schwer  zurückweisen,  erstlich 
weil  die  Herzoge  von  Braunschweig  den  Schutz  der  kaiser- 
lichen Armee  bedingt  hatten ,  dieser  aber  von  GraUas  nicht 
geleistet  wurde,  indem  er  die  Elbe  verliess  und  in  die  Winter- 
quartiere zog,  wodurch  den  Schweden  überall  Luft  gemacht 
worden  sei.  Dann  zweitens  wegen  der  Rückkehr  des  King 
und  seines  Einfalls  im  Calenbergischen ,  was  den  Marsch 
der  lüneburgischen  Mannschaft  nach  der  Weser  zur  Folge 
hatte.  Drittens  |komme  in  Betracht,  dass  die  Schweden  aUen 
zum  Uebergang  erforderlichen  Bedarf,  „der  in  Hamburg 
und  Dömitz  hätte  weggenommen  werden  können  und  sollen^ 
mitbrachten,  folglich  den  Uebergang  ohne  Schwierigkeit  zu 
bewerkstelligen  im  Stande  waren.  Wörtlich  heisst  es  zuletzt: 
„Wir  müssen  ihnen  (den  Herzogen)  das  Zeugniss  geben, 
dass  ihre  Consilia  stets  dahin  gericht  gewesen ,  wie  der 
Crais  zu  seiner  vorigen  Consistenz  gelange  und  die  Elbe 
imd  Weser  wider  fremde   Gewalt  gesichert   seien^^*).   Es 

")  K.  Eeiohsarehiy.  Alles  was  Pnfendorf  gegen  DSnemark  Tor- 
bringt,  heischt  bei  der  Benütsnng  Vorsicht,  denn  er  verfithrt  in  Beziehung 
auf  dasselbe  parteiisch. 
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bedarf  wohl  keiner  weiteren  Beweisführung,  um  einzusehen, 
dass  alles  was  Decken  lEL,  174  bis  177  über  Ferdinands 
böse  Anschläge  gegen  Braunschweig-Lüneburg  und  Christians 
Gesinnungswechsel  entwickelt,  eine  schwedische  Erfindung 
ist,  bei  der  nichts  als  die  Leichtgläubigkeit  deutscher  Ge- 
sehicbtschreiber  auffällt.  Lag  es  denn  in  der  Macht  des 
Kaisers  dem  Herzoge  das  Fürstenthum  Celle  ^  sein  recht- 
massiges Eigenthum,  wegzunehmen  und  es  dem  Dänenkönige 
an  schenken,  da  jener  nichts  gethan  hatte,  wodurch  es  ver- 
wirkt worden  wäre,  und  hatte  sich  Ferdinand  HL  einer  ähn- 
lichen Ungerechtigkeit  bis  dahin  oder  später  schuldig  ge- 
macht, von  der  sich  ein  analoger  Schluss  machen  liesse? 
Man  geht  wissentlich  unkritisch  zu  Werke,  wenn  es  sich 
um  Aufwälzung  einer  Schuld  bei  Habsburgem  handelt, 
allein  ersüich  erwirbt  man  damit  gewiss  nicht  den  Beifedl 
des  redlich  Gesinnten,  und  dann  erwächst  der  Wissenschaft 
von  derlei  Entstellungen  wahrlich  kein  Vortheil. 

Die  Feindseligkeit  der  Herzoge  von  Braunschweig- 
Lüneburg  und  ihre  Abtrünnigkeit  fällt  ihnen  allein  zur  Last; 
der  Kaiser  hat  keinen  Schuldantheil  daran.  Li  jener  schritten 
sie  selbst  bis  zur  Verweigerung  der  Romer-Monate  für  1639 
mid  Georg  forderte  nicht  bloss  die  Literessen  der  Reichs- 
feinde, sondern  stand  auch  fortwährend  mit  ihnen  im  Ver- 
kehr, imd  schloss  sich  ihnen  zuletzt  gänzlich  an.  „Wäre 
Herzog  Jörg  mit  einer  jährlichen  Pension  zu  obligiren,^^  schrieb 
Oxenstjema  an  Salvius  den  1.  März  1639,  „so  wollen  wir 
nicht  auf  die  Kosten  sehen.  Als  er  noch  kein  regierender 
Herr  war,  hatte  er  von  Seiner  Majestät  selig  (Gustav  Adolph) 
5000  Rth.  fondirt,  ob  er  jetzt  mit  10.000  Rth.  zu  gewinnen 
wäre?"  *•)  Wie  wir  bald  sehen  werden,  hätte  Oxenstjema 
nicht  nothig  gehabt  zu  fragen.  Für's  Erste  war  Herzog 
Georg  indessen  doch  nur  bestrebt,  die  eingenommene  neutrale 
SteUung  zu  behaupten. 


'*)  Geijer,  ül,  309,  Hole  3. 
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Drei  uns  vorliegende  Berichte  bezeugen  es,  dass  dem 
Baner  an  der  Elbe  von  Braunschweig  nicht  widerstanden 
wurde*®).  Pfui,  von  Baner  miteiner  Abtheilung  vorangeschickt, 
blieb  unangefochten,  worauf  Baner  mit  der  ganzen  Armee 
und  Artillerie  ihm  folgte,  und  den  nicht  zugefrorenen 
Strom  in  bester  Ordnung  passirte.  Die  angebliche  Operation 
des  Oberst  Meyer  war  weiter  nichts  als  eine  Spiegelfechterei 
Damit  auch  Gallas  keine  Hindernisse  bereite  und  aus  dem 
Lüneburgischen  sich  entferne,  hatte,  wie  wir  oben  anfahrten, 
Christian  seine  Verwendung  bei  dem  Kaiser  eintreten  lassen. 
Die  Schändlichkeit  und  Schädlichkeit  dieser  Intriguen,  mit 
denen  Christians  Friedenspolitik  grell  contrastirt,  erhöhte 
der  Umstand,  dass  Baner  im  Feldzuge  von  1639  die  Ab- 
sicht hatte,  den  Krieg  in  die  kaiserlichen  Erbstaaten  zn  ver- 
setzen und  ihn  dort  mit  der  Vertreibung  der  Habsburger 
zu  beendigen.  Den  Herzogen  von  Braunschweig  war  dieser 
Plan  nicht  verborgen.  Dem  Kaiser  blieben  aber  auch  ihre 
Absichten  kein  Geheimniss,  was  schon  allein  aus  der  Inter- 
ception  aller  Briefe  des  Daniel  Mithof  an  den  niedersachsi- 
schen  Secretär  Jos.  Hettler  in  Hamburg  hervorgeht.  Dagegen 
scheint  der  Kaiser  über  Christians  Intentionen  fortwährend 
im  Unklaren  gewesen  zu  sein,  weil  er  ihm  noch  den  1.  März 
meldete,  dass  er  den  Piccolomini  zur  Abwehr  Bauers  eiligst 
berufen  habe  und  ihn  auffordert,  zur  Vertreibung  der  Schwe- 
den kräftig  mitzuwirken.  Christian  hatte  durch  seine  Partei- 
nahme für  Braunschweig  das  Gegentheil  vom  Verlangten 
gethan. 

„Entweder  wendet  sich  Baner  Erfnrt  oder  der  Weser 
zu,^^  berichtete  der  Churfürst  von  Sachsen  dem  Kaiser,  als 
er  ihm  den  Eibübergang  anzeigte.  Wirklich  brach  Baner 
eilig  nach  Thüringen  auf,  um  Erfurt  gegen  den  kaiserlichen 
Feldzeugmeister  ^alia  zu  sichern,  der,  wir  wissen  nicht  wie, 
seiner  Gefangenschaft  entronnen  war,    und  jetzt  in  Muhl- 


*")  Pafendorf  sagt  sehr  bestiaimt  das  NSmliche. 
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liausen  stand,  willens  dem  verdrängten  Gallas  nach  Böhmen 
zu  folgen.  Vor  der  schwedischen  Uebermacht  eilig  zaräck- 
weichend,  ward  Salis  von  Pfui,  dem  die  Sachsen  den  Ueber- 
gang  über  die  Saale  zu  wehren  unterliessen,  ereilt,  geschlagen 
und  mit  einem  Theile  seiner  Mannschaft  gefangen.  Baner, 
der  die  Saale  bei  Halle  überschritt,  besetzte  Zwickau,  wo 
er  2000  Pferde  erbeutete,  die  ihm  zur  Remontirung  seines 
Heeres  trefflich  dienten.  Während  Stälhandske  das  sächsische 
gegen  Dresden  zurückweichende  Heer  verfolgte,  unternahm 
Bauer  die  Belagerung  Freibergs,  welches  vom  13.  bis 
30.  März  sich  unbezwungen  hielt,  obgleich  an  letzterem 
Tage  Bresche  geschossen  und  heftig  gestürmt  worden  war. 
Es  hätte  sich  aber  am  folgenden  Tage  doch  ergeben,  wäre 
nicht  noch  am  30.  März  Marazzini  mit  eilig  zusammen- 
g&ntttem  Kriegsvolke  erschienen.  In  dem  sogleich  sich  ent- 
sponnenen  Treffen  verloren  die  Schweden  einen  Oberst, 
einen  Oberstlieutenant,  900  Gemeine  und  etliche  Kanonen. 
Baner,  vollständig  besiegt,  zog  sich  eilig  nach  Zwickau 
zoräck*^).  Kaiserliche  und  sächsiche  Truppen  eroberten  den 
4.  April  Altenbarg,  Stadt  und  Schloss.  Unter  den  6e- 
fiingenen  befand  sich  Gustav  Baner,  Vetter  des  schwedischen 
Heerführers,  auch  fielen  beträchtliche  Vorräthe  und  Kostbar- 
keiten in  ihre  Hände.  Aber  am  nämlichen  Tage  brach  Tor- 
8ten88on  zur  Vereinigung  mit  Baner  von  Halberstadt  auf, 
und  bereits  seit  dem  10.  Mäi'z  besassen  die  Schweden 
Dem  min.  Ohne  einen  Schuss  zu  thun,  und  wiewohl  vom 
Anzüge  eines  Hilfscorps  benachrichtigt,  hatte  der  Comman- 
dant,  Oberstlieutenant  Miniati,  diese  wichtige  Festung  über- 
geben. Puchheim  und  Marazzini,  in  einer  schlecht  gewählten 
SteUong  hinter  Chemnitz  den  14.  April   von  Baner  an- 


'1)  K«k.  Kriegsarchiv.  Adlzreitter,  dem  Barthold  nachschrieb,  l&st 
irie  Pnfendorf  Freiberg  yon  Pachheim  statt  yon  Marazsini  entsetzen,  und 
den  Baner  statt  nach  Zwickau  nach  Zeitz  zurückweichen.  Wir  halten  uns 
an  die  dienstlichen  Actenberichte ,  mit  denen  auch  das  Theatrum  Europ. 
übereinstimmt. 
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gegriffen,  erlitten  eine  Niederlage,  von  welcher  der  Kaiser 
sagt:  „dass  der  Kern  der  Infanterie  dabei  verloren  ging," 
Gallas  aber  diesem  Verlaste  auch  noch  den  eines  Theiles 
der  Reiterei,  des  Geschützes  und  Gepäckes  hinzufugt  und 
äussert:  „Diese  Affaire  ist  wider  meine  und  des  Chur- 
fursten  Ordre,  wider  alle  Raison,  muthwilligerweise  causirt  **). 
Rasch  traf  der  Kaiser  nach  diesem  Unfälle  die  umfassend- 
sten Anstalten  zur  Deckung  der  bedrohten  Erbstaaten.  In 
Eilmärschen  sandte  er  einige  Regimenter  nach  Böhmen,  rief 
den  Hatzfeld  mit  5000  Mann  dahin,  verlangte  vom  Gou- 
verneur von  Mailand  ein  Hilfscorps  von  8500  Mann,  und 
falls  dieses  abgeschlagen  werden  sollte,  war  Piccolomini  ge- 
heissen,  6500  Mann  seines  eigenen  Armeecorps  zu  senden. 
Bauers  Unthätigkeit,  veranlasst  durch  die  Schwierigkeiten 
bei  weiterem  Vorrücken,  sicherten  den  Erfolg  der  vom 
Kaiser  ergriffenen  Massregeln.  Nach  einem  zweiten  miss- 
lungenen  Versuch  auf  Freiberg  belagerte  Baner  Pirna,  wo 
er  so  lange  verzog,  dass  Gallas  schreiben  konnte:  „Der 
Feind  verfolgt  seinen  Sieg  nicht.  Die  ganze  Zeit  hat  er 
vor  Pirna  gelegen,  von  wo  er  mit  Schand  und  Spott  hat 
abziehen  müssen.  (Er  erstürmte  zwar  die  Stadt,  nicht  aber 
das  Schloss  Sonnenstein.)  Jetzt,  den  27.  Mai,  ist  er  mit  der 
ganzen  Macht  gegen  Melnik  aufgebrochen.  Den  Torstensson 
hat  er  mit  4000  Mann  vorausgeschickt,  um  Kriegssteuem  in 
der  Lausitz  einzutreiben.  Sobald  Hatzfeld  angekommen 
sein  wird,  werden  die  Operationen  von  Prag  aus 
(wo  Gallas  sich  bereits  befand)  Wiederbeginnen.^^  Baner 
mochte  wohl  ein  Vorgefühl  von  der  Unbezwingbarkeit  des 
gewaltig  aufgerüttelten  böhmischen  Leues   haben,    weil    er 


**)  Bei  dieser  Niederlage  wurde  auch  die  sächsische  Armee  zu 
Grunde  gerichtet  und  Schleinits  und  Unger  gefSangen  genommen.  Puch- 
heim,  der  gleiches  Schicksal  hatte,  ward  noch  überdiess  von  Gallas  in 
Anklagestand  versetst  Dasselbe  geschah  auch  mit  Büniati.  Er  scheint 
aber  diesesmal  der  wohlverdienten  Strafe  entgangen  zu  sein,  weil  wir 
ihn  später  als  Festungscommandanten  von  Olmütz  angestellt  treffen. 
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erst  vorsichtig  den  Stalhandske  und  Wrangel  vorangehen 
Hess,  und  diesen,  nachdem  sie  Melnik,  Leitmeritz,  Laun, 
Tetschen  genommen  hatten,  langsam  und  unschlüssig  nach- 
sog. Unterwegs  bewies  er  noch  zwei  anderen  kaiserlichen 
Generälen,  dem  Hofkirchen  und  Montecuculi,  die  Ueberlegen- 
heit  seines  Feldherrentalents.  Listig  verlockte  er  sie,  ihm 
ein  Treffen  zu  liefern,  nahm  dann  bei  demselben  beide  ge- 
fsrngen,  übersetzte  die  Elbe,  und  lagerte  sich  den  29.  Mai 
eine  Stunde  vor  Prag. 

Wir  unterbrechen  hier  die  Darstellung  der  folgenden 
Kriegsereignisse,  um  den  Lesern  eine  vom  Churfursten  von 
Sachsen  entworfene  Schilderung  der  kaiserlichen  und 
schwedischen  Armee  mitzutheilen,  da  dies  einigermassen 
es  erklart,  wesshalb  jene  beständig  im  Nachtheile  sich  be- 
fand. „Das  schwedische  Heer,^^  sagt  Johann  Georg,  „ist 
aus  drei  verschiedenen  Bestandtheilen  zusammengesetzt, 
a)  aus  eingeborenen  Schweden,  von  denen  wir  wissen,  dass 
sie  auf  dem  Schlachtfelde  eher  sich  niedermachen  lassen,  als 
den  Befehlen  ihrer  Anfuhrer  ungetreu  zu  werden ;  b)  aus  Sold- 
völkern verschiedener  Nationen,  als:  Engländer,  Franzosen, 
Deutsche;  diese  reihen  sich  dem  schwedischen  Heere  dess- 
halb  lieber  als  dem  kaiserlichen  ein,  weil  Raub  und  Plün- 
derung bei  letzterem  zwar  nicht  immer,  doch  aber  häufiger 
ak  bei  jenem  Bestrafung  nach  sich  ziehen,  und  weil  „von 
den  Kaiserlichen  überhaupt  nicht  gar  so  licentios  nachge- 
setzt wird'^ ;  c)  aus  Verbannten  und  Vertriebenen  der  kaiser- 
lichen Erbländer,  deren  das  Schwedenheer  eine  grosse  An- 
zahl aus  Gestenreich,  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  ent- 
hält und  deren  Kinder,  in  dem  zwölf-  bis  fünfzehnjährigen 
Exil  herangewachsen,  ebenfalls  Kriegsdienste  nahmen.  Wäh- 
rend diesen  Leuten  alle  Aussicht  zur  Rückkehr  in  ihr  Vater- 
land benommen  ist ,  werden  sie  von  den  schwedischen 
Ministern  ihrer  Restitution  fortwährend  vertröstet.  Das  be- 
wirkt, dass  sie  mit  dem  Muthe  von  Verzweifelnden  kämpfen 
und    einer   gegen   zehn  Mann   steht.    Alle  diese  hegen  die 
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Hoffnung,  zum  Wiederbesitz  ihrer  eingezogenen  Grüter  mit 
Hilfe  der  Schweden  zu  gelangen.  Uebrigens  ist  diesen  ver- 
schiedenen Parteien  das  Streben  gemeinsam,  gute  Beute  zu 
machen  und  sich  und  die  ihrigen  aus  dem  deutschen  Säckel 
zu  bereichem." 

„Bei  dem  kaiserlichen  Kriegsheere,  dessen  Bestimmung 
Schutz  und  Rettung  der  Deutschen  ist,  besteht  keine  geringere 
Raubbegierde.  Wiewohl  der  Kampf  einer  gerechten  Sache 
gilt,  sind  doch  wegen  der  Unthaten  der  Soldateska,  Mnth, 
Herz  und  Freudigkeit  im  Dienste  bedeutend  geschwunden. 
Es  gibt  nebstdem  noch  andere  arge  Gebrechen.  Wenige 
Oberste  befinden  sich  bestandig  bei  der  Armee.  Häufig  sind 
ihrer  so  viele  abwesend,  dass  ihre  Truppe  nicht  immer  selbst 
von  ihnen  angeführt  wird.  Es  gibt  auch  eine  Menge  Titolar- 
Befehlshaber,  welche  sich  ganz  anderswo  aufhalten  und  ihre 
Regimenter  nie  zu  Gesicht  bekommen.  Dann  ist  auch  das 
ein  grosser  Uebelstand,  dass  die  im  kaiserlichen  Heere 
dienenden  protestantischen  Officiere,  selbst  wenn  sie  nicht 
sonderlich  religiös  gesinnt  sind,  doch  ein  grosses  Aergemiss 
an  der  Übeln  Behandlung  ihrer  Glaubensgenossen  nehmen, 
daran,  dass  man  diese  von  Haus  und  Hof  verjagt,  ihnen 
das  Begräbniss  verweigert  u.  s.  w.  Die  Verstimmung  dar- 
über unterhält  besonders  das  stete  Vorgeben  der  Feinde, 
die  Waffen  lediglich  zum  Schutze  des  protestantischen  Be- 
kenntnisses zu  fuhren.  ^Aus  dem  Kriege  wird  eine  rechte 
Merkanzie  und  beharrliche  Negociation  gemacht  Zu  Grande 
Gegangene  erholen  sich  an  den  freigelassenen  Tauben, 
d.  i.  am  Plündern,  Rauben,  Brandschatzen.  Die  Befehlshaber 
wollen  gleich  Grafen  und  Fürsten  behandelt  werden,  ent- 
wickeln auch  einen  diesen  entsprechenden  Glanz  und  Auf- 
wand, halten  eine  fireie  und  üppige  Tafel,  haben  Junker, 
Kammerdiener,  Edelknaben  und  Secretäre  in  merklicher  Ziahl 
bei  sich.  Sind  Heeresreductionen  in  Antrag,  so  suchen  sie 
allerlei  Mittel  und  Wege  selbe  zu  verhindern,  und  werden 
sie  abgedankt,  so  treten  sie  lieber  in  die  Dienste  des  Fein- 
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dee,  als  dass  sie  von  ihrem  üppigen  lieben,  Staat  und  Prunk 
abliessen,  oder  sie  verlegen  sich  mit  ihren  Officieren  auf 
Plünderung  und  Raub.  Sie  werden  übermässig  besoldet, 
und  schon  ist  es  so  weit  gekommen,  dass  die  Solda- 
teska sich  Hoffnung  macht,  Herr  des  Landes  zu 
werden." 

Mit  des  Ejjeges  furchtbaren  Macht  ging  also  auch  noch 
die  Ge&hr  einer  Militär-Revolution  und  Pratorianerherrschaft 
neben  her.  Indessen  hat  der  Churfurst  hier  oben,  wie  es 
scheint  aus  Schonung  far  den  Kaiser,  gewisse  andere  Gre- 
brechen  unberührt  gelassen.  Sie  betrafen  die  Anstellungen 
und  das  Verpflegswesen.  Für  jene  entschieden  nicht 
immer  Talent  und  Verdienst,  sondern  häufig  die  Hofgunst 
allein.  Grallas  und  Savelli  hätten  sich  unmöglich  halten  können, 
waren  sie  nicht  von  der  Hofpartei  begünstigt  worden.  Die 
KaiserinMaria  schob  nicht  bloss  in  Oesterreich  ihre  Günstlinge 
vor,  sondern  strebte  selbst  einenEinflnss  auf  die  Anstellungen 
in  Spanien  an.  Selbst  die  Kaiserin  Eleonore  fuhr  im  Witwen- 
stande fort,  den  Italienern,  ihren  Landsleuten,  mit  empfehlen- 
den Handbilleten  Anstellungen  zu  verschaffen.  Dieses  Partei- 
getrieb am  Hofe  des  Kaisers  war  freilich  auch  anderen 
Höfen  gemein,  allein  dort  wie  überall,  wo  es  geduldet  wurde, 
▼errieth  sich  darin  eine  Schwäche  der  Regierung,  und  der 
Kii^fuhrung  in  Oesterreich  bereitete  es  grosse  Nachtheile. 
Das  Eine  verdient  indessen  gerühmt  zu  werden,  dass  näm- 
licfa  bei  der  AnsteUung  von  Befehlshabern  keine  Rücksicht 
auf  das  Glaubensbekenntniss  genommen  wurde.  Hiervon 
bietet  der  Uebertritt  des  hessen-kasselschen  Generallieutenants 
Melander  in  kaiserliche  Dienste  ein  Beispiel.  Im  Mai 
des  Jahres  1639  bekam  der  kaiserliche  Commissär  Freiherr 
von  Böhmer  neuerdings  den  Auftrag,  mit  Melander  „weiter 
zu  tractiren^S  ^^^  ^^^  Grrafenstand,  die  Feldmarschalls-Stelle 
und  die  Herrschaft  Idstein  anzubieten,  wenn  er  allein  oder 
mit  einem  Theile  der  hessischen  Truppen,  deren  Oberbefehl 

Koch,  Getdüdit«  FtrdloaDd«  III.    I.  Bd.  11 
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er  führte,  zum  Kaiser  übergehen  wolle  **).  Tüchtige  Generale 
zu  erwerben^  war  der  Kaiser  fortwährend  bestrebt,  da  er 
den  Mangel  an  denselben  sich  nicht  verhehlen  konnte*  Gustav 
Adolph  hatte  eine  Heldenschule  gegründet,  und  seinem 
Heere  eine  ganz  neue,  hauptsächlich  durch  grossere  Beweg- 
lichkeit der  Mannschaft  sich  auszeichnende  Organisation  ge- 
geben, welche,  wie  es  scheint,  bei  dem  kaiserlichen  Heere 
nicht  nachgeahmt  worden  ist.  Ob  der  Verdacht  von  Be- 
stechung, dem  nicht  bloss  Götz,  sondern  selbst  Gallas  ver- 
fiel, Grund  habe,  lässt  sich  nicht  mehr  ermitteln,  aber  mdir- 
j&che  Anzeichen  sprechen  dafür.  —  Auf  die  Heeres- Ver- 
pflegung verstand  man  sich  zu  jener  Zeit  überall  schlecht, 
doch  gewinnt  es  den  Anschein,  als  habe  der  kaiserliche  Hof- 
kriegsrath  in  diesem  Verwaltungszweige  die  mindeste  Ge- 
schicklichkeit und  Thätigkeit  entwickelt.  Wir  wollen  übrigens 
nicht  verschweigen ,  dass  der  Grundsatz  der  Schweden: 
»Der  Krieg  nährt  den  Kriegt,  kaiserlicherseits  nicht  ange- 
wandt werden  konnte,  und  dass  man  mit  ungleich  grösseren 
Schwierigkeiten  als  die  Feinde  bei  der  Sorge  für  den  Unter- 
halt des  Heeres  za  kämpfen  hatte;  allein  die  kaiserlichen 
Generäle  Hessen  sich  diese  Sorge  ebenfalls  nicht  angel^^ 
sein,  daher  der  gemeine  Soldat  immerfort  auf  Baub  und 
Plünderung  angewiesen  war,  um  sich  zu  nähren  und  zu 
kleiden. 

Trug  die  Fahrlässigkeit  einestheils  nicht  wenig  zum 
Verfall  der  Kriegszucht  bei,  so  forderte  diesen  andern- 
theils  besonders  noch  der  schon  auf  dem  Ghurfurstentag 
von  1637  gerügte  Gebrauch,  das  Heer  mit  Verbrechern  und 
Taugenichtsen  zu  füllen.  Wie  gross  übrigens  die  Ausschwei- 
fungen der  kaiserlichen  Truppen  gewesen  sein  mögen,  von 
denen  der  Schweden  und  ihrer  deutschen  Bundesgenossen 
wurden  sie  doch  noch  übertroffen,  da  nach  Gustav  Adolphs 
Tod  die  Disciplin  nicht  mehr  aufrecht  erhalten  wurde,  und 


'))  K.  k.  KriegsarchiY. 


die  schwedischen  Heerführer  —  Baner,  Torstensson,  Wrangel, 
Königsmark,  selbst  grausamer  Genröthsart  waren.  Der  Kri^, 
auf  hunnisch-barbarische  Weise  gefuhrt,  trog  die  Verwüstung 
▼or  sich  her  und  liess  eine  Verödung  hinter  sich,  in  welcher 
alle  Mens(^nspuren  verwischt  waren.  Friedliche  Bewohner^ 
welche  den  Metzeleien  oder  dem  Tode  im  Feuer  der  nieder* 
gebrannten  Ortschaften  entrannen,  hauchten  das  Leben  unter 
den  raffinirtesten  Martern  der  Grelderpressung  aus,  und  amr 
Sdiande  unserer  Nation  bedienten  sich  des  Schwedentrankes^ 
dieses  teufiischen  Mittels,  auch  die  Truppen  des  Herzogs 
Bernhard  — des  Grossen.  Frevel  aller  Art,  unter  denen  die 
am  weibischen  Geschlechte  verübten,  welche  meist  nttge- 
stiaft  blieben,  obenan  stehen,  bezeichnen  die  Churförsten  in 
ihrer  Beschwerde  über  die  Kriegführung  mit  dem  Aus« 
drucke :  „sie  seien  so  abscheulich  und  unerhört,  dass  darob 
die  Sonne  am  Himmel  sich  entfärben  sollte.^  Im  kaiserlichen 
Heere  verübten^  die  ärgsten  Grrauel  und  Grausamkeiten  die 
Ooaten  des  Isolani;  aber  beinahe  wird  num  versucht  zu 
glanbeq,  dass  die  im  Schwedenheere  zahlreich  angestellten 
Prediger  bloss  da  waren,  um  den  Fanatismus  anzufachen 
und  die  falsdien  Propheten  der  aus  politischen  Gründen 
schamlos  getriebenen  Religionsgleissnerei  vorzustellen.  Nur  die 
Macht  der  Vormiheile  erklärt  dem  von  den  Schweden  sorg- 
nUtag  genährten  V\^ahn  der  protestantischen  Bevölkerung 
[>eat8chlands,  dass  sie  für  den  gefährdeten  Glauben  kämpfen ; 
Anschauung,  welche  der  intelligentere  Theil,  ohne  sie  zu 
I,  dennoch  aus  purem  confessionellen  Hasse  im  Volke 
ro  verlM^ten  und  festzuhalten  strebte. 

Lassen  wir  einstweilen  Baner  vor  Prag,  um  nach  Herzog 
Bernhard  von  Weimar  zurückzublicken.  Nach  dem  Falle 
ron  Breisach  gab  es  für  den  Herzog  weiter  keinen  Grund 
mi  Oberrhein  stehen  zu  bleiben,  denn  der  ungestörte  Be^ 
iitx  von  Vorderösterreich  war  ihm  gesichert.  Leiteten  seine 
tri^erischen  Unternehmungen  ein  besseres  Princip  alsSelbst- 
Bucht,  so  musste  er  jetzt  die  Waffen  dahin  tragen,  wo  das 
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gemeinsame  Interesse  derGonfoderirten  es  heischte.  Er  musste 
sogleich  der  Donau  entlang  nach  Bayern  und  Oesterreich 
Yorbrechen,  um  Bauers  Vordringen  von  der  nördlichen  Seite 
so  nachhaltig  zu  unterstützen,  dass  beide  in  Wien  sich  die 
Hände  reichen  konnten.  Allein  statt  diesen  von  den  Schwe- 
den ihm  eindringlich  nahe  gelegten  Plan  zu  verfolgen,  unter- 
nahm er,  lediglich  seiner  Interessen  bedacht,  einen  Er- 
oberungszug in  der  Freigrafschaft  und  imElsass,  und  schickte 
sich  erst  nach  seiner  Rückkehr,  anfangs  Juli  1639^  zum 
Bheinübergang  an.  In  Hüningen  plötzlich  erkrankt,  Hess  er 
sich  sogleich  zu  SchiiSe  nach  Neuenburg  bringen,  wo  die 
Krankheit,  ein  bösartiges  Fieber,  einen  so  raschen  Verlauf 
nahm,  dass  er  ihr  am  fünften  Tage  nach  dem  Ausbrudie, 
nämlich  den  achten  Juli,  erlag.  Die  gemeine  Sage  liess  ihn 
an  Crift  umgekommen  sein  und  beschuldigte  Spanien,  den 
Kaiser  und  Frankreich;  dieses,  weil  es  alle  Eroberungen 
des  Herzogs  für  sich  in  Anspruch  nahm  und  darüber  ein 
ernster  Streit  mit  ihm  entstanden  war,  der  zu  einem  förm- 
lichen Bruche  auszuschlagen  drohte,  das  Haus  Habsburg 
aber,  weil  es  sich  dieses  gefahrlichen  Feindes  nach  kurz 
vorher  neuangestellten  und  misslungenen  Versohnungsver^ 
suchen  endlich  glaubte  entledigen  zu  müssen.  Warum  hätte 
es  so  lange  gewartet  und  welchen  Vortheil  bot  ihm  der 
Tod  des  Herzogs,  da  durch  ihn  die  Gefahr  wuchs,  dass 
Frankreich  dessen  Eroberungen  an  sich  reissen  werde  ?  Den 
Vergiftungsverdacht,  den  man  heutzutage  allgemein  fallen 
lässt,  schlägt  wohl  am  besten  der  Umstand  nieder,  dass  die 
Todeskrankheit  des  Herzoges  ein  Rückfall  in  dasselbe  typhöse 
Fieber  war,  woran  er  früher  schon  erkrankte.  Der  Mark- 
graf von  Baden  lässt  ihn  in  seinem  Berichte  (im  k.  k.  Kriegs- 
archive) an  der  Pest  sterben,  worunter  wahrscheinlich  eine 
Seuche  im  weimarschen  Lager  zu  verstehen  sein  dürfte.  Das 
Zerwürfiiiss  Bernhards  mit  dem  französischen  Gabinete  be- 
nützend, hatte  der  Kaiser  seinen  Rath  Heusner  von  Wan- 
dersieben nach  Basel  geschickt,    um  mit  dem  Herzoge  zu 
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unterhandeln,  und  in  gleicher  Absicht  hatte  sich  auch  ein 
spanischer  Gesandter  bei  ihm  gemeldet.  Entschlossen,  sich 
unabhängig  in  seinen  Eroberungen  zu  behaupten,  ging  er 
auf  die  Anträge  des  Kaisers  und  Spaniens  gar  nicht  ein, 
und  setzte  andemtheils  den  französischen  Ansprüchen  die 
hartnäckigste  Weigerung  entgegen.  In  seinem  Testamente 
▼erordnete  er  zwar,  dass  die  eroberten  Länder,  damit  sie 
▼om  deutschen  Reiche  nicht  abkämen,  von  seinen  Brüdern 
übernommen  werden  sollten,  allein  diese  Bestimmung  gab 
gegen  ihren  Verlust  schon  desshalb  keine  Bürgschaft,  weil 
Er  lach,  der  hervorragendste  seiner  Generäle,  dem  er  nebst 
dem  Grafen  von  Nassau,  Ehm  und  Rosen  mit  dem  Com- 
mando  der  hinterlassenen  Armee  betraute,  wenige  Monate 
vorher  mit  einem  Jahrgeld  von  12.000  Livres  für  Frankreich 
gewonnen  worden  war. 

Gleich  nach  Bernhards  Tod  erschien  der  französische 
Marschall  Ghiebriant  in  Breisach  und  bemühte  sich  das 
Officiercorps  auf  seine  Seite  zu  ziehen.  Von  Erlach  unter- 
stützt, entstand  grosser  Zwiespalt  in  der  weimarschen  Armee, 
da  Nassau,  Ehm  und  Hattstein  sich  der  Ueberantwortung 
Breisachs  an  Frankreich  beharrlich  widersetzten.  Erlach 
griff  nun  zu  dem  Mittel  der  Bestechung,  womit  er  die  Com- 
mandanten  von  Breisach,  Freiburg  und  Rheinfelden  ge- 
wann**). Einigen  Abbruch  that  ihm  aber  der  Kaiser,  theils 
durch  das  an  die  weimarsche  Armee  erlassene  Abberufungs- 
sdireiben  vom  29.  Juli,  und  die  dem  Churfursten  von  Mainz 
ertheilte  unbedingte  Vollmacht  mit  den  zumUebertritt  bereit- 
willigen Officieren  zu  unterhandeln,  und  theils  durch  die 
auf  seinen  Befehl  von  Heusner  angestellten  Versuche  sie 
dazu  zu  bewegen.  Die  an  die  Verpflichtungen  gegen  das 
Vaterland  mahnenden,  verschiedene  Vortheile  bietenden 
kaiserlichen  Abberufungserlasse  blieben  nicht  gang  erfolglos. 


'*)  BS 86  II,  654  gibt  an,  dass  der  feile  Bchweiaer  die  Kasse  Bern- 
hards erbrochen  und  200.000  B.  Th.  aus  derselben  yertheilt  habe,  und 
dass  spXter  d'Oissonville  mit  600.090  Livres  im  weimarschen  Lager  ankam. 
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dagegen  war  die  Sendung  Conrads  von  Lützow  an  die  drei 
weimarschen  Brüder  und  die  Mahnung  verfehlt,  „Bemhardfi 
Truppen  dem  Kaiser  zu  überlassen  und  dafür  zu  sorgen, 
dass  Breisach  als  des  Reiches  rechter  Schlüssel,  nicht  in 
fremder  Potentaten  Gewalt  komme.^  Der  Kaiser  verlangte 
damit  etwas  den  Herzogen  Unmögliches.  Offenbar  erkannte 
er  nicht  sogleich,  dass  ihnen  die  vier  Armee-Directoren  und 
Frankreich  alle  freie  Verfügung  entwunden  hatten.  Der 
Kaiser  verlangte  von  den  Herzogen  noch  weiter,  dass  sie 
sich  die  Zurückbringung  Breisachs  ^gegen  eine  ansehnliche 
Kecompenz^  angelegen  sein  lassen,  und  versprach  auf  Herzog 
Bernhards  Nachlass  „für  jetzt  und  für  die  Zukunfl^  zu  ver- 
zichten. Er  fugte  dem  noch  wegen  Erfurt,  falls  es  zurück- 
erobert werden  sollte,  das  Versprechen  des  Unterhalts  einer 
aus  eigenen  und  mainzischen  oder  kaiserlichen  Truppen  ge- 
mischten Besatzung  bis  zum  Frieden  bei'^). 

Keiner  von  den  drei  sachsischen  Herzogen  begab  sich 
nach  Breisach,  vermuthlich  weil  sie  voraussahen,  dass  es 
ihnen  nicht  gelingen  werde,  den  Länderbesitz  ihres  verstor- 
benen Bruders  sich  anzueignen.  Sie  betrieben  daher  bloss  die 
Auslieferung  seiner  Fahrnisse.  Dagegen  kamen  die  Agenten 
anderer  Bewerber,  reichlich  mit  Geld  versehen,  dahin.  Der 
früher  schon  genannte  Flemming  eröffiiete  den  weimarschen 
Officieren,  dass  sein  Herr,  der  Konig  von  England,  bereit 
sei,  den  Pfalzgrafen  Karl  Ludwig,  seinen  Neffen,  wenn  er 
das  weimarsche  Heer  an  sich  brächte,  zur  Fortsetzung  des 
Kiieges  mit  einer  Million  B.  Th.  und  monatlichen  60.000 
Philippsthalem  zu  unterstützen*^).  Es  bildete  sich  wirklidi 


'')  K.  Beicbiarchiy.  Statt  Lotzow  nennt  Böse  II,  340  Mislaw  als 
Gesandten.  Alles,  was  er  von  der  geheimen  Unterredung  des  letstem  mit 
Herzog  Wilhelm  ohne  Angabe  der  Qaelle  mittheilt,  namentlich  dass  der 
Henog  sich  des  Heeres  und  der  Eroberung  seines  Bruders  unter  dem 
Scheine  bemSchtigen  müsse,  an  dessen  Stelle  den  Krieg  fortführen  an 
wollen  (eine  schon  an  sich  sehr  unwahrscheinliche  Zumuthung),  fanden 
wir  in  den  Acten  nicht. 

**)  K.  Beichsarchiv. 
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eine  pfälzische  Partei,  an  deren  Spitze  Ehm  stand  und  dem 
sich  (nach  Heusners  Angabe)  alle  Obersten  der  Keiterei  an- 
schlössen. Von  dieser  Partei,  behauptete  Flemming  später^ 
sei  der  Pfiüzgraf  angefordert  worden,  bei  der  Armee  per* 
s&nlich  zn  erscheinen.  Wir  glauben,  dass  dieser  Agent,  bevor 
eine  pfälzische  Partei  bestand,  ihn  herbeigerufen  habe.  Karl 
Ludwig  brach  eilig  von  London  auf,  beging  aber  die  Un* 
Vorsichtigkeit  durch  Frankreich  zu  reisen.  Richelieu,  der  be- 
schlossen hatte,  den  gefährlichen  Prätendenten  um  Vorder* 
osterreich  und  die  weimarsche  Armee  unschädlich  zu  machen, 
liees  ihn  den  14.  October  im  Moulins  verhaften  und  nach 
Yincennes  bringen,  wo  auch  Prinz  Casimir  von  Polen,  des 
Königs  Wladislaws  Bruder,  gefiEmgen  sass*'').  Casimir  ward 
aof  einer  Beise  nach  Spanien  bei  dem  Bocksthurme  zu  Mar- 
seille, angeblich  wegen  Ausspähung  der  Hafen-  und  Sicher- 
heitsplätze,  festgenommen.  Karl  Ludwig  wurde  erst  im  August 
1640,  als  das  Schicksal  der  weimarschen  Armee  längst  ent- 
schieden war,  freigelassen.  Seine  Absicht  ging  nicht  auf 
Fortsetzung  des  Krieges  und  Uebemahme  der  Kolle  Herzog 
Bernhards,  sondern  auf  Eintausch  der  Pfalz  durch  Zurück- 
stellang  von  Vorderösterreich  und  Ueberliefernng  der  wei- 
marschen Armee  an  Spanien,  mit  dem  er  dieserwegen  eine 
V^einbarung  getroffen  hatte  ^^).  Wenn  Beweise  für  die 
Charakterlosigkeit  des  Pfalzgrafen  nothig  wären,  so  konnte 
man  sich  mit  Fug  auf  dieses  Uebereinkommen  berufen,  jeden- 
falls bürgt  es  dafür,  dass  ihm  jedes  den  Wiederbesitz  seines 
Landes  bietende  Mittel  anndimbar  war. 

Schweden  unterliess  nicht,  sich  ebenfalls  als  Bewerber 
zu  melden.  Ein  Schreiben  der  Königin  Christine  vom  16.  Au- 


")  Im  Schlosse  zu  Ymcennes  wohnte  der  Pfalzgraf  im  ersten,  Prinz 
Caiimir  im  zweiten  Stockwerke.  Keiner  durfte  aber  mit  dem  Andern  zu- 
sammenkommen. Dem  Pfalzgrafen  ward  bei  seiner  Ankunft  der  Degen 
abgenommen  und  Chayigny  hatte  den  Auftrag ,  ihn  seines  Beisezweckes 
wegen  zu  ezaminiren. 

'*)  K.  Beichsarchiy. 
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gu8t  1639  befiehlt  sogar,  die  weimar^chen  Truppen  za  ihrer 
Verfügung  zu  stellen,  weil  sie  von  ihr  und  ihrem  Vater  ge- 
worben und  in  ihren  und  das  protestantischen  Bundes  Eid 
und  Pflicht  genommen  seien  '*).  Allerdings  war  das  weimar- 
sche  Heer  den  ConfSderirten  insgesammt  verpflichtet,  allein 
der  lockere  Bund,  dessen  Generalissimus  Herzog  Bernhard 
selbst  sich  nannte,  war  durch  seinen  geheimen  Vertrag  mit 
Frankreich  aufgelöst,  und  die  Prätorianer  in  Breisach  be- 
handelten das  Heer  wie  eine  verkäufliche  Waare. 

Bei  einer  Zusammenkunft  der  Officiere  den  9.  Sep- 
tember 1639  zu  Breisach,  bei  welcher  auch  der  Markgraf 
von  Baden -Durlach  sich  einfand,  kamen  die  firanzosischen 
Forderungen  zur  Verhandlung.  Choisy,  der  Abgeordnete  des 
Richelieu,  verlangte,  dass  Breisach  den  Franzosen  eingeräumt 
und  der  Oberbefehl  über  die  Armee  dem  Herzoge  von  Longue- 
ville  zugestanden  werde.  Das  Officiercorps  erklärte  wegen 
Abganges  eines  schwedischen  Vertreters  nicht  beschlussnLhig 
zu  sein,  doch  willigte  es  in  eine  Vereinigung  der  unter 
Halliers  Befehl  erwarteten  5000  Franzosen  mit  der  weimar- 
schen  Armee,  bedingte  aber  ein  gesondertes  Gommando. 
Baden-Durlach  äberbrachte  dem  in  Colmar  weilenden  Herzoge 
von  Longueville  diesen  um  so  weniger  ihn  befriedigend^i 
Beschluss,  als  ihm  auch  der  Uebergang  der  BVanzosen  bei 
Breisach  abgeschlagen  und  dafür  der  Transport  zu  Schiff 
angeboten  worden  war*^.  So  spröde  wie  diese  erste  Ver- 
sammlung geberdete  sich  auch  die  nächste  vom  24.  September. 
Der  pfälzischen  Partei  ward  jetzt  selbst  verheissen,  den 
Pfalzgrafen  als  deutschen  Fürsten  bevorzugen  zu  wollen,  wenn 
England  verspricht,  Geld  und  Truppen  zu  liefern  und  mit 
beiden  fortzufahren.  E[arl  Ludwig  setzte  seine  Bewerbung  trotz 
der  Gefangenschaft  fort  und  fand  ungeachtet  der  strengen 
Aufsicht  doch  Gelegenheit,  mit  Ehm  einen  Briefwechsel  zu 


'*)  K.  BeichBArohiv. 

'')  Bericht  von  Heusner  im  R.-A. 
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unterhalten.  Deutsches  Ehrgefühl  stranbte  sich  fortwährend, 
die  Armee  an  die  Franzosen  zu  verkanfen,  bis  der  elende 
Erlaoh,  die  Bestechungen  häufend,  am  9.  October  einen  Ver- 
trag zu  Stande  brachte,  wodurch  Bernhards  Eroberungen 
sammt  dem  Heere  dem  Eonige  von  Frankreich  unbedingt 
g^^n  das  Versprechen  überlassen  wurden,  die  Officiere  in 
ihren  Würden  zu  bestätigen  und  sie  im  Besitze  der  von 
Bernhard  empfangenen  Grüter  zu  schützen.  Ueber  das  Heer 
erhielt  Longueville  den  Oberbefehl,  und  Breisach  und  Frei- 
bnrg  bekamen  eine  zur  Hälfte  aus  Franzosen  und  zur  Hälfte 
aus  Weimarern  gebildete  Besatzung.  Erlach,  von  Frankreich 
reichlich  belohnt,  blieb  auch  femer  Statthalter  von  Breisach. 
Es  gab  Officiere,  welche  sich  weigerten,  dem  Eonige  von 
Frankreich  den  Eid  der  Treue  zu  schworen,  welchen  Erlach 
den  Deutschen  den  12.  November  abnahm.  Ein  Capitän  des 
Begiments  Schonbeck  verweigerte  die  Eidesleistung  mit  einer 
soldben  Beharrlichkeit,  dass  Erlach  ihn  unter  Drohungen 
von  Breisach  wegschaffen  liess,  und  selbst  Eanofsky,  der 
üommandant  von  Freiburg,  widerstrebte  dieser  das  Natio- 
nalgeföhl  emporenden  Zumuthung.  Der  Franzosenhass  muss 
sehr  gross  gewesen  sein,  weil  Oberst  Hattstein  einen  firanzo- 
aischen  Officier  erschoss,  und  Erlach  alle  Officiere  von  Adel, 
welche  der  Eidesleistung  wegen  austraten,  einen  Revers  zu 
unterzeichnen  zwang,  womit  sie  sich  verbindlich  machten, 
nichts  gegen  Frankreich  zu  unternehmen.  Jene,  welche  die 
Unterschrift  verweigerten,  bedrohte  Erlach  mit  dem  Verluste 
ihrer  Güter.  Der  Eaiser  benützte  diese  Stimmung  zu  einem 
ab^maligen  Versuch,  die  weimarsche  Armee  zum  Ueber- 
tritte  zu  bewegen  und  übertrug  dieses  Geschäft  mit  Schrei- 
ben vom  16.  December  dem  Churfürsten  von  Mainz.  Von 
eigener  Hand  ist  demselben  beigefugt:  „Die  Captivität  des 
PfSftlzgrafen,  das  abgedrungene  Jurament  der  deutschen  Gar- 
nison in  Breisach,  das  absolute  Commando  der  Franzosen 
bei  der  weimarschen  Armada  wider  den  mit  selbiger  Ge- 
neralität getroffenen  Accord,   sind   alles   gute  Motiven  zur 
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HerüberbringangderWeiinarischen  zu  gebrauchen.'^  Indesaen 
kam  alles  zu  spät.  Heusner  berichtete  gleichzeitig :  ,,Sie  (die 
weimarschen  Directoren  und  Officiere)  resentiren  des  PBedz- 
grafen  Arrest  nicht,  daher  man  sieht ,  dass  es  vilia  et  ab- 
jecta  ingenia,  nur  dem  blossen  Geldgeiz  ergeben;  werden 
als  die  rasenden  Hunde  sich  schon  zu  todt  wüthen.  Ich 
glaube,  dass  man  nichts  weiter  vornehmen  soll,  denn  die 
Spesen  sind  umsonst.  Ad  arma  muss  man  gehen^^  Wie 
die  Friedensverhandlungen  mit  Salvius  gleich  an£Euig8  nicht 
vom  rechten  Manne  waren  angegriffen  worden,  geradeso 
versäumte  das  Wiener  -  Cabinet  jetzt  wieder  den  rechten 
Zeitpunct,  Erfolge  von  papiemen  Demonstrationen  gewirti- 
gend,  wo  sich  welche  nur  vom  raschen  und  energisch^t 
Einschreiten  eines  angesehenen  militärischen  Unterhäadlers, 
eines  Hatzfeld  oder  Piccolomini  versprechen  Hessen*  Alle 
Höfe  von  aristokratischem  Anstriche,  von  denen  das  bärga> 
liehe  Element  völlig  ausgeschlossen  ist,  befinden  sich  in 
einer  naiven  Unwissenheit  und  Selbsttäuschung  über  die 
wahre  Lage  der  Dinge  und  ergreifen  gewöhnlich  saumselige 
und  halbe  Massregeln.  „Ex  parte  kaiserlicher  Majestät  hat 
man  zu  lange  gewart.  Wenn  einer  von  Dero  Generalen  vor 
zwei  Monaten  mit  den  unsrigen  mündlich  geredt  hätte,  so 
wäre  man  ehender  zu  einem  Tractat  kommen,^^  äusserte  ein 
weimarscher  Officier  in  einer  Unterredung  mit  Heusner,  der 
den  29.  November  von  Basel  zurückberufen  wurde.  Moriz 
von  Sachsen  war  der  erste  deutsche  Fürst,  der  deutsches 
Land  an  Frankreich  brachte,  Bernhard  von  Weimar  der  an- 
dere^*). Wären  beide  Franzosen  gewesen  und  hätten  sie  so 


"}  „Wenn  seine  Brüder  die  Uebemahme  seiner  eroberten  LSnder 
verweigern  sollten  —  verordnete  Herzog  Bernhard  in  seinem  Testamente 
—  so  sei  es  billig,  dass  Frankreich  sie  bis  znm  Friedensschlüsse  behaltei 
dann  aber  an  das  deutsche  Reich  abtrete.**  Eine  Ironie,  die  man 
nur  dem  Sterbenden  yerzeihen  kann,  der  den  Uebergang  der  geraubten 
LSnder  in  franzosischen  Besitz  nicht  abwenden  konnte,  doch  aber  den 
Schein  sich  geben  wollte,  als  habe  er  ihn  nicht  verschuldet. 
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gehandelt,  so  würde  der  Fluch  der  Nation  sie  treffen,  und 
kein  Geschichtechreiber  würde  wagen,  sie  zu  rechtfertigen, 
geschweige  sie  zu  preisen.  Und  wären  beide  Elatholiken 
gewesen ,  so  hätte  die  deutsche  Oeschichtschreibung  Yom 
Anfange  an  Vaterlandsyerräther  aus  ihnen  gemacht,  aber  die 
wunderwirkende  Krall  des  confessionellen  Vorurtheils  ver- 
eint mit  dem  Grundsätze,  dass  Förderung  des  Protestantis- 
mus allein  Verdienste  um  die  Nation  schaffe,  verwandelte 
sie  in  sittliche  und  nationale  Grrössen. 

Im  Interesse  der  tirolischen  Mündel,  denen  Herzog 
Bernhard  die  vorderosterreichischen  Besitzungen  grossten- 
tlieils  entrissen  hatte  und  um  sein  weiteres  Vordringen  zu 
verhindern,  hatte  der  Kaiser  noch  vor  seinem  Tode  ein  be« 
•onderes  Bündniss  mit  Spanien  geschlossen,  auch  warb  die 
Erzherzogin  Claudia  fortwährend  Truppen  in  Tirol  und  be- 
sehwerte sich  bei  Ferdinand,  dass  die  beiden  geistlichen 
Forsten  von  Brixen  und  Trient  sich  der  Werbung  in  ihren 
Gebieten  widersetzen.  An  Anstalten,  um  der  voraussichtlichen 
Bewältigung  des  ganzen  Rheingebiets  durch  die  Franzosen 
za  begegnen,  liess  es  der  Kaiser  ebenfalls  nicht  fehlen. 
WUirend  Piccolomini's  Abwesenheit  in  den  Niederlanden 
bestellte  er  den  Marquis  von  Grrana  zum  Commandirenden 
am  Mittelrhein,  und  jenen  hatte  er  nicht  allein  zum  Zuzüge 
nach  Böhmen,  sondern  auch  zur  Säuberung  des  Rheins  vom 
Feinde  berufen.  Gelen  schlug  für  diesen  Zweck  eine  Vereini- 
gung mit  Piccolomini  vor,  da  er  und  Mercy  dem  Feinde 
nicht  gewachsen  waren.  Im  Feldzuge  von  1639  in  den  Nie- 
derlanden hatte  Piccolomini  neue  Lorbeeren  erworben.  Er 
schlug  den  7.  Juni  die  Schlacht  von  Diedenhofen  (Thion- 
ville),  bei  welcher  die  Franzosen  ausser  6000  Todten  und 
Verwundeten  eine  grosse  Anzahl  von  Gefangenen,  unter 
denen  ihr  Anfuhrer,  der  als  Gesandter  Ludwigs  XIII.  bei 
dem  Heilbronner-Bündnisse  bekannte  Marquis  von  Feuquidres 
sich  befand,  die  Fahnen,  das  ganze  Gepäck  und  alles  Ge- 
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schütz  Yerloren**).  Dieser  Sieg  entschädigte  Spanien  for 
den  Verlast  von  Hes  din,  welches  von  Meilleraye  belagert, 
den  29.  Juni  capitolirte.  Nach  der  Schlacht  von  Dieden- 
hofen  zog  Piccolomini  vor  Pontamoasson ,  dessen  Fall  er 
bewirkt  hätte,  wäre  ihm  nicht  Yom  Kardinal-Infanten  der 
Befehl  zum  Abzüge  zugekommen,  um  das  Luxemburgische 
zu  decken.  Uebrigens  hob  das  Oleichgewicht  der  beiden 
streitenden  Mächte  nicht  der  Landkrieg,  wohl  aber  der  vom 
holländischen  General  Tromp  im  Februar  1639  bei  Dün- 
kirchen erfochtene  glänzende  Sieg  über  die  grosse  spanische 
Flotte  auf. 

Während  der  Verhandlungen  der  französischen  Befehls- 
haber mit  Erlach  und  dem  weimarschen  Officiercorps  in  Brei- 
sach, unternahm  Oberst  Schmidtberg  mit  vier  Regimentern 
der  weimarschen  Armee  einen  Angriff  auf  Landau,  das 
den  1.  August  sich  ergab  und  den  Fall  von  Oermersheim 
nach  sich  zog,  da  dessen  Commandant  nicht  den  geringsten 
Widerstand  leistete.  Als  die  Feinde  hierauf  bis  gegen  Speier 
streiften,  und  der  Churfärst  von  Mainz  sich  bedroht  sah, 
ging  er  den  Piccolomini  um  Beistand  an,  bekam  aber  von 
diesem  den  18.  August  zur  Antwort,  dass  er  keinen  leisten 
könne,  weil  Chatillon  mit  der  ganzen  Armee  ihm  gegenüber 
stehe  und  gegen  ihn  Luxemburg  und  Trier  zu  schützen 
seien.  Für  dieses  Mal  wendete  Bamberger,  der  kaiserliche 
Commandant  von  Philippsburg,  die  Gefahr  weiteren  Vor- 
dringens der  Feinde  ab.  Nach  Speier  warf  er  ein  Paar  hun- 
dert Mann,  trotz   der  Weigerung  der  Bürger,   kaiserliche 


'*)  Merkwürdig  ist  folgende  SteUe  der  Antwort  des  Kaisers  Yom 
12.  Jali  auf  Piccolomini's  Schlachtbericht :  „Obswar  Uns  ^Is  Feldherm  die 
gefangenen  hohen  Hftupter  und  Kriegspersonen  allezeit  reserrirt  worden, 
so  wollen  Wir  doch  ex  speciali  gratia  und  keinem  Andern  sur  Consequeni, 
den  Feuquiöres  lu  deiner  vollen  disposition  dir  hiermit  überlassen  und 
geschenkt  haben.  Jedoch  aber  weil  derselbe  ein  Erzpratikant  wider  Unser 
höchstlöbUches  Erzhaus  und  von  grossem  seguito  ist,  wollest  da  seine 
Loslassung  bis  zum  Ende  der  campagne  verschieben."  Feuquiöres  starb 
in  der  Gefangenschaft  im  folgenden  Jahre. 
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Besatzung  einzanehmen,  dann  eroberte  er  im  September 
Landau,  Oermersheim  nnd  andere  Plätze  der  Rheinpfalz 
wieder  znrack  und  zwang  die  Feinde,  die  hier  hofften 
Winterquartiere  zu  nehmen,  zum  Rückzüge  gegen  Breisach, 
wo  sie  ein  Lager  bezogen. 

Li  der  Zwischenzeit  entzog  ein  Vorfall  eigener  Art  dem 
Kaiser  einen  seiner  g^etreuesten  Bundesgenossen.  Herzog 
Karl  Ton  Lotharingen,  umgarnt  von  der  reizenden  Grafin 
Cantcroix,  wollte  um  sie  zu  heiraten  von  seiner  rechtmässigen 
Gemahlin,  der  Herzogin  Ricolette,  getrennt  werden,  fand  aber 
bei  dieser  Forderung  an  dem  Papste,  Spanien  und  dem 
Kaiser  einen  unbesiegbaren  Widerstand.  Richelieu  benützte 
den  darüber  erfassten  Missmuth  des  Herzogs  und  Hess  ihm 
heimlich  Anträge  machen,  während  die  Gräfin,  in  der  Ho£P- 
nung,  die  Auflösung  der  Ehe  durch  französischen  Beistand 
zu  erwirken,  ihren  schwachen  Liebhaber  für  Frankreich  zu 
gewinnen  suchte.  Noch  schwankte  Karl,  da  der  Kaiser  fort- 
während mit  ihm  unterhandelt  und  hierzu  des  Piccolomini 
sich  bediente.  Den  10.  September  schrieb  er  demselben,  er 
billige  die  Gegenäusserung  Piccolomini's  auf  die  Erklärung 
des  Herzoges  und  trage  ihm  auf  diesem  zu  sagen,  er  möge 
•ich  nicht  zu  Schritten  verleiten  lassen,  die  er  später  zuver- 
lässig bereuen  würde  und  der  Versicherung  Glauben  schenken, 
dass  der  Kaiser  keine  Mühe  und  Sorgfalt  sparen  werde,  um 
ihn  seiner  dermaligen  schlimmen  Lage  zu  entreissen.  Sollte 
diese  Vorstellung  erfolglos  sein  und  der  Herzog  mit  Frank- 
reich sich  verbinden,  so  möge  Piccolomini  verhüten,  dass 
die  demselben  unlängst  angewiesenen  Saarplätze  nicht  in  die 
Gewalt  der  Franzosen  gerathen.  Dann  sagt  er  vom  Kriege: 
,Da  sich  der  Kriegsstand  nicht  gebessert,  sondern  so  ver- 
schlechtert hat,  dass  der  über  2000  Mann  starke  Feind  in 
Böhmen  und  Schlesien  sich  ausbreitet,  unangesehen  die  Pro- 
gressen  der  Weimarschen  am  Rhein  und  des  Königsmark  in 
Franken,  und  da  auch  der  Rakoczy  im  Anzüge,  so  sei  es 
unmöglich,  die  kaiserliche  Armee  in  den  Niederlanden  noch 
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länger  von  Oesterreich  distrahirt  zu  halten.  Er  befehle  ihm 
desshalb,  dass  er  nach  der  vom  Leslie  ihm  kundgegebenen 
Weise  alsogleich  mit  dem  Heere  nach  Böhmen  aufbreche**).^ 

Statt  diesem  Befehle  sogleich  Folge  zu  leisten ,  blieb 
Ficcolomini  in  seinem  Lager  zu  Vanc^  unbeweglich  stehen. 
Für  sein  Verhalten  gibt  es  kaum  eine  andere  Erklärung  als 
die  der  Berechnung ,  dass  seine  Zögerung  den  Kaiser  be- 
wegen werde,  ihm  an  Gallas  Stelle  den  Oberbefehl  der 
Armee  zu  übertragen.  Soldatenübermuth  in  Zeiten  der  Sabel- 
herrschaft  kann  eben  nicht  befremden,  aber  nicht  wir,  son- 
dern die  Feldacten  beschuldigen  Ficcolomini,  ,,dass  die  Ab- 
sicht des  Kaisers,  rasche  Besserung  der  Zustande  in  Böhmen 
herbeizufuhren  und  das  Unglück  am  Rhein  zu  verhüten, 
durch  seine  auffiJlende  Marschverzögerung  vereitelt  worden 
ist.^  In  dankbarer  Anerkennung  seiner  Leistungen  hatte  der 
König  von  Spanien  den  Sieger  von  Diedenhofen  zum  Her- 
zoge von  Amalfi  erhoben,  was  Piccolomini's  Anmassung  dem 
Kaiser  gegenüber  gesteigert  haben  mochte;  übrigens  waren 
jene  Siege  in  den  Niederlanden  leicht  erkauft,  den  mit  so 
mittelmässigen  Generälen  wie  Chatillon,  Laforce,  Feuquiöres, 
Brez^,  Lavalette  u.  s.  w.  hätte  ein  anderer  aus  Wallensteins 
Schule  hervorgegangener  kaiserlicher  Feldherr  es  ebenso 
sicher  aufgenommen. 

Königsmark,  von  Geburt  ein  Deutscher,  aber  als 
Befehlshaber  im  schwedischen  Solddienste  der  ruchloseste 
Verderber  seines  Vaterlandes,  war  von  Minden  in  West- 
phalen  im  Juni  1639  nach  dem  Eichsfelde  aufgebrochen, 
hatte  Duderstadt  und  die  Veste  Gleichenstein  genommen 
und  sich  hierauf  raubgierig  auf  Franken  geworfen ,  wo  er 
dem  Bischöfe  von  Würzburg  den  Vertrag  vom  24.  September 
abpresste,  vermöge  welchem  dieser  eine  Brandschatznng  von 
25.000  Thalem  in  gewissen  Terminen  gegen  das  Verspredhen 
sich  gefallen  liess,  dass  die  Schweden  aus  seinem  Hochstifte 


<s)  K.  k.  Kriegt-  und  Beichsarchiy. 
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abziehen.  Königsmark,  willens  Bamberg  heimzusuchen,  wich 
7or  dem  im  October  anrückenden,  auf  dem  Marsch  nach 
Prag  begriffenen  Hatzfeld  wieder  an  die  Weser  zurück. 

Sogleich  nach  Beeidigung  der  weimarschen  Truppen 
tor  den  Dienst  Frankreichs  erneuerten  der  Herzog  von  Lon- 
^evilie  und  Guebriant,  die  Befehlshaber  der  französischen 
EUieinarmee,  den  früher  missglückten  Versuch  auf  die  B. hei  n- 
pfalz.  Schmidtbergs  Corps,  aus  vier  weimarschen  Regimen- 
tern gebildet,  drang  bis  Germersheim  vor,  wurde  aber  von 
Greleen,  der  dort  stand,  zurückgedrängt.  Mercy  machte  Picco- 
omini  auf  die  Nothwendigkeit  seiner  Vereinigung  mit  Geleen 
lufmerksam  und  berichtete  ihm,  dass  die  Feinde  Neustadt 
in  der  Hardt  weggenommen  haben  und  bis  Mosbach  sich 
lusbreiten,  allein  Piccolomini  brach  erst  den  5.  November 
lUB  seinem  Lager  auf,  rechtfertigte  seinen  Verzug  mit  nichts- 
lagenden  Gründen,  und  Hess  die  beiden  bayerischen  Generäle, 
lie  auf  seinen  Zuzug  sicher  gerechnet  hatten,  ununterstützt. 
3o  kam  es,  dass  in  der  zweiten  Hälfte  des  Novembers 
Bingen,  Oppenheim,  Mainz,  Bacherach,  Kreuznach  u.  s.  w. 
rerloren  gingen  und  Geleen  mit  Verlust  über  den  Rhein 
Eurnckgehen  musste,  während  die  Feinde  am  Main  vor- 
Irangen.  Endlich  aber  ermannten  sich  die  Bayern,  die,  wie 
icheint,  bloss  aus  Unmuth  über  Piccolomini's  Abzug  wenig 
Jiätig  waren,  und  griffen  die  Feinde  in  ihren  festen  Stel- 
nngen  bei  Wallauf  und  Rüdesheim  mit  solchem  Ungestüm 
md  Nachdruck  an,  dass  sie  in  grosser  Unordnung  wieder 
luf  das  linke  Rheinufer,  wo  übrigens  Mainz  von  Mercy  ge- 
Kshützt  wurde,  zurückwichen.  Für  den  Marsch  des  Picco- 
lomini, dem  bei  seiner  Berufung  gesagt  wurde,  dass  er  die 
Artillerie  in  Nürnberg  finden  werde,  sicherte  Spanien  eine 
Sabsidienhilfe  von  12.000  Rationen  für  den  Tag,  bis  er  mit 
seinen  12.000  Mann  Würzburg  erreicht  haben  würde,  zu.  In 
der  Gesammtsumme  betrug  diese  Geldhilfe  300.000  Tbaler  *^). 

>«)  K.  k.  Staatsarchiv. 


Fünfter  Abschnitt. 


■Baner,  den  wir  vor  Prag  verliessen,  forderte  die 
Stadt  zur  Uebergabe  auf,  beschoss  sie  auch  etliche  Tage, 
begegnete  aber  einen  so  kräftigen  Widerstand,  dass  er,  ban- 
gend vor  Hatzfeld's  Ankunft,  von  der  Belagerung  abliess 
und  sich  nach  Brandeis  zurückzog.  Sein  noch  vor  dem  Eän- 
rücken  in  Böhmen  erlassener,  dem  Heere  jede  Gewalttbat 
unter  den  strengsten  Strafen  verbietender  Tagesbefehl,  worin 
er  den  Einwohnern  verkündet,  dass  er  zu  ihrem  Schatze 
und  zur  Befreiung  vom  Glaubenszwange  gekommen  sei,  er- 
wies sich  gegen  seine  Erwartung  voUig  wirkungslos.  Die 
Oegenreform  hatte  im  ganzen  Lande  so  nachhaltig  dorch- 
gegri£Pen,  dass  eine  Erhebung  der  Dissidenten,  auf  welche 
Bauer  und  die  Emigranten  zuversichtlich  rechneten,  schon 
unmöglich  war.  Wenn  dessen  ungeachtet  Bauers  Truppen- 
werbungen in  Böhmen  einen  so  guten  Fortgang  hatten,  dass 
Gallas  dem  Piccolomini  schreiben  musste :  „Bauer  habe  dess- 
halb  so  staiicen  Zulauf,  weil  die  Böhmen  ihn  mehr  als  ihren 
natürlichen  Herrn  favorisiren^,  so  erklärt  sich  diese  Erschei- 
nung allein  aus  dem  auf  dem  Landvolke  ungemildert  lasten- 
den Leibeigenschaftsdruck,  dem  es  nur  durch  die  Flucht 
zum  Feinde  sich  entziehen  konnte.  Nebstdem  reizte  den 
bettelarmen  böhmischen  Bauer  auch  die  Aussicht,  im  schwe- 
dischen Kriegsdienste  mitrauben  und  mitplündem  zu  können, 
statt  fortwährend  beraubt  und  misshandelt  zu  werden,  oder 
als  kaiserlicher  Soldat  zu  hungern  und  unbezahlt  zu  bleiben. 
—  Ungehindert  konnten  die  Schweden  Böhmen  verwüsten, 
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da  Piccolomini,  gleichwie  er  den  Aufbruch  verzögert  hatte, 
also  auch  langsam  heranzog  und  Hatzfeld  angewiesen  war, 
ihn  in  Pilsen  zu  erwarten.  Mittlerweile  liess  der  Kaiser  den 
Erzherzog  Leopold  Wilhelm  durch  den  Grafen  Traut- 
mannstorff  um  Uebemahme  des  Oberbefehls  über  die  Armee 
und  der  Statthalterschaft  von  Böhmen  ersuchen.  Der  Erz- 
herzog begab  sich  den  19.  September  1839  von  Eberstorff 
weg,  über  Wien,  Linz  und  Budweis  nach  Prag,  wo  er  nach 
Besichtigung  der  auf  dem  weissen  Berge  aufgestellten  Heeres- 
reste feierlich  einritt,  aber  nicht  im  königlichen  Schlosse, 
wo  eben  einige  Personen  an  der  stark  um  sich  gegriffenen 
Pest  umgekommen  waren,  sondern  zunächst  im  Palaste  des 
Ghtden  Trautmanstorff  sich  einquartierte.  Später  bezog  er  aber 
doch  die  königliche  Burg,  hielt  dort  einen  grossen  £j*iegs- 
rath  und  errichtete  for  die  Soldaten  Spitaler  in  der  Stadt  ^). 
Mit  einem  Male  erschien  Bauer  mit  der  ganzen  Armee  und 
allem  Gepäck  zum  zweiten  Male  vor  Prag  und  stellte  sich 
beim  Thiergarten  auf.  Eine  der  Stadt  sich  nähernde  feind- 
liche Abtheilung  wurde  mit  Kanonenschüssen  zurückge- 
trieben. Hierauf  liess  Bauer  den  27.  October  sieben  Ge- 
schütze auf  den  weissen  Berg  auffahren  und  sie  fünf  Mal 
auf  die  Stadt  und  das  kaiserliche  Lager  abfeuern.  Dagegen 
beschossen  die  E^aiserlichen  den  Thiergarten,  wo  Bauer  seine 
Musketiere  eingesperrt  hatte.  Am  folgenden  Tage  beschoss 
Bauer,  als  der  Erzherzog  eben  bei  der  Mahlzeit  war,  die 
Stadt  und  das  Schloss  mit  glühenden  Kugeln,  ohne  sonder- 
lichen Schaden  zu  thun.  Das  Feuer  ward  erwiedert,  und  bei 
einem  Streifzuge  der  Schweden  bis  an  die  Stadtthore  brachte 
der   G.  Wachtmeister  Breda  sieben  Gefangene  ein.    Dass 


1)  Das  Notificatioiisschreiben  von  der  Emeimnng  des  Erzherzoges 
an  die  befreundeten  deutschen  Fürsten  ist  vom  15.  September  1639  aus- 
gestellt. Pelzel  Gesch.  Böhmens,  der  die  Ereignisse  zu  Ende  des  Jahres 
1639  und  den  Feldzug  von  1640  allein  dem  Lotichius  nacherzählt  und  sich 
sehr  kurz  fasst,  gibt  irrig  an,  dass  der  Erzherzog  erst  im  Frühjahre  1640 
nach  Böhmen  kam. 

Keeh,  GMdüchto  Ferdinands  m.    I.  Bd.  ]2 
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Baner  an  die  Eroberung  der  böhmischen  Hauptstadt  gar 
nicht  dachte,  geht  schon  aus  dem  Umstände  hervor,  dass  er 
kein  Belagerungsgeschütz  mit  sich  führte  und  es  bei  gering- 
fügigen Feindseligkeiten  bewenden  liess«  Vor  Prag  kam  es 
sogar  zu  Friedensunterhandlungen,  hinsichtlich  welcher  wir 
es  abermals  mit  einer  Pufendorfschen  Verdrehung  des  wahren 
Sachverhalts  zu  thun  haben.  Es  wird  erzählt,  Baner  habe 
zur  Behandlung  seiner  erkrankten  Gemahlin  den  Arzt  des 
Grafen  Schlick,  Dr.  Oswald,  verlangt.  Durch  dessen  Ver- 
mittelung  hätten  Schlick  und  Gallas  dem  Baner  Friedens- 
anträge thun  lassen.  Damit  verhält  es  sich  nun  gerade  um- 
gekehrt. Von  Baner  gingen  selbe  aus.  Seine  Friedens- 
liebe hoch  betheuernd,  erklärte  er,  auf  der  Stelle  unterhan- 
deln zu  wollen,  wenn  Bevollmächtigte  des  Kaisers  da  wären. 
In  Folge  dieses  Erbietens  ermächtigte  der  Kaiser  den  Schlick 
und  Gallas.  Baner  versprach  eine  Vollmacht  von  seiner 
Krone  beizubringen.  Da  es  sich  damit  verzog,  so  nahmen 
die  beiden  Generäle  Anstand  sich  mit  ihm  einzulassen, 
thaten  es  aber  zuletzt  doch  auf  sein  ihnen  gegebenes  Ehren- 
wort, zu  Unterhandlungen  ermächtigt  zu  sein.  Als  bei  diesen 
Baner  mit  der  Forderung  einer  Entschädigimg  für  die  Kriegs- 
kosten hervortrat,  behauptend,  Schweden  habe  den  Krieg 
einzig  und  allein  im  Interesse  des  Protestantismus  unter- 
nommen, wurde  ihm  das  sogenannte  „Unvorgreifliche  Pro- 
ject  der  schwedischen  Becompens",  dessen  Inhalt  wir  später 
mittheilen  werden,  übersandt.  Nun  aber  erklärte  Baner  wegesk 
fortwährenden  Abgangs  einer  Vollmacht,  auf  diesen  Antrag 
nicht  eingehen  zu  können,  worauf  die  Unterhandlungen  ab- 
gebrochen wurden.  Sie  begannen  nach  seiner  zweiten  An- 
kunft vor  Prag  und  endeten  erst  als  er  im  Lager  vor  Saal- 
feld stand').  Ob  es  ihm  damit  Ernst  war  oder  sich  bloss 
eine  Kriegslist  dahinter  verbarg,  lässt  sich  nicht  bestimmen, 
doch  dient  dieser  Vorgang  neuerdings   zum  Beweise,    dass 

")  K.  Reichsarchiy.  Von  diesen  Unterhandlungen  sandte  der  Kaiser 
den  £xtract  vom  5.  Nov.  1639  seinem  CommissKr  am  Deputationstage. 
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Ferdinand  trotz  so  vieler  erfahrenen  sdiwedisohen  Friedens- 
tauschungen  immer  wieder  auf  neue  Antrage  einging,  und 
den  Krieg  nicht  ^erbanmingslos  mit  dem  Untergänge  des 
deutschen  Landes  und  Volkes  weiter  trieb,  weil  ts  sein 
apanisdh-öälettreiohisches,  sein  Hausinteresse  so  fordert«.^ 

Baner  aog  den  29.  October,  tfaeils  aus  Furcht  vor  Hsftz»- 
felds  Annäheritng  und  theils  weil  er  Wassermangel  litt,  von 
Prag  nach  Leitmeritz.  Seine  Lage  war  ungemein  Bchwierig.^  da 
Hatzfeld  den  21.  October  und  Picoolomini  den  5.  December 
in  Prag  eintrafen*).  Der  Erzherzog  sandte  die  Reiterei  und 
einen  Theil  des  Fussvolkes  nach  Pilsen,  sei  es  um  Baners 
Fortschritten  zu  begegnen  oder  der  Pest  wegen,  die  eelbst 
«einen  Hofetaat  ergriff.  Ueber  den  Zustand  4er  Aimee  er- 
stattete er  dem  Kaiser  einen  interessanten  Bericht.  „Als 
ich,*  sagte  er,  „nach  Prag  kam,  habe  idi  ein  mn  allem  Mangel 
leidendes,  aufgelöstes  und  völlig  entmuthigtes  Heer  vorge- 
funden. Mein  Erscheinen  hat  es  aber  ne«  aufleben  machen; 
ea  hat  Herz  und  Vertrauen  zu  meiner  Person  gefisusst  Da- 
gegen verhielt  skdi  der  Feind,  der  früher  wähnte  die  Kaiser^ 
lichen  verschlingen  zu  können,  ruhig  und  abwartend.  Er 
meinte,  ich  werde  vor  ihm  zurückweichen,  wie  es  früher 
so  oft  geschehen  ist.  Diesmal  tauschte  er  sich  aber  und 
erfuhr,  dass  in  die  Armee  ein  ganz  anderer  Geist  ge- 
drungen ist.^  Dann  fuhrt  er  die  Rechtfertigung  des  Gallae 
mit  folgenden  Worten:  „Und  ich  muss  bei  dieser  Occasion 
bezeugen,  dass  der  €^nerallieutenant  Oallas  überaus  fieissig 
und  emsig  gewesen  ist,  und  dass  er  mit  solcher  Facilitat 
und  Punctualitat  commandirt  hat,  dass  es  zum  Verwundem 
gewest.  Und  hab'  ich  gleich  damals  (d.  i.  bei  seiner  An- 
kunft) verspürt,  dass  er  vor  dem  Feind  nit  ein  geringer 
liann  und  ein  solcher  ist,  welcher  dieses  Werk  (den  Krieg) 
ex  fundamento  versteht,  und  in  action  von  Allen  sehr  estimirt 
worden   ist.    Wann  er  nur  nit  den   defectum  des  übrigen 

*)  Hatzfeld  Wftr  seinem  Oorpi  Torangeeili  nm  sicii  dem  Enhensoge 
persönlich  Yorznstellen.    So  scheint  auch  Picc<^omi]ii  i^ethan  «u  haben. 
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^übermässigen)  Trinkens  gehabt  hätt';  dass  er  sonst  etwas 
trascorato  gewest,  meine  ich,  ist  nicht  ex  malitia  geschehen, 
sondern  yiehnehr  weil  ihme  das  Herz  ganz  entüsdlen  ist,  da 
er  gespürt,  dass  alles  was  er  verrichtet,  am  Hofe  sinistre 
ist  interpretirt  worden,  dass  man  alle  seine  Relationen  nur 
ordinäre  Lamentationen  geheissen  und  ihn  ganz  hilflos  ge- 
lassen hat,  indem  ihm  entweder  schlechte  Mittel  oder  gar 
keine  eingeräumt  worden*).  Dadurch  hat  er  alle  Lieb', 
Autorität  und  allen  Credit  eingebüsst,  worauf  die  Armada 
in  die  dermalige  Unordnung  und  Ruin  gerathen.  Dieses 
hätte  aber  auch  mir  oder  dem  Piccolomini  widerfahren 
können,  da  es  ohne  Mittel  unmöglich  ist,  einen  bestandigen 
ordentlichen  £j*ieg  zu  führen,  und  die  Armada  in  gutem 
esse  (Stand)  und  Disciplin  zu  erhalten.^ 

Li  dieser  von  Gallas  vermuthlich  erschmeichelten  Schutz- 
rede, die  den  Kaiser  irrefuhren  musste,  erblicken  wir  den 
Beweis,  dass  der  Erzherzog  selbst  kein  grosses  Feldherm- 
talent besass,  denn  die  Verrichtungen  seines  Schützlings, 
dem  er  seine  Gunst  selbst  nach  den  späteren  schlimmen 
Erfahrungen  mit  ihm  nicht  entzog,  waren  noch  aus  einem 
anderen  Oesichtspuncte  als  bloss  aus  dem  der  „Leichtigkeit 
und  Pünctlichkeit^  des  Commandos  zu  beurtheilen;  auch 
konnte  der  Erzherzog,  ohne  sich  bloszustellen,  von  einem 
General,  der  alle  Schlachten  verlor,  sich  stets  unthätig  be- 
zeigte und  vor  dem  Feinde  hasenfussmässig  zurückwich, 
nicht  sagen,  er  verstehe  den  Krieg  „ex  fiindamento.^  Uebrigens 
verhilfl  uns  diese  Empfehlung  zum  Verständnisse  der  nach- 


*)  Dieser  Yorworf  scheint  auf  den  Hofkrieg^piisidenten  gemünst 
*a  sein,  aber  keinen  reellen  Qnind  gehabt  zu  haben.  Schlick  war  ein 
wackerer  und  ungemein  erfahrener  Soldat,  der  die  Unfähigkeit  des  unver- 
dient begünstigten  Qenerallieutenants  im  yoUen  Masse  erkannt  haben 
mochte.  Das  Eine  ist  inzwischen  wahr,  dass  dem  Yerpflegswesen  bedeu- 
tende MXngel  vorgeworfen  werden  konnten,  was  theils  von  den  grossen 
Schwierigkeiten  bei  Aufbring^nng  der  benOthigten  Geldmittel  und  Natural- 
lieferungen,  und  theils  von  der  unvollkommenen  Einrichtung  dieses  Zweiges 
der  Kriegswissenschaft  herrührte. 


m 

maligen  WiederanstelloDg  des  ^Heenrerderbers^  Gallas.  Fürs 
Erste  wurde  er*  mit  Decret  vom  29.  November  1639  mit 
6000  Gulden  Jahresgehalt  und  EmenDnng  zum  geheimen 
Rath  und  Hofkriegsrath  in  den  Ruhestand  versetzt*). 

Der  Erzherzog  berichtet  weiter:  „Bauer  ist  vor  Prag 
erschienen  und  hat  im  Stern  gewohnt«  Nachdem  er  verspürt, 
dass  er  wenig  ausrichtet,  hat  er  sich  wieder  in  seinen  vorigen 
Posto  begeben.  Hätte  er  den  Gallas  damals  gegen  die  Mol- 
dau, Tabor  zu  getrieben,  und  mich  vor  die  eine  Seite  der 
Stadt  Prag  gesetzt,  so  hätte  er  uns  nicht  allein  gewaltig  in 
die  Enge  gebracht,  sondern  auch  von  allen  Magazinen  und 
aller  Verbindung  mit  Eurer  Majestät  dergestalt  abgeschnitten, 
dass  er  bis  an  die  Thore  Wiens  hätte  streifen  können«  Aus 
Mangel  an  Lebensmitteln  hätten  wir  in  wenig  Tagen  crepiren 
müssen,  weil  wir  von  der  einen  Seite  (Flanke)  und  von 
vorne  (Front)  von  den  feindlichen  Truppen  wären  ange- 
griffen gewesen.  Dass  Bauer  diesen  Entschluss  nicht  gefasst, 
beweiset,  dass  Gott  seinen  Verstand  verblendete.  Grosse 
Freude  hat  die  Ankunft  des  Hatzfeld,  noch  grössere  die  des 
Piccolomini  verursacht  *).^^  Gewohnt  von  Bauer  die  klügste 
B^iützung  seines  Vortheils  zu  hören,  überrascht  es,  dass  er 
ihn  bei  dieser  Gelegenheit  übersah,  doch  geht  aus  der  etwas 
dunkel  gehaltenen  Darstellung  hervor,  dass  die  Gefahr, 
welcher  die  Kaiserlichen  blosgestellt  waren,  von  ihnen  erst 
bemerkt  wurde,  als  sie  vorüber  war. 

Bauer,  durch  den  Andrang  der  gesammten  kaiserlichen 
Streitmacht,  Bernhards  Tod,  und  den  vergeblich  erwarteten 
Beistand  der  Franzosen  in  einer  Lage,  in  welcher  ein  Gallas 
untergegangen  wäre,  hatte  auch  noch  den  Verdruss  zu  ver- 


*)  Irrig  g^bt  Barthold  an,  Gallas  sei  snm  HofkriegsprSsidenten 
«fDannt  worden.  Als  geheimer  Bath  bezog  er  auch  den  damals  mit  diesem 
Amte  yerbandenen  Qehalt 

*)  Diesem  eigenhftndigen  Berichte  des  Ershersoges  mangelt  das 
Datom.  Da  er  aber  von  Piceolominis  and  Hatsfelds  Eintreffen  Meldung 
machti  §o  mass  er  gegen  Ende  des  Monats  Desember  yerfiuitt  worden  sein* 
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winden,  den  ihm  kränkende  Vorwürfe  bereiteten.  Von  Stock* 
holm  kamen  ihm  Verweise  zu,  „dass  er  kein  Geld  dahin 
schicke,  sondern  alles  für  sich  behalte,  dass  er  Prag  nicht 
genommen,  da  er  es  doch  konnte,  dass  er  die  Kriegsge- 
fangenen so  sehr  höflich  behandle  und  mit  den  Deutschen 
verkehre.  Daraus  sei  abzunehmen,  dass  er  mit  ihnen  unter 
einer  Decke  stecke').* 

Ein  schwacher  Hoflfnungsschimmer  für  eine  seiner  Ejriegs* 
fuhrung  günstige  Wendung  leuchtete  ihm  vom  Rhein  her- 
über. Dort  war,  wie  wir  weiter  oben  sahen,  das  franzosisch- 
weimarsche  Corps  unter  Longueville  und  Guebriant  von  den 
Bayern  über  den  Strom  zurückgeworfen  worden.  Es  blieb 
den  Flüchtigen  daher  nichts  übrig,  als  Winterquartiere  an 
der  Mosel  aufzuschlagen.  Den  Hundsrücken  hatten  sie  auch 
wirklich  besetzt,  allein  den  Versuch  an  der  Mosel  Torzu- 
dringen,  vereitelte  Beck,  der  kaiserliche  Befehlshaber  im 
Luxemburgischen,  indem  er  rasch  die  ganze  Linie  von  Go- 
blenz  bis  Trier  besetzte  und  die  zuchtlosen  Haufen  der  Feinde 
von  seinen  jenseits  der  Mosel  angestellten  Croaten  beun- 
ruhigen liess.  Empfindliche  von  diesen  Streifparteien  ihnen 
bereitete  Verluste  brachte  sie  zu  dem  raschen  Entschlüsse 
eines  erneuerten  Rheinüberganges,  den  sie  den  28.  December 
bei  Boppart,  Oberwesel  und  Bacherach  bewerkstelligten.  Nach 
Einnahme  des  Stadtchens  Oaub  und  eines  hessen-darmstadti- 
schen  Schlosses,  wo  sie  6000  Malter  Getreide  erbeuteten, 
beschossen  sie  das  mitten  im  Rheine  gelegene  Schloss  Pfalz, 
worauf  die  wenigen  im  Rheingau  zurückgebliebenen  Bayern 
sich  nach  Mainz  zurückzogen  *).  Unstreitig  trägt  die  firuhere 
Sorglosigkeit  der  Bayern,  denen  es  genügte  die  Feinde  über 
den  Rhein  gejagt  zu  haben,  ohne  den  Fall  ihrer  Rückkehr 
vorzusehen,  Schuld  an  diesem  in  seinen  Folgen  äusserst  nach- 
theiligen Ereignisse,  denn  als  sie  nach  gestilltem  Hunger 


*)  Intero^tirtes  Sehreibeii  im  k.  k.  Kriegsarchive. 
0  Beriohft  des  FML.  Beok  im  Kriegtarchiye. 


183 

in  den  Westerwald  und  die  Wetterau  zogen  und  Limbui^, 
Siegen,  Braunfels  wegnahmen,  war  es  kaum  noch  zweifel- 
haft, dass  sie  eine  Vereinigung  mit  Bauer  bezweckten.  Von 
Seite  Bayerns  geschah  nichts  anderes,  als  dass  Mercy  die 
Mainposten  verstärkte,  um  den  Uebergang  über  den  Main 
za  yerhindern.  In  Sorge  wegen  eines  abermaligen  Ueberfalls 
seiner  Stiftslande,  dachte  der  Bischof  von  Würzburg  an  Er- 
richtang  einer  Landesdefension  and  verlangte  vom  Erz- 
herzöge  Leopold  Wilhelm  für  diesen  Zweck  ein  Truppen- 
Gontingent  der  kaiserlichen  Armee.  Diesem  Verlangen  will- 
fahrte der  Erzherzog  durch  die  Entsendung  eines  Corps 
unter  den  Befehlen  des  Oberfeldwachtmeisters  Gril  de  Haes 
und  durch  das  Ansuchen  an  Hessen-Darmstadt,  zu  demselben 
etwa  eintausend  Reiter  stossen  zu  lassen.  —  Pommern  war 
den  Schweden  durch  ein  Corps  unter  Liljehock  gesichert. 
Als  dieser  Verstärkung  aus  Schweden  erhalten  hatte,  ging 
er  den  19.  Juli  bei  Oarz  über  die  Oder,  nahm  in  einem 
blutigen  Gefechte  mit  den  churbrandenburgischen  Truppen 
den  6.  August  Landsberg,  und  liess,  durch  einen  Bein- 
brach hier  zurückgehalten,  eine  Abtheilung  Fussyolk  und 
Reiter  unter  Dewitz  und  Stenbock  nach  Frankfurt  ab- 
gehen, welches  sich  ohne  Widerstand  den  6.  August  ergab. 
Da  sich  das  brandenburpsche  Heer  in  der  schlechtesten 
Verfassung  befand,  so  war  es  dem  Liljehock  eben  nicht 
schwer  gemacht,  die  Mittelmarck  zu  durchstreifen,  Berlin 
zu  brandschatzen  und  Crossen  zu  besetzen,  dessen  Be- 
satzung bei  seiner  Annäherung  davonlief. 

Die  Sachsen  bewiesen  um  diese  Zeit  eben  auch  keinen 
grossen  Kriegsmuth,  denn  als  Stalhandske  auf  Bauers  Be- 
fehl nahte,  um  sie  von  Pirna,  wo  sie  den  Sonnenstein  zu 
entsetzen  versucht  hatten,  zu  vertreiben,  wichen  sie  wie 
firüher  eilig  auf  Dresden  zurück.  Stalhandske,  mit  4500  Mann 
den  24.  Juli  jenseits  der  Elbe,  Pirna  gegenüber,  angelangt, 
gab  dem  Commandanten  dieses  Platzes  den  Befehl,  alle 
Dorfer  von  dort  bis  Dresden  von  seinen  Reitern  in  Brand 
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stecken  zu  lassen.  Den  26.  um  drei  Uhr  Morgens  ward  mit 
der  Ausfuhrung  dieses  Befehls  begonnen.  In  kurzer  Zeit 
lagen  ein  Dutzend  Dörfer  in  Asche.  Während  des  Brandes 
zog  Stalhandske  jenseits  der  Elbe  herab  bis  an  die  Heide 
▼or  Alt-Dresden.  Hier  „vff  den  Sand  beim  Gericht*  kam  es 
den  25.  Mittags  zu  einem  Scharmützel,  worauf  der  Schwede, 
vor  Hatzfeld  bangend,  abzog,  doch  auf  dem  Rückwege  noch 
drei  grosse  Dörfer  niederbrennen  liess.  Bauer  hatte  den 
Auftrag  gegeben,  alle  Dörfer  um  Dresden  auf  zwei  Meilen 
in  der  Runde  anzuzünden  ').  So  verfuhren  die  Schwed^i  in 
dem  Lande  ihrer  Glaubensgenossen. 

Schlesien,  über  der  Sorge  um  Böhmens  Scbotz  sich 
selbst  überlassen,  schien  vollständig  verloren  zu  gehen.  Dort 
befehligte  Graf  Mansfelt,  der  den  19.  December  1639  die 
treulose  Uebergabe  von  Keumark,  welches  die  Schweden 
zum  Danke  ganz  ausplünderten,  mit  folgender  Bemerkung 
von  den  Zustanden  berichtet:  „Die  A£Pection,*  sagt  er, 
„welche  der  Feind  im  Lande  hat,  ist  nicht  auszusprechen; 
es  läuft  ihm  alles  zu,  was  ihn  nur  erreichen  kann.  Ich  be- 
sorge, dsss  die  Landesdefension ,  wenn  es  auch  auf  einen 
Betrug  damit  nicht  abgesehen  sein  sollte,  dennoch  ein  ganz 
unfruchtbares  Werk  sein  werde.*  Mit  Ausnahme  der  Be- 
satzungen in  den  noch  vertheidigten  Plätzen  gebot  Mans- 
felt nicht  über  volle  2000  Mann.  Indessen  hielt  sich  doch  l»e- 
harrlich  das  blokirte  Grossglogau,  allein  da  es  nur  noch 
für  wenige  Wochen  mit  Lebensmitteln  versehen  war,  so 
stand  der  Verlust  dieser  wichtigen  Festung  ebenfalls  in  naher 
Aussicht.  Unverweilt  verlangte  Erzherzog  Leopold  Wilhelm 
von  Piccolomini,  dessen  Hauptquartier  den  1.  Jänner  1640 
Strakonitz  war,  ein  Gutachten  über  die  beste  Weise  Schle- 
sien vom  Feinde  zu  befreien.  Hatzfeld,  der  in  Klattau  stand 
und  CoUoredo  sollten  mit  zu  Rathe  gezogen  werden. 


*)  Rapport  im  k  k.  Krieg^archiye.  Barthold  erstreckt  Banen 
Brandbefehl  auf  sechzehn  Meilen  um  Dresden;  Pnfendorf  spifdit  davon 
nicht 
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Da  die  fremden  Mächte  keine  Neigung  zum  Frieden 
eigten  und  der  von  Frankreich  immerfort  unbeschickt 
issene  Kökier-üongress  nicht  die  mindeste  Anseicht  dazu 
shloss,  80  entbot  der  Erzkanzler  die  Churfursten  (mit 
88chluss  des  von  Trier,  der  noch  immer  in  Wien  gefangen 
9)  zu  einer  Zusammenkunft  am  20«  Juni  1639  zu  Frank- 
't  am  Main.  Wiewohl  das  ohne  Vorwissen  und  Geneh- 
{äug  des  Kaisers  geschah,  so  missbilligte  er  es  keines- 
;es,  da  der  Beichshofrath  in  dessen  hierüber  erstattetem 
tachten  aus  den  Satzungen  und  dem  Herkommen  des 
iches  die  Berechtigung  des  Erzkanzlers  zur  freien  Aus- 
reibuug  eines  Churfurstentages  nachwies«  Weil  inzwischen 
che  Churfursten  Frankfurt  wegen  zu  grosser  Entfernung 
ttarfen,  so  verlegte  der  Erzkanzler  diesen  CoUegialtag 
ih  Nürnberg  und  bestimmte  den  5.  December  zu  seiner 
Dffnung.  Mit  dieser  verzog  es  sich  indessen  auch  wieder 
*  zum  4.  Jänner  1640,  da  die  churmainzischen  Gesandten 
bat  vier  Wochen  auf  sich  warten  Hessen.  Keiner  von  den 
if  Churfursten  erschien  personlich,  sondern  alle  waren 
rch  Deputirte  vei-treten.  Von  andern  Reichsstanden,  na- 
ntlich  von  Braunschweig-Lüneburg,  stellten  sich  ebenfalls 
•geordnete  ein,  die  ohne  Anstand  angenommen  wurden. 
9t  den  28.  Jänner  traf  der  kaiserliche  Gesandte  Tobias 
nberr  von  Haubitz^®),  dem  der  Beichshofrath  Gebhard 
gegeben  war,  ein.  In  seiner  Instruction  vom  25.  November 
39  ist  ihm  zunächst  Berichterstattung  über  die  bisherigen 
iedensbestrebungen  des  Kaisers,  dann  die  Antragstellung 
getragen,  „Churfursten  mögen  die  Mittel  zum  Frieden  zu 
angen  berathen  und  dem  Kaiser  angeben.  Als  das  Förder- 
nste dürften  sie  ohne  Zweifel  rechte  Vereinigung  der 
icbsmitglieder  mit  ihrem  Oberhaupte  und  Unterstützung 
iselben  mit  gesammter  Macht  erkennen,  wenn  der  Beichs- 


**)  Auf  Leibnitz  und  Gradiska.  Haubitz  ist  gleichbedeutend  mit 
ugwits.  Die  letztere  Schreibart  kömmt  jedoch  in  den  Acten  nie  Yor, 
lahalb  wir  die  entere  beibehielten.    Er  ielbat  schrieb  tich  Haubits. 
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feind  bezwungen  werden  soll.  Nebst  den  Feindseligkeiten 
der  Schweden  und  Franzosen  drohe  auch  noch  ein  Türken- 
einfall, wesshalb  eine  mächtige  Gegen  Verfassung  Noth  thoe. 
Churfursten  werden  daher  ersucht,  die  Frage  za  erörtern, 
wo  die  zur  Beseitigung  dieser  neuen  Kriegsgefahr  nothigen 
Hilfsmittel  herzunehmen  seien,  da  dem  Kaiser  aus  seinen 
völlig  erschöpften  Erbstaaten  weiter  keine  zufliessen?  Er 
gedenke  nach  dem  Inhalte  ihres  zu  erstattenden  Grutachtens 
wegen  Hildesheim  das  Monitorium,  und  wegen  des  GHüok- 
städter-Zolles  das  Rescriptum  cassatorium  ergehen  zu  lassen, 
wie  auch  der  Beschwerde  Bremens  gegen  den  Stifts-Inhaber, 
abzuhelfen'').^  Wenn,  lautete  die  Instruction  weiter,  bei 
den  Conferenzen  als  Friedensmittel  Erlass  einer  allgemeinen 
Amnestie  und  Religionsfreiheit  für  die  kaiserlichen  Erblander 
vorgeschlagen  werden  sollte,  so  soll  Haubitz  eröffnen,  der 
Kaiser  habe  hinsichtlich  der  vom  Prager -Frieden  ausge- 
schlossenen Stande  gegen  Schweden  in  einer  Weise  sich 
erklärt,  die  weiter  nichts  wünschen  lasse;  was  aber  die  Re- 
ligionsbewilligung betrifil,  lasse  der  Kaiser  ein  für  allemal 
bei  der  von  seinem  Vater  gefassten  Resolution  es  bewenden. 
Femer  ward  Haubitz  beauftragt,  über  die  kaiserliche  Ent- 
schliessung  wegen  Trier  zwei  ihm  mitgegebene  Hauptgui- 
achten  vorzulegen  und  die  katholischen  Churfursten  dafBr 
zu  gewinnen,  falls  Sachsen  und  Brandenburg  weiteren  Ver- 
zug mit  Erledigung  dieser  Angelegenheit  beabsichtigen  sollten. 
An  sämmtliche  Churfursten  hatte  er  die  fVage  zu  richten, 
ob  sie  damit  einverstanden  wären,  wenn  der  Kais^  des 
Erblasses  Bernhards  von  Weimar  sich  zum  Ersätze  der 
Kriegskosten  bemächtigte,  dann  ob  die  Unterhandlungen  mit 
Hessen«-Kassel  aufzuheben  seien,  und  wie  Be^ltigung  des 
hessischen  Corps  sich  in  kürzester  Frist  bewerkstelligen 
lasse,  endlich  habe  er  auch  gleich  bei  seiner  Ankunft  wegen 
Zulassung  der  böhmischen  Stimme  bei   Chnrmainz   sich  zu 


**)  Eribischof  tod  Bremen  war  PriDx  Friedrich  yon  DSnemark. 
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dlden  imd,  wenn  sie  verweigert  werden  sollte,  den  ihm 
itgegebenen  Protest  za  überreichen. 

Der  Inhalt  dieser  Instruction  legt  vor  Augen,  dass  die 
iserliche  Politik  in  keiner  der  schwebenden  Fragen  eigen- 
ftcbtig  zvL  handeln  bezweckte,  mit  Ausnahme  des  dem 
aiser  als  Landesherm  zustehenden  kirchlichen  Reformations- 
ohtes  in  den  Erbstaaten. 

Churmainz  eröffiiete  den  23.  Jänner  1640  die  Ver- 
Adlongen  mit  einem  Vortrage,  worin  als  Zweck  der  Zu- 
mmenkunft  die  Friedensherstellung  und  wofeme  sie  nicht 
strebt  werden  konnte,  die  Mittelbeischaffung  zur  Fortsetzung 
m  Ejrieges,  sodann  die  Berathung  über  die  Restitution  des 
horfursten  von  Trier,  das  Justizwesen  und  der  venetianische 
raoedenzstreit  genannt  sind  '*)•  Die  Proposition  des  kaiser- 
sbea  Gesandten  war  im  Sinne  der  hier  oben  mitgetheilten 
iStmction  abgefasst.  Böhmens  wegen  gaben  die  Deputirten 
Igenden  Bescheid:  »Man  wüsste  sich  nicht  zu  erinnern, 
Mfl  die  Könige  von  Böhmen  jemals  zu  den  churfurstlichen 
ollegialtagen  gezogen  worden  seien.  Wie  bekannt,  sei 
ahmen  auch  in  keinem  der  Reichskreise  begriffen.  Es  leiste 
ich  nicht  wie  andere  Reichsstande  Contributionen  und 
srde  zu  allgemeinen  Reichsversammlungen  nicht  berufen. 
aiser  möge  es  also  bei  dem  uralten  Herkommen  und  der 
sifMsung  bewenden  lassen  und  das  churfurstliche  Collegium 
it  der  neuerlichen  Zumuthung  nicht  beschweren.^  Böhmen 
^tte  hiemach  bloss  eine  Stimme  bei  der  römischen  Königs- 
ahl.  —  Haubitz,  der  vor  seiner  Reise  nach  Nürnberg  in 
ainz  erschien  und  den  Churfursten  als  den  Leiter  der 
>riigen  Versammlung  mahnte,  nichts  gegen  die  Autorität 
Mi  Kaisers  geschehen  zu  lassen,  bekam  von  ihm  zur  Ant- 
ort:  ^Eher  würde  er  mit  seinem  Stabe  aus  dem  Erzstifte 
andern,  als  von  dem  Erzhause  Sr.  k.  Majestät  abweichen.* 


")  Der  benannte  Prficedenzstreit  schrieb  sich  von  einem  Decrete 
»diiumds  n.  her,  womit  er  der  Republik  Venedig  den  Rang  vor  den 
rmfKrftliohen  Qesandtea  eizur&umte. 
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Gegen  das  Begehren  des  Domstiftes  von  Trier,  seinerseits 
den  Collegialtag  beschicken  zn  dürfen,  weil  der  Ghorforst 
fehlte,  protestirte  der  ELaiser,  in  seinem  Schreiben  an  Hanbitc 
als  Grund  anführend,  dass  sowohl  das  Triersche  als  dM 
Speierische  Capitel  mit  ihrem  Gesuche  desshalb  abzuweisen 
seien,  weil  der  Ghurfürst  weder  abgeurtheilt  noch  entsetzt, 
sondern  bloss  suspendirt,  folglich  keine  Erledigung  seiner 
Stelle  eingetreten  sei.  Die  Zulassung  der  Domstifte  konnte 
nebstdem  von  den  Feinden  des  Kaisers  zu  einer  emenerten 
Bestreitung  der  Giltigkeit  seiner  Wahl  (zum  römischen 
Könige)  benützt  werden.  Sehr  merkwürdig  ist  die  Erklärung 
der  Deputirten  hinsichtlich  der  Freilassung  des  Cbnrfarsten 
von  Trier.  Sie  sagen:  „Kaiser  habe  vom  churfürstlichenCoUe- 
gium  schon  im  Jahre  1638  und  wiederholt  1639  ein  Gut- 
achten 1.  wegen  seiner  Wiedereinsetzung  nnd  2.  wegen 
Sicherstellung  der  beiden  Hochstifte  (Trier  und  Speier)  nnd 
der  Domstifte  und  Landstande  derselben  (gegen  sein  WUl- 
kürschalten)  verlangt.  Das  Gleiche  geschehe  jetzt  dnrdi 
Haubitz,  Erinnerlich  sei  es  und  mit  Documenten  erweislich, 
dass  der  Ghurfürst  bereits  in  den  Jahren  1636  und  1637 
bei  dem  Collegialtage  und  dem  Wahl-  und  Kreistage  g^en 
den  seligen  Kaiser,  seine  Mitchurfursten,  die  goldene  Bulle 
nnd  die  Hauptgrundsätze  des  Reiches  «yganz  gröblich  nnd 
unverantwortlich  sich  vergangen  und  solche  Dinge  machinirt 
habe,  die  mit  keinem  Colore  sich  entschuldigen  lassen,  son- 
dern ihn  seiner  Stelle  und  Stimme  im  churfürstlichen  Colle- 
gium  unwürdig  und  unfähig  machten.  Dieserwegen  hätten 
die  Churfürsten  sich  nicht  verbunden  gehalten,  ihn  ad 
collegium  zu  admittiren  und  bei  ihm  zu  sitzen,  um  so 
weniger,  als  er  seine  Hauptfestung  (Ehrenbreitstein),  seine 
Residenz  und  sein  Erzstift  in  eines  ausländischen  Potentaten 
Hände  gegeben,  Ihre  churfurstliche  Gnaden  zu  Mains  um 
ihre  Präeminenz  bringen  und  erster  Ghurfürst  sein  wollte, 
ja  die  romische  Ejrone  gar  vom  Reich  an  Frankreich  m 
bringen  strebte,  und  mit  dem  Konige  ein  Bündniss  sohloss^ 
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worin  er  betheaert,  eher  den  Tod  za  leiden  als  von  seiner 
Intention  abzugehen.  Er  hat  denn  auch  wirklich  den  König 
Ton  Frankreich  pro  absolute  Domino  anerkannt  und  seiner 
Protection  sich  unterworfen.** 

„Da  er  nach  erfolgter  Restitution  trotz  aller  einge- 
gangenen und  unterschriebenen  Capitulationen  zu  den  alten 
Verbündnissen  und  Machinationen  zurückkehren  und  Rach- 
gier ihn  beherrschen  wurde,  zumal  er  in  Wien  selbst  sehr 
gefahrliche  Reden  fuhrt,  nämlich,  dass  er  alle  Verfugungen 
Sräier  kaiserlichen  Majestät  unbeachtet  lassen  werde,  so 
meinen  die  Gesandten,  die  Restitutionssache  soll  zu  den 
aUgemeinen  BMedens-Tractaten  gezogen  werden.  Sie  können 
nicht  finden,  dass  Richelieu*s  Behauptung,  durch  die  Resti- 
tution werde  der  Friede  gefordert  werden,  richtig  sei.  Sie 
bitten  desshalb  Seine  Majestät ,  die  Wiedereinsetzung  des 
Ghorfursten  so  lange  au£suschieben  und  in  suspenso  zu  lassen, 
bis  es  zu  einem  allgemeinen  Frieden  gekommen  sein  werde. 
Sie  schliessen  diesem  Gesuche  die  Beschwerden  der  geist- 
lichen und  weltlichen  Stände  von  Trier  in  der  Absicht  bei, 
dass  der  Kaiser  sie  in  Erwägung  ziehe  und  ihnen  abhelfe.^ 

Wäre  es  nach  Mittheilung  dieser  Willensäusserung 
sämmtlicher  Churfiirsten  noch  nöthig,  ein  Wort  über  die 
Parteilichkeit  Jener  zu  verlieren,  welche  die  Gefangensetzung 
und  Terweigerte  Freilassung  des  Churfursten  von  Trier  als 
ein  Verbrechen  Ferdinands  gegen  die  deutsche  ^^Libertät^ 
aasschreien,  und  wie  Droysen  einen  giltigen  Grund  zur 
Kriegsfuhrung  und  Bundesgenossenschaft  mit  den  feindlichen 
Fmemdmächten  davon  herleiten? 

Benützung  jeder  Gelegenheit  zur  Einmischung  in  die 
dentschen  Angelegenheiten  war  in  Frankreich  längst  Staats- 
maxime geworden.  Hieraus  erklärt  es  sich,  dass  in  Nürn- 
berg ein  französischer  Agent,  der  sich  Johann  von  Heppe 
schrieb,  auftrat  und  vorgab,  der  König  von  Frankreich  habe 
ihm  aufgetragen,  bei  seiner  Rückreise  von  Paris  nach  Deutsch- 
land den  Collegialtag  zu  besuchen  und  dem  churfiirstlichen 
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Colleginm  yorzutragen,  wie  sehr  der  Konig  den  Frieden 
wünsche  and  wie  eifrig  er  darnach  strebe.  Auf  die  Frage 
nach  seiner  Beglaubigung  äusserte  er,  Rath  und  Statthalter 
der  Herzogin  von  Croy  und  Arschot  zu  sein  und  Gredoi- 
tialien  mit  eigenhändiger  Unterschrift  des  Königs  zu  be- 
sitzen. Da  diese  nicht  in  der  üblichen  Form  ausgestellt 
waren  und  überdiess  beleidigende  Aeusserungen  gegen  den 
Kaiser  enthielten,  so  ward  Heppe  auf  Geheiss  des  Kaisers^ 
ihm  weder  eine  öffentliche  noch  eine  Privat-Audienz  su  er- 
theilen,  abgewiesen,  ungeachtet  einige  Gesandte  sich  ange- 
legentlich für  seine  Zulassung  verwendeten.  Er  blieb  dessen- 
ungeachtet während  der  yiermonatlichen  Dauer  der  Ver- 
handlungen fortwährend  in  Nürnberg. 

Die  Churfursten  trugen  sich  mit  der  naiven  Ansicht^ 
die  Abtrünnigkeit  der  Landgräfin  von  Hessen  mit  einem 
eindringlichen  Mahnschreiben  beschwören  zu  können.  Jene 
Stelle  desselben,  welche  vom  Mainzervertrage  handelt^  ver- 
dient unsere  Beachtung.  Sie  lautet:  „Der  Kaiser  habe  dem 
churfürstlichen  CoUegium  mitgetheilt,  was  mit  ihr  za  Mains 
verglichen  worden  und  dass  er,  wie  sie  selbst  es  begehrt 
ohne  Veränderung  eines  Wortes  es  ratificirt  habe.  Dem  aus- 
gefertigten kaiserlichen  Bestätigungs- Diplom  wären  alle 
Punkte  einverleibt  gewesen,  und  als  dasselbe  von  ihrem  Ab- 
geordneten Johann  Wilhelm  von  Hom  durchgesehen  und 
verglichen  worden  war,  habe  er  es  mit  dem  Vertrage  von  Wort 
zu  Wort  gleichlautend  gefunden,  daher  der  Vollzug  nicht 
mehr  beim  Kaiser,  sondern  allein  bei  ihr  anstand.  Da  nun- 
mehr die  von  den  Churfursten  nach  Nürnberg  gesandten 
Botschafter  und  Räthe  der  zur  Beruhigung  des  nieder- 
hessischen Fürthenthums  geschlossenen  aber  unvollzogen  ge- 
bliebenen Tractate  sich  erinnerten,  so  ersuchen  sie  die  Land- 
gräfin,  Bevollmächtigte  nach  Nürnberg  zu  schicken,  um  mit 
denselben  zu  berathen,  wie  jener  Vertrag  zum  Vollzuge  ge- 
bracht werden  könne.*' 
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Was  Amalie  Elisabeth  in  Beziehung  auf  die  angeführte 
Stelle  in  ihrer  Antwort  vom  14y24.  März  1640  äusserte,  dürfen 
wir  der  Vergleicbung  wegen  mit  den  S.  132  u.  f.  mitgetheil- 
ten  Verhandlungen  den  Lesern  nicht  vorenthalten.  Nach 
einem  salbungsreichen  Eingangs  worin  sie  den  Wunsch  aus- 
drückt, „dass  Gott  der  Allmächtige  zu  dem  von  so  vielen 
tausend  Herzen  bisher  inniglich  gewünschten  hochnöthigen 
Friedenswerk  seinen  gnadenreichen  Segen  verleihe,  damit 
dem  allgemeinen  Jammer  und  Elend  ein  Ende  gemacht  werde,^ 
versichert  sie,  „vor  Gott  und  ihrem  christlichen  Gewissen 
sich  schuldig  zu  erkennen,  das  Ihrige  nach  äusserstem  Fleiss 
und  Vermögen  dabei  mitanzuwenden,  denn  ungerne  würde 
sie  sehen  und  noch  weniger  Vorschub  leisten,  dass  das  ge- 
liebte Vaterland  deutscher  Nation  aus  seinem  alten  vortreff- 
lichen Bestand  verrückt  und,  wie  in  dem  Schreiben  der 
Gesandten  augedeutet  wurde,  fremder  Nationen  Herrschaft 
unterworfen  werden  sollte.^  Dann  sagt  sie  vom  Vertrage: 
„Es  seind  aber  die  Herren  ungleich  (unrichtig)  berichtet, 
als  ob  Ihre  kais.  Majestät  alles  dasjenige,  was  zu  Mainz  ge- 
handelt und  verabschiedt  worden  ist,  dergestalt,  wie  wir 
selbst  es  begehrt,  allergnädigst  ratificirt  hätte,  denn  wir  aus 
unsers  Abgesandten  Relation,  die  er  noch  neulich  sowohl 
schriftlich  als  mündlich  abgelegt,  ein  Solches  nicht,  sondern 
vielmehr  dieses  befunden,  dass  bei  gedachten  Religions-Puncten 
eine  von  den  vornehmsten  Clausein,  nämlich,  dass  auch  andere 
derselben  Religion  (der  reformirten)  zugethane  Churfürsten 
und  Stände  darin  mitbegriffen  sein  sollen  (welches  zu  Mainz 
von  des  Herrn  Churfürsten  Liebden  also  beliebt,  und  dem 
Absdiiede  mit  ausdrücklichen  Worten  einverleibt  ist),  in  dem 
kaiserlichen  Confirmations -  Diplom  ausgelassen  worden,  so 
(welches)  bei  uns  sowohl  als  andern  unseren  Glaubensver- 
wandten nicht  unbillig  allerlei  Nachdenken  erwecket  hat,  zu 
geschweigen,  dass  man  auch  zu  Mainz  bei  Eroffiiung  von 
Ihrer  kais.  Majestät  letzten  Erklärung  nochmals  begehrt  hat, 
unsere  Kriegsvölker  zu  Dero  kais.  Armee  zu  stossen,  oder 
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zum  wenigsten  kaiserlicher  Ordre  und  Commando  zu  unter- 
geben, welches  gleichfalls  ermeldtem  Abschied  ungemass 
ist.^  Höchst  erbaulich  betheuert  sie:  „Bezeugen  demnach 
▼or  des  Allerhöchsten  Angesicht,  dass  wir  auf  der 
Welt  bisher  nichts  Höheres  als  den  lieben  Frieden  gewünscht 
Wollte  Gott,  dass  durch  die  obgedachte  Mainzische  Friedens- 
tractate  dem  Hauptzweck  zu  helfen,  und  die  volle  Beruhigung 
unseres  geliebten  Vaterlandes  deutscher  Nation  zn  erlangen 
sein  möchte,  dann  sollte  gewisslich  bei  uns  die  angedeutete 
Acceptation  keine  Stunde  zurückbleiben.^ 

Es  ist  der  Rede  nicht  werth,  dass  die  Lfandgräfin  sich 
der  List  bediente,  die  anfängliche  Verweigerung  der 
Confirmation  des  Religionspunktes  anzuführen  und  die  letzte 
Entscheidung  des  Kaisers,  womit  diese  gegeben  wurde,  zu 
übergehen,  dass  sie  aber  in  ihren  Schreiben  fortwährend  Grott 
lästert,  indem  sie  ihn  zum  Zeugen  ihres  Truges  anruft,  ver- 
dient in  so  ferne  bemerkt  zu  werden,  als  es  klar  darthut, 
dass  sie  an  keinen  Gott  glaubte,  woraus  folgt,  dass  sie  keinen 
Religionskrieg  führte.  Sollten  wir  nicht  berechtigt  sein,  von 
der  künftigen  Geschichtschreibung  zu  fordern,  dass  sie  die 
Behauptung,  ein  solcher  sei  der  dreissigjährige  Krieg  ge- 
wesen, hinsichtlich  der  gefeierten  Anstifter  desselben  £EÜlen 
lasse,  und  die  religiösen  Motive  auf  das  arme  bethörte  deutsche 
Volk,  dem  sie  noch  inne  wohnten,  beschränke?'*) 

Die  Forderung  der  Abgeordneten  des  Collegialtages,  vom 
Kriege  und  von  der  Vereinigung  ihrer  Streitkräfte  mit  den 
feindlichen  abzulassen,  beantwortete  die  Landgräfin  mit  der 
unumwundenen  Erklärung:  „Sie  könne  die  Waffen  nicht 
niederlegen,  weil  sie  sich  dadurch  die  Schweden  und  Fran- 

*  *)  Das  gemeine  Sprüchwort :  der  Apfel  fiLllt  nicht  weit  Tom  Stamme, 
trifft  bei  der  LandgrSfin  überraschend  zu,  wenn  man  weiss,  dass  das  Blat 
Wilhelms  I.  von  Oranien  ihre  Pulse  heweg^.  Ihr  gleissnerisches  Spiel 
mit  der  Religion  ist  Reflex  des  seinigen,  ihre  Gewissenlosigkeit,  Tausende 
und  aber  Tausende  von  Menschenleben  der  crassesten  Selbstsucht  lum 
Opfer  zu  bringen,  ganz  sein  Grundsatz;  in  aller  Hinsicht  ist  sie  das  ge- 
treueste  Ebenbild  Ton  ihm. 
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zosen  und  andere  Verbündete  auf  den  Hals  ziehen  würde." 
Gesandte  nach  Nürnberg  abzuordnen  versprach  sie,  wenn 
ihr  vorher  die  Geleitsbriefe  für  dieselben  zugekommen  sein 
würden  '•). 

Den  mit  der  Landgräfin  eingeschlagenen  falschen  Weg 
gingen  die  Gesandten  auch  mit  Braunschweig-Lüneburg. 
„Von  verschiedenen  Seiten,^  schrieben  sie  dem  Herzoge  Georg, 
„langen  Nachrichten  ein,  dass  ihn  die  Beichsfeinde  zu  einer 
Vereinigung  seines  Kriegsvolkes  mit  ihren  Heeren  zu  ver- 
leiten suchen.  Sie  stellen  ihm  vor,  dass  er  dadurch  zur  Ver- 
längerung des  über  die  Nation  gekommenen  unaussprechlichen 
Jammers,  Elends  und  Blutvergiessens  und  zur  Zertrümmerung 
ihrer  viele  Jahrhunderte  mit  Heldenmuth  behaupteten  Freiheit 
Mithilfe  leisten  würde,  und  mahnen  ihn  als  einem  deutschem 
Blute  entsprossenen  hoch  verstandigen  Fürsten,  derartigen 
schädlichen  Einflüsterungen  das  Gehör  zu  versagen.^  Die 
Gesandten  mochten  wohl  meinen,  ihre  Ermahnung  habe  eine 
vortreffliche  Wirkung  gethan,  als  ein  gemeinschaftliches 
Schreiben  der  Herzoge  Friedrich,  August  und  Georg,  vom 
31.  März  1640  datirt,  einlief,  worin  sie  sagen:  „Wir  haben 
aus  dem  was  die  Herren  sub  dato  Nürnberg  15.  Februar 
d.  J.  an  uns  Herzog  Georg  gelangen  lassen,  verstanden,  was 
massen  bei  Ihnen  fast  beständige  Avisen  von  verschiedenen 
Orten  angelangt,  als  sollten  der  romisch  kaiserlichen  Majestät 
und  des  Reichs  Feinde  sich  äusserst  bemühen,  uns  Herzog 
Georg  dahin  zu  verleiten,  dass  wir  mit  den  feindlichen  Waffen 
die  Unsrigen  conjungiren,   und   also  den  unaussprechlichen 


'*)  Wir  haben  das  Originalsolureiben  der  Laudgräfin  mit  dem  Ab- 
druck im  Theatnun  Enrop.  IV.  265  yerglichen  und  diesen  richtig  befan- 
den. Die  daselbst  S.  268  abgedruckte,  das  Sündenregister  der  Hessin  ent- 
haltende „Relation  was  bei  dem  hessischen  Schreiben  au  die 
nürnbergischen  Abgesandten  in  Acht  an  nehmen",  fand  sich 
handschriftlich  ebenfalls  vor,  und  scheint  allerdings,  wie  das  Th.  Europ. 
bemerkt,  „den  Herren  Gesandten  ad  ponderandum  vorgelegt  worden  zu 
■ein,**  allein  den  Verfasser  dieses  merkwürdigen  Actenstückes  konnten 
wir  nicht  ermitteln. 

Koch«  OMohlehto  Ferdinands  UI.    I.  Bd.  13 
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Jammer,  Elend  uud  Blutstürzimg  so  lange  fortsteilen  helfen 
wollten,  damit  des  Reichs  Feinde  unser  hochgeliebtes  Vater- 
land deutscher  Nation  und  deren  Freiheit  ihrem  dominat 
desto  bald  er  unterwerfen  mochten.  Wie  nun  nicht  ohne 
Bewegung  unseresfürstlichenGemüths  wir  ungern 
vernommen,  dass  von  denen  zum  Schutz  und  Schirm 
unserer  von  dem  allerhöchsten  Gott  uns  anver- 
trauten Unterthanen  fuhrenden  Waffen  derglei- 
chen unbefugte  Opprcssionen  ausgesprengt  und 
fast  scheinlich  fürgebildet  werden  wollen,  so  er- 
freut uns  hingegen,  dass  (wir)  sowohl  der  abgelebten  als  der 
jetzt  regierenden  römisch  kais.  Majestät  unsere  auMchtige, 
fürstliche,  friedfertige  Intention  remonstrirt  und  erwiesen 
haben.  Bei  solchen  friedfertigen  Gedanken  ver- 
bleiben wir  unseres  Theils  annoch  festiglich, 
dahin  richten  wir  alle  unsere  Rathschläge  nnd 
Fürnehmen,  und  geschieht  uns  von  den  Autoren 
obberürten  Avisen  unrecht,  wenn  man  uns  mit 
höchsten  Unfug  vfmessen  nnd  beilegen  will,  als 
wollten  wir  die  zu  Nürnberg  gütliche  Handlung, 
mit  unseren  actionibus  schwerer  machen"'^). 

Dieses  Schreiben  an  die  Gesandten  zu  Nürnberg  ist 
den  31.  März  1640  erlassen  und  die  Instruction,  mit  welcher 
Herzog  Georg  seinen  Gencrallieutenant  Klitzing  beauftragt 
mit  24  Compagnien  der  braunschweigischen  Truppen  zu 
Bauer  zu  stossen,  trägt  das  Datum  27.  April  1640. 
Damit  aber  die  Leser  nicht  etwa  vermuthen,  irgend  ein 
ausserordentliches  innerhalb  des  Zeitraums  vom  31.  März 
bis  27.  April  eingetretenes  Ereigniss  habe  diese  Vereinigung 
bevnrkt,  theilen  wir  ihnen  mit,  dass  Herzog  Georg  schon 
seit  November  1639  mit  Bauer  unterhandelte  und  die 
Conjunction  gegen  die  Ucberlassung  des  Stiftes  und 
der  Stadt  Minden  selbst  anbot.  Als  Bauer  auf  diese 


*•)  Mainzer- Archiv.  Decken  nnd  Andere  kennen  dieses  Schreiben 
nicht. 
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BediDgniss  nicht  einging,  so  knüpfte  Herzog  Georg  direct 
mit  Salvias  in  Hamburg  Unterhandlungen  an,  während  die 
Landgräfin  sie  für  Brannsehweig  mit  Baner  fortsetzte,  und 
andere  mit  Frankreich  und  den  Prinzen  von  Oranien  im 
Zuge  waren.  So  meisterlich  verstand  sich  Herzog  Georg  auf 
falsches  Wortspiel !  Muss  sich  aber  nicht  jedem  unbefangen 
Urtheilenden  die  Ueberzeugung  aufdringen,  dass  bei  so 
augenfälliger  Schlechtigkeit  deutscher  forsten,  des  Krieges 
Ende  und  die  Beruhigung  des  Reiches  unmögliche  Dinge 
waren !  Wie  im  Feldzuge  von  1639  die  Verheerung  von 
Chursachsen  und  Böhmen  Herzog  Georgs  Zulassung  von 
Baners  Eibübergang  verschuldete,  so  fallt  auf  sein  Haupt 
jet2t  die  Schuld,  dass  durch  seinen  dem  Baner  geleisteten 
Waffenbeistand  die  Schweden  nicht  vollständig  aufgerieben 
werden  konnten  und  der  Krieg  mit  ihnen  fortwährte. 

Der  braunschweigische  Gesandte  Lampadius  zu  Nürn- 
berg brachte  zur  Entschuldigung  der  Conjunction  mit  Baner 
vor:  „Sedem  belli  haben  Ihre  fürstliche  Gnaden  in  Dero 
Landen  nicht  transferiren  lassen  können.  Dieselben  bleiben 
nochmahls  in  terminis  defensionis  stehen,  und  begehren  nichts, 
als  dass  das  allgemeine  negotium  pacis  mit  höchstem  Fleiss 
g^rdert  werde.^  Was  die  churfürstlichen  Gesandten  ihm 
und  den  Herzogen  hierauf  antworteten,  erfahren  wir  aus 
ihrem  Berichte  vom  16.  Juni  an  den  Kaiser.  Sie  sagen: 
„Dem  Zwecke  des  gegenwärtigen  churfürstlichen  Gollegial- 
tages  gemäss,  haben  sie  nicht  unterlassen,  auf  alle  Mittel 
und  Wege  zu  denken,  wie  die  Herzoge  von  Braunschweig- 
Lünebnrg  und  die  Landgräfin  von  Hessen  von  ihren  er- 
griffenen, vor  Gott  und  der  Posterität  unverantwortlichen, 
dem  heiligen  römischen  Reich  höchst  schädlichen  Consiliis 
abgebracht  werden  können.  Sie  haben  auch  die  braunschweig- 
lüneburgischen  Räthe  in  pleno  vorgefordert,  ihnen  die  un- 
verantwortliche feindliche  Conjunction  vorgestellt  und  sie 
angefordert,  ihre  Fürsten  zur  Abberufung  ihrer  Truppen 
von  den  Beichsfeinden  zu  ermahnen. '^  Die  Gesandten  schlugen 

13* 
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dem  Kaiser  am  Schlüsse  ihres  Briefes  vor,  zum  Vermittler 
bei  Braunschweig   den    König   von  Dänemark   zu   wählen. 
Von  diesem  war  an  die  Gesandten  das  Schreiben  aus  Glück- 
stadt vom  6.  Februar  ergangen,    worin   die  Lage  Deutsch- 
lands umständlich  geschildert  und  von  Friedensmitteln,  un- 
bedingte Amnestie,  Fertigung  der  Geleitsbriefe   wie  Frank- 
reich ihre  Ausstellung  heischte,    Vereinigung   der    Reichs- 
glieder mit    ihrem   Oberhaupte    und,     bei   unvermeidlicher 
Kriegsfortsetzung,  Berufung  eines  Deputationstages  hinsicht- 
lich der  Feststellung  der  Kriegserfordernisse  vorgeschlagen 
werden.    Die  Schlichtung  der  pfälzischen  Streitsache,  sagt 
Christian,  habe  er  auf  sich  genommen^  von  der  Landgritfin 
sei  er  versichert  worden,    „dass   sie  einen   ehrlichen,  Gott 
wohlgefälligen   Frieden  anzunehmen   geneigt  sei.    Weil   sie 
aber  einen  solchen  von  kaiserlicher  Majestät  nicht  erbalten 
könne,    müsse  sie  bei  dem  stehen  bleiben,    was  ihr  bisher 
Sicherheit  gewährte.^  „Das  Haus  Braunschweig-Lüneburg,'^ 
bemerkt  er  weiter,  „ist  wegen   der  Hildesheimer-Sache  und 
Vorenthaltung  von  Wolfenbüttel   in  ein  solches  Misstranen 
gerathen,  dass  es  nunmehr  einzig  und  allein  seiner  eigenen 
Conservation  bedacht  sei,  und  alles  andere,  was  des  gemeinen 
Wesens  Wohlfart  und  Nothdurft  bezweckt,   in    den  Wind 
schlägt.    Inzwischen  habe  er  vom  Herzoge  Georg  die   ge- 
wisse Vertröstung,  dass  er  alles  gerne  eingehen  wolle,  was 
er   Gewissens-   und   Reputationshalber    zugestehen  konne.^' 
Es  sei  daher  zu  einer  gütlichen  Uebereinkunft  mit  Beiden 
zu  schreiten. 

Die  Gesandten  hatten  in  Folge  dieser  Aufforderung 
an  Hessen  und  Braunschweig  geschrieben  und  deren  Be* 
vollmächtigte  nach  Nürnberg  berufen.  Diese  übergaben  schon 
den  25.  Februar  ein  Memorial,  worin  als  Bedingniss  der 
Friedenscomposition  Berufung  eines  Reichstages  verlangt 
wird.  An  Abmahnungen  Hess  es  auch  der  Kaiser  nicht  fehlen. 
Kauschenberg,  der  kaiserliche  Commandant  in  Wolfenbüttel, 
übersandte  den  Herzogen   von  Lüneburg    ein  vom   Kaiser 
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erhaltenes  Schreiben  vom  22.  März,  welches  ihm  aufträgt, 
die  Herzoge  mündlich  and  schriftlich  von  der  Verbindung 
mit  Bauer  abzumahnen.  Wie  dies  umsonst  war,  erfuhr  der 
Kaiser  aus  einem  interceptirten  Briefe  des  schwedischen 
Oberst  Mortaigne  an  Bauer  vom  10.  April  a.  St.  aus  Hildes- 
heim,  worin  er  meldet,  an  diesem  Tage  in  öffentlicher 
Audienz  bei  Herzog  Georg  erschienen  zu  sein,  und  die  an- 
wesenden Officiere  „dergestalt  gut  indinirt  gefunden  zu 
haben,  dass  das  Beste  zu  hoffen  sei.^^  Auf  die  Anzeige,  dass 
Sachsen  und  Brandenburger  der  Festung  Wolfenbuttel  sich 
nahen,  habe  der  Herzog  Truppen  gegen  sie  abgesendet  und 
dem  Klitzing  befohlen  „falls  etwas  Widriges  tentirt  wurde, 
ohne  weiters  d'raufzuschlagen.^  Mit  Wolfenbüttel  hielten  es 
Braunschweig  und  Goslar.  (Die  Stadt  Braunschweig  gab 
dem  Kaiser  wirklich  die  schriftliche  Versicherung,  dass  sie 
in  der  Treue  für  ihn  beständig  verharren  werde.)  Erzherzog 
Leopold  Wilhelm  sandte  um  dieselbe  Zeit  den  Obersten 
Heister  an  die  Herzoge  mit  dem  Auftrage,  sie  von  Baner 
abzuziehen,  und  benachrichtigte  den  Convent  von  Nürnberg 
von  diesem  Versuche,  wobei  er  bemerkte,  dass  es  gerathen 
wäre,  ein  Schreiben  an  die  Landstände  ergehen  zu  lassen, 
weil  die  Vereinigung  ohne  ihr  Wissen  geschehen  sei.  Die 
Gesandten  antworteten,  sie  würden  sowohl  an  die  Landgräfin 
als  an  die  Herzoge  die  Aufforderung  richten,  ihre  Truppen 
von  den  Schweden  abzuberufen.  An  die  letzteren  wendeten 
sie  sich  den  23.  Juni,  bemerkend,  dass  sie  vom  Ejtiser  vne 
die  im  Beischlusse  übersandte  Resolution  darthue,  Ver- 
zeihung wegen  ihrer  Conjunction  mit  den  Reichsfeinden  er- 
wirkt hätten,  wofern  sie  ohne  längeren  Verzug  sie  aufgeben 
würden.  Vom  nämlichen  Tage  datirt  auch  die  erneuerte  Auf- 
forderung der  Gesandten  an  die  Landgräfin. 

In  einem  Schreiben  an  den  Kaiser  vom  25.  Mai  ent- 
schuldigten und  beschönigten  die  drei  Herzoge  ihre  Allianz 
mit  den  Schweden,  versichernd,  dass  sie  bloss  zu  ihrer 
Defension  geschehen  sei,    und   dass   ihrerseits   nichts   ge- 
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schehen  werde,  was  ihrer  Ehre  und  ihrem  Rufe  Nachtheil 
bereitete,  da  sie  nur  wünschen  können,  ihr  graues  Haupt 
unbelastet  von  jeder  Schuld  in  das  Grab  zu  bringen.  Der 
Kaiser  antwortete  ihnen  mit  einem  scharfen  Mandate  au8 
Regensburg,  11.  Juni,  worin  ihnen  ungesäumte  Zuruckbe- 
rufung  ihrer  Truppen  von  Bauer  befohlen  und  gesagt  wird, 
„ob  die  Herzoge  ihr  graues  Haupt  ohne  Schmälerung  ihrer 
Ehre  und  Reputation  in  ihr  Grab  bringen  werden,  lasse  der 
Kaiser  dahingestellt,  mahne  sie  aber  an  ihre  Pflicht  und  die 
vielfachen,  zu  Prag  schriftlich  und  mündlich  gegebenen  Treu- 
versprechen. 

Wir  sehen  aus  diesem  Schrifbenwechsel,  wie  tief  der 
Zwiespalt  eingerissen  war  und  wie  an  ihm  das  deutsche 
Reich  zerklüftete.  Nebenbei  können  wir  aber  unmöglich  die 
Augen  vor  dem  verdienstlichen  Streben  des  Kaisers  ver- 
schliessen,  den  Zerfall  desselben  zu  verhüten  und  die  Schwierig- 
keiten der  Einigung  zu  besiegen.  —  Damit  das  von  den 
Lüneburgern  bereitete  Unheil  sich  nicht  weiter  verbreite, 
erliess  Ferdinand  an  mehrere  Fürsten  und  Stände  des  nieder- 
sächsischen Kreises  einen  Aufruf,  eingedenk  zu  seih  der 
Pflicht,  womit  sie  ihm  und  dem  Reiche  verbunden  sind,  und 
der  Abtrünnigkeit  Braunschweigs  nicht  sich  theilhaft  zu 
machen.  Holstein-Gottorp  und  Herzog  August  von  Sachsen 
versicherten  ihn  ihrer  unwandelbaren  Treue.  Der  König  von 
Dänemark  missbilligte  die  „Consilia^^  der  lüneburgischen 
Fürsten  ebenfalls  höchlich,  verweigerte  aber  desshalb  seine 
Verwendung  für  ihre  Trennung  von  den  Schweden,  weil  sie 
ihm  ihre  Verbindung  mit  denselben  nicht  angezeigt  hatten. 
Von  guter  Wirkung  scheint  das  Monitorium  gewesen  zu 
sein,  welches  der  Kaiser  an  die  Landstände  von  Braun- 
schweig-Lüneburg  erliess.  Als  Herzog  Georg  den  Unterhalt 
der  zu  den  Schweden  gestossenen  Truppen  von  ihnen  ver- 
langte, erwiederten  sie,  er  hätte  den  Reversalen  und  Com- 
pactaten  des  Landes  durch  Ueberlassung  derselben  ohne  ihr 
Vorwissen  zuwider  gehandelt,  sie  müssten  daher  die  Kosten 
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ihres  Unterhalts  verweigern.  Sollten  sie  aber  dieserwegen 
von  ihm  bedrängt  werden,  so  würden  sie  den  Beistand  des 
Elaisers  ansuchen.  Der  Herzog  gab  als  Grund  seiner  Ver- 
einigung mit  den  Schweden  des  Kaisers  Absicht  vor,  Braun- 
schweig-Lüneburg  dem  Piccolomini  zum  Geschenk  zu  machen 
und  behauptete,  dies  für  gewiss  aus  aufgefangenen  Briefen 
des  Kaisers  an  den  General  zu  wissen.  Als  aber  die  Stände 
den  Yorweis  dieser  Briefe  verlangten,  konnten  sie  nicht 
beigebracht  werden.  Behauptend,  die  Schweden  hätten  ihm 
die  Zurückgabe  von  Nienburg  und  Münden  versprochen,  be- 
gehrte er  neue  Werbungen  für  die  Besatzung  daselbst  und 
ZOT  Sicherung  der  Grenzen  und  Pässe.  Diese  Forderung  be- 
willigten die  Stände  doch  unter  der  Bedingung,  dass  nicht 
ein  Mann  aus  dem  Lande  geschickt  'werde  ^^.  Das  Land 
theilte  die  Politik  seiner  Fürsten  offenbar  nicht,  auch  mel- 
deten sich  bei  Bauschenberg  braunschweigische  Offiziere 
um  Pässe  zum  Behuf  des  Uebertritts  in  kaiserliche  Dienste. 
In  der*;. herzoglichen  Familie  gab  sich  auch  bald  eine  Sinnes- 
änderung kund,  den  schon  den  13.  Juli  benachrichtigte  Gott- 
firied  Heister  den  Kaiser  aus  Neustadt  (im  Braunschweigi- 
schen), dass  sich  Herzog  August  mit  ihm  verständigen  werde, 
sobald  es  nur  mit  guter  Manier  geschehen  könne,  die  „Con- 
silia^^  Georgs  dagegen  blieben  unverändert.  Pfalz -Neu- 
burg, bei  Braunschweigs  Neutralitätsabschluss  zum  Bei- 
tritte au%efordert,  verkehrte  jetzt  mit  diesem  Hause  wegen 
Abschluss  eines  Bündnisses.  Sobald  der  Kaiser  hiervon 
Nachricht  bekam,   gab  er  dem  Rauschenberg  den  Auftrag, 


'^  Decken  III,  41.  läset  die  CaUenbergischeu  StlCnde  erklären; 
^Sie  protestirten  aufs  feierlichste  gegen  die  Conjunction  mit  den  Schwe- 
den ;  Herzog  G^org  habe,  ihrer  Ansicht  nach,  sich  der  Gnade  des  Kaisers 
sn  anterwerfen.'*  Nach  einem  Berichte  des  Erzh.  Leopold  Wilhelm  hatten 
die  Schweden  dem  Herzoge  Georg  nicht  nur  die  obenbenannten  beiden 
Plätze  Tersprochen,  sondern  ihm  auch  den  Besitz  von  Hildesheim  garan- 
tirt,  und  ihm  die  SteUe  eines  obersten  Befehlshabers  des  niedersächsisohen 
Kreises  angeboten.  Wie  hätte  Georg  so  viel  süssem  Köder  widerstehen 
sollen? 
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den  möglichsten  Fleiss  anzuwenden,  um  die  beiderseitige 
Correspondenz  aufzufangen.  Von  der  Stadt  Lindau  erhielt 
der  Kaiser  die  Anzeige,  dass  die  Fürsten  von  Braunscbweig 
ihr  deren  Vereinigung  mit  den  Schweden  notificirt,  und  deren 
Sache  bestens  empfohlen  haben,  mit  der  Andeutung,  nicht 
einsehen  zu  können,  welche  Beweggründe  diese  Herren  ver- 
anlassen konnten,  sich  an  eine  so  ferne  gelegene  Stadt  zu 
wenden.  Dies  geschah  ohne  Zweifel,  um  einen  vom  hessisch- 
weimarschen  Corps  gefassten  Anschlag  auf  den  Schlüssel 
zum  Bodensee  zu  „unterbauen^',  und  zu  diesem  Geschäfte 
sich  herzuleihen  trug  Georg  um  so  weniger  ein  Bedenken, 
als  er  auch  mit  der  Landgräfin  Amalia  in  ein  Bündniss 
wechselseitiger  Unterstützung  getreten  war. 

Bayern  eröffiiete  der  Versammlung  in  Nürnberg  am 
2.  Mai,  dass  es  nach  eingeholter  Bewilligung  des  Kaisers 
und  von  ihm  beauftragt,  Frankreichs  geheime  Absichten  zd 
erforschen,  mit  d'Oissonville  zu  Einsiedeln  in  der  Schweiz 
eine  Conferenz  veranstaltet  habe.  Obgleich  sie  ziemlich  er- 
folglos abgelaufen  sei,  hätten  Seine  Majestät  doch  gewünscht 
eine  zweite  anzustellen,  bei  welcher  Bayern,  falls  Frank- 
reich mit  seinen  Anträgen  nicht  herausrücken  sollte,  ge- 
heissen  sei,  von  Frankreich  das  Einhalten  des  i.  J.  1630 
mit  Ferdinand  II.  geschlossenen  Friedens  und  Zurückstellung 
aller  bisher  dem  deutschen  Reiche  entzogenen  Gebiete  zu 
verlangen.  Da  Bayern  diese  Antragstellung  für  unthunlich 
hielt,  so  habe  der  Kaiser  dem  bayerischen  Gesandten  Richel 
den  Auftrag  gegeben,  sich  hinsichtlich  dieser  Angelegen- 
heit mit  den  churfiirstlichen  Gesandten  und  Räthen  vertrau- 
lich zu  besprechen;  Chursachsen,  bei  welchem  Richel  zu- 
nächst anfirug,  habe  erklärt,  zwar  mit  einer  zweiten  Con- 
ferenz, doch  nicht  mit  den  Anträgen  des  Kaisers  einver- 
standen zu  sein,  auch  begehrt,  Frankreich  zur  Beschickung 
des  Tages  in  Nürnberg  zu  bewegen.  Dieserwegen  anderer  An- 
sicht, ergehe  mm  an  die  Versammlung  das  Ersuchen,  sich 
darüber  zu  äussern.  „Was  in  Folge  dieser  Mittheilung  ver- 
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handelt  und  beschlossen  worden  ist,  findet  sich  im  Mainzer- 
Arcbiv,  der  Quelle  dieser  unbekannten  Notiz,  nicht  vor,  doch 
machen  wir  darauf  aufmerksam,  dass  diese  Negociation  mit 
d'CKssonville,  den  Anfang  der  in  neuester  Zeit  mehrfach  be- 
sprochenen geheimen  Verhandlungen  Bayerns  mit 
Frankreich  bildet. 

Die  Anfrage  von  Churmainz  an  Bayern,  warum  die 
bayerische  Armee  (i.  J.  1639)  nicht  über  den  Rhein  ge- 
gangen sei  und  die  Franzosen  vollends  vertrieben  habe 
(s.  hierüber  S.  175  u.  182),  beantworteten  die  bayerischen  Ge- 
sandten mit  folgenden  Gründen:  1.  Weil  die  Pferde  jenseits 
des  Stromes  kein  Futter  gefunden  und  die  Armee  wegen 
Besetzung  aller  Orte  vom  Feinde  im  Freien  hätte  campiren 
müssen^  und  2.  weil  sie  gezwungen  gewesen  wäre  jenseits 
zu  bleiben,  sobald  sich  das  den  Gebrauch  der  Schriffbrücken 
aufhebende  Grundeis  gebildet  hätte,  was  im  Rhein  inner- 
halb von  zwei  Tagen  und  Nächten  und  im  Main  binnen 
achtnndvierzig  Stunden  sich  ereigne.  Das  wären,  erwiederte 
Churmainz,  seichte  Bemäntelungsgründe  der  begangenen 
Fehler,  da  der  Churfurst  die  Lieferung  von  1200  Malter 
Korn  und  der  spanische  Gouverneur  von  Frankenthal  1000 
Malter  zugesagt  hatten.  An  Fourage  habe  ebenfalls  kein 
Mangel,  sondern  im  Gegentheil  Ueberfluss  bestanden,  und 
was  von  den  Brücken  vorgebracht  wurde,  sei  grundlos. 
jyWenn  es  möglich  wäre,^^  setzte  Churmainz  hinzu,  „den 
Churfnrsten  von  Bayern  bloss  eine  Viertelstunde  zu  sprechen, 
so  würde  man  ihm  wohl  sagen,  wo  der  Fehler  lag  ^*)/^  Der 
Kaiser,  die  Anregung  dieser  Frage  voraussehend,  hatte  den 
Haubitz  instruirt,  wenn  sie  aufgeworfen   werden   sollte  und 


'  *)  Maximilian  wurde  beschuldigt  die  Franzosen  begünstigt  zu  haben, 
eine  schon  von  Adlzreitter  widerlegte  Verleumdung.  Indessen  geht 
doch  ans  obiger  Erklärung  hervor,  dass  Bayern  den  Rheinübergang  der 
Franzosen  ans  anderen  Ursachen  wirklich  verschuldete.  Uns  dünkt  es 
nicht  unwahrscheinlich,  dass  die  vorzüglichste  derselben  in  der  Abneigung 
Maximilians  vor  Operationen  seiner  Truppen  am  Rhein  zu  suchen  ist.  Er 
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Bayern  die  Schuld  auf  ihn  schöbe,  energisch  zu  protestiren 
und  bekannt  zu  geben,  dass  er  Proviant  und  Munition,  wie 
sie  von  Bayern  für  die  von  ihm  verlangte  Rheinexpedition 
bedingt  worden  waren,  zur  rechten  Zeit  und  in  gehöriger 
Menge  geliefert  habe. 

Ferdinand  II.  hatte  wegen  Felonie  der  Grafen  von 
Isenburg  ihr  Land  dem  Landgrafen  Georg  von  Heasen- 
Darmstadt  geschenkt.  Die  fortwährend  erhobenen  Restito- 
tionsansprüche  der  Isenburge  kamen  auch  beim  Convent 
in  Nürnberg  zur  Sprache.  Der  Kaiser  erklärte,  er  lasse  sich 
eine  Vermittelung  der  Churfürsten,  doch  vorbehaltlich  seiner 
Ratification  gefallen,  und  verlange,  dass  seine  Gesandten 
daselbst  den  diesfalligen  Unterhandlungen  beigezogen  wür- 
den. Dann  Hess  er  eröffnen,  dass  die  Generalstaaten  sich 
bedeutend  um  ein  Bündniss  mit  Hamburg  bewerben,  wor- 
über er  Mittheilung  ihrer  Ansichten  begehrte,  und  ihnen 
dann  noch  zur  Verhandlung  ein  vom  Bischöfe  von  Augs- 
burg ihm  überreichtes  Gesuch  zustellte,  worin  der  Kaiser 
um  Abstellung  des  protestantischen  Religions  -  Exercitiums 
daselbst  gebeten  worden  war.  Wegen  Hamburg  gab  das 
churfurstliche  CoUegium  den  Rath,  der  Kaiser  möge  die 
Misshelligkeiten  dieser  Stadt  mit  Dänemark  durch  eine  et- 
liche Dazwischenkunft,  für  welche  sie  Churbrandenburg  Tor- 
sohlugen,  auszugleichen  suchen. 

Die  Churfürsten  fühlten  sehr  bald,  dass  sie  der  Be- 
handlung der  schwierigen  Friedensfrage  und  des  Amnestie- 
punctes  für  sich  allein  nicht  gewachsen  waren.  Ihre  Ge- 
sandten verlangten  daher  von  Churmainz  die  Beiziehung  der 
ausschreibenden  Kreisfürsten  und  zwar  ohne  dem 
Kaiser  ihre  Berufung  vorher  angezeigt   und  um   seine  Ge- 


wollte sie  der  eigenen  Sicherheit  wegen,  stets  in  der  Nfihe  haben.  In  der 
Sorgfalt  des  Mercy,  die  Mainlinie  zu  sichern,  zeigt  sich  deutlich  die  Be- 
rechnung, bloss  Bayern  zu  decken.  Allzugrosse  Selbstliebe  ist  ein  Yot- 
herrschender  Zug  in  Mfi'"'»'^'^^"«  Charakter. 
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nehmigang  angesucht  zu  haben.  Dieser  Beding  niss  wider- 
setzte sich  der  Erzkanzler,  erklärend,  dass  sie  den  Reichs- 
satzungen und  dem  Herkommen  zuwider  laufe.  Der  Reichs- 
hofirath  fand,  dass  eine  derartige  Erweiterung  des  Collegial- 
tages  eine  Reiohsversammlung  mit  der  Weglassung  des 
Reicbsoberhauptes  schaffen  würde  und  widerrieth  ihre  Be- 
willigung. Der  Kaiser  dagegen  schlug  vor,  einen  Reichs- 
tag auszuschreiben,  liess  aber  durch  Haubitz  und  Gebhardt 
gleichzeitig  erklären:  „Wenn  die  Gesandten  meinen,  Bewerk- 
stellignng  des  Friedens  könne  durch  eine  Reichskreisver- 
sammlung ebenso  leicht  und  mit  ebenso  gewissem  Erfolge 
wie  durch  einen  Reichstag  erstrebt  werden,  so  gebe  er  jene 
zu  und  yerwillige,  dass  der  Erzkanzler  sie  unverzüglich  aus- 
schreibe.^' Da  aber  die  kaiserlichen  Gesandten  auch  zu  be- 
denken gaben,  dass  die  übrigen  nicht  berufenen  Stände  die 
Anerkennung  der  Beschlüsse  der  Reichskreisversammlung 
voraussichtlich  verweigern  dürften,  mithin  eine  gefährliche 
Spaltung  zu  besorgen  sein  würde,  so  entschieden  sich  zu- 
letzt alle  Stimmen  för  den  Reichstag,  und  schlugen  zum 
Versammlungsort  Nürnberg  vor.  In  einem  amtlichen  Schreiben 
wendete  der  Kaiser  gegen  Nürnberg  „die  daselbst  herr- 
schende übergrosse  Theurung^,  dann  die  Schwierigkeit  mit 
der  Unterkunft  ein,  weil  die  Burg  daselbst  nicht  wohnlich 
hergerichtet  sei,  nebenbei  auch  bemerkend,  dass  Nürnberg 
mit  Ausnahme  der  Deutschordenskapelle  keine  einzige  dem 
öffentlichen  Gottesdienste  gewidmete  katholische  Kirche  und 
keinen  katholischen  Friedhof  besitze.  Aber  weitaus  wichtigere 
Gegengründe  fahrte  er  in  einem  vertrauten  Schreiben  aus 
Wels  vom  29.  Mai  an  den  Erzkanzler  an.  Er  äussert:  „Es 
würden  sich  die  Katholischen  wohl  noch  erinnern,  was 
etliche  Calvinische  bei  unseres  vielgeliebten  Vaters  Wahl- 
aad  Krönungstag  zu  Frankfurt  für  gefährliche  Intentiones 
wider  Ihre  Maj  estät  auch  der  katholischen  Chur- 
färsten  Personen  gefuhrt,  und  dass  sie  solche  nicht  ins 
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Werk  gericht,  ein  ander  gleichsam  selbst  verwiesen  (d.  i. 
einander  wechselseitig  der  Schuld  geziehen  haben).  Sollte 
nun  jetziger  Zeit  dergleichen  tractirt  werden,  wie  denn  der 
Feinde  Anschlag  listig  und  gefahrlich,  und  etlicher  Grefan- 
genen  Aussag  nach,  Diejenigen  so  Uns  gleichwohl  zu  Prag 
einen  hohen  theuem  Eid  geschworen,  bei  Uns  als  dem 
römischen  Kaiser  treulich  und  standhaft  zu  halten,  dessen- 
ungeachtet sich  mit  Bauer  neben  andern  offenen  Reichs- 
feinden  conjungiren,  so  haben  die  katholischen  Ghurffirsten 
genugsam  zu  ermessen,  in  was  Gefahr  man  sich  hieben 
wurde,  wenn  man  in  einer  so  unkatholischen  Stadt  wie 
Nürnberg  den  Reichstag  halten  sollte.^ 

Eine  interessante  Enthüllung,  bei  welcher  bloss  der 
Abgang  der  Namensangabe  jener  „etlichen  Calvinisten^^, 
welche  einen  Anschlag  —  wir  wollen  glauben  bloss  auf  die 
Freiheit  Ferdinands  und  der  katholischen  Churfursten  ge- 
fasst  hatten,  zu  beklagen  ist.  Unvermeidlich  müssen  wir 
hierbei  an  den  Pfalzgrafen  Friedrich  und  Christian  von  An- 
halt,  wie  jetzt  an  Georg  von  Braunschweig  denken,  da  dessen 
Aussöhnung  mit  dem  Kaiser  zu  Prag  geschehen  war.  Wir 
werden  uns  bald  überzeugen,  dass  die  in  diesem  Schreiben 
geäusserten  Besorgnisse  nicht  aus  der  Lufl  gegriffen  waren. 
Statt  nach  Nürnberg,  schrieb  der  Kaiser  den  Reichstag  nach 
Regensburg  für  den  26.  Juli  aus,  begab  sich  auch  den 
21.  Mai  1640  von  Wien  persönlich  dahin,  verweilte  aber 
einige  Tage  in  Wels.  Für  die  Dauer  des  Reichstages  er- 
liess  er  den  25.  März  eine  Polizei-  und  Taxordnung  und 
bestimmte  die  Residenz  des  Bischofes  von  Regensburg,  die 
dieser  ihm  angeboten  hatte,  zu  seiner  Wohnung. 

Ganz  Deutschland  sprach  sich  für  einen  Reichstag  mit 
einer  solchen  Entschiedenheit  aus,  „dass  Fürsten  und  Stände 
sich  vernehmen  liessen,  wofeme  sie  vom  churiurstlichen 
Collegio   nicht    zu    den  Friedenstractaten   gezogen    werden 
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sollten,    würden    sie    zur   Kriegsfortsetzung    weiter   keinen 
Heller  steuern"  *•). 


'*)  Die  Ansätze  der  Taxordnong  gehen  einen  BCasstab  für  die  da- 
maligen  hohen  Lebensmittelpreise.  Gutes  Ochsenfleisch,  dann  Hammel- 
und  Kalbfleisch  kosteten  das  Pfand  4  kr.  2  Pfennige.  „Abgescheites 
Schweinfleisch"  4  kr.,  onabgescheltes  5  kr.  2  Pf.  Bratwürste  das  Pfand 
4  kr.  Der  Centner  „aasgelassenes  Inschlitt**  15  fl.,  unaasgelassenes  12  fl. 
Malvasier-  und  spanische  Weine,  der  Kopf  40  kr.  Bester  alter  Rheinwein 
16 — 18  kr.  Neckarwein  14 — 16  kr.  Frankenwein  12 — 14  kr.  Alter  gater  on- 
garischer  und  Osterr.  Wein  10 — 12  kr.  Alter  bayrischer  Wein  5 — 6  kr. 
Heth  9  kr.  Bier  2  kr.  Weiss  Bier  in  FSsschen  7  Pf.  Brann- Winter  Bier 
6  Pf.  —  Das  ans  drei  Flaischgerüchten  bestehende  Mittagsmahl  mit  Buppe, 
Qemüs,  Käse  und  Obst  war  auf  30  kr.  taxirt  Mit  dreierlei  Fischspeisen 
kostete  es  45  kr.,  doch  galten  diese  Preise  nor  für  eine  Gasttafel  von 
mindestens  acht  Personen.  Wein  angerechnet.  Für  eine  Herrenstabe  sammt 
ICammer  waren  wöchentlich  36  kr.,  für  ein  Mittelsimmer  24  kr.,  für  das 
geringste  Zimmer  12  kr.  su  entrichten.  In  Nürnberg  standen  diese  Preise 
„drei-  bis  viermal'*  höher. 


Sechster  Abschnitt. 


Die  Reihenfolge  der  Begebeobeiten  versetzt  uns  anf 
den  Kriegsscbauplatz  zn  Anfang  des  Winterfeldznges  von 
1640  zurück.  Reicblich  mit  Lebensmitteln  versehen,  brach 
Erzherzog  Leopold  Wilhelm  mit  der  Haaptarmee  den 
29.  Jänner  von  Prag  auf.  Hatzfeld  stand  zur  selben  Zeit 
mit  seinem  Corps  in  Beneschau,  Piccolomini  in  Tabor.  Hier 
fand  die  Vereinigung  der  ganzen  Armee  statt.  Sie  zahlte 
ohne  Croaten  21,750  Mann,  war  demnach  der  feindlichen 
an  Starke  nicht  überlegen.  In  der  Absicht  den  Eibüber- 
gang der  Kaiserlichen  zu  verhindern,  ging  Bauer  von  Ldt- 
meritz  nach  Melnik,  zog  sich  aber  nach  Jungbunzlau  zurück, 
als  der  Erzherzog  den  14.  Februar  die  Elbe  bei  Kolin  über^ 
schritt ').  Nach  der  Einnahme  von  Königgrätz,  den  24.  Fe- 
bruar, wodurch  Bauer  die  Hauptverbindung  mit  Schlesien 
verlor,  wich  er  vor  dem  vordringenden  Piccolomini  von 
Bunzlau  nach  Böhmisch-Leippa  und  als  der  Erzherzog  von 
Gitschin  weg  auf  ihn  losging,  floh  er  in  der  grossten  Un- 
ordnung, dreihundert  Pack-  und  Proviantwagen  zurücklassend, 
in  der  Nacht  des  7.  März  von  dort  nach  Leitmeritz,  wo- 
hin Hatzfeld,  der  bei  Turnau  stand,  ihm  folgte.  Da  sowohl 
die  ehemaligen  kaiserlichen  im  Schwedenheere  „unterge- 
steckten" Soldaten  als   auch  die  chursächsischen  ausrissen. 


>)  Klumnitz  (Chlnmecs?)  war  der  erste  Ort,  den  der  Ersherso; 
angpriff,  und  den  17.  Februar  nahm.  Piccolomini  sandte  dentsche  Reiter  und 
alle  Croaten  an  die  Iscr  (in  Böhmen)  nm  den  Feind  zu  beunrohigen,  wo- 
durch tfiglich  Gefangene  eingebracht  wnrden. 
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so  konnte  Baner  mit  dem  schwachen  Rest  seiner  Streit- 
kräfte nicht  langer  in  Böhmen  sich  behaupten,  aber  auch 
das  Vorhaben,  sich  an  der  Eger  gegen  Erfurt  oder  in  die 
Oberpfalz  zurück  zu  ziehen,  ward  vom  Aufbruch  der  Bayern 
aus  den  Winterquartieren  nach  Franken,  vereitelt.  Um  nicht 
ereilt  und  aufgerieben  zu  werden,  wendete  er  sich  Thüringen 
zu,  hinterliess  aber  eine  starke  Besatzung  in  Teplitz  und 
Tetschen  um  die  Zufuhr  auf  der  Elbe  nach  Dresden  abzu- 
schneiden. Seinen  fluchbeladenen  Rückzug  mit  allen  Gräueln 
der  Verwüstung  bezeichnend,  zog  er,  Königsmark  erwartend, 
bis  gegen  Ausgang  des  März  an  Böhmens  Grrenzen  hin, 
während  der  Erzherzog  Friedland,  von  einer  schwedischen 
Besatzung  von  80  Mann  tapfer  vertheidigt,  den  18.  März 
Nachts  im  Sturme  nahm,  und  dann  nach  Saatz  ging,  wo  er 
den  27.  März  die  Eger   passirte,    und   bei  Laun  die  Elbe. 

Mittlerweile  betrieb  der  Kaiser  sehr  eifirig  die  zu 
Trappenwerbungen  Sachsens  und  Brandenburgs  bestimmten 
spanischen  Hilfsgelder,  da  Schwarzenberg  den  äussersten 
Mangel  an  Mannschaft,  Schiessbedarf  und  Lebensmitteln  in 
den  festen  PlätzcA  der  Mark  beklagte  imd  den  Verlust  von 
Spandau  und  Cüstrin  befürchten  Hess.  Beunruhigt  von  der 
Nachricht,  dass  die  Generalstaaten  im  Begriffe  ständen,  den 
Franzosen  zu  einem  Rheinangriff  12,000  Mann  zu  über- 
lassen, trug  der  Kaiser  seinem  Bruder  auf,  dem  Prinzen 
von  Oranien  „alsogleich  und  mit  sonderbarer  (besonderen) 
Beweglichkeit  zuzuschreiben,  dass  dieses  Fürhaben  eine 
öffentliche  Contravention  wider  die  bisher  von  Seite  des 
römischen  Reiches  ausgeübte  Neutralität  sei,  welche  sich 
auch  mit  einigen  gefärbten  Schein  von  Colligation  mit 
Frankreich  nicht  würde  bemänteln  lassen.'' 

Bayerns  Mitwirkung  am  Kriege  hatte  der  Kaiser  noch 
vor  dem  Beginne  des  Feldzuges  durch  eine  Sendung  des 
(jrrafen  Kurtz  nach  München  erwirkt,  auch  die  Verdrängung 
Ejongueville's  vom  Rhein,  bevor  er  sich  verstärke,  dem  Chur- 
fursten  nachdrücklich   empfehlen   lassen.   Für  Schlesien 
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trug  Erzherzog  Leopold  Wilhelm  durch  eine  in  Preussen 
angestellte  Werbung  von  4000  Mann  Infanterie,  1000  Reiter 
und  500  Polen  Sorge.  „Die  Pest  an  der  deutschen  Oder- 
seite und  eine  ihn  befallene  heftige  Krankheit,"  berichtet 
Wrangel  den  L  März  der  Konigin  Christine,  „haben  den 
Angriff  auf  Glogau  verhindert,  auch  Stälhandske  sei  nicht 
im  Stande  gewesen,  etwas  anderes  als  die  Befestignng  von 
Krossen,  Beuthen  und  Carlath  zu  unternehmen."  In  dieser 
Unthätigkeit  blieben  beide  Heerführer  den  ganzen  März* 
monat,  Verstärkung  aus  Hinterpommem  erwartend  und  die 
Garnisonen  an  sich  ziehend.  Nach  vier  Wochen  hatten  sie 
2970  Mann  Reiterei  und  1800  Mann  Fussvolk  beisammen, 
während  Golz,  der  den  Manssfelt  im  Commando  in  Schle- 
sien abloste,  nur  über  2667  Mann  Cavallerie  gebot ,  weil 
alles  Fussvolk  in  den  Städten  vertheilt  war.  Bauer,  mit 
seinem  aufgelösten  Heer  nach  Zwickau  entronnen,  suchte 
sein  Heil  in  der  Vereinigung  mit  dem  Lüneburger  und  mit 
dem  hessisch-weimarschen  Corps.  Inzwischen  erlitt  er  einen 
neuen  Unfall.  Seiq  ganzer  linker,  vom  Generalmajor  Witten- 
berg befehligter  Flügel,  vom  kaiserlichen  General- Wacht- 
meister Bredow  bei  Plauen  im  Voigtlande  den  14.  April 
angegriffen,  ward  gänzlich  in  die  Flucht  geschlagen.  Baoer 
sah  sich  nun  genöthigt,  zwischen  Zwickau  und  Altenburg 
eine  feste  Stellung  zu  nehmen.  Als  er  diese  bald  nachher 
verliess,  legt^  er  nach  Zwickau  und  Chemnitz  Besatzung 
und  zog  sich  nach  Erfurt  zurück,  alle  Brücken  hinter  sich 
niederbrennend.  Chemnitz,  vom  Herzoge  Eduard  von 
Braganza  belagert,  ergab  sich  den  6.  Mai  und  den  7.  traf 
Erzherzog  Leopold  Wilhelm  mit  der  ganzen  Armee  in 
Saal  fei  d  ein.  In  der  Zwischenzeit  war  aber  dem  schwedi- 
schen Feldherrn  gelungen,  was  der  Kaiser  und  die  Chur- 
fürsten  mit  so  grossem  Eifer  zu  verhindern  bemüht  waren. 
Den  12.  Mai  stiess  Longueville  mit  dem  französisch- weimar- 
schen  Corps,  und  den  15.  Melander  und  Klitzing  mit  den 
Hessen   und  Iiüneburgern    bei  Erfurt   zu  Bauer,    der   jetzt 
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Aber   nahe  an  40.000  Mann  —  grSsstentheils  Deutsche  — 
"▼erfugte.  Den  Kaiserlichen  auf  dem  Fusse  folgend,  standen 
l>eide   Heere    einander   im  Lager    von  Saalfeld   über    drei 
Wochen  unthätig  gegenüber.    ^Es    ist   nicht  rathsam    den 
Peind  gleich  in  Front  anzugreifen, **  lautete   der  Ausspruch 
der  kaiserlichen  Generäle  im  Kriegsratfa.  Indessen  gestattete 
auch  der  bei  der   kaiserlichen  Armee    eingerissene   Mangel 
an  allen  Subsistenzmitteln  keinen  Angriff.  Erzherzog  Leopold 
Wilhelm  hatte    schon  den  17.  April  an  Trautmanstorff  ge- 
schrieben :  „Artillerie  und  Magazine  befinden  sich  in  schlech- 
tem Zustande  und  der  gemeine  Mann    leidet  empfindlichen 
Mangel  an  Bekleidung.  Und  dabei  kein  Heller  Geld  in  der 
Kriegskasse.^  Dessenungeachtet,  sagt  er  weiter,  will  ich  doch 
im  Vertrauen    auf  Abhilfe  vorrücken.    „Aber   das   sag'  ich 
Euch  ganz  klar,  wenn  mir  nicht  mit  einer  ergiebigen  Summe 
Geldes  unter  die  Arme  gegriffen  wird,  so  will  ich  vor  Gott, 
Seiner   Majestät  und   der  ganzen  Welt   entschuldigt   sein, 
wenn  ich  genothigt  werde  zurückzugehen,  denn  ich  mochte 
nicht,  dass  mit  Zergehung  (Verfall)  der  Armee,  meine  Ehre 
und  Reputation  auch  zerginge.  Lieber  Graf  Trautmanstorff, 
ich  bitt'  Euch,  seid  emsig  und  thut  das  Aeusserste  und  er- 
denket alle  Mittel,    die   nur   zu  erdenken  sind,   denn  weil 
uns  Gott  das  Glück  gegeben  hat,   so  dürfen  wir  nicht  aus 
Fahrlässigkeit  desselben   uns   verlustig  machen.^^    Wiewohl 
mit  der  verlangten  Geldhilfe  gewiss  nicht  gezaudert  worden 
ist,  so  bereitete  doch  die  Absicht  des  Feindes,  das  kaiser- 
liche Heer  im  Lager  vor  Saalfeld  auszuhungern,    indem  er 
die  Zufuhr  von  Lebensmitteln  abschnitt,  neue  und  grossere 
Verlegenheiten.  Da  aber  auch  im  feindlichen  Heere  Mangel 
einriss  und  überdies    unter   ihren   Führern  Zwiespalt   aus- 
brach,  so  sah  Bauer  der  Erste  sich  genothigt,   abzuziehen. 
Anfangs  willens  durch  den  Thüringerwald  nach  Franken  zu 
gehen,  wendete  er  sich  plötzlich   und   zog   der  Werra  zu. 
Dadurch   erwuchs   für   die  deutschen  Bundesgenossen    der 
Schweden  nicht  geringe  Gefahr.   Was   die  Landgräfin  und 

Koeh,  G«Mliiclit«  Ftrdlouidt  lO.    f.  Bd.  14 
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die  Lüneburger  durch  die  Conjunction  mit  ihnen  glaubten 
ferne  zu  halten^  nämlich  die  Versetzung  des  Ejieges  in  ihre 
Länder,  das  bedrohte  sie  nun.  Während  der  Erzherzog  mit 
der  Hauptarmee  nach  Neustadt  an  der  Saale  vorrückte,  wo 
er  den  26.  Juni  sich  befand,  drangen  Piccolomini  und  die 
an  den  Erzherzog  gewiesenen  Bayern  unter  Mercj  nach 
Niederhessen  vor,  General  Wahl  stand  den  3.  Juli  in  Arns- 
berg, und  Geleen,  vom  Kaiser  durch  einen  Courier  zum 
Zuzug  berufen,  konnte  sich  jeden  Augenblick  mit  den  Ge- 
nannten vereinigen. 

In  dieser  kritischen  Lage  nahm  die  Landgräfin  wieder 
ihre  Zuflucht  zur  List.  Sie  Hess  sowohl  dem  Erzherzoge 
als  dem  Piccolomini  durch  den  Herzog  Wilhelm  von  Weimar 
ihre  Geneigtheit  zum  Frieden  bekannt  machen  und  einen 
Geleitsbrief  für  ihren  Vollmachtsträger  verlangen.  Piccolo- 
mini, dem  sie  auch  selbst  schrieb,  antwortete  ihr  ganz  in 
ihrem  Style,  belobte  auch  den  Herzog  Wilhelm  wegen  seiner 
„guten  und  wohlconsiderirten  Vermittlung'',  rückte  aber, 
die  Arglist  durchschauend,  gleich  dem  Erzherzoge  unauf- 
haltsam vor  •).  Vereinigt  mit  Piccolomini  und  Mercy  schlug 
der  Erzherzog  schon  den  15.  Juli  das  Hauptquartier  zn 
Vach  auf.  Bauer  erklärte  den  Führern  des  Hilfsheeres: 
„es  müsse  nothwendig  gegen  einen  der  wichtigsten  Haupt- 
plätze ein  Unternehmen  geschehen,  damit  Hatzfeld  zum  Ent- 
sätze genöthigt  und  seine  Entfernung  benützt  werden  konne.^ 
Melander  verweigerte  den  fernen  Zug  an  den  Main  und 
Rhein  und  die  Landgräfin  forderte  von  Bauer  einen  Theil 
ihrer  Truppen  zur  Deckung  des  eigenen  Landes  zurück. 
Unwillig  ging  Bauer  bis  Eschwege  zurück,  und  da  Herz<^ 
Georg  die  bei  dem  schwedischen  Heere  befindlichen  braun- 
schweig-lüneburgischen   Truppen    ebenfalls   abfordern   Hess, 


')  K.  k.  Kriegsarchiv.  Piccolomini  wechselte  noch  etliche  Briefe  mit 
der  Hessin,  aber  mit  dem  EinrQcken  der  Kaiserlichen  in  ihr  Land  er- 
reichte ihr  mit  allzugrossem  Selbstvertrauen  angeknüpftes  Tmgspiel  das 
Ende. 
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so  drohte  Baner  mit  einem  weiteren  Rückzuge  in  die  braun* 
scbweigischen  Lande.  Zu  dem  zwischen  Beiden  wegen 
dieser  Trennung  ausgebrocbenen  heftigen  Zwist  gesellte 
sich  auch  noch  eine  Eintrachtsstorung  zwischen  den  Direc- 
toren  des  nach  Bernhards  Tod  in  franzosische  Dienste  über- 
getretenen weimarischen  Corps ,  dessen  ^  Führer  Gnebriant 
war,  und  dem  Herzoge  von  Longueville,  dem  der  Ober- 
befehl über  das  gesammte  französische  und  weimar'sche 
Kriegsvolk  anvertraut  war.  Die  Verbindung  der  Deutschen 
mit  den  Franzosen  war  so  widernatürlich  und  ohne  allen 
inneren  Halt,  wie  die  jener  mit  den  Schweden,  weshalb 
Misshelligkeiten  and  Trennungsgelüste  nicht  wegbleiben 
konnten.  Ein  Astrolog  in  Bauers  Gefolge  verkündete  um 
diese  Zeit  den  Untergang  des  schwedischen  Heeres,  worauf 
ihn  Baner  in  Eisen  legen  liess.  Vermuthlich  wäre  die  Pro- 
phezeiung eingetroffen,  wenn  nicht  die  Grosse  der  Grefahr, 
von  der  Alle  gleichmässig  bedroht  waren,  die  Wiederver- 
einigung bewirkt  hätte.  Die  kaiserliche  Armee,  Ende  Juli 
von  Yach  aufgebrochen  und  über  Hersfeld  und  Homberg 
gezogen,  erschien  um  die  Mitte  des  August  vor  Fritzlar, 
wohin  Baner,  bei  Münden  die  Fulda  überschreitend,  nach- 
folgte und  den  21.  August,  eine  Meile  ferne,  ankam,  aber 
schon  den  25.  nach  Wildungen  in  der  Ghrafschaft  Waldeck 
abzog.  Auch  jetzt  waren  beide  Heere  gleich  stark,  da  das 
kaiserliche  bloss  12.541  Mann  und  das  bayerische  7000  Mann 
sählte  3). 

In  der  Zwischenzeit  rückte  der  franzosische  General 
In  Hallier  mit  6000  Mann  von  der  Mosel  gegen  Kreuznach 
ror,  um  sich'  bei  Bingen  mit  Longueville  zu  vereinigen. 
[>er  Mittelrhein ,  ganz  ohne  Vertheidigung  gelassen ,  wäre 
1er  feindlichen  Invasion  erlegen,  wären  nicht  der  kaiserliche 
GrWM.  Borneval  und  Geleen  herbeigeeilt.     Geleen  bezwang 


')  Eingetheilt  war  die  kaiserl.  Armee  in  5  grosse  aber   nngleiehe 
Brigaden,  deren  eine  jede  ans  fänf  bis  sechs  Regimentern  bestand, 

14* 
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Bingen,  Bacheracb  und  Stromberg,  aber  am  beschlossenen 
Angriff  von  Kreuznacb,  Friedberg  und  Braunfels  hinderte 
ihn  Geschlitzmangel.  Obgleich  bei  Fritzlar  wie  früher  bei 
Saalfeld  bloss  unbedeutende  Gefechte  vorfielen,  so  schien  der 
Krieg  jetzt  doch  eine  neue  und  entscheidendere  Wendung 
zu  nehmen,  als  der  Erzherzog  mit  einem  Male  alle  Streit- 
kräfte zusammenzog,  willens,  gegen  den  Main  und  Rheio 
vorzubrechen  *). 

Der  Convent  von  Nürnberg  löste  sich  nicht  sogleich 
auf  als  der  Reichstag  beschlossen  war.  Die  Gesandten  erklär- 
ten dem  Freiherrn  von  Uaubitz:  ,,von  hinnen  nicht  eher 
weichen  zu  wollen,  bis  die  Ausfertigung  der  unter  ihnen 
beschlossenen  Puncte  geschehen  sein  würde.  Verfügten  sie 
sich  sogleich  zum  Reichstage,  so  schlösse  man  auf  ein  ge- 
heimes Einverständniss  der  Churfürsten  mit  dem  Kaiser.^ 

In  der  Friedensfrage  brachten  die  Gesandten  in  Nürn- 
berg nichts  anderes  als  den  Beschluss  zu  Stande,  den  Kaiser 
zu  bitten,  dass  er  die  Geleitsbriefe  nicht  länger  beanstande 
und  bei  denselben  den  Ausdruck  „nohis  nondum  reconciliatü^ 
weglasse. 

Aus  dem  Gang  der  Verhandlungen  in  Nürnberg  und 
den  für  die  Herstellung  der  inneren  Ruhe  Deutschlands  ge- 
schehenen Schritten,  konnten  die  Churfürsten  von  der  Erfolg- 
losigkeit derartiger  Zusammenkünfte  leicht  sich  überzeugen 
und  sich  sagen,  dass  in  Beziehung  auf  die  auswärtigen 
Verhältnisse  auch  vom  Reichstage  nichts  Besseres  zu  ge- 
wärtigen sei.  Indessen  war  das  Bedürfniss  nach  Beendigung 
des  Edieges  zu  gross  und  der  peinlich  empfundene  Drang, 
für  den  Frieden  zu  wirken,  zu  lebhaft,  um  die  Sorge  ihn 
herzustellen  dem  Kaiser  allein  zu  überlassen.  Wenn  dieser 
die  Theilnahme  der  Stände  selbst  bis  zur  Executive,   die 


*)  Von  diesem  Vorhaben  kam  es  ans  nicht  zu  ermittelnden  Gründen 
wieder  ab.  Dass  es  sich  dabei  nicht,  wie  man  angiebt,  um  Winterquartiere 
handelte,  ist  schon  desshalb  klar,  weil  die  Jahreszeit  noch  nicht  so  weit 
vorgerückt  war. 
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allein  ihm  zustand,  willig  ausdehnen  Hess,  so  geschah  dies 
wohl  in  der  Voraussicht,  dass  seine  Bestrebungen  desto 
bessere  Anerkennuug  finden  werden,  je  deutlicher  die  Wahr- 
nehmung hervortritt,  dass  an  ihrer  Erfolglosigkeit  nicht  er 
die  Schuld  trage. 

Lange  vor  dem  Ausschreiben  des  Reichstages  war  die 
Reise  des  Kaisers  nach  Regensburg  beschlossene  Sache  und 
der  21.  Mai  zum  Aufbniche  festgesetzt.  Politische  Gründe 
hatten  ihn  bestimmt,  sich  wieder  dem  Reiche  zu  zeigen, 
auch  wollte  er  dem  Kriegsschauplatze  näher  sein. 

Obgleich  er  die  Churfürsten  zum  persönlichen  Er- 
scheinen am  Reichstage  durch  ausserordentliche  Gesandte 
hatte  einladen  lassen,  so  kam  doch  kein  einziger,  nnd  der 
26.  Juli  war  bereits  verstrichen,  ohne  dass  selbst  die  Ge- 
sandten ,  beisammen  gewesen  wären.  Von  den  weltlichen 
Forsten  stellte  sich  bloss  der  Markgraf  Wilhelm  von  Baden 
ein.  Zwei  junge  Fürsten  von  Anhalt,  welche  den  Feierlich- 
keiten der  Reichstagseroffnung  beiwohnten,  dürften  wohl  nur 
Zuschauer  gewesen  sein.  Das  Wegbleiben  der  Churförsten 
verursachten  der  Krieg  und  die  Kostenscheu.  Der  Eine 
hatte  den  Feind  in  seinem  Lande,  der  Andere  war  des 
Ueberfidls  jeden  Tag  gewärtig.  Dazu  gesellte  sich  die 
grosse  von  den  Truppenzügen  und  Streifparteien  herbei- 
geführte Reiseunsicherheit  und  der  durch  die  Schmälerung 
der  Einkünfte  eingerissene  Geldmangel.  Der  Krieg  hatte 
die  vornehmsten  Geschlechter  an  den  Bettelstab  gebracht. 
Ein  Hohenzollern  ^)  war  dcrmassen  verarmt,  dass  ihm  der 
Kaiser  auf  seine  klägliche  Bitte  eine  Unterstützung  von 
tausend  Thalem  reichen  Hess,  und  ein  Lotharinger  ^)  dahin 


*)  Graf  Leopold.  Graf  Friedrich  dieses  Namens  zeigte  dem  Kaiser 
mr  selben  Zeit  an,  dass  er  wegen  Beschlagnahme  seiner  Einkünfte,  nicht 
so  viel  Geld  besttse  um  nach  Wien  zu  reisen,  nnd  mn  eine  AnsteHung  bei 
ihm  anzuhalten. 

*)  Franz,  Herzog  von  Lotharingen,  Bischof  von  Yerdnn.  Ferdi- 
nand IIL,  der  gleich  den  nachfolgenden  Habsborgem  dem  Hanse  Lotha- 
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gebracht,  dass  er  um  dessen  Verwendung  bei  Spanien  zur 
Elrlangung  einer  Anstellung  ansuchen  mosste,  damit  er  nidit 
Hungers  sterbe.  Solche  Beispiele  vom  äussersten  Noth* 
dränge  deutscher  Fürsten  und  deren  Zuflnchtnahme  zum 
Reichsoberhaupte  wüssten  wir  noch  mehrere  anzuführen. 
Wie  der  Bischof  ^on  Constanz  sein  Wegbleiben  vom  Reichs- 
tage mit  dem  Unvermögen  entschuldigte,  die  Reisekosten 
zu  bestreiten,  ebenso  rechtfertigten  es  viele  andere  Reichs- 
fursten  '').  Wenn  daher  wegen  des  blossen  Erscheinens  von 
Gesandtschafken  dem  Reichstage  von  1640  der  Charakter 
eines  ^^plomatischen  Congresses  der  deutschen  Territorien 
im  Scheine  der  alten  Reichstage*^  von  Droysen  aufgeprägt 
wird,  so  ist  das  nichts  anderes  als  tendenziöse  EIntstellung 
des  wahren  Sachverhalts.  Dieser  Reichstag  bewegte  sich 
vom  Anfange  bis  zum  Ende  in  dem  Geleise  des  alt  Herge- 
brachten und  Vorschriftmässigen,  und  widerlegt  die  gerügte 
Auffiissung  wohl  am  besten  durch  die  zur  Verhandlung  ge- 
brachten Gegenstande,  die  fast  alle  Reichsangelegenheiten 
betrafen.  Ein  anderer  Irrthum,  der  selbst  in  die  neueste 
Geschichtschreibung  sich  Yerpflanzt  hat,  brtriffi  den  Ein- 
fluss,  welche  die  während  des  Reichstages  erschienene  Pseu- 
donyme Schrift:  Diss.  de  ratione  Status  in  Imperio  Romano 
germanica,  autore  Hippolitho  a  Lapide,  auf  ihn  und  die  po- 
litische Anschauung  der  Nation  überhaupt  angeblich  aus- 
geübt haben  soll.  Davon  ist  in  den  Verhandlungen  nicht 
die  leiseste  Spur  zu  entdecken,  weshalb  schon  Senken- 
berg   (bei  Häberlin  XX VH.)   die   Frage   aufwirft,   ob  es 


ringea  seine  Gunst  im  vollen  Masse  gemessen  liess,  empftüü  den  Bischof 
Frans  sowohl  dem  Könige  von  Spanien  als  seinem  allmächtigen  Blinister. 
Marqnis  Grana,  der  kais.  Botschafter,  schlag  dem  Olivarez  vor,  dem 
Bischöfe  die  erledigte  Stelle  eines  Generals  der  Kavallerie  in  den  Nieder- 
landen an  verleihen.  Obgleich  Olivarez  hierauf  nicht  einging,  so  verlieh 
er  dem  Herzoge  doch  eine  in  Köln  angewiesene  Bente  von  monatiichen 
tausend  Thalem.  (Staatsarchiv.) 

')  Der  Bischof  von  Constana  erschien  trota   dieser  anf&Dglichen 
Weigemng  doch  persönlich  auf  dem  Beichstage. 
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denn  nur  wahrscheinlich  sei,  dass  diese  einzelne  Schrift  eine 
„Revolution  im  Denken^^^  zu  der  es  an  Anlässen  gebrach, 
bewirkt  habe?  Wenn  von  der  Absicht,  in  welcher  eine 
Schrift  geschrieben  ist,  auf  ihre  Wirkung  geschlossen  wird, 
so  kann  diese  bei  allen  Besonnenen  und  reichspatriotisch 
Gesinnten  nur  gänzlich  verfehlt  gewesen  sein.  Unmöglich 
konnten  solche  die  Ansicht  theilen,  dass  das  Heil  der  Na- 
tion in  der  Auflösung  der  Reichs  Verfassung ,  in  der  Ueber- 
tragung  aller  Gewalt  auf  die  Stände,  in  der  Ohnmacht  des 
Kaiserthums  bestehe.  Gelang  es  den  beiden  Fremdmächten, 
die  zahlreichen  grösseren  und  kleineren  deutschen  Dynasten 
zom  Abfall  vom  Reichsoberhaupte  zu  bewegen,  wozu  die 
Vorspiegelung  vom  ursprünglichen  freien  Zustand  und  dem 
angeblich  von  den  Habsburgem  ihnen  aufgebürdeten  Joche 
sie  verlocken  sollte,  so  war  das  Ziel,  sie  fremder  Botmässig- 
keit  zu  unterwerfen  und  Deutschland  zu  zertheilen,  erreicht. 
Da  nun  der  pseudonyme  Verfasser  des  benannten  Buches 
dieselbe  Sprache  führte,  welche  die  Deutschen  gewohnt 
waren  von  den  Franzosen  und  Schweden  zu  hören,  da  er 
das  staatsrechtliche  Verhältniss  der  Reichsglieder  zu  ihrem 
Oberbaupte  ganz  so  wie  sie  darstellte,  und  um  für  seine 
trügerische  Argumentation  Eingang  zu  gewinnen  und  eine 
Bewegung  der  Geister  hervorzurufen,  das  nationale  Frei- 
beitsgefuhl  unter  heuchlerischen  Klagen  über  die  aufgebür- 
lete  Knechtschaft  gleich  ihnen  aufzustacheln  bemüht  war, 
)o  musste  der  hellsehende  Theil  der  Nation  den  mit  diesem 
Buche  getriebenen  Spuk  gleichsam  mit  den  Händen  greifen 
md  in  dem  Verfasser  das  erkaufte  Werkzeug  der  Reichs- 
Teinde  erblicken.  Diese  Wahrnehmung,  nicht  geeignet,  den 
Doctrinen  des  verkappten  Reformators  Beifallsspender  und 
Anhänger  bei  der  immer  noch  grossen  Partei  der  reichs- 
patriotisch Gesinnten  zu  verschaffen,  reicht  für  sich  allein 
hin  um  den  Schluss  zu  begründen,  dass  die  behauptete 
Wirkung  dieses  Buches  sich  auf  die  Schaaren  von  Franzosen- 
söldlingen, Schwedenfreunden  und  protestantischen  Zeloten 
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beschränkte.  Für  diese  mochte  es  allerdings  ein  kSstlicber 
Ohrenschmaus  sein,  zu  hören,  wie  die  Habsburger  ^Tyrannen^ 
gescholten  werden,  die  zu  verjagen  und  ihrer  Länder  zu  be- 
rauben seien.  Wonach  ihnen  von  freien  Stficken  gelüstete, 
musste  ihnen  doch  wohl  höchst  willkommen  sein,  angerathen 
und  gebilligt  zu  sehen. 

Für  den  Verfasser  dieses  Buches  wird  ein  Chemnitz, 
ungewiss  welcher  dieses  Namens,  gehalten.  Es  ist  uns  trotz 
eifriger  Nachforschung  nicht  gelungen,  in  den  Reicbsacten 
ihn  zu  finden,  oder  mindestens  eine  Spur  von  Verhandlungen 
des  Reichshofrathes  oder  geheimen  Rathes  wegen  des  Ver- 
botes dieses  Buches  zu  entdecken.  Wiewohl  dasselbe  in 
Wien  von  Henkershand  verbrannt  wurde,  scheint  dennoch 
ein  Verbot  für  das  Reich  nicht  ergangen  su  sein. 

Wie  gefährlich  der  Schweiz  die  Nachbarschaft  der 
Franzosen  in  Vorderösterreich  zu  werden  drohte,  erfahren 
wir  aus  ihrer  im  Jänner  1641  im  Elsass  angestellten  Zu- 
sammenziehung  von  einigen  Tausend  Mann,  bestimmt  in 
Graubündten  einzufallen  und  den  von  den  Bündtnem  mit 
Spanien  geschlossenen  Vertrag  vom  3.  September  1639  zu 
vernichten.  Bei  den  katholischen  Eidesgenossen  erregte 
dieses  Vorhaben  deshalb  grosse  Besorgnisse,  weil  Spanien 
die  im  Mailändischen  verwendeten  Soldtruppen  der  katho- 
lischen Cantone  ohne  Entrichtung  der  Löhnung  entlassen 
hatte,  folglich  von  ihnen  keine  Abwehr  der  Franzosen  zo 
gewärtigen  war.  Da  aber  in  der  Geschichte  der  Schweiz 
von  diesem  Unternehmen  keine  Erwähnung  geschieht,  so 
scheint  es  nicht  zur  Ausführung  gekommen  zu  sein.  — 
Die  in  Portugal  zur  Wiedereinsetzung  des  Hauses  Braganza 
ausgebrochene  Empörung  hatte  die  zu  Donau werth  vorge- 
nommene Gefangensetzung  des  bis  dahin  im  kaiserlichen 
Heere  verwendeten  Prinzen  Eduard  zur  Folge.  Aus  Passau, 
wohin  er  gebracht  worden  war,  richtete  er  den  5.  Februar  1641 
an  den  Kaiser  die  Bitte  um  Erleichterung  seiner  Gefangen- 
schaft, betheuernd,  an  den  Vorgängen  in  Portugal  keinen 
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Schuldantheil  za  haben.    Spanischerseits  ward  aber  gerade 
ihm  der  grosste  beigemessen. 

Müde  des  längeren  Zuwartens  schritt  der  Kaiser  end- 
lich zur  Eröffnung  des  Reichstages.  In  seiner  Gegenwart 
verlas  der  geheime  Reichssecretar  Söldner  den  13.  Sep- 
tember 1640  auf  dem  Rathhause  zu  Regensburg  die  kaiser- 
liche Proposition.  Nach  einer  die  bis  dahin  stattgefundenen 
Friedensbestrebungen  auseinandersetzenden  Einleitung  legt 
sie  der  Versammlung  drei  Fragen  zur  Berathung  vor:  1.  Wie 
das  deutsche  Reich  wieder  in  den  vorigen  Stand  und  Flor 
gebracht  werden  könne?  2.  Wie  in  der  Zwischenzeit  bis  zur 
erstrebten  Beruhigung  desselben  der  Krieg  zu  bestellen  sei, 
damit  er  mit  ungetheilter  Macht  und  guter  Ordnung  geführt 
werde,  wobei  die  kais.  Proposition  Erwägung  der  Nebenfrage 
verlangt,  auf  welche  Weise  dem  kais.  und  Reichsheere  nebst 
der  nöthigen  Unterstützung  auch  eine  Verstärkung  verschafft 
werden  könne?  3.  Endlich,  wie  dem  durch  den  Krieg  in  Ver- 
fall gerathenen  Justiz wesen  aufzuhelfen  sei,  wie  die  bestehenden 
Mängel  und  eingerissenen  Unordnungen  abzustellen,  wie  rasche 
Erledigung  der  schwebenden  Processe  zu  erzielen,  wie  die 
Mittel  zum  Unterhalt  des  Kammergerichts  beizuschaffen? 

Die  beiden  ersten  Sitzungen  des  Fürstenrathes  verstrichen 
mit  Erörterung  der  Frage,  ob  dem  Hause  Hohenzollem  und 
den  Deputirten  der  würtembergischen  Prälaten,  welche  be- 
haupteten in  possessione  vel  quasi  immedietatis  Imperii  zu 
sein,  Sitz  und  Stimme  im  B^stenrathe  gebühren?  Hohen- 
zollem, erinnerte  das  Directorium  (Hofkanzler  Brückelmayer), 
müsse  vorerst  um  die  übliche  Intimation  beim  Kaiser  an- 
suchen, dem  zugleich  auch  die  Entscheidung  hinsichtlich  der 
Aufnahme  der  Prälaten  von  den  Ständen  anheimgegeben  wurde. 
Der  Kaiser  hatte,  wie  es  sich  von  selbst  versteht,  bloss  die 
mit  ihm  ausgesöhnten  Stände  zum  Reichstage  berufen.  Braun- 
schweig-Lüneburg  und  die  Landgräfin  Amalie  erhoben  dem- 
nach wegen  ihres  Ausschlusses  heftige  Beschwerde.  Darüber 
▼erlangte  der  Kaiser  das  Gutachten  der  Reichsversammlung 
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und,  da  er  besonders  die  Deputirten  der  Hessin  ungeme 
empfing,  so  sandte  er  mit  ihrem  Gesuch  an  ihn  zugleich  auch 
einen  aufgefangenen  Brief,  worin  sie  erstlich  die  Vereinigung 
ihrer  Truppen  mit  den  feindlichen  anzeigt  und  dann  auch 
sich  rühmt,  die  Herzoge  von  Braunschweig  zu  gleichen 
Schritten  beredet  zu  haben,  den  Standen  zur  Kenntnissnabme 
zu.  Diese  entschieden  sich  dessenungeachtet  für  die  Zulassung 
von  Gesandten  beider  fürstlichen  Häuser  und  ersuchten  den 
Kaiser  um  die  Geleitsbriefe  für  sie.  Ihre  Annahme  steUte 
das  angeblich  gestörte  Gleichgewicht  zwischen  den  prote- 
stantischen und  katholischen  Ständen  um  so  gewisser  her, 
als  der  Churfürst  von  Trier  ausgeschlossen  blieb.  Da 
dieser  beständig  betheuerte  schuldlos  zu  sein,  so  hiess  der 
Kaiser  kurz  vor  seiner  Abreise  von  Wien  die  Räthe  Wolken- 
stein und  Kaltschmidt,  ihm  die  mit  den  Franzosen  und 
Schweden  gewechselten  Schreiben  von  eigener  Hand  vor- 
zulegen. Dies  geschah  den  29«  Mai.  Es  ist  interessant  za 
vernehmen,  wie  er  sich  vertheidigte  und  benahm.  Warum, 
fragte  er,  will  man  mit  mir  jetzt  einen  Process  anfangen, 
da  man  bisher  mit  mir  Verhandlungen  gepflogen  hat?  Gegen 
dieses  Verfahren  werde  er  an  den  Papst  appelliren.  Auf  dk 
£i*wiederung  der  Käthe,  die  Vorlage  geschehe  bloss,  damit 
er  sich  seines  Verkehrs  mit  den  Franzosen  und  Schweden 
„etwas  erinnere  und  sich  bewusst  werde,  ob  er  wirklich  so 
unschuldig  sei,  wie  er  bisher  behauptete^,  ging  er  von  diesem 
Puncte  ab,  und  kam  wieder  auf  die  nun  bis  in  das  sechste 
Jahr  währenden  Tractate,  dann  auf  seine  Wahlstimme  zu 
sprechen.  „Mit  klaren  Worten  gab  er  zu  verstehen,  dass 
die  Wahl  Euerer  Majestät  wegen  Abgang  seines  Votums 
ungiltig  ist'',  äussern  die  ßäthe  in  ihrem  Bericht  an  den 
Kaiser.  „Man  werde,  fügte  er  hinzu,  bei  dem  bevorstehen- 
den Reichstage  schon  erfahren,  was  das  Fürstencollegium, 
dem  die  Churfürsten  von  ihren  Handlungen  Rede  zu  stehen 
schuldig  sind,  dazu  sagen,  dass  man  ihn  nicht  dazu  berufen 
habe.    Es  wäre   wider   das  Herkommen  einen  Churfürsten 
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von  der  Wahl  eines  römischen  Königs  auszuschliessen.     Er 
sei  nicht  ,,crimiuos'^  and  wenn  er  es  auch  wäre,  so  hätte  man 
ihn  seiner  Chur  auf  rechtmässige  Weise  entsetzen,  und  einen 
anderen   Churfursten   wählen  und   zum    Reichstage   berufen 
sollen.     Es    lasse    sich    also    dieser   defectus   gar   nicht  be- 
schönigen. Niemals  habe  er  die  Election  Ew.  Majestät   be- 
streiten wollen.  Sein  Votum  wäre  von  kaiserlichen  geheimen 
Rathen  begehrt  worden    „massen   er   sich  erboten  dahin  zu 
adlaboriren,  dass  Frankreich  und  andere  ausländische  Poten- 
taten  Eurer    Majestät    den   Titel    eines    römischen  Kaisers 
geben  und  also  die  Wahl  für  giltig  anerkennend^  Frankreich 
verweigere  vornehmlich  desshalb  den  Titel  Majestät,  weil  er 
tanquam  Archicancellarius  per  Galliam    von  der  Wahl  aus- 
geschlossen wurde  ^.     Wider   den   Kaiser   und    das  Reich 
habe   er  nie   eine  Conföderation   mit   dem  Auslande    einge- 
gangen; die  er  geschlossen,  sei  eine  „simplex  assistencia  zur 
Conservirung    seines    Erzstifles    und    der   katholischen 
Religion^^*).   Diesfalls  habe  er  nicht  mehr  gethan   als  das, 
was  andere  Churfursten  und  Fürsten  durch  den  Bischof  von 
Würzburg  „welcher  mit  abgedecktem  Haupte  in  aller  Unter- 
thänigkeit  bei  dem  Könige  von  Frankreich  die  Assistentiam 
gesucht^,  eben  auch  anstrebten.  Die  Neutralität  mit  Schweden 
habe  er  aus  Noth  eingegangen.  Damals  konnte  er  nicht  anders 
handeln,  „wusste  auch  in  Zukunft  nicht  anders  zu  thun.^  — 
„Die  Handlung  mit  der  Stadt  Köln   wie   auch  das  Votum, 
so  er  Frankreich  verkauft,    hat   er  simpliciter  geläugnet.^ 
Bei  der  Conferenz  am  folgenden  Tage  äusserte  er  ziemlich 
barsch:  „er  wolle  nicht  hoffen,  dass  man  die  bereits  accor- 
dirten  Tractate  auf  die  Seite  setzen  werde,  er  erinnere,  dass 
der  Papst   als  judex  competens  ihn  für  unschuldig  erklärt 


*)  Auf  den  leeren  Titel  eines  ,,£nBkanzler8  durch  Gallien"  gründete 
dieser  hochmüthige  P&ffe  den  Vorrang  vor  dem  Churkanzler  des  deutschen 
Reiches.  . 

*)  Das  ist  das  einzige  Beispiel,  dass  katholischerseits  die  Religion 
sun  Deckmimtel  der  Felonie  bentttst  wurde. 
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und  seine  Loslassung  ausgesprochen  babe.^  Dann  gab  er 
uns,  sagen  die  Räthe,  die  beiliegende  Schrifl  zur  Bestellang 
an  Euere  Majestät  Daraus  ist  zu  ersehen,  dass  er  alles  aoft 
Läugnen  stellt  und  die  vorgeworfenen  Grimina  (nr  ganz  ülsA 
und  nichtig  ausschreit.  Zu  der  Assistenz  mit  Frankreich  und 
zur  Neutralitat  behauptet  er  von  Churmainz  und  Köln  ver- 
leitet worden  zu  sein,  auch  habe  Churköln  ihm  das  Goncept 
zu  den  Verträgen  zugissendet.  „Hat  auch  endlich  beim 
Schluss  seines  Discurses  vermeldet,  dass  er  bei  Fortsetzoog 
der  Tractate  sich  thunlicbst  accomodiren,  Euerer  Majestät 
die  Garnisonen  lassen,  auch  sogar  die  Ihnen  wohlgefälligen 
Käthe  und  Kanzler  zur  Bestellung  seiner  Regierung  anneh- 
men wolle,  mit  dem  Begehren,  dies  ehestens  Ew.  Majestät 
zu  hinterbringen,  damit  er  bald  möglichst  nach  Etegensboig 
abgehen  konne/^ 

In  der  Eingabe  an  den  Kaiser  sagt  er:  Bei  den  De- 
putirten  in  Nürnberg  habe  er  sich  in  Eile  und  im  Allge- 
meinen verantwortet,  wie  es  nothwendig  war  und  von  rechts- 
wegen  geschehen  musste.  Jetzt  liege  ihm  an,  personlich  ge- 
hört zu  werden.  Kaiser  und  Churfiirsten  könnten  sich  be- 
gnügen, „wenn  er  sich  dabei  zu  dem  peccavimus,  iniquitatem 
fecimus,  injuste  egimus  insgemein,  ausgenommen  das  crimen 
laesae  majestatis  non  probatum,  mit  seinen  churfurstlichen 
Mitbrüdern,  auch  sogar  in  cinere  et  cilicio  vorzubeten  er- 
kläre, wenn  sie  ihm  nur  fein  nachfolgen  wollen.^ 

„Ist  er,  Erzbischof  von  Trier,  Administrator  zu  Prüm, 
Bischof  von  Speier,  Probst  zu  Weissenburg  als  ein  rechter 
unverworfener  Stand  des  Reichs  erbietig  auf  dem  Reichstag 
sich  einzustellen,  und  in  facie  Ihrer  kaiserlichen  Majestät 
und  vor  dem  ganzen  römischen  Reich,  dem  Nuntio  päpstlicher 
Heiligkeit  und  der  ganzen  Christenheit  Satisfaction  zu  geben." 

„Sollte  aber  der  salvus  conductus  (Geleitsbrief)  zum 
Reichstag  et  ad  defensionem  publicam,  welches  doch  a 
Carole  y.  et  statibus  dem  Dr.  Martine  Luthero  redlich  ge- 
halten worden,  von  Ihrer  kaiserlichen  Majestät  und  etliche 
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Standen  ihm  abgeschlagen  werden,  so  würde  nicht  allein 
der  Religions-  und  Profanfrieden,  sondern  auch  der  geist- 
liche Vorbehalt  der  Stahl  zu  Rom,  und  der  Reichstag  selbst, 
pericHtiren"(!)  ^®). 

Sechs  Wochen  nach  dieser  Conferenz  schleuderte  der 
Churfurst  ein  gedrucktes  Banndecret  gegen  die  Metterniche 
und  den  Haussmann,  Domprobst  in  Trier,  „als  die  Urheber 
aller  gegen  ihn  verbreiteten  Diffamationen  und  als  die  recht- 
schuldigen Assassinaten,  Friedbrüchigen  und  Kirchenschänder, 
gegen  ihre  Anhänger  eine  fernere  Excommunication  sich  vor- 
behaltend/^ Er  beruft  sich,  um  seine  Schuldlosigkeit  zu  be- 
weisen, auf  den  päpstlichen  Aussprach,  der  erfolgte,  weil 
innerhalb  zwei  Jahren  Keiner  aufgetreten  sei ,  der  ihn  der 
geziehenen  Staatsverbrechen  überwiesen  hätte,  und  behaup- 
tet, dass  er  bloss  auf  Betrieb  seiner  Feinde  seiner  Aemter, 
Würden  und  Einkommen  beraubt  sei.  ,^Von  Kaiserlicher 
Majestät  und  den  Churfürsten  als  übel  Informirten,  appellire 
er  an  seinen  competenten  Richter  den  Papst,  ja  an  das  ganze 
römische  Reich/^  Merkwürdig  ist  an  diesem  Actenstücke, 
dass  der  Ansprach  von  der  Berafung  zum  Reichstage  darin 
ganz  weggelassen  ist^^). 

Wir  halten  diese  Mittheilung  über  den  Churfürsten 
von  Trier  für  keine  überflüssige  Abschweifung,  da  es  sich 
darum  handelt  klar  zu  machen,  ob  ein  Grund  bestehe,  aus 
der  Haft  dieses  mit  Verbrechen  belasteten  Ränkeschmieds 
und  Despoten,  ein  von  Ferdinand  an  der  deutschen  „Libertät^^ 
b^angenes  Verbrechen  und,  was  noch  erheblicher  ist,  den 
rechtmässigen  Grund  zur  Fortsetzug  des  Krieges  von  Seite 


**)  K.  k.  Staatearchiv.  Relation  des  Grafen  Ulrich  von  Wolkenstein 
nnd  des  Joh.  Kaltechmidt  an  Sc.  Bfaj«  den  Kaiser. 

' ')  Dieses  Decret  ist  von  Wien  den  18.  Juli  1640  ansg^estellt.  Dass 
es  gedruckt  erscheinen  konnte,  leg^  dar,  wie  wenig  strenge  man  mit  dem 
Churfürsten  verfuhr.  Man  wird  ihn  wohl  auch  nicht  gehindert  haben,  die 
ihm  Ton  Frankreich  verlielienen  Jahrgelder  fortznbeziehen,  nm  daraus  den 
Unterhalt  für  seine  kleinen  Kinder  bestreiten  su  kennen. 
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der  deutschen  Fürsten,  herzuleiten?  Uebrigens  hatte  der 
Kaiser  damals  schon  auf  Gutachten  seines  geheimen  Raths 
die  Freilassung  des  Churfursten  gegen  einen  mit  ihm  abza- 
schliessenden  Vertrag  festgesetzt.  Auf  Abrathen  seiner 
CoUegen  hielt  er  ihn  jedoch  bis  1645  in  Haft. 

Als  in  den  folgenden  Reichstagssitzungen  der  erste 
Punct  der  kaiserlichen  Proposition  zur  Berathuug  kam,  ward 
der  Grundsatz  aufgestellt,  dass  die  kriegführenden  Parteien 
in  einheimische  und  ausländische  einzutheilen  seien,  und 
man  mit  jenen  den  Anfang  machen  müsse.  Hierauf  trtt 
Braunschweig-Lüneburg  (Lampadius,  der  bald  hernach  von 
Dr.  Löwen  ersetzt  wurde)  mit  dem  Antrag  auf  den  Ab- 
schluss  eines  Waffenstillstandes  und  die  Beiziehang  der 
beiden  fremden  Mächte  zu  den  Unterhandlungen  auf.  Beides 
widerstrebte  dem  Reichsinteresse  und  ging  lediglich  ans 
dem  Privatinteresse  der  Lüneburger  hervor.  Die  Versamm- 
lung beschloss,  die  Entscheidung  dem  Kaiser  zu  überlassen, 
da  man  nicht  wisse,  ob  bei  den  kriegfbhrendcn  Kronen  eine 
Neigung  zum  Waffenstillstände  bestehe.  Mittlerweile  kam 
es  mit  den  von  Frankreich  nie  beschickten  und  dieserwegen 
innerhalb  vier  Jahren  nie  begonnenen  Kölner -Konferenzen 
zur  Entscheidung.  Der  Kardinal-Legat  Ginetti  wurde  nach 
Rom  zurückberufen,  doch  blieb  Bischof  Machiavelli  als 
ausserordentlicher  Nuntius  in  Köln,  wohin  Ginetti  zurück- 
zukehren  versprach,  wenn  es  den  Anschein  gewänne,  dass 
die  Tractate  ernstlich  in  Angriff  genommen  würden. 

Dem  Gesuche  des  Fürstenrathes  um  Mittheilung  dessen 
was  seit  dem  Pragerfrieden  zur  Erwirkung  des  Friedens  mit 
Schweden  verhandelt  worden  war,  willfahrte  der  Kaiser 
mittelst  Uebersendung  des  gesammten  Notenwechsels.  In 
der  Friedensfrage  überreichte  das  churfursüiche  CoUeginm 
dem  Kaiser  ein  Gutachten,  worin  es  zunächst  die  üeber- 
Zeugung  ausspricht,  dass  er  an  der  Verzögerung  keine  Schuld 
trage,  zugleich  aber  um  Mittheilung  des  ferneren  Ganges 
dieser  hochwichtigen  Angelegenheit    ansucht  und  verlangt. 
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dass  den  Universal- Friedens -Tractaten  eine  churfurstliche 
Deputation  beigegeben  werde.  Besonders  beachtenswerth  sind 
folgende,  den  Prager-Frieden  betreffenden  Stellen  dieses 

Gotachtens : „So  ist  auch  der  in  den  jüngst  verlittenen 

Jahren  zu  Prag  gemachte  Friedensschluss  fast  von  allen  Stan- 
den des  Reichs  angenommen  und  hat  dieKraft  einer  all- 
gemeinen Reichssatzung  erlangt,  also,  dass  keinem 
Stand,  welcher  dadurch  ein  Recht  erworben,  wider  seinen 
Willen  etwas  benommen  werden  kann.  Daher  denn  ein  hoch- 
löbliches churfurstliches  CoUegium  für  gut  angesehen  hat, 
Ihre  Majestät  zu  bitten  und  zu  erinnern,  dass  sowohl  bei 
der  französischen  als  schwedischen  Friedenshandlung  kein 
Punct,  welcher  durch  gemelten  Prager-Frieden  albereit  seine 
Erledigung  hat,  wie  stark  und  heftig  es  der  Gegentheil 
immer  begehren  möchte »  weiter  vorgenommen,  und  noch 
weniger  eine  Aenderung  in  mehrgedachten  Prager-Frieden 
gemacht  werde,  weil  es  dem  Reiche  schimpflich  wäre,  dass 
je  das  was  mit  dem  römischen  Kaiser  als  Oberhaupt  und 
den  Standen  des  Reichs  in  Reichssachen  einmal  geschlossen 
worden  ist,  dem  arbitrio  ausländischer  Potentaten  unter- 
worfen werde*'  ^  ^). 

Vorstehende  Erklärung  überzeugt  uns  von  der  voll- 
standigen  Grundlosigkeit  der  vom  Prager-Frieden  entlehnten 
Kriegsmotive.  Nicht  wie  man  vorgibt,  das  „ofBziöse^S  s^^* 
dem  das  ganze  Deutschland  spricht  seine  Anerkennung  in 
dieser  Erklärung  aus,  denn  mit  Ausnahme  von  Braunschweig- 
Lüneburg  und  Hessen-Kassel  verweigerte  sie  kein  anderer 
grosserer  Reichsstand,  und  gerade  mit  diesem  Reichstage 
macht  man  die  Erfahrung,  dass  die  Stände  aller  Kategorien 
des  Prager-Friedens  zur  Grundlage  der  zu  ordnenden  Ver- 
hältnisse sich  bedienen,  dass  sie  diese  jederzeit  ihm  anbe- 
quemen oder  demjenigen  widerstreben,  was  ihm  zuwider- 
läuft. Von  diesem  Reichstage  ab  kann  daher  nicht  mehr  die 


it 


)  K.  Beichflarchiv. 


224 

Rede  sein,  von  der  dem  Prager-Frieden  mangelnden  ständi- 
schen Sanction,  denn  wie  anderswo  ausdrücklich  gesagt  ist, 
auf  demselben  erhielt  er  sie. 

Wie  wenig  die  Churfursten  das  Verhältniss  zu  Frank- 
reich durchblickten,  wie  ungeschult  sie  als  Diplomaten  sieb 
äusserten,  das  tritt  in  der  nächstfolgenden  Stelle  ihres  Crut- 
achtens  zu  Tage.  „Nachdem  der  Konig  von  Frankre^h  das 
Reich   ohne  einige    gegebene   Ursache  feindlich  angefallen, 
so  wird  es  nur  billig  sein,  fur's  Erste  die  Abführung   aller 
fremden  Truppen  ohne  Schädigung  oder  Ansprüche,  sodann 
Restitution  der  weggenommenen  Plätze  und  Zurückstellung 
an    ihre  vorigen   Eigen thümer    ohne  Entgeld   zu    fordern." 
Es  müsse  auch,  sagen  sie  weiter,  die  Indemnität  des  Reichs 
und  seiner  Glieder  bedingt,  Lotharingen  zurückgefordert  und 
daran  gedacht  werden,   Metz,   Toul  und  Verdün   zu  reca- 
perireu.  Dann  wäre  zu  fragen,  ob  Frankreich  der  Confodera- 
tion  mit  den  Graubündtcn  sich  begeben  wolle?  Spanien  und 
Holland  konnten  in  den  Frieden  mit  eingeschlossen  werden. 
Sollte  zu  Köln    des  holländischen  Unwesens   wegen   etwas 
zur  Sprache  kommen,  so  wäre  eine  Vermittelung  anzubieten 
und    zu   streben,    dass    die    in  Jülich  und  Cleve    von    den 
Holländern  und  Spaniern  besetzten  Orte  frei  gemacht  wer- 
den. Mit  Schweden  soll  mittels  Sachsen  und  Dänemark  fort- 
negocirt  werden.  Bei  der  Restitutionsfrage  dürfle  Schweden 
Pommerns  wegen  besondere  Schwierigkeiten  machen,  allein  des 
Prager-Friedens  vornehmster  Zweck  bestehe  darin,  dass  Jeder 
zu  dem  Seinigen  gelange,  nebstdem  sei  in  specie  mit  klaren 
Wollen  darin  gesagt,  dass  der  Churfurst  von  Brandenburg 
bei  seiner  rechtmässigen  Anwartschaft  auf  Pommern  manute- 
nirt  werden  soll.  Der  König  von  Schweden  (Gustav  Adolph) 
habe   nach    seinem  Vorgeben    und    seinem   veröffentlichten 
Manifeste  den  Krieg  hauptsächlich  der   ihm  angeblich  zu- 
gefügten Beleidigung  wegen  geführt   und   ausdrücklich  er- 
klärt, dass  er  keine  Yergrösserung  seines  Reiches  bezwecke. 
Schweden  hätte  daher  auf  eine  Entschädigung  ganz  zu  ver- 
zichten. 
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Wenn  die  Deutschen  in  dem  Streben    nach  Befreiung 
vom  Franzosen-  und  Schwedcnjocbe    eines  Sinnes  gewesen 
wären 9    wenn    die    selbstsüchtigen    Bestrebungen    einzelner 
Fürsten  und  Stande  die  Fortdauer  der  Fremdherrschaft  nie  ht 
unterstützt  und  die  ultraprotestantische  Partei  nicht  das  Ziel 
ihrer  Wünsche  in  die  Uebermacht  der  Reichsfeinde  gesetzt 
hätte,  dann  wären  die  Anträge   der  Churfürsten    und  noch 
viel  anderes  leicht  zu  verwirklichen  gewesen,  allein  bei  dem 
nngebesserten  Fortbestande  der  innem  Schäden  mussten  sie 
fromme  Wünsche  bleiben.  Für  das  fSrdersamste  Heilmittel 
von  jenen,  hielten   sie    und    die  Stände    insgesammt,    einen 
Amnestieerlass.  Dabei  unterliefen  aber  wegen  der  damit 
verbundenen   Güterrestitution    bedeutende    Schwierigkeiten . 
Den  mehrfachen,  durch  die  Behandlung  anderer  Gegenstände 
öfter    ausgesetzten  Debatteh   legte   die    Reichsversammlung 
dnrcheineuMajoritätsbeschluss,  denPrager-Frieden 
zum  Grunde.  Nach  mühsam  erstrebtem  Schlüsse,  in  welchem 
drei  Classen  aufgestellt  sind:   a)  Solche,   welche  ohne   alle 
Bedingungen  bereits  amnestirt  sind ;  b)  Andere,  welche  noch 
nicht  ausgesöhnt,    folglich  auch  nicht  restituirt  sind,    und 
c)  Jene  endlich,  welche  zwar  pardonirt,  aber  nicht  vollständig 
restituirt  sind,  lautete  das  dem  Kaiser  erstattete  Reichsgut- 
achten   auf  eine  General  -  Amnestie ,    ausgedehnt  auf  Alle, 
welche  der  Nebenreeess  des  Prager-Friedens  ausgeschlossen 
hatte.  In  Betreff  der  ersten  Classe   sollte    es   bei  der   ge- 
schehenen gänzlichen  Wiederherstellung    bleiben.    Für    die 
andere  sollte  die  nämliche  allgemeine  Verzeihung  und  Wieder- 
einsetzung verfugt  werden.  Hinsichtlich  der  dritten  hätte  die 
Restitution  zu  geschehen  wie  der  Besitzstand  vor  dem  Aus- 
schlüsse durch  den  Nebenreeess  gewesen,  gleichsam  als  ob 
der  Ausschluss  nie  stattgefunden  hätte,  und  sie  vom  Anfange 
her  im  Prager-Frieden  begriffen  gewesen  wären,  doch  sollen 
diese  schuldig  sein,  den  Katholiken  dasjenige  zurückzustellen 
was  ihnen  entzogen  wurde    und    vermöge   dieses  Friedens 
gebührt.    In  Restitutionsfällen   weltlicher  Güter    wäre  das 
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Jahr  1630,  in  denen  der  geistlichen  der  12.  November  1627 
zum  Normaltermin  anzunehmen.  Ausgeschlossen  von  der 
Amnestie  wären  die  Stände  der  kaiserlichen  Erbländer  und 
ihre  Guter,  falls  sie  nicht  Keichsstände  sind,  welche  böhmische 
Lehen  besitzen,  oder  solche  Erbunterthanen,  die  bis  zum 
Frager-Frieden  in  ch ursächsischen  Diensten  standen.  Wegen 
Magdeburg  bestimmt  dieses  Gutachten,  dass  es  bei  dem- 
jenigen bleiben  soll,  was  im  Prager-Frieden  festgesetzt  wurde. 
Dagegen  soll  die  pfälzische  Angelegenheit  auf  besondere 
Tractate  verwiesen  werden.  Alle  Beschwerden  und  For- 
derungen, welche  nicht  im  Zusammenhange  mit  dem  Aus- 
schlüsse aus  der  Amnestie  stehen,  sondern  anderswo  her- 
rühren, durften  nicht  in  die  General- Amnestie  gezogen  wer- 
den. Um  ihrer  theilhaft  zu  werden ,  sei  die  Vereinigung 
mit  Kaiser  und  Reich  erforderlich'^).  Nebsteinigen 
minder  erheblichen  Bestimmungen  findet  sich  auch  beantragt, 
dass  diese  Amnestie  durch  ein  kaiserliches  Edict  bekannt 
gemacht  und  dieses  in  den  Keichsabschied  aufgenommen 
werden  soll. 

Dieses  vom  10.  Juni  1641  datirte  Gutachten  ist  als 
die  Vervollständigung  eines  früheren  vom  2.  Dezember  1640 
mit  einer  Eintheilung  in  vier  Klassen  zu  betrachten.  Dem- 
selben war  die  Bitte  beigefugt,  der  Kaiser  möge  den  wenigen 
noch  nicht  ausgesöhnten  Ständen  Geleitsbriefe  zum  Reichs- 
tage bewilligen  luid  von  diesen  den  Markgrafen  von  Baden- 
Durlach,  den  Grafen  von  Nassau-Saarbrücken  und  den  von 
Solms  durch  die  anwesenden  churfurstlichen  Gesandten,  die 
anderen  aber  durch  ihre  Agenten  zum  Erscheinen  und  zur 
Benützung  der  ihnen  gebotenen  Gnade  auffordern  lassen. 
Auch  in  diesem  Gutachten  war  Trennung  von  den  Reichs- 
feinden und  Vereinigung  mit  dem  Kaiser  und  dem  Reiche 
zur  Bedingung  des  Amnestiegenusses  gemacht. 


'^)  Diese  vermöge  Majoiitatsbeschluss  den  11.  Febr.  1641  aufge- 
stellte Beding^iss,  nannte  man  Klausel  der  suspensiven  Wirkung  der 
Amnestie. 
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Obgleich  die  Amnestie  in  der  erweiterten  Fassung 
hauptsächlich  das  Werk  der  Protestanten  war,  so  zeigte  sich 
doch  auch  unter  ihnen  eine  Spaltung,  indem  Anspach,  Wür- 
temberg  und  Anhalt,  sodann  die  Städte  mit  grosser  Be- 
harrlichkeit auf  einer  ganz  unbedingten  und  unbeschränkten 
Amnestie  bestanden.  Sie  drangen  aber  damit  so  wenig  wie 
die  Katholiken  mit  ihren  Protesten  gegen  jenes  Gutachten 
durch.  Der  Grund  zu  diesen  muss  in  der  mit  der  Amnestie 
verknüpften  Guterrestitution  gesehen  werden.  Gegen  dieselbe 
verwahrten  sich  die  Betroffenen  gleich  auf  dem  Reichstage. 
So  gaben  z.  B.  die  Prälaten  von  Lützel  und  St.  Blasien 
vor,  dem  niederosterreichischen  Prälatenstande  einverleibt  zu 
sein  und  die  Kloster  Maulbronn  und  Lorch  gegen  Ueber- 
'  nähme  einer  von  Ferdinand  I.  herrührenden  Schuld  einge- 
rilumt  erhalten  zu  haben.  Tirol  protestirte  gegen  die  Ab- 
tretung der  Herrschaften  Achalm,  Hohenstaufen  und  Blau- 
benem.  Der  Johanniter -Orden  begehrte  Wiederherstellung 
der  von  der  Stadt  Strassburg  niedergerissenen  Comthurei 
und  Ordenskirche,  als  die  Ordensleute  der  Schweden  wegen 
i.  J.  1 633  wegzogen.  Aus  anderen  Gründen  protestirte  auch 
der  Bischof  von  Augsburg  gegen  die  Amnestie,  und  selbst 
der  Landgraf  von  Hessen  -  Darmstadt  forderte  Ausschluss 
der  Isenburgischen  Sache  von  derselben,  da  er  die  Immission 
in  die  Grafschaft  Isenburg  sowohl  von  Ferdinand  11.  als 
von  seinem  Nachfolger  erhalten  habe.  Nicht  geneigt,  die 
Bedingnisse  des  Uebertritts  von  den  Feinden  zum  Kaiser  zu 
erfbllen,  begehrten  auch  Braunschweig  und  Hessen  -  Kassel 
eine  unbeschränkte  Amnestie,  der  Kaiser  aber  nahm  das 
Gutachten  der  Reichsversammlung  ohne  Anstand  an  und 
liess  es  dem  Reichsabschiede  wörtlich  einrücken.  Hier  wird 
zu  bemerken  sein,  dass  die  Stände  auch  die  erbländischen 
Unterthanen  in  die  Amnestie  eingeschlossen  wissen  wollten, 
wobei  jedoch  die  confiscirten  Güter  ausgenommen  sein  soll- 
ten. Damit  nun  wäre  den  Emigranten  wenig  geholfen  ge- 
wesen,  während  die   Güter -Restitution   bereits  unmöglich 
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geworden  war,  weil  die  Güter,  theils  verschenkt,  theils  zur 
Bestreitung  der  Kriegserfordemisse  verkauft,  längst  in  aller 
Welt  Hände  gekommen  waren.  So  lange  der  Krieg  währte, 
gestatteten  politische  Rücksichten  selbst  nicht  die  Bewilligung 
zur  Rückkehr,  zumal  als  die  Verbannten  sich  im  schwedi- 
schen Kriegsdienste  höchst  feindselig  benahmen  und  dem 
Heere  des  Kaisers  bedeutenden  Schaden  zufugten. 

Der  Kaiser  erklärte  sich  mit  allen  von  den  Ständen 
ergriffenen  Friedensmassregeln  einverstanden,  benachrichtigte 
sie  von  der  thatsächlich  geschehenen  Versendung  der  Ge- 
leitsbriefe für  die  Bevollmächtigten  von  Schweden  und 
Frankreich  und  deren  deutsche  Bundesgenossen,  und  erklärte 
sich  mit  dem  Antrage  der  katholischen  Churfursten,  ein  Ge- 
such an  den  Papst  um  Verwendung  bei  Frankreich  wegen 
baldiger  Entsendung  von  Bevollmächtigten  zum  Congresse 
zu  richten,  gegen  das  Gutachten  seines  geheimen  Rathes 
einverstanden.  Gleich  nach  Empfang  obiger  Nachricht  unter- 
richtete die  Reichsversammlung  den  König  von  Dänemark 
von  der  Nachgiebigkeit  des  Kaisers  hinsichtlich  der  Geleits- 
briefe, und  bat  ihn,  nun,  da  alle  Steine  des  Anstosses  aus 
dem  Wege  geräumt  seien,  Schweden  zur  ungesäumten  Ab- 
schickung  seiner  Gesandten  nach  Lübeck  oder  Hamburg  zu 
bewegen. 

Die  Herzoge  von  Braunschweig-Lüneburg  und  die  Land- 
gräfin  von  Hessen  wurden  den  13.  October  1640  von  dem 
churfurstlichen  CoUegium  unterrichtet,  dass  der  Kaiser  auf 
Anrathen  desselben  die  Geleitsbriefe  für  ihre  Gesandten  ver- 
willigt habe,  und  aufgefordert,  diese  unverweilt  abzuordnen. 
Sitz  und  Stimme  ward  ihnen  aber  nicht  zuerkannt,  doch  lief 
dies  auf  eine  reine  Formalität  hinaus,  da  sie  zur  Audienz 
zugelassen,  der  Reichsversamnilung  alles  vortragen  konnten, 
was  sie  anzubringen  beauftragt  waren. 

Auf  Ansuchen  des  Erzherzoges  Leopold  Wilhelm  hatte 
der  Kaiser  der  Reichsversamnilung  die  Vornahme  des  zweiten 
Punctes   der  Proposition   empfohlen,   weil  es  sich  um  An- 
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Weisung  der  Winterquartiere  ffir  das  Heer  handelte.  Graf 
Knrtz,  welcher  nebst  dem  Hof  kriegspräsidenten  Grafen  Schlick 
der  Berathung  dieses  heiklen  Gegenstandes  beiwohnte,  gab 
auf  die  Frage,  wie  stark  das  Heer  sei,  zur  Antwort :  es  zähle 
20.000  Mann  zu  Fuss  und  18.000  Reiter,  unter  denen  sich 
aber  wenigstens  5-  bis  6000  unberittene  befanden.  Er  stellte 
vor,  dass  es  nicht  gerathen  wäre,  die  Armee  weit  auseinander 
zu  legen  und  unterrichtete  sie  von  dem  Antrage,  einen  Theil 
derselben  in  Westphalen  und  den  andern  in  Franken  und 
Böhmen  überwintern  zu  lassen.  Dann  schilderte  er  die  Noth- 
wendigkeit,  sie  mit  15.000  Mann  Infanterie  und  5000  Mann 
Cavallerie,  die  Garnisonen  aber  mit  20.000  Mann,  deren 
Hälfte  Schlesien  allein  bestimmt  wäre,  so  zu  verstärken,  dass 
der  Stand  der  gesammten  Armee  80.000  Mann  betrüge.  Die 
Kosten  des  Unterhalts  berechnete  er  wie  folgt:  Die  Portion 
für  den  gemeinen  Soldaten  besteht  aus  einem  Pfunde  Fleisch, 
zwei  Pfund  Brod ,  einer  Mass  Wein  oder  zwei  Mass  Bier 
für  den  Tag.  Je  eine  zu  fünfzehn  Kreuzer  gerechnet,  betragen 
die  80.000  einfachen  Portionen  sammt  69.750  Portionen  für 
die  Regimentsstäbe,  je  einen  zu  150  Portionen  angesetzt, 
monatlich  1,281.660  fl.,  ungerechnet  das  Pferdefutter.  Die 
Artillerie,  eingetheilt  in  eine  grössere  und  zwei  kleinere, 
erforderte  monatlich  64.000  fl«,  der  [Generalstab  beiläufig 
38000  fl.,  zusammen  1,383.660  fl.  monatlich. 

Bei  der  lebhaften  Debatte  über  das  Heerwesen  ward 
als  Norm  der  zu  fassenden  Beschlüsse  wieder  einhellig  der 
Pragerfrieden  erkannt.  Die  Stände  kamen  über  folgende 
Pancte  überein:  1.  Soll  die  Anweisung  der  Winterquartiere 
als  einer  von  verschiedenen  Wechsclfällen  abhängenden 
Kriegssache,  dem  Kaiser  überlassen  bleiben,  was  aber  2.  die 
Einquartierung  selbst  betrifit,  so  müsse  den  dabei  Willkühr 
übenden  kais.  Kriegs -Commissären  dieses  Geschäft  abge- 
nommen, und  den  Ejreis-Obersten  und  ausschreibenden  Fürsten 
übertragen  werden.  Wie  der  Pragerfriede  bestimmt,  sollen 
2.  die  Residenzstädte,  Regierungssitze  und  Festung^  mit 
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der  Einquartierung  verschont  werden.  Was  3.  für  den  Unter- 
halt an  Geld,  Lebensmitteln  und  Service  zu  leisten  ist,  wäre 
nicht  wie  bisher  nach  der  Anzahl  der  Regimenter  und  Com- 
pagnien,  sondern  nach  der  wirklich  vorhandenen  Mannschaft, 
mithin  nach  Köpfen  zu  veranschlagen  und  zu  repartiren.  Für 
nothwendig  finden  die  Stände  4.  die  gänzliche  Auflösung 
solcher  in  Abnahme  gekommenen  Kegimenter,  deren  Ergän- 
zung nicht  auf  der  Stelle  vorgenommen  werden  kann,  so  wie 
5.  eine  noch  vor  der  Einquartierung  vorzunehmende  Ver- 
minderung des  übergrossen  höchst  beschwerlichen  Trosses, 
dann  6.  dass  zweifache  Einquartierung  vermieden  werde  und 
dieselbe  7.  nicht  in  einem  den  Fürsten  und  Ständen  den 
nöthigen  Unterhalt  entziehenden,  den  Aufwand  für  die  Kirche 
und  das  Militär  unerschwinglich  machenden  Uebermaasse 
auferlegt  werde.  Sie  empfehlen  8.  Sorge  für  eine  das  Eigen- 
thum  des  Landmaunes  überhaupt,  besonders  aber  seine  Rinder 
und  Pferde  vor  Wegnahme  sicherstellende,  das  Zusammen- 
leben mit  den  Soldaten  und  die  ländlichen  Verrichtungen 
ermöglichende  Disciplin.  Sie  bitten  9.  die  von  den  Officieren 
aus  Missgunst  wegen  besserer  Winterquartiere  verübten  Be- 
schädigungen zu  verhindern  und  10.  vor  allem  die  bestehende 
Verpflegsordonuanz  mit  Zuziehung  der  churfurstlichen  Ge* 
sandten  revidiren  und  durch  den  Druck  öflentlich  bekannt 
machen  zu  lassen,  auch  auf  die  Uebertretung  derselben  schwere 
Strafen  zusetzen.  In  dieselbe  bitten  sie  ferner  11.  einrücken 
zu  lassen,  was  dem  Kriegsgebrauch  gemäss  unter  Service 
zu  verstehen  und  zu  leisten  ist,  da  das  Unmass  der  dies- 
fälligen  Ansprüche  den  armen  Unterthanen  beschwerlicher 
fällt  als  die  Verpflegung  selbst.  Da  zur  Genüge  bekannt  ist, 
welche  Ungebühr  von  Generälen,  Obersten  und  anderen  Offi- 
cieren mit  willkührlicher  Errichtung  von  Mauthen,  Zollen, 
Weg-  und  Geleitgebühren  getrieben  wird,  und  dadurch  nicht 
allein  in  die  Regalien  der  Reichsstände  Eingriffe  geschehen, 
sondern  auch  die  Lebensmittel  und  Handelswaaren  eine  ge- 
waltige Preissteigerung  erfahren,  so  ersuchen  Stände  12«  Seine 
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Majestät,  diesen  Unfug  abzustellen,  so  wie  13.  anzuempfehlen, 
dass  das  Militär  der  Beeinträchtigung  der  Rechte  und  Ge- 
richtsbarkeit der  Stadtbehörden  sich  enthalte,  und  denselben 
an  Orten,  an  denen  keine  Feindesgefahr  zu  befiirchten  ist, 
die  Thorschlüssel  wieder  zustelle.  Endlich  drucken  Stände 
14.  die  Erwartung  aus,  dass  man  hinsichtlich  der  kaiserlichen 
und  churfurstlichen  Besatzungen  die  Vorschriften  des  Prager- 
friedens  in  Acht  nehmen  werde. 

Diese  den  15.  November  1640  an  den  Kaiser  gerichtete 
Beschlussfassung  deckt  die  bei  dem  Verpflegswesen  des 
Heeres  bestandenen  Gebrechen  und  Missbräuche  besser  auf, 
als  eine  Schilderung  es  vermochte,  doch  ist  dabei  nicht  zu 
vergessen,  dass  sie  weniger  Folge  administrativer  Fahrlässig- 
keit und  ungleich  mehr  Hervorbringung  der  durch  die  lange 
Kriegsdauer  übermächtig  gewordenen  Säbel herrschaft  war. 

In  der  Gegenäusserung  des  Kaisers  mittelst  Decret 
vom  22.  Nov.  wird  den  Ständen  zunächst  mitgetheilt,  in 
welchen  Kreisen  und  Ländern  er  die  Winterquartiere  ange- 
ordnet hat,  sodann  erfolgt  unter  Erläuterung  des  sechsten 
and  siebenten  Punctes  und  dem  Begehren  den  zehnten  und 
eilften  noch  einmal  zu  berathen,  die  Genehmigung  für  alle 
übrigen  Forderungen,  sammt  Anerkennung  ihrer  Billigkeit 
and  Angemessenheit.  Der  vierte  Punct  ward  mit  Bekannt- 
gebung gänzlicher  Aufhebung  von  zehn  Regimentern  beant- 
wortet. —  Bei  den  stattgefundenen  Deliberationen  über  die 
Einquartierung  beschwerte  sich  der  Markgraf  von  Baden 
über  die  Zuchtlosigkeit  der  spanischen  Truppen,  worauf  der 
wegen  Burgund  anwesende  spanische  Gesandte,  der  sich  der 
lateinischen  Sprache  bediente,  antwortete:  Devastationem, 
si  quae  incidisset,  Germanis  esse  adscribendam,  milites  enim 
et  praefectos  fere  omnes,  praeter  duos,  Germanos  esse.  (Aus- 
schweifungen, wenn  welche  vorgefallen  sein  sollten,  müssten 
den  Deutschen  zugeschrieben  werden,  denn  die  gemeinen 
Soldaten,  so  wie  ihre  Befehlshaber,  zwei  ausgenommen,  sind 
alle  Deutsche.)    Dagegen  bemerkten  aber  doch  die  Schwä- 
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biseben  Grafen:  „Die  spaniscben  Völker  (Truppen)  haben 
viele  OiSciere  und  Grandes ,  welche  alle  bohe  Tractamente 
erfordern,  da  sie  insgeheim  mehr  zum  Unterhalt  als  die 
kaiserlichen  begehren,  auch  nehmen  sie  die  kaiserliche  Ver- 
pflegs- Ordonnanz  nicht  an.^  Solche  Erfahrungen  und  angleich 
schlimmere  sind  mit  ausländischen  Hilfstruppen  in  Deutsch- 
land zu  jeder  Zeit,  und  besonders  in  Oesterreich  onter  der 
Regierung  Leopolds  I.  gemacht  worden.  Der  Kaiser  erliess 
eine  Verpflegsordnung  (vom  29.  Nov.  1640),  in  welcher  zur 
Angabe  des  Soldes  und  der  Natural-Bezuge  auch  die  Gebühr 
des  obenerwähnten  Service  gezogen  erscheint.  Sie  ist  auf  das 
Lager  und  den  Bedarf  an  Holz,  Salz  und  Licht,  ablösbar 
mit  vier  bis  fünf  Kreuzern  für  den  Tag  beschränkt,  worde 
aber  doch  drückend,  da  sie  auch  die  Leistung  von  taglichen 
sechs  Pfund  Hafer  und  acht  Pfund  Heu,  nebst  wöchentlichen 
drei  Bund  Stroh  fiir  jedes  Pferd  bedingte,  und  der  Oberste 
17  Pferde,  der  Oberstlieutenant  deren  10,  der  Rittmeister  6, 
der  Lieutenant  4,  der  Corporal  2,  der  Cornet  3  angewiesen 
bekam  '*). 

Die  verlangte  Verstärkung  der  Armee  hatten  die  Stände 
gleich  von  vorneherein  abgelehnt;  weil  die  Mittel  dazu  fehlten. 
Dagegen  beschäftigten  sie  sich  jetzt  mehrere  Sitzungen  hin- 
durch ,  mit  der  Bestreitung  der  Kosten  für  ihren  Unterhalt 
Oesterreich,  Burgund,  Bayern  und  Bisanz  bewilligten  150 
Römermonate,  alle  anderen  weniger,  bis  zuletzt  der  Schluss 
auf  120  fiel.  Indessen  machten  auch  hiervon  die  Städte 
eine  Ausnahme,  indem  sie  bloss  60  boten,  und  mit  einer 
solchen  Beharrlichkeit  dabei  blieben,  dass  die  höheren  Stände 
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')  Der  Gebitlt  eines  Obersten  der  Kürassiere  oder  Archibossire 
betrag  monatlich  450  fl.,  des  Oberst-Lieutenants  120  f1.,  des  Oberstwacbi- 
raeister  50  fl.  Der  gemeine  Kürassier  erhielt  15  fl. ,  der  gemeine  Arcbi- 
bussier  12  fl.,  der  Profoss  40  fl.,  der  Caplan  20  fl.,  der  Feldscher  17  fl-, 
der  ßchultheiss  (Auditor)  30  fl.  —  Bei  der  Infanterie  bestanden  die  näm- 
lichen Gehalte,  nur  bekam  der  Oberst  z.  B.  bloss  12  Pferde,  der  Oberst- 
Lieutenant  8  u.  s.  w.  Die  Löhnung  des  gemeinen  „Knechts**  bestand  in 
6  fl.  30  kr.  pr.  Monat,  also  13  kr.  auf  den  Tag. 
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sieb  genötbigt  sahen,  sie  mit  ihrer  Weigerung  an  den  Kaiser 
zu  weisen.  Da  ein  grosser  Theil  der  Magistrate  von  den 
Schweden  und  Franzosen  bestochen  war,  und  den  ersteren 
Doch  besonders  aus  confessionellen  Griinden  anhing,  so  liegt 
dem  Widerstände  der  Städte  keinesweges  die  vorgeschützte 
Leistungsunfähigkeit  zum  Grunde.  Diese  machten  aber  auch 
die  Hochstifle  Salzburg,  Trient  und  Brixen  wegen  zweifacher 
Besteuerung  geltend.  Salzburg  klagte,  dass  es  von  seinen 
Besitzungen  in  Oesterreich  und  Kärnthen  Contribution  leisten 
müsse  und  von  dem  auf  dem  Keichsboden  gelegenen  eben- 
£eü18.  Trient  trat  mit  der  Behauptung  auf,  die  beiden  tiroli- 
schen Hochstifte  lägen  nicht  in  der  Grafschaft  Tirol,  sondern 
diese  im  Gebiete  von  jenen.  Tirol  sei  bloss  ein  Amt  gewe- 
sen und  die  übrigen  Aemter  seien  alle  stifbische  Lehen, 
woraus  für  Tirol  die  Verbindlichkeit  folge,  beide  Hochstifte 
bei  den  Keichsanlagen  zu  vertreten,  während  die  Stifte  zu 
nichts  anderem  als  zur  wechselseitigen  Vertheidigung  ver- 
bunden seien.  Das  Directorium  (Oesterreich)  fertigte  diese 
Anmassungen  mit  der  Erklärung  ab:  Nicht  seit  hundert, 
sondern  seit  mehr  als  dreihundert  Jahren  befinde  sich  die 
Grafschaft  Tirol  im  Besitze  von  besonderen  Rechten  auf 
beide  Stifte.  Ein  angeblich  mit  denselben  errichtetes  Bun- 
deslibell  existire  nicht,  wohl  aber  eines,  welches  K.  Ma- 
ximilian I.  i.  J.  1511  mit  der  Grafschaft  Tirol  aufgerichtet 
hat.  In  demselben  sei  bestimmt,  dass  Tirol  die  beiden  Hoch- 
stifte bei  den  Reichsanlagen  vertrete.  Als  falsch  und  ver- 
werflich müsse  auch  die  Angabe  von  einem  i.  J.  1548  ge- 
schlossenen Bündnisse  bezeichnet  werden.  Einer  weiteren 
Aasführung  dieser  Sätze  ist  eine  scharfe  Verwahrung  gegen 
derartige  anderweite  Behauptungen  und  die  Erklärung  bei« 
gefugt,  dass  man  sich  mit  den  Vertretern  dieser  Hochstifte 
in  keinen  weiteren  Wortwechsel  einlassen  werde  *^). 

'*)  Die  beiden  Hochstifte  bestanden  allerdings  früher  als  die  Graf- 
schaft Tirol,  aber  diese  and  jene  bildeten  völlig  gesonderte  nnd  von  ein- 
ander onabhjüigige  Gebiete.  Die  dreihundertjährigen  Ansprüche  Tirols  auf 
die  Hochitifle  sind  irenig  glaubwürdig. 
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Von  der  langen  Kriegsdauer  könnte  man  fuglich  vor- 
aussetzen, dass  eine  aussergewöhnliche  Zerrüttung  im  Greld- 
wesen  eingetreten  sei.  Das  war  inzwischen  nicht  der  Fall, 
da  auf  diesem  Reichstage  keine  andere  Klage  vorkam,  als 
dass  der  Reichsthaler  an  manchen  Orten  bloss  zu  1  fl.  12  kr. 
angenommen  werde.  Es  ward  daher  einhellig  beschlösse, 
dass  er  bei  Contributionen  I  fl.  30  kr.  gelte.  Auf  Antrag 
des  Directoriums  schritten  die  Stände  zu  den  von  den  Chor- 
Fürsten  durch  einen  Entwurf  vorbereiteten  Berathungen  aber 
die  Kriegszucht.  Nach  einer  langen  aber  reiflichen  Erw^ 
gung  aller  Verhältnisse  des  Heerwesens  und  der  Kri^- 
führung  kam  das  von  den  gesammten  Ständen  dem  Kaiser 
überreichte  ausführliche  Gutachten  vom  21.  December  1640 
zu  Stande,  in  welchem  erstlich  verlangt  wird ,  dass  bei  der 
Verpflegung  nicht  bloss  der  Soldat,  sondern  auch  das  Wohl 
der  Stände  und  Unterthanen  berücksichtigt  werden  möge, 
dann  zweitens  dass  der  mit  einer  unmässigen  Anzahl  von 
Regimentern  belegte  fränkische,  schwäbische  und  westphä- 
lische  Kreis  erleichtert  werde,  dass  der  Kaiser  drittens  die 
Abführung  der  am  Bodensee  um  Uohentwiel  gelegenen, 
grobe  Ausschweifungen  verübenden  Mannschaft  verfuge,  dass 
er  viertens  die  Clausel  vermöge  welcher  Residenzen,  Schlösser, 
Festungen,  falls  die  ratio  belli  es  unumgänglich  erforderte, 
Einquartierung  erhalten  sollten,  weglasse,  und  die  genannten 
Plätze  sammt  den  Sitzen  fürstlicher  Witwen,  Regierangsbe- 
hörden, Klöster,  Prälat uren,  befreiten  adelichen  Häusern,  Scha- 
len und  Universitäten,  von  derselben  unbedingt  ausnehme, 
dass  fünftens  die  von  den  Fürsten  und  Ständen  auf  ihre 
Kosten  unterhaltenen  besonderen  Garnisonen  gleich  den 
Reichs-  und  churfurstlichen  Truppen  in  der  Bequartierungs- 
Mannschaft  mitbegriflSsn  sein  sollen,  da  Fürsten  und  Stande 
nicht  einsehen  können,  warum  man  sie,  die  zu  den  Reichs- 
lasten nicht  weniger  als  die  Churfürsten  beitragen,  davon 
ausschliessen  will.  Sämmtliche  Stände  bitten,  der  Kaiser 
möge  mehr  als  zehn  Regimenter  auflösen,  da  man   wisse, 
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iass  deren  eine  weit  grössere  Anzahl  berabgekommen  sind 
und,  wenn  die  Verpflegung  der  Generäle,  Ofliciere  und  Com- 
missäre  derselben   entfallt,  die  des  Heeres   im   allgemeinen 
dadurch  gewinnt.     Die  vom   Kaiser  zur   Heeres  Verstärkung 
beantragten  neuen  Werbungen   könnten  Stände   um  so  we- 
niger anrathen,  als  es  Sache  der  Erfahrung  ist,  dass  die  zu 
solchen  Zwecken  angewiesenen  Geldmittel  von  den  Kriegs- 
officieren  in  die  Tasche  gesteckt  oder  in  anderer  Weise  zu 
ihrem  Privatvortheil  benutzt  werden.    Dagegen  erachten  sie 
Ergänzung  der  Regimenter,  anzustellen  in  den  angewiesenen 
Winterquartieren,  für  zweckdienlich  um  die  Armee  in   auf- 
rechtem Stande  zu  erhalten.     Stände   haben  ein  für  allemal 
zur  Erhaltung,   Ergänzung  und   Verpflegung  des  kais.  und 
Reichsheeres  120  Monate  bewilliget,  und  sie  in  fünf  Monaten 
zu   erlegen   sich   erboten,    erkennend,    dass  Billigkeit  und 
Schuldigkeit  heischen,    den  Kaiser  zu  unterstützen  und  das 
Reich  zu  retten.     Sie  erklären  auch  insgesammt,    ,^dass  sie 
▼iel  lieber  alles  verlieren  und  von  Land  und  Leuten,  Haus 
und  Hof  sich  vertreiben  lassen   wollen,    als  von  Ihrer  kais. 
Majestät  und  des  heiligen  Reiches  devotion  und  Treue  ab- 
zuweichen^,   doch  bitten   sie   in  Anbetracht  ihres    von   den 
Kriegsbedrängnissen  herbeigeführten  Nothstandes,  sie  nicht 
über  ihre  Kräfte  in  Anspruch  zu  nehmen.  Sie  beklagen  es, 
dass  die  „erbaren  Frei-  und  Reichsstädte^  bei  ihrer  Erklä- 
rung von  60  Monaten   und   deren  Erlag  innerhalb   Jahres- 
frist  „trotz    aller    gethanen    beweglichen   Demonstrationen** 
beharrten,  meinen  aber,  Kaiser  werde  wohl  wissen,  wie  sie 
zu     einem   gunstigeren  Entschlüsse  zu   bringen  seien,    und 
indem    sie  die    Hofibung   aussprechen,    er   werde   mit  der 
„willfährigen  und  annehmbaren  Erklärung  der  churfurstlichen 
Bathe,   Fürsten  und  Stände   content   sein^^   knüpfen  sie  an 
dieselbe  zwei  und  zwanzig  Bedingungen,  die  er  nicht  bloss 
zu  beachten,  sondern  auch  ihrer  Wichtigkeit  wegen  ins  Werk 
zu  setzen  geneigt   sein    möge.     Die  erheblichsten  derselben 
betreffen   den  Schadenersatz,  wenn   die   Soldateska  in  den 
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Quartieren  oder  bei  Durchzügen  sich  VerwüstuDgen  und 
Erpressungen  zu  Schulden  kommen  lässt,  die  Bewilligung 
statt  baarem  Gelde  Geldeswerth  geben  zu  können,  die  Ent- 
hebung von  der  Haftung  eines  Standes  oder  Untertbans  für 
den  andern,  und  die  Nichtgestattung  des  Regresses  am  Be- 
mittelten für  den  Unbemittelten.  Ueber  den  April  hinaus 
sollen  Winterquartiere  nicht,  und  Sommerquartiere  gar  keine 
▼erstattet  sein.  Besteuerung  der  Unterthanen  müsse  den 
Standen  und  Obrigkeiten  freigestellt  bleiben,  gleichwie  es 
bei  früheren  Bewilligungen  zugegeben  wurde,  und  wäre  dieser 
Punct  vom  Steuerrecht  in  den  Reichsabschied  aufzunehmen. 
Dass  diesem  auch  die  Beschwerde  jener  Stande  eingereicht 
werde,  welche  wegen  ihrer  Güter  in  den  österreichischen 
Erbländern,  zweifache  Steuer  entrichten  müssen,  wird  nebst 
der  zu  gewährenden  Abhilfe  begehrt,  und  gebeten,  Kaiser 
möge  fernerhin  keine  Anweisungen  auf  die  zum  Unterhalte 
des  gemeinen  Soldaten  bestimmten  Contributionsgelder  er- 
theilen,  damit  derselbe  nicht  Noth  leide.  Da  die  freie  Reichs- 
ritterschaft  an  die  ständischen  Bewilligungen  nicht  gebunden 
und  überhaupt  in  keinen  verlässlichen  Anschlag  gebracht 
ist,  so  sind  die  Stände  der  Meinung,  der  Kaiser  soll  sie  seiner 
wegen  und  dem  nothleidenden  Vaterlande  zum  Besten,  um 
eine  ergiebige  Beisteuer  angehen.  Dieses  Ansinnen  wäre  auch 
bei  den  Hanseestädten  anzubringen,  zumal  es  den  Reichs- 
abschieden, dem  Herkommen  und  der  Billigkeit  gemäss  ist, 
und  wiewohl  es  bei  der  Eidesgenossenschaft  die  Praxis  auch 
für  sich  hat,  so  wäre  doch  für  diesesmal  darum  davon  ab- 
zugehen, weil  die  vom  Kaiser  noch  vor  einem  Jahre  durch 
schriftliche  Vorstellungen  und  Gesandtschaften  angestellten 
Versuche  Subsidien  zu  erwirken,  vergeblich  gewesen  seien, 
ihre  Wiederholung  aber  das  kaiserliche  Ansehen  präjudicire. 
Sollte  sich  der  Kaiser  aber  von  einem  Ansuchen  der  Reicbs- 
stände  einigen  Erfolg  versprechen,  so  erklären  diese  sich 
dazu  bereit. 
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Schauderhaft  ist  das  Gemälde,  welches  das  Gutachten, 
übergehend  zur  Kriegszucht,  vom  Verfall  derselben  und  von 
den  Zuständen  im  Allgemeinen  aufstellt.  Der  Dienst  und  die 
Furcht  Gottes  seien  wie  allenthalben  in  den  Kirchen  so  auch 
in  den  Herzen  der  Menschen  erloschen*  Schande  und  Laster 
so  bei  den  alten  Deutschen  nie   bekannt   gewesen,    hätten 
überhand  genommen.  Die  Jugend  sei  einem  ruchlosen  Wan- 
del hingegeben,  wesshalb  der  Nachkommenschaft  nicht  ge- 
ringe Gefahr  drohe.  Zerfallen  sei  die  Eintracht  zwischen  dem 
Oberhaupte  und  den  Gliedern   des  Reichs,   und   zwischen 
diesen  selbst.  Zerrüttung  und  Unordnung  behaupten  die  Herr- 
schaft im  Reich,  dessen  uralter  bei  männiglich  Bewunderung 
und  Schrecken    erregender  Glanz    dermassen    geschwunden 
ist,  dass  kaum  noch  der  Name  davon  geblieben.  Hohe  und 
niedere  Befehlshaber  der  Armee   beachten    sehr  wenig  Ruf 
und  Ansehen  der  kaiserlichen  Majestät,  versagen  mit  „ver- 
ächtlicher Hintansetzung  der  kais.  Autorität^  und  zum  Hohn- 
gelachter  auswärtiger  Mächte,    den  kais.  Ordonnanzen  und 
Rescriplen  den  schuldigen  Gehorsam.  Die  wohlgemeintesten 
kaiserlichen  Befehle  werden  ^^mehr  verlacht  als  geacht^,  auch 
Diejenigen,  welche  sie  erwirkt,   härter  und  feindseliger  als 
andere  behandelt.   Mit   den   Churfarsten,    den  Hauptsäulen 
und  vornehmsten  Gliedern  des  Reiches,  verfahren  sie  noch 
übler,  indem  sie  ihnen  nicht  allein  den  schuldigen  Respect 
verweigern,  sondern  Gewalt  und  Drohungen  anwenden,  um 
sie  ihrem  Willen  zu  unterwerfen.  Viele  höhnische,  spottische 
and  schmähliche  Reden  müssen  sie  über  sich  ergehen  lassen, 
und  unzählige  ihren  armen  Unterthanen  bereitete  Drangsale 
stillschweigend  verschmerzen,   wollen   sie   sich   nicht  noch 
grössere  Ungelegenheiten  bereiten.  Wie  jämmerlich  fast  alle 
sechs  Churfurstenthümer  durch  Einquartierungen,  Erpressun- 
gen, Plünderung,  Raub,  Mord  und  Brand  zugerichtet  seien, 
lehre  der  Augenschein.  Von  vielen  tausend  Ortschaften  be- 
ständen noch  einige  hunderte,  und  von  vielen  Städten,  Fle- 
cken und  Dörfern  bloss  die  Ruinen.  Alle  Wirthschaftsgebäude 
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der  Unterthanen  sind  muthwilligerweise  niedergerissen  oder 
verbrannt.  Das  Landvolk  erfahre  die  ärgste  Misshandlang. 
Frauen  und  Jungfrauen  werden  binweggeschleppt ,  zurad^- 
bebalten,  gescbändet,  und  müssen  losgekauft  werden.  Viele 
wurden  zu  Tode  geprügelt  und  elendiglicb  gemartert.  Alle 
übrigen  Fürsten  und  Stände  theilen  mit  den  Churforsten 
gleiches  Schicksal.  Geringe  Kriegscommissäre  schreiben  ihnen 
Sammel-  und  Musterplätze,  Durchzüge  und  Einquartierun- 
gen vor,  drohen  bei  der  allergeringsten  Weigerung  mit  schar* 
fen  Executionen,  und  richten  diese  auch  wirklich  ins  Werk. 
Bei  alle  dem  werde  unaufhörlich  der  Name  und  Dienst  kai- 
serlicher Majestät  vorgeschützt.  Allein  mit  den  steten  Wer- 
bungen und  Kreuz-  und  Querzügen  bezwecken  die  Com- 
mandanten  und  Commissäre  lediglich  ihren  Privatnatzen.  So 
komme  es,  dass  Vermögen  und  Kräfte  des  Reiches,  womit 
es  einst  den  Türken  und  anderen  Feinden  siegreichen  Wider- 
stand geboten,  versiegen  und  verzehrt  sind,  dass  ansehnliche 
Gebiete  Wüsten  gleichen,  entblösst  von  den  Bewohnern,  die 
vertrieben  im  Elend  herumirren  und  auf  den  Heerstrassen 
verschmachten  und  hinsterben.  „Das  unbändige  Kriegsvolk 
will  von  keiner  kaiserlichen  Ordonnanz,  Befehl,  Salva-Guar^ 
dia  hören,  von  keinem  Ghurfiirsten  oder  Fürsten,  von  keiner 
Reichsconstitution  und  Kriegsdisciplin ;  Freundesland  ist 
ihm  gleich  Feindesland,  und  sein  Sinnen  geht  allein  dahin, 
alles  frei  und  preiss  zu  machen,  daher  fast  aller  Orten  ein 
^^erbärmlicher  Zustand  und  Anblick".  —  Fürsten,  die  ans 
der  Geschichte  etwas  lernen,  können  aus  dieser  Darstellung 
ersehen,  wohin  die  Dinge  gerathen  und  welchen  Nachtheil 
sie  selbst  sich  bereiten,  wenn  sie  einen  Stand  oder  eine  Cor- 
poration so  sehr  begünstigen,  dass  es  ihr  möglich  wird,  sich 
zur  Uebermacht  zu  erschwingen.  Ferdinand  lU.  hat  diesen 
Fehler  weder  bei  dem  geistlichen  noch  bei  dem  Wehrstande 
begangen,  denn  den  Krieg  hatte  er  ererbt  und  musste  ihn 
gezwungen  fortführen ;  auch  würde  die  Strenge  eines  Gustav 
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Adolphs  Dicht  mehr  vermocht  haben,    die  Auswüchse  der 
langen  Kriegsdauer  zu  vertilgen. 

Die  Stande  schlugen  dem  Kaiser  als  Mittel  der  Wie- 
derherstellung der  entarteten  Kriegszucht  vor:  1.  Die  schon 
früher  beschlossene  Anweisung  der  Winterquartiere  nebst 
Anmeldung  der  Durchzüge  durch  die  kreisausschreibenden 
Fürsten,  damit  dem  Willkührverfahren  der  Obersten  und 
Kriegs  commissäre  eine  Schranke  gesetzt  werde.  2.  Vermei- 
dung des  Unfuges,  Orte  des  einen  Reichskreises  bei  Con- 
tributioneu  u.  dgl.  zu  einem  andern  zu  ziehen  und  Länder 
zu  Kriegssteuern  zu  verhalten,  die  sich  in  Feindesgewalt 
befinden.  3.  Uebertragung  der  gegen  steuerverweigernde  oder 
saumselige  Unterthanen  verhängten  Execution  vom  Militär 
auf  die  Ortsobrigkeit,  ^^zumal  nicht  unbekannt,  wie  unchrist- 
lich mit  den  armen  Leuten  in  derlei  Fällen  umgegangen 
wird,  indem  dieselben  mit  Arresten  angehalten,  geschlagen, 
geredelt  '*),  gegörgelt  '''),  öfter  als  Gefangene  nachgeschleift, 
ihre  Weiber  und  Kinder  rancionirt,  ihnen  mit  Henken  ge- 
droht, und  anderer  Gestalt  so  umgegangen  wird,  als  wann 
sie  offene  Malificanten,  und  den  Soldaten  mit  Leib,  Haab 
und  Gut  verfallen  wären''.  4.  Reduction  der  Unmasse  von 
Generälen,  Obersten  und  Offizieren,  da  der  Unterhalt  für 
sie  und  ihre  Stäbe  überaus  kostspielig  ja  unerschwinglich 
ist.  5.  Abstellung  der  Forderung  dieser  Militärs,  sie  hinsicht- 
lich der  Bewirthung  mit  fürstlichen  Standespersonen  auf 
gleichen  Fuss  zu  setzen.  6.  Verminderung  des  Trosses. 
?•  Verbot  willkürlicher  Benützung  der  Wildbahnen  und 
Fischereien  der  Fürsten  und  Stände  und  der  muthwilligen 
Verwüstung  der  Gehege  und  Teiche.  8.  Verbot  der  Wer- 
bung und  des  Dienstzwanges  von  Bürgern  und  Bürgersöh- 
nen und  der  Handwerksgesellen  ohne  Bewilligung  der  städti- 
schen Behörden.  9.  Abstrafung  „an  Ehre,  Leib,  Leben,  Habe 

**)  Auf  das  Rad  geflochten? 

*')  Eing^esBung  des  Schwedentrankes  oder  heissen  Wassers?    Yon 
diesen  Martern  haben  wir  nirgend  eine  Andeutung  getroffen. 
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and  Ghit^  wegen  Raubes,  der  Plünderung,  des  Diebstahls, 
der  Schändung  und  anderer  von  den  Soldaten  verübten  Fre- 
vel. 10.  Gewährung  der  Bitte,  dass  ein  General  oder  Oberst 
nicht  mehr  als  ein  Regiment  befehlige^  die  Kriegscommissäre 
aber  gar  keines,  dass  der  Commandirende  stets  wirklich  an- 
wesend sei  und  Frau,  Kinder  und  überflüssige  Dienerschaft 
zurücklasse.  11.  Verbot,  das  von  den  Soldaten  geraubte  und 
gestohlene  Gut  durch  Kauf  an  sich  zu  bringen,  sammt  Ver- 
pflichtung des  Käufers  zur  unentgeltlichen  Zurückstellung  an 
den  rechtmässigen  Eigenthümer.  Weil  12.  wahrgenonmien 
wurde,  dass  die  Befehlshaber  bloss  aus  wechselseitiger  Eifer- 
sucht und  Missgunst  die  Gelegenheit  den  Feind  zo 
schlagen,  absichtlich  entwischen  lassen  (!) ,  so 
bitten  die  Reichsstände,  ihnen  Eintracht  und  redliches  Zu- 
sammenwirken ernstlich  zu  befehlen.  Sie  bitten  femer  13., 
dass  die  Bestrafung  der  Soldaten  wegen  Verbrechen,  welche 
ausserhalb  der  Quartiere  begangen  und  bei  denen  sie  auf  der 
That  betreten  werden,  der  Ortsobrigkeit  überlassen  werde, 
sodann  14.,  dass  die  Offiziere  von  EröiBhung  der  Gefangnisse 
und  Verwendung  der  Uebelthäter  zu  Kriegsdiensten  abstehen, 
da  die  leidige  Erfahrung  lehrt,  dass  sie  an  den  Obrigkeiten, 
welche  sie  gefangen  setzten  und  wohl  auch  an  Städten  und 
Dörfern  Rache  üben  mit  Feuer  und  Schwert.  Nachdrücklich 
wird  15.  gebeten,  die  Abführung  der  auf  dem  Reichsboden 
geworbenen  Mannschaft  in  fremde  Länder  zu  verwehren,  und 
dem  mit  den  Rasttagen  getriebenen  überaus  grossen  Miss- 
brauch durch  die  Festsetzung  eines  jeden  vierten  Tages  zum 
Rasttage,  zu  steuern.  Stände  schlagen  Errichtung  von  Pro- 
vianthäusern und  einen  dem  Erzherzoge-Generalissimus  bei- 
zuordnenden Kreisrath  vor,  danken  dem  Kaiser,  dass  er  ge- 
sonnen, die  Uebertreter  der  Verpflegsordonnanz  „ernstlich^ 
zu  strafen,  verlangen  dann  noch  die  Abführung  der  spani* 
sehen  Garnison  aus  Ehrenbreitstein  und  die  Verschonung 
des  Erzstiftes  Trier  mit  den  Einlagerungen  des  Kriegsvolkes 
von  Lamboy,  Beck  und  dem  Herzoge  von  Lotharingen,  weit- 
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läufig  und  mit  grossem  Nachdrucke  die  Ungebühr  hervor- 
hebend, deren  sich  besonders  die  spanischen  Befehlshaber 
daselbst  schuldig  machen. 

Wenn  von  dem  Reichstage  von  1640  behauptet  wer- 
den will,  er  sei  mit  „unfruchtbaren  Verhandlungen"  ver- 
strichen, so  reicht  das  vorstehende,  in  unserer  Darstellung 
nur  bruchstückweise  mitgetheilte  Gutachten  für  sich  allein 
zum  bündigsten  Gegenbeweise  hin.  Es  kündet  sich  darin 
echte  reichspatriotische  Gesinnung  und  ein  Ernst  'und  Eifer 
an,  die  inneren  Schäden  wegzuschaffen,  wie  diesen  Mani- 
fi^tationen  von  den  Churfürsten  und  Fürsten,  hätten  sie  an 
den  Verhandlungen  sich  in  Person  betheiligt,  wohl  schwer- 
lich der  gleiche  scharfe  Ausdruck  gegeben  worden  wäre. 
Ihre  zu  den  Gesandtschaften  am  Reichstage  verwendeten 
Rathe  kannten  die  Sachlage  noch  genauer  als  sie  und  dran- 
gen in  die  Details  tiefer  ein,  theils  weil  ihnen  dazu  freie 
Hand  gegeben  war,  und  theils  wohl  auch,  weil  ihnen  das 
Volkselend  mehr  als  den  Fürsten  zu  Herzen  ging. 

Das  kais.  Amnestiedecret  vom  27.  Dezember  1640  legt 
der  Reichsversammlung  die  Frage  vor,  ob  wohl  die  Friedens- 
vorschläge derselben  ohne  das  Zugeständniss  einer  Ent- 
schädigung Schwedens  den  Frieden  zu  erwirken  vermögen, 
und  da  der  Kaiser  dies  bezweifelt,  so  stellt  er  ihr  zur  Be- 
rathang das  schon  S.  178  angeführte  sogenannte  „Unver- 
fängliche Project  der  schwedischen  Recompens^  zu,  womit 
es  sich  des  Näheren  verhält  wie  folgt:  Als  Baner  vor  Prag 
mit  Schlick  und  Gallas  über  den  Frieden  unterhandelte,  er- 
klärte er:  Schweden  verlange  weiter  nichts  vom  deutschen 
Reiche  als  eine  Kriegsentschädigung,  weil  es  den  Ej*ieg 
lediglich  im  Interesse  seiner  deutschen  Glaubensgenossen 
gefuhrt  habe.  Im  Sinne  dieser  Erklärung  bot  der  Kaiser  der 
Konigin  von  Schweden  als  „Recompens^  25  Tonnen  Goldes, 
und  zum  Unterpfande  Rügen  und  Stralsund  an  ^').     Beide 


**)  Eine  Tonne  Goldes  ist  gleich  100,000  Gnlden. 
Koeh,  OM«hieht«  Fcrdinuidf  m.    I.  Bd.  \ß 
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sollten  ihr  sogar  gänzlich  überlassen  und  als  Reichslehen  Ton 
ihr  besessen  werden,  wenn  die  Augsburgischen  Confessions- 
verwandten  die  Zahlun<r  der  benannten  Summe  nach  zehn 
Jahren  nicht  geleistet  hätten.  Stürbe  aber  ihre  männliche 
Nachkommenschaft,  auf  welche  die  Belehnung  sich  be- 
schränkte, aus,  dann  fielen  Rügen  und  Stralsund  an  Chur- 
brandenburg  zurück. 

Schwarzenberg,  dem  von  diesem  Projecte  vorerst  Mit- 
theilung gemacht  werden  musste,  antwortete:  „Aus  Vater- 
lands- und  Friedensliebe  sei  der  Churfürst,  sein  Herr,  bereit, 
der  Krone  Schweden  einen  Theil  der  pommerschen  Lande 
pfandweise  auf  gewisse  Jahre  zu  überlassen,  doch  unter  der 
Bedingung,  dass  auch  ihm  ein  Equivalent  an  Land  und 
Leuten  mit  erblichen  Besitz  für  den  Fall  gegeben  werde, 
als  Schweden  wegen  etwa  unterbliebener  Zahlung  der  zuge- 
sagten 25  Tonnen  Goldes,  Rügen  und  Stralsund  nicht  mehr 
herausgeben  sollte"  *").  Der  angeführte  Entschädigungs-Vor- 
schlag war  eine  Falle,  welche  Schweden  durch  dessen  prah- 
lerische Üneigennützigkeits-Erklärung  sich  si?lbst  gelegt  hatte, 
und  aus  der  es  sich  durch  den  Bauern  gegebenen  Auf- 
trag herauszog,  zu  erklären:  es  werde  an  keinem  anderen 
Orte  als  am  Congressorte  unterhandeln.  Salvius,  bei  dem 
Lützow  das  „unvorgreifliche  Project"  zur  Sprache  brachte, 
äusserte:  „Rathen  Sie  dem  Kaiser  Schweden  mit  Pommern 
zu  entschädigen,  und  dafür  die  25  Tonnen  Goldes  dem  Chur- 
fürsten  von  Brandenburg  zu  geben,  der  sie  braucht"*"). 
Georg  Wilhelm  war  aber  bereits  gestorben,  als  der  Kaiser 
den  erwähnten  Entschädigungsentwurf  der  Reichsversammlung 


'•)  Diese  officielle  Erklärung  klinp^  gewiss  sehr  verschieden  von 
der  dem  Churfiirsten  in  den  Mund  gelegten  Aeusaerang:  „Wenn  er  Stral- 
sund und  Rügen  hätte  abtreten  wollen,  so  hätte  er  schon  längst  Friedbn 
mit  den  Schweden  haben  können'*. 

^^  Kais.  Reichsarchiv.  Kurtz  läugnete  die  Autorschaft  des  schwe- 
dischen Entschädigungsproject«  und  Salvius  schrieb  sie  den  Herzogen  von 
Sachsen-Lauenhurc:  und  dem  Mithof  zu.  Wir  haben  Grund  zu  glauben, 
dass  es  von  Kui-tz  herrührt. 
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vorlegen  Hess.  Wie  es  scheint,  hatte  der  Kaiser  keine  Ahnung, 
dass  sein  Tod  eine  vollständige  Umgestaltung  des  Verhält- 
nisses von  Churbrandenburg  zu  ihm  und  zum  deutschen 
Reiche  nach  sich  ziehen  werde.  FriedrichWilhelm,  der 
Nachfolger,  war  nicht  von  dem  opferwilligen  Patriotismus 
seines  Vaters  beseelt.  Die  Grundsätze  einer  gesinnungsvollen 
Politik,  welche  diesem  und  dem  Minister  Schwarzenberg  zur 
Richtschnur  dienten,  vertauschte  Friedrich  Wilhelm  mit  Ent- 
würfen einer  machtgebietenden  Sonderstellung  und  Gebiets- 
vergrosserung,  Entwürfe,  die,  schlau  berechnet,  bekarrlich 
verfolgt  und  vom  Glücke  begünstigt,  allerdings  den  chur- 
brandenburgischen  Staat  neu  erschufen,  an  denen  aber  allein 
der  gebieterische  Impuls  einer  schrankenlosen  Selbstsucht 
und  einer  ihr  anbequemten  Mittelwahl  abglänzt.  Es  dürfte 
wohl  nur  von  wenigen  Staaten  gesagt  werden  können,  dass 
sie  zum  Aufschwünge  auf  ganz  geraden  Wegen  gelangten, 
und  ebenso  von  wenigen  Fürsten  des  siebzehnten  Jahr- 
hunderts, dass  sie  bei  Machiavell  nicht  in  die  Schule  ge- 
gangen. Darum  soll  man  es  mit  derartigen  Erfahrungen  nicht 
zu  strenge  nehmen;  nur  die  sie  verhehlende  oder  sie  gar  in 
Tugenden  und  geniale  Schöpfungen  umwandelnde  Partei- 
lichkeit wäre  wohl  am  besten  durch  Aufdeckung  der  nackten 
Wahrheit  zum  Schweigen  zu  bringen. 


16* 


Siebenter  Abschnitt. 


Mit  der  Darstellnng  der  Reichstagsverhandlongen  bis 
an  das  Ende  des  Jahres  1640  vorgeschritten,  holen  wir 
dasjenige  nach,  was  sich  während  derselben  im  Kriege  be- 
gab. —  So  lange  die  Kaiserlichen  in  Niederhessen  standen, 
setzte  die  Landgräfin  den  schon  erwähnten  Briefwechsel 
mit  dem  Erzherzoge  nnd  Piccolomini  fort.  Als  sie  bei  dem 
letzteren  über  das  Niederbrennen  einiger  Dorfer  bei  Godens- 
berg  sich  beschwerte  nnd  mit  Wiedervergeltung  an  den  von 
ihren  Truppen  besetzten  katholischen  Orten  drohte,  ant- 
wortete ihr  Piccolomini,  auf  die  beklagten  Ausschweifungen 
sei  vom  Erzherzoge-Generalissimus  die  Todesstrafe  gesetzt 
Herbeigeführt  wären  sie  insiwischen  von  ihren  eigenen  Un- 
terthanen,  indem  diese  die  kais.  Soldaten  überfallen,  ver- 
wunden, martern,  todtschlagen  und  selbst  aufhängen.  Er 
frage  sie,  „ob  dieses  barbarische  Verfahren  nit  Ursach  giebt, 
dass  zu  Zeiten  ein  Dorf  im  Rauch  aufgeht?'^  Piccolomini 
schlug  ihr  zur  grösseren  Sicherheit  und  Schonung  ihres 
Landes  vor,  an  jedem  Orte  bis  zehn  Soldaten  einzulegen, 
indem  er  ihr  auch  sogleich  die  Geleitsbriefe  übersandte. 
Melander,  mit  Amalien  lange  schon  zerfallen,  nahm  seinen 
Abschied  und  zog  sich  auf  seine  Güter  in  Westphalen  zu- 
rück. Sein  Uebertritt  in  kaiserliche  Dienste  erfolgte  i.  J.  164L 
Zu  seinem  Nachfolger  erkor  die  Landgräfin  den  Grafen 
Caspar  von  Eberstein.  Wie  sie  es  verdiente  ward  sie,  im 
Gegensatze  zu  dem  humanen  Verfahren  des  kaiserlichen 
Feldherm,  von  Bauer,  als  sie  wegen  unerträglicher  Bedrückung 
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ihres  Landes  dessen  Abzug  verlangte,  mit  den  Worten: 
,,Länger  als  es  ihrem  Lande  erspriesslich  sei,  müsse  er  darin 
bleiben^^  kurz  abgefertigt.  Derartige  schmerzliche  und 
schimpfliche  Erfahrungen  machten  alle  den  Interessen  der 
Beichsfeinde  fröhnenden  deutschen  Fürsten;  das  arme  Hes- 
senland aber  mnsste  später  noch  härter  für  die  Schuld  dieses 
grenzenlos  selbstsüchtigen  und  gewissenlosen  Weibes  büssen« 

Während  Bauer  mit  der  Markgräfin  Johanna  von  Baden- 
Durlach  zu  Arolsen,  wo  sie  bei  Verwandten  lebte,  das  Hoch- 
zeitfest feierte,  zog  die  kaiserliche  Armee  unbelästigt  an  seinem 
Lager  bei  Waldeck  vorüber  und  erschien  zum  Schrecken  der 
Herzoge  von  Braunschweig  den  29.  September  1640  plötzlich 
vor  Höxter  an  der  Wesen  Zu  diesem  Zuge  bewog  den 
Erzherzog  Bauers  unangreifbare  Stellung  bei  Wildungen  und 
der  Umstand,  dass  er  sie  nicht  aufgab,  als  im  Kriegsrathe 
der  Beschluss  gefasst  war,  ihn  in  die  Gegend  von  Warburg 
zu  locken.  Während  der  Belagerung  von  Höxter,  das  sich 
den  3.  October  ergab,  ward  von  den  Kaiserlichen  die  grösste 
Mühe  angewendet,  um  über  die  Weser  eine  Brücke  zu 
schlagen  und  die  Armee  gleich  nach  Einnahme  der  benannten 
Stadt  in  das  Braunschweigische  zu  bringen.  Aber  Mangel 
an  Pontons  liess  den  Brückenbau  nicht  zu  Stande  kommen. 
Mittlerweile  passirte  der  nacheilende  Bauer  die  Weser  bei 
Münden  und  nahm  in  dem  sieben  Meilen  langen  Solling- 
walde eine  so  verdeckte  Stellung,  dass  ausser  dem  Feuer- 
rauche nichts  von  seinem  Heere  zu  sehen  war.  Hierauf  gaben 
die  ELaiserlichen  den  Weserübergang  auf,  verliessen  Höxter 
und  zogen  gegen  Paderborn. 

Für  Bauer  erwuchs  aus  dem  Zuge  der  Kaiserlichen  an 
die  Weser  der  Vortheil,  von  den  Herzogen  von  Lüneburg, 
in  deren  Land  er  als  Befreier  von  der  unvermeidlich  gewe- 
senen Invasionsgefahr  der  Gegner  eingerückt  war,  Verpfle- 
gung und  Winterquartiere  fordern  zu  können.  Wie  kurz 
vorher  die  Hessin  die  ungebetenen  Gäste  auf  den  Hals  hatte, 
so  ward  jetzt  H.  Georg  von  ihnen  heimgesucht.  Bestand  bei 
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seiner  Verbindung  mit  den  Schweden,  wie  er  stets  vorgab, 
kein  anderer  Zweck,  als  sie  von  den  braunscbweig-lanebur- 
gischen  Ländern  ferne  zu  halten,  so  musste  es  ihm  nun 
handgreiflich  werden,  dass  er  dies  nicht  zu  bewirken  ver- 
mochte, zumal  eine  solche  Voraussetzung  schon  wegen  der 
eigenthümlichen  Beschafienheit  dieses  Krieges,  der  sich  in 
steten  Zögen  hin  und  her  fortschleppte,  vernünftigerweise 
nicht  gemacht  werden  konnte. 

Wie  eindringlich  der  Herzog  vorstellen  mochte,  dass 
sein  Land  die  Last  der  schwedischen  Verpflegung  nicht  za 
tragen  vermöge,  Bauer  blieb.  Zuletzt  beschwichtigte  aber  den 
Herzog  das  Geheimniss  eines  Bauers  Abzug  in  nahe  Aus- 
sicht stellenden  Operationsplanes  so  vollständig,  dass  er  sich 
ganz  gutwillig  zu  allen  Opfern  der  Schwedenheimsuchung 
herbeiliess. 

Bald  nach  dem  Abzüge  der  Kaiserlichen  von  Höxter 
brach  über  Niederhessen  ein  neues,  ebenfalls  von  den 
Freunden  der  Landgräfin  herauf  beschworenes  Ungewitter 
los.  Der  Herzog  von  Lougueville  hatte  eine  kleine  Abthei- 
lung des  weimarschen  Heeres  unter  Volmar  von  Rosen  und 
Kohlhaas  in  Friedberg  und  Braunfels  (Oberhessen)  zurück- 
gelassen. Zur  Unterstützung  dieser  vom  Landgrafen  Georg 
von  Darmstadt  mit  kaiserlichen  und  churmainzischen  Truppen 
angegrifienen  Plätze  eilte  aus  dem  Lager  von  Wildungen 
Oberst  Keinhold  von  Kosen  herbei.  Nachdem  er  sie  verstärkt 
hatte,  zog  er  rasch  nach  Homburg.  Ohne  wahrgenommen 
zu  werden  erstieg  seine  Mannschaft  in  der  Nacht  des  29.  Octo- 
bers  auf  Leitern  die  Mauern,  überfiel,  schlug  und  zersprengte 
die  Besatzung.  Oberstlieutenant  Baumgarten  kam  bei  diesem 
Oeberfall  ums  Leben,  aber  der  Commandant  Oberst  Penze- 
nau  entrann.  Der  Verlust  der  Kaiserlichen  betrug  fünfhun- 
dert Mann,  Rosen  selbst  gerieth,  als  das  Pferd  das  er  ritt, 
erschossen  worden  war,  in  Lebensgefahr.  Der  Churfurst  von 
Mainz  und  Landgraf  Georg,  in  Angst  vor  einem  Ueberfall 
in  ihrem  Gebiete,  riefen  den  Erzherzog  um  Hilfe  an.    Kai- 
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serliche  und  bayerische  Regimenter ,  geführt  von  ihm,  Pic- 
colomini,  Gril  de  Haes,  Mercy,  Geleen  und  Breda,  zogen  so- 
fort in  Eilmärschen  über  Frankenberg  nach  Marburg,  erreich- 
ten den  2.  November  Kirchhain  und  griffen  Rosen,  der  nach 
Treyssa  und  Ziegenhein  zurückwich,  alsogleich  an ,  fanden 
aber  einen  so  löwenmuthigen  Widerstand,  dass  Breda  und 
Gil  de  Haes  am  ersten  Tage  bis  Neukirchen  zurückweichen 
mussten,  und  bei  dem  nächstfolgenden  Zusammenstoss  am 
anderen  Tage  eine  gänzliche  Niederlage,  bei  welcher  Breda 
durch  einen  Schuss  umkam,  erlitten  ^).  Wiewohl  der  Plan, 
die  weimarsche  Heeresabtheilung  gänzlich  aufzureiben,  ge- 
scheitert war,  so  gelang  doch  die  Erstürmung  von  Fried- 
berg und  die  Wegnahme  von  Amöneburg.  Rosens  Sieg  ent- 
schied wie  natürlich  nichts,  aber  das  unglückliche  Hessen- 
land hatte  durch  die  Unternehmungen  dieses  Parteigängers 
neuen  Schaden  erlitten.  Die  Stadt  Treyssa  und  mehrere 
Dörfer  der  Umgegend  lagen  in  Asche,  und  Menschenblut 
war  reichlich  vergossen  worden. 

Der  Erzherzog  und  Piccolomini  gingen  nach  Fried- 
bergs Fall  zum  Kaiser  nach  Kegensburg,  die  beiden  verei- 
nigten Heere  in  Franken,  Bayern  und  Schwaben  vertheilend. 
Hatzfeld,  der  schon  im  October  von  der  Hauptarmee  sich 
getrennt  hatte,  um  an  Lamboys  Stelle  den  Oberbefehl  des 
westphälischen  Kreises  zu  übernehmen,  bestand  auf  seinem 
Zage  an  den  Niederrhein  ein  hitziges  Gefecht  mit  den  aus 
einem  Walde  jählings  hervorgebrochenen  Schweden  unter 
der  Führung  des  Oberst  Slange,  der  dabei  stark  verwundet 
wurde  und  den  grössten  Theil  seiner  Truppe  einbüsste.  — 
Lamboy  erhielt  den  Auftrag,  Calcar  zurückzuerobern  und 
sich  dann  über  Venlo  nach  Cleve  zu  begeben. 

Unbefriedigend  wie  bei  der  Hauptarme  gestalteten  sich 
die  Waffenerfolge  des  Jahres  1640  auch  in  Schlesien,  wo 
Stälhandske  sich  gegen  Golz  fortwährend  behauptete.  Diesem 


^)  Barthold  bcuennt  den  omgekommeDen  Breda,  irrig  Bredow. 
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gelang  zwar  die  Eroberung  von  Jauer  und  Striegau,  ver- 
geblicL  aber  belagerte  er  vom  Juli  bis  Ende  October  Hirsch- 
berg, das  von  den  Schweden  entsetzt,  nach  dem  freiwilligen 
Abzüge  der  protestantischen  Bürger,  als  zerstörter  und  ver- 
ödeter Platz  den  Kaiserlichen  überlassen  wurde,  die  sodann 
Winterquartiere  gleich  den  Schweden  bezogen«  Am  Ober- 
rhein, wo  die  Herrschaft  der  Franzosen  immer  tiefere  Wur- 
zeln schlug  und  der  Verräther  Erlach,  der  ihnen  hauptsach- 
lich dazu  verholfen  hatte,  mehr  und  mehr  von  ihnen  zur 
Seite  geschoben  wurde,  warb  die  Erzherzogin  Claudia  von 
Tirol  für  den  von  ihr  beharrlich  verfolgten  Plan  der  Wie- 
dereroberung von  Vorderösterreich,  eine  bedeutende  Anw^l»! 
Truppen,  die  sie  sammt  spanischer  Hilfsmannschafl  in  die 
würtembergisehen  Aemter  Aurach  und  Homberg,  und  in 
Sigmaringen  einlagerte.  Obgleich  der  Kaiser  mit  ihr  und 
Spanien  i.  J.  1638  für  den  bemerkten  Zweck  ein  Bündniss 
eingegangen  hatte,  so  befahl  er  ihr  dessenungeachtet  mit 
Erlass  vom  28.  Juni,  dieses  Kriegsvolk  vom  Reichsboden  ganz 
zu  entfernen  und  erneuerte  den  3.  Juli  diesen  Befehl  mit 
dem  strengen  Verweis:  „dass  sie  sich  unterstanden,  sogar 
Geldentschädigung  für  den  verlangten  Abzug  vom  schwä- 
bischen Kreis  und  von  der  Stadt  Augsburg  zu  fordern.^ 
Beweiset  dieses  Verfahren  nicht,  dass  Ferdinand  gegen  die 
Rechte  der  Reichsstände  keinen  Verstoss  im  Interesse  seiner 
Hausmacht  gestattete,  selbst  dann  nicht,  wenn  dasselbe  mit 
dem  Reichsinteresse,  wie  im  vorliegenden  Falle,  in  der  ent- 
schiedensten Wechselwirkung  stand? 

Ereignisse,  welche  es  Spanien  unmöglich  machten  von 
seiner  Streitmacht  selbst  nur  einen  Mann  zurückzulassen, 
veranlassten  die  Abberufung  der  neugeworbenen  spanischen 
Truppen,  wodurch  das  beabsichtigte  Unternehmen  ins  Stocken 
gerieth.  Arras,  die  Hauptstadt  von  Artois  und  eine  der 
wichtigsten  Festungen,  ward  von  den  Franzosen  belagert 
Da  den  Spaniern  an  der  Behauptung  dieses  Platzes  unge- 
mein viel  gelegen  war,  so  vereinigten  sich  im  Juni  1640  der 


249 

Kardmal-In£Euit,  Lamboy  und  der  Herzog  von  Lotharingen 
zam  Entsätze,  allein  ungeachtet  aller  Anstrengungen  und 
Opfer  (es  sollen  an  20.000  Mann  beiderseits  umgekommen 
sein)  ging  Arras  den  10.  August  dennoch  verloren,  ein  Schlag, 
der  den  Spaniern  empfindlicher  fiel  als  der  vorangegangene 
in  Italien,  wo  Leganez,  der  Statthalter  von  Mailand,  dem 
Harcourt  und  Turenne  Casale  nicht  länger  streitig  machen 
konnte  und  wenige  Monate  nachher  zusehen  musste,  wie  sie 
Turin  einnahmen  und  die  vertriebene  Regentin  wieder  ein- 
setzten. Wenn  auch  dem  Prinzen  von  Oranien  in  diesem 
Feldzuge  in  den  Niederlanden  nichts  gelang,  und  Brügge, 
Hülst  und  Geldern,  an  denen  die  Holländer  sich  nach  ein- 
ander versuchten,  Spanien  erhalten  blieben,  so  hatte  dieses 
dagegen  eine  in  seinem  Innern  zum  Ausbruche  gelangte  so 
grosse  Gefahr  zu  bestehen,  dass  es  zweifelhaft  schien,  ob 
der  drohende  Zusammensturz  noch  aufgehalten  werden  könne. 
Portugal  fiel,  wie  weiter  oben  gemeldet,  von  Spanien  ab  und 
setzte  das  Haus  Braganza  wieder  ein,  und  gleichzeitig  erhob 
sich  Catalonien  zur  Empörung.  Geschürzt  war  der  Knoten 
dieser  Katastrophe  von  Kichelieu,  der  sie  schon  i.  J.  1638 
in  Lissabon  vorbereitete  und  zur  nämlichen  Zeit  mit  den 
Cataloniern  ein  Bündniss  abschloss,  „dann  aber,  als  die  Ke- 
volution  ausbrach,  ihnen  Geld  und  Truppen  sandte.^  Freilich 
drohte  dem  grossen  Brandstifter,  der  auch  den  Aufruhr  in 
Schottland  anblies,  damals  der  eigene  Untergang,  allein  sein 
Genie  und  seine  Thatkraft  vereitelten  die  von  den  Prinzen 
des  königlichen  Hauses,  von  dem  Günstlinge  Ludwigs  XIU. 
und  vom  hohen  Adel  gegen  ihn  gerichtete  Verschwörung, 
und  sie  im  Interesse  Spaniens  zu  benützen,  scheint  Olivarez 
nicht  recht  verstanden  zu  haben.  Ofien  gestand  dieser  aus 
seinen  süssen  Träumen  endlich  zum  klaren  Bewusstsein  der 
gräulichen  Sachlage  gekommene  Minister  dem  österreichischen 
Botschafter  *),  Spanien  schwebe  in  einer  Gefahr,  in  welcher  es 

')  Marquis  Caretto-Grana,  der  seme  miUt&rische  Laufbahn  mit  der 
diplomatischen  vertauschte  und  den  su  Bladrid  den  31.  August  1640  ge- 
storbenen Grafen  SchOnburg  auf  dem  Botschafterposten  daselbst  nachfolgte. 
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ohne  auswärtigen  Beistand  sieb  nicht  werde  erhalten  können.* 
Rühmend  die  Tüchtigkeit  der  deutschen  Soldaten ,  von  der 
das  bloss  aus  600  Mann  bestehende  Regiment  Seebach  glän- 
zende Beweise  gegeben,  indem  es  im  Kampfe  mit  den  Ca- 
talouiern  grössere  Erfolge  erzielte  als  die  ganze  übrige  aus 
Spaniern  bestandene  Truppenabtheilung,  verlangte  er  ausgie- 
bigen Zuzug  aus  Deutschland  vom  Kaiser. 

Richelieu,  der  es  sowohl  auf  den  Sturz  der  spanischen 
als  der  deutschen  Linie  des  Hauses  Habsburg  abgesehen 
hatte,  arbeitete  gleichzeitig  daran,  auch  dem  letztem  Feinde 
zu  erwecken  wo  er  konnte.  Im  Auftrage  des  Grafen  Traut- 
manstorff  eröffnete  der  österreichische  Botschafter  dem  Conte- 
Duca:  „dass  der  Türk  gewiss  resolvirt,  wider  I.  k.  Majestät 
„zu  moviren,  auch  noch  diesen  Winter  die  Wallachei  zu 
„überziehen  und  selbe  Fürsten  zu  entsetzen,  alsdann  auf  Sie- 
„benbürgen  fürders  zu  rücken."  Obgleich  auch  von  dieser 
Seite  bedroht,  bewilligte  der  Kaiser  doch  die  verlangten 
Truppenwerbungen  und  nicht  bloss  für  Spanien,  sondern 
auch  für  die  Niederlande,  ülivarez  betrieb  die  Werbungen 
mit  dem  grössten  Eifer,  obgleich  ihm  eine  Compagnie  so 
hoch  wie  dem  Kaiser  ein  ganzes  Regiment  zu  stehen  kam. 
Diese  Anstrengungen  hatten  ihren  Grund  in  der  von  den 
bisherigen  Calamitäten  nicht  erschütterten  Hoffnung,  an  den 
Franzosen  sowohl  als  an  den  „Rebelleu"  (Cataloniern)  doch 
noch  Rache  nehmen  zu  können. 

Während  der  Krieg  immer  grössere  Dimensionen  an- 
nahm, spielte  Salvius  in  Hamburg  die  Friedenskomödie 
fleissig  fort.  Durch  eine  Mittelsperson  Hess  er  dem  Kaiser 
nach  der  Abreise  des  Grafen  Kurtz  neuerdings  geheime  Trac- 
tate  anbieten  und  erklären,  dass  er  nicht  verschmähen  würde, 
sie  selbst  mit  dem  anwesenden  kais.  Verpilegs-Commissär 
Sieber  anzustellen.  Damit  die  Schweden  ihn  keiner  Weige- 
rung beschuldigen  können,  sandte  der  Kaiser  den  Reichs- 
hofrath  Gurt  von  Lützow  nach  Hamburg.  Als  nun  dieser 
dem  Salvius  seine  Ankunft  und  den  erhaltenen  Auftrag  zn 
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nterhandlungen  durch  Meurer,  den  Syndicus  der  Stadt 
[amburgy  zu  wissen  machen  Hess,  gab  Salvius  zur  Antwort, 
r  könne  sich  mit  Lntzow  in  nichts  einlassen,  weil  er  ans 
nfgefangenen  Briefen  ersehen,  dass  Lützow  keine  Vollmacht 
litgcbracht  habe.  Dieser  ward  hierauf  vom  Kaiser  instruirt, 
ich  passiv  zu  verhalten  und  den  Schweden  an  sich  kom- 
len  zu  lassen.  Dies  bewirkte,  dass  Salvius  sich  wirklich  zu 
Qtgegenkommenden  Schritten  bequemte,  indem  er  dem 
mtzow  durch  den  Syndicus  hinterbringen  Hess,  er  sei  bereit, 
ber  dasjenige  sich  auszusprechen,  was  in  Schwedens  Macht 
bebe  weiter  zu  bewilligen,  sobald  Lützow  seine  Vollmacht 
orgewiesen  haben  werde.  Da  dieser  bloss  mit  einer  Instruc- 
ion  versehen  war,  so  entlehnte  Salvius  vom  Abgang  der 
Vollmacht  den  Beschuldigungsgrund,  dass  es  dem  Kaiser 
ffenbar  mit  dem  Friedenswunsche  nicht  wahrer  Ernst  sei. 
ndessen  kam  doch  eine  heimliche  Zusammenkunft  Beider 
n  Kirchensaal  zu  St.  Peter  zu  Stande.  Salvius  begann  mit 
iner  Erzählung  des  ganzen  Verhandlungsactes  vom  Anfange 
ifl  zum  Ende,  um  zu  beweisen,  dass  die  Schuld  der  Erfolg- 
)6igkeit  nicht  bei  Schweden  hafte,  dann  behauptete  er,  die 
iendung  des  Grafen  Kurtz  sei  nicht  der  Friedens  Vermittlung 
regen,  sondern  aus  drei  ganz  anderen  Gründen  geschehen: 
.  um  Schweden  verhasst  zu  machen,  2.  um  den  Konig  von 
)änemark  zur  Verbindung  zu  bewegen,  und  3.  um  das  Näm- 
che  bei  Braunschweig-Lüneburg  in  der  Absicht  zu  bewir- 
en,  die  Schweden  viribus  unitis  aus  Deutschland  zu  jagen. 
iützow,  der  das  alles  ablehnte,  ward  sodann  von  Salvius 
efragt,  wie  der  Kaiser  es  mit  der  Amnestie  halten  wolle? 
Lnf  die  Antwort,  sie  sei  bereits  res  tractata,  erwiederte  er, 
ass  die  meisten  Stände,  welche  den  Pragerfrieden  angenom- 
len,  bei  Schweden  angesucht  haben,  dass  es  ihrer  als  Bun- 
desgenossen sich  annehme  und  nicht  zugebe,  dass  man  sie 
•on  den  Friedenstractaten  ansschliesse.  Was  sie  gethan,  bät- 
en sie  aus  Zwang  gethan,  so  namentlich  der  Herzog  von 
^ürtemberg,  der  bei  seiner  Anwesenheit  in  Wien,  als  er 
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den  ihm  vorgelegten  Revers  zu  unterschreiben  sich  weigerte, 
bedroht  wurde,  „dass  man  mit  ihm  als  mit  einem  reo  cri- 
minis  laesae  majestatis  procediren  werde^  ').  So  sei  man 
auch  mit  anderen  Ständen  umgegangen.  In  der  Sache  des 
Pfalzgrafen,  an  welcher  auch  schwedische  Interessen  haften, 
könne  er  auf  Conferenzen  zu  Köln  nicht  eingehen,  weil  diese 
ganz  von  Katholiken  bewohnte  Stadt  Abneigung  für  den 
Pfalzgrafen  und  die  Schweden  hege.  Die  gebotene  schwedi- 
sche Entschädigung  verwerfend,  beendigte  er  die  Unter- 
redung mit  der  Erklärung,  ohne  Beibringung  einer  Pieni- 
potenz könne  er  mit  Lützow  sich  nicht  weiter  einlassen,  den 
Rath  beifugend,  dass  man  in  Wien  wegen  Ablaufes  des  Ver^ 
träges  mit  Frankreich  sich  bei  Zeiten  vorsehen  möge. 

Sowohl  aus  den  Verhandlungen  mit  Steno  Bielke  als 
ans  denen  mit  Bauer  und  jetzt  mit  Lützow  ist  zu  ersehen, 
dass  nicht  der  Kaiser^  wie  bisher  gesagt  wurde,  sondern 
immer  die  Schweden  einen  Separatfrieden  zwischen  bei- 
den antrugen.  Wie  sehr  es  auch  den  Anschein  hat,  als 
spukten  bei  den  schwedischen  Anträgen  bloss  Trug  und 
Ränke,  so  dürfte  doch  wohl  auch  das  Verlangen  nach  dem 
Frieden  dabei  mitgewirkt  haben,  da  das  Bedürfhiss  dessel- 
ben in  Schweden  lebhaft,  ja  selbst  schmerzlich  gefühlt  wurde, 
nnd  die  Franzosen  weder  Zuneigung  noch  Vertrauen  ge- 
nossen.  Wenn  dessenungeachtet  die  friedliche  Stimmung  nicht 
den  Ausschlag  gab,  so  ist  dies  allein  der  Schlauheit  des 
firanzösischen  Gesandten  d'Avaux  beizumessen,  der  nach  Ent-^ 
deckung  der  geheimen  Verhandlungen  des  Salvius  mit  Lützow 
eilig  den  St.  Romain  nach  Stockholm  sandte  und,  voran 
Misstraucn  gegen  Oesterreich  erregend,  vorstellen  Hess,  das 
Schweden,  unterstutzt  von  Frankreich,  von  einem  allgemei- 
nen Frieden  ungleich  grössere  Vortheile  sich  versprechen 
könne  als  von  einem  mit  dem  Kaiser  geschlossenen  Separat- 


')  Ob  wohl  SaWins  dieses  M&rchen  bei  sich  für  wahr  hielt,  dm  er 
sich  sa^n  musste,  dass  Hersog  Eberhard  es  ersonnen,  um  wegen  seines 
Beitritts  sum  Pragerfrieden  bei  Schweden  sich  rein  in  waschen? 
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Heden.  Die  französischen  Jahrgelder,  welche  der  Kanzler 
Dxenstjema  genoss,  und  vermuthlich  weitere  Bestechung, 
iürften  neben  der  gänzlichen  Abhängigkeit  der  Kegentschafts- 
ratbe  vom  Reichsverweser  mitgewirkt  haben ,  dem  Grafen 
d*Ayaux  den  Sieg  zu  verschaffen.  Salvius  bekam  den  Auf- 
trag, mit  ihm  die  Erneuerung  des  abgelaufenen  dreijährigen 
Bnndesvertrages  vom  6.  März  1638  zu  negociren,  worauf 
der  neue  vom  21.  August  1641  zu  Stande  kam,  der  Schwe- 
den zur  Fortsetzung  des  Krieges  eine  franzosische  Geldhilfe 
Ton  jährlichen  zwolfmalhunderttausend  Livres  und  für  die 
Dauer  eines  etwa  eintretenden  Waffenstillstandes  jährlich 
dreimalhunderttausend  Reichsthaler  verbürgte. 

Das  Scheitern  des  Separatfriedens  wies  die  Politik  des 
Wiener-Cabinets  an,  das  Zustandekommen  des  allgemeinen 
Friedens  jetzt  um  so  eifriger  zu  betreiben.  Lützow  verlangte 
daher  von  Salvius,  dass  er  wegen  Festsetzung  des  Ortes 
und  der  Zeit  zu  den  Conferenzen  mit  d'Avaux  sich  einige. 
Salvius  meinte,  dies  müsse  im  unmittelbaren  Verkehr  mit 
d'Avaux  von  Lützow  ins  Reine  gebracht  werden.  Auf  des 
letztern  diesfällige  Anfrage  erwiederte  der  Kaiser,  vor  allen 
Dingen  soll  Lützow  die  kais.  Geleitsbriefe  vorweisen  und 
sie  gegen  die  schwedischen  auswechseln.  Findet  er,  dass 
diese  entsprechend  ausgefertigt  sind,  dann  habe  er  neuer- 
dings von  Salvius  Bestimmung  des  Orts  und  Termins,  wie 
aoeh  Abführung  der  schwedischen  Garnison  von  Osnabrück 
zu  verlangen. 

Noch  immer  galten  bis  dahin  Köln  für  Frankreich  und 
Lübeck  für  Schweden  als  Congressorte.  Weil  aber  Frank- 
reich in  der  grossen  Entlegenheit  dieser  beiden  Orte  eine 
seinen  Literessen  nachtheilige  Erschwerung  des  Verkehrs 
erblickte,  so  schlug  d'Avaux  statt  ihrer  Münster  und  Osna- 
brück vor.  Nach  einigem  Bedenken  willigte  Schweden  in 
diese  Abänderung,  und  der  Kaiser,  immer  nachgiebig,  wo  er 
es  halbwegs  sein  konnte,  liess  sich  selbe  ebenfalls  gefallen. 
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Wenden  wir  nun  die  Blicke  wieder  nach  Regens-* 
bürg  zurück,  wo  sich  zu  Anfang  des  Jahres  merkwürdige 
Dinge  zutrugen.  Den  12.  Jänner  eröffiiete  Graf  Kortz  der 
Reichs  Versammlung,  dass  Bauer  im  Begriff  stehe  nach  Fran- 
ken und  in  die  Oberpfalz  vorzudringen,  den  Kaiser  za  über- 
fallen und  den  Reichstag  auseinander  zu  sprengen,  oder 
mindestens  in  Unthätigkeit  zu  versetzen.  Der  Kaiser  habe 
aber  bereits  alle  Vorkehrungen  zur  Abwehr  getroffen  und 
gebe  zu  wissen,  dass  er  Regensburg  nicht  verlassen  werde. 
Er  fordere  die  Abgeordneten  auf,  seinem  Beispiele  zu  folgen 
und  mit  ihm  auszuharren.  In  einem  die  Fürsorge  und  Be- 
harrlichkeit des  Kaisers  mit  Dank  erwiedemden  Schreiben 
erklärte  die  Reichs  Versammlung  ihre  Bereitwilligkeit,  mit 
ihm  in  Regensburg  zu  bleiben.  Hierauf  liess  der  Elaiser  dem 
Stadtrathe  bekannt  machen,  dass  achthundert  Mann  Garni- 
son in  Regensburg  einrucken  werden.  Dieser  brachte  dagegen 
in  Erinnerung,  dass  er  eine  so  grosse  Anzahl  Truppen  nicht 
unterzubnngen  wisse,  und  bat  erstlich,  eine  geringere  Anzahl 
einzunehmen,  dann  die  Verpflegung  nicht  der  Bürgerschaft 
aufzubürden,  oder  sie  doch  möglichst  zu  ermässigen;  drit- 
tens die  Geistlichen,  „als  die  den  dritten  Theil  der  Stadt 
inne  haben'^,  verhältnissmässig  zu  den  Leistungen  zu  ver- 
halten, und  viertens,  den  Tross  vor  der  Stadt  zu  lassen,  weil 
in  derselben  nur  geringe  Vorräthe  von  Mehl,  Holz  und 
Futter  sich  befanden,  und  die  Stadtmühleu,  des  Frostes 
wegen,  nicht  im  Betriebe  ständen.  Endlich  ward  auch  die 
Nothwendigkeit  angedeutet,  die  Stadt  mit  einer  ausreichen- 
den Menge  von  Lebensmitteln  von  anderen  Oi*ten  zu  versehen. 

Bei  strengem  Froste,  der  das  üeberschreiten  aller 
Flüsse  auf  dem  Eise  möglich  machte,  führte  Bauer  das  Heer 
aus  Niedersachsen  nach  Hof.  Guebriant,  der  das  franzosich- 
weimarsche  Corps  ihm  zuführte,  hatte  bei  Neustadt  an  der 
Orla  sich  mit  ihm  vereinigt.  Sie  geboten  über  nicht  mehr 
als  18000  Mann  und  40  Geschütze,  aber  dem  tollkühnen 
Unternehmen,    an    dessen    Gelingen    der   Jahreszeit   wegen 
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niemand  glaubte,  ging  ein  halber  Sieg,  der  Schrecken  vor- 
an, nur  der  Kaiser,  ungeachtet  aller  Vorsicht  Baners  doch 
friihzeitig  unterrichtet,  bewahrte  seinen  gewöhnlichen  Gleich- 
muth.  Und  während  Taupadel  von  Bauer  zur  eiligen  Ver- 
einigung mit  ihm  an  der  Donau  aufgefordert,  mit  dem  von 
Weiden  aufgebrochenen  Pfui  den  19.  und  20.  Jänner  in 
Auerbach  und  Pottenstein  vorrückte,  befand  sich  Geleen 
schon  auf  dem  Marsche  über  Donauwerth  nach  Riedenburg, 
und  die  von  Mercy  unter  Führung  des  Oberst  Druckmüller 
abgesandten  Bayern  hatten  Regensburg  den  22.  Jänner  auch 
schon  erreicht.  In  der  Voraussetzung,  das  kaiserlich-ligistische 
Heer  allenthalben  zerstreut  und  Regensburg  von  Mannschaft 
entblosst  zu  finden,  getäuscht,  schreckte  Bauern  von  einem 
ernstlichen  Angriffe  auf  diese  Reichsstadt,  deren  Fall  ihm 
den  Kaiser,  seine  Gemahlin,  den  Erzherzog- Generalissimus 
und  Piccolomini,  den  gefahrlichsten  seiner  Gegner,  in  die 
Hände  geliefert  haben  würde,  auch  noch  ein  glücklicher 
Zufall  ab.  Aus  seinem  Hauptquartiere  Regenstauf  den 
21.  Jänner  mit  zweitausend  Reitern  aufgebrochen  und  bis 
an  die  Regenbrücke  gelangt,  sah  Bauer  plötzlich  eine  kampf- 
bereite Schaar,  geführt  vom  Oberst  Kolb,  auf  ihn  anrücken. 
In  ihr  den  Vortrab  der  ganzen  im  Anzüge  begriffenen  kais. 
Armee  irrthümlich  erblickend,  zog  er  nicht  nur  eilig  ab, 
sondern  ging  selbst  am  folgenden  Tage  bis  Nittenau  zurück; 
die  schwedische  Hinterhuth  hielt  bloss  die  Anhöhen  von 
Regensburg  besetzt.  Donau  st  auf  und  Worth,  noch  am  selben 
Tage  von  den  Schweden  berennt,  hielten  sich.  Weil  aber 
die  Donau  sowohl  bei  Kehlheira  als  oberhalb  Straubing  so 
fest  gefroren  war,  dass  schwer  geladene  Lastwagen  darüber 
fahren  konnten,  so  setzten  die  Schweden  über,  raubten  und 
plünderten  allenthalben,  namentlich  einige  Züge  Rosse  welche 
Futter  nach  der  Stadt  bringen  sollten,  dann  nahmen  sie  die 
in  jener  Gegend  bewohnten  kaiserlichen  Falkenmeister  ge- 
fiingen  und  führten  sie  sammt  vierundzwanzig  Falken  mit 
sich  fort,  auch   etliche  Hatschiere   Hessen    sich   von  diesen 
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Raubern  ertappen.  Diese  sahen  sich  aber  plötzlich  selbst  in 
die  grosste  Gefahr  versetzt.  Seit  dem  19.  Jänner  war  Than- 
wetter  eingetreten.  Da  es  die  beiden  folgenden  Tage  an- 
hielt, so  ging  das  Eis  den  22.  unter  Regensburg  und  ober- 
halb ab.  Die  Schweden  benützten  zwar  noch  das  berstende 
Eis  zum  Rückzuge,  viele  aber,  welche  sich  verspäteten, 
mussten  sich  gefangen  geben. 

Mittlerweile  ward  an  Befestigung  der  Schanze  am  Hof 
mit  grossem  Eifer  gearbeitet   und   das  Regiment  Soye  hin- 
eingelegt. Den  22.  und  23.  Janner  langten  die  Dragoner  des 
Grallas  und  etliche  Hundert  Reiter   an,   und   besetzten   die 
Posten  am  Regen  und  bei  dem  Dorfe  Reinhausen;  am  Mor- 
gen des  24.  kam  Mercy  mit  6  Compagnien   Kürassiere  an 
und  zog  durch  die  Stadt  über  die  Steinbrücke.  Der  Morgen- 
nebel hinderte,  den  auf  dem  Galgenberg  aufgestellten  Feind 
anzugreifen.  Als  er  Nachmittags  schwand,  Hessen  der  Erz- 
herzog und  Piccolomini,  welche  die  Posten  auf  dem  Berge 
diesseits  des  Regenflüsschens   besichtigten,    die   Geschütze 
daselbst   abfeuern,   worauf  die  Schweden    zurückschössen. 
Scharmützel,  bei  denen  immer  Gefangene  eingebracht  Worden^ 
fielen  täglich  vor,  doch  kam  es  zu  keinem  grosseren  Gefechte 
Als   endlich    Bauer   vom    Anzüge  Geleens   Kunde   erhielt^^ 
brach  er  in  der  Mittemacht  des  27.  Jänner  mit  dem  ganzen.  ^-^ 
schwedischen  Heere  nach  Cham  auf,    während  Guebriant 
der  sich  von  ihm  trennte,    am  andern  Morgen  nach  Nui 
berg  abzog.    Piccolomini   hatte   etliche  Tage  vorher   dnrchiac 
einen  Trompeter  die  Freilassung  der  gefangenen  Hatschiere^ 
und  Falkenmeister  wie  auch  die  Falken  von  Bauer  begehrei 
lassen.    Jene  gab  Bauer  sofort  frei,   aber  von  den  vieiimd« 
zwanzig  Falken  kamen  bloss  vier  zurück,  die  übrigen  hatten^^ 
die  Schweden  in  der  Meinung  die  Falken  seien  Fasane 
verspeist  *). 


*)  Gn^riant  (Labonrenx)  Bchmückt  seine  ErzKhlnng  mh  der  Anga 
TOD  fünfhundert   Schüssen  der  Schweden  auf  die  Stadt  und  V^on 
Gefahr  des  Kaisers  ans,  in  der  er  auf  einer  Falkenjagd  den  23. 
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Wie  schmählich  diese  Unternehmung  ausschlug,  war 
sie  doch  nicht  so  ganz  unvorbereitet  und  „abenteuerlich** 
wie  man  meint.  Bauer  konnte  nicht  wissen,  dass  der  Kaiser, 
eingedenk  des  Anschlages  auf  seinen  Vater  während  der 
Krönung  in  Frankfurt  (S.  oben  S.  203),  für  seinen  Auf- 
enthalt in  Regensburg  Sicherheitsmassregeln  mit  Maximilian 
von  Bayern  abgeredet  hatte  und  von  Baner's  ausserordent- 
Kch  geheim  gehaltenen  Anschlag  dennoch  unterrichtet  war. 
In  Regensburg  bestand  eine  Partei,  die  für  Bauer  schanzte 
nnd  ihm  von  allem  was  vorging  Nachricht  gab.  Da  seine 
Absicht  übrigens  nicht  bloss  auf  die  vom  Kaiser  der  Reichs- 
versammlung kundgegebene  Eroberung  der  Stadt,  sondern 
anf  den  Vorbruch  nach  Oberösterreich  ging,  so  hatte  er 
lange  vor  seinem  Zuge  mit  dem  protestantisch  en  Adel 
dieses  Landes  Verbindungen  angeknöpft  und  beschlossen, 
dasselbe  so  lange  besetzt  zu  halten,  bis  Rakoczy  aus  Ungarn 
angelangt  sein  würde.  Mit  der  jungen  oberösterreichischen 
Mannschaft  gedachte  er  sein  Heer  zu  verstärken  und  in  diesem 
kaiserlichen  Erblande  die  Winterquartiere  zu  beziehen  *).  Dieses 
Vorhaben  war  im  Correspondenzwege  mit  seinem  Anhange 
daselbst  vMlig  in  Richtigkeit  gebracht,  wesswegen  es  sich 
erklärt,  dass  Bauer  so  glänzenden  Aussichten,  dem  Kriege 
eine  entscheidende  Wendung  zu  geben  und  unvergänglichen 
Rnhm  zu  ernten,  mit  einem  des  wackem  und  genialen  Feld- 
herm   würdigen  Wagnisse  sich  erschloss.    Vollständig  ge- 


während der  schwedischen  Streifzüge  sich  befanden  haben  soll.  Gedan- 
kenlos werden  diese  Märchen  noch  immerfort  in  die  Geschichte  antge- 
nommen.  Wie  kann  man  glauben ,  dass  der  Kaiser  die  Stadt ,  an  deren 
Thoren  die  Feinde  streiften,  werde  verlassen  haben,  dass  er  jeden  Augen- 
blick des  Angriffs  gewärtig,  auf  die  Jagd  gegangen  sein  werde?  Und  wie 
kann  man  die  Prahlerei  des  eiteln  Franzosen  in  der  Angabe  von  500 
Schüssen  nicht  herausriechen ,  da  es ,  wie  bekannt,  zu  einer  Belagerung 
der  Stadt  gar  nicht  kam?  Wie  Pufendorf  von  beiden  Angaben  nichts 
erwähnt,  so  schweig^  auch  unser  hier  oben  mitgetheilter  Bericht  des  Reichs- 
archivetf  darüber  gänzlich.  Gumpelzhaimer,  Geschichte  Kcgensburgs, 
3.  Bd.  1273,  widmet  dieser  merkwürdigen  Begebenheit  bloss  zwanzig  Zeilen. 
*)  Beichsarchiv. 
Keeb,  Q«Mhlehte  FirdloanOt  ITT.    T.  Bd.  17 
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lungen,  wären  für  lange  Zeit  oder  für  immer  Schweden  und 
Franzosen  die  Herren  Deutschlands  geworden,  wobei  es  sich 
aber  erst  noch  fragt,  ob  mit  diesem  Wechsel  die  Ausrottung 
des  K.'itholicismus  so  ganz  gewiss  erstrebt  gewesen  wäre, 
als  die  für  seine  Herbeiführung  rastlos  thätige  ultraprote- 
stantische Faction  es  sich  einbildete?  Das  eben  ist  das  Ver- 
dammenswertheste  an  diesem  confessionellen  Parteitreiben, 
dass  es  kein  Bedenken  trug,  dem  religiösen  Meinungssieg 
die  nationale  Selbstständigkeit  selbst  auf  eine  Berechnung 
hin  zu  opfern,  die  ungewiss,  ja  trügerisch  war. 

Auf  dieses  Parteitreiben  wirft  der  Anschlag  auf  Fer- 
dinand n.  in  Frankfurt  und  der  Ueberfall  von  Regensburg 
ein  grelles  Licht.  Bei  beiden  Entwürfen  bestand  die  gleiche 
Absicht,  zu  beiden  boten  Protestanten  die  Hände.  Es  ist 
Tliatsache,  dass  Herzog  Georg  von  Braunschweig  Mitwissen- 
der  von  Baner's  Unternehmung  war;  gewinnt  es  aber  nicht 
grosse  Wahrscheinlichkeit,  dass  der  Plan  zu  demselben  in 
seinem  Kopfe  entsprang,  thcils  weil  dieser  Plan  die  Ent- 
fernung der  Schweden  aus  seinem  Lande  verbürgte  und 
theils  weil  er  die  Aussicht  zu  einer  gänzlichen  Veränderung 
der  bestehenden  Ordnung  und  zum  Siege  des  Protestantismus 
bot,  wodurch  ihm  die  geistlichen  Güter,  nach  deren  Besitz 
er  vergeblich  strebte,  von  selbst  zufallen  mussten  •)  ? 

In  der  Voraussicht  von  Baner's  Zug  nach  Cham,  und 
seinen  Einbruch  in  Böhmen  befürchtend,  bekamen  dreitausend 
Reiter  Ordre,  ihn  von  Straubing  weg  zu  verfolgen.  Baner 
bezog  nächst  Cham  ,  welches  der  bayerische  Commandant, 
ohne  einen  Scliuss  zu  thun,  den  29.  Jänner  aus  Feigheit 
übergab,  ein  Lager,  aus  welchem  er  die  Wiedervereinigung 
mit  Guebriant  auf  das  Aeusserste  betrieb,  Boten  auf  Botea 
an  ihn  sendend  und,  da  nichts  verfangen  wollte,   weil  dem 


^)  Verdächtig  der  MitwissenschafL  dieses  Flaues  erscheint  nebst  der 
Landgräfin  auch  der  Herzog  von  Weimar,  da  er  mit  d'Oissonville  in  ge- 
heimen Briefwechsel  stand.  Seine  Briefe  wurden  in  Gengenbsch  den 
1.  MSrz  aufgefangen  und  dem  Kaiser  gesandt. 
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Franzosen  vor  einem  Zag  nach  Böhmen  graute,  ihm  vor- 
schlagend, dass  er  sich  mindestens  nicht  allzuweit  von  ihm 
entferne.  In  der  Zwischenzeit  vertheidigte  sich  Gil  de  Haes 
in  Meiningen  wacker  gegen  Rosen,  der,  „obgleich  unterstützt 
▼om  hennebergischen  und  fränkischen  Adel  und  Verrath  und 
Arglist  zu  Hilfe  nehmend^,  den  tapfem  Wallonen  doch  nicht 
zo  vertreiben  vermochte.  Dagegen  berichtete  der  kaiserliche 
General- Wachtmeister  Brouay  den  31.  Jänner  aus  Klattau, 
dass  er  sich  eilig  nach  Tabor  zurückziehen  müsse,  weil  die 
Schweden  in  Böhmen  eingebrochen.  Gleich  bei  der  Kunde 
von  ihrer  Annäherung  versah  Feldmarschall  Colloredo,  der 
Commandirende  von  Böhmen,  Budweis,  Krumau  und  andere 
Plätze  mit  Besatzungen,  indessen  war  die  Gefahr  noch  nicht 
so  nahe  als  man  sie  sah,  da  die  Schweden  zwar  stark  in 
Böhmen  streiften,  Bauer  aber  noch  den  11.  Februar  Cham 
nicht  verlassen  hatte.  Er  blieb  dort  in  der  Hoffnung,  das 
französisch-weimarsche  Corps  doch  noch  an  sich  ziehen  zu 
können,  und  die  Kaiserlichen,  die  es  zunächst  auf  Vereini- 
gung aller  Streitkräfte  abgesehen  hatten,  Hessen  ihn  dort 
einstweilen  in  Ruhe.  Guebriant  war  über  nürnbergisches 
Grebiet  nach  Bamberg  gezogen,  und  Piccolomini,  der  den 
3.  Februar  Altmanstein  erreichte,  ging  sofort  nach  Eich- 
stätt,  wie  es  scheint,  um  Guebriant  von  Bauer  abzuschneiden, 
dann  den  17.  Februar  von  der  Altmühl  zurück  an  die  Naab, 
wo  nach  einem  Berichte  von  Mercy  alle  Strassen  herwärts 
anfiings  März  gedeckt  und  die  Schiffbrücken  zum  Ueber- 
gang  über  die  Donau  in  Bereitschaft  waren.  Feldzeugmeister 
Suys  streifte  an  der  Naab,  während  bayerische  Kavallerie 
nach  Ingolstadt  und  eine  Abtheilung  Fussvolk  nach  Schwaben 
abging.  Oberst  Ranft  mit  seinem  Regimente  und  mit  einigen 
anderen  vom  Kaiser  nach  Böhmen  gesandt,  kam  den  25.  Fe- 
bruar in  Frankenstein  an  und  begab  sich  von  hier,  andere 
Truppen  an  sich  ziehend,  nach  Czaslau.  In  Sorge  für  Böhmen, 
„wo  der  Feind  die  Moldau  bei  Thein  bereits  passirt  hat^, 
berief  der  Kaiser  den  21.  Februar  die  Generale  Piccolomini, 

17* 
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Geleen  und  Mercy  zu  .sich  nach  Regensburg  >  um  wegen 
„activer  Kriegführung'^  mit  ihnen  Rath  zu  pflegen.  Dazu 
waren  die  Vorbereitungen  bereits  in  aller  Hinsicht  getroffen 
und  selbst  nicht  vergessen,  Oberösterreich  durch  eine  Auf- 
stellung bei  Passau  und  Hafnerzell  zu  decken.  Und  damit 
Bauer  von  dem  combinirten  Unternehmen,  dessen  Ausführung 
bevorstand,  keine  Nachricht  erhalte,  Hess  man  die  Thore  von 
Regensburg  drei  Tage  geschlossen  ^). 

Den  15.  März  trafen  Brouay  und  Bomeval  mit  ihrer 
Mannschaft  in  Vilshofen  ein,  und  den  16.  gab  der  Erzherzog 
Befehl  zum  Aufbruche  der  Armee,  zu  der  er  erst  den  18. 
von  Regensburg  über  Regenstauf  sich  begab.  Da  die  Naab 
keine  sichere  Fürth  bot,  so  ward  die  Armee  auf  Schiffbrücken 
hinübergebracht.  Geleen,  vorangeeilt  und  geradezu  auf  Cham 
losgehend,  war  schon  den  18.  in  der  dortigen  Gegend  an- 
gelangt. Am  nämlichen  Tage  erschien  Mercy  mit  der  Ca- 
vallerie  vor  Neuen  bürg  am  Walde,  woselbst  Oberst  Erik 
Slange,  von  Bauer  zur  eiligsten  Vereinigung  mit  ihm  gerufen, 
durch  das  Anrücken  der  Kaiserlichen  und  Bayern  festge- 
halten wurde.  Bauer,  seiner  Rettung  allein  bedacht,  Hess 
Slange  ununterstützt ,  brach  den  18.  gedrängt  von  Geleen 
von  Cham  auf  und  flüchtete  nach  Fürth,  wo  Oberst  Witten- 
berg, aus  Böhmen  zurückeilend ,  zu  ihm  stiess  ®).  Rastlos 
fortgetrieben,  verliess  Baner  am  20.  Fürth,  musste  aber  am 
unbesetzten  Furthpasse  mit  Geleen  ein  Gefecht  bestehen, 
bei  welchem  die  ganze  schwedische  Hinterhut  angesichts  der 
Armee  in  die  Flucht  geschlagen  und  der  junge  Pfui  ver- 
wundet wurde. 


^)  Baners  Kundschafter  waren  protestantische  Gesandte  am  Reichs- 
tage. Der  Beschlass  des  angedeuteten  Kriegsrathes  lautete:  ,,Der  En- 
herzog  wird  mit  8000  Reitern  und  der  ganzen  Infanterie  reeta  fronte  auf 
den  Feind  losgehen,  Geleen  aber  mit  5000  Kürassieren  und  berittenen 
Archibnsieren  sammt  800  Dragonern  von  unten  aufwärts  (seitwärts?)  das 
nämliche  feindliche  Quartier  angreifen/' 

')  Fürth,  3  Stunden  von  Cham  entfernt,  nicht  Fürth  bei  Nürnberg. 
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Schou  den  16.  März,  als  der  Marschbefehl  für  die  an 
der  Naab  aufgestellte  Hauptarmee  erlassen  war,  brach  Picco- 
lomini  sogleich  nach  Fischbach  und  Brück,  vier  Meilen  von 
Cham  entfernt,  auf.  Der  Erzherzog  folgte  ihm  mit  dem  Fuss- 
yolke  nach  Neuenburg.  Die  Belagerung  begann.  Dessen- 
ungeachtet sandte  der  Erzherzog  den  Oberst  Traun  an  Slange 
und  Hess  ihn  au£fordern,  sich  zu  ergeben.  Slange  wies  Traun 
mit  dem  Rathe  zurück,  sich  zu  einer  derartigen  Botschaft 
nicht  noch  einmal  herzugeben,  wenn  er  nicht  mit  einer  Mus- 
ketenkugel abgefertigt  werden  will.  Wahrscheinlich  hielt  man 
diese  Aeusserung  im  kaiserlichen  Lager  fiir  eine  leere  Dro- 
hung, weil  mit  der  nämlichen  Aufforderung  ein  Trompeter 
abgesandt  wurde.  Wirklich  Hess  der  grausame  Schwede  den- 
selben niederschiessen.  Sein  Widerstand  war  so  tapfer  und 
beharrlich,  dass  wegen  übergrossen  Einbussen  an  Fussvolk 
vom  Sturme  abgelassen  werden  musste.  Als  aber  auf  anderen 
Puncten  Geschützangriffe  mit  gutem  Erfolge  versucht  wor- 
den waren,  bot  Slange  einen  auf  freien  Abzug  der  OfBciere 
zu  Pferd  und  der  Gemeinen  zu  Fuss  lautenden  Accord  an. 
Verworfen ,  und  vergeblich  auf  Gnade  und  Ungnade  ge- 
fordert, unterlag  endlich  der  Trotzige  neuen  überaus  heftigen 
Angriffen.  Fünf  Oberste  (Slange,  Birkenfeld,  der  Markgraf 
Magnus  von  Baden-Durlach  [Baner's  Schwager],  Jaros- 
laus  Kinsky  und  Heyking),  hundert  Officiere,  viertausend 
Reiter  inbegriffen  Baner's  Leibgarde,  hundertachtzig  Mann 
Infanterie  und  bei  siebzehnhundert  Dienstpferde,  siebenund- 
zwanzig  Fahnen  sammt  vielem  Trosse,  fielen  in  die  Hände 
der  Sieger.  Der  Erzherzog  Hess  die  Gefangenen  sammt  der 
Beute  nach  Regensburg  bringen '). 

Mit  Guebriant,  der  während  dieser  Vorfälle  Bamberg 
nicht  verliess,  vereinigte  sich  zum  Schrecken  des  Bischofs 
Rosen,  der  mit  seinen  wilden  Schaaren  von  Schweinfurt  kam. 


*)  Aus  dem  Berichte  des  Obersten  Traun.    Das  Vorhergehende  aus 
den  Akten  dea  Seichs-  und  kais.  KriegsarchivetL 
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Der  Franzose  hatte  zwar  aus  Rücksieht  für  seinen  Herrn, 
den  allerchristlicbsten  König,  gute  Disciplin  versprochen, 
allein  Rosen  hielt  sich  an  dieses  Versprechen  so  wenig, 
dass  er  gleich  nach  seiner  Ankunft  ringsum  alle  Orte  aus- 
plündern, Pferde  und  Rinder  wegführen  Hess,  der  Stadt 
Hassfurt  durch  einen  Geschützangriff  sich  bemächtigte, 
und  sehr  viel  Städte,  Dörfer  und  Flecken  in  Asche  legte. 
Der  Bischof  wandte  sich  an  die  Directoren  der  weimarschen 
Armee  und  flehte  um  Schonung  für  seine  Residenzstadt  und 
für  seine  Unterthanen.  Mit  dürren  Worten  hiessen  ihn  jene 
die  gefangenen  Weimarer  freizulassen,  und  warnten  ihn  vor 
Feindseligkeiten  gegen  die  weimarsche  Armee.  Es  blieb  ihm 
nichts  anderes  übrig,  als  sich  mit  dem  Rauber  durch  den 
Vertrag  vom  16.  März  abzufinden,  womit  ihm  der  Erlag 
von  hunderttausend  Reichsthalem  und  noch  besonders  für 
die  Rückgabe  von  Hassfurt  ein  Geschenk  an  die  Officiere 
abgepresst  wurde. 

Als  das  kaiserliche  Heer  den  17.  und  18.  März  an 
Regensburg  vorüberzog,  zählte  es  13.000  Reiter,  bei  9000 
Mann  Fussvolk  und  40  Geschütze.  Mit  dieser  Uebermacht 
und  selbst  mit  geringeren  Streitkräften  konnte  Baner  er- 
drückt werden,  hätten  die  Kaiserlichen  ihn  noch  bei  Cham 
ereilt.  Dass  er  am  Bressnitzerpasse  abermals  entwischte, 
ward  damals  dem  Piccolomini,  der  ihn  verfolgte,  von  Einigen 
als  ein  Fehler,  von  Anderen  als  Vorsatz  ausgelegt.  Da  jedoch 
Piccolomini  nur  um  eine  halbe  Stunde  zu  spät  eintraf  und 
kein  Anderer  als  er  selbst  den  Ruhm,  Bauern  zu  fangen, 
davon  getragen  haben  würde,  so  ist  es  wohl  wahrschein- 
licher, dass  er  unterwegs  irgendwo  sich  verspätete  ^®).  Nach 


'^)  Wir  sind  hinsichtlich  des  Zeit^ersSamuisses  den  gedruckten  An- 
gaben gefolgt,  bemerken  aber,  dass  es  in  den  Feldacten  heisst,  Piccolo- 
mini habe  Banern  wohl  ereilt,  ihn  aber  bei  Bressnitz  in  einer  so  festen 
Stellung  getroffen,  dass  er  nicht  wagte  ihn  anzugreifen  und  nach  Kaden 
zurückging.  Bei  Mies  holten  die  Kaiserlichen  Banern  abermals  ein,  und 
hier  gelang  es  ihm  nur  mit  der  äussersten  Anstrengung  ihnen  noch  einmal 
zu  entwischen. 
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ausgestandener  unsäglicher  Mühsal  und  mit  namhaftem  Ver- 
luste an  Mannschaft  und  Gepäck,  erreichte  er  den  30.  März 
Zwickau,  unterwegs  einigermassen  durch  die  Nachricht 
emporgerichtet,  dass  Taupadel  ihn  mit  6000  Mann  daselbst 
erwarte.  Inzwischen  hatte  auch  Guebriant,  von  Baner's  Un- 
fällen erschüttert  und  seines  eigenen  Schicksals  wegen  in 
Sorge,  sich  bestimmt,  ihm  zuzuziehen.  Da  aber  auch  Zwickau 
keine  Sicherheit  gewährte,  weil  der  Erzherzog  selbst  im  An- 
züge dahin  begriflfen  war,  so  zog  Bauer  den  8.  April  un- 
verweilt  weiter  nach  Altenburg  und  Guebriant  nach  Gera. 
Drei  Wochen,  heisst  es  in  einem  uns  vorliegenden  Berichte, 
Hessen  die  Schweden  ihre  Pferde  unabgesattelt  und  schliefen 
auf  ihnen  sitzend.  Ihren  Verfolgern  ging  es  übrigens  nicht 
nm  vieles  besser.  Als  der  Erzherzog  den  27.  März  in  Eger 
eintraf,  musste  er,  um  sogleich  nach  Schlackenwerth  fort- 
zukommen, die  erschöpfte  Infanterie  beritten  machen. 

Derjenige,  welcher  sicherlich  sehnsüchtig  wünschte,  dem 
schwedischen  Feldherrn  im  Siegesläufe  wieder  zu  begegnen, 
Herzog  Georg  vonBraunschw ei g-Lüneburg,  erlebte 
bloss  noch  seine  Niederlage  und  Flucht.  Er  starb  den 
2.  April  1641.  Wie  deutsch,  wie  reichspatriotisch  er  gesinnt 
war,  entnahmen  die  Leser  wohl  zur  Genüge  aus  seiner  Hal- 
tung während  des  Krieges;  dass  er  aber  auch  unverbesser- 
lich sich  bezeigte,  geht  aus  den  wenige  Wochen  vor  seinem 
Tode  getroflfenen  Vorkehrungen  zur  Sendung  von  Hilfs- 
truppen für  Bauer  und  zum  Abschlüsse  eines  Allianzvertrages 
mit  Frankreich  und  Schweden  hervor.  Seine  Politik  hat 
seinem  Lande  unbeschreibliche  Nachtheile  und  ihm  ein  un- 
rühmliches Andenken  bereitet,  da  unedle  Begierden  unstreitig 
mächtiger  in  ihm  wirkten ,  als  der  Gemeinsinn  und  das 
Pflichtgefühl. 

Grosse  Hoffnungen  erregte  die  Anstellung  des  chur- 
sächsiscbeu Generallieutenants  Arnim  im  kaiserlichen  Heere. 
Nach  einer  mit  Johann  Georg  geschlossenen  Uebereinkunft 
war  Arnim  bestimmt,  das  Commando  in  Schlesien  von  Golz, 
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der  um  die  Enthebung  von  demselben  angesucht  hatte,  zu 
übernehmen.  Der  Kaiser  versprach,  das  Heer  daselbst  bis 
auf  4000  Mann  Fussvolk  und  3000  Reiter  nebst  den  chur- 
sächsischen  und  brandenburgischen  Regimentern  za  ver- 
stärken, und  Magazine  zu  Brieg,  Liegnitz  und  Grossglogan 
zu  errichten.  Bloss  für  drei  Monate  sollte  Arnim  den  Ober- 
befehl übernehmen  und  übrigens  chursächsischer  General- 
lieutenant bleiben.  Zur  Uebernahme  kam  es  inzwischen  erst 
Anfangs  April,  und  zu  Ende  dieses  Monats  (den  28.)  raffte 
den  wackern  Feldherrn,  den  geschworenen  Schwedenfeind, 
der  Tod  hinweg.  Seine  Stelle  nahm  Herzog  FranzAIbrecht 
von  Sachsen-Lauenburg  ein,  der  vier  Regimenter  er- 
richtet hatte,  aber  Arnim's  Verlust  nicht  zu  ersetzen  ver- 
mochte. Suys  ward  den  1.  April  zum  Feldzeugmeister  er- 
nannt, Borncval  wieder  nach  Schlesien,  und  Geleen  an  den 
Rhein  gesandt,  wo  sich  4700  Mann  Infanterie  und  3000 
Manu  Cavallerie,  unter  denen  300  Spanier  sich  befanden, 
zusammenzogen. 

Entweder  war  der  Kaiser  vom  Wechsel  der  branden- 
burgischen  Politik  noch  nicht  unterrichtet,  oder  er  hielt  sich 
einfach  an  die  herkömmliche  Ordnung,  als  er  den  12.  März 
dem  General  Goldacker  den  Auftrag  gab,  den  im  Jahre  1637 
mit  Brandenburg  geschlossenen  Vertrag  zu  erneuern.  Ver- 
möge  demselben  verpflichtete  sich  der  verstorbene  Churfiirst, 
6000  Mann  Fussvolk  und  i  000  Reiter  gegen  ein  vom  Kaiser 
geleistetes  Lauf-  und  Anrittsgeld  von  100.000  Gulden  und 
die  Lieferung  von  2000  Musketen  herzustellen.  Da  diese 
Convention  nur  unvollständig  zum  Vollzug  kam,  so  sollte 
sie  nun  vom  Nachfolger  durchgeführt  werden.  Der  Kaiser 
bestimmte  dieses  brandenburgische  Corps  zur  Mitwirkung 
an  der  pommerschen  Expedition,  befahl  dasselbe  beisammen 
zu  halten  und  dem  Feinde  damit  den  möglichsten  Abbruch 
zu  thun.  Das  war  dasjenige,  was  vom  Kaiser  in  Regensburg 
im  Interesse  Brandenburgs  ^^geplant^^  worden  ist. 
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Während  der  Duca  di  Savelli  für  seine  schmählichen 
Verrichtungen  in  den  Feldzügen  am  Oberrhein  mindestens 
gänzliche  Entlassung  aus  dem  kaiserlichen  Dienste  verdient 
hätte,  ward  ihm  der  einflussreiche  Posten  im  kaiserlichen 
Kabinete  zu  Theil.  Sei  es  nun,  dass  man  endlich  seine  Un- 
tuchtigkeit  auch  in  dieser  Stellung  erkannte,  oder  dass  er  aus 
freiem  Antriebe  darauf  verzichtete,  an  seine  Stelle  kam  der 
verständige  und  rechtschaffene  Walter  Graf  von  Leslie; 
der  Günstling  Savelli  aber  ward  ganz  unnöthig  anfangs  zum 
ausserordentlichen  Gesandten  und  im  Jahre  1641  zum  wirk- 
lichen Botschafter  in  Rom  ernannt.  Wie  sehr  er  auch  in 
dieser  Eigenschaft  schadete,  erfuhr  der  Kaiser  nach  seinem 
Tode.  Doch  hätte  es  leicht  vorausgesehen  werden  können, 
dass  Savelli  als  päpstlicher  Unterthan  die  Interessen  des 
Kaisers  am  päpstlichen  Hofe  unmöglich  mit  Erfolg  vertreten 
könne  "). 

Das  unausgesetzte  rasche  Vordringen  der  kaiserlichen 
Armee  von  der  Naab  bis  an  die  Saale  macht  vermuthen,  dass 
zuletzt  ein  kühner,  das  Schicksal  dieses  Feldzuges  entschei- 
dender Schlag  geschehen  sei.  Auf  ein  solches  Endergebniss 
scheint  inzwischen  die  Berechnung  der  kaiserlichen  Feld- 
herren nicht  gestellt  gewesen  zu  sein,  denn  ihr  Operations- 
plan lautete:  «Aufstellung  an  der  Saale  und  ein  angriffs- 
weises Verfahren,  wenn  die  Schweden  von  Hilfstruppen  nicht 
unterstützt  werden ;  im  entgegengesetzten  Falle  Beschrän- 
kung auf  die  Defensive.  Sichere  Stellung  zwischen  Leipzig 
und  Naumburg.^'  Irrig  wäre  die  Vermuthung,  der  Erz- 
herzog-Generalissimus sei  bei  seinen  Operationen  an  Wei- 
sungen von  Wien  gebunden  gewesen,  denn  eben  jetzt  im 
Mai  1Ö41  erweiterte  der  Kaiser  seine  Befugnisse  bedeutend. 

")  Der  jeweilige  kais.  Botschafter  in  Rom  bezog  den  für  jene 
Zeiten  sehr  grossen  Gehalt  von  12000  fl.,  die  bei  Savelli  hinausgeworfenes 
Geld  waren.  Der  edle  Duca  starb  nebstdem  bedeckt  mit  einer  Unmasse 
Ton  Scholden,  deren  Bezahlung  vermuthlich  auch  wenigstens  zum  Theil 
dem  Kaiser  zur  Last  fiel.  Aber  wie  dieser  Bömerling  verstand  und  trieb 
kein  Anderer  am  kais.  Hofe  die  Kunst  zu  schmeicheln  und  zu  kriechen. 
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In  dem  diessfalligen  Decrete  ist  zwar  bedungen,  dass  er 
und  der  Kaiser  zusammen  den  Feldzugsplan  entwerfen,  aber 
die  Operationen  selbst  bleiben  seiner  selbstständigen  Leitung 
überlassen.  Aller  Kriegsbedarf  und  die  Geldmittel  sind  ihm 
zur  freien  Verfugung  gestellt,  mit  Ausnahme  der  Erforder- 
nisse des  kaiserlichen  Hofstaates,  der  Gesandtschaften  und 
der  ungarischen  Grenzhut.  Er  ist  ermächtigt,  mit  den  Land- 
ständen  der  kaiserlichen  Erbländer,  wenn  der  Krieg  es  er- 
heischt, in  Unterhandlungen  zu  treten  dort  vto  „Ich,  sagt 
der  Kaiser,  nicht  persönlich  anwesend  oder  nicht  näher  bin 
als  Euere  Liebden,  oder  dort,  wo  nicht  etwa  meine  Gemahlin 
die  Regierung  fuhrt''  ").  Eingeräumt  ist  dem  Erzherzog 
ferner  die  Ernennung  der  Regimentsinhaber,  aber  die  der 
Generäle  behält  sich  der  Kaiser  vor.  Die  Armeereform  und 
das  Strafrecht  sind  ihm  überlassen,  aber  Belohnungen  kann 
er  nur  vorbehaltlich  der  kaiserlichen  Bestätigung  ertheilen. 
Im  deutschen  Reiche  kann  er  nach  Gutdünken  Werbungen 
anstellen,  in  den  Erbstaaten  aber  nur  nach  eingeholter  Be- 
willigung des  Kaisers.  Die  Uebereinkunfl  mit  Arnim  soll 
auch  mit  dem  Herzoge  von  Sachsen-Lauenburg,  geschlossen 
und  dem  Erzherzoge  der  von  ihm  verlangte  Civil- Commissär 
zur  Seite  gegeben  werden. 

Wenn  der  Erzherzog  ein  Feldhermtalent  besass,  so 
konnte  er  es  dieser  Vollmacht  gemäss  vollkommen  frei  ent- 
wickeln, und  der  ofl  gehorte  Vorwurf,  dass  die  Kriegsfah- 
rung  der  Kaiserlichen  bloss  wegen  der  Abhängigkeit  der 
Befehlshaber  von  den  Befehlen  des  Hofkriegsrathes  in  Wien 
ungünstig  ausschlug,  findet  keine  Anwendung  auf  die  seinige. 
Uebrigens  ist  es  fehler  hafl,  diesen  Vorwurf  bloss  gegen  Oester- 
reich  zu  richten,  da  die  nämliche  Einrichtung  überall  bestand. 
Obgleich  den  schwedischen  Befehlshabern  unbedingt  zu  ver- 
trauen war,  mussten  sie  doch  den  von  Stockholm  an  sie  er- 
lassenen Vorschriften  sich  unterwerfen.  So  hielt  es  auch  der 


")  Wenn  der  Kaiser  verreiste,   übertrug   er   die  Regierung  seiner 
Gtemahlin. 
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Churfurst  Maximilian  von  Bayern  mit  seinen  Generälen,  so 
Georg  von  Braunschweig  mit  Klitzing  a.  s.  w. 

Die  ausgestandenen  Mühseligkeiten  des  Winterfeldzu- 
ges zogen  Bauer  eine  bedenkliche  Fieberkrankheit  zu.  Be- 
drängt von  Piccolomini  und  Mercy  rückte  sein  Heer  von 
Zeitz  nach  Merseburg  vor,  wohin  er  sich  in  der  Sänfte  tragen 
lassen  musste.  Seine  auf  Herzog  Georg  gesetzte  Hoffnung 
zerstörte  dessen  Tod.  Kurz  bevor  dieser  erfolgte,  hatte  Bauer 
durch  den  jungen  Oxenstjerna  und  durch  Mortaigne  Ueber- 
lassung  seiner  Truppen,  freien  Durchzag  durch  sein  Land, 
Quartiere  und  Proviant  mit  der  Erklärung  von  ihm  verlan- 
gen lassen,  dass  die  Schweden  sein  Land  feindlich  behan- 
deln müssten,  wenn  Braunschweig  sich  mit  dem  Kaiser  ver- 
bände. Georg,  der  sein  Land  von  Schweden  wie  von  Kai- 
serlichen frei  halten  wollte  und  dem  Bauer  ein  Hilfscorps 
zu  schicken  in  der  Meinung  beschlossen  hatte,  ihn  von  dem 
Zuge  nach  seinem  Lande  abzulenken,  verweigerte  die  An- 
nahme dieser  Forderungen,  sandte  aber  an  Bauer  seinen 
Bath  Hodenberg,  um  mit  ihm  zu  unterhandeln.  *')  Nach 
Georgs  Hintritt  wendete  sich  Bauer  an  den  Herzog  Fried- 
rich von  Celle,  dem  aber  der  Churfurst  von  Sachsen  den 
9^19.  April  schrieb  :  Wie  er  ihm  schon  ein  Jahr  früher  mit- 
geiheilt,  habe  der  Kaiser  versprochen,  das  Land  des  Herzogs 
zu  schonen,  wofeme  er  seine  Truppen  dem  Feinde  nicht 
ttberlässt.  Erzherzog  Leopold  Wilhelm  habe  dieses  Verspre- 
chen in  einem  Schreiben  aus  Eger  vom  15.  April  wieder- 
holt. Treuherzig  mahne  er  ihn  und  ersuche  ihn,  auch  seinen 
Bruder  zu  ermahnen,  diesen  Antrag  nicht  in  den  Wind  zu 
schlagen.  Auf  Anrathen  Rauschenberg's,  des  Commandanten 


")  Wahrscheinlich  wäre  ungeachtet  dieser  Weigerung  die  Vereini- 
gong  doch  geschehen,  da  die  lüneburgische  Armee  bereits  gemustert  war 
und  in  Bereitschaft  zum  Aufbruche  stand.  Georg  hatte  auch  ein  Aufgebot 
durch  das  ganze  Land  erlassen,  sich  mit  Proviant  auf  drei  Monate  zu  ver- 
sehen; überdies  entlehnten  die  lüueburgischen  Officiere  so  viel  Qeld,  als 
man  ihnen  auf  ihren  Sold  borgte.  (B.-A.) 
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von  Wolfenbüttel,  erliess  der  Kaiser  Patente  an  die  nach 
Georgs  Tod  zu  Peina  versammelten  Landstaode,  deren  Be- 
werbungen bei  Herzog  August  gleichwohl  so  wenig  als  die 
des  Kaisers  und  des  Erzherzogs  Erfolg  hatten,  da  die  Gael- 
fen  von  dem  Versprechen  der  Franzosen  gewonnen  waren, 
ihnen  durch  eine  starke  Diversion  von  Frankreich  her  Luft 
zu  machen  oder  ihnen  die,  Einbusse  an  ihren  Einkünften  zn 
ersetzen,  falls  die  Kaiserlichen  ihr  Land  feindlich  behandel- 
ten. Das  Vertrauen  auf  diese  Verheissungen  scheint  Bestand 
gehabt  zu  haben,  so  lange  sie  auf  Bauer  rechneten.  AU 
aber  die  Hoffnung  auf  seine  Lebenserhaltung  schwand,  er- 
wachte mit  der  Sorge  um  ihre  Sicherheit  auch  Neigung 
zum  Wechsel  ihrer  Politik.  Herzog  August,  der  mit  dem 
Herzoge  von  Sachsen-Lauenburg  in  geheime  Unterhandlan- 
gen getreten  war,  beantwortete  dessen  Aufforderungsschrei- 
ben, zum  Kaiser  überzutreten,  den  20.  April  in  einer  gegen 
die  Einräumung  von  Wolfenbüttel  und  das  Versprechen, 
die  kaiserliche  Armee  von  den  braunschweigischen  Landen 
ferne  zu  halten,  beinahe  schon  verbindlichen  Weise;  dass 
er  aber,  so  lange  Bauer  lebte,  ein  doppeltes  Spiel  spielte, 
ersehen  wir  aus  einem  von  diesem  den  20.  April  an  beide 
Herzoge  gerichteten  Schreiben,  worin  er  sagt :  „Mit  Befriedi- 
gung habe  er  aus  ihrem  durch  einen  Gesandten  ihm  zuge- 
mittelten  Memorial  ihre  Bereitwilligkeit  entnommen,  mit 
beiden  Kronen  verbunden  zu  bleiben.  Er  erkläre  sich  mit 
der  Fortsetzung  der  Blokade  von  Wolfenbüttel  (womit  Herzog 
Georg  auf  Bauers  Antrag  begonnen  hatte)  einverstanden, 
und  weil  die  Herzoge  sicher  wüssten^  dass  Hatzfeld  mit 
Aufhebung  derselben  beauftragt  sei,  so  rathe  er,  diese  Ab- 
sicht durch  eine  Vereinigung  mit  den  Hessen  zu  vereiteln.** 
Rauschenberg,  der  schon  einmal  vergeblich  versucht  hatte, 
die  Herzoge  für  den  Kaiser  zu  gewinnen,  empfing  von  diesem 
den  29.  April  aus  Kegensburg  den  Auftrag,  noch  einen  Ver- 
such anzustellen,  da  die  Herzoge  sich  in  einem  Schreiben 
an  ihn   „ihrer  beständigen    aufrichtigen    Devotion  gerühmt 
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hatten.  Daraus  müsse  doch  mindestens  geschlossen  werden, 
dass  sie  einigen  Anstand  nehmen,  gar  alles  auf's  Spiel  zu 
setzen.^  Allerdings  wohlwollend,  aber  schon  nicht  mehr  an- 
gemessen, erneuerte  der  Kaiser  den  4.  Mai  den  gegebenen 
Auftrag,  beifugend,  Rauschenberg  möge  sowohl  dem  Her- 
zoge August  als  den  Ständen  und  der  Ritterschaft  vor- 
stellen, dass  sie  unklug  handeln,  der  ihnen  drohenden  Gefahr 
langer  sich  bioszustellen  und  sich  gleichsam  in  sie  zu 
stürzen.  Obgleich  auch  die  Witwe  des  Herzogs  Georg,  Anna 
Eleonora,  sich  stellte,  als  theile  sie  die  Gesinnungen  ihres 
Gemahls,  und  desshalb  ihrem  von  einer  Reise  zurückkehren- 
den ältesten  Sohn  Christian  Ludwig  rieth,  dem  Bauer  in 
Merseburg  aufzuwarten,  so  war  sie  doch,  und  von  der  ganzen 
Familie  sie  allein,  gut  kaiserlich  gesinnt,  und  hatte  den 
Herzogen  mehr  als  einmal  gerathen ,  die  Partei  des  Kaisers 
zu  ergreifen. 

Bauer,  seit  24.  April  im  Hauptquartier  zu  Merseburg, 
liess  bei  Halle  eine  Brückenverschanzung  aufwerfen,  den  1.  Mai 
aber  brach  das  ganze  in  zwei  Lager  vertheilte  Schwedenheer 
auf,  überschritt  die  Saale  und  brannte  die  Brücke  hinter  sich 
nieder.  Die  Kaiserlichen  versuchten  anfangs  den  Uebergang  bei 
Weissenfeis.  Von  den  Schweden  und  Weimarern  daran  ver- 
hindert, führte  sie  Piccolomini  die  Saale  entlang  nach  Bern- 
burg  herab,  wo  sich  nur  eine  Besatzung  von  fünfzig  Mann 
vorfand,  und  setzte  bei  dieser  Stadt  über,  den  Pfui,  der  mit 
der  Reiterei  den  Uebergang  streitig  machte,  mit  dem  Ver- 
loste von  einhundert  Gefangenen  und  vielen  Standarten 
zurückwerfend.  Während  seines  Aufenthaltes  in  Bemburg,  den 
20.  Mai,  benachrichtigte  Piccolomini  die  Witwe  des  Herzogs 
Greorg  von  seinem  Anzüge  und  ermahnte  sie,  als  Regentin  des 
braunschweigischen  Landes  ihrer  Verpflichtung  zu  gedenken. 
Der  todtkranke  Baner,  der  bei  dem  steten  Rückzug  seines  Hee- 
res nirgend  Rast  und  Ruhe  fand,  liess  sich  nach  Halber- 
stadt bringen.  Da  die  Einwohner  den  üblichen  Trommelwirbel 
und  das  Trompetengeschmettcr  bei  seinem  Einzüge  vermiss- 
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teo  und  wahrnahmen,  dass  die  Heerpauken  schwarz  behän- 
gen und  zwei  Senften  mit  schwarzen  Tüchern  umkleidet 
waren,  so  hielten  sie  Banem  für  todt.  Er  riss  sie  durch 
die  Abnahme  einer  Kriegssteuer  von  20.000  Thalem  sehr 
bald  aus  diesem  Irrthume,  unterschrieb  auch  noch  mit  eige- 
ner Hand  eine  Aufforderung  an  die  Guelfen,  ihm  allsogleich 
ihre  Truppen  zu  senden,  unterlag  aber  endlich  doch  der 
qualvollen  Krankheit,  welche  unter  scheinbarer  Besserung 
volle  sechs  Wochen  gewährt  hatte,  den  10^0.  Mai  1641 
morgens  um  vier  Uhr.  Schon  zu  Merseburg  soll  er  einem 
Gerüchte  zufolge  den  Heerbefehl  einer  aus  den  Greneral- 
majoren  Pfui,  Wittenberg  und  Wrangel  bestehenden  Com- 
mission  für  den  Fall  seines  Todes  übertragen  haben.  Wie- 
wohl Pufendorf  dieser  Anordnung  nicht  erwähnt,  so  ist  es 
doch  sehr  wahrscheinlich ,  dass  Bauer  sie  getroffen  hatte. 
Bauer  hinterliess  ein  bei  Kaufleuten  in  Hamburg  hinterleg- 
tes  Raubgut  von  einer  Million  Thalern  ^^),  welches  der 
Kaiser  von  Rechtswegen  einziehen  konnte.  Es  scheint  aber 
nicht  geschehen  zu  sein.  Das  Gerücht  einer  Vergiftung  ist 
kaum  der  Erwähnung  werth,  in  Schweden  selbst  fand  es 
keinen  Glauben.  Grobe  Ausschweifungen  im  Genuss  des 
Weines  und  der  Liebe  und  die  Strapazen  des  Krieges 
führten  sein  frühes  Ende  herbei  '^). 


**)  Anzeige  aus  Hamburg  an  den  Kaiser. 

'*}  Baner  war  bisweilen  drei  und  vier  Tage  nacheinander  betmoken. 
In  diesem  Zustande,  behauptete  er,  kämen  ihm  stets  die  besten  (bedanken. 
Gallas,  der  mit  dem  schwedischen  Helden  die  Trunksucht  gemein  hatte, 
wird  wohl,  gerade  umgekehrt,  die  wenigen  klugen,  deren  er  flhig  war, 
im  Rausche  eingebüsst  haben. 


Achter  Abschnitt. 


-Nach  Baner's  Tod  brach  im  schwedischen  Heere  Meu 
terei  aus.  Als  die  Generalmajore  Pfui,  Wittenberg  und  Wrangel, 
welche  der  verstorbene  Feldmarschall  entweder  zu  Directoren 
bestellt  hatte  oder  welche  das  Regiment  sich  anmassten,  den 
Obersten  ankündigten,  dass  sie  den  Überbefehl  einstweilen 
übernommen  haben ,  und  ein  Treugelöbniss  von  ihnen  for- 
derten, erklärten  diese  zwar  ihre  Dienstbereitwilligkeit,  ver- 
langten aber  die  Sendung  von  Abgeordneten  nach  Stock- 
holm, welche  ihre  Forderungen  anbringen  und  durchsetzen 
sollten.  Die  wichtigste  derselben  betraf  Baner's  Nachfolger. 
Darüber  hatten  die  deutschen  Obersten  in  ihrem  förmlich 
abgeschlossenen  Bündnisse  festgesetzt:  „Wenn  ein  absol  uter 
General  von  Schweden  an  Baner's  Stelle  geschickt  wer- 
den sollte,  wollen  wir  ihn  nicht  eher  annehmen,  bis  auf 
unseren  an  die  Krone  gerichteten  Vorschlag,  eine  gewirige 
Antwort  erfolgt  sein  wird."  Die  Herzoge  von  Braunschweig 
benützten  diesen  Zwiespalt,  um  die  Herausgabe  der  von  den 
Schweden  besetzten  festen  Plätze  zu  erwirken.  Sie  gewannen 
für  dieses  an  die  Directoren  gebrachte  Begehren  die  meu- 
ternden Obersten,  welche  versprachen,  es  durch  eine  aus 
ihrer  Mitte  gewählte  Deputation  bei  dem  Salvius  in  Ham- 
burg anbringen  zu  lassen.  In  dem  diessfälligen  Schreiben  an 
Salvius  sagen  sie:  ,^Er  werde  wissen,  was  die  schwedischen 
Befehlshaber  dem  Hause  Braunschweig  -  Lüneburg  sowohl 
wegen  Wiederherstellung  ihres  geschwächten  Heeres  und 
Herausgabe  aller  von  den  Schweden   besetzten  Plätze  ver- 
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sprochen  haben.  Von  dem  seligen  General -Feldmarechall, 
den  sie  respectirt  und  für  keinen  Lügner  gehalten,  sei  beides 
wohl  an  vierzehnmal  schriftlich  versprochen  worden.  Sollte 
dieses  Versprechen  nicht  gehalten  werden,  wollten  sie  wegen 
des  der  Krone  Schweden  daraus  entspringenden  Nachtheils 
vor  Gott  und  der  ehrliebenden  Welt  entschuldigt  sein,  ,,in 
Betrachtung  als  nicht  allein  wir,  sondern  alle  deutschen 
Fürsten  von  dem  gottseligen  König  aus  Schweden  und  allen 
dessen  Bedienten  (d.  i.  Ministem)  nichts  anders  gewusst 
auch  bestandig  geglaubt,  als  dass  der  Krön  Schweden  Krieg, 
welcher  durch  die  Starke  der  deutschen  Bundesgenossen  ge- 
fuhrt worden  ist,  zu  nichts  anderem  angesehen  ist,  als  allein 
zu  Liberation  des  heil.  Evangelii,  welches  durch  des  Pabstes 
Anhang  zum  Untergang  condemnirt  gewest,  und  dann  zu 
Recuperirung  der  deutschen  Libertat.  Da  nun  hochermelten 
fürstlichen  Häusern  Braunschweig  und  Lüneburg  nicht  wollte 
gehalten  werden,  was  ihnen  versprochen  worden  (die  doch 
durch  ihre  mit  uns  geschehene  Conjunction  ihnen  (sich)  den 
Kaiser  und  das  ganze  Reich  zu  Feinden  gemacht),  also  (so) 
hat  (hätte)  man  handgreiflich  zu  spüren,  dass  der  Cron 
Schweden  Kriegsfuhrung  in  Deutschland  zu  nichts  anderem 
angesehen  sei,  als  wie  sie  solches  verderben  und  aussaugen, 
und  in  Summa  sich  bemüht  uns,  wie  bereits  viel  orten  be- 
schehen,  zu  Bettlern  zu  machen.  Aber  dem  und  vielem 
andern  bevorzukommen,  bin  ich  N.  N.  abgeordnet,  von  dem 
Herrn  Salvio  eine  kategorische  Antwort  zu  erheben,  in 
Erwägung,  dass  wir,  wie  oftmals  geschehen,  kein  Aufschub 
oder  Ausflucht  mehr  gestatten  können,  auch  in  solcher  Ser- 
vitut wie  bisher,  durchaus  nicht  bleiben  wollen" ').  Diesem 


*)  Dieses  von  Decken  in  den  Beilagen  nicht  mitgetheilte  und  von 
Pafendorf  ganz  unerwähnt  gelassene  Schriftstück  ist  mit  23  Unterschriften 
versehen,  von  denen  wir  den  Oberst  Joh.  Eberh.  von  Bellingshaasen,  den 
General  Witzleben,  den  Heinrich  von  Münchhausen,  Joachim  Friedr.  von 
8eckendorf,  Gastav  Hom,  Duglas,  Tobias  Düwald  und  den  filteren  Mor- 
taigne  nennen.  Ans  den  Unterschriften  sieht  man,  dass  die  Menterei  sich 
nicht  bloss  auf  die  deutschen  Obersten  beschrftnkte. 
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die  edlen  Absichten  der  Schweden  im  deutschen  Kriege 
gleich  Träumen  verscheuchenden  Bekenntnisse  reihen  wir  die 
Thatsache  an,  dass  unter  den  Directoren  selbst  Missstimmung 
herrschte  und  Abfall  drohte.  Dem  an  Ficcolomini  erlassenen 
Auftrage  des  Kaisers  mit  den  Guelfen  zu  unterhandeln 
^wenn  sie,  wie  es  heisst  Lust  dazu  haben^  ist  nämlich  auch 
beigefugt,  Gleiches  möge  er  auch  mit  dem  schwedischen 
Oberst  Pfui  thun,  „wenn  ihm  mit  dem  Uebertritt  Ernst  ist.^ 
Salvius  sandte  die  Eingabe  der  rebellischen  Obersten  nach 
Stockholm.  Zu  Unterhandlungen  mit  den  Herzogen  gab  der 
Eodser  auch  dem  Churfursten  von  Sachsen  Vollmacht.  Wenig 
von  den  Declarationen  der  schwedischen  Obersten  und  dem 
im  Sinne  derselben  von  den  Directoren  selbst  ausgestellten 
Kevers  sich  versprechend,  stellten  sich  die  Herzoge  an,  als 
wären  sie  geneigt  in  die  Vorschläge  des  Ficcolomini  und 
Johann  Georg's  einzugehen,  ihre  wahre  Gesinnung  über- 
lieferten sie  aber  der  Geschichte  in  einem  Schreiben  an  ihre 
Gesandten  in  Regensburg  vom  18./ 28.  Mai.  Es  lautet: 
„Die  schwedisch-weimarsche  Armee  hat  sich  zu  Halberstadt 
vei^raben,  und  obgleich  Bauer  am  10.  d.  morgens  um  vier 
Uhr  gestorben  ist,  befindet  sich  die  Armee  doch  in  guter 
Ordnung  und  steht  für  einen  Mann.  Wiewohl  die  Kaiser- 
lichen die  Schweden  links  stehen  lassen  und  auf  Wolfen- 
biittel  zugehen  könnten,  so  besorge  ich  doch,  dass  sie  durch 
ihren  Aufbruch  auch  den  der  Schweden  veranlassen,  diese 
uns  ins  Land  fallen,  sich  vor  Wolfenbüttel  setzen,  und 
unseres  Kriegsvolkes  sich  bemächtigen.  In  unserer  Macht 
würde  es  nicht  stehen,  die  Schweden  zu  vertreiben.  Wir 
haben  bisher  nicht  einen  Mann  mit  ihnen  conjungirt,  werden 
es  auch  diessfalls  bei  unserer  Resolution  bleiben  und  uns 
höchlich  angelegen  sein  lassen,  sie  von  unseren  Landen  ferne 
zu  halten;  allein  die  höchste  Gefahr  beruht  auf  dem,  dass 
wir  den  ganzen  Kriegsschwarm  ins  Land  bekommen,  zumal 
wir  wegen  Wolfenbüttel  und  Anderem  vom  Kaiser  so  wenig 
als   von   anderer  Seite   irgend  eine  Versicherung   erhalten 

Koch,  OMchichU  Fwrdiiundt  in.    I.  Bd.  Ig 
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haben.  In  der  Zwischenzeit  haben  wir  angefangen,  das 
Wasser  (an  der  Festung)  zu  schwellen,  willens  die  Blokade 
vor  erlangter  Satisfaction  nicht  aufzuheben.  Geholfen  kann 
den  Sachen  werden,  wenn  wir  von  Euch  oder  Anderen 
Wolfenbüttels  und  anderer  Forderungen  wegen,  eine  za- 
reichende Erklärung  und  wirkliche  Befriedigung  erhalten, 
und  wenn  die  kaiserliche  Armee  dort  wo  sie  jetzt  steht  und 
Ueberfiuss  an  Lebensmitteln  hat,  stehen  bleibt.  Da  die 
schwedische  Armee  dermalen  ohne  Führer  ist,  so  dürften 
die  deutschen  Gavaliere  in  derselben,  sobald  sie  wissen, 
dass  wir  zufrieden  gestellt  worden  sind,  die 
längere  Verfechtung  der  deutschen  Libertät  und 
Rechte  der  Stände  wohl  aufgeben  und  einen  Waffen- 
stillstand und  Friedenshandlungen  anrathen.^ 

Eine  so  völlig  falsche  Berechnung  wie  diese  musste 
bei  der  voraussichtlichen  Bewegung  der  beiden  Heere  rasch 
in  sich  zerfallen.  Allerdings  bat  Herzog  August  mit  Schreiben 
vom  18.  Mai  an  Piccolomini,  die  kaiserliche  Armee  nicht  in 
die  braunschweigischen  Lande  zu  fuhren,  beschwerte  sich 
auch  bei  dem  Ghurfürsten  Johann  Georg  über  einen  den 
14.  Mai  geschehenen  Einfall  einiger  Regimenter  Croaten  und 
Dragoner  von  der  Garnison  Magdeburgs,  wobei  Schöppen- 
stadt  geplündert,  Weiber  geschändet,  Diener  des  göttliche 
Wortes  getödtet  worden  seien,  allein  wenn  selbst  Piccolo- 
mini, von  der  Hoffnimg  einer  ehestens  eintretenden  Sinnes- 
änderung der  Guelfen  bewogen,  den  30.  Mai  den  lüneburgi- 
schen Ständen  zuschrieb :  er  habe  im  kaiserlichen  Lager  mit 
Trommelschlag  und  Trompetenschall  verkünden  lassen,  dass 
Streifereien  in  die  braunschweigischen  Länder  oder  Ver- 
übung von  Feindseligkeiten  an  den  Bewohnern  bei  Leibe«- 
und  Lebensstrafe  verboten  seien,  so  war  doch  die  Voraus- 
setzung eine  ungereimte,  der  kaiserliche  Feldherr  werde  sich 
zum  Stillestehen  verurtheilen  und  Wolfenbüttel  unentsetst 
lassen.  Den  24.  Mai  schrieb  er  dem  Kaiser:  „Der  Feind  ist 
hinter  Halberstadt  bis  auf  Hessendanun  mit  vielem  Verluste 
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xQrnckgetrieben  worden  und  soll  sich  das  Heer  seit  Baner's 
Tod  in  grosser  Confusion  befinden.^  Bei  ihrem  Abzage  von 
Halberstadt  zündeten  die  Schweden  ihre  Magazine  an,  wo- 
durch die  Stadt  in  Brand  gerieth.  Wessen  sich  der  Kaiser 
von  Ghnrbrandenburg  zu  versehen,  erfahr  er  aus  einem 
Briefe  Pfuls  an  Stalhandske  vom  14.  Mai,  worin  jener  sagt: 
^Von  Axel  Lilje  gesandt  sei  der  Commissär  Pucher  ge- 
kommen und  habe  eine  Vorschrift  hinsichtlich  der  vom  Chur- 
försten  von  Brandenburg  angebotenen  Neutralitat  verlangt. 
Der  Churfiirst  habe  den  Liljstrom  seiner  Haft  in  Spandau 
unter  der  Bedingung  entlassen,  dass  er  zu  ihm  komme,  um 
mit  ihm  der  Aussöhnung  mit  Schweden  und  der  Neutralitat 
wegen  zu  verhandeln.  Weil  Liljstrom  hierzu  keinen  Auftrag 
hatte,  so  habe  er  bei  Bauern  angefragt,  der  ihm  zurück- 
schrieb: er  möge  die  Reise  nicht  unterlassen,  Bauer  werde 
ihn  dieserwogen  in  Stockholm  gewiss  vertreten.  Im  Ein- 
klänge mit  Baner's  Verfahren,  rathe  Pfui,  den  Brandenburger 
möglichst  zu  schonen  und  sich  gegen  ihn  bloss  vertheidigungs- 
weise  zu  halten.  Pfui  heisst  den  Stalhandske  am  Schlüsse 
des  Briefes,  wieder  nach  Schlesien  zurückzukehren,  weil  ihm 
die  Feinde  dort  wo  er  stand,  leicht  gefährlich  werden 
konnten.  Er  war,  ohne  Zweifel  in  der  Absicht  zu  Bauern 
zu  stossen,  von  Jüterbogk  eilig  nach  Luckau,  aber  den 
8.  Mai  von  diesem  Orte  nach  Tangermündo  aufgebrochen. 
Den  2.  Juni  befand  er  sich  in  Sorau,  wo  er  beschloss,  in 
Schlesien  ein  Lager  zu  beziehen. 

Der  Churiurst  von  Sachsen  hatte  von  Piccolomini  den 
14.  April  den  Entsatz  von  Zwickau,  das  noch  immer  die 
Schweden  inne  hatten,  verlangt  und  ihm  vorgestellt,  dass 
es  sehr  leicht  damit  gehen  werde,  weil  die  Besatzung  grossen- 
theils  aus  gefangenen  kaiserlichen  Soldaten  bestehe,  die  wider 
ihren  Willen  in  die  schwedischen  Kegimenter  gesteckt  und 
bisher  gewaltsam  in  Zwickau  festgehalten  worden  wären; 
auf  die  der  Ej*iegslast  müden  Bürger  sei  ebenfalls  zu  rechnen. 
Wenn  aber  Piccolomini  wegen  Verfolgung  des  Feindes  sich 
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zu  diesem  Unternehmen  nicht  verstehen  konnte,  würde  der 
Churfurst  selbst  mit  der  Besatzung  von  Leipzig  und  anderen 
Truppen  vor  Zwickau  erscheinen.  Piccolomini  lehnte  den 
Antrag  ab,  aber  auch  Joh.  Georg  betheiligte  sich  nicht 
persönlich  bei  Zwickau's  Belagerung,  sondern  uberliess  sie 
dem  kaiserlichen  General  F.  Wachtmeister  Borry,  der  ihm 
den  12.  Mai  die  begonnene  Beschiessung,  jedoch  erst  den 
7.  Juni  die  Uebergabe  anzeigte. 

Schon  den  31.  Mai  glaubte  Piccolomini  an  die  G^ 
neigtheit  der  Guelfen  sich  mit  dem  Kaiser  zu  vertragen, 
denn  an  diesem  Tage  schrieb  er  dem  Churfursten  von 
Sachsen,  der  ihn  und  den  Kaiser  in  dieser  Meinung  be- 
stärkt hatte:  „Die  Herzoge  hätten  ihn  benachrichtigt,  dass 
sie  etliche  ihrer  Regimenter  an  den  Hessendamm  gelegt 
hatten,  in  keiner  anderen  Absicht,  als  um  das  weitere  Vor- 
dringen der  Schweden  in  ihrem  Lande  zu  hindern.  Sie  hätten 
befohlen  im  lüneburgischen  Lager  öffentlich  auszurufen  und 
auszublasen,  dass  man  sich  an  den  Reichsvolkem  nicht  ver- 
greife.^ Der  Betrug,  den  die  Herzoge  spielten,  kam  in- 
zwischen bald  an's  Licht.  Aufgefangene  Briefe,  welche  dem 
kaiserlichen  Heerführer  den  9*  Juni  in  die  Hände  fielen, 
setzten  ihn  in  Kenntniss,  dass  die  unter  EJitzings  Befehl 
an  den  Hessendamm  gesandten  lüneburgischen  Truppen  — 
mit  den  Schweden  sich  vereinigt  hatten.  Auf  das 
sehr  demüthige  Schreiben  des  Herzogs  August  vom  10.  Juni, 
worin  er  um  Schonung  seiner  Länder  bat,  gab  Piccolomini 
eine  Antwort,  mit  welcher  uns  sein  Brief  vom  16.  aus 
Aschersleben  an  Rauschenberg  bekannt  macht:  „Wie  ich 
mir  gleich  anflEuigs  eingebildet  habe,  dass  sie  (die  Herzoge) 
mit  ihren  schonen  Worten  nichts  anderes  als  Zeitgewinnung 
und  Erreichung  ihrer  disegni  suchen,  so  ist  es  nun  erfolgt 
Sie  haben  ihre  Regimenter  zum  Theil  mit  dem  Feinde  con- 
jungirt  und  setzen  die  Belagerung  von  Wolfenbüttel  fort 
Dabei  geben  sie  männiglich  zu  verstehen ,  dass  sie  Ihrer 
kaiserlichen  Majestät  und  des  Reiches  getreue  Fürsten  seien 
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und  nichts  anderes  als  Vereinigung  mit  der  kaiserlichen 
Majestät  wünschen  und  wollen.  Als  ich  die  Saale  passirte, 
hatte  ich  durch  eine  starke  Cavalkade  Wolfenbüttel  gar 
wohl  entsetzen  können,  welches  aber  unterblieb,  weil  Ihre 
Biajestat  die  gute  Meinung  gehabt,  die  Herzoge  werden 
sich  auf  die  ihnen  gethanen  guten  Offerten  accomodiren.  Ich 
habe  dem  Herzog  August  dieser  Tage  geschrieben :  wofeme 
die  Blokade  von  Wolfenbüttel  nicht  aufgehoben  und  seine 
Mannschaft  vom  Feinde  abgefordert  wird,  werde  ich  Ihrer 
kaiserlichen  Majestät  Feind  mit  fliegenden  Standarten  und 
Fähnlein  aufsuchen.'' 

Zur  Rechtfertigung  ihres  Verfahrens  hatten  die  Herzoge 
jederzeit  die  Hildesheimische  Streitsache  und  Wolfenbüttels 
Vorenthaltung  vorgeschützt.  Parteiische  Geschichtschreiber 
sind  ihnen  darin  gefolgt  und  haben  das  Unrecht  auf  die 
Seite  des  Kaisers  gewälzt,  ja  sogar  behauptet,  er  habe 
Wolfenbüttel  für  sich  behalten  wollen.  H5ren  wir  nun,  wie 
der  Kaiser  selbst  sich  darüber  äussert  In  seinem  Schreiben 
vom  7.  Juni  1641,  mithin  bevor  er  um  die  Vereinigung  der 
Herzoge  mit  den  Schweden  wusste,  trug  er  dem  Piccolomini 
auf,  bei  den  Unterhandlungen  mit  ihnen  auf  zwei  Bedin- 
gongen,  nämlich  Aufhebung  der  Belagerung  Wolfenbüttels 
und  NichtVereinigung  mit  den  Schweden  oder  anderen 
Beichsfeinden  zu  bestehen.  Dann  sagt  er :  „Wenn  die  Her- 
zoge des  zweiten  Punctes  wegen  einstreuen  sollten,  sobald 
unsere  kaiserlichen  Waffen  sich  der  Festung  nähern,  seien 
sie  zur  Vereinigung  mit  den  Schweden  und  zum  gemein- 
samen Widerstände  befugt,  würden  sie  nur  eines  grundlosen 
Vorwandes  sich  bedienen,  weil  sie  ganz  gut  versichert  sein, 
dass  Wir  an  gedachter  Festung  gar  nichts  prätendiren,  noch 
begehren  selbe  dem  Hause  Braunschweig  vorzuenthalten. 
Wir  wollen  allein,  dass  die  Sach  mit  dieser  Festung  in  dem 
Stande  bleibe,  wie  sie  vor  der  Blokirung  gewesen,  bis  es 
mit  den  Streitigkeiten  in  der  Hildesheimer-Sache  zwischen 
beiden  Tbeilen  zu  einem  Vergleiche  (der  zu  hoffen  ist)  ge* 
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kommen  seiu  wird.  Ist  dies  einmal  geschehen,  dann  wollen 
wir  gedachte  Festung  ungesäumt  abtreten  und  sie  dem  forst- 
lichen Hause  zurückstellen  lassen.^ 

„Würdest  Du  finden,  dass  es  den  Herzogen  mit  der 
Äccomodation  rechtschaffen  Ernst  ist,  und  wärest  Du  ganz 
gewiss,  dass  sie  mit  den  Feinden  sich  nicht  conjungiren, 
auch  wider  gedachte  Festung  weiter  nichts  Feindliches  nnter- 
nehmen,  so  hast  Du  in  diesem  Fall  sie  nnd  ihre  Länder  mit 
Kriegsvolk  zu  vorschonen  und  darob  steif  und  festiglich  za 
halten,  auch  straks  dem  Hatzfeld  davon  Nachricht  zu  geben, 
damit  er  das  Gleichmässige  observire.  Das  Schreiben  an 
Hatzfeld  wirst  Du  zur  Bestellung  den  Herzogen  selbst  über- 
schicken.^  Bei  einem  gegentheiligen  Benehmen  derselben 
heisst  es  am  Schlüsse,  möge  Piccolomini  thun,  was  die  ratio 
l)elli  heischt.  Golz  sei  mit  dem  schlesischen  Corps  und 
Goldacker  mit  der  Reiterei  an  ihn  gewiesen. 

Da  der  Besitz  des  Stiftes  Hildesheim  streitig  war,  so 
konnte  der  Kaiser  ihn  keiner  der  beiden  Parteien  zusprechen» 
sondern  musste  darüber  von  rechtswegen  erkennen  lassen, 
oder,  wie  er  schon  im  Jahre  1638  und  öfter  getban  hatte, 
einen  Vergleich  anbieten.  Damit  aber  eine  von  Brannschweig 
zu  befürchten  gewesene  gewaltsame  Besitzergreifung  hintan- 
gehalten werde,  hielt  er  die  Festung  Wolfenbüttel  mit  seinen 
Truppen  besetzt.  Vasallentrotz,  von  der  Aussicht  auf  die 
Unterstützung  der  fremden  Mächte  gewaltig  gesteigert,  ver- 
leitete den  Herzog  Georg  schon  im  Jahre  1638  zur  Annahme 
einer  drohenden  Haltung,  denn  in  seinem  Schreiben  vom 
23.  April  d.  J.  an  den  Kaiser  ist  zu  lesen  :  „Woferne  das 
stattliche,  so  viele  Jahre  und  Zeiten  von  Dero  glorwürdige 
Vor£ihren  sehr  prätios  erhaltene  Gebäude  des  h.  röm.  Reichs 
länger  bestehen  soll,  so  ist  es  höchst  nöthig,  dass  sämmt- 
liehe  Churfürsten  und  Stände  in  gutem  Vertrauen  bald 
wieder  zusammen-  und  conjuncta  manu  für  (vor)  den  Riss 
treten.  Darzu  zwar  ich  und  mein  fürstliches  Haus  auch,  wenn- 
gleich diese  Hildesheimiscbe  Differenz  länger  anstehen  sollte. 


279 

geneigt,  doch  aber  wird  dieses  nicht  verwahrlichei* 
und  sicherer  als  durch  gänzliche  Abhelfung  ge- 
stiftet werden  können".  Hierzu  ist  zu  halten,  was  König 
Christian  den  25.  August  dem  Kaiser  aus  Glückstadt  schrieb : 
,,Ich  bin  von  guter  Hand  benachrichtigt,  dass  der  Herzog 
Georg  zu  Lüneburg  seine  Knechte  und  Reiterei  armiret,  zu- 
sammenzieht, und  sich  mit  Melander  conjungiren  will.^  Jenes 
Schreiben  legt  klar  dar,  dass  die  Guelfen  sehr  wohl  erkann- 
ten, was  die  Rettung  des  gefährdeten  deutschen  Reiches 
auch  von  ihnen  heischte,  ihre  Handlungen  dagegen  beweisen, 
dass  sie  bloss  weil  ihr  Privatinteresse  unbefriedigt  blieb, 
den  beklagten  „conjuncta  manu  zu  beseitigenden  Riss^  nach 
allen  Seiten  hin  zu  erweitern  bestrebt  waren,  ob  auch  das 
Reich  darüber  in  Trümmer  gehe. 

Die  nächstfolgenden  Ereignisse  lähmten  die  Bestre- 
bungen dieser  selbstssüchtigen  Politik  und  zwangen  die  lüne- 
burgischen Fürsten  sie  aufzugeben.  An  der  Spitze  von 
12.000  Mann  zog  Erzherzog  Leopold  Wilhelm  dem  Haupt- 
quartier des  Piccolomini  zu.  In  Freiberg  sprach  er  den 
Ghurfursten  von  Sachsen,  traf  den  20.  Juni  in  Kalbe  ein 
und  stand,  vereinigt  mit  Piccolomini,  den  26.  im  Feldlager 
von  Schöningen.  Bei  seiner  Annäherung  steckten  die  Feinde 
ihr  Lager  am  Krebitzer  Damme  in  Brand  und  zogen  in 
£ilmärschen  über  Hessendamm  nach  Wolfenbüttel,  wohin 
die  vereinigte  kaiserlich-bayerische  Armee,  den  Entsatz  der 
Festung  beabsichtigend,  ihnen  rasch  folgte  ')• 

Nebst  einem  Fort,  worin  Raum  für  tausend  Mann  war, 
hatte  Herzog  Georg  auch  zwei  grosse  Schsmzeü  vor  der 
Festung  au£fähren  und  bereits  im  April  mit  der  Wasser- 
flchwellung,   welche  sie  zum  Falle  bringen  sollte,   beginnen 


*)  Den  22.  Juni  zählte  die  kab.  Armee  24^26  Mann  und  die 
bayerische  10.822  (Kriegs-Archiv).  Ungefähr  eben  so  stark  wird  auch  die 
schwedische  gewesen  sein,  da  mit  ihr  das  franzOsisch-weimarsche  Corps 
iioter  Guebriant  und  ein  Theil  der  braunschweigisch-lüneburgisohen  Trup- 
pen vereinigt  war. 
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lassen.  Obgleich  yom  aufgestauchten  Wasser  gewaltig  be- 
drängt, hielt  der  tapfere  Rauschenberg  dennoch  die  Festung, 
aber  jene  Werke  besetzten  jetzt  die  Feinde,  denen  es  gelang, 
den  Kaiserlichen  hierin  zuvorzukommen.  Als  es  nun  den 
29.  Juni  vor  Wolfenbüttel  zur  Schlacht  kam,  waren  es 
hauptsächlich  diese  günstigen  örtlichen  Verhältnisse  welche 
nach  einem  fünfstündigen  ungemein  hitzigen  und  hartnäckig 
gen  Kampfe  den  Feinden  den  Sieg  verschafiien,  doch  hatte 
Piccolomini  gefehlt,  sie  in  dieser  vortheilhaften  Stellung  an- 
zugreifen. Der  Verlust  der  Kaiserlichen  an  Todten,  Ver- 
wundeten, Gefangenen  und  Vermissten  betrug  1966  Mann, 
hierzu  den  yerhältnissmässig  grosseren  der  Bayern  tod 
1147  Mann  gerechnet,  ergibt  sich  ein  G^ammtverlnst  von 
3103  Mann,  der  den  der  feindlichen  Armee  sicher  überboten  * 
hat,  wenn  auch  die  lächerlich  geringen  Ansätze  Pofendorfs 
verworfen  werden  •). 

Nach  der  unglücklichen,  den  Entsatz  der  Festung  un- 
möglich machenden  Schlacht  nahmen  die  Feinde  eine  Stel- 
lung zwischen  Wolfenbüttel  und  Braunschweig,  die  Elaiser- 
lichen  aber  zogen  sich  nach  Schöningen  zurück.  Der  Plan, 
Feuer  an  die  Festung  zn  legen,  kam  zwar  nicht  zur  Aus- 
führung, aber  die  Wasserschwellung  ward  so  hoch  getrieben, 
dass  die  Besatzungsmannschafb  sich  genöthigt  sah,  auf  den 
Wällen  zu  lagern.  Rauschenberg  klagte  seine  Noth,  aber, 
schrieb  er,  mit  Gottes  Hilfe  wird  die  Festung  wegen  dieser 
Wasserplage  doch  nicht  verloren  gehen.  Seine  Standhaftig- 
keit  hob  auch  die  Zuversicht,  dass  die  Kaiserlichen  bei  gün- 
stiger Gelegenheit  wieder  zum  Entsätze  zurückkehren  werden, 
dann  minderte  die  Besorgnisse  von  feindlichen  Unterneh- 
mungen der  Ausbruch  einer  nenen  Meuterei  im  Schwedmi- 


*)  Wir  entnahmen  unsere  Angaben  dem  k.  k.  Kriegsarchiye,  die 
gedruckten  varüren  so  sehr,  dass  sie  geradesu  unbrauchbar  werden.  Gueb- 
riant  giebt  von  der  schwedischen  Armee  1000  und  von  dor  kaiserl.  1500 
Bfann  Verlust  an,  aber  die  (Gefallenen  der  kais.  Armee  ohne  Bayenii 
sJChlten  nicht  mehr  als  1173  Mann« 
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iere  und  endlich  hauptsächlich  die  veränderte  Politik  des 
aases  Braunschweig  -  Lüneburg.  So  theuer  war  der  Sieg 
m  29.  Juni  erkauft,  und  so  wenig  sahen  die  Herzoge  ihren 
ortheil  dabei  heraus,  dass  Herzog  August  noch  am  Abende 
ich  der  Schlacht  den  Erzherzog  in  einem  eigenhändigen 
riefe  wegen  des  Antheils  seiner  Truppen  an  der  Schlacht 
irmlich  um  Verzeihung  bat  und  vorstellte,  dass  er  ihre 
ereinigung  mit  den  Schweden  nicht  verhindern  konnte.  Da 
16  Herzoge  auch  die  dänische  Yermittelung  anriefen,  so 
im  es  zu  Unterhandlungen,  zu  welchen  der  Kidser  vor- 
ufig  den  Grafen  Tattenbach  absandte  ^). 

Die  Herzoge  hatten  so  lange  machiavellistische  Politik 
^trieben,  dass  Piccolomini  für  gut  fend,  sich  die  Bürgschaft 
ir  ihre  Friedensversicherungen  mit  den  Wa£fen  zu  ver- 
iba£fen.  Den  6.  August  nahm  er  Horneburg,  eroberte 
»dann  Osterwick  zurück,  schnitt  dem  unthätig  vor  Wol- 
nbnttel  weilenden  feindlichen  Heere  die  Verbindung  mit 
[alberstadt  ab  und  fugte  der  streifenden  Reiterei  des  Konigs- 
lark,  die  ihn  hieran  hindern  wollte,  empfindlichen  Schaden 
1.  Osterode  ward  den  28.  August  von  einer  Streifpartei 
as  bayerischen  Oberst  Druckmüller  geplündert,  das  reichs- 
Atriotisch  gesinnte  Goslar  hingegen  wies  die  feindliche 
Iramison  aus  und  nahm  eine  kaiserliche  ein.  Die  Absicht  des 
Irzherzogs,  Wolfenbüttel  zu  entsetzen,  ward  durch  eine 
chlappe  vereitelt,  welche  Brouay  gegen  einige  Abtheilungen 
es  weimar'schen  und  schwedischen  Heeres  erlitt,  doch  ver- 
^ren  die  Feinde  bei  derselben  drei  tapfere  Führer,  den 
hrafen  Wilhelm  Otto  von  Nassau  und  die  Obersten  Flecken- 
;ein  und  Müller.  Wolfenbüttel  war  jetzt  ernst  wie  nie  zuvor 


*)  „Bei  der  Schlacht  von  Wolfenbüttel,  schrieb  Knrtz  nach  KOln, 
iben  die  Herzoge  von  Lünebnrg  so  viel  an  ihnen  gelegen,  alles  gethan, 
n  die  kaiserliche-  and  Reichs- Armada  za  vertilgen.  Haben  anch  wegen 
eser  eingebildeten  Victor!  aus  allen  ihren  Garnisonen  Freudenschüsse 
9thmn.**  Und  welchen  Vortheil  hat  ihnen  dieses  gottlose  Blntvergiessen 
»bracht? 
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bedroht,  doch  war  auch  die  Lage  des  feindlichen  Heeres 
eine  solche,  bei  der  von  der  Fortsetzung  der  BdageroDg 
mehr  Gefahren  als  Vortheile  heraussahen.  Es  kam  daher 
den  12.  September,  nicht  ohne  Widerstreben  Gnebriants, 
zum  Aufbruche  nach  Gif  hörn  und  Celle,  und  von  hier  nadi 
Winsen  an  der  Aller.  An  diesem  Ort  trennten  sich  die 
Bundestruppen  von  den  Schweden.  Die  Hessen,  gefohrt  Ton 
Eberstein,  zogen  ins  Stift  Verden,  die  Lfineburger  nach 
Hannover,  und  die  Schweden  und  Weimarer  nach  Peters- 
hagen.  Waren  die  Feinde  nicht  besiegt,  so  waren  sie  min- 
destens zum  Weichen  gebracht;  auch  stand  ein  Friedens- 
schluss  mit  Herzog  August  in  naher  Aussicht  Eine  vom  Gene- 
ral Wahl  eingeleitete  Zusammenkunft  August's  mit  dem  Erz- 
herzog Leopold  Wilhelm  im  kaiserlichen  Lager  zu  Solder 
führte  die  Eröffnung  der  Verhandlungen  zu  Goslar 
herbei*  Um  auch  die  beiden  anderen  Guelfen  rasch  zum  Bei- 
tritte zu  bewegen,  unternahm  Piccolomini  einen  Einfall  in  ihre 
Länder  und  belagerte  Einbeck,  das,  von  drei  Seiten  zu- 
gleich angegriffen,  den  23.  October  sich  ergab  *). 

Duderstadt,  vom  Oberst  Kuebländer  seit  dem  10. 
October  umschlossen,  kam  nebst  den  beiden  Festen  Gleichen- 
stein und  Lohe  den  27.  d.  M.  in  kaiserliche  Gewalt«  Nach 
der  Einnahme  von  Northeim,  Münden  und  Erichs- 
burg, sollte  Göttingen  bezwungen  werden,  allein  die 
vorgerückte  Jahreszeit  nöthigte,  die  Belagerung  aufsuheben. 
Diese  kriegerischen  Zwangsmassregeln  waren  von  der  Un- 
aufrichtigkeit  der  braunschweigischen  Fürsten  unerlässlich 
gemacht.  Während  sie  zu  Goslar  mit  dem  Kaiser  unter- 
handelten, sandte  Herzog  August  einen  seiner  lUithe  nach 
Stralsund  zu  Torstensson,  Baner's  Nachfolger,  und  bot 
seinen  Beistand  gegen  die  Kaiserlichen  auf,  allein  Torstens- 


*)  Das  Belagerangsheer  bestand  aus  2738  Maun  Cavallerie  und  3720 
Mann  Fussvolk.  In  Einbeck  fand  es  an  Munition:  26  Tonnen  PolYer, 
6  Centner  Lunten,  3500  Musketen  und  24  Kanonen,  dann  an  Vorrath  6886 
Malter  Getreide  and  781  Stück  Vieh.    (k.  k.  K.  A.) 
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son's  Streitkmi'te  erwiesen   sich   unzuIäDglicb  za    dein  ver- 
langten ^^eiligen  Saccars^,  denn  selbst  nach  der  Vereinigung 
des  Slange  mit  ihm,  zählte  sein  Ueer  nicht  volle  8000  Mann. 
Todtkrank  in  Stralsund  angekommen,  mussto  er  nach  einigem 
Verzug  sich  in  einer  Senfte  weiter  bringen  lassen.  Wir  finden 
ihn  Mitte  November  in  Lauenburg,  wo  der  braunschweigische 
Oberst  Meyer  mit  ihm  unterhandelte.    Sein  Plan  ging  auf 
einen  stürmischen  Angriff  Magdeburgs.  Piccolomini,  der  ihn 
beobachten  liess,    meinte,    da  er  wenig  Truppen  und  kein 
Geld  mitgebracht  habe,  sei  er  nicht  gefährlich.  Torstensson's 
Unternehmungen  lähmte  überdiess  die  Trennung  des  franzö- 
sisch -  weimarschen  Corps,   welches  Guebriant  den  2.  De- 
cember  abführte.   Bei  Stolzenau  die  Weser  überschreitend, 
brachte  er  es  ungehindert  von  Vehlen,   der  in  Warrendorf 
stand,    glücklich  zu  den  Hessen   am  Rhein.    Diese  hatten 
schon  in  den    ersten   Octobertagen   von   der  schwedischen 
Hauptmacht   sich   getrennt   und   waren   über  Minden   und 
Osnabrück  an  die  Ems  gegangen,  wo  Eberstein  Verstärkung 
ans   England   und   Schottland   erwartete  *).    Zum   Entsätze 
Ton  Dorsten,    welches  sich  den  18.  September  an  Hatz- 
feld  ergab,  war  er  noch  aus  dem  schwedischen  Hauptquartier 
bei  Sarstedt  ausgerückt,  aber  zu  spät  gekommen.  Dei:  Fall 
dieser  wichtigen  Feste  war  ein  Wahrzeichen,  dass  dem  Mein- 
eide der  Hessin  dieselbe  Vergeltung  drohe,  welche  zunächst 
die  Gnelfen  erfahren  hatten.  Die  in  das  Herzogthum  Cleve 
eingedrungenen  Hessen  überfiel   Vehlen,    zersprengte    und 
vernichtete  sie,  und  als  Hatzfeld  sich  mit  Piccolomini  ver- 
einigt hatte,    streiften    ihre  Schaaren   in  Niederhessen  bis 
g^en  Kassel   hin.    In   dieser   gefahrvollen  Lage  hing  die 
listige  Landgräfin  wieder  die  Friedensfahne  aus,  indem  sie 
den  T«g  zu  Goslar  beschicken  Hess.   Dadurch  erwirkte  sie 
vom  Erzherzoge  Schonung  ihres  Landes.  Hatzfeld,  der  die 
im  Thnringerwalde  streifenden  Schweden  verjagt  hatte,  war 


^  BeiohsarcliiT. 
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auf  Erfurt  losgegaogen,  fand  aber  dort  an  den  militärisch 
organisirten  Bürgern  selbst  den  entschlossensten  Wider- 
stand. Heldrungen,  das  er  einnahm,  wurde  auf  Befehl 
des  Erzherzoges  dem  Churfursten  yon  Sachsen  überlassen, 
aber  das  ebenfalls  eroberte  feste  Masfeld  besetzten  die 
Kaiserlichen.  Dagegen  fiel  Quedlinburg,  deren  Bewohner 
es  mit  den  Schweden  hielten,  den  15.  November  in  ihre 
Gewalt 

Als  die  Herzoge  von  Braunschweig  in  die  Traotate  za 
Goslar  gewilligt  hatten,  nahm  Ellitzing,  ihr  Generallieutenant, 
seinen  Abschied,  unterrichtete  hiervon  Piccolomini  und  begab 
sich  nach  Hamburg.  Eben  dahin  sandte  Piccolomini  den 
Reichshofrath  Blumenthal,  um  Elitzing  zum  UebertriU  in 
kaiserliche  Dienste  zu  bereden,  „da,  sagt  er,  alle  dentschen 
Cavaliere  und  Officiere  an  ihm  hangen.^  Spater  ward  diese 
Commission  auch  auf  Königsmark,  Pfui,  Rosen  und  Andere, 
die  sich  gleich  dem  Oberst  Mortaigne  „in  sondertiohen  Vor- 
richtungen^ in  Hamburg  eingefunden  hatten,  ausgedehnt 
Die  Entfernung  dieser  Officiere  vom  Schwedenheere  durfte 
wohl  eine  Folge  von  Torstensson's  Anstellung  gewesen  sein. 
Klitzing  trat  in  spanische  Dienste,  die  anderen  suchte  Salvius 
wieder  auf  schwedische  Seite  zu  ziehen. 

Während  der  geschilderten  Kämpfe  mit  den  Schweden 
in  Niedersachsen  unterhielten  die  Franzosen  die  Elrieges- 
flamme  am  Oberrhein.  D'Oissonville  überfiel  im  Februar 
1641  Gengenbach,  Oberkirch  und  Willstett  und  bedrohte 
Ofienburg,  wo  wie  in  Geroldseck  die  kaiserliche  Besatznngs- 
mannscbafl  meist  zum  Feinde  übergetreten  war.  Aber  Gril 
de  Haes,  aus  Thürigen  herbeigeeilt  und  verstärkt  mit  Mann- 
schaft aus  den  Festungen  von  Philippsburg,  Speier  und 
Lindau,  warf  den  Franzosen  bis  Breisach  zurück,  eroberte 
wieder  einige  der  weggenommenen  Plätze  und  hatte  nichts 
geringeres  im  Sinne  als  ihnen  Yorderösterreich  mit  Hilfe 
der  Spanier  zu  entreissen,  hierzu  durch  d'Oissonvilles  Un- 
fähigkeit und  Erlachs  Abwesenheit  ermuntert.  Vorerst  machte 


285 

er  jedoch  eine  Diversion  in  der  Rbeinpfalz,  griff  Kreuznach 
an  und  zwang  es  den  2.  Juni  zur  Uebergabe  '^.  Zurück- 
gekehrt nahm  er  eine  Stellung  zwischen  Offenburg  und 
Grengenbach,  den  Zuzug  der  Bayern  zum  beabsichtigten  An- 
griff auf  Frei  bürg  erwartend.  An  der  tapferen  Abwehr 
Kanofsky'sy  der  daselbst  befehligte,  scheiterte  dieses  Unter- 
nehmen, doch  behauptete  sich  Haes  in  jener  Gegend  bis  zu 
seiner  Abberufung  nach  Engen. 

Das  Benehmen  der  meisten  deutschen  Fürsten  war 
darin  eigenthümlich ,  dass  sie  in  ihrem  Sonderinteresse  be- 
ständig Anforderungen  an  die  Thätigkeit  und  Gunst  des 
E^aisers  stellten,  dabei  aber  entweder  offenkundig  oder  in 
geheim  mit  seinen  Feinden  im  Bunde  standen.  Von  dieser 
widersinnigen  Politik  liess  sich  auch  Herzog  Eberhard 
von  Würtemberg  nach  seiner  Wiedereinsetzung  fort- 
wahrend leiten.  Aus  aufgefangenen  Briefen,  welche  Gil  de 
Haes  und  die  Erzherzogin  Claudia  dem  Kaiser  einsandten, 
gelangte  dieser  zur  Ueberzeugung,  dass  der  Herzog  um 
projectirte  feindliche  Unternehmungen  gegen  ihn  vor  ihrer 
Ausführung  wusste,  sie  billigte,  und  ihre  Ausfuhrung  unter- 
stützte»). 

Wie  wir  bei  der  Bestitution  des  Herzogs  i.  J.  1638 
sahen,  hatte  die  Festung  Hohentwiel  dem  Kaiser  eingeräumt 
werden  sollen.  Wiederhold,  der  Commandant  derselben,  ver- 
weigerte aber  die  Uebergabe  und  hielt  die  Feste  erstlich  für 

^  Die  französische  Garnison  in  Kreuznach  ging  bis  auf  20  Mann 
und  den  Commandanten  Mallet  zu  den  Kaiserlichen  über. 

*)  Wir  wollen  als  Beleg  gegen  Sattler's  abgeschmackte  Unsohnlds- 
rettnng  Eberhards,  dessen  Schreiben  vom  30.  April  1641  hier  anführen, 
worin  er  über  Rosens  bevorstehende  Ankunft  seine  Freude  bezeugt  und 
Terapricht,  ihm  mit  Lieferungen  von  Lebensmitteln  und  Munition  allen 
mdgüehen  Vorschub  zu  leisten.  Solche  Einverständnisse  pflegte  der  Herzog 
mit  Kanoftky  in  Freiburg,  Wiederhold  in  Hohentwiel,  d'Oissonville  u.  A« 
Bei  den  Baubzügen  der  erstgenannten  leistete  Würtemberg  auf  seinem  Gebiet 
nicht  bloss  keinen  Widerstand,  sondern  half  dazu,  indem  die  Würtemberger 
sieh  Tag  und  Nacht  auf  Kundschaft  verlegten,  und  sie  nach  Freiburg  und 
Hohentwiel  trugen. 
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den  Herzog  Bernhard  von  Weimar  nnd  nach  dessen  Tod 
fiir  Frankreich.  Dass  Herzog  Eberhard  dabei  die  Hände  im 
Spiele  hatte,  blieb  kein  Geheimniss.  Weil  inzwischen  Wieder- 
hold durch  fortgesetzte  Ausfälle  auf  vorderosterreichisches 
und  bayerisches  Gebiet  unsäglichen  Schaden  anrichtete,  so 
ward  beschlossen,  das  Raubnest  Hohentwielzu  bezwingen 
und  es  zu  schleifen.  Diese  Expedition  wurde  dem  kaiser- 
lichen General- Wachtmeister  Sparr  übertragen.  Wesentlich 
im  Interesse  der  tirolischen  Nebenlinie  unternommen,  ent- 
fiel auf  diese  ein  Theil  der  Kostenbestreitung.  Die  Erzherzogm 
Claudia  bot  desshalb  auf  einem  für  den  18.  October  1641 
in  Constanz  ausgeschriebenen  Landtag  die  vorderosterrei- 
chischen  Stände  zur  Beisteuer  auf.  Ungern,  nnd  nar  gegen 
die  Enthebung  von  den  Winterquartieren  bewilligten  sie 
monatlich  6000  fl.  für  fünf  Monate. 

Sparr,  den  18.  October  vor  Hohentwiel  angelangt, 
äusserte,  nachdem  er  Umschau  angestellt  hatte:  „Die  Festung 
ist  nicht  so  unüberwindlich  als  wofür  man  sie  aasgiebti* 
Weil  jedoch  die  aus  Bayern,  Fhilippsburg  nnd  Heilbronn 
erwartete  Mannschaft  noch  nicht  eingetro£Fen  war,  zog  er 
sich  auf  zwei  Meilen  zurück.  Mittlerweile  erschien  Erlach 
mit  300  Mann  in  Laufenburg,  Kundschaft  einholend.  Dann 
kam  Kanofsky  von  Freiburg  mit  1500  Mann  an  die  Morg. 
Ihm  folgte  Rosen  mit  seiner  Abtheilung.  Vereinigt  besetzten 
sie  den  Schwarzwald,  um  den  kaiserlichen  Truppen  die 
Lebensmittel  abzuschneiden.  Den  Bauern  der  Markgrafischafi 
Hess  Erlach  den  Verkauf  von  Getreide  bei  Leibes-  nnd 
Lebensstrafe  verbieten  und  ihnen  befehlen,  alles  Futter  nach 
Basel  zu  schaffen,  und  was  nicht  fortgeschafft  werden  kenne) 
zu  verbrennen.  Er  bedrohte  sie  mit  der  Anzündung  ihrer 
Dörfer,  falls  sie  diesen  Befehlen  nicht  die  genaueste  Folge 
leisten  sollten.  Bei  der  kaiserlichen  Belagerungsmannschaft 
unterhielt  Kanofsky  zwei  Spione,  Wiederhold  aber  liess  für 
die  seinigen  Kutten  anfertigen  und  sandte  sie  in  Kapusiner- 
tracht  nmher* 
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Die  Kaiserlichen  versicherten  sich  auf  andere  Weise. 
Von  Erlach's  Vorhaben  Hohentwiel  zu  entsetzen  unterrichtet, 
forderte  Sparr  den  Herzog  von  Lotharingen  auf,  sich  ihm 
zu  n'ähem  und  die  Bewegungen  der  Franzosen  zu  beobachten. 
Nach  einem  dem  Konige  von  Frankreich  gespielten  unrühm- 
lichen Trugspiel,  war  Herzog  Karl  wieder  auf  die  Seite  des 
Kaisers  getreten.  Sein  Bruder  Franz,  den  wir  im  Juli  1641 
in  Wien  treffen,  scheint  den  Kaiser  von  KarFs  Gesinnungs- 
wechsel verständigt,  und  für  dessen  Truppen  die  Anweisung 
der  Quartiere  zwischen  der  Mosel  und  dem  Rheine  erwirkt 
za  haben. 

Nach  wiederholten  vergeblichen  Aufforderungen  zur 
Uebergabe,  wobei  Amnestieanbote  und  Gnadenverheissungen 
nicht  gespart  wurden,  griff  Sparr  die  Festung  mit  dem  Auf- 
wände aller  verfugbaren  Mittel  und  Kräfte  an,  nahm  auch 
einige  Aussenwerke,  vermochte  aber  dennoch  nicht  ihr 
Meister  zu  werden,  da  Wiederhold  durch  kluge  Massregeln 
der  Abwehr  und  gelungene  Ausfälle  alle  Versuche  sie  durch 
Stürme  und  Feuer  zu  bezwingen,  zu  nichte  machte.  Als 
vollends  Churfürst  Maximilian  den  10.  December  seine 
Truppen  zurückrief,  „weil  das  Wetter  ganz  ungewöhnlich 
schlecht,  die  Lebensmittel  für  Mann  und  Koss  fehlen  und 
der  Soldat  ganz  nackt  und  blos  im  Felde  steht'^,  gerieth 
die  Belagerung  gar  ins  Stocken.  Indessen  befahl  der  Kaiser 
mit  Decret  vom  11.  December  sie  trotz  des  Abzuges  der 
Bayern  fortzusetzen.  Es  geschab.  Da  boten  sowohl  die 
Schweizer  als  die  Stadt  Schaffhausen  ihre  Vermittelung  an, 
allein  Wiederhold  verwarf  sie  trotzig,  obgleich  Mangel  an 
Wasser  und  Nahrung  ihn  nöthigte,  seine  Reiterei,  und  Weiber 
und  Kinder  aus  der  Festung  zu  schaffen.  Er  harrte  des  Ent- 
satzes ^  der  auch  wirklich  nahte.  Erlach  und  d'Oissonville 
hatten  sowohl  zu  diesem  Behufe,  als  um  den  heranrücken- 
den Herzog  von  Lotharingen  zu  begegnen,  alle  Truppen  zu- 
sammengezogen. Zu  schwach  zum  Widerstände  verlangte 
Sparr  den  8.  Jänner  1642  von  seinen  Of&cieren  ein  sohrifl- 


288 

liches  Gutachten,  ob  sie  mit  dem  Ruckzuge  nach  Zell  ein- 
verstanden seien,  und  forderte  sie  auf  zu  erklären,  ob  seiner- 
seits etwas  unterlassen  worden  sei,  was  die  Ausführung  des 
ihm  gegebenen  Auftrages  bedingte?  Erlach's  Aufbruch  von 
Waldshut  am  9.  Jänner  entschied  den  Rückzug  der  S[ai8er- 
lichen  nach  Zell  zwischen  dem  9.  und  13.  Jänner.  Aller- 
dings kann  derselbe  „fast  schimpflich^^  geheissen  werd^ 
doch  ist  zu  wissen,  dass  nach  Wiederhold's  Greständniss 
ohne  Erlach's  Annäherung  der  Fall  der  Feste  unvermeidlich 
gewesen  wäre  •). 

Die  Wechselwirkung,  welche  zwischen  dem  Krieg  in 
Deutschland  und  dem  spanisch-französischen  in  den  Nieder- 
landen bestand,  bedingt,  den  Gbmg  des  letzteren  inmierfort 
im  Auge  zu  behalten.  Beharrlich  den  Plan  verfolgend,  Flan- 
dern zu  erobern,  griffen  die  Franzosen  im  Mai  1641  das 
feste  Aire  an.  Vergeblich  hatten  sie  zwei  Stürme  versucht 
und  dreimal  Bresche  geschossen.  Als  sie  endlich  sich  an- 
schickten, die  Feste  in  die  Luft  zu  sprengen,  EEatzfi^d,  der 
zum  Entsätze  aufgeboten  war  sich  verspätete,  und  Karl  von 
Lotharingen  ganz  wegblieb,  ergab  sie  sich,  unerwartet  er- 
ftihr  inzwischen  der  Krieg  in  den  Niederlanden  eine  ünier^ 
brechung  durch  die  Vorgänge  in  Frankreich.  Die  vom  Her- 
zoge von  Bouillon  besessene  Feste  Sedan  vereinigte  die  einen 
offenen  Angriff  gegen  die  Regierung  brütenden  Feinde  des 
Cardinais  Richelieu.  In  dieser  Absicht  hatten  die  Verschwo- 
renen, an  deren  Spitze  ein  Prinz  des  königlichen  EEauses, 
der  Graf  von  Soissons  stand,  mit  dem  Blaiser  und  Spanien 
ein  Bündniss  geschlossen.  Richelieu  bedacht,  den  ihm  ge- 
fährlichen Aufruhr  rasch  zu  ersticken,  sandte  den  Marschall 

*)  Acten  des  Beichsarchives.  Erlach  nahm  zom  Entsatie  700  Mann 
ans  Breisach,  500  aas  Freibnrg,  400  aus  Nenenbnrg,  300  ans  Lanftnbiiig. 
Nebstdem  hatte  er  weimar'sches  Volk.  Die  Bayern  geriethen  bei  threm 
Abzage,  obgleich  sie  der  Sicherheit  wegen  ihn  den  Nachts  anstellten ,  in 
Gefahr,  von  den  am  „Eselsbrannen"  laaemden  Trappen  Wiederholds  auf- 
gerieben und  zersprengt  zu  werden,  hätte  ihnen  Sparr  nicht  die  Beiterei 
za  Hilfe  gesandt. 
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Ghatillon  mit  12.000  Mann  gegen  Sedan,  in  dessen  Nähe  La m- 
boy,  unterstützt  vom  Herzoge  von  Bouillon  und  vom  Grafen 
von  Soissons,  den  Marschall  angriff  und  vollständig  schlug. 
Dieser  glänzende  Sieg  war  dessenungeachtet  den  Verschwöre* 
nen  verderblich,  da  ihr  Führer,  der  Graf  von  Soissons,  auf  eine 
unerklärliche  Weise  in  der  Schlacht  umkam.  Folge  dieses 
Verlustes  war  die  Unterwerfung  des  Herzogs  und  die  Auf- 
losung der  Ligue.  Dieser  Ausschlag  lief  ganz  gegen  die  Be- 
rechnung des  Kaisers,  der  zwar  den  Lamboy  im  August  1B41 
zur  Unterstützung  des  Cardinal-Infanten  von  Sedan  abberief, 
aber  wollte,  dass  der  Herzog  von  Bouillon  seine  Rückkehr 
abwarte,  um,  wiedervereinigt,  den  Krieg  in  Frankreich  weiter 
zu  tragen. 

Während  die  Franzosen  mit  Sedan  beschäftigt  waren, 
unternahm  der  Cardinal  -  Infant  die  Zurückeroberung  von 
Aire.  Der  Kaiser,  von  dem  nach  Frankreich  gespielten 
Krieg  sich  grosse  Wirkungen  für  den  Frieden  versprechend, 
sandte  den  Freiherm  von  Traun  mit  einer  Instruction  an 
ihn  ab,  in  der  er  sich  über  ein  gemeinsames  Verfahren  gegen 
Frankreich  aussprach  wie  folgt:  ^^Er  bringe  [dem  Cardinal- 
Infanten  die  Unterhandlung  mit  Bouillon  und  den  demselben 
ausgedrückten  Wunsch  in  Erinnerung,  dass  er  dem  geschlos- 
senen Bündnisse  treu  bleiben  und  nach  dem  Siege  bei  Sedan 
den  Krieg  in  das  Innere  von  Frankreich  verpflanzen  möge. 
Er  und  alle  Welt  hätten  in  dieser  Invasion  das  unfehlbare 
Mittel  erkannt,  Frankreich  zu  einem  günstigen  Friedens- 
schluss  zu  bewegen.  Wie  zutreffend  diese  Voraussicht  sich 
erwies,  ergebe  sich  aus  der  Thatsache,  dass  der  König 
sogleich  nach  dem  Siege  von  Sedan  einen  Frie- 
densentwurf aufsetzen  Hess,  den  er  aber  wieder 
vertilgte,  als  er  von  Lamboy's  Rückkehr  nach 
den  Niederlanden  Gewissheit  erlangt  hatte.  Nim 
sei  zwar  seitdem  Bouillons  Aussöhnung  mit  dem  Könige 
und  die  Auflösung  des  Bündnisses  erfolgt,  dennoch  aber 
würden    die    gesunkenen  Hoffnungen    des   Kaisers,    auf  die 

Koeh,  QMohiehto  Ferdinaodt  III.    L  Bd.  19 
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angedeutete  Weise  den  Frieden  zu  erstreben ,  sich  neuer- 
dings beleben,  wenn  der  Cardinal -Infant  nach  Beendigung 
der  Belagerung  von  Aire  sich  geneigt  zeigte,  in  Frankreich 
einzubrechen.  TfVenn  er  sich  dazu  herbeilassen  sollte,  so  riethe 
der  Kaiser  einen  Winterfeldzug  an,  weil  die  Franzosen, 
dessen  nicht  gewohnt,  im  Felde  nicht  aushalten  würden. 
Er  sichere  für  denselben  Lamboy's  Beihilfe  zu.  Sollte  aber, 
heisst  es  in  der  Instruction  weiter,  der  Cardinal -Infant  für 
dieses  Unternehmen  nicht  gewonnen  werden  können,  dann 
möge  Traun  verlangen,  dass  er  die  kaiserlichen  Truppen  nicht 
wie  bisher  bis  zum  Winter  behalte,  sondern  sie  jetzt  schon 
zurückschicke.  Piccolomini,  soeben  mit  der  Expedition  gegen 
Braunschweig  beschäftigt,  sei  dem  Kaiser  zur  Zeit  unent- 
behrlich, wesswegen  er  dem  Verlangen ,  ihn  Spanien  zu 
überlassen,  nicht  willfahren  könne.  Francesco  de  Melo,  dem 
Traun  eindringlich  zusprechen  möge,  den  Zug  nach  Frank- 
reich einzurathen,  habe  geäussert,  dass  zur  Stillung  der  in- 
neren Unruhen  Spaniens  nur  zwei  Mittel  geboten  seien, 
entweder  ein  gedeihlicher  Fortgang  der  zu  jener  Zeit  unter- 
nommenen Diversion  gegen  Frankreich  in  der  Champagne 
(Sedan),  oder  Ueberlassung  von  5000  Mann  kaiserliche 
Truppen.  Da  nun  jene  Unternehmung  gescheitert,  so  habe 
man  verlangt,  den  Hatzfeld  nach  Spanien  zu  senden.  Darein 
könne  und  wolle  der  Kaiser  nicht  willigen,  weil  er  sich  zu 
sehr  entblössen  würde.  Dem  Lamboy  möge  Traun  hinter- 
bringen, woferne  er  nur  einen  Mann  nach  Spanien  einschiffen 
lasse,  werde  er  ihn  unfehlbar  mit  seinem  Kopfe  bezahlen^  '*). 
Wir  können  nicht  unbemerkt  lassen,  dass  der  Inhalt 
dieser  Instruction  einen  schlagenden  Gegenbeweis  gegen  die 
von  französischen  Geschichtschreibern  behauptete  willenlose 
Abhängigkeit  Ferdinand's  von  Spanien  liefert.  Ob  der  Car- 
dinal-Infant  mit  seinen  Vorschlägen  sich  einverstanden  er- 
klärte oder  sie  ablehnte,   fanden  wir  nicht   bemerkt;   wenn 


*')  Reichsarchiy. 
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aber  selbst  ersteres  der  Fall  gewesen  wäre,  hätte  es  nichts 
genützt,  da  der  Cardinal  -  Infant  den  9.  November  1641  zu 
Brüssel  starb.  Um  Spanien  wohlverdient  und  allgemein  ge- 
achtet, verlor  sein  Bruder  König  Philipp  IV.  an  ihm  den 
tüchtigsten  seiner  Feldherm,  da  Francesco  de  Melo,  sein 
Nachfolger  in  der  Regierung  der  Niederlande,  wohl  ein  ge- 
wandter Staatsmann  aber  kein  Krieger  war.  Wie  sehr  der 
Kaiser  bangte,  Philipp  konnte  etwa  den  Piccolomini  an  sich 
ziehen,  erfahren  wir  aus  seinem  Handbillete  vom  29.  No- 
Tember  an  diesen,  worin  er  sagt :  „Bei  der  Nachricht  vom 
Tode  des  Cardinal-Infanten  habe  er  sich  erinnert,  dass  im 
Hause  Habsburg  nur  noch  drei  Glieder,  er,  sein  Bruder,  und 
der  König  von  Spanien  leben,  welche  befähigt  sind,  auf  die 
Ereignisse  ihrer  Zeit  Einfluss  zu  nehmen.  Er  wünsche,  sich 
Piccolomini's  zu  versichern,  da  er  besorge,  Spanien  könnte 
ihn  abwendig  machen**  **). 

Aire  vom  Hunger  bezwungen,  ergab  sich  den  7.  De- 
cember.  Um  den  Cardinal-Infanten  von  der  Belagerung  ab- 
zuziehen, fielen  die  Franzosen  in  Flandern  ein  und  eroberten 
Bapaume,  worauf  sich  übrigens  ihre  Vorrichtungen  in 
diesem  Feldzuge  beschränkten.  Fortwährend  an  dem  Plane 
festhaltend,  Graubündten  sich  anzueignen,  beschloss  Lud- 
wig Xni.  einen  Zug  dahin  unter  seiner  persönlichen  Leitung 
für  das  nächste  Jahr. 


*^  Melo  stand  bei  Ferdinand  wegen  „vieler  ihm  ^leisteten  g^ten 
Dienste",  so  sehr  in  Qunst,  dass  er  dem  Marchese  Caretto,  seinem  Botschafter 
in  Madrid,  verbot,  von  mehreren  demselben  aus  Brüssel  zugekommenen 
Anklage  und  Beschwerden  über  Melo*s  Unterschleife  bei  Philipp  oder  seinen 
Ifinistem  Gebrauch  zu  machen.  Den  Mittheilungen  des  kaiserlichen  Orators 
zufolge,  scheint  Melo  Bereicherung  aus  dem  Staatsvermögen  auf  unver- 
schämte Weise  getrieben  zu  haben.  (K.  k.  Staatsarchiv.) 
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Neunter  Absclmitt. 


I/er  Reichstag,  dessen  Verhandlungen  wir  bis  zam 
Ablaufe  des  Jahres  1640  mittheilten,  setzte  selbe  während 
Baner's  üeberfall  von  Regensburg  ohne  Unterbrechung  fort. 
Die  Deputirten  glaubten  das  weit  verbreitete  Gerücht  von 
der  Ungeneigtheit  des  E^aisers  zum  Frieden  und  von  der 
Berufung  des  Reichstages  bloss  zum  Zwecke  der  Kriegsver- 
längerung, in  Schreiben  an  die  Königin  Christine,  die  Reichs- 
verweser und  die  schwedischen  Reichsstände  widerlegen, 
und  jene  auffordern  zu  sollen ,  ihre  Gesandten  an  die  zum 
Friedenscongresse  gewählten  Orte  ehestens  abzusenden.  Die 
Originalien  und  Abschriften  dieser  drei  lateinischen  Briefe 
sandten  die  Deputirten  an  den  König  von  Dänemark,  mit 
der  Bitte,  ihre  Bestellung  so  einzurichten,  dass  sie  in  der 
schwedischen  Reichsversammlung,  welche  im  folgenden  Mo- 
nate Februar  1642  ihren  Anfang  nahm,  öffentlich  verlesen 
werden.  Zu  dieser  Clausel  hatten  sie  einen  von  Christian 
selbst  an  die  Hand  gegebenen  guten  Grund. 

Sein  Kanzler  Reventlow  hatte  dem  Lfitzow,  als  dieser 
im  November  1640  im  Auftrage  des  Kaisers  nach  Glück- 
stadt kam,  mitgetheilt,  dass  der  König  mit  der  Absendung 
der  von  Schweden  verlangten  und  von  Lützow  ihm  über- 
brachten kaiserlichen  Geleitsbriefe  so  lange  zu  verziehen 
gedenke,  bis  sich  der  schwedische  Reichstag  versammelt 
haben  werde,  „weil  der  Reichskanzler  Oxenstjerna  Pen- 
sionarius  Frankreichs  ist,  und  die  anderen  Reichsräthe  alle 
von  ihm  dependiren,  folglich  er  diese  leicht  überreden  würde, 
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entweder  die  Salri  conductas  in  der  aasgestellten  Form  nicht 
anzonehmen  oder  solche  Einwendungen  dagegen  zu  machen, 
dass  es  mit  dieser  Angelegenheit  gar  ins  Stocken  gerathe* 
Dies  könne  aber  bei  Anwesenheit  aUer  Stande  des  Reichs, 
denen  mehr  um  den  Frieden  als  den  Krieg  zu  thun  ist, 
nicht  so  leicht  von  ihm  practicirt  werden.^  Wir  vermögen 
nicht  zu  erklären,  was  die  Keichsversammlung  bewog,  die 
Dnplicate  der  oben  benannten  Schreiben  noch  besonders 
durch  einen  churmainzischen  Trompeter  nach  Stockholm  zu 
▼ersenden.  Als  dieser  bei  Bauer  in  Cham  um  einen  Reise- 
pass  anhielt,  nahm  ihm  Bauer  die  Schreiben  ab  und  sandte 
sie  zur  Weiterbeforderung  an  Salvius  in  Hamburg.  Die 
Antwort  der  Konigin  wie  die  der  Reichsräthe  bewegt  sich 
in  Versicherungen  der  Friedensliebe  und  uneigennütziger 
Kriegsfnhrung,  wie  man  sie  von  Schweden  zu  hören  ge- 
wohnt war.  Gegen  den  von  einigen  Gesandten  bald  hernach 
auf  die  Bahn  gebrachten  Vorschlag,  ähnliche  Schreiben  auch 
an  Frankreich  und  Spanien  zu  erlassen,  bemerkte  der  bur- 
gundische  Gesandte  in  einer  scharfen  Rede,  dass  dieser 
Schritt  bei  Frankreich  ein  völlig  verfehlter  sein  werde,  dass 
die  französische  Regierung  dieses  Reichsschreiben  alsogleich 
und  unfehlbar  im  ganzen  Lande  verbreiten,  und  es  als  ein 
sicheres  Kennzeichen  von  der  Ohnmacht  des  von  Frankreich 
den  Frieden  erbettelnden  deutschen  Reiches  auslegen  werde. 
Um  neue  Steuern  zur  Fortsetzung  des  Krieges  zu  erpressen, 
werde  sie  dieses  Schreibens  als  Beweises  sich  bedienen,  dass 
der  Krieg  wegen  der  Schwäche  des  Reiches  nur  noch  kurze 
Zeit  währen  könne,  folglich  mit  dem  möglichsten  Krafbauf- 
wande  fortgeführt  werden  müsse.  Unter  anderen  erheblichen 
Gegengrunden ,  die  er  vorbrachte,  verdient  der  von  dem 
wahrscheinlich  auftauchenden  Begehren  Frankreichs  genannt 
zu  werden,  Gesandte  der  Friedensverhandlung  wegen  an  den 
Reichstag  abordnen  zu  können,  was  zu  gefährlichem  Zwie- 
spalt und  endlosen  Ränken  ausschlagen  müsste,  wenn  es 
zugegeben  werden  sollte,  und  Schweden  mit  der  nämlichen 
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Forderong,   wie   sich   nicht  bezweifeln  lasse ,   hervortreten 
würde.   Wiewohl  die  Reichsversammlung  von  dem    einmal 
gefassten  Beschlüsse  nicht  abging,    so   bewirkten  die  Vor- 
stellungen des  burgundischen  Gesandten  doch  die  Vorsicht, 
dass  sie  dem  Kaiser  das  an  Frankreich  und  an  Spanien  zn 
erlassende  Schreiben  im  Entwürfe  mittheilte.  Nebst  einigen 
sachlichen  Unrichtigkeiten  stellte  der  Kaiser  dem  Schreiben 
an  Frankreich  aus,  „dass  es  sogar  humil  gehalten  und  die 
Tenuitat  des  Reichs  darin  so  hoch  angeführt  sei,  derowegen 
Ihre  Majestät  begehren,    dass  der  Stylus  emendirt  werde, 
damit  dieses  Schreiben  nicht  einer  deprecation  gleich  sehe.^ 
Weglassung  des  Titels  Majestät  bei  beiden  Königen,  vom 
Kaiser  verlangt,    war   vorher  schon  von  der  Mehrzahl  der 
Stande  seinem  Wunsche  anheimgestellt  worden.  Der  Inhalt 
des  geänderten  Schreibens  beschränkte  sich  auf  Anfuhrung 
dessen,  was  der  Kaiser   für   den  Frieden   gethan   und  auf 
Darlegung  des  Wunsches,   hinsichtlich  des  baldigen  Ein- 
treffens von  französischen  Bevollmächtigten  an  den  Congress^ 
orten.  Vier  Monate  nach  Erlass  dieses  Schreibens  erklärte 
der  französische  Gesandte,  dass  sein  Herr  auf  dasselbe  keine 
Antwort  geben  könne^  weil  ihm  die  „Versammlung  in  Kegens- 
burg^  den  „wie  irgend  einem  Monarchen  der  Erde^'   ge- 
bührende Titel  Majestät  nicht  beigelegt  habe.  Weil  aber  die 
Sache,  von  der  das  Schreiben  handelt,  wichtig,    so   eröffne 
der  König  seine  Meinung  darüber   der  „Versammlung'^  in 
einem  Memorial,  welches  er  hiermit  überreiche.^'  In  dem 
Memorial  ist  gesagt:  „Seine  Majestät  der  König  haben  vom 
Anfange  dieses  Krieges  keine  andere  Absicht  gehegt,  als  die 
allgemeine  Ruhe  herzustellen  und  sie  zu  befestigen.    Seine 
Majestät  nehmen  mit  Vergnügen  wahr,  dass  die  „Versammr 
lung  in  Regensburg''    diese   wohlmeinende  Intention  aner- 
kennt.   Wenn  der  „König  von  Ungarn'*  alle  Geleitsbriefe, 
wie  Frankreich  sie  für  sich  und  seine  Bundesgenossen  ver- 
langt hat,  geliefert,  und  auch  Schweden   sie  erlangt  haben 
werde,  wenn  endlich  hinsichtlich  derselben  die  Niederlande 
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von  Spanien  und  vom  deutschen  Reich  zufriedengestellt  sein 
werden,  dann  erklären  Seine  Majestät  der  König  sich  bereit, 
Bevollmächtigte  an  den  Oii;  der  Friedensverhandlung  ab-* 
gehen  zu  lassen.'^  Die  Entrüstung  über  die  von  den  über- 
müthigen  Franzosen  erfahrene  schnöde  Behandlung  war  so 
gross  und  allgemein,  dass  der  Kaiser  mit  dem  Antrage,  diese 
„Scharteke'^  keiner  Antwort  zu  würdigen,  sehr  leicht  durch- 
drang '). 

In  einer  Denkschrül  des  Herzogs  Franz  von  Lotha- 
ringen, in  welcher  er  die  Verdienste  seines  Hauses  um  das 
deutsche  Reich  anrühmte,  bewarb  sich  derselbe  um  den  Bei- 
stand des  Reiches  gegen  Frankreich  und  die  Wiederein- 
setzung seines  Bruders,  des  regierenden  Herzogs  Carl,  in 
sein  Land.  Die  Reichsversammlung  bezeugte  ihre  Theilnahme 
an  dem  Schicksale  dieses  Hauses  und  versprach  alles  Mög- 
liche anzuwenden,  damit  dasselbe  bei  den  Friedenstractaten 
befriedigt  werde  und  Lotharingen  und  Bar  dem  Reiche  er- 
halten bleiben.  Die  Deputirten  von  Braunschweig-Lüneburg 
und  von  Hessen  -  Kassel  übergaben  ein  gemeinschafUiches 
Gutachten,  worin  sie  als  Förderungsmittel  des  Friedens 
a.  Zuziehung  der  feindlichen  Mächte  zu  den  Reichstagsver- 
handlungen, b.  Berufung  aller  Reichsstände  zu  den  künfti- 
gen Friedensacten  und  c.  unbedingte  Amnestie,  sodann  spe- 
ciell  für  ihre  Principale  Zulassung  zum  Reichstage  mit  Sitz 
und  Stimme  verlangen.  Der  erste  von  diesen  Anträgen  hätte 
den  fremden  Kronen  die  Gelegenheit  zur  Einmischung  in 
die  inneren  Angelegenheiten  Deutschlands  mit  unvermeidli- 
chen Consequenzen  für  künftige  Fälle  eröffnet;  mit  dem 
zweiten  war  Herstellung  des  Uebergewichts  der  schwedisch- 
protestantischen  Partei  bei  den  Friedensnegociationen  be- 
zweckt, und  zur  Unterstützung  beider  Endzwecke  diente  die 


*)  Kaiser  und  Reich  gaben  nach  der  damaligen  Conrtoisie  Königen 
bloss  den  Titel :  „königliche  Würden'* ,  womit  sich  anch  alle  begnügten. 
Das  Prädicat:  „Majestät"*  stand  allein  dem  deutschen  Kaiser  zu. 
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▼orgeschlagene  unbeschränkte  Amnestie.  Entrüstet  über  den 
schlechten  Geist,  der  sich  fortwährend  in  allen  Handlangen 
der  Lünebnrger  kund  gab,  richtete  der  Churfurst  Johann 
Georg  von  Sachsen  aus  Anlass  dieses  Gutachtens  ein  das- 
selbe nach  allen  Seiten  beleuchtendes  und  widerlegendes 
Schreiben  an  sie.  Wir  fahlen  uns  yerpflichtet,  aaf  dasselbe 
zu  verweisen,  weil  es  eine  leuchtende  Probe  von  Joh.  Greorgs 
rechtschaffener  Gesinnung,  von  seiner  Mässigung  und  seinem 
Patriotismus  liefert  *).  Viel  zu  lang  zur  Mittheilung,  be- 
schränken wir  uns  auf  Aushebung  einiger  die  confessionellen 
Verhältnisse  berührenden  Stellen.  Er  sagt:  y,Wir  erachten 
für  unnöthig  anzufahren,  was  wir  für  Erhaltung  und  Fort- 
pflanzung unserer  christlichen  Religion  während  unserer  nan 
auf  die  dreissig  Jahre  gebrachten  churfurstlichen  Regierung 
gethan,  bekennen  aber,  dass  wir  die  Absichten  Derjenigen 
niemahls  gebilligt,  an  denen  wir  wahrnahmen,  dass  sie  auf 
Unterdrückung  und  Vertilgung  der  anderen  Re- 
ligionspartei ausgingen.  Wir  sind  uns  bewusst,  durch 
eindringliche  Bitten,  Vorstellungen  und  Abmahnungen  alles 
gethan  zu  haben,  was  wir  zur  Herstellung  der  inneren  Ruhe 
und  zum  Wiedergewinn  guten  Vertrauens  für  zweckdienlich 
hielten,  wesshalb  wir  glauben,  dass  es  zu  der  anno  1626 
erfolgten  und  jetzt  gleichsam  wieder  aus  der  Asche  hervor- 
geglommenen  Feindseligkeit  nie  ausgeschlagen  haben  würde, 
wenn  der  bemerkte,  beharrlich  von  und  verfolgte  Zweck,  von 
einem  jeden  Stand  des  Reichs  verfolgt  worden  wäre.  Wir 
gesteben  offen,  dass  ein  dauernder  Friede  im  deutschen 
Reiche  schwerlich  je  zu  Stande  kommen  dürfte,  wofeme 
man  von  Verfolgung  nicht  ablässt  und  ernstlich  sich  zu 
Gemüth  führt,  dass  wir  von  Gott  keinen  Befehl  haben,  die- 
jenigen, die  unseres  Glaubens  nicht  sind,  za  unterdrücken, 
za  vertilgen,  sie  hinzurichten.  Die  nach  errichtetem  Religions- 


')  Abgedruckt  ist  dieses   aach  im  Beichsarchire   sich  vorfindende 
Schreiben  bei  Londorp  V.,  p.  130—135. 
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frieden  eingetretene  Ruhe  hat  so  lange  gewährt,  bis  unru- 
hige Leute  im  Reiche  zunächst  sich  selbst  eingeredet  und 
dann  Andere  beredet  haben,  dass  man  mit  gutem  Ge- 
wissen unter  einem  katholischen  Kaiser  undneben 
Katholiken  nicht  leben  könne.  Von  diesen  Ideen  be- 
herrscht, sind  allerlei  Ränke  und  wunderseltsame  ohne  Scheu 
Terfolgte  Anschläge  zum  Vorscheine  gekommen.  Man  strebte 
die  Reichsverfassung  zu  stürzen,  den  einheitli- 
chen Verband  zwischen  dem  Ob  erhaupte  und  den 
Gliedern  aufzulösen  und  das  Reich  in  eine  ganz 
neue  Form  zu  giessen.  Wiewohl  die  eingebildete  Klug- 
heit dieser  Leute  zu  Schanden  geworden  und  Gott  das 
deutsche  Reich  erhalten  hat,  so  ist  es  doch  Thatsache,  dass 
derlei  ^Eiferer^  heutzutage  wieder  yyhervorkriechen'^ 
und  sich  äusserst  anstrengen,  ihre  Pläne  mit 
Hilfe  der  fremden  Kronen  zu  verwirklichen.  In 
welche  Gefahr  sie  die  evangelische  Partei  durch  derlei  Um- 
triebe stürzen,  sei  leicht  zu  ermessen,  wenn  die  eifrige 
Verwendung  Frankreichs  für  Erhaltung  der  ka- 
tholischen Religion  in  Deutschland  erwogen 
wird*).  Was  sei  anderes  als  ein  Kreuzzug  gegen  die 
Protestanten  zu  gewärtigen,  falls  dem  Könige  von  Frank- 
reich von  katholischer  Seite  vorgestellt  werden  sollte,  die 
Evangelischen  hätten  keine  andere  Absicht,  als  die  Katho- 
liken unter  dem  Verwände  von  unerledigten  Beschwerden 
mit  Hilfe  der  Schweden  aus  Deutschland  oder  doch  aus  dem 
grössten  Theile  der  von  ihnen  bewohnten  Länder  zu  ver- 
treiben? Schreibt  die  Vernunft  vor,  dasjenige,  was  man  in 
der  Güte  erlangen  kann,  nicht  durch  Waffengewalt  zu  suchen, 
und  ist  es  gewiss,  dass  das  Vaterland  ganz  allein  in  den 
gegenwärtigen  Jammer  und  Nothstand  durch  den  auswärti- 
gen Ejieg  gerathen  ist,  sind  die  Katholiken  so  tief  noch 
nicht   gebeugt,    dass  sie  die  Erledigung  ihrer  Beschwerden 

')  Wir  yerweisen  diesfalls  auf  dasjenige ,   was  über  diesen  Ponct 
weiter  unten  vorkommen  wird. 
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sich  nach  einem  Machtgebot  der  fremden  Kronen,  erwirkt 
durch  diesen  oder  jenen  evangelischen  Stand,  gefallen  lassen 
müssten,  so  ist  es  doch  gewiss  räthlicher,  sich  der  Religions- 
beschwerden wegen  gütlich  zu  vergleichen,  als  den  Krieg 
ihrerwegen  zu  unterhalten.  Sollte  der  eine  oder  andere  Stand 
die  Fortsetzung  des  von  den  fremden  Mächten  in  Deutsch- 
land geführten  Krieges  billigen  nnd  empfehlen  (Anspielung 
auf  die  Lüneburger),  so  dürften  die  Katholiken,  in  Erinne- 
rung der  in  der  Anhaltischen  Kanzelei  und  in  anderen 
Schriften  dargelegten  Maximen,  wohl  gar  auf  den  Gedanken 
gerathen,  man  wolle  evangelischer  Seits  alles  mit  den  Waffen 
durchsetzen,  keiner  Reichsordnung  und  keinem  Rechte  femer 
sich  unterordnen,  sondern  unter  dem  Schlagworte  :  „deutsche 
Freiheit"  nach  barer  Willkühr  verfahren,  das  Oberste  zu  Un- 
terst kehren,  den  römischen  Kaiser  aller  Autorität,  Juris- 
diction und  Hoheit  entkleiden  und  einen  Schattenkaiser  aas 
ihm  machen,  und  unter  dem  ausgelegten  Schein  von  Religions- 
beschwerden die  Absicht  bergen,  die  Katholiken  end- 
lich einmahl  zu  vertreiben  und  zu  vertilgen*).*' 
In  einer  Eingabe  an  die  Churfiirsten  und  Fürsten  und 
in  einer  anderen  an  den  Kaiser  stellte  das  Kammergericht 
die  Gefahr  vor,  in  welche  es  sammt  dem  Archiv  gerathen 
würde,  wenn  die  Franzosen  sich  der  Stadt  Speier  bemäch- 
tigen sollten,  und  verlangte  Bedachtnahme  auf  Sicherstellung 
von  beiden.  Der  Kaiser  erliess  in  Folge  dessen  an  sämmt- 
liche  ReichscoUegien  ein  Decret,    worin  ihnen  bekannt  ge- 


*)  Priigt  diese  Schildenmg  dem  drcissigjährigen  Kriege  nicht  geradesa 
die  Kehrseite  des  von  der  protestantischen  Geschichtschreibnng'  ihm  bei- 
gelegten Charakters  auf,  und  wäre  es  dem  nationalen  Einheitsstreben  etwa 
nicht  angemessen,  von  diesen  von  ihr  gänzlich  verschwiegenen  Entwürfen 
znr  Vertilgung  der  alten  Kirche  zu  sprechen,  da  hieran  das  Yorortheil  Ton 
der  Rechtmässigkeit  des  dreissigjährigen  Krieges  als  eines  Vertheidigungs- 
krieges  und  der  desshalb  gegen  die  Katholiken  erfasste  Hass,  den  prote- 
stantischen Zeloten  noch  immer  planmässig  schüren ,  unfehlbar  schwinden 
muss  ?  Dazu  wünschen  wir  beizutragen,  wesswegen  wir  weiter  unten  noch 
mehrere  Beweise  von  diesen  Entwürfen  beibrachten. 
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macht  wird,  dass  er  schon  im  Jahre  1639  durch  Vermitte- 
ItiDg  von  Churmainz  an  die  Stadt  Frankfurt  am  Main  die 
Forderung  gestellt  habe,  das  Kammergericht  sammt  dem 
Archive  aufzunehmen,  doch  aber  weiter  nichts  als  die  Zu- 
sage erlangen  konnte,  letzteres  allein  für  einige  Zeit  in  Ver- 
wahrung nehmen  zu  wollen.  Jetzt  verlange  er,  dass  Stande 
sich  äussern ,  welche  weitere  Vorkehrungen  diesfalls  zu 
treffen  seien.  Frankfurts  Weigerung  beruhte  auf  ganz  uner- 
heblichen Gründen,  und  ging  hauptsächlich  aus  der  Besorg- 
niss  des  Stadtrathes  hervor,  von  dem  höheres  Ansehen  ge- 
niessenden Kammergericht  verdunkelt  und  wohl  auch  über- 
wacht zu  werden.  Indessen  handelte  es  sich  nicht  bloss  um 
die  Sicherheit  dieses  höchsten  Reichsgerichts,  sondern  auch 
um  dessen  Unterhalt  und  die  Abtragung  gehäufter  Sold- 
rückstände. So  tief  war  das  Reich  bereits  in  Verfall  gera- 
then,  dass  weder  der  Kaiser  noch  die  Stände  in  der  einen 
oder  anderen  Beziehung  Rath  zu  schaffen  wussten,  und  Jahre 
mit  unfruchtbaren  Verhandlungen  darüber  verstrichen. 

In  der  Meinung  Braunschweig  und  Hessen  -  Kassel 
zurückbringen  zu  können,  hielt  man  für  gerathen,  mit  ihren 
Gesandten  besondere  Unterhandlungen  anzustellen.  Da  man 
sie  auch  aufgefordert  hatte,  die  Beschwerden  ihrer  fürst- 
lichen Häuser  schriftlich  zu  überreichen,  so  that  dies  zu- 
nächst für  sich  allein  der  braunschweigische,  fugte  aber  ein 
gemeinschaftliches  „Bedenken'^  bei,  worin  beide  abermals 
die  unbedingte  Amnestie  und  den  Stand  von  1618  empfahlen» 
Die  überreichten  Gravamina  betrafen  theils  bloss  Braun- 
schweig-Lüneburg,  und  theils  die  der  Protestanten  über- 
haupt. Jene  enthielten^die  bekannten  drei  Streitpuncte:  Hildes- 
heim, Wolfenbüttel,  und  die  Tillysche  Forderung,  diese  dagegen 
verbreiteten  sich  über  die  Religionsangelegenheiten,  die  Aus- 
wanderung, das  confessionelle  Verhältniss  in  den  Städten, 
das  Restitutionsedict  v.  J.  1629,  das  Steuerrecht  und  die 
Justizverwaltung.  Bei  den  Religionsbeschwerden  ist  der  geist- 
liche Vorbehalt  als  Hauptanstoss  vorangestellt  und  bemerkt : 
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,,Ab  orbe  condito  sei  es  ein  unerhörtes  Exempel,  dass  die 
offenbare  gottliche  Wahrheit  und  Professio  evangelicae  veri- 
tatis  eine  causa  et  modus  amittendi  Dominii  sein  soU/^  Ab- 
gesehen von  der  ungeeigneten  Zusammenstellung  der  Welt- 
erschaffung mit  dem  jungen  Datum  der  Augsburgischen 
Gonfession,  hätte  doch  bedacht  werden  soUeUi  dass  Katho- 
liken und  Calyinisten  berechtigt  seien,  zu  Grünsten  ihrer 
Gonfession  die  nämliche  Behauptung  aufzustellen,  und  dass 
so  schroffe  Ansichten  zu  einem  Religionsvergleich  unmöglich 
fuhren  können.  Inzwischen  war  es  den  Gesandten  allein 
darum  zu  thun,  Geschrei  zu  machen  und  aufzuhetzen,  eine 
Absicht,  die  sie  nicht  erreichten,  wodurch  sie  aber,  wie  wir 
später  sehen  werden,  sich  selbst  bedeutend  schadeten. 

Da  man  beschlossen  hatte,  die  Reichs  bescbwerden 
in  Verhandlung  zu  nehmen,  so  ward  das  fürstliche  Directo- 
rium  hiervon  mit  der  Aeusserung  des  Wunsches  verständigt, 
dass   beide  ßeligionsparteien   ihre  Beschwerden    schriftlich 
beibringen.  Anfangs  wollte  keine  von  beiden  sich  dazu  ver- 
stehen, endlich  machten  aber  doch  die  protestantischen  Für- 
sten und  Stände  einen  Anfang  damit,  indem  sie  den  17./7.  April 
einen  „Aufsatz^^  überreichten,  der  die  ihrigen  a.  in  Religions- 
und Kirchensachen,  b.  in  politischen  und  Militärangelegen- 
heiten, und  c.  hinsichtlich  der  Justizverwaltung  enthielt.  In 
der  Religionsfrage  beschwerten  sie  sich  zunächst,    dass  die 
Katholiken  den  Religionsfrieden  bloss  für  ein  Toleranzedict 
ausgeben,  an  welches  jene  Stände,  welche  ursprünglich  da- 
gegen protestirten,  nicht  gebunden  seien.    Verlangen  dess- 
halb,  dass  der  Rlligionsfriede  von   der  Reichsversammlung 
pro  pragmatica  sanctione  Imperii  und  giltig  für  alle  Zeiten 
erklärt,  und  diese  Erklärung  in  den  Reichsabschied  gebracht 
werde.    Sie  fohlen  sich  zweitens  höchlich  beschwert,    dass 
man  versucht  hat,  über  streitige  Puncte  des  Religionsfnedens 
Erklärungen  und   selbst  Entscheidungen   ohne  Zuthun   des 
Kaisers  und  der  Reichostände  geltend  zu  machen,  wie  auch 
drittens  mit  Majoritätbeschlüssen  durchzudringen.  Es  würde 
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dessbalb  viertens  ein  grosser  Uebelstand  eintreten,  wenn  das 
Erkenntniss  in  derartigen  Angelegenheiten  dem  Reichshof- 
rathe  überlassen  bliebe,  selbst  für  den  Fall,  als  er 
paritätisch  zusammengesetzt  wäre,  weil  die  Majora 
doch  immer  zu  Gunsten  der  Katholiken  ausschlügen.  Es 
bilde  fünftens  einen  Beschwerdegrund,  dass  man  den  klaren 
Inhalt  des  Religionsfriedens  in  öffentlichen  Schriften  streitig 
und  zweifelhaft  mache,  und  sich  in  Untersuchungen  einlasse, 
wer  eigentlich  der  Augsburgischen  Confession  zugethan  sei, 
nnd  wer  nicht.  Die  Billigkeit  heische,  alle  derartigen  Schriften, 
besonders  dieDillingische  Compositiopacis  zu  vertilgen')^ 
Sechstens  beklage  man,  dass  den  evangelischen  geistlichen 
Ständen  auf  Reichstagen  Sitz  und  Stimme,  so  wie  die  Be- 
lehnung verweigert  werden.  Siebentens  sei  anzuführen,  dass 
man  den  protestantischen  Landesherren  die  Reformation  der 
mittelbaren  Stifter  verwehre.  Achtens  gebe  man  den  während 
des  Interims  von  einigen  Geistlichen  erlangten  Besitz  solcher 
Stifter  für  so  unbestritten  aus,  dass  der  vor  dem  Passauer- 
vertrag und  Religionsfrieden  ergriffene  Wiederbesitz  der- 
selben als  unrechtmässig  bezeichnet  wird.  Neuntens ,  die 
Auswanderung  protestantischer  Unterthanen  werde  in  mannig- 
facher Weise  erschwert,  auch  ganz  verweigert.  Zehntens  übe 
man  durch  übereilte  Processe,  Commissionsausträge  und 
Paritori-Bescheide  in  Sachen,  welche  die  geistlichen  Guter 
betreffen,  Willkühr.  Eilftens,  an  Orten,  wo  beide  Confes- 
sionen  eingeführt  sind,    erfahre   die  Ausübung  der   Augs- 


*)  Verfasser  dieser  and  anderer  sog^enannten  Dillinglschen  Schriften 
ist  der  Jesuit  Lorenz  Gorer,  Kanzler  zu  DiUingen.  Obgleich  derselbe  so- 
wohl die  Amnestie  als  den  Religionsfrieden  vom  theologischen  Standpuncte 
bestreitet  und  verwirft,  so  spricht  er  sich  doch  für  den  Fortbestand  des 
R.  Fr.  sehr  bestimmt  in  folgender  Weise  aus :  His  argumentis  nihil  obstan- 
tibosy  responsio  debet  esse  affirmativa.  Foedus  publicum  cum  quibuscumque, 
etiam  haereticis,  circa  religionem  eorum,  sicut  initium  fiiit,  ita  omni 
modo  observandum  esse.  Ratio  est,  quia  foedera  publica  gentium  jure  in- 
troducta  sunt  etc.  Man  kann  diese  Erklärung  füglich  für  den  Gesinnungs- 
auidmck  aller  damaligen  strengglfiubigen  Katholiken  halten. 
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burgischen  nnter  dem  Vorwande,  dass  die  Städte  nicht  wie 
die  Churflirsten  und  Stände  im  Religionsfrieden  begriffen 
seien,  nicht  nur  Abbrach,  sondern  auch  gänzliche  Unter- 
drückung; nebstdem  werden  den  Evangelischen  Stiftun- 
gen, die  von  ihnen  selbst  herrühren,  entzogen,  wie  es  in 
Augsburg,  Kaufbeuem  und  anderen  Orten  geschehen  ist. 
Zwölftens  beklagen  die  Städte,  dass  man  eine  Verfügung 
des  Pragerfriedens  im  Neben- Recess  so  ausdeute,  als  wäre 
die  Ausübung  der  Augsburgischen  Confession  nur  inner- 
halb der  Ringmauern  und  nicht  auch  in  den  zu  den  Städten 
gehörigen  Ortschaften  gestattet.  Eintracht  und  Vertrauen 
können  nimmermehr  entkeimen,  wenn,  dreizehntens,  wie  es 
bisher  vielfältig  geschehen  ist,  auch  noch  in  der  Folge  die 
Leichname  von  Protestanten,  welche  in  katholischen  Orten 
starben,  an  unehrbarer  Stätte  verscharrt,  und  ehrliche  Be- 
gräbnisse den  Evangelischen  versagt  werden.  Man  beklagt 
vierzehntens,  dass  vielen  Besitzern  geistlicher  Güter  die  zu 
diesen  gehörenden  aber  in  anderen  Herrschaften  gelegenen 
Gefälle  gänzlich  entzogen  werden.  Grosses  Misstrauen  er- 
rege fünfzehntens  die  Behauptung ,  Kaiser  und  Reich  be- 
sässen  kein  Verfugungsrecht  über  geistliche  Güter ,  und 
nicht  minder  falsch  wird  sechzehntens  behauptet,  der  in 
einem  reformirten  Kloster  gestattete  Aufenthalt  eines  oder 
des  anderen  katholischen  Geistlichen  gebe  den  Katholiken 
einen  Anspruch  auf  dasselbe.  Dann  siebzehntens,  dass  ein 
Protest,  erhoben  gegen  die  vor  dem  Religionsfrieden  statt- 
gefundene Besitzergreifung  eines  geistlichen  Gutes  die  Kraft 
habe,  den  Besitz  streitig  zu  machen.  Achtzehntens,  Franzis- 
kaner und  andere  Ordensleute,  behauptend  an  den  Religions- 
frieden nicht  gebunden  zu  sein,  hätten,  ihm  zuwider,  sich 
unterfangen,  Klöster  wieder  an  sich  zu  reissen.  Neunzehntens 
hätten  katholische  Gemeindevorstände  an  Orten  verschiedenen 
Bekenntnisses  gegen  den  Willen  ihrer  protestantischen  CoIIe- 
gen  sich  unterstanden »  die  Augsburgische  Confession  ab- 
zuschaffen, was  sie  mittelst  kaiserlichen  Mandaten  und  Com- 


303 

missionen  erwirkten  ®).  Zwanzigstens,  Landstande  und  Städte 
Store  man  in  der  durch  Privilegien  und  Verträge  von  ihnen 
erworbenen  Religionsfreiheit  und  strebe  sogar,  sie  ihnen  zu 
entziehen.  In  der  Schlussstelle  21  ist  die  Erwartung  aus- 
gesprochen, dass  die  Katholiken  den  geistlichen  Vorbehalt, 
besonders  wegen  des  allenf'allsigen  Uebertrittes  eines  Bischofes 
oder  Prälaten  mit  seinem  Kapitel  oder  Convent  zur 
Augsburger  Confession,  in  sachgemässe  Berathung  ziehen. 
In  p o  1  i tis ch en  und  m ili tär is ch en  Angelegenheiten 
beschwerten  sich  die  Protestanten  hauptsächlich  über  die 
willkührliche  Ausschreibung  von  Kxiegssteuem  und  die  Be- 
drückung der  Unterthanen  bei  Einbringung  derselben.  Sie 
forderten,  dass  für  diese  Steuern  fernerhin  die  Bewilligung 
aller  Stände  eingeholt  werde,  und  bedingten  diese  auch  für 
die  bisher  ohne  selbe  geführten  Reichskriege.  Sie  klagten, 
dass  den  Ständen  ihre  Festungen  genommen,  und  noch  über- 
dies der  Unterhalt  der  Garnisonen  ihnen  aufgebürdet  werde 
Q.  s.  w.  Erheblicher  als  diese  Beschwerden,  welche  die  ka- 
tholischen Stände  mit  ihnen  gemein  hatten,  lauten  die  in 
Jastizsachen,  weil  sie  meist  nur  die  Protestanten  allein 
angingen.  Es  ward  geklagt:  1.  dass  der  Reichshofrath  nicht 
mit  Beisitzern  gleicher  Anzahl  von  beiden  Coufessionen  be- 
stellt sei ;  2.  dass  er  Processe  in  Religions-  und  geistlichen 
Gütersachen  annehme  und  darüber  ein  endgiltiges  Urtheil 
falle;  3.  dass  den  Parteien  die  Wohlthat  des  weiteren  In- 
Btanzenzuges  durch  Urtheile,  welche  diesen  abschneiden, 
entzogen,  und  überdies  4.  vieles  missbräuchlich  durch  Com- 
missionen  entschieden  werde  ;  5.  habe  man  bisher  vergeblich 
anf  die  Vorlage  der  neuen  Reichshofrathsordnung  gewartet. 
Ein  wesentlicher  Beschwerdegrund  sei  6.  damit  gegeben, 
dass  Processsachen,  besonders  solche,  welche  die  Religion 
betreffen,  vom  Kammergerichte  abgefordert  werden,  dann  7. 
dass  am  Kammergericht  die  Präsidenten,    Richter  und  das 


*)  Man  nannte  das  in  re  commoni,  prohibente  socio,  rdformiren. 
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ganze  übrige  Personale  bloss  aus  Katholiken  bestehe;  dass 
8.  die  Kammergerichts  -  Visitationen  und  die  Revision  ge- 
häufter Processe  während  einer  Reihe  von  Jahren  unter- 
blieben, da  doch  die  letztere  von  Jahr  zu  Jahr  vorgenommen 
werden  sollte*,  dass  9.  vom  Kammergerichte  Urtheile  ge- 
schöpft werden ,  welche  den  Reichssatzungen  zuwiderlaufen. 
10.  Beklage  man,  dass  in  Fällen  zuerkannter  Process-Revi- 
sion  dennoch  wider  die  Bestimmung  des  Deputations -Ab- 
schiedes von  1600  zur  Execution  geschritten  und  11.  den 
dubiis  Cameralibus  nicht  abgeholfen  werde.  Endlich  12. 
dass  das  Hofgericht  zu  Rotweil  einige  Stände  gegen  ihre 
kundbaren  und  oft  producirten  Privilegien  mit  Processen 
beschwere.  Obwohl  die  vorgebrachten  Beschwerden,  heisst 
es  am  Schlüsse,  keine  neuen  seien,  so  werde  man  doch  be- 
kennen müssen,  dass  ihr  ungebesserter  Foilbestand  der  an- 
gestrebten inneren  Beruhigung  gewaltig  im  Wege  stehen. 
Wollte  man  einwenden,  dass  ein  Theil  derselben  seine  Er- 
ledigung durch  den  Prager  Frieden  erlangt  habe,  so  wäre 
diesfalls  gleichwohl  zu  bedenken,  dass  derselbe  weder  die 
fremden  Mächte  noch  alle  Einheimischen  völlig  befriedigt, 
wesswegen  das  Bedürfhiss  bestehe ,  ihn  zu  besserer  An- 
bahnung  des   Friedenswerkes    zu   erläutern   nnd   zu 

mildern')« 

Hierauf  schritten  auch  die  Städte  zur  Ueberreichung 
ihrer  besonderen  Beschwerden,  die  obgleich  viel  umfassender 
in  der  Hauptsache  doch  dahin  gehen,  dass  man  den  Reichs- 
städten in  Religionssachen  mindere  Rechte  als  anderen 
Ständen  zugestehen  will,  was  zur  Folge  gehabt  habe,  dass 
sie  vom  Kammergerichte  und  vorzüglich  vom  Reichshof- 
rathe  in  solchen  Dingen  heftig  angefochten  und  bedrängt 
worden  seien.  Dann  bringen  sie  die  Gravamina  von  einzelnen 
Städten  an,  nämlich  von  Strassburg,  Nürnberg,  Dortmund, 


*)  Also  keineswegs  für  ungiltig  zu  erklären,  oder  gar  wie  moderne 
Geschichtschreiber  than,  eine  rechtmässige  Ursache  zum  Kriege  davon 
abzuleiten. 
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Memmingen,  Kempten,  Augsburg,  Speier,  Kaufbeuern, 
Regensburg,  Bremen,  Aachen,  Lindau,  Wimpfen,  Gelnhausen, 
Biberach,  Dinkelsbühl,  Ravensburg,  Colmar  undWeissenburg. 

Als  die  Deputirten  der  protestantischen  Stande  ihre 
Eingaben  überreichten,  bemerkte  ihnen  das  österreichische 
Directorium:  „Die  Mehrzahl  ihrer  Beschwerden  wären  schon 
im  Prager  Frieden  abgethan  worden,  und  die  übrigen  nicht  so 
beschaffen,  dass  sie  ein  Friedenshinderniss  bilden  könnten. 
Die  Katholiken  wären  weit  mehr  gravati  als  gravantes, 
wesshalb,  wenn  es  von  beiden  Seiten  zum  Abwägen  käme, 
statt  Herstellung  der  Einigkeit  grössere  Spaltung  erfolgen 
dürfte." 

Wiewohl  die  katholischen  Stände  keine  Lust  bezeigten, 
die  Religionbeschwerden  auf  diesem  Reichstage  zu  ver- 
handeln, so  kamen  ihre  Deputirten  doch  den  25.  April  im 
Mainzischen  Quartier  zusammen,  um  über  folgende  drei 
Fragen  sich  zu  verständigen:  a)  Was  den  Protestanten  auf 
ihre  Beschwerden  zu  antworten?  b)  ob  die  katholischen 
Stande  die  ihrigen  ebenfalls  abfassen  und  überreichen  sollen? 
und  c)  welcher  Beschaffenheit  sie  seien?  Man  kam  überein 
die  Redaction  der  Beschwerden  einem  Ausschusse  zu  über- 
tragen und  sie  zu  überreichen.  Hiervon  gingen  aber  die 
Elatholiken  bald  wieder  ab  und  stellten  den  Protestanten 
vor,  wie  sich  aus  vielen  Gründen  von  der  Vornahme  der 
beiderseitigen  Gravamina  zur  Zeit  gar  kein  Erfolg  ver- 
sprechen lasse ;  übrigens  verlangten  sie  ihre  Gegenäusserung. 
Wahrscheinlich  war  das  Herbeiziehen  der  Religionsbeschwer- 
den eine  vom  französischen  Cabinete  angesponnene  Intrigue, 
um  Zwiespalt  in  die  Reichsversammlung  zu  bringen.  Als  nun 
die  katholischen  Abgeordneten  den  3.  Mai  im  Quartier  des 
salzburgischen  Kanzlers  wieder  zusammentraten,  ward  er- 
öffnet, dass  die  Protestanten  von  ihrem  Begehren  nicht  ab- 
stehen, wesshalb  man  der  Sache  ihren  Lauf  lassen  müsse. 
Indessen  möge  doch  das  mainzische  Directorium  durch  Ver- 
fiiittelung  des  chursächsischen  noch    einen  letzten  Versuch 

Koek,  G«sehiehte  Fwdüuuids  III.    I.  Bd.  20 
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anstellen,  die  Protestanten  zum  Verzichte  auf  die  Vornahme 
dieses  Gegenstandes  zu  bewegen. 

In  der  Zwischenzeit  kam  den  churmainzischen  Ge- 
sandten ein  kaiserl.  Decret  zu,  worin  ihnen  bekannt  gemacht 
wurde,  „dass  die  römische  Curie  sich  neuerlich  angemasst, 
nicht  allein  von  den  geistlichen  Beneficien  in  den  kaiserL 
Erbländem,  sondern  auch  von  denen  in  den  Beichslanden 
die  Ännaten  zu  fordern.  Da  dies  eine  den  Churfursten  und 
Standen  des  Reichs  präjudicierliche  Neuerung  sei,  so  werden 
die  churmainzischen  Rathe  und  Gesandten  aufgefordert,  von 
sämmtlichen  katholischen  Abgeordneten  ein  Gutachten  zu 
verlangen,  was  auf  weitere  Instanz  der  romischen  Curie  za 
thun  sei?"  Ein  anderes  Decret  tragt  dem  mainzischen  Di- 
rectorium  auf,  dem  Fürstenrathe  die  Zulassung  der  franki- 
schen Grafen  und  Herren  mit  Sitz  und  Stimme  „unverwei- 
gerlich''  anzuempfehlen.  Endlich  verlangt  der  Kaiser  in  einem 
an  die  Chnrfursten  und  Stände  gerichteten  dritten  Decret 
die  Admission  des  Fürsten  Eitel  Friedrich  von  HohenzoUem 
im  Fürstenrathe  mit  Sitz  und  Stimme,  bemerkend,  dass 
Kaiser  Ferdinand  II.  den  Vater  des  Benannten  im  Jahre 
1623  in  den  ßeichsfurstenstand  erhoben  und  die  Cnrafechaft 
Hohenzollern  gefurstet  habe. 

Erneuerte  eindringliche  Vorstellungen  des  Kammer- 
gerichts wegen  seines  Unterhaltes  führten  endlich  zu  dem 
Beschlüsse,  dass  hinsichtlich  desselben  der  Kaiser  ersucht 
werde,  die  Stande  zum  richtigen  Erlag  des  zweiten  Kammer- 
zieles bei  der  nächstfolgenden  Frankfurter  Fastenmesse  und 
zur  pünctlichen  Abstattung  der  übrigen  Quoten  au&ufor- 
dem,  sowie  dass  er  die  Präsidenten  dieses  Gerichtes,  welche 
sich  entfernt  hatten,  zur  Rückkehr  ermahne,  widrigenfalls 
ihre  Stellen  an  Andere  würden  vergeben  werden.  Wegen 
der  Versetzung  des  Kammergerichts  an  einen  andern  Ort 
wurde  vorgeschlagen,  noch  einmal  ernstlich  Frankfurt  an- 
zugehen, dass  es  dasselbe  sammt  dem  Archive  aufiiehme. 
Sollte  es  nicht  möglich  sein  durchzudringen,    so  hätte  man 
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sich  bei  den  fremden  Mächten  um  die  Neutralitat  für  Speier 
zu  bewerben.  Mit  diesen  Massregeln  konnte  dem  Zustande 
der  Auflösung,  in  dem  das  Eammergericht  sich  befand,  un- 
möglich abgeholfen  werden ;  allein  die  Steuerkrail  der  Nation 
war  dermassen  ersogen,  dass  an  Aufbringung  einer  raschen 
Geldhilfe  nicht  mehr  gedacht  werden  konnte  ^). 

Wie  früher  die  Hochstifte  Salzburg,  Trient  und  Brixen 
wegen  der  doppelten  Anlage  (Reichscontribution  und  Be- 
steuerung ihrer  in  Oesterreich  gelegenen  Güter)  sich  be- 
schwerten, so  überreichten  nun  auch  Bamberg  wegen  der 
seinigen  in  Kärnthen  eine  specielle,  und  ausserdem  mit 
Salzburg,  Freising,  Regensburg  und  Passau  eine 
gemeinschaftliche  Beschwerde-Herleitungsschrift.  Der  öster- 
reichische Director  Brückelmayer  widerlegte  dieselbe  in  der 
Gesammtsitzung  vom  25.  Mai,  indem  er  Ferdinands  I.  In- 
formation vom  Jahre  1544  über  die  nämliche  Eingabe  der 
fünf  geistlichen  Fürsten  verlas.  Der  wesentliche  Inhalt  der- 
selben lautet :  Die  von  denselben  in  Oesterreich  besessenen 
Güter  wären  Vergabungen  der  Landesfürsten  und  Edel- 
leute,  seien  mithin  mit  denselben  Rechten  und  Lasten,  wie 
diese  sie  besessen,  an  die  geistlichen  Fürsten  gelangt.  In 
Folge  dieses  Verhältnisses  habe  eine  in  der  ältesten  Zeit 
begonnene  ununterbrochene  Continuität  der  Besteuerung 
stattgefunden.  Dieser  unterliegen  die  genannten  Prälaten  als 
Landstände,  denn  sie  seien  in  die  ständische  Corporation 
förmlich  aufgenommen,  werden  zu  den  Landtagen  wie  die 
einheimischen  Stände  berufen  und  diesen  in  allen  Stücken 
gleichgehalten.  Dem  Reiche  hätten  sie  von  diesen  Gütern 
niemals  gesteuert,  weil  sie  nicht  dazu  gehören.  Carl  V. 
habe  zwar  im  Jahre  1530  zu  Augsburg  Ferdinand  I.  be- 
wogen, in  die  Steuerbefreiung  dieser  Güter  dann  zu  willi- 
gen, wenn  im  Reich  eine  Türkensteuer  ausgeschrieben  werden 

*)  An  manchen  Orten  schritten  die  Oemeinden  zum  Verkaufe  der 
Kirchenparamente  and  selbst  der  Thormglocken,  um  die  geforderten  Kriegs- 
steaem  entrichten  zu  können. 

20* 
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sollte ;  allein  dies  sei  aus  mangelhafter  Kenntniss  des  Sach- 
verhalts und  Abganges  der  Documente  geschehen  und  von 
Seiner  Majestät  vor  den  gesammten  Reichsständen  mit  der 
Erklärung  widerrufen  worden,  dass  Sie  den  einseitigen  An- 
gaben der  geistlichen  Fürsten  unbedingt  geglaubt  und  ge- 
traut haben,  und  als  Sie  diese  an  die  Landstände  gelangen 
Hessen,  eines  ganz  Anderen  belehrt  worden  seien.  Wiewohl 
sich  der  Kaiser  (Ferdinand  I.)  an  seine  Zusage  nicht  für 
gebunden  hielt,  so  habe  er  doch  den  Landständen  vorge- 
schlagen, sich  mit  den  Bischöfen  gütlich  zu  vertragen  und 
einen  Vergleich  einzugehen.  Dessen  hätten  sich  aber  die 
Landstände  entschieden  geweigert,  und  den  Bischöfen  zu  6e- 
müthe  gefuhrt,  dass  sie  wider  das  natürliche  Recht  handel- 
ten, wenn  sie  der  Hilfeleistung  bei  gemeinsamer  Türken- 
gefahr sich  entschlügen.  Da  nun  Seine  Majestät  es  gar  nicht 
darauf  ankommen  lassen  könnte,  dass  wegen  Gestattung 
ungleicher  Besteuerung  Aufruhr  im  Lande  entstehe,  so 
müsste  Sie,  nicht  gewilligt,  ungehorsame  Stände  zu  dulden, 
im  Weigerungsfalle  bedacht  sein,  ihrer  los  zu  werden,  zumal 
als  die  erbländischen  Unterthanen  ^ausser  Vergleich  höher 
als  die  im  Reich  mit  der  Türkensteuer  belastet  sind,  da 
diese  bloss  sechs  Kreuzer,  jene  hingegen  einen  bis  zwei 
Gulden  entrichten. 

So  weit  die  Information  Ferdinands  I.  —  Brückelmayer 
gab  nun  noch  zu  wissen,  dass  in  Oesterreich  keine  will- 
kührliche,  sondern  eine  mit  den  Landständen  vereinbarte 
Besteuerung  gebräuchlich  sei,  und  dass  die  Au&ahme  der 
sich  beschwerenden  Hochstifte  in  die  Landesmatrikel  seit 
länger  als  hundert  Jahren  sich  nachweisen  lasse.  Dagegen 
bezeugten  die  den  Landhandfesten  im  Jahre  1527  einverleib- 
ten Verträge  und  Verhandlungen,  dass  deren  Güter  in  Oester- 
reich nicht  in  der  Reichsmatrikel  begriffen  seien.  Erst  jüngst 
hätten  sie  die  Einlage  derselben  aus  Anlass  neuer  Steuer- 
erhebungen unterschrieben  und,  da  sie  Güter  zu  kaufen  und 
zu  verkaufen   pflegen,   diese   aber   ab-  und    zugeschrieben 
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werden  müssen,  so  liege  es  doch  wohl  in  der  Natur  der 
Sache,  dass,  wer  immer  zum  Besitz  derselben  gelange,  die 
darauf  haftenden  Lasten  trage,  denn  diese  seien  in  Oester- 
reich  onera  mer^  realia,  non  mixta,  seu   personalia. 

Frankreich  hatte  das  zum  deutschen  Reiche  gehörige 
Bisthum  Verdün  an  sich  gerissen  und  durch  Einziehung 
der  Einkünfte  desselben  den  gegen  dieses  widerrechtliche 
Gebahren  vergeblich  protestirenden  Bischof  Franz  von  Lo- 
tharingen in  den  äussersten  Nothstand  versetzt.  Die  Reichs- 
versammlung, zu  welcher  der  Herzog  in  dieser  Lage  seine 
Zuflucht  nahm,  gab  ihm  die  Versicherung,  dass  bei  den  be- 
vorstehenden Frieden stra(!taten  das  Aeusserste  angewendet 
werden  wird,  um  die  Restitution  des  Bisthumes  zu  er- 
wirken ®). 

Auf  die  verschiedenen  Eingaben  der  braunschweigi- 
schen  und  hessischen  Deputirten,  mit  deren  Haltung  die 
Reichsversammlung  mehr  und  mehr  unzufrieden  wurde,  er- 
liess  der  Kaiser  den  6.  Mai  einen  Bescheid,  worin  er  zu- 
vorderst erinnert,  dass  er  schon  auf  dem  Tag  zu  Nürnberg 
auf  Einrathen  des  churfürstlichen  Collegiums  sich  resolvirt 
und  erklärt  habe,  Hessen  und  Braunschweig  weder  jetzt 
noch  in  Zukunft  pro  reatu  halten  zu  wollen,  wofern  beide 
Häuser  ihre  Truppen  von  den  Reichsfeinden  zurückziehen, 
ihnen  keinen  weiteren  Vorschub  leisten,  noch  ferner  Hostili- 
täten  verüben  würden.  In  diesem  Sinne  habe  er  sich  auch 
den  16.  Jänner  auf  das  Anbringen  der  Abgeordneten  erklärt. 
Obgleich  die  schuldige  Accomodation  bisher  nicht  erfolgte, 
sondern  im  Gegentheil  an  verschiedenen  Orten  von  den  hessen- 
kassel'schen  Truppen  vielfältige  Feindseligkeiten  verübt  wor- 
den seien,  so  wiederhole  er  dennoch  aus  besonderer  Milde 
die  früher  gegebene  gnädigste  Erklärung  noch  einmal. 


•)  Damit  jede  Spur  von  der  ehemaligen  Vereinigung  Verdüns  mit 
dem  deutsche  Reiche  vertilgt  sei,  Hess  die  französische  Regierung  das 
bischöfliche  Archiv  daselbst  verbrennen. 
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Da  die  Protestanten  von  dem  Begehren  die  Religions- 
beschwerden zur  Verhandlung  zu  bringen,  nicht  abstanden, 
und  für  diese  auch  bereits  die  Nachmittagssitzungen  anbe- 
raumt waren,  so  übergaben  endlich  dieKatholiken  ihre 
Gravamina.  Sie  gehen  dabei  vom  Zeitpimcte  des  Religions- 
friedens aus,  und  beschränken  sich  auf  die  Religionsbe- 
schwerden  allein,  lassen  also  diejenigen  weg,  welche  in  die 
Rechtspflege  und  das  Kriegswesen  einschlagen.  Dann  fuhren 
sie  an,  1.  dass  alles  was  der  Religionsfrieden  zu  Grünsten 
der  Katholiken  festgesetzt  hat,  von  den  Protestanten  streitig 
gemacht  und  thatsächlich  dagegen  gehandelt  werde,  so  dass 
die  Geistlichen  sich  im  Besitz  ihrer  noch  übrigen  Güter 
nicht  für  gesichert  halten.  2.  Dass  die  Protestanten  in 
Streitigkeiten,  welche  die  geistlichen  Güter  betreffen,  keinen 
Richter  erkennen,  noch  dem  gerichtlichen  Ausspruche  sich 
unterwerfen,  sondern  auf  einen  Austrag  im  Wege  des  Ver- 
gleiches bestehen;  dass  sie  den  Katholiken  zumuthen,  jetzt 
dieses  dann  jenes  ihrer  Rechte  fahren  zu  lassen,  behauptend, 
dass  es  kein  anderes  Mittel  gebe,  die  Eintracht  zwischen 
beiden  Religionsparteien  zu  erhalten.  Weigern  sich  die  Ka- 
tholiken, die  an  sie  gerichtetenForderungen  einzugehen,  so 
werden  sie  mit  Bündnissen  gegen  sie,  mit  Waffengewalt  und 
auswärtiger  Hilfe  scharf  bedroht.  Von  diesem  combinirten 
Verfahren  könne  nichts  anderes  erfolgen,  als  dass  die  Ka- 
tholiken und  zumal  die  Geistlichen  allmälich  um  alle  Güter 
kommen.  3.  Gereiche  es  den  Katholiken  zu  einer  ganz  be- 
sonderen Beschwerde,  dass  man  von  protestantischer  Seite 
sich  weigere,  Contraventionsfälle  gegen  den  Religionsfrieden 
an  die  Gerichte  zu  bringen,  da  doch  der  letzte  Abschnitt 
desselben  den  sich  beschwert  fühlenden  Parteien  den  richter- 
lichen Beistand  ausdrücklich  zugesteht.  Dadurch  werden 
Geistliche,  denen  man  ihre  Güter  nimmt,  in  einen  Zustand 
von  Rechtsschutzlosigkeit  versetzt,  in  dem  sich  sonst  kein 
Mensch  im  römischen  Reich  befindet,  da  Jeder  seinen 
Richter  zu  finden  weiss.   4.  Verwerfen  die  Protestanten  ge- 
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richtliche  Entscheidungen  und  lassen  sie  unvollzogen,  wenn 
das  Gericht  nicht  ans  einer  gleichen  Anzahl  von  Richtern 
beider  Bekenntnisse  zusammengesetzt  ist;  5.  wollen  sie  Ma- 
joritätsbeschlüsse, welche  gegen  ihr  Interesse  Verstössen, 
nicht  gelten  lassen.  Da  sie  6.  auch  der  Verordnung  des 
Prager  Friedens  wegen  der  geistlichen  Güter  widerstreben,  so 
wollen  die  Katholiken  für  alle  Fälle  ihre  diesfalligen  Rechte 
und  Ansprüche  hiermit  ausdrücklich  sich  vorbehalten  haben. 
7-  Die  Augsburgischen  Confessions- Verwandten  unterstehen 
sich  in  den  von  ihnen  besessenen  geistlichen  Stiftern,  dem 
Keligions-  und  Pragerfirieden  zuwider,  Statuten  zu  errichten, 
deren  Zweck  die  Ausschliessung  der  Katholiken  (von  derlei 
Pfründen)  ist.  Nicht  bloss  zu  Magdeburg,  sondern  an 
mehreren  anderen  Orten,  seien  katholische  Bewerber,  obgleich 
sie  in  jeder  Hinsicht  zur  Annahme  qualificirt  waren,  zurück- 
gewiesen worden.  Andere,  welche  man  bereits  angenommen 
hatte,  Hess  man  nicht  im  Kapitel  und  zu  den  Würden  zu, 
und  noch  Andere  schloss  man  wieder  gänzlich  aus.  8.  In 
jeder  Weise  ist  man  bestrebt,  die  menses  papales  und  das 
kaiserliche  Recht  der  ersten  Bitte  kraftlos  zu  machen  und  zu 
beseitigen  *®).  9.  Wiewohl  im  Religionsfrieden  die  Jurisdiction 
der  katholischen  Kirche  bloss  in  Religionsangelegenheiten 
der  Protestanten  suspendirt  worden  ist,  so  werde  sie  doch 
auch  in  anderen  Dingen,  namentlich  in  Ehesachen,  von  den- 
selben nicht  anerkannt.  Wie  es  in  Regensburg,  dem  Sitze 
des  Bischofes  geschieht,  werden  Katholiken  auch  anderwärts 
vor  die  protestantischen  Ehegerichte  gezogen.  Adeliche  er- 
lauben sich  diese  und  eigene  Consistorien  zu  errichten^  wo 
Angelegenheiten    der    Katholiken,    die   vor    das    geistliche 


'**)  Das  Recht  der  ersten  Bitte  war  ein  vom  Kaiser  ausgeübtes 
Beichsrecht,  und  bestand  darin,  dass  der  Kaiser  in  katholischen  Stif- 
tern einmal  w&hrend  seiner  Regierung  die  Annahme  eines  von  ihm  ge- 
wählten Candidaten  für  eine  erledigte  Pfründe  empfahl,  nicht  erbat,  wie 
es  uneigentlich  heisst.  Menses  papales  hiessen  jene  Monate,  in  welchen 
dem  Papste  das  Recht  zustand,  erledigte  Pfründen  zu  vergeben. 
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Forum  gehören,  verhandelt  werden.  10.  Man  verwehrt  die 
üblichen  Visitationen  katholischer  Gotteshäuser  und  Kloster, 
und  bedroht  die  neuerwählten  \^rstände  derselben  mit 
scharfer  Ahndung,  wenn  sie  um  die  Bestätigung  ihres  Amtes 
oder  ihrer  Würde  bei  der  geistlichen  Obrigkeit  anhalten. 
II.  Ganz  besonders  verletzt  fühlen  sich  die  Katholiken  von 
der  in  mehreren  Reichsstädten  vorgenommenen  Ausschliessung 
derselben  von  den  Municipal-  und  anderen  Aemtem,  sodann 
von  der  Aufhebung  katholischer  Kirchen,  von  der  Einziehung 
der  Gefälle  und  Pfründen  geistlicher  Güter,  und  vom  will- 
kürlichen Schalten  mit  diesen  Bezügen,  femer  von  der  in 
Städten  wie  auf  dem  Lande  verübten  gänzlichen  Ausrottung 
der  katholischen  Keligionsübung ,  von  der  Abnahme  unbe- 
fugter Eide,  von  der  Weigerung,  Katholiken  zu  Bürgern 
anzunehmen,  und  vom  Druck  derselben  bis  sie  gezwungen 
wegziehen.  Dieses  alles  geschehe  in  Städten,  in  welchen  zur 
Zeit  des  Keligionsfriedens  beide  Bekenntnisse  in  öffentlicher 
Uebung  standen  und  die  bürgerlichen  Aemter  von  beiden 
Parteien  besetzt  waren.  Es  geschehe  mithin  wider  die  die 
Fortdauer  dieser  Praxis  festsetzende  Vorschrift  des  Religions- 
friedens und  der  kaiserlichen  Wahlordnung,  und  falle  um 
so  beschwerlicher  als  die  Protestanten  darüber  klagen,  dass 
in  Städten,  wo  zur  Zeit  des  Religionsfriedens  die  katholische 
Religion  allein  bestand,  die  ihrige  nicht  zugelassen  werden 
vnll.  12.  Der  üebertritt  eines  Bürgers  zur  katholischen 
Kirche  ziehe  demselben  eine  solche  Erwerbsverfolgung  zu, 
dass  er  aus  Abgang  des  nöthigen  Unterhalts  gezwungen  ist, 
die  Stadt  zu   verlassen  und   sich   anderswo  niederzulassen. 

13.  In  eben  diesen  Reichsstädten  von  ursprünglich  gemischter 
Religion  trage  man  keine  Scheu,  aus  der  Herstellung  der 
katholischen  Religionsübung  für  die  katholische  Einwohner- 
schaft ein  Reichs-Gravamen  zu  machen,  und  ebendort  wird 

14.  den  Katholiken,  wenn  deren  noch  einige  bestehen,  die 
öffentliche  Religionsübung,  als :  die  Predigt,  Administration 
der  Sacramente,    die  Kindertaufe,    die  Trauung    und  jeder 
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andere  öffentliche  Act  verwehrt.  15.  üebelthätern,  welche  in 
Reichsstädten  gefangen  sassen,  wurde  der  inständig  von 
ihnen  angesuchte  Beistand  eines  katholi^hen  Priesters  ver- 
sagt, und  bisweilen  ein  sie  zur  Richtstätte  begleitender  Pastor 
aufgezwungen,  oder  ihnen  wider  ihren  Willen  der  Ueber- 
tritt  zur  Augsburgischen  Confession  abgenöthigt.  16.  Die 
gerügte  Ausschliessung  katholischer  Priester  und  Beichtväter 
erstrecke  sich  auch  auf  die  Krankenhäuser.  17.  Man  will  den 
Elatholiken  das  Reformationsrecht  in  ihren  Territorien  be- 
streiten und  ihnen  Gestattung  freien  Religionswechsels  vor- 
schreiben, da  doch  die  Protestanten  katholische,  durch  uralte 
Stiftungen  mit  Pfründen  versehene  Geistliche  nicht  nur  aus 
ihren  Besitzungen  vertreiben,  sondern  ihnen  selbst  dann  ihre 
Bezüge  nicht  ausfolgen  lassen,  wenn  sie  ihren  Wohnsitz 
anderswo  aufgeschlagen  haben.  18.  Beklagen  die  Katholiken 
die  Proselitenmacherei  und  den  Schutz,  dessen  man  Geist- 
liche vergünstigt,  welche  um  heirathen  zu  können,  abtrünnig 
werden.  19.  Sie  beklagen  femer  den  den  Katholiken  auf- 
erlegten Zwang,  die  Feiertage  der  Protestanten  mitzufeiern 
und  fühlen  sich  20.  ganz  besonders  dadurch  beschwert,  dass 
in  vielen  Städten,  wo  zur  Zeit  des  Religionsfriedens  bloss 
die  katholische  Religion  in  Uebung  war,  diese  abgeschafft, 
und  die  protestantische  eingeführt  worden  ist.  21.  In  Reichs- 
städten, wo  seit  undenkbaren  Zeiten  das  Regiment  bei  den 
Patriciern  war,  hat  man  es  ihnen  im  Jahre  1632,  als  die 
Schwedenherrschaft  sich  ausbreitete,  abgenommen  und  die 
Magistratsstellen  mit  ganz  unfähigen  Personen  ex  plebe  be- 
setzt. Dieser  Unfug  sei  in  Gemässheit  des  Prager-Friedens 
abzustellen.  Ein  nicht  geringes  Gravamen  entspringe  22.  aus 
dem  immerwährenden  Streit,  den  die  Protestanten  wegen 
des  Reformationsrechtes  unterhalten,  in  dem  sie  dasselbe 
auch  dort  sich  anmassen,  wo  sie  bloss  das  Patronats-  oder 
Centrecht  besitzen,  und  falls  ihnen  nicht  nachgegeben  wird, 
nicht  bloss  ein  grosses  Geschrei  erheben,  sondern  auch  Ge- 
waltthätigkeiten  sich  erlauben,  dann   aber  wenn  die  Katho- 
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liken  auf  eine  gerichtliche  Entscheidung  dringen,  keinen 
Richter  erkennen  wollen. 

Nach  Hinweisung  auf  die  besonderen  Beschwerden 
einzelner  Hochstifte,  Abteien  und  Städte  gehen  die  Katho- 
liken an  die  Widerlegung  derjenigen,  welche  die  Protestan- 
ten gegen  sie  vorgebracht  hatten,  derselben,  die  wir  weiter 
oben  mittheilten.  Sie  sagen  :  „Gerne  hätten  sie  vernommen, 
dass  die  Protestanten  den  klaren  Inhalt  des  Religionsfrie- 
dens nicht  bestreiten,  sondern  ihn  buchstäblich  beobachtet 
wissen  wollen.  In  diesem  Puncte  seien  die  Katholiken  mit 
ihnen  ganz  gleicher  Meinung.  Da  die  Protestanten  jedoch 
unter  ihren  Beschwerden  einige  durch  den  Prager  -  Frieden 
erledigte,  den  geistlichen  Vorbehalt  betreffende  Angelegen- 
heiten aufgeführt  haben,  so  wolle  man  nicht  hoffen,  dies  sei 
in  der  Absicht  geschehen,  das  längst  Verglichene  wieder 
umzustossen.  Sollten  die  Katholiken  einen  solchen  Verdacht 
schöpfen,  so  würde  man  niemals  zu  einer  Ausgleichung  der 
Differenzen  gelangen,  zumal  als  ihnen  der  Prager -Friede 
durch  die  Aussetzung  ihrer  Forderung  auf  vierzig  Jahre 
ohnehin  zum  Nachtheil  gereicht  und,  woferne  auch  er  ver- 
worfen  werden  sollte,  noch  schlechtere  Aussicht  für  die 
Wahrung  ihrer  Rechte  gegeben  wäre  '*). 

Wiewohl  der  Prager -Friede  einen  Religionsvergleich 
selbst  vorzeichnet,  so  wird  dieser  doch  der  vielen  Schwie- 
rigkeiten wegen  nicht  sobald  zu  Stande  gebracht  werden 
können.  Sollten  nun  seinerwegen  alle  übrigen  hochwichtigen 
Reichsangelegenheiten  bei  Seite  gestellt  und  gewartet  werden, 
bis  die  schwierige  Religionsfrage  erledigt  ist,  so  wäre  mit 
einer  solchen  Procedur  dem  bedrängten  Vaterlande  schlecht 
gedient.  Will  man  sich  anders  stricte  an  die  Bestimmungen 


")  Der  Prager  Friede  sichert  den  augsburgischen  Confessionsver- 
wandten  den  Besitz  aller  mittel-  und  unmittelbaren  geistlichen  Güter,  wie 
sie  selbe  den  2./12.  Nov.  1627  inne  hatten ,  auf  weitere  40  Jahre  von 
diesem  Frieden  (1635)  an  gerechnet  zu,  d.  h.  sie  blieben  ihnen  für  immer. 
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des  Prager  -  Friedens  halten,  so  ist  auch  vom  Verzug  keine 
neue  Bewegung  oder  eine  Vergrösserung  der  bestehenden 
zu  befurchten,  zumal  als  der  Prager -Friede  bestimmt,  dass 
weder  innerhalb  der  vierzig  Jahre,  noch  nach  Verlauf  der- 
selben zu  den  Waffen  gegriffen  werden  dürfe.  Mehrere  von 
den  erhobenen  Beschwerden  sind  auf  den  Reichstagen  von 
1559,  1566,  1576,  1582  und  1584  verhandelt  und  beigelegt 
worden  oder  haben  ihre  Erledigung  im  Religionsfrieden  ge- 
funden. Hinsichtlich  des  ersten,  die  Beschuldigung  enthal- 
tenden Punctes,  dass  die  Katholiken  den  Religionsfrieden 
für  eine  Provision  und  einen  blossen  Duldungsact  ausgeben, 
bezeugen  die  Reichsabschiede  von  1557,  1559  und  1566  das 
schnurgerade  Gegentheil,  indem  die  Katholiken  den  Reli- 
gionsfrieden darin  in  bester  Form  bestätigt  haben,  und  das 
Nämliche  auch  im  Prager-Frieden  geschehen  ist.  Für  mass- 
gebend seien  diese  öffentlichen  Erklärungen,  nicht  die 
gegentheiligen  Aeusserungen  von  Privatpersonen  zu  halten, 
um  so  weniger,  als  von  Seite  der  Protestanten  ebenfalls 
Angriffe  auf  den  Religionsfrieden  und  Interpretationen  vor- 
gekommen sind,  die  wider  den  klaren  Buchstaben  desselben 
Verstössen.  Habe  man  doch  selbst  einige  Hauptpuncte  des- 
selben herausgenommen  und  gänzlich  verworfen.  Das  zweite 
Grravamen,  vermöge  welchem  über  streitige  Theile  des  Re- 
ligionsfriedens Declarationen  und  selbst  Entscheidungen  ohne 
Zuziehung  der  Reichsstände  ergangen  sein  sollen,  klingt  den 
Katholiken  ganz  fremd,  da  ihnen  nichts  davon  bekannt  ist. 
Wenn  aber  ein  Stand  gegen  einen  anderen  wegen  Rechts- 
beeinträchtigung vor  Gericht  klagbar  wird  und  dieses  ihm 
Beistand  gewährt,  kann  ein  solches  Verfahren  nicht  als  eine 
ungerechtfertigte  Declaration  bezeichnet  werden,  es  wäre  denn, 
dass  der  Religionsfriede  nur  für  einen  Theil  oder  nur  für 
denjenigen  geschlossen  worden  ist,  der  ihm  nachzukommen  ge- 
denkt, je  nachdem  es  ihm  heute  so  morgen  anders  beliebt. 
In  diesem  Falle  hätten  der  Religionsfriede  und  die  Reichs- 
abschiede das  Kammergericht  freilich  vergeblich  auf  Annahme 
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und  Entscheidung  in  Streitsachen  angewiesen.  Bei  dem 
nennten,  die  Auswanderung  betreffenden  Punct  erbieten  sich 
die  Katholiken,  dahin  zu  wirken,  dass  den  Beschwerden 
abgeholfen  und  Mässigung  von  Seite  der  Obrigkeiten  be- 
obachtet werde.  In  Betreff  der  Beschwerden  11  tind  12, 
gegen  die  Privatvertrage  in  Städten,  wo  beide  Religionen 
in  Uebung  gewesen,  wie  in  Augsburg  und  Kaufbeuem, 
müsse  man  es  katholischer  Seits  dabei  bewenden  lassen  und 
hoffe,  die  Gegenpartei  werde  sich  ebenfalls  dazu  verstehen, 
weil  der  Prager  -  Friede  derlei  Privataccorde  ausdrucklich 
bestätigt,  und  von  den  Katholiken  nicht  gefordert  werden 
könne,  bloss  demjenigen  nachzukommen,  was  ihnen  allein 
zum  Nachtheil  gereicht.  Der  Stadt  Augsburg  ist  das  ße- 
ligionsexercitium  nicht  benommen,  sondern  es  sind  allein 
diejenigen  Kirchen,  welche  den  Katholiken  und  gewissen 
Ordensleuten  einst  gehörten ,  wieder  eingeräumt  worden. 
Den  Augsb.  Confessions  -  Verwandten  hat  man  den  Bau 
eigener  Kirchen  keineswegs  verwehrt,  sondern  ihnen  selben 
freigestellt  und  vorbehalten.  Auf  die  Gravamina  6,  7,  8,  10, 
14,  15,  16,  17,  18  und  21  ist  nicht  einzugehen,  weil  sie  im 
Prager -Frieden  erörtert  und  abgethan  sind.  Katholischer- 
seits  hoffit  man,  die  Augsb.  Confessions- Verwandten  werden 
dieselben  fallen  lassen.  Wäre  es  ihnen  aber  gleichwohl  ge- 
fällig, während  des  gegenwärtigen  Reichstages  sich  über  den 
einen  oder  den  anderen  dieser  Puncte  mit  den  Katholiken 
zu  vergleichen,  so  sind  diese  nicht  abgeneigt,  sich  mit  ihnen 
zu  verständigen.  Was  den  3.  Punct,  die  beanstandeten  Ma- 
joritätsschlnsse  anbelangt,  haben  die  Katholiken  sich  jederzeit 
an"  den  Religionsfrieden  gehalten.  Wofeme  die  Gegenpartei 
sich  ebenfalls  an  ihn  und  nun  auch  an  den  Prager  -  Frieden 
hält,  bedarf  es  solcher  Schlüsse  gar  nicht.  Man  wünsche 
aber  vermieden  zu  sehen,  dass  aus  jedem  Handel  eines  Katho- 
liken mit  einem  Protestanten  sogleich  eine  Religionssache 
gemacht  werde  ;  auch  will  man  nicht  hoffen,  dass  in  Sachen, 
die  mit  der  Religion  in  keiner  Beziehung  stehen,  die  majors 
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gehindert  werden.  Bei  dem  Puncte  4,  nach  welchem  vom 
kaiserlichen  Hofe  desshalb  kein  entsprechendes  Erkcnntniss 
zu  gewärtigen  sei,  weil  die  Majora  selbst  dann  auf  katho- 
lischer Seite  verbleiben,  wenn  Assessoren  beider  Confessio- 
nen  in  gleicher  Zahl  bestellt  sind,  rügen  die  Katholiken  die 
Antastung  der  Jurisdiction  Seiner  Majestät,  erinnernd,  dass 
sowohl  der  Religions-  als  der  Prager  -  Friede  dem  Keichs- 
oberhaupte  die  Vollziehung  dieser  Friedensbestimmungen, 
und  zwar  gleichmässig  in  politischen  wie  in  Religionssachen 
auferlegt.  Den  Verhandlungen  des  Keichshofrathes  in  Reli- 
gionssachen liegen  der  Religionsfriede  und  die  Reichscon- 
stitutionen  zum  Grunde,  und  von  den  katholischen  Assessoren 
lässt  sich  nicht  wohl  annehmen,  dass  sie  dem  Eide,  den  sie 
geleistet  haben,  zuwider  handeln  und  ihr  Gewissen  belasten 
werden.  Im  Gegensatze  zum  5.,  gegen  Angriffe  des  Reli- 
gionsfriedens in  öffentlichen  Schriften  eifernden  und  die 
Vernichtung  des  Dillingischen  Buches  begehrenden  Puncte, 
wird  katholischerseits  mit  besserem  Fuge  auf  die  weit  grös- 
sere Anzahl  protestantischer  Streitschriften  hingewiesen.  Ist 
es  doch  dahin  gekommen,  dass  man  den  Religionsstreit  auf 
den  Lehrkanzeln  abhandelt,  und  jeder  Student,  der  sein 
Wissen  zu  Markt  bringen  will,  obgleich  er  an  öffentlichen 
Angelegenheiten  nie  Theil  genommen  oder  darüber  eingehende 
Studien  gemacht  hat,  eine  Disputatio  de  pace  Religionis  et 
profana,  juribus  Imperatoris,  Imperii  statuum,  de  aurea  Bulla 
u.  s.  w.  verfasst  und  drucken  lässt.  Mit  solchen  scriptis 
sind  alle  Buchläden  angefüllt.  Ueber  dieses  Treiben  haben 
endlich  die  Katholiken  die  Geduld  verloren  und  einige  ihrer 
Rechtsgelehrten  die  Compositio  pacis  gleichsam  als  abge- 
drungene Gegenerklärung  veröffentlicht.  Da  selbe  aber  weiter 
nichts  als  eine  Privatansicht  enthält  und  keine  verbindliche 
Kraft  besitzt,  so  ist  ein  Verbot  dagegen  nicht  nöthig,  es  wäre 
denn,  dass  man  die  ganze  Masse  von  Schriften  und  Büchern, 
welche  von  protestantischer  Seite  ausgegangen  sind,  mit- 
proscribiren  wollte.  —  In  Ansehung  der  Punct  13  beklag- 
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ten  Begrabnissverweigerung  ist  zu  bemerken,  dass  es  bei 
Katholiken  ungebräuchlich,  Nichtangehorige  ihre  Religion 
an  geweihten  Orten,  wo  für  das  Seelenheil  der  Verstorbenen 
zu  gewissen  Zeiten  Gebete  angestellt  und  kirchliche  Cere- 
monien  verrichtet  werden,  zu  begraben.  Dass  den  Protestan- 
ten aber  unehrbare  Orte  angewiesen  werden,  hat  man  schon 
auf  dem  Reichstage  von  1594  widerlegt,  und  weiss  sich  eines 
solchen  Vorganges  auch  derzeit  nicht  zu  entsinnen.  Gewohn- 
lich werden  den  Protestanten  die  von  ihnen  selbst  gewählten 
Orte  eingeräumt  Den  19.  Punct,  demgemäss  die  Elatholiken 
sich  unterstanden  haben  sollen,  in  re  communi,  prohibente 
socio  zu  reformiren,  können  die  Katholiken  sehr  wohl  auf 
die  Protestanten  anwenden,  denn  diese  haben  nicht  an  einem 
Orte,  sondern  an  vielen  eine  solche  widerrechtliche  Reform 
vorgenommen ;  übrigens  mögen  die  Protestanten  diejenigen 
Fälle,  welche  ihnen  zur  aufgeworfenen  Beschuldigung  Anlass 
gaben,  specieU  anfuhren,  damit  die  dabei  Interessirten  ge- 
hörig vernommen  werden  können.  Hinsichtlich  des  20.  Panc- 
tes,  vermöge  welchem  geklagt  wird,  dass  man  den  Land- 
ständen und  Städten  die  unter  rechtmässigem  Titel  und  durch 
Verträge  erlangten  Privilegien  freier  Religionsübung  störe 
und  sie  ihnen  zu  entziehen  strebe,  kann  so  lange  keine  Gegen- 
erklärung gegeben  werden,  als  die  umständliche  Angabe  der 
vorgekommenen  Fälle  mangelt. 

Wie  schwer  es  bei  einer  Vergleichung  der  Beschwer- 
den beiden  Religionsparteien  halten  mag,  zu  ermitteln,  auf 
welcher  Seite  das  Unrecht  überwiegt,  so  geht  doch  jeden- 
falls aus  der  Beschaffenheit  der  katholischen  Gravamina  mit 
Evidenz  hervor,  dass  die  Protestanten  die  Unterdrückten 
nicht  waren,  und  dass,  gäbe  es  überhaupt  einen  rechtsgil- 
tigen  Grund  far  einen  Religionskrieg,  ein  solcher  Grund  im 
Jahre  1641  nicht  bestand  und  eigentlich  schon  mit  dem 
Prager  -  Frieden  von  1635  entfallen  war.  Der  Krieg  wurde 
also   von  Seite  jener  deutschen   Fürsten,    die  sich  an    die 
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Franzosen   und   Schweden  hingen,    bloss   zur  Befriedigung 
schlechter  Leidenschaften  fortgesetzt. 

Eine  abermalige  Eingabe  der  braunschweigi sehen 
und   hessischen  Gesandten  vom  16.  Juni  wärmt  den 
Protest    gegen   die   beschränkte   Amnestie   neuerdings    auf, 
verlangt  vom  churmainzischen  Directorium  eine  weitere  Er- 
klärung darüber  einholen  zu  dürfen,  schildert  die  schlimmen 
Folgen  eines  Aufschubes  mit  Erledigung  der  Beschwerden, 
begehrt  Mittheilung    der    diesfälligen   von    der    Reichsver- 
sammlung gefassten  Beschlüsse,    bedingt,    dass  diese  nicht 
eher  gefasst  werden,    bevor    beide   fürstliche    Häuser   ihre 
Meinung  geäussert,   und  beklagt  zum  Schlüsse  die  Feind- 
seligkeiten der  kais.  Armee  in  beiden  Ländern.    Zwei  Mo- 
nate  später  übergaben   die  nämlichen  Gesandten  eine  neue 
Denkschrift  worin  sie  sagen:  Mit  betrübtem  Gemüthe  hätten 
ihre  Principale  erfahren,    dass  ihre  Vorschläge  einer  unbe- 
dingten Amnestie   von   der  Reichsversammlung   unbeachtet 
geblieben  seien.  Weitläufig  setzen  sie  sodann  noch  einmal  alle 
für  dieselbe  sprechenden   Gründe  auseinander ,    worauf  sie 
hinsichtlich  der  verlangten  Unterwerfung  und  Aussöhnung 
mit  dem  Kaiser  äussern,  dass  ihre  hohen  Principale  in  die 
angebotenen  Unterhandlungen  so  lange  kein  Vertrauen  setzen 
konnten ,    als  Wolfenbüttel    nicht    zurückgegeben    ist    und 
Feindseligkeiten  gegen  sie  verübt  werden.  Diese  schriftliche 
Erklärung   hatten   die   Gesandten   auch   mündlich  in    einer 
von  ihnen  begehrten  Audienz  vor  den  Reichsdeputirten  ab- 
gestattet. Am  folgenden  Tage  kam  ihnen  ein  kaiserl.  Decret 
dieses  Inhaltes  zu:  „Sie  hätten  gestern  durch  ihre  vor  den 
Churfursten  und  Ständen   dargelegte  Proposition  bewiesen, 
dass  sie  und  ihre  Principale  etwas  anders  beabsichtigen  als 
was  zur  Beruhigung  des  Vaterlandes  und  Aussöhnung  mit 
dem  Oberhaupte  des  Reiches  dienlich  ist.  Dieserwegen  hätten 
Se.   Majestät  den   ihnen  ertheilten  Geleitsbrief  in    der  Art 
aufgehoben,  dass  er  bloss  noch  vierzehn  Tage,  von  gestern 
an  gerechnet,  giltig  sein  soll ,  da  sie  innerhalb  dieser  Frist 
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fuglich  nach  Hause  kommen  kömien.''  Diese  Answeisung 
berührte  die  Gesandten  wie  ein  unerwarteter  Schlag.  Sie 
remonstrirten  zwar  dagegen,  ^jwie  schmerzlich  und  weh- 
müthig  es  ihren  hohen  Principalen  zu  Gemüthe  gehen  müsste, 
und  wie  sehr  es  sie  im  Grunde  der  Seele  betrüben  würde, 
wenn  ihre  Diener  wegen  Ausrichtung  ihrer  gemessenen  Be- 
fehle auf  so  schlechte  Weise  von  hinnen  gewiesen  werden," 
konnten  aber  auf  ihre  Bitte,  bis  zu  Ende  des  Reichstages 
oder  wenigstens  bis  zum  Empfang  einer  diesfalligen  Wei-> 
sung  von  ihren  Gebietern  bleiben  zu  dürfen,  keinen  anderen 
Bescheid  erwirken,  als  dass  es  bei  der  ihnen  mitgetheilten 
kais.  Entsehliessung  verbleibe,  und  bloss  der  vierzehntägige 
Termin  erst  mit  dem  25.  August,  dem  Tage  dieses  zweiten 
Bescheides  beginnen  soll.  —  Die  Gesandten  verwendeten 
sich  zwar  auch  bei  den  Reichstagsdeputirten,  allein  es  war 
alles  vergeblich,  sie  mussten  fort  **). 

Schon  anfangs  Juni  forderte  der  Kaiser  die  Reichs- 
versammlung mittelst  Decret  zur  Beschleunigung  ihrer  Ar- 
beiten auf,  indem  er  anzog,  dass  sie  bereits  neun  Monate 
tage,  und  er  den  Reichstag  zu  schliessen  wünsche,  weil  die 
seine  Erbstaaten  bedrohende  Feindesgefahr  ihn  möglichst 
bald  zurückrufe. 

Die  Protestanten  Hessen  die  von  den  Katholiken 
eingebrachte  Beschwerdeschrift  nicht  unerwidert ,  sondern 
bemerkten  dagegen  ebenfalls  schriftlich  Folgendes:  1.  Es 
gehe  ihnen  tief  zu  Gemüth,  dass  man  sie  beschuldigt,  durch 
Herbeiziehung  alter  Beschwerden  unnothigen  Streit  erregen 
und  das  im  Prager  Frieden  Verglichene  wieder  umstossen 
zu  wollen,  da  sie  doch  nichts  anderes  begehrten,  als  was 
der  Willensmeinung  des  Kaisers  und  dem  Grutachten  der 
Stände  gemäss  ist.  Die  Intention  der  Evangelischen  beruhe 


'^)  Es   ist  za   bemerken,    dass  die  Ausweisung   auf  Ansuchen  der 
Churiürsten  von  Mainz:,   von  Bayern  und  von  Köln   bei  Trautmanstorff 
erfolgte.  (R.  A.) 
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allein  auf  dem,  dass  die  Religionsbeschwerden,  in  sofeme  sie 
eie  Friedenshindemiss  bilden,  auf  gegenwärtigem  Reichstage 
erörtert  werden,  was  mit  dem  Prager  -  Frieden  nicht  im 
Widerspruche  steht.  Diesen  haben  Auswärtige  (d.  i.  Schwe- 
den) und  auch  etliche  Reichsstände  desshalb  nicht  angenom- 
men oder  sich  gegen  ihn  aufgelehnt,  weil  derselbe  den  Re- 
ligionsbeschwerden nicht  abhalf,  sondern  ihre  Beilegung 
aufschob  ^').  Die  hinsichtlich  des  Religionsfriedens  von  den 
Katholiken  gegebene  Erklärung,  lassen  die  Evangelischen 
sich  gefallen  und  verlangen,  dass  derselbe  als  ein  bestän- 
diger Friede  im  Reichsabschiede  bekräftigt  werde.  Die  Be- 
schwerde der  letzteren  wegen  Angriffe  auf  denselben  wäre 
keineswegs  gegen  Private  gerichtet,  denn  die  diessfalls  pu- 
blicirten  Schriften  seien  unter  Mitwirkung  einiger  Stände  er- 
schienen, auch  wisse  man,  dass  selbst  auf  dem  gegenwär- 
tigen Reichstage  Proteste  gegen  den  Religionsfrieden  er- 
hoben worden  sind.  Nebenbei  erinnere  man,  was  wider  den- 
selben wenige  Jahre  vor  Ankunft  der  Schweden  in  praxi 
vorgefallen,  nun  aber  durch  den  Prager-Frieden  eingestellt 
worden  ist.  Was  das  zweite  Gravamen  der  Evangelischen 
betrifil,  berufen  sie  sich  billig  auf  das  Restitutionsedict  von 
1629  und  auf  die  Reformation  der  Stadt  Augsburg.  In 
zweifelhaften  Fällen  musste  eine  Auslegung  des  Religions- 
friedens vom  Kaiser  und  den  mit  ihm  vereinigten  Ständen 
gegeben  werden;  unterblieb  sie,  so  hatten  die  dabei  bethei- 
ligten Parteien  allerdings  Ursache  sich  zu  beschweren  und 


*■)  Der  Prager-Friede  bestimmte,  dass  innerhalb  der  anberaumten 
vierzig  Jahre  eine  Commission,  zusammengesetzt  aus  Ständen  beider  Be- 
kenntnisse in  gleicher  Zahl,  die  Religionsbeschwerden  verhandle  und  ver- 
gleiche. Wann  wäre  der  zur  Fortschaffung  der  Schweden  vom  Reichs- 
boden absolut  nothwendig  gewesene  Prager-Friede  zu  Stande  gekommen, 
wenn  man  sich  zunächst  in  das  Labyrinth  der  Religionswirren  hätte  ver- 
tiefen wollen?  Und  welchen  Werth  soll  die  Einsprache  der  Reichsfeinde, 
welche  Deutsehland  bekriegten,  in  inneren  Angelegenheiten  haben  ? 
Koch,  Geachichte  Ferdinands  IH.    1.  Bd.  21 
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haben  sie  noch  '*).  In  panz  klaren  im  Religioiisfrieden  ent- 
schiedenen Fällen  hingegen  sind  die  Evangelischen  nicht 
gewillt,  sich  dem  Ausspruche  eines  Reichsgerichtes  zu  unter- 
werfen '*).  2.  Es  wird  zugegeben,  dass  das  9-  Gravamen 
(die  Emigration)  ein  alter  Streit,  aber  eben  desshalb  müsse 
er  geschlichtet  werden.  Kaiser  Ferdinand  I.  habe  diesen 
Punct  im  Jahre  1555  von  einer  aus  vier  evangelischen  und 
vier  katholischen  Deputirten  zusammengesetzten  Commission 
erörtern  und  festsetzen  lassen,  dass  den  Unterthanen  frei- 
stehe auszuwandern  und  sich  anderswo  niederzulassen,  oder 
aber  an  dem  katholischen  Orte,  wo  sie  sesshafl  waren,  za 
bleiben  und  ihre  Religion  zu  Hause  in  der  Stille  auszuüben. 
Die  Reichstädte  und  unmittelbare  Ritterschaft  haben  öffent- 
liche Religionsübung  durch  den  Religionsfrieden  erlangt, 
den  mittelbaren  Unterthanen  hingegen  ist  bloss  die  häusliche 
Religionsübung  verstattet.  Man  deute  dies  desshalb  an,  weil 
das  Dillingische  Buch  glauben  machen  will,  dass  zwischen 
Reichsstädten  und  anderen  Ständen  keine  Gleichheit  bestehe, 
sondern  jene  bloss  wie  mittelbare  oder  Municipalstädte  an- 
zusehen seien.  Hinsichtlich  der  Auswanderung  gereicht  es 
zur  höchsten  Beschwerde,  dass  sie  nicht  nur  an  verschiedenen 
Orten  überaus  erschwert,  sondern  auch  gänzlich  verweigert 
wird,  dass  bisweilen  die  Kinder  und  Erbgüter  zurückge- 
halten werden,    dass   eine   unmässige  Nachsteuer  gefordert, 


i<> 


')  Die  Protestanten  verlangen  in  diesem  Passus,  dass  Belig^ons- 
streitij^keiten  auf  die  Reichstage  gebracht  werden  sollen,  was  nur  dann 
annehmbar  gewesen  wäre,  wenn  man  den  Reichstag  permanent  gemacht 
hätte.  So  lange  diese  Einrichtung  nicht  bestand,  waren  unstreitig  die 
Reichsgerichte  competente  Behörde. 

'*)  Damit  ist  gesagt,  dass  die  Protestanten  in  eigener  Sache  selbst 
den  Richter  machen  wollten.  Im  Allgemeinen  Hessen  sie  die  Unbilligkeit 
sich  zu  Schulden  kommen,  immerfort  der  andern  Partei  dasjenige  zu  ver- 
weigern, was  sie  für  sich  begehrten,  und  ihr  das  zum  Vorwurf  zu  machen, 
was  sie  selbst  thaten.  Fast  scheint  es,  als  hätten  sie  diese  Inconsequens 
gar  nicht  bemerkt. 
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der  Verkauf  der  Guter  entweder  verweigert  oder  durch  Be- 
stimmuDg  einer  allzukurzen  Frist  erschwert  wird.  Wollen 
die  Emigranten  anders  ihre  Heimat  wieder  besuchen  und 
daselbst  ihre  Geschäfte  abthun ,  müssen  sie  kostspielige 
Passe  losen,  widrigenfalls  sie  bei  Betretung  des  Landes  sich 
schwere  Strafen  zuziehen.  Man  versage  ihnen  selbst  Geburts- 
und Abzugsscheine  und  verfahre  mit  ihnen  in  einer  Weise, 
als  wären  sie  nicht  Emigranten,  sondern  Exulanten.  Es  ist 
nnr  billig,  dass  die  Katholiken  sich  erboten,  diese  Verfol- 
gungen abzustellen  und  für  eine  bessere  Behandlung  zu 
sorgen  *•).  3.  üeber  das  eilfte  Gravamen  äussern  sich  die 
Katholiken  so,  als  bezögen  sich  die  Particular- Verträge  auf 
beide  Städte  Augsburg  und  Kaufbeuern,  da  doch  dieses  von 
einem  solchen  Vertrag  nichts  weiss.  Wenn  nun  die  Katho- 
liken weiter  sagen,  sie  lassen  es  der  Städte  wegen  bei  den 
Bestimmungen  des  Religionsfriedens  und  Prager  Schlusses 
bewenden,  so  ist  man  ungewiss,  ob  hinter  dieser  Erklärung 
nicht  die  im  Dillingischen  Buche  den  Ausschluss  der  Reichs- 
städte vom  Religionsfrieden  vertretene  Ansicht  verborgen 
sei ,  wesswegen  eine  Erklärung  die  klarer  und  deutscher 
aussieht,  verlangt  wird.  Notorisch  sei,  dass  Augsburg  vor 
Jahren  der  rechtmässig  besessenen  freien  Religionsübung 
von  einer  Partei  in  dieser  Stadt  in  unerhörter  Weise  beraubt 
und  ihm  bellica  vi  ac  metu  ein  billig  aufzuhebender  Accord 
abgedrungen  worden  ist.  Bei  Kaufleuten  habe  man  zum  Be- 
helfe der  Reform  ein  übereiltes  Processverfahren,  wobei  die 
protestantische  Bürgerschaft  theils  gar  nicht  oder  nicht 
zur  Genüge  gehört  wurde,  eintreten  lassen.  Was  das  achte 
Gravamen  betrifil,  werden  die  Katholiken  selbst  bekennen 
müssen,  dass  sie  auf  das  von  ihnen  verworfene  Interim  keinen 
giltigen  Besitztitel  gründen  können.    4.  Die  Gravamina  10, 


*•)  Hinsichtlich  dieser  Beschwerden  waren  die  Protestanten  ohne 
Zweifel  im  Hechte,  denn  vielfältig  Erschwernisse  hei  der  Answanderung 
kamen  fortwährend  und  noch  in  später  Ztit  vor. 

21* 
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14  und  15  sind  im  Prager -Frieden  nicht  vorgesehen,   ob- 
gleich den  Evangelischen  viel  daran  gelegen  ist,  denn  hielten 
die  Katholiken    dieses   Princip    (dass  nämlich    Kaiser   und 
Reich  kein  Verfiigungsrecht  über  geistliche  Güter  besitzen) 
fest,    so  fiele  der  ganze  Religionsfriede  zu  Boden   und  der 
Papst  könnte  thun  was  ihm  beliebte;  auch  würde  leicht  za 
errathen  sein,  was  die  Evangelischen  nach  Ablauf  der  vierzig 
Jahre  zu  gewärtigen  hätten.    Des  16.,  17.  und  18.  Punctes 
ist  im  Prager-Frieden  ebenfalls  nicht  gedacht,  und  obgleich 
der  Religionsfriede  die  Norm  klar  vorzeichnet,  so  hat  man 
doch    nach    der  Publication    des   Dillingischen  Buches   die 
Erfahrung  gemacht,  dass  darüber  Streit  angeregt  worden  ist 
und  Neigung  sich   kund  gab,    entschiedene  Sachen  wieder 
anhängig  zu  machen.    Insonderheit  stehe  zu  besorgen,  dass 
die  den  Religions-  und  Prager-Frieden  verläugnenden  Ordens- 
leute ihre   Anschläge  bei    guter  Gelegenheit   verwirklichen 
werden.     5.    Gleichwie    der  Religionsfriede    nicht    einseitig 
vom  Kaiser  und  den  katholischen  Ständen  allein,    sondern 
auch  von  den  Augsburgischen  Confessions verwandten  ausge- 
gangen ist,   so  kann  auch  die  Deutung  und  Urtheilsfallung 
nicht  einem   transigirenden  Theil  allein   zustehen,    sondern 
hierauf  haben  beide  gleichen  Anspruch.  So  wie  die  Katho- 
liken nicht  zugeben  würden,  wenn  die  Evangelischen  ipsis 
exclusis  wider  sie  erkennen  wollten,    eben  so  wenig  kann 
an  diese  eine  solche  Forderung  gestellt  werden  *'). 

6.  Zugegeben,  dass  die  Dillingische  Compositio  pacis, 
wie  die  Katholiken  behaupten,  das  Werk  von  Privaten  ist 
und  ihr  keine  verbindliche  Kraft  innewohnt,  besteht  gleich- 
wohl zwischen  ihr  und  den  Schriften  evangelischer  Scribenten 
ein  wesentlicher  Unterschied,  da  die  Dillingische  Compositio, 


*^)  Es  ist  schwer  einzusehen,  wbs  in  dieser  Stelle  gemeint  iBt,  cU 
die  Protestanten  gegen  den  Reichshofrath  auch  dann  noch  protestirten, 
wenn  er  znr  Hälfte  aus  ihren  Qlaabensgenossen  und  Eur  andern  Hälfte 
ans  Katholiken  zusammengesetzt  sein  sollte.    S.  oben. 
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wie  Titel  und  Vorrede  ausweisen,  nicht  für  eine  reine  Privat- 
arbeit gelten  kann.    Es  finden  sich  darin  völlig  verbotene 
widerrechtliche  und  fast  nur  pro  occasione  temporis  ergriffene 
Grundsätze,    deren  Wirkung  man  leider  empfunden  hat  ^^. 
7.    Was    die  Begräbnissverweigerung    anbelangt,  wäre  man 
um  Thatsachen    nicht  verlegen,    welche  bewiesen,    dass  die 
Lieichname    der   Protestanten    an    Orten    begraben    werden 
mussten,  wo  sie  weder  vor  zahmen  noch  vor  wilden  Thieren 
gesichert   waren,    und   da    die   Katholiken   bekennen,   dass 
dieses  ein  altes,  schon  1594  verhandeltes  Gravamen  ist,    so 
ist  die  Abstellung  desselben  um  so  dringender  geboten  ^^). 
Das  Princip  quod  invito  socio  in  re  communi  nihil  innovari 
debeat  wenden  die  Katholiken  in  denjenigen  Fällen,  welche 
die  Evangelischen  im  Auge  haben,  unrichtig  an.    Das  Gra- 
vamen der  letzteren   spricht   nämlich   nicht  de  universitate, 
sed   de  singulis,    rem   pro  indivisa  possidentibus ;    bei   den 
nniversitatibus  heisst  es :  quod  universitati  debetur,  singulis 
non  debetur,  wobei  als  Beispiel  auf  das  Städtchen  Cronberg 
bei  Frankfurt  hingewiesen  wird.  Dort  haben  die  Katholiken 
vor  etlichen  Jahren  gegen    die  beschworenen  Verträge  und 
die  Willenserklärung  ihrer  gleichberechtigten    evangelischen 
Rathsverwandten  zu  reformiren  sich  unterstanden,   und   ob- 
wohl  gegen   ihr  Verfahren   ein  allergnädigstes   Erkenntniss 
erlassen  wurde,  so  ist  selbes  doch  bis  jetzt  unvollzogen  ge- 
blieben. Ausser  anderen  Fällen  findet  dieses  Gravamen  An- 


'•)  Nach  den  mehrfachen  Auslassungen  gegen  das  Dillingische  Buch 
scheinen  die  Protestanten  für  das  Princip  freier  Forschung,  wenn  diese 
|reg^n  ihr  Interesse  ausschlug,  keine  Duldung  geschweige  Anerkennung 
^habt  zu  haben. 

'•)  Diese  Beschwerde  ist  ebenfalls  wohl  begründet.  Leichname  von 
Protestanten  wurden  an  den  Heerstrassen  ausgesetzt  und  daselbst  liegen 
gelassen,  bis  etwa  ein  barmherziger  Samaritan  vorüberzog  und  sie  begrub. 
Uebrigens  ward  Calvinisten  das  Begräbniss  ebenso  entschieden  von  den 
Latheranem  verweigert. 
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Wendung  bei  den  Landständen,  Städten  und  adeligen  Laud- 
sassen  der  Stifte  Osnabrück,  Munden  und  Hildesbeim. 

Diese  Erwiderung  geht  auf  eine  Widerlegung  der  in 
der  Eingabe  der  Katholiken  erhobenen  Beschwerden  und 
Beschuldigungen  nicht  ein,  doch  beschlossen  die  Protestanten, 
sie  bei  den  Conferenzen  mündlich  zu  fuhren,  und  arbeiteten 
zu  diesem  Behufe  vorläufig  einen  Entwurf  aus,  auf  den  wir 
Leser,  welche  der  confessionellen  Controverse  jener  Zeit  zu 
folgen  verlangen,  bei  Londorp  V.  pag.  412  verweisen. 


Zehnter  Abschnitt. 


Die  Reichsversammlung  überreichte  dem  Kaiser 
hinsichtlich  der  von  der  Königin  Christine  und  den  schwe- 
dischen Reichsverwesern  erhaltenen  Antwort  ein  Bedenken, 
worin  gebeten  wird,  die  Geleitsbriefe  statt  auf  Cöln  und 
Hamburg  dem  jungst  ausgesprochenen  Verlangen  der  Fremd- 
mächte gemäss,  auf  Münster  und  Osnabrück  umfertigen  zu 
lassen  und  den  Herrn  von  Lützow  zu  beauftragen,  dass  er 
die  EröflFnung  des  Friedenscongresses  in  zwei  oder  drei 
Monaten  oder  längstens  bis  Michaeli  erwirke.  Der  Kaiser 
willfahrte  diesem  Ansuchen,  indem  er  das  an  Lützow  er- 
lassene, demselben  entsprechende  Schreiben  der  Versamm- 
lung zustellen  Hess.  Nachdem  diese  sich  mit  Beilegung  ver- 
schiedener Streitigkeiten,  als :  der  Stadt  Hamburg  mit  dem 
Kammergerichte,  der  Stadt  Strassburg  mit  dem  Comman- 
danten  in  Philippsburg,  der  Stadt  Regensburg  wider  Chur- 
bayern,  des  Hochstiftes  Bamberg  gegen  Oesterreich,  der 
Grafen  von  Oettingen  gegen  den  Abt  von  Christgarten  be- 
schäftigt und,  entsprechend  dem  Wunsche  des  Kaisers,  an 
die  Eidesgenossen  ein  nachdrückliches,  die  Zurückziehung 
ihrer  Truppen  von  Frankreich  und  die  Verweigerung  der 
Durchzüge  verlangendes  Schreiben  erlassen  hatte,  schritt  sie 
endlich  zu  den  Verhandlungen  über  das  Justizwesen. 
Nach  langen  Berathungen  ward  per  majora  beschlossen,  dass 
hierzu  eine  besondere  ordentliche  Deputation  ernannt 
werden  soll,  die  zu  Speier  oder  Frankfurt  den  1.  Mai  1642 
beisammen  sein  und  mit  ihrem  Geschäfte  den  Anfang  machen 
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sollte.  Was  den  Unterhalt  des  Eammergerichts  und  die 
Soldrückstände  betrifil,  wolle  man  es  einstweilen  bei  dem 
Seiner  Majestät  überreichten  Bedenken  bis  zum  Empfang 
einer  gnädigsten  Kesolution  bewenden  lassen.  Mit  dieser 
völlig  unzureichenden  Beschlussfassung  ward  die  brennende 
Frage  wegen  des  in  seiner  Existenz  bedrohten  Eammer- 
gerichts abgethan.  Mit  ungleich  regerem  Eifer  ward  die 
Debatte  über  den  Reichshofrath  durchgeführt.  Leuxel- 
ring,  der  Vertreter  der  schwäbischen  Grafen,  brachte  allein 
sechsundfünfzig  Reformanträge  bei.  Das  Conclusum  bean- 
tragte die  an  den  Kaiser  zu  richtende  Bitte,  um  den  Erlass 
einer  vollständigen  Reichshofrathsordnung  sammt  Instruction 
zur  Vorlage  bei  dem  beschlossenen  Deputationstag,  sodann 
um  Verwiiligung  einer  in  der  Zwischenzeit  vom  Churkanzler 
vorzunehmenden  Visitation  dieses  Gerichts.  In  Betreff  Rot- 
weils  und  der  schwäbischen  Landgerichte  ward  eine  Auf- 
forderung an  die  schwäbischen  Kreisstände  angerathen,  ihre 
Beschwerden  und  Vorschläge  abfassen  und  dem  Directorio 
zum  Behufe  der  Correlation  überreichen  zu  lassen.  Mit 
dieser  Beschlussfassung  nicht  ganz  zufrieden,  verlangten  so- 
wohl die  churfürstlichen  als  die  fürstlichen  Deputirten,  dass 
dem  Kaiser  dasjenige  alsogleich  an  die  Hand  gegeben 
werde,  was  einstweilen  am  Reichshofrathe  verbessert  werden 
könne.  Dies  betraf  erstlich  die  Beschleunigung  der  Geschäfts- 
expedition, dann  die  besser  zu  beobachtende  Verschwiegen- 
heit, die  ferner  nicht  zu  gestattende  Hintansetzung  der  Reichs- 
sachen im  Interesse  der  erbländischen  Angelegenheiten,  die 
den  Reichssatzungen  widerstreitende  Processübertragung  vom 
Kammergerichte  an  den  Reichshofrath  u.  a.  m.  Es  ist  nöthig 
zu  bemerken,  dass  der  auffällige  Eifer  für  die  Reform  des 
Reichshofrathes  von  dem  Vorzuge  herrührt,  den  die  höheren 
Stände  demselben  vor  dem  Kammergerichte  gaben.  Vom 
Reichshofrathe  hatten  sie  nicht  bloss  eine  raschere  Erle- 
digung der  bei  ihm  anhängig  gemachten  Processe  und  Ge- 
schäfte zu  gewärtigen,   sondern  sie  vermochten  auch  durch 
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ihre  Verbindungen  am  Hofe  auf  den  Gang  ihrer  Angelegen- 
heiten einen  günstigen  Einflass  zu  üben.  Vermuthlich  erklärt 
sich  aus  dieser  Vorliebe  der  churbayerische  Antrag,  Kaiser 
möge  dafür  sorgen,  dass  dem  Reichshofrathe  der  ihm  ge- 
bührende aber  verweigerte  Vorrang ,  Respect  und  „Reputa- 
tion" zu  Theil  werden  möge.  In  der  ersten  von  zweien  dem 
Kaiser  überreichten  Denkschriften  erstattete  die  Reichsver- 
sammlung ihr  Gutachten  über  die  Reform  der  Justiz,  in 
der  zweiten  aber  verlangte  das  Churfürsten-CoUegium  für 
sich  allein,  dass  der  Kaiser,  um  bessere  Ordnung  in  die 
Lehensachen  zu  bringen,  zwei  Lehenpröbste ,  den  einen  für 
die  deutschen,  den  andern  für  die  wälschen  Keichslehen  be- 
stelle, und  durch  sie  ordentliche  Lehenbücher  führen  lasse. 
Vom  Pfalzgrafen  Karl  Ludwig,  der  seiner  bei  dem 
Jahre  1638  gemeldeten  Gefangenschaft  im  Jahre  1640  er- 
ledigt worden  war,  kamen  Gesandte  nach  Regensburg,  welche 
die  Reichsstande  aufforderten ,  der'  Restitution  ihres  Herrn, 
des  „Churfürsten",  bedacht  zu  sein,  und  zu  diesem  Ende 
eine  unbeschränkte,  das  Jahr  1618  für  die  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand  normirende  Amnestie  zu  erwirken. 
Nebst  diesen  pfälzischen  Gesandten  erschien  auch  ein  eng- 
lischer, Namens  Thomas  Rowe.  Sehr  anmassend  und  hoch- 
müthig  verlangte  er  die  Wiedereinsetzung  des  Pfalzgrafen 
ohne  alle  Beschränkung,  forderte  diessfalls  ein  rundes  Ja 
oder  Nein  und  drohte  mit  der  Ahndung  seines  Herrn,  falls 
das  Verlangte  nicht  gewährt  werden  sollte.  Obgleich  er  er- 
klärt hatte,  in  Regensburg  nicht  länger  als  vierzehn  Tage 
verweilen  zu  wollen,  blieb  er  doch  nicht  bloss  bis  zu  Ende 
des  Reichstages  daselbst,  sondern  folgte  dem  Kaiser  selbst 
nach  Wien.  Da  die  während  des  Reichstages  von  den  Chur- 
fürsten  angestellten  Versuche  die  pfälzische  Sache  zu  ver- 
mitteln erfolglos  blieben,  so  bestimmte  der  Kaiser  Wien  zur 
Fortsetzung  der  Conferenzen.  Rowe  und  die  dänischen  De- 
putirten  Uhlefeld  und  Bydenbach  hielten  in  Regensburg 
auch    um  die  Loslassung  des   Pfalzgrafen  Rupert  an,    „in 
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Ansehung,  dass  mit  gepfändetem  Blute  sich  nicht  wohl 
tractiren  lasse",  ausserdem  hatte  sich  auch  die  Konigin  von 
Polen  bei  ihrem  Bruder,  dem  Kaiser,  fiir  Rupert  verwendet 
Maximilian  von  Bayern  hingegen  widerrieth  die  Enthebung 
von  der  Haft,  anführend,  dass  woferne  sie  vor  den  Verhand- 
lungen erfolgen  sollte,  die  Pfalzer  ihre  Forderungen  be- 
deutend spannen  würden.  Trautmanstorff  Hess  Maximilian 
durch  seinen  Kanzler  Eichel  versichern,  „dass  Rnpertas 
vor  endlicher  und  völliger  Accomodation  des  pfalzischen 
Wesens  seiner  Gefangenschaft  nit  werde  ledig  gelassen 
werden."  Der  Kaiser,  minder  als  diese  beiden  geneigt,  von 
politischen  Rücksichten  allein  sich  leiten  zu  lassen,  setzte 
Rupert  gleich  nach  seiner  Ankunft  in  Wien  in  Freiheit, 
nachdem  er  dem  Könige  von  England  den  6.  October  1641 
in  einem  eigenhändigen  Schreiben  die  bevorstehende  Frei- 
lassung angezeigt  hatte. 

Für  den  Prinzen  Eduard  von  Braganza,  der  von 
Passau  nach  Regensburg  gebracht  worden  war,  gestalteten 
sich  die  Dinge  nicht  so  günstig  wie  für  den  Pfalzgrafen 
Rupert,  denn  obgleich  der  portugiesische  Gesandte  in  Stock- 
holm in  einem  Schreiben  an  die  Reichsversammlung  sich 
mit  dem  grössten  Nachdrucke  für  die  Freilassung  des  Prin- 
zen verwendete ,  konnte  sie  vom  Kaiser  aus  Rücksicht  für 
Spanien  doch  nicht  erwirkt  werden.  Später  ward  der  Prinz 
gar  an  Spanien  ausgeliefert  und  im  Castell  zu  Mailand  ge- 
fangen gesetzt. 

Sowohl  der  katholische  wie  der  calvinische  Theil  der 
Eidesgenossenschaft,  doch  jeder  Theil  für  sich,  gab  auf 
das  Abmahnungsschreiben  des  Reichstages  wegen  der  Fran- 
zosenhilfe folgende  Antwort:  Nachdem  unsere  Bemühung, 
den  französischen  Gesandten  zu  einer  Verhandlung  hinsicht- 
lich der  Neutralität  für  Burgund  zu  bewegen,  ganz  erfolglos 
geblieben  war  (äusserten  die  katholischen  Schweizer  in 
ihrem  Schreiben  aus  Baden),  riefen  wir  unser  Kriegsvolk 
aus  Frankreich  zurück,  und  bedrohten  jene  unserer  Lands- 
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leute,  welche  dessenungeachtet  in  franzosischen  Diensten 
bleiben  sollten,  mit  gebührender  Strafe.  Nicht  gesonnen  etwas 
zum  Nachtheil  des  Kaisers  und  des  römischen  Reiches  in 
welcher  Weise  es  sein  möge  geschehen  zu  lassen ,  beharren 
wir  in  dem  Entschlüsse,  den  mit  dem  Hause  Oesterreich 
bestehenden  Erbverein  fort  und  fort  aufrecht  zu  erhalten 
und  ihm  punctlich  nachzukommen.  Mit  möglichstem  Fleisse 
sei  die  Zurückstellung  der  von  den  Franzosen  besetzten 
Orte  im  Bisthume  Basel  betrieben  worden,  auch  soll  mit 
diesen  Sollicitationen  fortgefahren  und  Anschläge  der  Fran- 
zosen gegen  die  Stadt  Constanz  und  den  Bodensee  sollen 
nimmermehr  zugegeben  werden.  —  Etwas  verschieden  von 
dieser  sehr  befriedigenden  Antwort  lautet  die  Erklärung  der 
reformirten  Eidesgenofisen  aus  Zürich.  Sie  hätten,  sagen  sie, 
wegen  des  Bischofes  von  Basel  bei  dem  französischen  Ge- 
sandten sich  eifrig  verwendet,  aber  zur  Antwort  erhalten, 
dass  dies  unnöthig  sei,  da  der  Bischof  sich  in  den  Schutz 
Frankreichs  begehen  habe;  übrigens  werde  er  zufrieden  ge- 
stellt werden.  Für  die  Neutralität  Burgunds  oder  mindestens 
für  einen  Waffenstillstand  hätten  sie  gleich  bei  dem  Kriegs- 
ausbruche schriftlich,  mündlich,  und  durch  kostspielige  Ge- 
sandtschaften gewirkt,  aber  nichts  erreichen  können.  Sie 
versprechen  jedoch ,  über  eine  andere  zum  Ziele  führende 
Mittel  wähl  sich  berathen  zu  wollen.  Das  Begehren,  ihr  im 
französischen  Kriegsdienste  stehendes  Volk  abzuberufen,  ver- 
mögen sie  nicht  zu  erfüllen,  weil  das  mit  Frankreich  über 
hundert  Jahre  währende  Bündniss  ihnen  bei  Ueberlassung 
▼on  Hilfstruppen  kein  Eingehen  auf  die  Ursachen  des  Krieges 
zugesteht.  Weil  diese  Truppen  aber  zu  noch  anderen  als 
den  im  Vertrag  festgesetzten  Zwecken  benützt  worden  sind, 
hätten  sie  bereits  bei  dem  französischen  Gesandten  zu  Baden 
Vorstellungen  machen  lassen,  ständen  auch  im  Begriff  dieser- 
-wegen  an  den  König  selbst  zu  schreiben,  damit  dieser  Miss- 
brauch  abgestellt  werde.  In  Uebereinstimmung  mit  der 
^Willenserklärung  der  übrigen  Eidesgenossen,  werden  sie  be- 
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fliesen  sein,  Feindesgefahr  von  Constanz  abzuwenden.  Mit 
Hohentwiel  können  sie  sich  nicht  befassen,  da  sie  von  einer 
Einmischung  in  den  Krieg  verwickelt  werden  würden. 

Das  Hochstifl  Trient  brachte  gegen  die  tirolische 
Regierung  Klagen  an,  deren  Beschaffenheit  glauben  lasst, 
die  Erzherzogin  Claudia  habe  Trient  und  Brixen  für  ein 
Eigenthum  der  Grafschaft  Tirol  angesehen.  Sie  besteuere, 
faeisst  es  in  der  Eingabe,  die  Unterthanen  Trients  wie  die 
eigenen,  masse  sich  die  Gerichtsbarkeit  über  alle  Deutsch- 
redenden im  Stifte  und  in  der  Stadt  Trient  an,  setze  Haupt- 
leute in  die  bischöflichen  Schlösser  und  nehme  ihnen  einen 
besonderen  Eid  ab,  veranstalte  Werbungen,  lasse  zum  Be- 
hufe  der  Besteuerung  die  Güter  abschätzen,  richte  neue 
Zölle  auf  u.  8.  w.  In  einer  zweiten  Eingabe  bittet  Trient, 
seiner  und  des  Hochstiftes  Brixen  sich  annehmen  und  die 
Eingriffe  in  die  Kegalien  derselben  abwehren  zu  wollen. 
Pfalz-Neuburg  beschwerte  sich  über  Einlagerung  kaiserl. 
Truppen  und  Ausweisung  der  eigenen  aus  den  festen  Plätzen. 
Dies  widerstrebe  sowohl  der  mit  Spanien  eingegangenen 
Neutralität,  als  dem  anno  1 635  von  Ferdinand  H.  gegebenen 
Versprechen,  die  Jülichischen  Lande  mit  Einquartirung  kais. 
Truppen  zu  verschonen,  wenn  die  französischen  und  schwe- 
dischen sie  verlassen.  Da  diese  Zusage  nicht  gehalten  wurde, 
so  erlaubten  sich  die  Franzosen,  Schweden  und  Hessen  zum 
grössten  Schaden  dieser  Lande  ähnliche  Anmassungen.  Be- 
sonderen Anlass  dieserwegen  den  Beistand  der  Churfursten 
zu  entbieten  gebe  die  Kunde,  dass  ehestens  Lamboy  mit 
seinem  Corps  einrücken  werde.  Inzwischen  liefen  gegen  den 
Pfalzgrafen  Wolfgang  Wilhelm  selbst  schwere  Anklagen  von 
den  Söhnen  seines  verstorbenen  Bruders  August  zu  Sulz- 
bach und  dessen  jüngsten  Bruder  Johann  Friedrich  ein. 
Wolfgang  Wilhelm,  sagen  sie,  habe  in  ihren  Erbämtem 
unter  dem  Verwände,  Universal-Nachfolger  und  regierender 
Landesherr  des  ganzen  Fürstenthums  Neuburg  zu  sein,  eine 
Religionsreform  in  der  Weise   vorgenommen,    dass   Bürger 
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tmd  Unterthanen  unter  Strafbedrohnng  gezwungen  wurden, 
zur  katholischen  Religion  sich  zu  bekennen;  von  den  fürst- 
lichen Hofräthen  habe  er  Gleiches  verlangt  und  den  beiden 
Prinzen  verwehrt  einen  Hofprediger  zu  halten.  Diejenigen, 
welche  bei  demselben  ihre  Kinder  taufen  oder  sich  trauen 
Hessen,  seien  um  schweres  Geld  gestraft  worden,  man  habe 
auch,  um  diese  Strafgelder  zu  erpressen,  Soldaten  in  die 
Häuser  gelegt,  sodann  die  Schul-  und  Kinderlehre  abge- 
schafil,  und  als  man  die  kirchliche  Reform  durchgesetzt 
hatte,  an  die  politische  Hand  angelegt,  indem  man  die  im 
Jahre  1616  verglichene  Huldigungsreform  abschaäle,  und 
von  den  Ständen  der  Erbämter  das  Gelöbniss  abforderte, 
den  regierenden  Herzog  (Wolfgang  Wilhelm)  als  ihren  Landes- 
faerm  anzuerkennen.  Es  werde  überhaupt  nichts  unterlassen, 
was  zur  Entsetzung  und  Unterdrückung  der  Nachkommen 
H.  August's  dienen  kann.  Diese  noch  weiter  ausgeführten 
Beschwerden  scheinen  guten  Grund  gehabt  und  nicht  bloss 
im  Religionseifer  des  zum  Katholicismus  übergetretenen 
Pfalzgrafen  Wolfgang  Wilhelm  gelegen  zu  haben,  weil  schon 
Ferdinand  H.  gegen  diese  Rechtsverletzungen  ernste  Ver- 
bote ergehen  Hess,  und  diese  von  seinem  Sohne  und  Nach- 
folger erneuert  wurden.  Nachdrückliche  Beschwerden  über 
den  von  der  niederländischen  Regierung  mit  der  goldenen 
Bulle  Karls  IV.  hinsichlich  der  Jurisdictionsrechte  getriebenen 
Misshrauch,  brachte  der  westphälische  Kreis  an  den 
Reichstag.  Dieser  beschloss,  diese  Angelegenheit  zunächst 
dem  Kaiser  mit  der  Bitte  vorzutragen,  dass  er  sich  bei  dem 
Könige  von  Spanien  und  bei  dem  Cardinal -Infanten  wegen 
Abstellung  dieser  Ausschreitungen  verwende,  vom  Depu- 
tationstage aber  soUte  sie  in  ordentliche  Verhandlung  ge- 
nommen werden.  Hinsichtlich  der  Beschwerde  des  Hoch- 
Stiftes  Trient  ward  kein  anderer  Beschluss  gefasst,  als  sie  für- 
bittend  der  Entscheidung  des  Kaisers  anheimzusteUen.  In 
einem  besonderen  Memorial  schilderte  der  schwäbische 
Kreis   die  bei  dem  Hofgerichte  zu  Rotweil  eingerissenen 
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»rgeu  Missbräuche,  und  bat  den  Kaiser  ihnen  mit  ernster 
Strafbedrohung  besonders  hinsichtlich  der  Nichtbeachtang 
jener  Privilegien  zu  begegnen,  Welche  von  den  Kreisstanden 
und  ihren  Unterthanen  bei  diesem  Gerichte  bisher  vergeb- 
lich geltend  gemacht  worden  waren. 

Für  den  Fürsten  Wenzel  Lobkowitz  begehrte 
der  Kaiser  Aufnahme  in  den  Fürstenrath  mit  Sitz  und 
Stimme,  und  um  gleiche  Vergünstigung  hielt  der  Fürst  von 
Eggenberg  an,  unterstützt  durch  die  Fürsprache  des 
Kaisers.  Dann  kam  auch  noch  die  unentschieden,  gebliebene 
Frage  wegen  der  Admission  der  Hohenzollern  und  der 
fränkischen  Grafen  zur  Sprache.  Nach  mehrfachen  Ver- 
handlungen, bei  welchen  besonders  Bayern  Anstände  wegen 
Lobkowitz  einstreute,  ward  die  Aufnahme  der  drei  Fürsten 
unter  der  Bedingniss  zugestanden,  dass,  wie  ihre  Gesandten 
80  bei  persönlicher  Anwesenheit  sie  selbst,  den  Gesandten 
der  altfürstlichen  Häuser  im  Range  nachstehen,  wogegen 
Hohenzollern  protestirte.  Weiter  ward  verlangt,  dass  die 
drei  Fürsten  vorerst  mit  den  Kreisen ,  denen  sie  ange- 
hören, der  Anlage  wegen  sich  verständigen.  An  die  Auf- 
nahme der  fränkischen  Grafen  ward  die  Bedingung  geknüpft, 
dass  sie  den  Rechten  der  übrigen  Grafen  -  Collegien  keinen 
Eintrag  thue,  und  da  in  Folge  dieser  Admission  diese  auch 
die  Prälaten  begehrten,  so  kam  man  überein,  ihnen  dazu 
Aussicht  zu  eröffnen. 

Auf  das  dem  Kaiser  überreichte  weitläufige  Gutachten 
vom  27.  September  1641  in  Betreff  der  Justizreform 
kam  der  Reichsversammlung  die  Entschliessung  vom  6.  Oc- 
tober  zu,  mit  welcher  der  Kaiser  den  beschlossenen  Depu- 
tationstag  genehmigt  und  verspricht,  nicht  bloss  alle  aus 
den  bestehenden  Justizgebrechen  hervorgegangenen  Un- 
ordnungen abzustellen,  sondern  auch  Diejenigen,  welche 
eines  Missbrauches  der  Amtsgewalt  und  einer  Gesetzüber- 
tretung sich  schuldig  machen,    „mit  solchem  Ernst   zu  be- 
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strafen,  dass  'Andere  darob  ein  Exempel  nehmen,  und  Nie- 
manden weiter  zu  klagen  Ursach  haben  soll." 

Die  Reichsversammlung  beschloss  ihre  Thätigkeit  mit 
der  Abfassung  des  Reichsabschiedes,  der  kund  gibt, 
dass  der  Kaiser  auf  den  Vorschlag  der  Stände  in  eine  Am- 
nestie mit  Ausschliessung  der  kaiserlichen  Erbländer,  des 
Erzstiftes  Magdeburg,  der  pfälzischen  Restitutionssache,  der 
nicht  vom  Kriege  herrührenden  Beschwerden  und  jener  An- 
sprüche gewilligt  habe,  welche  etwa  auf  die  bisher  genosse- 
nen Einkünfte  solcher  Güter  gemacht  werden  könnten,  die 
vermöge  der  Amnestie  zurückzustellen  sind.  Das  Normal- 
jahr für  die  Restitution  der  weltlichen  Güter  soll  das  Jahr 
1630,  und  das  für  die  geistlichen  der  12.  November  1627 
sein.  Die  Amnestie  tritt  aber  nur  dann  in  Kraft ,  wenn 
die  wirkliche  Vereinigung  der  Stände  mit  dem 
Reichsoberhaupte  geschehen  ist.  Churfursten 
und  Stände  sollen  berechtigt  sein,  an  den  Friedensverhand- 
lungen zu  Münster  und  Osnabrück  Theil  zu  nehmen  *)• 
Wegen  Erledigung  der  Religionsbeschwerden  ist  Anord- 
nung einer  ausserordentlichen  Deputation  auf  dem  nächsten 
ordentlichen  Deputationstag  festgesetzt;  inzwischen  soll  bis 
dahin  mit  Executionen  in  Religionssachen  eingehalten  werden» 
Der  Religionsfriede  und  der  Landfriede  werden  bestätigt. 
.Mit  den  Unterhandlungen  in  der  pfälzischen  Sache  ist  fort- 
zufahren und  das  Resultat  dem  künftigen  Reichsabschiede 
einzuverleiben.  Von  Militärbequartirungen  sind  die  Stände 
um  gute  Ordnung  pflegen  zu  können,  frühzeitig  in  Kennt- 
niss  zu  setzen.  Jene  Kreise,  welche  durch  die  Einquartirung 
besonders    schwer    getroffen    werden ,    sollen    von    anderen, 


')  „Entweder  insgemein,  oder  absonderlich  die  Ihrige  zu  den  bevor- 
stehenden Friedenshandlungen  abordnen  mögen.  Wie  den  auch  allen  vnd 
andern  Reichsfiirsten  hiemit  verstattet  sein  soll,  die  Ihrige  dahin  eben  so- 
wohl zu  dem  Endt  abzuschicken,  damit  sie  mit  den  kais.  Gommis- 
sariis  des  h.  r.  Reichs  und  ihrer  Prinzipalen  Notdurft  in 
Zeiten  communici  ren  mögen'*. 
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welche  mit  dieser  Last  verschont  blieben,  eine  angemessene 
Entschädigung  erhalten.  Für  den  Unterhalt  der  Reichsarmee 
sind  120  einfache  Römermonate  bewilligt,  und  die  Reichs- 
ritterschaft und  Hansestädte  um  gutwillige  Beitragsleistung 
ersucht  worden.  Unter  Aufhebung  aller  Steuerbefreiungen 
verspricht  der  Kaiser  gleichwohl ,  dass  jene  Reichsstande, 
welche  in  Ober-  und  Niederösterreich  begütert  sind,  mit 
Steueruberbiirdung  verschont  bleiben  sollen.  Zugesagt  wird 
Anstellung  eines  die  Cassageschäfte  besorgenden  Reichs- 
pfennigmeisters, doch  sollen  auch  die  Stände  das  ihnen  zu- 
stehende  Besteuerungsrecht  ihrer  Unterthanen  auszuüben 
Macht  haben.  Dann  folgen  die  bei  den  Verhandlungen  fest- 
gesetzten Massregeln  hinsichtlich  der  Kriegszucht ,  der 
Durchzüge,  der  Anstellung  von  Befehlshabern,  der  Verpfle- 
gung, der  Errichtung  von  Magazinen,  der  Beseitigung  von 
willkürlichen  Zöllen  und  Licenzen,  der  Verminderung  des 
Trosses  u.  s.  w.  Annahme  fremder  Kriegsdienste,  Unter- 
stützung des  Feindes  mit  Geld-,  Waffen-  und  Naturalien- 
lieferung  erfahren  sammt  der  Ergreifung  der  Neutralität  ein 
scharfes  Verbot  *).  Churmainz ,  heisst  es  weiter ,  habe  auf 
einmüthiges  Verlangen  um  Ausschreibung  eines  Deputations- 
tages auf  den  1.  Mai  1642  angesucht.  Zweck  desselben  sei 
die  Reform  der  Rechtspflege.  In  der  Zwischenzeit  werde 
der  Kaiser  die  zur  Verbesserung  des  gerichtlichen  Verfahrens 
von  den  Ständen  gemachten  Vorschläge  zur  Anwendung 
kommen  und  eine  Reichshofrathsordnung  entwerfen  lassen. 
Zugesagt  sei  auch  die  Abhilfe  der  gegen  das  Rotweiler 
Hofgericht  und  das  Landgericht  in  Schwaben  angebrachten 
Beschwerden,  so  wie  Erhaltung  der  Gerechtsame  des  Reichs- 
postamtes in  aufrechtem  Stand  ').  Wegen  des  mit  der  bra- 


*)  In  dieser  Beziehung  versündigten  sieh  zwar  die  meisten  Reichs- 
stltdte,  doch  unter  diesen  hauptsächlich  Strassburg,  Köln,  Frankfurt  a.  M. 
und  die  Hansestädte. 

*)  Anlass  zu  diesem  Beisatz  gab  die  von  der  Gräfin -Witwe  Taxis 
an  den  Kaiser  gelangte  Beschwerde  über  Eingriffe  des  erbländischen  Post- 
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bantlschen  Bulle  getriebenen  vielfältigen  Missbrauches  habe 
der  Kaiser  versprochen  in  Brüssel  und  Madrid  auf  Ab- 
stellung zu  dringen.  Sollte  diese  nicht  erzielt  werden,  so 
bleibe  dem  westphälischen  Kreise  die  Anwendung  der 
Satzungen  des  Landfriedens  und  die  Executionsordnung 
vorbehalten.  Weil  die  wirkliche  Einfuhrung  der  drei  neuen 
ReichsfTirsten  diesmal  nicht  geschehen  konnte,  so  soll  sie 
bei  dem  nächsten  Reichstage  unfehlbar  vorgenommen  werden. 

Nach  Verlesung  des  Reichsabschiedes  den  10.  October 
1641  schloss  der  Kaiser  den  Reichstag,  verweilte  noch  etliche 
Tage  in  Regensburg  und  trat  dann  zu  Schiff  die  Ruckreise 
nach  Wien  an.  Erfreulich  musste  ihm  die  noch  während 
des  Reichstages  erfolgte  Ankunft  eines  türkischen  Bot- 
schafters sein,  der  in  voller  Versammlung  die  Versicherung 
freundschaftlicher  Gesinnungen  des  Sultans  und  das  Erbieten 
desselben  vortrug ,  einige  in  Ungarn  bestandene  Grenz - 
Streitigkeiten  vermittelnd  beizulegen. 

Der  wichtigste  von  diesem  Reichstage  erstrebte  Erfolor 
bestand  unstreitig  in  der  dem  Prager  Frieden  verliehenen 
Reichs» Sanction,  durch  welche  er  nicht  weiter  in  Frage  ge- 
stellt werden  konnte.  Die  Amnestie,  gegen  welche  der  Nun- 
tius der  geistlichen  Güter  wegen  schriftliche  Verwahrung 
einlegte,  erwies  sich  zwar  als  wirkungslos,  weil  die  al)- 
trünnigeu  Stände,  wie  die  Erfahrung  zeigte,  weder  von  der 
bedingten  noch  von  der  nachfolgenden  unbedingten  Amnestie 
zur  Lossagung  von  den  Reichsfeinden  sich  bewegen  Hessen, 
indessen  war  die  Amnestie  doch  ein  zeitgemässer  erster 
Schritt  zur  Wiedervereinigung*).  Die  ansehnliche  Bewilligung 


meistcrs  Freiherm  von  Paar   in  die  Rechte  und  Privilegion   des  General- 
Beichspostamtes. 

*)  Die  bedingte  Amnestie  soll  dem  Kaiser  den  Vortheil  gewährt 
haben,  gegen  Diejenigen  einzuschreiten,  welche  sich  nicht  fügten.  Eine 
seltsame  Behauptung,  da  die  bloss  Vergangenes  in  Vergessenheit  stellende 
beding^  oder  unbedingte  Amnestie  keinen  Freibrief  zu  künftigen  verbotenen 
Handlungen  gab,  folglich  dem  Rechte  des  Kaisers,  diese  zu  ahnden,  nichts 
benommen  war. 

Koch,  Geschichte  Ferdinands  HI.    I.  Dd.  22 
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von  120  Kömermonaten  widerlegt  thatsächlich  die  behauptete 
Wirkung  des  Buches  von  Hippolitus  a  Lapide,  wie  denn 
überhaupt  alle  Bestimmungen  des  Reichstages  von  1640  mit 
den  Wünschen  und  Interessen  des  Kaisers  im  Einklang 
stehend  erscheinen.  —  Im  Auftrage  des  Kaisers  machte 
Erzherzog  Leopold  Wilhelm  dem  den  16.  November  im 
Feldlager  vor  Göttingen  versammelten  Officiercorps  den 
Reichsabschied  mündlich  und  mittelst  Decret  bekannt. 

MitBraunschweig-Lüneburg  gestalteten  sich  die 
Verhältnisse  gegen  das  Jahresende  ebenfalls  günstig.  Picco- 
lomini's  Vordringen  und  die  Ueberzeugung,  dass  von  den 
Schweden  weiter  kein  Schutz  zu  gewärtigen  sei,  brachte 
die  Herzoge  zur  Erkenntniss,  dass  es  hohe  Zeit  sei,  mit 
dem  Kaiser  Frieden  zu  schliessen.  Der  Erste,  welcher  auf 
diese  Gedanken  gerieth,  war  Herzog  August  der  Jüngere. 
Er  knüpfte  durch  die  Vermittlung  des  Herzoges  von 
Sachsen  -  Lauenburg  noch  vor  H.  Georgs  Hintritt  geheime 
Unterhandlungen  an.  Der  Kaiser  verständigte  davon  die 
Reichs  Versammlung  und  verlangte  ihr  Gutachten.  Sie  gab 
es  den  9.  Juni  1641  wie  folgt:  „August  verlange  1.  Sicher- 
stellung seines  Landes  vor  der  Besetzung  mit  Trappen; 
2.  die  Zurückgabe  Wolfenbüttels;  3.  dass  seine  Truppen 
ihm  gelassen,  und  ihm  4.  Sitz  und  Stimme  auf  dem  Reichs- 
tage verstattet  werde.  Dagegen  sei  zu  bemerken,  dass  weder 
in  diesem  Anbringen  noch  in  den  mündlichen  und  schrift- 
lichen Erklärungen  seiner  Gesandten,  von  der  Trennung 
von  den  Reichsfeinden  Erwähnung  geschieht.  Aus  diesem 
Schweigen  müsse  man  schliessen,  dass  August  mit  seinen 
Prppositionen  keine  bessere  Absicht  habe,  als  die  annähernde 
Gefahr  abzulenken  und  Wolfenbüttel  wieder  zu  bekommen. 
Deutlich  offenbaren  die  von  Chursachsen  dem  Kaiser  ge- 
sandten und  der  Reichs  Versammlung  mitgetheilten  Schreiben, 
„dass  den  Herren  Herzogen  bei  der  Sach'  nit  allerdings 
wohl,  und  sie  nit  sich  getrauen,  die  Versicherung  ihrer 
Länder  von  den  Schweden  zu  erlangen."  Stände  rathcn  die 
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von  den  Herzogen  nnd  sonderlich  vom  H.  August  gemachte 
Apertur  nicht  aus  der  Hand  zu  lassen,  doch  aber  nicht 
früher  auf  Unterhandlungen  einzugehen,  bis  nicht  genau 
erforscht  ist,  was  hinsichtlich  der  Trennung  von  den  Feinden 
and  der  Vereinigung  mit  dem  Kaiser  zu  hoffen  ist.  Käme 
es  zu  Unterhandlungen,  so  wäre  es  das  Gerathenste,  sie 
durch  den  Erzherzog  fuhren  zu  lassen.  Bis  nicht  die  Frage 
wegen  Hildesheim  erledigt  ist,  könne  Wolfenbüttel  nicht 
wohl  herausgegeben  werden."  Der  Erzherzog  übernahm  die 
fixiher  schon  von  Piccolomini  und  van  der  Wahl  angebahnte 
Negociation  und  gab  ihr  mit  dem  Schwerte  in  der  Hand 
einen  so  bezwingenden  Nachdruck,  dass  sich  die  Herzoge  zu 
den  vom  Ghrafen  von  Tattenbach  als  Subdelegirten  geleiteten 
Conferenzen  zu  Goslar  bequemten,  deren  Resultat  der 
Friedens -Recess  vom  16.  Jänner  1642  und  darauf  gefolgte 
Haupt-Recess  vom  9./19.  April  war.  Die  wesentlichsten  Be- 
stimmungen dieses  weitläufigen  Actenstückes  lauten  wie 
folgt:  1.  Die  Herzoge  nehmen  den  Prager -Frieden  und 
jüngsten  Reichsabschied  an.  Sie  entsagen  allen  Bündnissen 
nnd  Correspondenzen  mit  den  auswärtigen  Mächten  und 
ihren  Bundesgenossen  im  Reiche.  Sie  versprechen  Liefei*ung 
von  Lebensmitteln  und  Munition  für  die  kais.  Armee  gegen 
angemessene  Vergütung  und  Gestattung  des  freien  Durch- 
zuges, so  wie  ungesäumte  Zurückberufung  ihrer  noch  mit 
der  feindlichen  Armee  vereinigten  Hilfsmannschafb.  Da  sie 
zur  Vereinigung  ihrer  Truppen  mit  dem  kais.  Heere  nicht 
za  bewegen  waren,  so  sollen  sie  ihnen  zur  Vertheidigung 
ihrer  festen  Plätze  verbleiben.  Alle  früheren  Reichsanlagen 
sind  ihnen  erlassen,  aber  an  den  zuletzt  verwilligten  120 
Romermonaten  haben  sie  ihren  Antheil  zu  tragen,  doch 
sollen  davon  die  Kosten  für  die  Besatzungen  in  ihren  festen 
Plätzen  abgeschlagen  werden.  H.  Christian  Ludwig  stellt 
dem  Hochstifte  Cöln  das  kleine  Stift  Hildesheim  mit  allen 
Zugehörden  zurück,  doch  erhält  die  Stadt  Hildesheim, 
welcher   freie  Religionsübung   nach   dem    Augsburger  Be- 
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kenntnisse  verbürgt  wird,  kaiserliche  Besatzung.  Das  grossere 
Stift  soll  den  Herzogen  bis  zum  Aiistrag  der  schwebenden 
Streitigkeiten  mit  dem  Churfürsten  von  Coln,  als  Admini- 
strator desselben,  gelassen  werden.  Wolfenbüttel  erhält  der 
H.  August  zurück.  Die  Herzoge  von  Braunschweig  sammt 
ihren  Angehörigen,  dann  ihre  Landstände,  OfBciere,  Beamte 
und  ünterthanen  sind  in  die  Amnestie  aufgenommen.  Ver- 
mögen die  Tillyschen  Erben  den  urkundlichen  Beweis  far 
ihre  von  den  Herzogen  beharrlich  abgelehnte  Forderung 
nicht  beizubringen,  so  soll  der  diesfällige  Artikel  im  Prager- 
Friedensschluss  wirkungslos  sein. 

Mit  Recht  bemerkte  man  in  Wien,  dieser  volle  Neu- 
tralität und  überdies  Compensation  der  Unterhaltskosten 
der  Garnisonen  einräumende  Vertrag  gewähre  den  Guelfen 
Vortheile,  die  sie  nicht  verdienten  und  die  man  ihnen  nicht 
zuzugestehen  brauchte,  da  ihr  Land  sich  in  der  Gewalt  der 
Kaiserlichen  befand.  Indessen  gab  es  doch  für  diese  Zo- 
nreständnisse  einen  unbekannten  guten  Grund.  Die  Herzoge 
hatten  nämlich  für  den  Fall,  als  der  Goslarer  -  Friede  nicht 
zu  Stande  käme,  beschlossen,  in  Verbindung  mit  Dänemark 
und  Bremen  eine  Krcisdefension  gegen  beide  kriegführende 
Theilo  zu  errichten.  Torstcnsson,  der  hiervon  Kunde  bekam, 
wollte  sich  der  Herzoge  versichern  und  zögerte  aus  diesem 
Grunde  mit  dem  Aufbruche  der  Armee  *). 

Was  der  Kaiser  nach  dieser  Seite  hin  gewonnen  hatte, 
verlor  er  unerwartet  auf  einer  anderen.  Der  Churfurst 
Friedrich  Wilhelm  von  Brandenburg  hatte  bei  seinem 
Regierungsantritte  dem  Kaiser  versprochen ,  dass  er  ihm 
treu  bleiben  werde;  bald  aber  entdeckten  aufgefangene  Briefe, 
dass  er  mit  den  Schweden  in  geheimen  Unterhandlungen 
stehe.  In  einem  dieser  Schreiben  vom  17.  Mai  1641  benach- 
richtigt Salvius  den  Stälhandske,^dass  ein  Gesandter  Fried- 
ricli  Wilhelms  mit  dem  Anbot  einer  Neutralität  und  Handels- 


^)  K.  k.  Kriegsarchiv. 
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Verbindung  mit  Schweden   sich   bei   ihm  eingefunden  habe, 
wesshalb  die  Länder  des  Churfürsten  möglichst  zu  schonen 
seien.    Dieses  Schreiben  übersandte  der  Kaiser  dem  Chur- 
fürsten und  schrieb  ihm  dazu:    „Dies  geschehe,    damit   er 
wisse  welcher  Mittel   die  Feinde   sich   bedienen,    um  seine 
dem  kaiserl.  Gesandten  jüngst  gegebene   Treuversicherung 
in   Zweifel   zu    stellen.     Der    Kaiser   lebe    der   Zuversicht, 
Friedrich  Wilhelm  werde  die  von   seinem  Vater  rühmlichst 
betretenen  Wege   nicht   verlassen    und  Denen    kein    Gehör 
geben,    die  ihn  abwendig  zu  machen  streben."    Der  Kaiser 
liess  die  interceptirten  Schreiben  auch  der  Reichs  versamm- 
lang zur  Einsicht  zustellen,    bekam   aber  vom  Churfürsten 
zur  Antwort,    es   sei  ihm  nie  in  den  Sinn  gekommen  von 
ihm    abzufallen    und    die   Neutralität   zu    begehren.     Diese 
Antwort   gab  er   zur  selben  Zeit,   als  er  unter  der  Firma 
Waffenstillstand  wirklich  einen  Neutralitätsvertrag  mit 
Schweden   abschloss   (24.  Juli   1641).    Während  der  zwei- 
jährigen Dauer    desselben  versprach    er,    den   Kaiserlichen 
den  Durchzug   durch   die   brandenburgischen  Festungen  zu 
verweigern,  sie  weder  mit  Lebensmitteln  noch  mit  Kriegs- 
bedarf zu  unterstützen,  den  Schweden  die  Werbener-Schanze 
zu  übergeben   und  ihnen   freien  Durchzug  durch  die  Mark 
zuzugestehen.    In  der  Schönfärberei  seiner  Handlungen  un- 
gemein geübt,  verlegte  er  sich  nebstdem  auf  die  Kunst,  die- 
jenige Partei,    welche  durch   sie  Schaden   litt,    glauben  zu 
machen,    er  habe  dabei  ihr  Interesse  im  Auge  gehabt.    So 
versuchte  er  denn  auch  den  mit  Schweden  abgeschlossenen 
Vertrag  so  darzustellen,  als  kämen  dem  Kaiser  davon  mehr- 
fache Vortheile.  Nicht  um  ihn  zu  schonen,  sondern  weil  das 
Geschehene  vorläufig  nicht  zu  ändern  war,    sah  der  Kaiser 
darüber  hinweg.    Eine   strengere  Haltung  nahm  Erzlierzog 
Leopold  Wilhelm  gegen  ihn  an.  Als  Friedricli  Wilhelm  bei 
Annäherung  der  Kaiserlichen  die  Werbener-Schanze ,  damit 
sie  ihnen  nicht  in  die  Hände  falle,  zerstören  liess,   schrieb 
der  Erzherzog  an  den  nach  Schwarzenberg's  Tod  zum  Statt- 
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halter  ernannten  Markgrafen  Ernst  von  Brandenburg:  „Er 
sei  von  der  Neutralitat,  welche  der  Churfurst  mit  den 
Schweden  eingegangen,  bereits  unterrichtet,  höre  aber  nun- 
mehr auch,  dass  man  die  märkischen  Bauern  nach  Seehausen 
entboten,  um  die  Werbener- Schanze  zu  demoliren."  Hierüber 
Aufschluss  verlangend ,  schloss  der  Erzherzog  mit  der 
Drohung:  „Wenn  der  Churfurst  sein  Land  zu  des  Kaisers 
und  des  Reiches  Dienst  nicht  länger  offen  halten  will,  wer* 
den  kaiserliche  Truppen  es  besetzen**  •). 

Unstreitig  war  Friedrich  Wilhelm  derselben  Gefahr 
blosgestellt,  in  welche  die  Lüneburger  durch  ihre  Verbindung 
mit  den  Schweden  gerathen  waren.  Es  scheint  desshalb  ver- 
fehlt zu  sein,  den  Neutralitätsvertrag  durch  die  Uinweisung 
auf  den  erbärmlichen  Zustand  rechtfertigen  zu  wollen,  in 
dem  sein  Land  nach  dem  Tode  seines  Vaters  sich  be£EUid; 
auch  dürfle  sich  für  diesen  politischen  Farbenwechsel  noch 
eine  andere  richtigere  Erklärung  finden.  Gustav  Adolph 
Hess  dem  Churfürsten  Georg  Wilhelm  im  Jahre  1632  eine 
Heirat  zwischen  seiner  Tochter  Christine  und  dem  Chur- 
prinzen  Friedrich  Wilhelm  vorschlagen.  Georg  Wilhelm  ver- 
langte von  seinen  Räthen  hinsichtlich  dieses  Vorschlages 
ein  Gutachten.  Dieses  lautete:  Gegen  diese  Heirat  beständen 
so  viele  und  so  wichtige  Gründe,  dass  die  Räthe  sich  ver- 
pflichtet fühlen,  im  Interesse  des  churfürstlichen  Hauses  und 
des  Landes  unbedingt  davon  abzurathen  ^).  In  Folge  dieser 
Erklärung  ruhte  diese  Angelegenheit  bis  Friedrich  Wilhelm 
die  Regierang  antrat.    Da  er   aus   politischen  Gründen  die 


*)  K.  k.  Kriegsarchiv. 

')  Reichsarchiv.  Salvius,  wegen  dieser  Heirat  von  Lützow  befragt, 
antwortete:  Ein  calvinischer  Fürst  kann  nie  den  schwedischen  Thron  be- 
steigen. Oxenstjema  Snsserte,  der  Churfurst  von  Brandenburg  sei  ein  gar 
wunderlicher,  seltsamen  Entwürfen  nachhangender  Herr,  der  Schweden  in 
allerlei  Händel  verwickeln  und  es  wohl  gar  als  Nebenland  behandeln  konnte. 
Ob  es  nicht  etwa  umgekehrt  gekommen,  und  Churbrandenbarg  ein  Anhängsel 
von  Schweden  geworden  wäre? 
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Heirat  mit  der  Thronerbin  von  Schweden  lebhaft  wünschte, 
so  musste  er,  um  seinem  Endzwecke  Bahn  zu  brechen,  zu- 
nächst mit  annähernden  Schritten  beginnen.  Als  solche  sind 
die  bei  seinem  Regierungsantritte  befohlene  Einstellung  aller 
Feindseligkeiten  gegen  die  Schweden  und  der  Neutralitäts- 
vertrag  aufisufassen.  Obgleich  man  sich  in  Stockholm  von 
dieser  Heirat  den  Anfall  Pommerns  an  Schweden  versprach, 
so  stiess  sie  doch  auf  einen  diese  Rücksicht  völlig  ver- 
drängenden Widerstand.  Christine  zeigte  sich  ihr  abgeneigt, 
und  die  Reichsverweser  widerstrebten  ihr  aus  confessionellen 
und  politischen  Gründen. 

Da  die  der  Heirat  mit  Christinen  entgegenstehenden 
Hindernisse  nicht  zu  besiegen  waren,  so  zog  Friedrich  Wil- 
helm sich  sachte  von  Schweden  zurück  und  knüpfte  mit 
Frankreich  an,  willens,  sich  um  die  Tochter  des  Prinzen 
von  Orleans  zu  bewerben.  Vorsichtig  Hess  er  zunächst  durch 
einen  im  Jahre  1644  nach  Paris  gesandten  Edelmann  erkund- 
schaften ,  ob  man  ihm  die  Prinzessin  auch  sicher  geben 
würde?  Der  König  beschenkte  den  Gesandten  mit  einer 
Goldkette  von  dreissig  Doppelgliedern  und  gab  ihm  für 
seinen  Herrn  gute  Vertröstung.  Dem  französischen  Heirats- 
projecte  lag  von  Friedrich  Wilhelms  Seite  die  Berechnung 
zum  Grunde,  den  Schweden  mit  Hilfe  Frankreichs  Pommern 
zu  entreissen  ®).  In  seiner  Bewerbung  um  Frankreichs  Gunst 
ging  er  um  diese  Zeit  so  weit,  dass  er  sich  in  seinem 
Streite  mit  Pfalz  -  Neu  bürg  dem  schiedsrichterlichen  Aus- 
spruche dieser  Fremdmacht  zu  unterwerfen  erbot,  wenn 
die  Gegenpartei   sich  auch    dazu  verstehen  sollte^);    selbst 


')  Gesandtschaftsberichte. 

*)  Brienne  äusserte  sich  hierüber:  Que  cet  electeur  de  Brandebourg 
avance  de  se  somnettre  k  Tarbitrage  de  Sa  Majcst^  est  one  proposition 
captiense.  SUl  jnge  qu'il  lui  sera  atile  de  faire  la  guerre,  il  la  peat  com- 
mencer,  et  lors  qa'ils  seroient  aox  maius,  il  seroit  tems  de  delibrer  quel  parti 
nous  aorions  k  ^pouser.  Nigoc.  secretes  I.  p.  186.  Vergleicht  man  aber 
hiermit  II.  p.  104,  20.  Juli  1645,  so  gewinnt  es  den  Anschein,  dass  das 
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sein  Wort  gab  er  zum  Pfände,  dass  er,  wofeme  der  Kaiser 
etwii  Pfalz-Neuburg  beistehen  sollte,  mit  Frankreich  gemein- 
schaftliche Sache  machen  und  den  Kaiser  offen  bekriegen 
wolle  '®).  Als  auch  dieses  Heiratsproject  sich  zerschlug,  ver- 
mählte er  sich  mit  der  ältesten  Tochter  des  Prinzen  von 
Oranien,  in  der  Voraussetzung,  sich  durch  diese  Heirat  des 
Heistandes  der  Holländer  bei  dem  damals  schon  erfassten 
Kriegszugsplan  gegen  Pfalz -Neuburg  versichert  zu  haben. 
Es  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  Friedrich  Wilhelm 
den  Beistand  des  Auslandes  mit  der  Preisgebung  der  na- 
tionalen Interessen  zur  Basis  seiner  inneren  Politik  erkor, 
nicht  bloss  um  zwischen  den  kriegführenden  Mächten,  wie 
man  beschönigend  vorgibt,  eine  leidliche  Stellung  zn  er- 
streben, sondern  hauptsächlich  um  Sonderzwecke,  die  auf 
Machtvergrösserung  hinausliefen,  durchzusetzen.  Da  er  aber 
wegen  Unzulänglichkeit  seiner  Kräfte  sich  genothigt  sah, 
Wege  einzuschlagen  und  Mittel  zu  wählen,  die  Doppel- 
sinnigkeit und  falsches  Spiel  verriethen,  so  verlor  er  das 
Vertrauen  aller  Parteien,  ohne  dass  es  mit  irgend  einer  ge- 
radezu zum  Bruche  gekommen  wäre.  Ganz  besonders  sorg- 
fältig vermied  er  diesen  mit  dem  Kaiser,  dessen  Beistand 
ihm  unentbehrlich  war.  Mit  gleicher  Meisterschaft  behauptete 
er  sich  bis  zu  Ende  des  Krieges  in  der  Doppelrolle  seines 
erklärten  Anhängers  und  eines  eben  so  gewissen  Freundes, 
der  Schweden.  Das  Wiener- Cabinet  acceptirte  den  Schein 
tur  die  Wirklichkeit,  durchreuzte  aber  alle  Pläne  des  Chur- 
fürsten,  bei  denen  es  auf  Ueberschreitungen  und  Gewalt- 
thaten  abgesehen  war. 


französische  Ministerium  von  Friedrich  Wilhehns  Fähigkeit  und  Thatkraft 
in  der  Zwischenzeit  eine  richtigere  Anschaunng  erlaugt  hatte. 

'")  L^Electeur  de  Braudebourg  ne  dcsire  autre  chose  et  en  donne 
dös  k  present  sa  parole,  que  si  TEmperenr  fait  assister  le  moins  du  monde 
au  Duo  de  Neubourg,  TElecteur  passer&  en  m6me  tems  dans  le 
parti  de  la  France,  et  fera  la  guerre  ouverte  k  la  maison 
d'Autriche.  (d'Avaut  &  Servien  au  Brienne,  5.  Nov.  1644.  Negociat. 
secictes  II.,  p.  168.) 
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Wie  schleichend  der  Gang  der  Friedensnnter« 
handlangen  sich  bewegte,  so  brachte  er  doch  gegen  Ende 
des  Jahres  1641  ein  einigennassen  befriedigendes  Resultat. 
Liützow  fuhr  auch  nach  dem  Abschlüsse  des  neuen  Allianz - 
Vertrages  zwischen  Frankreich  und  Schweden  fort,  mit 
Salvius  heimlich  zu  unterhandeln.  Der  Kaiser  hatte  ihm 
sieben  Stufen  von  OflTerten  vorgezeichnet,  von  denen  er  sechs 
erfolglos  benützt  hatte,  weil  Salvius  fortwährend  auf  die 
Abtretung  von  ganz  Pommern  bestand ,  behauptend ,  die 
Herzoge  von  Braunschweig  hätten  darauf  eingerathen.  Thaten 
sie  dies,  so  sind  sie  dafür  nicht  mehr  verantwortlich  als 
Maximilian  von  Bayern,  der  dem  Kaiser  den  nämlichen  Rath 
gab  ").  Anders  der  Kaiser,  der  seinem  Gesandten  auftrug, 
den  Frieden  zu  schliessen,  wenn  es  mit  der  Ueberlassung 
von  Vorpommern  geschehen  könne.  Damit  nicht  zufrieden, 
dictirte  Salvius  dem  Lützow  die  schwedische  Forderung  wie 
folgt  in  die  Feder :  Amnestie  für  Alle  und  Restitution  nach 
dem  Stande  von  1618.  Ganz  Pommern  als  Reichslehen  mit 
Einwilligung  Brandenburgs.  Befriedigung  der  schwedischen 
Armee,  damit  Schweden  dieser  Last  enthoben  werde.  Der 
Kaiser  bestand  auf  Vorpommern ,  willigte  aber  in  einen 
zwei-  bis  dreimonatlichen  Armeesold,  und  verwies  wegen 
der  Amnestie  auf  den  Reichstag.  In  der  Zwischenzeit  unter- 
handelten der  Nuntius  in  Paris  und  der  venetianische  Bot- 
schafter mit  Richelieu  und  Chavigny  wegen  eines  Waffen- 
stillstandes.  Unter  der  Bedingung,  dass  er  auf  10  bis 
12  Jahre  geschlossen,  und  während  dieser  Frist  alle  Gewalt 
wie  der  König  von  Spanien  und  der  Kaiser  sie  besitzt  auf 
Frankreich  übertragen  werde,  auch  alles  in  dem  Stande  ver- 


")  Den  22.  März  1641  schrieb  Maximilian  dem  Kaiser:  „Ich  meine, 
£.  Majestät  sollten  in  Gottes  Namen  gleich  anjetzt  mit  dem  Salvis  den 
Frieden  auf  ganz  Pommern  schliessen  lassen*\  Bei  Angabe  der  Gründe 
führt  er  die  Aeiissemng  des  Grafen  Kurtz  an ,  ,,dass  diese  Concession 
das  einzige  Mittel  ist,  durch  welches  noch  Hoffnung  gegeben  ist,  die  Öster- 
reichischen Vorlando  der  Krone  Frankreich  zu  entziehen".    K.  A. 
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bleibe,  in  dem  es  sich  zur  Zeit  des  Abschlusses  dieses  Waffen- 
stillstandes befindet,  ging  das  französische  Kabinet  auf  diesen 
Vorschlag  ein.  Das  chorfurstliche  CoUegium,  darch  seine 
Gesandten  am  Reichstage  von  der  französischen  Erklärnng 
im  Auftrage  des  Kaisers  verständigt,  verwarf  diesen  Waffen- 
stillstand ganz  unbedingt,  und  der  Kaiser  bemerkte  in  der 
Mittheilung,  die  er  dem  Lützow  davon  machte:  „Die  Deut- 
schen lassen  sich  mit  Artificiis  eine  Weile  herumfuhren,  aber 
nicht  gar  unterdrucken.  Wenn  Salvius  bei  den  von  Dir  zu- 
letzt gemachten  Offerten  nicht  abschliesst,  so  gibt  er  zu 
erkennen ,  dass  Schweden  so  wenig  wie  Frankreich  den 
Frieden,  sondern  wie  dieses  die  Eversion  des  Reiches  und 
zwar  nicht  durch  die  Waffen,  sondern  selbst  durch  den  Still- 
stand verlangt.  Darum  werden  wir  Deutsche  uns  noch  wehren 
und  die  gerechte  Sache  Gott  befehlen."  Später  schrieb  er 
ihm:  „Ist  hiermit  unser  ernstlicher  Befehl,  dass  Du,  wenn 
es  zu  ferneren  Conferenzen  mit  Salvius  kommen  sollte, 
weiter  als  mit  Vorpommern  Dich  im  geringsten  nicht  ein- 
lassest, bei  denen  Dir  hiebevor  angedeuteten  Stra- 
fen.'' Dieser  Schlusssatz  lässt  glauben,  dass  Lützow  in  ein 
oder  der  anderen  Weise  damals  schon  seine  Vollmacht  über- 
schritten hatte.  Beachtenswerth  ist  die  Beharrlichkeit  des 
Kaisers  wegen  Pommern.  Man  sieht  daraus,  dass  Branden- 
burg keinen  besseren  Freund  als  ihn  hatte  ").  Da  aber  Sal- 
vius von  seiner  Forderung  auch  nicht  abging,  so  bekam 
Lützow  den  Auftrag,  sich  in  nichts  mit  ihm  weiter  einzu- 
lassen. Anfanglich  bloss  zu  Unterhandlungen  mit  Salvius 
bevollmächtigt,  erhielt  Lützow  nun  auch  die  Weisung  mit 
d'Avaux  zu  verkehren,  „doch  nur  im  Beisein  des  Salvius". 
D'Avaux,    von  Richelieu  geheissen,    die  Verhandlungen  in 


*')  Wünschenwerth  wird  es  sein,  dass  zumal  preussische  Geschicht- 
schreiber von  den  oben  angeführten  Thatsachcu  Notiz  nehmen,  und  von 
der  grandlosen  Beschuldigung,  Ferdinands  Politik  habe  auf  Brandenburgs 
Schwächung  und  Verkleinerung  abgezielt,  abhissen. 
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die  Länge  zu  ziehen,  tkat  dies,  indem  er  einen  Geleitsbrief 
für  die  Herzogin  von  Savoyen  mit  dem  Titel:  ,,Begentin 
und  Vormünderin"  begehrte.  Lützow  setzte  die  der  gefor- 
derten Bezeichnung  im  Wege  stehenden  Hindernisse  aus- 
einander, worauf  der  Konig  von  Dänemark,  der  jetzt  eine 
besondere  Thätigkeit  bei  dem  Friedensgeschäfle  entwickelte, 
sich  gegen  d'Avaux  verbindlich  machte,  alle  Geleitsbriefe 
in  der  gewünschten  Form  vom  Kaiser  und  vom  Könige  von 
Spanien  sammt  der  Ratification  dessen  was  in  Hamburg 
werde  abgeschlossen  werden,  zu  erhalten.  Lützow,  der  dem 
Konige  wahrscheinlich  die  Ehre  der  Friedensvermittelung 
missgonnte,  verschwärzte  ihn  beim  Ejtiser,  behauptend,  er 
meine  es  nicht  gut  mit  ihm,  habe  seine  Gesandten  in  keiner 
andern  Absicht  nach  Goslar  gehen  lassen,  als  um  zu  ver- 
hindern, dass  nichts  eingegangen  werde,  was  seine  gegen 
den  Kaiser  und  das  Keich  gerichteten  Pläne  verrücke  u.  s.  w. 
In  eben  so  feindseligem  Sinne  schrieb  Lützow  auch  an  den 
Erzherzog.  Als  nun  einer  dieser  Briefe  dem  Konige  zu- 
fallig in  die  Hände  fiel,  sandte  er  ihn  dem  Kaiser  und  schrieb 
ihm:  „Aus  dem  Inhalte  dieses  Briefes  werde  er  ersehen, 
dass  seine  Person  ganz  unverantwortlich  angegrifien  und 
verschwärzt  ist.  Das  sei  ihm  zwar  nicht  neu ,  da  Lützow 
sich  schon  früher  gegen  die  Gräfin  -Witwe  von  Schaumburg 
ebenso  geäussert  habe.  Er  sei  bisher  schweigend  darüber 
hinweggegangen.  Weil  Lützow  es  aber  jetzt  „zu  grob" 
mache ,  und  er  seine  Verleumdungen  nicht  auf  sich  sitzen 
lassen  könne,  so  müsse  er  sich  endlich  beschweren.  Er  ver- 
lange, dass  derselbe  „als  ein  leichtfertiger  Calumniant,  der 
sich  vermessen  gesalbte  Könige  anzugreifen  und  über  ihre 
Gedanken  ein  vorschnelles  Urtheil  zu  fällen",  nach  Gebühr 
bestraft,  oder  mindestens  durch  einen  Andern  ersetzt  werde." 
Der  incriminirte  Brief  enthielt  die  wahre  Anzeige,  dass 
Christian  in  der  Nähe  der  Stadt  Hamburg  ein  Lager  von 
4 — 5000  Mann  zusammenzieht  und  „nichts  Gates  im  Sinne 
habe".   Dann  war  der  Kath  beigefügt,  der  Erzherzog  möge 
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die  Stadt  Hamburg  abmahnen,  einen  dem  Reiche  nach- 
theiligen Vergleich  einzugehen  und  ihr  seinen  Schutz  ver- 
sprechen *^).  Der  Kaiser  antwortete  dem  Könige,  das  Lützow 
noch  vor  dem  Eintreffen  seiner  Beschwerde  von  Hamburg 
abberufen  worden  sei.  So  verhielt  es  sich  wirklich.  Lützow 
ward  beschuldigt,  „die  kais.  Befehle  merklich  und  in  vielen 
passibus  überschritten,  und  ohne  einigen  Befehl  in  Sachen 
sich  eingelassen  zu  haben,  so  wider  die  Hoheit  des  Kaisers 
Verstössen  und  den  Friedenscongress  mehr  hinderten  als 
forderten."  Der  an  Lützow's  Stelle  ernannte  Graf  Auers- 
berg,  ein  Günstling  der  spanischen  Hofpartei,  hatte  sich 
vermöge  seiner  Instruction  zunächst  zum  Erzherzoge  zu  be- 
geben und  ihm  den  genauesten  Vollzug  des  Reichsabschiedes 
zu  empfehlen,  dann  die  Reise  nach  Hamburg  fortzusetzen, 
dort  von  Lützow  und  Sieber  die  auf  die  Verhandlungen 
Bezug  habenden  Papiere  abzufordern  uud  was  an  den  Prä- 
limiuarien  noch  abgehen  sollte,  durch  Vermittelung  der  dä- 
nischen Deputirten  mit  beiden  fremden  Gesandten  zu  ver- 
einbaren. Mit  Hamburg  imd  Lübeck  ward  er  geheissen, 
wegen  der  120  Römermonate  zu  unterhandeln,  den  Klöstern 
im  Erzstifle  Bremen,  falls  sie  bedrückt  werden  sollten,  Schatz 
zu  verleihen,  und  die  katholische  Religionsübung  in  seinem 
Hause,  dem  Herkommen  gemäss,  offen  und  beständig  zu 
pflegen.  Stets  bedacht  Zeit  zu  gewinnen,  wies  d'Avaox  das 
Begehren,  den  Tag  zur  Eröffnung  der  Friedensverhandlungen 
zu  bestimmen,  unter  dem  Verwände  zurück,  damit  so  lauge 
verziehen  zu  müssen,  bis  der  Kaiser  wegen  des  Regenten- 
titels der  Herzogin  von  Savoyen  sich  erklärt  haben  würde. 
Da  Lützow  das  Zugeständniss  desselben  nicht  auf  sich  nahm. 


it> 


')  Der  König  scheint  zu  dieser  kriegerischen  Untcmehmnng  haupt- 
sächlich des  den  Hamburgern  missfMigen  Elbezolls  wegen  geschritten  zu 
sein.  Die  Dänen  trieben  die  in  den  Dörfern  gelegeneu  hamburgischen  Stadt- 
soldaten nach  der  Stadt ,  und  nahmen  den  ätüdtisclien  Unterthancn  Koro 
und  Vieh  weg.  Efamburg  erbat  sich  den  Schutz  der  kais.  Armee.  Der  Erz- 
herzog wollte  aber  vorerst  die  Befehle  des  Kaisers  abwarten.  (R.  A.) 
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80  würde  dieser  nicht  leicht  zu  beseitigende  Anstand  fast 
lähmend   auf  den    Gang   der  Unterhandinngen   eingewirkt 
haben,    wäre  Frankreich   durch    die  angeführte  Bürgschaft 
Dänemarks  nicht  gezwungen  gewesen  nachzugeben,  um  den 
Schein  absichtlichen  Verzuges  von   sich  abzulehnen.    Dieser 
Umstand  erklärt  es,    dass  d'Avaux   auch  den  vom  verwei- 
gerten Kaisertitel  hervorgesuchten  Einwand,  gegen  welchen 
König  Christian  durch  Langermann,    den  Dechant  von  St. 
Johann >  seinen  Bevollmächtigten,  die  eindringlichsten  Vor- 
stellungen machen  Hess,    aufgab.    Nach  Beseitigung  dieser 
Hindernisse  kam    endlich  der  Präliminarvertrag  vom 
15./25.  December  1641  zwischen  dem  Kaiser,   Spanien  und 
Frankreich  zu  Stande,    der  lautet  wie  folgt:    Münster  und 
Osnabrück  sind  zu  Congressorten  bestimmt  und  werden  nach 
Auswechselung  der  Geleitsbriefe  neutral  erklärt.  Beide  Con- 
gresse  gelten  für  einen  allein.  Innerhalb  zweier  Monate  vom 
Tage  dieses  Vertrages  muss  die  Auswechselung  der  Geleits- 
briefe von  allen  Theilen   zu  Hamburg   durch  dänische  Da- 
zwischenkunfl  geschehen  sein.    Der  Kaiser  und  der  Konig 
von  Spanien   stellen   Geleitsbriefe   aus:    1.   für  Frankreichs 
Bevollmächtigte,  2.  für  den  schwedischen  Residenten,  3.  für 
die  Herzogin  von  Savoyen,  4.  für  die  Generalstaaten,  5.  für 
die  Abgeordneten   des  Churfürsten  von  Trier,    6.  für  den 
Pfalzgrafen  Karl  Ludwig  und  seine  Brüder,    7.  für  Brann- 
schweig- Lüneburg,    8.   im   allgemeinen  für   alle   deutschen 
Reichsstände  und  Anhänger  Frankreichs.  Diese  Macht  gibt 
Geleitsbriefe:  1.  für  die  kaiserlichen  Bevollmächtigten,  2.  für 
die  des  Königs  von  Spanien,  3.  überhaupt  für  die  Bundes- 
genossen und  Anhänger  des  Kaisers  und  Spaniens,    4.   für 
die  Gesandten  des  Churfürsten  von  Coln,    und  6.   für  die 
des    Churfürsen    von    Bayern.     Zum    Eroffnungstermin    der 
Conferenzen  an    beiden  Orten  ist  der  25.  März   1642  an- 
gesetzt Gleichförmig  mit  diesem  Vertrag  ist  derjenige,  wel- 
chen Lützow  am  nämlichen  Tage  (15./25.  Dec.)  im  Namen 
des  Kaisers  mit  Salvius  als  Bevollmächtigten  Schwedens  ab* 
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geschlossen  hat.  Schweden  stellt  folgende  Geleitsbriefe  aus: 
a)  fTir  die  kaiseriichen  Gesandten,  b)  far  die  charmainzischen, 
c)  far  die  churbrandenburgischen.  Kaiserlichseits  erhalten 
selbe:  1.  die  schwedischen  Plenipotentiäre,  2.  der  fran- 
zosische Resident,  3.  das  pfalzische  Haus,  4.  Braunschweig- 
Lüneburg ,  5.  Hessen  -  Cassel ,  6.  alle  Beichsstände  und 
Bundesgenossen  Schwedens  im  Allgemeinen.  Lützow,  dem 
das  Verdienst,  die  Präliminarien  erwirkt  zu  haben,  unbestritten 
gebührt ,  schrieb  am  Tage  vor  der  Fertigung  des  Vertrages 
dem  Kaiser:  „Welche  Mühe  und  Arbeit  ich  gehabt,  bis  ich 
es  zur  Festsetzung  des  25.  März  1642  gebracht,  mögen 
Andere,  namentlich  der  König  von  Dänemark,  erzählen'^  '*). 
Vom  Anbeginn  seiner  Regierung  und  fort  und  fort  war 
Ferdinand  III.  bestrebt  Dänemark  zu  einer  Vereinigung  mit 
ihm  gegen  Schweden  zu  bewegen.  Christian  IV.  ging  aus 
keinem  andern"  Grunde  auf  keinen  dieser  Anträge  ein ,  als 
der  Besorgniss  wegen,  der  Kaiser  könnte  übermächtig  werden, 
wenn  er  die  Schweden  nicht  mehr  zu  furchten  hätte.  Später, 
als  das  schwedische  Uebergewicht  seine  Eifersucht  erregte, 
gab  er  den  Vorstellungen  des  Wiener -Kabinets  ein  bereit- 


'*)  Ganz  falsch  gibt  Pnfendorf:  de  reb.  suec.  XIV.  52  an, 
Lützow  sei  wegen  Abschlnss  dieses  Vertrages  in  Ungnade  gefallen  nnd  ab- 
berufen worden ,  weil  dieser  Vertrag  den  Plan  des  Kaisers  dorchkreaite, 
den  Krieg  zu  verlängern  nnd  die  Friedensverzögenmg  auf  die 
beiden  Fremdmfichte  zu  schieben.  Die  angegebene  Ursache  bestand  schon 
desshalb  nicht,  weil  die  davon  hergeleitete  Wirkung  einen  Anachronismiif 
in  sich  schliesst.  Auersberg  war  zu  Lützow^s  Nachfolger  schon  im  August 
1641,  also  zu  einer  Zeit  ernannt  worden,  welche  mit  diesem  Vertrage  kaum 
schwanger  ging.  Auf  ihn  kann  sich  auch  die  hier  weiter  oben  wörtlich 
angeführte  Unzufriedenheitsäusserung  mit  Lützow  nicht  beziehen ,  weil 
diese  vom  11.  October  datirt  und  von  vergangenen  Vorfällen  spricht.  Un- 
richtig beschuldigt  der  nämliche  Autor  auch  den  König  von  DSnemark, 
Xm.  192,  indem  er  ihm  mit  der  kriegerischen  Bedrohung  Hamburgs  und 
einem  gegen  den  Kaiser  gerichteten  Manifest  ein  falsches  Spiel  treiben 
und  Beide  heimlich  gegen  Schweden  machiniren  ISsst.  Dass  zwischen  beiden 
damals  wirklich  eine  Spannung  bestand,  beweist  nichts  besser  als  die  von 
Torstensson  mit  dem  Könige  angeknüpfte  eine  Allianz  mit  Schwe- 
den  bezweckende  geheime  Unterhandlung.    (Reichsarchiv.) 
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willigeres  Gehör.    So   kam  ss,    dass  zwischen  dem  auf  der 
Hamburger-Keise  nach  Osnabrück  gekommenen  Grafen  Auers- 
berg   und   dem    dänischen   Reichskanzler   Justus  Hög    den 
7.  Jänner  1642  eine  Zusammenkunft  stattfand,    bei  welcher 
jener  diesem  ein  enges  Bündniss  Dänemarks  mit  dem  Kaiser 
neuerdings  vorschlug.  Hög  ging  darauf  ein,  und  brachte  als 
Ablehungsgrund  früherer  Anträge  vor,    dass  man  stets  be- 
furchtet habe,    der  Kaiser  könnte  einen  Separatfrieden  mit 
Schweden  schliessen  und  bei  demselben  Dänemark  preisgeben. 
Bei  Erörterung  der  Bedingnisse,  unter  welchen  das  Bündniss 
geschlossen  werden  sollte,   bot  Hög  aus  freien  Stücken  an, 
^dass  der  König  bereit  sei,    die  pfälzische  Sache  auf 
sich  beruhen  zu  lassen,  da  die  Pfalzgrafen 
gleichwohl    sehen  würden   wie   sie   es   machen." 
Dann  äusserte  er  für  den  Fall  als  Schweden  Dänemark  unter- 
drücken sollte,  die  Besorgniss,  dass  die  General-Staaten  in 
Dänemark  und  selbst  in  Schweden  Einführung  der  republi- 
kanischen Verfassung  anstreben  dürften,  „massen  sie  in  Er- 
wägung der  Gommercien  und  um  allgemach  allerhand  falsche 
Religion  einzufuhren,  zu  dergleichen  Consilien  sehr  geneigt 
sind.''  Auersberg  äusserte,  dem  Könige  wäre  vor  allem  der 
Erlass    eines    die   Augsburgischen   Confessions  -Verwandten 
über  die  trügerischen  Absichten  der  Schweden  belehrenden 
Manifestes  einzurathen.    Die  Vereinigung  müsste  bedingen, 
dass   ohne  Befriedigung  Dänemarks    und   des  Kaisers  mit 
Schweden  nicht  Friede  geschlossen  werden  soll,    zumal  als 
Schweden  bei  dem  Kriege  beabsichtige,  Dänemark  zu  zwin- 
gen,   dass  es  Pommerns   wegen  keine  Einsprache   mache; 
übrigens  müsste  auch  Bayern,  um  es  gegen  die  Pfalzgrafen 
sicher  zu  stellen,  in  den  Bundesvertrag  eingeschlossen  wer- 
den. —    Christians   schwankende  Politik  vereitelte  das  Zu- 
standekommen dieser  Verbindung,  die,  wie  er  nach  Verlauf 
einer  kurzen  Zeit  zu  seinem  Schaden  erfuhr,  nie  bestimmter 
als  damals  angezeigt  war. 


Eilfter  Abschnitt 


Üis  war  von  schlimmer  Vorbedeutung,  dass  die  kaiser- 
lichen Waffen  gleich  zu  Anfang  des  Jahres  1642  bedenten- 
deff  Missgeschick  erfahren.  Mit  den  an  sich  gezogenen  Hessen 
und  Weimarern  überschritt  Guebriant  in  der  ersten  Jänner- 
hälfte den  Rhein  und  fiel  in  die  Jülich -Clevischen  Lande 
ein.  Der  Kaiser  rief  in  grosster  Eile  Lamboy  herbei,  befahl 
ihm  aber  sich  mit  den  Feinden  in  kein  Treffen  einzulassen, 
bevor  nicht  Hatzfeld  zu  ihm  gestossen  sein  würde.  Nach 
Guebriant's  Bericht,  dem  bisher  alle  Geschichtschreiber  ge- 
folgt sind,  hätten  die  Franzosen  und  ihre  Verbündeten  den 
17.  Jänner  die  Kaiserlichen  bei  Hülst,  zwischen  Kempen 
und  Krefeld  unvermuthet  überfallen,  ihnen  eine  gänzliche 
Niederlage  beigebracht,  4000  Mann  nebst  allem  Greschütz  in 
ihre  Gewalt  gebracht,  und  den  Lamboy,  Mercy  und  Lodron 
gefangen  genommen.  Hiervon  ganz  verschieden  lautet  der 
eigenhändige  Bericht  des  Kaisers  an  den  Marquis  Garetto- 
Grana,  seinen  Gesandten  in  Madrid.  Lamboy,  heisst  es  darin, 
habe  die  ihm  bekannt  gegebene  Vereinigung  mit  Hatzfeld 
nicht  abwarten,  sondern  aus  ^unzeitiger  Ambition  den  Streich 
allein  verrichten  wollen."  Der  zweite  von  ihm  begangene 
Fehler  bestehe  darin,  dass  er  vom  Feinde  ungenaue  Kunde 
eingezogen  hatte.  Um  weiteren  Schaden  zu  verhüten,  sei 
van  der  Wahl  mit  bayerischen  Truppen ,  die  zusammen  ein 
Corps  von  8000  Mann  bilden,  im  Anzüge,  auch  der  mit 
2000  Mann  zwischen  der  Saar  und  Mosel  stehende  Herzog 
von  Lotharingen  sei  zum  Zuzug  entboten,   und  Don  Melo 
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zur  Mitwirkung  aufgefordcMt  worden.  Nebstdom  sei  in  Cöln 
eine  Werbung  von  3 — 4000  Mann  veranstaltet.  Enkevort  sei 
beauftragt,  die  zerstreuten  Lamboy'schen  Truppen  zu  sam- 
meln und  sie  diesseits  des  Rheins,  in  derWetterau,  im 
Westerwald,  in  der  Grafschaft  Waldeck  und  im  Darmstadti- 
schen aufzustellen.  Um  di<^  nothwendigen  Feldrcquisiten  für 
das  neu  zu  schaffende  Armeocorps  bestreiten  zu  können, 
habe  der  Kaiser  die  von  Traun  in  Brüssel  erhobenen  115.000 
R.  Th.  angewiesen. 

Uebereinstimmend  mit  der  Angabe  des  Kaisers  be- 
richten auch  die  Feldacten,  dass  Lamboy  den  Feind 
angegriffen  habe.  Sie  geben  an,  dass  zwei  General- 
Wachtmeister  und  alle  OflBciere  in  Gefangenschaft  gcriethen, 
lind  vier  Regimenter  Fussvolk  gänzlich  aufgerieben  wurden. 
Vom  Feinde  blieben  zwei  Oberste  im  Treffen  und  Eberstein 
ward  schwer  verwundet.  Lamboy's  Corps  zählte  9000  Mann, 
von  denen  über  4000  bei  Hatzfeld  sich  einfanden  ').  So  sehr 
lag  dem  Kaiser  die  Sicherheit  des  Niederrheins  am  Herzen, 
dass  er  nach  dem  Unfall  bei  Hülst  sowohl  den  Erzherzog 
als  den  Piecolomini  zur  Berathung  zu  sich  nach  Wien  be- 
rief. Inzwischen  verfolgte  Guebriant  den  glänzend  erfoch- 
tenen  Sieg  und  nahm  nach  einander  Neuss,  Wachtendonk, 
Kempen,  Hulkrath,  Düren  u.  s.  w  ,  unbeirrt  von  Hatzfeld, 
der  Verstärkung  abwartend,  nach  dem  Bergischen  zurück- 
wich. Obgleich  später  Wahl  mit  ligistischen  Truppen  zu  ihm 
stiess  und  der  gegen  Hom  ausgewechselte  Johann  von  Werth 
das  Commando  der  Reiterei  übernahm,  so  blieben  die  Kaiser- 
lichen doch  eine  geraume  Zeit  über  unthätig,  weil  die  Feinde, 
von  den  Holländern  mit  3000  Mann  unterstützt,  ihnen  immer 
überlegen  und  die  Spanier  in  den  Niederlanden  beschäftigt 
waren  ').    Melo ,    der   neue  Statthalter  nach  dem  Tode  des 

')  Wenn  man  die  bei  Guebriant  mit  dem  enlichteten  Ueberfall  des 

Lamboy  während  der  Mahlzeit  ausgeschmückte  Erzähhing  mit  diesen  acten- 

müssigen  Angaben  vergleicht ,    so  überzeugt  man  sich  rocht  handgreitlicli, 

wie  man  mit  der  biKherigcn  Henützung  dieser  Mcnu)iro8  mystilicirt  worden  i>t. 

*)  Weder  der  Kaiser  noch  der  Cburfürst  von  Bayern,  sondern  allein 

Koch,  Geschichte  Pttrdiiiaiidii  II'I.     I.  Bd.  23 
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Cardinal  -  Infanten,  griflF  nach  Eroberung  von  Lens  und  La 
Basse  das  verschanzte  Lager  des  Marschalls  Gmiche  bei 
Honncourt  mit  solchem  Ungestüm  und  Nachdruck  an, 
dass  dieser  es  mit  dem  Verluste  seines  Geschützes  und  Ge- 
päckes den  Spaniern  überlassen  und  sein  Heil  in  der  Flacht 
nach  St.  Quentin  suchen  musste.  Die  Seele  dieser  Unter- 
nehmungen war  Beck,  den  schon  der  Cardinal  -  Infant  an 
sich  gezogen  hatte. 

Von  der  Ausbreitung  der  Feinde  im  Jülichiscben,  wo 
sie  mit  Ausnahme  von  Düsseldorf  aller  Städte  sich  be- 
mächtigt hatten,  des  Schicksals  ihrer  Stiftsländer  wegen 
billig  in  Sorge  versetzt,  kamen  die  Churfürsten  von  Mainz 
und  Cöln  mit  Maximilian  von  Bayern  überein,  hinsichtlich 
der  zu  ergreifenden  Sicherheitsmassregeln  eine  Conferenz 
in  Mainz  anzustellen  und  sich  bei  derselben  durch  Ab- 
geordnete vertreten  zu  lassen. 

Wir  wüssten  kein  Beispiel  anzuführen,  welches  besser 
als  diese  im  März  1642  stattgefundene  Conferenz  den  Ver- 
fall aufdeckte,  in  den  das  Gemeinwesen  zu  jener  Zeit  ge- 
rathen  war.  Chur-Mainz  trug  vor:  1.  Da  von  den  Beschlüssen 
des  churförstlichen  Collegialtages  zu  Nürnberg  geringe  Wir- 
kung verspürt  worden  ist,  so  sei  zunächst  von  der  Voll- 
ziehung derselben  zu  handeln;  dann  2.  wie  die  Rheinlande 
vor  der  andringenden  Feindesgefahr  zu  schirmen;  femer 
3.  wo  Beistand  zur  Vertreibung  der  Feinde  aus  dem  chur- 
colnischen  Gebiet  zu  finden  sei,  da  hierzu  die  bayerischen 
und  Hatzfeldischen  Truppen  nicht  genügen;  4.  wie  der 
Oberrhein  sicher  zu  stellen  sei;  5.  was  zu  geschehen  habe, 
um  das  Reich  in  seinem  hergebrachten  uralten  Stand  zu  er- 
halten; 6.  was  man  dieserwegen  dem  Kaiser  anrathen  soll; 
endlich  7.  wie   dem  Streite  wegen  der  angemassten   vene- 

dic  Franzosen  trugen  Schuld  an  der  so  lange  verschobenen  Auswechslung 
des  Joli.  V.  Werth.  Fühlbaren  Verlust  erlitt  die  kais.  Armee  durch  den 
Tod  des  Oil  de  Hoes,  der  den  4.  Nov.  1641  starb.  (Kriegsarchiv).  Ein 
später  vorkoinniender  Gil  de  Ilaes  mag  wohl  ein  Verwandter  des  Verstor- 
benen gewesen  sein. 
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tianiscben  Präcedenz  ein  Ende  zu  machen  sei.  Dieser  den 
1.  April  gehaltene  Vortrag  schloss  mit  der  Mittheilung,  dass 
ein  Gesandter  des  Kaisers  angelangt  sei,  der  Audienz 
verlange. 

Graf  Wolkenstein,  so  hiess  der  Gesandte ,  bei  der 
Gonferenz  am  folgenden  Tage  empfangen ,  äusserte :  Die 
Ghurfursten  werden  vernommen  haben,  dass  nach  Lamboy's 
Niederlage  allsogleich  Graf  Wahl  nach  dem  Rhein  aufge- 
brochen sei  und  Hatzfeld  bedeutende  Summen  zur  Heeres- 
ergänzung zugestellt  bekam.  Unverborgen  sei  dem  Kaiser 
die  Absicht  der  Franzosen,  den  ganzen  Rheinstrom  ad  Fran- 
eiam  orientalem  zu  schlagen,  indessen  sähe  er  diese  Gefahr 
nicht  so  nahe  gerückt,  um  trotz  der  momentanen  Bedräng- 
niss  auf  die  Hoffnung  eintretender  Besserung  des  Standes 
der  Dinge  verzichten  zu  müssen.  Die  Mittel  diesen  herbei- 
zufuhren ,  seien  gleichmässig  Waffen  und  Friedenstractate. 
Da  nach  der  Meinung  der  Churfürsten  zu  einem  kräftigen 
Widerstände  noch  2000  Reiter  benöthigt  werden,  so  sichere 
der  Kaiser  ihnen  diese  Verstärkung  zu,  sobald  die  unberitte- 
nen Reiter  der  Hauptarmee  remontirt  sein  werden. 

Diese  Eröffnung  sagte  den  Churfürsten  keineswegs  zu, 
weil  sie  den  citeln  und  kurzsichtigen  Plan  erfasst  hatten, 
ein  vom  Kaiser  unabhängiges ,  bloss  zum  Schutze  ihrer 
Länder  bestimmtes  Heer  aufzustellen,  und  den  Krieg  auf 
eigene  Faust  zu  führen.  Es  sollte  „ein  neues  Direc- 
torium  des  Kriegswesens  aufgerichtet  und  vom  kaiserlichen 
gänzlich  abgesondert  werden.  Der  bayerischen  Armee  wären 
der  bayerische,  fränkische  und  schwäbische  Kreis  anzuweisen, 
das  Hatzfeldische  Corps  am  Rhein  möge  man  behalten,  es 
aber  unter  die  Oberleitung  von  Churmainz,  Cöln,  Trier  und 
Pfalz-Neuburg  stellen.  Dagegen  seien  die  kaiserlichen  Imme- 
diat- Völker  in  die  Erbländer  zu  verweisen".*),  Churcöln  ver- 


•)  Kais.  Immediatvölker  Messen  im  Gegensatze  zu  den  li^tischon 
die  vom  Kaiser  geworbenen  und  unmittelbar  nnter  seinen  Befehlen  gestan- 
denen Trappen. 

23* 
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ansclilagte  die  aufzubringenden  Streitkräfte  wie  folgt:  Das 
Erzstift  Coln  sammt  der  Stadt  können  12.000  Mann  Fuss- 
volk  und  2000  Reiter  aufbringen  (?).  Das  churbayerische 
Corps  betrage  4000  Reiter  und  5000  Mann  Fassvolk,  das 
lotharingische  2000  Reiter  und  eben  so  viel  Fussvolk.  Haüs- 
feld  habe  2000  Reiter  und  4500  Mann  Infanterie.  Mit  Zu- 
ziehung der  zerstreuten  Truppen  könnte  diese  Kriegsmacht 
auf  36.000  Mann  gebracht  werden.  Der  bayerische  Gesandte 
verbesserte  obigen  Ansatz,  indem  er  die  Starke  des  bayeri- 
schen Heeres  zu  12.000  Mann  angab.  Wie  viele  Truppen 
Churmainz  stellen  könnte,  findet  sich  nicht  erwähnt.  Chur- 
cöln  beantragte  auf  die  spanischen  Subsidien  zu  verzichten, 
und  nicht  etwa  den  Erzherzog  zum  Befehlshaber  zu  wählen, 
da  man  aus  der  Erfahnmg  wisse,  dass  die  ihn  umgebenden 
Officiere  die  Direction  fiihren,  und  Piccolomini's  Fehler  bei 
Cham  notorisch  seien.  Bayern  brachte  eine  Mission  an  den 
Papst  in  Vorschlag,  um  seine  Intervention  bei  Frankreich 
zu  erwirken,  da  die  Fortsetzung  des  Krieges  länger  nicht 
möglich  und  mit  Friedensverhandlungen  nicht  fortzukommen 
flei.  Churmainz  bemerkte  dagegen,  „die  Sorbonne  und  andere 
Theologen  hätten  erklärt,  dass  der  König  von  Frankreich 
einen  gerechten  Krieg  führe,  und  sowohl  in  Curia  Romana 
apud  Summum  Pontificem  als  bei  den  Cardinälen  durfte 
man  ungescheut  vorbringen,  dass  der  deutsche  Krieg,  un- 
geachtet die  Katholiken  jetzt  danmter  leiden,  der  katho- 
lischen Religion  zuletzt  doch  grosse  Vortheile  verschaffen 
werde,  und  dass  aus  der  Vereinigung  der  akatholischen 
Fürsten  Deutschlands  mit  den  Schweden  dem  katholischen 
Religions-Exercitium  kein  sonderlicher  Nachtheil  erwachse, 
indem  dasselbe  an  vielen  Orten  erhalten  bleibe.  Hieraus 
sei  zu  schliessen,  dass  der  König  von  Frankreich  bei  diesem 
Kriege  keine  Gewissensunruhe  empfindet ,  sondern  sogar 
meint,  ex  intentione  sua,  ein  Gott  wohlgefälliges 
Werk  zu  verrichten.  Um  so  weniger  werde  bald  der 
Friede  zu  Stande  kommen,  als  überdies  bekannt  ist,  welche 
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Consilia  ratione  Kegni  Aiistrasiae  bestehen.  Auf  eine  innere 
Beruhigung  könne  man  bei   den  abtrünnigen  Fürsten  auch 
nicht  rechnen,   da  man  z.  B.   bei  den  Hessen  den  Fehler 
beging,  sie  erst  im  Felde  guten  Theils  zu  Grunde  gerichtet 
nnd  in  ihren  Festungen  angegriffen  zu  haben,    dann  aber 
sie  wieder  schonte.    Wie  sehr  sie  darüber  gelacht  mid  ge- 
jubelt, könne  man  aus  den  interceptirten  Briefen  ihrer  Offi- 
ciere  erfahren.  Nachgiebigkeit  sei  das    rechte  Mittel   nicht 
mit  ihnen  fertig  zu  werden.  Gegen  sie  und  die  Braunschweiger 
müsse  der  Krieg  angriffs-  und  vertheidigungsweise  geführt 
werden.  Wie  diese  beiden  Häuser  seit  dem  Prager-Frieden 
sich  erzeigt,  wie   sie  das  Reich  in  Schimpf,   Schaden  und 
Gefahr  versetzt,  wisse  man.    Mehrmalen  haben  die  Hessen 
sich  vernehmen  lassen ,   erst  wenn  es  ihnen  gelungen  sein 
werde,   die   benachbarten   katholischen  Fürsten  vollständig 
zu  Grunde  gerichtet  und  ihre  Territorien   an  sich  gebracht 
zQ  haben,   werden  sie  daran   denken  mit  kaiserlicher  Ma- 
jestät sich  auszusöhnen.    Auf  Dänemark  sei  sich  wenig  zu 
verlassen,   noch   weniger   Hofinung   biete  Rom.   Chnrmainz 
rathe  keine  Confoderation  mit  Frankreich  an,  wohl  aber  den 
Versuch,    den  Eonig  hinsichtlich  des  Krieges  auf  bessere 
Gedanken  zn   bringen.    Spanien   sei  nicht  auf  die  Seite  zu 
setzen,  und  was  es  geleistet,  anzuerkennen."  —    Das  chur- 
cölnische  Votum  lautete:  „Gegen  die  Hessen  haben  die  Ka- 
tholiken  besonders   desshalb  sich  gut  vorzusehen,   weil  sie 
beabsichtigen,    den  Calvinismus  im   deutschen  Reiche  ein- 
zuführen.   Sie  müssen  mit  den  Waffen  zum  Gehorsam  ge- 
bracht werden.". 

Auf  die  Anfrage  von  Ohurmainz,  ob  mit  dem  kaiser- 
lichen Gesandten  nicht  Rücksprache  über  das  bisher  Ver- 
bandelte zu  nehmen  sei,  zumal  er  sich  beschwere,  dass  ihm 
nichts  mitgetheilt  werde,  antwortete  Churcöln:  ,£s  sei  un- 
nöthig  an  das  zu  erinnern  was  Herkommens  ist ,  nämlich 
dass  die  Churfürsten  das  Recht  zu  Conferenzen  unter  sich 
besitzen.    Mit  Mittheilungen  müsse  man  sparsam  umgehen, 
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damit  es  nicht  den  Anschein  gewinne,  als  wäre  man  ver- 
pflichtet dem  Kaiser  von  allem  Mittheilung  zu  machen.  Der 
kaiserliche  Gesandte  sei  mit  generalibus  ahzufertigen,  da  es 
schwer  halte,  ihm  ,, wegen  besorgenden  Unglimpfs**  Specielles 
anzuvertrauen.*  Im  nämlichen  Sinne  äusserte  sich  Ghurbayem. 
Wolkenstein  wurde  mit  der  Erinnerung  heimgeschickt:  dass 
der  versprochene  Succurs  von  2000  Heitern  noch  nicht  ein- 
getroffen, und  weder  der  Proviant  noch  die  Geldmittel  zur 
Ausstattung  der  Truppen  beigeschaffi  seien,  auch  habe  man 
bis  jetzt  unterlassen,  Magazine  und  Provianthäuser  zu  er- 
richten *). 

Wir  irren  nicht,  wenn  wir  dieses  Isolirungsproject  für 
eine  Eingebung  des  Churfursten  von  Bayern  ansehen.  In- 
zwischen scheiterte  es  gleich  von  vorneherein  an  dem  Wider- 
stände des  fränkischen  und  schwäbischen  Kreises  gegen  die 
Anmuthung  des  bayerischen,  die  Ejreiscontribution  ganz  allein 
der  churbayerischen  Armee  zuzuwenden.  Während  der  frän- 
kische dieses  Begehren  rundweg  abschlug,  fugte  der  schwä- 
bische seiner  eben  so  bestimmt  ausgesprochenen  Weigerung 
die  Erinnerung  bei ,  dass  man  dem  Kaiser  die  Verfügung 
über  die  Reichsanlagen  nicht  vorschreiben  könne. 

Die  Behauptung,  der  Kaiser  habe  zur  Anschaffung  von 
Feldrequisiten  noch  kein  Geld  gesendet,  war  nicht  richtig, 
denn  schon  im  März  zog  er  den  Stadtrath  von  FrankAirt  a.  M. 
zur  Verantwortung,  dass  er  acht  von  Hatzfeld  angekaufte 
Metallgeschütze  zurückgehalten  und  den  Mitbürger  Christoph 
Schmidt  wegen  Abschluss  dieses  Kaufes  gefangen  gesetzt 
habe.  Nachdem  Torstensson  die  nach  Bauers  Tod  unten  den 


*)  Mainzer-Archiv.  Volmar,  der  die  Erzherzogin  Claudia  von  dieser 
Conferenz  in  Kenntniss  setzte,  bemerkte  dazu:  „Diese  Consilia  würden, 
wenn  man  sie  verwirklichen  sollte,  das  Reich  in  eine  totale  Dissolution 
bringen  und  die  Nation  in  die  äusserste  Dienstbarkeit  stürzen/*  Senken- 
berg bei  Häberlin  28.  Bd.  S.  30  bemerkt,  dass  sowohl  bei  Londorp  als 
im  Theatro  Europ.  Delkenstein  (statt  Wolkenstein)  angegeben  ist,  und  von 
dem  Anbringen  dieses  Gesandten  so  wenig  als  von  den  Verhandlungen  bei 
dieser  Conferenz  bekannt  sei.  Dies  beweist,  dass  man  sie  sehr  geheim  hielt 
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deutschen  Officieren  ausgebrochene  Meuterei  vollständig  un- 
terdrückt hatte,  brach  er  den  13.  und  14.  Jänner  mit  der 
ganzen  6150  Mann  Infanterie  und  1 0.000  Kavallerie  zählenden 
Armee  auf,  Hess  jene  sammt  der  Artillerie  (80  Geschütze) 
über  die  Leine  und  diese  über  die  Weser  setzen  und  rückte 
in  der  Altmark  ein.  Seine  Bewegung  hatte  das  Vorrücken 
des  Erzherzogs  zur  Folge,  allein  in  der  hinter  tiefen  Mora- 
sten genommenen  Aufstellung  war  den  Feinden  in  dieser 
Jahreszeit  nicht  beizukommen.  Bei  Ballenstedt  ward  indessen 
doch  eine  vom  Schlosse  Mansfelt  abgerückte  Reiterabthei- 
lung von  den  Kaiserlichen  überfallen  und  gänzlich  zu- 
sammengehauen, auch  belagerte  der  kaiserliche  Oberst  Mo- 
neda  das  benannte  Schloss,  dessen  Entsatz  Königsmark  ver- 
gebens versuchte,  worauf  er  sich  nach  Osterode  wandte,  es 
den  7.  März  in  Brand  steckte,  in  Gandersheim  die  braun- 
schweigische  Besatzung  aufhob  und  eilig  nach  Salzgitter 
fortzog,  um  sich  mit  Torstensson  zu  vereinigen.  Als  dieser 
von  Wahl's  Abzug  und  von  der  Heise  des  Erzherzogs  und 
Piccolomini's  nach  Wien  (s.  oben)  Nachricht  erhielt,  beschloss 
er  über  Schlesien  in  die  kaiserlichen  Erbländer  einzufallen. 
In  den  ersten  Tagen  Aprils  verliess  er  die  Aller,  überschritt 
den  (5.  bei  Werben  die  Elbe ,  während  Königsmark  an  die 
Weser  zog ,  erschien  plötzlich  in  der  Lausitz ,  wo  er  den 
17.  April  Luckau  wegnahm,  vereinigte  sich  den  27.  April 
mitStälhandske  und  brach  unaufgehalten  gegen  Schlesien  vor, 
welches  der  Herzog  von  Sachsen  -  Lauenburg  vom  Feinde 
ganz  gereinigt  hatte.  Er  stand  mit  seinem  Corps  ober  Breslau, 
als  Torstenssou  Grossglogau  angriff.  Auf  die  Nachricht 
vom  Anrücken  des  Herzogs  zum  Entsätze,  Hess  Torstensson 
ohne  Bresche  zu  schiessen  Generalsturm  schlagen,  bemäch- 
tigte sich  zuerst  der  Festungswerke,  dann  der  Stadt,  nahm 
den  Commandanten  Rochau  mit  allen  Officieren  gefangen 
und   erbeutete   grosse  Lebensmittelvorräthe  *).    Torstensson 

*)  So  erziUilt  diesen  Vorgnng  der  jüngere  Oxenstjema,   der  damals 
in  Norddeutschland  omherreiste,    „um  die  festen  Plätze  nnd  des  Landes 
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schlug  hierauf  die  Kaiserlichen  bei  Scbwcidnitz  in  die 
Flucht,  nahm  den  im  Treffen  verwundeten  Herzog  gefangen, 
und  rückte  gegen  Mähren  vor  ^).  Wesentlich  erleichtert  war 
dieses  rasche  Vordringen  der  Feinde  durch  den  Fall  von 
Strigau  den  30.  Mai.  Er  bahnte  ihnen  den  Weg  nach 
Schweidnitz,  dessen  Einnahme  den  Zugang  zu  Böhmen  und 
Mähren  eröfinete.  Nach  dem  Unfälle  bei  Schweidnitz  zogen 
die  Kaiserlichen ,  verfolgt  von  den  Feinden ,  nach  Bricg, 
Neisse,  Oppeln  und  ins  Gebirg,  dem  aus  Böhmen  im  An- 
züge begriffenen  Hilfscorps  entgegen  ^).  Torstenssons  nächste 
und  wichtigste  Eroberung  war  Ol  mutz,  welches  der  elende 
Miniati  gegen  den  Willen  der  Bürger  den  14.  Juni  mit  allem 
Geschütz,  Munition  und  Proviant  übergab  •).  Einige  Tage 
vor  der  Ankunft  der  Schweden  hatten  sich  viele  wohlhabende 
Bürger  mit  ihrer  Habe  und  Geistliche  mit  den  Kirchen- 
schätzen von  Olmütz  nach  Brunn  geflüchtet.  Nicht  wie  es 
heisst  eine  schwedische  Reiterschaar,  sondern  die  den  Flücht- 
lingen mitgegebene  Bedeckung,  von  300  Mann  unter  den 
Befehlen  des  Obersten  Kapaun,  fiel  unterwegs  über  sie  her, 
misshandelte  sie  auf  das  Grausamste  und  plünderte  sie  voll- 
ständig aus.  Die  von  Brunn  mit  der  Landtafel  nach  Znaim  ge- 


Gelegenheit in  Augenschein  su  nehmen" ,  in  einem  aufgefangenen  Briefe. 
Er  Hetzt  für  die  Eroberung  von  Grossglogau  den  24.  April  an ;  sie  erfolgte 
den  4.  Mui  n.  St. 

^  Der  Herzog  starb  in  der  Gefangenschaft.  Er  war  dem  Feinde  mit 
der  Reiterei  in  der  Absicht  gefolgt ,  Schweidnitz  mit  300  Mann  zu  ver- 
stärken. „Weil  gar  schlecht  gefochten  wurde,  sagt  der  Kaiser ,  gerietheu 
die  unsrigen  in  Verwirrung  und  ergriffen  die  Flucht.^*  Der  Verlust  war 
übrigens  nicht  bedeutend. 

')  Wegen  der  den  15.  Juni  von  Lilljehöck  erzwungenen  Uebergabe 
von  N  e  i  8  s  e ,  ward  der  Commandant,  Oberst  Wachenheim  von  Fornemont 
vor  ein  Kriegsgericht  gestellt.  Landstände^  Ritterschnft,  der  Bischof  und 
der  Bürgermeister  von  Neisse  gaben  aber  das  Zeuj^niss,  dass  Wachenheim 
sich  tapfer  gewehrt  habe^  dass  491  Schüsse  in  die  Stadt  gefallen,  zwei 
Breschen  geschossen  und  oft  gestürmt  worden  sei. 

*)  Dafür  verortheilte  den  Verräther  das  Kriegsgericht  in  Wien  zur 
wohlverdienten  Todesstrafe. 


361 

flüchtete  Regierungsbehörde  entging  demselben  Schicksale  bloss 
durch  die  mitgenommene  starke  und  verlässliche  Escorte,  aber 
viele  einzelne  Wägen  mit  geflQchtetem  Gute  wurden  beraubt, 
viele  Wehrlose  niedergeschossen.  In  Znaim  plünderten  diese 
ausgerissenen  Soldaten  die  Vorstädte,  raubten  die  Rosse  und 
verübten  Brandlegung.  Als  aber  ein  solcher  Raub  von  Sol- 
daten des  Regiments  Münster  an^Kaufmannsgütem,  die  gröss- 
tentheils  ein  Eigenthum  des  Königs  von  Polen  waren,  bei 
Hollischau  begangen  wurde,  ward  eine  scharfe  Execution 
vorgenommen  und  das  Meiste  wieder  zurückgebracht  ^). 

Von  den  in  Schlesien  zerstreuten  kaiserlichen  Truppen 
führte  der  G.  W.  M.  Borneval  eine  Abtheilung  nach  Mähren. 
Verfolgt  vom  Feinde  und  mit  der  übelsten  Witterung  käm- 
pfend, Hess  er  das  Geschütz  in  Hollischau  zurück,  und  setzte 
mit  der  Mannschaft  den  Marsch  nach  Hradisch  fort.  Fer- 
nemont,  der  mit  einer  anderen  Abtheilung  den  10.  Juni  ge- 
folgt war,  um  mit  Borneval  vereinigt  Olmütz  zu  verstärken, 
ward  in  diesem  Vorhaben  von  Torstensson  verhindert,  der, 
den  9.  aufgebrochen,  die  Vereinigung  der  beiden  Corps  durch 
den  gewonnenen  Marschvorsprung  unmöglich  machte.  Der 
Kricgsrath,  den  Fernemont  in  Folge  dieses  Zwischenfalles 
hielt,  entschied  sich  für  den  Zug  nach  Hradisch  *°). 

Nach  der  üebergabe  von  Olmütz  kehrte  Torstensson 
nach  Schlesien  zurück,  wo  er  Oppeln  erstürmte  und  dann 
B  r  i  e  g  angrifi.  Aber  an  der  Treue  und  Tapferkeit  des  Com- 
mandanten  Oberst  Ranft  zerstoben  die  bisher  so  hoch  ge- 
gangenen Wogen  seines  Glückes.  Der  vor  Brieg  erfahrene 
unbezwingliche  Widerstand  und  die  Gefahr,  mit  dem  Erz- 
herzoge und  Piccolomini,  welche  sich  mit  dem  Heere  nahten, 

•)  K.  k.  Kriegsarchiv. 

'")  Ebendaselbst.  Fischer,  Geschichte  von  Olmütz,  berichtet,  dass 
Fernemont  dem  Miniati  von  seinem  Zuge  nach  Olmütz  Nachricht  gegeben 
and  meintf  sein  Wegbleiben  sei  entweder  als  leichtsinniger  Wortbruch  oder 
böser  Vorsatz  zu  deuten.  Selbst  ohne  Kenntniss  des  hier  oben  mitgetheilten 
Sachverhalts  lässt  sich  von  Fememont's  Charakter  keine  derartige  Voraus- 
setzung macheu. 
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in  einen  angleichen  Kampf  verwickelt  zu  werden,  nothi^rten 
Torstensson  abzuziehen  und  über  die  Oder  bis  Ej-ossen  zu- 
rückzuweichen ^').  Verstärkung  aus  Schweden  abwartend, 
hielt  er  sich  in  dem  bei  dem  Städtchen  Guben  bezogenen 
Lager  vorerst  ruhig,  während  die  kaiserliche  Armee  Glogau 
ohne  Erfolg  belagerte ,  da  der  »tolle"  Wrangel,  der  es  ver- 
theidigte,  keinen  geringeren  Widerstand  leistete  als  der  war, 
den  Torstensson  bei  Brieg  erfahren  hatte. 

Die  Rhein  armee  unter  Hatzfeld  ward  durch  den  Zu- 
zug des  Freiherrn  von  Vehlen  endlich  auf  den  Stand  gebracht, 
die  Offensive  ergreifen  zu  können,  zumal  auch  Melo  nach 
dem  Siege  bei  Honnecourt  an  der  Maas  vorrückte,  in  der 
Absicht,  dem  Churfürsten  von  Cöln  gegen  die  Hessen  und 
Weimarer  beizustehen.  Um  dies  zu  verhindern,  kam  der  Prinz 
von  Oranien  mit  seinem  Armeecorps  herangezogen,  verlangte 
jedoch,  gegen  Melo  sich  zu  schwach  fühlend,  dass  Guebriant 
sich  mit  ihm  vereinige.  Dieser  hatte,  vor  den  Kaiserlichen 
zurückweichend,  ein  verschanztes  Lager  an  der  Erft  bezogen, 
brach  nun  aber  den  20.  Juni  nach  Urdingen  zur  Vereini- 
gung mit  dem  Prinzen  auf,  der  bei  Rheinberg  stand.  Hatz- 
feld hatte  hinter  der  Erft  bei  dem  Städtchen  Zons  eine 
feste  Stellung  genommen,  aber  den  ganzen  Sommer  verstrei- 
chen lassen,  ohne  irgend  eine  nennenswerthe  Unternehmung 
ausgeführt  zu  haben.  Da  die  Feinde  eben  so  unthätig  blieben, 
so  kam  es  in  diesen  Gegenden  zu  keiner  Entscheidung. 
Guebriant,  durch  den  Abzug  der  Holländer  ausser  Stand 
gesetzt  sich  am  Niederrhein  länger  zu  behaupten,  brach  den 
27.  September  aus  seinem  Lager  bei  Neuss  des  Nachts  in 
aller  Stille  auf,  Hess  es  in  Brand  stecken,  und  zog  in  solcher 
Eile  der  Wesel  zu,  dass  Hatzfeld  und  Wahl  ihn  mit  der 
Reiterei  nicht  erreichen  konnten.   In  der  Vogtei  Geldern, 


")  Ein  reichlich  Lob  spendendes  Schreiben  des  Erzherzogs  an 
Oberst  Ranft  schliesst  mit  den  Worten:  „Sejd  versichert,  dass  ich  Euch 
nie  verlassen,  und  so  lange  ich  ein  Stück  Brod  habe,  es  mit  Euch  theilen 
werde." 
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wo  er  nach  dem  Rheinübergang  einfiel,  hausten  seine  Schaaren 
»ärger  als  der  Türk.**  Sie  nahmen  die  dort  getroffenen  grossen 
Lebensmittelvorräthe  weg,  brannten  Neuenkirchen,  wo  sie 
das  Lager  aufgeschlagen  hatten,  nieder,  gingen  dann  den 
3.  October  nach  Wesel  zurück,  und  übersetzten  auf  den  von 
Holländern  ihnen  überlassenen  Schiffen  abermals  den  Rhein, 
worauf  sie  durch  die  Grafschaft  Bentheim  nach  Lingen  zogen. 
Um  die  Mitte  Octobers  die  Ems  passirend,  schlugen  sie  den 
Weg  nach  der  Weser  ein,  da  Guebriant  vor  hatte,  die  Winter- 
quartiere in  Niedersachsen  zu  beziehen  '^).  Ohne  sonderliche 
Anstrengung  eroberten  die  Kaiserlichen  die  kleineren  von 
den  Holländern  und  Hessen  besetzten  Plätze  zurück;  Uden- 
kirchen  ergab  sich  an  Sparr,  Neuss  und  Düren  aber  wurden 
auf  dringendes  Verlangen  des  Churfürsten  von  Coln  von 
Hatzfeld  noch  anfangs  October  belagert,  und  mit  jenem  der 
Anfang  gemacht. 

In  der  Besorgniss,  Guebriant  werde  den  Königsmark 
an  der  Weser  aufsuchen,  dann  mit  ihm  zn  Torstensson  stossen, 
dieser  aber  nach  geschehener  Vereinigung  mit  Beiden  ge- 
radesweges  auf  die  Erbländer  losgehen,  Hess  der  Kaiser 
den  Churfürsten  Maximilian  von  Bayern  durch  den  Grafen 
Kurtz  von  den  an  BLatzfeld  erlassenen  Auftrag,  dem  Guebriant 
unverzüglich  zu  folgen,  mit  der  Mahnung  unterrichten,  seine  in 
der  Pfalz  und  in  Schwaben  vertheilten  Truppen  nicht  etw^  von 
der  Theilnahme  an  diesem  Zuge  abzuhalten.  Zu  dieser  Mit- 
wirkung wollte  sich  Maximilian  um  so  weniger  verstehen, 
als  er  sich  beleidigt  fühlte,  dass  Oberst  Brisigillo,  der 
kais.  Befehlshaber  in  Regensburg,  den  nach  Stadt  am  Hot 
gesandten  bayerischen  Truppen  den  Eingang  verwehrt  hatte  *^). 


'^)  Nach  Berichten  von  Katzfeld  und  Wahl,  von  denen  die  ge- 
druckten wesentlich  abweichen.  Von  einer  ,, trotzigen  Herausforderung  zur 
Schlacht'*  bei  Guebriant's  Abzug  am  27.  September  ist  in  jenen  nichts  zu 
finden,  begreiflich  ist  es  aber,  dass  der  Franzose  seinen  fluchtfihnlichen 
Abzug  in  das  gefällige  Colorit  einer  drohenden  Haltung  tauchte. 

* ')  K.  k.  Staatsarchiv.  Maximilian  hatte  es  auf  die  Besitznahme  von 
Begensburg,  das  kais.  Besatzung  hatte,  abgesehen.  Vermuthlicb  woUte  er 
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„Stadt   am   Hof,    bemerkte   der  Kaiser,    ist   eine  Vormauer 
von  Regensburg.    Wir  hätten,  vom  Feinde  bedrangt,  keine 
andere  Stadt  als  Regensburg,  wohin  wir  uns  flüchten  konnten." 
TorstenssonsInvAsionsplan  war  vom  Kaiser  ent- 
weder richtig  vorausgesehen   oder   er   war   ihm    verrathen. 
Sobald  der  schwedische  Feldherr  der  erwarteten  Verstärkung 
aus   Schweden  versichert   war,    brach    er  von   Guben   au^ 
drängte  zunächst  durch  seine  Annäherung  gegen  Glogau  den 
Erzherzog  nach  Lüben  fort  und  gelangte,   die  Kaiserlichen 
durch    wohlberechnete    Märsche    und    Gegenmärsche    irre- 
führend, in  die  Gegend  von  Zittau,  von  wo  er  nach  Böhmen 
vorbrechen  wollte.  Da  ihm  aber  das  kaiserliche  Heer  allent- 
halben den  Weg  versperrte,    so  änderte  er  den  Plan,   zog 
den  zur  Brandschatzung  des  braunschweigischen   Gebietes 
entsendeten  Königsmark  an  sich,  ging,  vereinigt  mit  Wrangel, 
bei   Torgau    über   die  Elbe,   und   erschien   Ende    October 
plötzlich  vor  Leipzig.  Enkevort,  der  mit  frischen  Truppen 
aus  Ober-  und  Niederösterreich  Olmütz  einschloss,  war  den 
6.  October  von   dort   unverrichteter  Dinge  abgezogen  und 
stand  in  Böhmen,  ala  ihm  vom  Churfürsten  von  Sachsen,  an 
dessen  Befehle  er  gewiesen  war,    der  den  16.  October  er- 
lassene Auftrag  zukam,  so  schnell  als  möglich  diesseits  der 
Elbe  fortzuziehen.  Klitzing,  von  Torstenssons  Vorhaben,  sich 
an  die  Elbe  zu  wenden,    frühzeitig  unterrichtet,    hatte  den 
Churfürsten    durch    den    Freiherrn    von   Blumenthal    davon 
verständigen   lassen.    Torstensson    hatte   Leipzig  ganz  um- 
schlossen und  belagert.  Als  aber  der  Erzherzog  den  1.  No- 
vember 1642  vor  dieser  Stadt  ankam,  hob  er  die  Belagerung 
sogleich  auf  und  nahm  bei  Breitenfeld,  ebendort,  wo  Tilly 
im  Jahre  1631  eine  vollständige  Niederlage  erlitt,  eine  kampf- 
bereite Stellung.  Bei  dem  Beginne  der  Schlacht  am  folgen- 
den  Tag   grifi'  der   von  Wittenberg   und    Stälhandske   ge- 
führte rechte  Flügel  unter  einem  gewaltigen  Geschützfeuer 

mit  der  Verlegung  von  Truppeu   nach  Stadt  am  Hof  hierzu  einen  Anfang 
machen. 
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den  von  Puchheim  befehligten  linken  Flügel  der  kaiserlichen 
Armee  mit  dem  grössten  Ungestüm  und  so  rasch  an,  dass 
die  Mannschaft  (wie  Torstensson  sagt  und  auch  Monte- 
cucoli  angibt)  nicht  Zeit  hatte,  sich  ordentlich  aufzustellen. 
Als  viele  Officiere  (unter  ihnen  Graf  Maximilian  Kolonitsch) 
gefallen  waren,  rissen  die  in  Verwirrung  gerathenen  Reiter 
(Croaten  und  Ungarn)  aus,  und  waren  trotz  der  Vorstellun- 
gen, Bitten  und  Drohungen  ihrer  Führer  und  des  Erzher- 
zogs nicht  mehr  zur  Umkehr  zu  bewegen.  Das  Fussvolk, 
durch  diese  Flucht  dem  furchtb.iren  Angriflf  der  Feinde  blos- 
gestellt,  leistete  einen  heldenmüthigen  Widerstand,  ward 
aber  fast  gänzlich  aufgerieben. 

Eben  so  tapfer  focht  der  von  vorne  und  in  der  Seite 
angegriffene ,  von  Hannibal  Gonzaga ,  Ranft ,  Brouay  und 
Bomeval  befehligte  rechte  Flügel  mit  dem  feindlichen  linken, 
den  er  nach  Vernichtung  von  sechs  Schwadronen  und  Ge- 
fangennehmung von  zwanzig  Cornets  bis  an  die  Kanonen 
zurücktrieb.  Weil  sich  aber  der  linke  Flügel  der  Kaiser- 
lichen hatte  schlagen  lassen,  so  warf  sich  die  ganze  Wucht 
der  feindlichen  Massen  nun  auf  den  siegend  vordringenden 
rechten.  Im  Rücken  angegriffen,  musste  dieser  sich  um- 
wenden und  den  Kampf  auch  von  dieser  Seite  her  auf- 
nehmen. Er  bestand  ihn  mit  Ausdauer,  bis  die  grosse  Zahl 
von  Verwundeten  und  die  gänzliche  Erschöpfung  der  Kralle 
ihn  zu  weichen  zwang.  Von  der  ganzen  feindlichen  Armee 
umringt  und  eingeschlossen,  ward  der  Rest  gefangen  ge- 
nommen. Der  Erzherzog  focht  „wie  ein  gemeiner  Capitän 
und  that  Anordnungen  wie  ein  vernünftiger  General,  und 
als  er  sah,  dass  alles  verloren  sei,  stieg  er  vom  Pferde 
und  verlor  sich  im  Fussvolk.  Hierauf  suchten  ihn  Puchheim 
und  Bomeval  auf,  fassten  ihn  am  Arme  und  brachten  ihn 
mit  Gewalt  hinweg.  Er  bedauerte  nichts  so  sehr ,  als  dass 
er  bei  den  Ehrlichen  die  gefallen,  nicht  auch  sein  Leben 
liess."  Die  Infanterie,  „die  alten  viel  versuchten  Landsknechte, 
die   man    mit  Millionen   nicht  erkaufen  kann*',    ward  völlig 
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zu  Grunde  gerichtet,  dagegen  entzog  sich  ein  bedeutender 
Theil  der  Reiterei  der  Gefangenschaft  durch  rechtzeitige 
Flucht.  Begleitet  von  1500  Mann  entrann  derselben  Picco- 
lomini  wie  durch  ein  Wunder,  da  die  Feinde,  die  ihn  auf 
eine  Meile  Weges  verfolgten ,  an  seiner  Person  zuletzt  irre 
wurden,  indem  sie  ihn  für  den  Grafen  Ghiselieri  hielten« 
In  der  Meinung,  der  Generalissimus  sei  auf  dem  Schlacht- 
felde umgekommen,  begab  sich  Piccolomini  mit  den  beiden 
Gonzaga,  dem  Grafen  Suys  und  einem  Oberst,  die  ihm  bei 
der  Flucht  zur  Seite  geblieben  waren,  von  Leipzig  nadi 
Comotau,  wo  er  Rakonitz  zum  Sammelplatze  der  zersreuten 
Heeresreste  bestimmte. 

Der  hauptsächliche  Grund,  welcher  den  Erzherzog  be- 
stimmte die  Schlacht  von  Breitenfeld  zu  schlagen,  kam  von 
der  Nothwendigkeit,  der  Vereinigung  Gmebriant's  (von  dessen 
Ankunft  in  Nordhausen  er  Kunde  hatte)  mit  Torstensson 
zuvorzukommen.  Als  man  ihm  in  der  Nacht  vom  1.  ani 
den  2.  November  meldete,  der  Feind  habe  sein  Gepäck 
entfernt ,  befahl  er  dem  Piccolomini  alle  Anstalten  zur 
Schlacht  zu  treffen.  Dieses  Auftrages  entledigte  sich  der 
Feldmarschall  „in  bester  Weise."  In  Freiberg  hatten  sich 
unter  den  Befehlen  der  Obersten  Callenberg  und  Schleinitz 
6000  Mann  chursächsische  Truppen  gesammelt.  Mit  diesem 
Corps  betrug  die  kaiserlich-sächsische  Armee  16.000  Mann 
zu  Ross  und  10.000  Mann  Fussvolk ;  die  schwedische  bloss 
10.000  Reiter  und  eben  so  viel  Fussvolk.  In  der  Sclacht, 
welche  bloss  drei  Stunden  währte,  verloren  der  G.  W.  M. 
Baron  Soye  und  sieben  Oberste,  sieben  Oberst-Lieutenants, 
neun  Oberst -Wachtmeister  und  zwischen  4-  bis  5000  Ge- 
meine das  Leben.  Zu  Gefangenen  gemacht  wurden  die  Gre- 
neral-Feld-Zeugmeister  Suys  und  Fememont,  die  Obersten 
lianft,  Wachenheim,  Don  Felix  Gusman  de  Zuniga  und 
Jos.  Piccolomini,    nebst  einer  grossen  Anzahl  OfiSciere  '*). 

'*)  Diese  vier  Obersten  kanften   sieh  jeder  mit  1000  Thalem   aas 
der  Gefangenschaft  los. 
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Nach  gedruckten  Angaben  beliefe  sich  die  Zahl  der  Ge- 
meinen auf  4000.  Die  ganze  Artillerie  (46  Kanonen) ,  alles 
Gepäck  (so  „dass  der  Erzherzog  kein  Hemd  anzuziehen 
hatte"),  die  Silberwagen  und  die  Kanzeleien  des  Erzherzoges 
und  des  Piccolomini,  116  Fahnen  und  75  Standarten,  sammt 
aller  Munition  fielen  den  Feinden  in  die  Hände.  Indessen 
hatten  die  Schweden  den  Sieg  sehr  theuer  erkauft.  Der 
empfindlichste  Verlust  für  sie  waren  Lilljehook  und  Slange, 
die  an  ihren  Wunden  starben.  Ausserdem  zählten  sie  an 
Todten  sechs  Oberste,  achtzehn  Lieutenants,  sechs  Majore 
und  nach  Piccolomini's  Angabe  3000  Gemeine,  da  von  der 
gesammten  schwedischen  Infanterie  bloss  drei  Schwadronen, 
d.  i.  2000  Mann,  übrig  blieben,  und  nach  Pufendorf  2000 
verwundet  waren.  Die  Summe  aller  umgekommenen,  ver- 
wundeten und  gefangenen  schwedischen  Officiere  beträgt 
nach  den  Angaben  der  Kaiserlichen  159,  nebst  5  verwun- 
deten Obersten  ^*). 

Die  Fortschritte  des  schwedischen  Kriegsglückes  schie- 
nen im  ersten  Augenblicke  unermesslich  zu  sein.  Ganz 
Sachsen  stand  dem  Sieger  offen,  und  was  hätte  ihm  jetzt 
noch  im  Wege  gestanden,  festen  Fuss  in  den  kais.  Erb- 
ländem  zu  fassen,  vor  den  Mauern  Wiens  den  Frieden  vor- 
zuschreiben, oder  wohl  gar  die  Habsburger  gänzlich  zu 
vertreiben?  So  kühne  von  der  heillosen  Lage  der  Dinge 
gerechtfertigte  Erwartungen  überbot  gleichwohl  Oesterreichs 


'  *)  Wir  haben  die  für  diese  Darstellung  benützten  beiden  handschrift- 
lichen Berichte  mit  Torstenssons  (gedruckten)  Brief  an  den  Commandanten 
in  Erfurt  verglichen  und  gefunden,  dass  sie  mit  demselben  in  der  Haupt- 
sache übereinstimmen,  nur  die  Angabe:  „diiss  die  entflohenen  Ungarn  des 
kais.  linken  Flügels  sich  seitwärts  vom  Kamp^latze  aufstellten  und  dem 
Ausgange  der  Schlacht  zusahen",  ist  ein  in  diesem  Briefe  allein  enthaltener 
nennenswerther  Nebenumstand.  —  Wie  viel  unnöthiges  Gefolge  der  Erz- 
herzog im  Kriege  bei  sich  hatte,  zeigt  die  Liste  der  (befangenen,  unter 
welchen  zwei  Silberdiener,  ein  Kapellendiener,  Falkenmeister  und  Thür- 
hüter,  ein  Ziergärtner,  Saalthürhüter  u.  s.  w.  aufgeführt  sind«  Eine  Ma- 
donna von  Albrecht  Dürer,  welche  der  Erzherzog  besass ,  schenkte  Tor- 
stensBon  seiner  Frau, 
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zähe  Widerstandskraft,  die,  jetzt  wie  jederzeit,  wenn  dieser 
Staat  dem  Untergange  verfallen  zu  sein  schien,  aufgefiindene 
rettende  That. 

Der  Kaiser  traf  die  umfassendsten  Anstalten,  um  eine 
neue  Armee  zu  schaffen  und  die  Erbländer,  besonders  Böh- 
men, zu  schirmen.  Mit  Erlass  vom  9.  November  ward  der 
Regierung  und  den  Ständen  dieses  Landes  die  Errichtung 
von  Magazinen  zu  Eger,  Pilsen,  Budwcis.  Klingenberg,  Thein, 
Pardubitz  und  Colin,  und  der  Transport  aller  Vorräthe  vom 
flachen  Ijande  nach  den  Städten  und  festen  Plätzen  aufge- 
tragen. Prag  musste  die  ganze  3000  Mann  betragende  De- 
fensionsmilitr.  herstellen.  Von  Niederösterreich  verlangte  er 
den  personlichen  Zuzug  der  Stände,  falls  er  selbst  zu  Felde 
ziehen  sollte,  die  Berathung  der  Defensionsordnung  und  das 
Aufgebot  des  zehnten  und  fünften  Mannes.  Nebstdera  bewil- 
ligten die  Stände  die  doppelte  Gült  im  Betrage  von  138.000  fl., 
dann  den  Fleischkreuzer  und  die  Verpflegung  von  acht  Re- 
gimentern. Früher  hatten  sie  schon  300.000  fl.  für  die  Armee, 
500.000  fl.  für  die  Sendung  eines  kais.  Orators  an  die  Pforte 
und  die  Stellung  von  5  Compagnien  zu  150  bis  200  Mann 
sammt  Werbgeld  und  Verpflegung  zugestanden  '®).  In  ähn- 
lichem Verhältnisse  wurden  die  Steuer-  und  Wehrkraflte  der 
übrigen  Provinzen  in  Anspruch  genommen.  Schon  den  11. 
November  konnte  Piccolomini  aus  Rokiczau  dem  Hofkrieg«- 
Präsidenten  Grafen  Schlick  melden ,  dass  die  Kavallerie  wieder 
beisammen  und  stärker  sei  als  vor  der  Schlacht.   Bis  Endo 


"^)  Zum  persönlichen  Zuzug  waren  ulle  geistlichen  und  weltliclieu 
Notnbilitäten ,  mochten  »ie  Landgüter  besitzen  oder  nicht,  dann  die  kaiit. 
Käthe  und  Diener,  die  Mitglieder  der  Universität  und  die  adeligen 
Bürger  verpflichtet  —  Der  monatliche  Gehalt  eines  General  -Wacht- 
meisters betrug  800  Ü.  y  der  eines  Obersten  der  Kavallerie  sammt  Stab 
1200  fl.,  der  eines  Obersten  der  Infanterie  sammt  Stab  1102  fl.,  der  eines 
gemeinen  Reiters  15  fl.,  eines  Fusskncchtes  7  fl.  Bei  dem  Obersten  der 
Keiterei  erscheint  auf  der  i:>ol(Iliste  noch  überdies  der  Ansatz  von  440  fl. 
für  jinles  erste  Blatt?  Für  das  uäinlichc  sind  bei  den  Obersten  der  In- 
fanterie 4<K)  fl.  bestimmt.    (Ständisches  Archiv.) 
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December  war  der  Armee  eine  Verstärkung  an  Fussvolk  von 
5000  Mann  zugekommen.  Günstig  für  die  Wiederherstellung 
der  kais.  Streitmacht  und  der  Sicherung  der  Erbländer  wirk- 
ten die  Schwierigkeiten,  mit  welchen  Torstensson  bei  Ergän- 
zung seiner  Armee  zu  kämpfen  hatte,  sodann  das  Verweilen 
der  Feinde  vor  Leipzig,  das  sie  nach  der  Schlacht  neuer- 
dings umlagerten,  endlich  Guebriant's  Unlust  sich  mit  Tor- 
stensson zu  vereinigen,  welcher  sich  noch  überdies  vom  An- 
züge der  beiden  eiligst  herbeigerufenen  kais.  Generäle  Hatz- 
feld  und  Wahl  bedroht  sah.  Der  Erzherzog  hatte  beide 
nach  Eger  entboten,  wo  sie  ihm  zum  Entsätze  von  Leipzig, 
für  die  er  4000  Reiter,  500  Dragoner,  500  Croaten  und  1500 
Mann  Fussvolk  mitbrachte,  die  Hand  bieten  sollten.  Un- 
glücklicherweise capitulirte  Leipzig  an  demselben  Tage  (6.  De- 
cember) ,  an  welchem  der  Erzherzog  mit  der  gesammten  Ka- 
vallerie den  Entsatz  versuchen  wollte  *^).  Der  sächsischen 
Garnison  bewilligte  Torstensson  freien  Abzug,  dagegen  er- 
klärte er  die  kais.  Truppen,  die  sich  in  Leipzig  befanden, 
Officiere  wie  Gemeine,  zu  Kriegsgefangenen  und  steckte  die 
letzteren  unter  seinen  Truppen  unter  ^®).  Maximilian  von 
Bayern  verstärkte  nach  erhaltener  Nachricht  von  diesen  un- 
glücklichen Ereignissen  sein  Heer  und  ordnete  an,  dass 
Mercy  gegen  die  Altmühl  vorrücke,  um  den  Landstrich  zwi- 
schen der  Pfalz  und  der  Donau  zu  schirmen.  Gleichzeitig 
Hess  er  durch  einen  Courier  Hatzfeld  zum  eiligsten  Zuzüge 
auffordern. 


*^  So  berichtet  Piccolomini. 

'*)  Nach  Piccolomiui's  Ansicht  hätte  Leipzig  sich  länger  halten 
können  und  sollen,  we^shalb  er  bei  dem  Churfürsten  beantragte,  die  beiden 
Commandanten  Schleinitz  und  Trandorf  zur  Verantwortung  zu  ziehen. 
Dem  Erzherzoge  kam  vom  Obersten  Vorhauer  die  Nachricht  zu ,  dass  die 
Stadt  und  die  Pleissenburg  noch  über  ein  Monat  hätten  Widerstand  leisten 
können.  Ein  unzweifelhafter  Beweis  von  Verrath  geht  daraus  hervoi,  dass 
der  Vertrag  der  Uebergabe  ohne  Wissen  des  Stadtraths ,  der  Bürj^erschaft 
und  der  Universität  abgeschlossen  wurde.  S.  Vogel,  Leipziger- Annalen 
Seite  59L 

Koch,  Geschichte  Ferdinands  III.    I.  Bd.  24 
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Bei  Guebriaut's  Einlagerung  im  Braunschweigischen 
ergrifien  die  Herzoge,  vom  Goslarer -Vertrage  absehend, 
die  frühere  Neutralitätspolitik.  Zum  Anschlüsse  vermochte 
der  französische  Marschall  sie  nicht  zu  bereden,  aber  ihre 
wegen  den  Grafschaften  Hoya  und  Diepholz  zur  wesiphä- 
lischen  K  reis  vers am  ml  ung  abgeordneten  Räthe  erklär- 
ten daselbst:  „dass  sie  zu  keiner  Defension,  so  gegen  die 
Cron  Frankreich  und  derselben  im  Reich  habenden  Waflfen 
gerichtet  sein  sollte,  sich  verstehen  könnten,  und  solches 
vermög  mit  selbiger  Cron  getro  f  fenen  Vergleichs 
und  von  Sr.  Majestät  erlangten  Consens"  *^J.  Der  „Consens" 
des  Kaisers  ist  wohl  weder  angesucht  noch  bewilligt  worden, 
den  Neu tralitäts vertrag  aber  dürften  die  Herzoge  mit  Gue- 
briant  geschlossen,  aber  geheim  gehalten  haben ,  weil  nirgend 
etwas  davon  verlautet.  Da  Guebriant  nicht  zu  bewegen  war, 
den  Schweden  nach  Böhmen  zu  folgen,  so  kam  Torstensson 
mit  ihm  überein ,  zur  Erleichterung  der  Expedition  dahin 
eine  wegen  der  Annäherung  von  Hatzfeld  und  Wahl  auch 
von  der  Landgräfin  dringend  verlangte  Diversion  in  Fran- 
ken zu  unternehmen.  Unterstüzt  von  hessischen  Hilfstruppen, 
die,  sobald  die  Requisitionen  an  Tuch  und  Schuhen  einge- 
troflen  waren ,  mit  dem  französisch  -  weimarischen  Corps 
sich  vereinigten,  ging  Guebriant  den  22.  December  über 
Schmal kalden  nach  Königshofen  in  Franken.  In  der  Zwi- 
schenzeit hatte  Maximilian  von  Bayern,  dem  der  Zug  galt, 
die  besten  Anstalten  getrofien,  die  bösen  Gäste  unschädlich 
zu  machen. 

Der  Verlust  der  Schlacht  von  Breitenfeld  hatte  in  der 
kaisl.  Armee  eine  grosse  Aufregung  hervorgebracht.  Die 
deutschen  Officiere  massen  die  Schuld  desselben  den  5,WäI- 
schen'*  und  ganz  besonders  dem  gefallenen  Marquis  Ludwig 
Pallavicini  bei,  dessen  Bruder,  der  Oberst  Lieutenant  Sforza 
P.,  sich  dieserwegen  bei  dem  Erzherzoge  beschwerte.  Piccolo- 


')  Anzeige  des  Chiirfiirston  von  C  öln  an  den  Churfürsten  von  Bayern. 
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mini,  mit  der  Untersuchung  beauftragt,  erklärte:  Der  Mar- 
quis kann  den  Verlust  der  Schlacht  nicht  verschuldet  haben, 
weil  er   kein  Commando   hatte.     Hierauf  begaben    sich    der 
Erzherzog  und  Piccolomini  den  25.  November  von  Prag  nach 
Rokiczan,  dem  Standorte  der  Kavallerie,  und  leiteten  eine 
strenge  Untersuchung  ein,  die  ergab,  dass  das  Unheil  jenes 
Tages  ganz  allein  von  dem  Ausreissen  geschlossener  Regi- 
menter herzuleiten  sei.    Da   unter  diesen  das  Regiment  des 
Obersten  Madlot  zuerst  feldflüchtig  geworden  war,  so  voll- 
zog   sich  an   demselben   den  27.  Nov.  ein  strenges  Gericht. 
Auf  dem   Marktplatze  von  Rokiczan   ward  dem  Regimente 
Madlot  im  Beisein  von  fünf  anderen   in  den  Strassen  ver- 
theilten  Regimentern  vom  General -Auditor  das  Urtheil  vor- 
gelesen, lautend:   „Benanntes  Regiment  wäre  zwischen  den 
Kämpfenden  stehend,  zur  Zeit  als  das  Fussvolk,  die  Artillerie 
und  der  grosste  Theil  der  Armee  noch  in  voller  Action  be- 
griffen war,  ohne  Noth  einzeln  —  und  —  schwadronenweise 
ausgerissen.  Dadurch  sei  die  Schlacht  verloren  worden.  Wegen 
dieses  Verbrechens  werden  die  Soldaten  dieses  Regimentes 
ihnen  zur  wohlverdienten  Strafe  und  Anderen  zum  Exempel 
als  offenbare  feldflüchtige  und  meineidige  Schelme  und  Böse- 
wichte, und  unwürdig  erklärt  zur  Gesellschaft  anderer  Regi- 
menter zugelassen  zu  werden.  Ihre  Standarten  sollen  zerbro- 
chen, der  Name   dieses    Regiments  in   der  Armee  vertilgt, 
Rittmeister  und  Lieutenants  mit  dem  Schwerte  hingerichtet, 
von  den  Wachtmeistern,  Cornets,  Unterofficieren  und  Gemei- 
nen aber  der  Zehnte,  auf  dem   das  Loos  oder  der   Würfel 
fallt,  im  freien  Felde  an  der  Landstrasse  an  den  Bäumen  mit 
dem  Strange  zum  Tode  gebracht  werden,  doch  soll  vorher  der 
Freimann  ihre  Degen    zerbrechen,"   Nachdem  diese  Sentenz 
verlesen  war,  fielen  die  umstehenden  Soldaten  „mit  sonder- 
licher Furie"  über  die  Standarten  des  Madlotschen  Regiments 
her  und  zerbrachen  sie  in  Stücke.  Am  anderen  Tage  wurden 
die  Verurtheilten  auf  der  Strasse  nach  Pilsen  erhängt,  doch 

24* 
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etliche  ausnahmsweise  erschossen,  andere  ihres  früheren  gu- 
ten Verhaltens  wegen  völlig  straflos  erklärt.  Zwei  in  diesen 
Process  verwickelte  Oberste  und  Regiments  -  Inhaber,  deren 
Namensnennung  in  den  Acten  sorgfältig  vermieden  ist, 
wurden  den  8.  Juni  1643  zu  Prag  auf  dem  Altstädter-Ring 
enthauptet  ^o). 

Von  guter  Wirkung  auf  den  Geist  der  Armee  mag 
dieses  Blutgericht  wohl  gewesen  sein,  ob  es  aber  auch  den 
Anforderungen  der  Gerechtigkeit  entsprach,  getrauen  wir 
uns  um  so  weniger  zu  entscheiden,  als  es  scheint,  dass  das 
Weichen  der  Croaten  und  Ungarn  nicht  die  einzige  Ursache 
des  Schlachtverlustes  gewesen  ist.  Unter  den  Papieren  des 
Grafen  Montecucoli  begegneten  wir  einer  Aufzeichnung, 
welche  uns  mit  mehreren  von  den  Befehlshabern  began- 
genen Fehlern  bekannt  macht.  Diese  sind:  I.  Am  Abende 
vor  der  Schlacht  glaubte  man  an  den  Abzug  des  Feindes 
und  bereitete  sich  daher  weder  in  der  Nacht  noch  am  Morgen 
zur  Schlacht  vor  ^^).  2.  Als  der  Kampf  plötzlich  anging, 
hatte  man  an  das  Fussvolk  keinen  Schiessbedarf  vertheili, 
noch  der  Reiterei  die  hangenden  Pistolen  gegeben.  3.  Der 
Feind  hat  von  der  Seite  her,  wo  er  am  stärksten  war,  an- 
gegriflFen;  sein  rechter  Flügel  beschoss  den  linken  der  Kai- 
serlichen eine  halbe  Stunde  bevor  der  rechte  kaiserliche 
Flügel  zu  fechten  begann.  4.  Bemächtigte  sich  der  Feind 
eines  Dorfes,  aus  welchem  er  der  vor  demselben  aufgestell- 


*°)  Der  Eine  dieser  Regiments  -  Inhaber  wird  ohne  Zweifel  Madlot 
sein,  der  sich  möglicherweise  von  Torstensson  bestechen  Hess:  in  dem 
andern  vermuthet  man  den  Grafen  Gall,  aber  ein  Oberst  dieses  Namens 
kömmt  später  als  Angestellter  vor.  Senkenberg  bei  H&berlin  28.  B. 
S.  15  Note  gibt  an,  der  andere  sei  Dufour  gewesen. 

*')  Im  Widerspruche  mit  dieser  Beschuldigung  steht  zwar  die  in  dem 
oben  mitgetheilten  Schlachtbericht  von  Camillo  Gonzaga  herrührende  An- 
gabe, dass  Piccolomini  alle  Anstalten  in  bester  Weise  getroffen  habe,  allein 
glaubwürdiger  als  sie  sind  die  in  vorstehender  Liste  angeführten  Thatsachen. 
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ten  kaiserlichen  Kavallerie  empfiDdlicben  Schaden  zufügte. 
5.  Den  linken  Flügel  befehligte  kein  Anderer  als  Puchheim, 
der  kein  Chef  ist  ^^).  6.  Als  der  linke  Flügel  wich  und  sich 
auflöste,  verweigerten  die  Ungarn  die  Verfolgung  des  Feindes. 
7.  Der  Feind  stellte  zwischen  die  Reiter  Musketiere,  welche 
unsere  Officiere  ^erschossen;  wir  keine.  —  In  einer  andern 
Aufzeichnung  ist  bemerkt :  „Das  (von  den  Kaiserlichen  un- 
besetzt gelassene)  Dorf  ist  der  Ruin  des  linken  Flügels  und 
der  ganzen  Affaire.  Der  Feind  hat  seine  Musketiere  in  pa- 
ratis  gehalten  und  sie  hineingeworfen.**  Der  Schlachtverlust 
rief  übrigens  eine  Spannung  zwischen  dem  Generalissimus 
und  dem  Feldmarschall  hervor,  als  jener  erfuhr,  dass  dieser 
ihm  bei  einer  Verhandlung  des  geheimen  Rathes,  welcher 
der  Hofkriegspräsident  beiwohnte,  mehreres,  was  ihn  bios- 
stellte, zur  Last  gelegt  hatte.  Der  Erzherzog  begehrte  Mit- 
tbeilung  von  Piccolomini's  Beschuldigungen,  was  Graf  Schlick 
in  einer  langen  ausweichenden  Erwiederung  abzulehnen  suchte. 
Die  Geschichte  kann  und  darf  dem  Erzherzoge  das  Zeugniss 
nicht  versagen,  dass  er  während  der  heissen  Schlacht  einen 
sein  Leben  zum  Opfer  bietenden  Diensteifer  bewies,  wie 
der  gleiche  an  keinem  andern  Heerführer  der  kaiserlichen 
Armee  vor  ihm  und  nach  ihm  bemerkbar  wird  *^). 

Wiederhol  d,  der  Commandant  von  Hohentwiel,  trieb 
nach  der  erfolglosen  Belagerung  dieses  Felsennestes  sein  Un- 
wesen frecher  als  je.     Er  brandschatzte  alle  Orte  der  Um- 


")  Puchheim  war  der  Erste  der  floh,  wesswegen  er  und  Graf  Gall 
in  kriegsrechtliche  Untersuchung  gezogen  wurden. 

*')  Hiervon  zeigt  das  Schreiben  des  Churfursten  Maximilian  von 
Bayern  von  27.  November,  worin  er  sagt :  „Euer  Liebden  heroischer  Muth 
ist  also  bekannt,  dass  Sie  nicht  Ursach  haben,  solchen  mit  so  grosser  Ge- 
fahr Ihrer  selbst,  Ihres  Hauses  und  des  gemeinen  Wesens  noch  einmal  an 
den  Tag  zu  legen.  Derohalben  bitte  ich  Sie  und  ermahne  Sie  als  ein  ge- 
treuer Vater,  Sie  wollen  sich  nicht  also  riskiren,  sondern  es  Diejenigen 
thun  lassen,  deren  Dienst  und  Carigo  es  mehr  als  Eurer  Liebden  obgelegen." 
(Sonderbare  Begriffe.) 
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gegend,  überfiel  und  bezwang  im  Laufe  des  Jahres  1642 
die  Vesten  Wildenstein  und  Homburg,  das  er  in  Asche 
legte,  nahm  den  Commandanten  von  Radolfszell  mit  seiner 
Mannschaft  gefangen,  streifte  bis  Blaubeuern,  wo  er  das 
Kloster  ausplünderte  und  den  Abt  nach  Hohentwiel  schleppte, 
und  zog  dann  vereinigt  mit  Erlach,  der  mit  3000  Mann 
aus  den  Besatzungen  des  Elsasses  von  den  Waldstatten  her 
anrückte,  vor  Constanz.  Da  diese  Unternehmung  an  der 
Wachsamkeit  der  Bürger  scheiterte,  so  machte  er  sich  zu 
Anfang  des  Jahres  1643  an  Ueberlingen,  dessen  er  sich  den 
19.  Jänner  auch  wirklich  bemächtigte  **).  Er  erbeutete  in 
dieser  für  den  Schlüssel  des  Bodensees  angesehenen  Stadt 
grosse  Vorräthe  und  viele  Schiffe,  deren  sich  Erlach  znr 
Fahrt  nach  der  Insel  Mainau  bediente.  Schon  Anfangs  No- 
vember hatte  der  Kaiser  die  Stadt  Lindau  benachrichtigt, 
dass  die  Feinde  aus  dem  Elsass^  Breisgau  und  von  Hohent- 
wiel zu  einem  Zuge  an  den  Bodensee  sich  sammeln,  und 
ihr  Versorgung  mit  Lebensmitteln  für  ein  ganzes  Jahr  an- 
befohlen. Da  er  eine  ähnliche  Aufforderung  auch  an  Regens- 
burg und  eine  andere  hinsichtlich  der  Verstärkung  der 
städtischen  Wachmannschaft  an  Augsburg  hatte  ergehen 
lassen,  so  wird  er  Ueberlingens,  dessen  Fall  dem  Raubvogel 
das  ganze  Gebiet  am  Bodensee  erschloss,  gewiss  nicht  ver- 
gessen haben  ^  *). 

In  der  Zwischenzeit  vertrieb  Erlach  den  Oberstlieute- 
nant Creutz  vom  Sporkischen  Regimente  und  verfolgte  ihn 
auf  den  ihm  vom  bayerischen  Feldmarschall  Franz  Mercy 
befohlenen  Rückzug  nach  Tübingen  bis  Ehingen,  das  Erlach 
ausplünderte  und  sodann  nach  Tuttlingen  zog,  welches 
Wiederhold   den  23.  November    1642   im  Sturm  genommen 


S4> 


')  S.  hierüber  Schönhut:  Geschichte  Hohentwiel»,  Freibarg  1636 
und  Sattler*»  Gesch.  von  Würtemberg.  VIII.  Bd. 

'*)  Reichsarchiv. 
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hatte.  Mercy,  über  Balingen  nachrückend,  eroberte  Tuttlin- 
gen zurück  und  wendete  sich  dann  gegen  Guebriant,  dessen 
Verrichtungen  wir  bei  dem  Jahre  1643  berichten  werden. 

Nach  den  Bestimmungen  des  Präliminar -Friedensver- 
trages hätten  die  Conferenzen  den  25.  März  1642  beginnen 
müssen  ^^).  Dieser  Termin,  von  d'Avaux  bloss  eingegangen, 
um  von  Frankreich  den  Vorwurf  der  Friedensverzögerung 
abzuwenden,  ward  nun,  da  der  Zeitpunct  heranrückte,  durch 
allerlei  Einstreuungen,  die  er  schon  anfangs  beschlossen 
hatte,  überschritten  2  ^).  Der  Kaiser  entsprach  der  vom  Kö- 
nige von  Dänemark  geleisteten  Bürgschaft  ohne  Säumen, 
indem  er  die  für  die  Herzogin  von  Savoyen  von  Frankreich 
verlangten  Titel  zugestand,  die  Geleitsbriefe  in  der  bedingten 
Form  dem  Grafen  Auersberg  übersandte  und  dies  dem 
Könige  von  Dänemark  mit  Schreiben  vom  1.  Februar  1642 
anzeigte  **).  Völlig  gerechtfertigt  war  die  Vorsicht,  dem 
Gesandten  zu  befehlen ,  dass  er  die  Geleitsbriefe  für  die 
französischen  Bevollmächtigten  nicht  aus  der  Hand  gebe, 
bevor  er  die  für  den  Herzog  von  Lotharingen  empfangen 
haben  würde.  Hinsichtlich  der  Ratification  des  Vertrages 
erhob  zwar  der  Kaiser  anfangs  Anstände,  ertheilte  sie  aber 
zuletzt  auf  Zureden  Christians,  wie  sie  verlangt  worden  war, 
nur  die  Herausgabe  verweigerte  er  so  lange,  bis  der  König 
die  französische  summt  den  Geleitsbriefen  mindestens  ge- 
sehen  haben   würde.     Noch   im   Juli    1642    versicherte   der 


-8)  S.  oben  S    34U. 

")  La  fjicilit^  qu'il  avait  atfect^e  dans  la  negociation,  lui  donnaitf 
en  quelque  sorte  le  droit ,  d'etre  desormais  plus  difficile .  . .  il  ne  sougeoit 
plus  qu'ä  se  maintenir  dans  cet  avantago,  sans  avancer  la  paix  plus  qne 
la  cüur   de  France  ne  vouloit.    Bougeant,    Negociations  etc.  II.  p.  242 

2')  Dieses  Schreiben  ist  im  Theatr.  Europ.  3.  Auflage,  4.  Bd.  S.  854 
abgedruckt.  Welche  nichtige  und  boshafte  Einwendungen  d'Avaux  und 
Salvius  bei  dem  Könige  von  Dänemark  dagegen  machten,  kann  man  bei 
Bougeant  II.  p.  243  sehen. 
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Konig  den  Kaiser,  beide  gesehen  zu  haben,  tind  dass  die 
Auswechslung  durch  ihn  geschehen  werde,  worauf  Auers- 
berg  den  Auftrag  erhielt,  sich  an  den  König  zu  halten. 
Dieser  Hess  nun  Schweden  durch  einen  Expressen  auffor- 
dern, zur  Auswechslung  der  Ratification  und  der  Geleits- 
briefe zu  schreiten,  wofiir  er  den  1.  December  bestimmte. 
Diese  späte  Frist  wählte  er  desshalb,  damit  die  spanischen 
Geleitsbriefe,  für  welche  d'Avaux,  um  die  Sache  in  die 
Länge  zu  ziehen,  die  eigenhändige  Unterschrift  des  Königs 
verlangt  hatte,  unfehlbar  eingetroffen  sein  konnten  *®). 

Lützow,  der  auch  nach  seiner  Abberufung  noch  län- 
gere Zeit  in  Hamburg  verweilte,  erhielt  im  December  1641 
von  Liinsemann  die  Anzeige,  dass  Salvius,  aufgebracht  über 
das  gebieterische  Benehmen  der  Franzosen,  neuerdings  Nei- 
gung zu  geheimen  Unterhandlungen  mit  dem  Kaiser  bezeige. 
In  Folge  dieser  Mittheilung  knüpfte  sie  Lützow  mit  ihm  an, 
brachte  aber  nichts  zu  Stande.  Im  Sommer  des  folgenden 
Jahres  schlug  Herzog  Adolph  Friedrich  von  Mecklenburg 
dem  Kaiser  vor,  für  das  nämliche  Geschäft  den  in  Deutsch- 
land reisenden  jüngeren  Oxenstjerna  zu  gewinnen,  und  erbot 
sich  zum  Versuche.  Auersberg,  dem  Oxenstjerna  selbst  ge- 
schrieben hatte,  er  möge  mit  Salvius  sich  in  Verkehr  setzen, 
erhielt  vom  Kaiser  den  25.  September  die  Weisung  :  «Wenn 
Salvius  die  Fortsetzung  der  geheimen  Tractate  begehren  sollte, 
so  möge  Auersberg  sie  nicht  ausschlagen,  doch  dürfte  er, 
wenn  Salvius  mit  ihm  zu  reden  verlangt,  keine  Proposition 
machen."  Diese  beiden  Thatsachen  beweisen  gleich  allen 
früheren,  die  wir  in  Beziehung  auf  die  mit  Schweden  ge- 
pflogenen geheimen  Verhandlungen  mittheilten,  dass  die  Ini- 
tiative zu  denselben  entweder  von  dieser  Macht  oder  nur 
indirecte  vom  Kaiser  ausging  und  dass  die  bei  den  franzö- 


••)  Reichsarchiv.  Früher  hatten  die  Gesandten  mit  der  Unterschrift 
des  Cordinal-Infanten  sich  begnügt. 
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sischen  und  schwedischen  Geschichtschreibern  wahrgenom- 
mene Verdrehung  des  wahren  Sachverhaltes  stets  den  Zweck 
hatte,  den  Kaiser  zu  verleumden  und  die  von  den  beiden 
Fremdmächten  verschuldeten  Friedenshemmnisse  von  ihnen 
auf  ihn  abzulenken  ^^). 

D'Avaux  kehrte  im  August  1642  nach  Paris  zurück. 
Mit  der  Fortsetzung  der  Verhandlungen  ward  der  in  Ham- 
burg gebliebene  Ministerresident  St.  Romain  betraut.  Der 
Kaiser  liess  diesem  und  dem  Salvius  sagen  :  ^jWenn  ihnen, 
wie  sie  vorgeben,  so  sehr  nach  dem  Frieden  verlangt,  so 
möchten  sie  einstweilen  die  von  Francesco  de  Melo  gefer- 
tigten spanischen  Geleltsbriefe  annehmen  und  einen  Anfang 
mit  dem  Cougress  machen"  ^*).  Melo  berichtete  dem  Kaiser 
den  3.  October :  „Die  Ankunft  der  Depeschen  mit  der  spa- 
nischen Ratification  wurde  bisher  dadurch  gehemmt,  dass 
man  die  Couriere  in  Frankreich  aufhielt.  Der 
König  schickt  sie  aber  jetzt  durch  einen  eigenen  Courler." 
Schon  früher  hatte  Philipp  IV.  dem  Kaiser  mittelst  Voll- 
macht anheimgestellt,  den  Frieden  nach  seinem  Gutdünken 
zQ  schliessen. 


*^  So  Bougeant  z.  B. ,  der  von  den  Negoclationen  des  H.  von 
Mecklenburg  sprechend,  daran  die  hämische  Bemerkung  knüpft :  Mais  cette 
intrigue  n'eut  pas  plus  de  succes,  que  les  pr6c^dentes,  et  les  Imp^riaux, 
qui  jusqu'alors  avoient  compt^  pour  rion  les  reproches  qu'on  leur  faisait 
de  retarder  la  paix  dans  Tesperance  de  diviser  les  Alli^s,  se  virent  Obligos 
d'essui'er  toute  la  honte  d'une  teile  conduite,  saus  en  retirer  le  fruit  qui'ls 
en  avaient  esper^.  Negoc.  II.  249.  Obgleich  durch  und  durch  unwahr,  so 
oft  dieser  französische  Jesuit  von  der  Politik  des  Wiener-Cabinets  berichtet, 
sind  ihm  doch  die  deutschen  G^eschichtschreiber  bisher  blind  gefolgt,  und 
wenig  verschieden  haben  sie  es  mit  Siri  und  Fufendorf  gehalten. 

3')  Die  Hinterbringung  dieser  Aeusserung  trug  der  Kaiser  dem  Gr. 
Auersberg  den  13.  September  auf.  Nun  behauptet  aber  Bougeant  II,  281 : 
St.  Romain  habe  die  von  Melo  unterzeichneten  Pässe  bloss  desshalb  zurück- 
gewiesen, weil  er  wusste,  dass  Auersberg  die  vom  Könige  von  Spanien 
unterschriebenen  gleichzeitig  in  Händen  hatte.  Welch'  derbe  Lüge  das  ist, 
erfahren  die  Leser  am  besten,  wenn  wir  ihnen  sagen,  dnss  die  spanischen 
Geleitsbriefe  und  die  spanische  Ratification  in  Madrid  den  achten  Oc- 
tober 1642  ausgestellt  sind. 
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Auersberg  fand,  dass  die  angelangte  schwedische  Ra- 
tification nicht  von  der  Königin,  angeblich  ihrer  Minder- 
jährigkeit wegen,  unterschrieben  worden  war,  und  fragte 
desshalb  den  11.  October  in  Wien  an,  ob  er  sie  annehmen 
oder  zurückweisen  soll.  Die  Antwort  vom  28.  October 
schrieb  die  Annahme  vor.  Dagegen  hatte  Salvius  gegen  die 
kaiserliche  Ratification  einzusenden  :  1.  dass  der  grosse  Titel 
des  Kaisers  fehle;  2.  dass  er  (Salvius)  und  Lutzow  nicht 
als  Legaten  bezeichnet  werden;  3.  dass  statt  concepta  fuit 
gesetzt  werden  müsse  :  conclusa  fuit  u.  s.  w.  Der  Kaiser 
Hess  die  verlangten  Aenderungen  ohne  Anstand  geschehen. 
Als  aber  die  den  15.  December  von  Wien  an  Auersberg 
gesandten  spanischen  Original  -  Documente  von  ihm  vorge- 
legt wurden,  erwies  sich  St.  Romain  ungemein  erfinderisch 
an  Ausstellungen,  denn,  bemerkt  Bougeant:  „c'etoit  une 
belle  occasion  de  trainer  la  negociation  en  longeur  suivant 
l'ancien  projet  de  la  cour  de  France."  „Tch  möchte  lieber 
mit  Türken  als  mit  diesen  Gesandten  zu  thun  haben,"  schrieb 
Auersberg  nach  Wien ,  gab  aber ,  um  den  Knoten  der 
französischen  Intriguen  zu  zerhauen ,  das  feierliche  Ver- 
sprechen, die  Ratification  Spaniens  in  der  hämlichen  Form, 
in  der  die  kaiserliche  ausgestellt  war,  sammt  dem  vermiss- 
ten  Pass  für  den  nach  Münster  bestimmten  schwedischen 
Residenten  in  der  kürzesten  Frist  beibringen  zu  wollen.  Auf 
das  Zureden  des  Salvius  begnügte  sich  St.  Romain  damit, 
da  er  nicht  wohl  anders  konnte,  der  König  von  Dänemark 
aber  den  Auersberg  um  Bestimmung  des  Auswechslungs- 
termines  schriftlich  angegangen  hatte,  antwortete  den  11/21. 
Februar  1643  Folgendes:  „Da  nunmehr  Euere  Documente  (die 
kaiserlichen)  sammt  und  sonders  von  den  Legaten  unsträf- 
lich befunden  worden  sind  und  nichts  anderes  eingewendet 
wird,  als  das,  dass  sie  nicht  auf  Pergament  geschrieben,  so 
hoffen  wir,  sie  werden  zu  Herzen  nehmen,  dass  unter  diesem 
Werk  80  viele  tausend  Seelen  periclitiren,  massen  wir  denn 
auf  allen  Event  den  28.  April   zur  Extradition  der  Instru- 
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menta  und  den  15./25.  Mai  zum  wirklichen  Congress  an- 
setzen wollen.^  Auersberg  erklärte  sich  mit  dieser  Zeitbestim- 
mung einverstanden,  die  fremden  Gesandten  hingegen  ver- 
warfen sie  als  viel  zu  kurz  und  verlangten  Aufschub.  Von 
beiden  Seiten  kam  es  zu  einem  so  heftigen,  die  vereitelten 
Verzugs-Absichten  der  Feinde  recht  deutlich  offenbarenden 
V^ort Wechsel,  dass  Auersberg  im  Februar  1643  verlangte, 
der  Kaiser  möge  ihm  neue  Instructionen  geben,  denn  er 
wisse  schlechterdings  nicht  mehr,  wie  mit  den  Gesandten 
zarecht  zu  kommen  sei,  zumal  der  französische  Resident 
gemachte  Zusagen  über  Nacht  zurücknimmt. 


Zwölfter  Abschnitt. 


In  Gemässheit  des  Reichstagbeschlusses  vom  Jahre  1641 
schrieb  der  Erzkanzler  im  Auftrage  des  Kaisers  den  wegen 
der  Justizreform  abzuhaltenden  Deputationstag  nach 
Frankfurt  a.  M.  für  den  1.  August  1642  aus,  beanstandete 
aber  in  Betreff  von  Hessen  -  Darmstadt,  dass,  obgleich  be- 
rechtigt an  demselben  Theil  zu  nehmen,  sei  es  doch  früher 
nie  dazu  berufen  worden.  Diesen  Anstand  behob  der  Land- 
graf Georg,  indem  er  in  seiner  Gegenerklärung  aus  Giessen 
vom  4.  August  nachwies,  dass  auf  dem  Deputationstage  von 
1571  die  beiden  Landgrafen  und  Bruder  Wilhelm  und  Lud- 
wig erschienen  seien,  und  die  Berufung  zu  demselben  nicht 
bloss  einer  Linie,  sondern  dem  ganzen  Hause  Hessen  zu- 
stehe ^).  Der  Kaiser,  dem  die  Leitung  der  Deputationstage 
verfassungsmässig  zustand,  ernannte  den  Grafen  Oettin- 
gen  und  Dr.  Metzger  zu  seinen  Commissären  ,  und  zur 
Vertretung  der  ebenfalls  ordnungsmässig  berufenen  österrei- 
chischen Erbländer,  den  tirolischen  Präsidenten  Volmar,  den 
Baron  Rottenegg,  Grafen  Ulrich  Wolkenstein  und 
Dr.  Richtersberger.     Rottenegg   scheint  bald  zurückge- 


*)  K.  k.  Reichsarchiv.  Senkenberg  bei  Häberlin,  28.  Bd.,  S.  31, 
Note  e  führt  demnach  vermöge  Obigem  unrichtig  an:  „Wegen  Hessen 
hätte  den  Familienvertr&gen  nach  Kassel  erscheinen  sollen.  Da  aber  Kassel 
mit  dem  Kaiser  noch  nicht  ausgesöhnt  war,  so  wusste  Darmstadt  es  dahin 
zu  bringen,  dass  seine  Gesandten  bei  dem  Deputationstage  angenommen 
wurden/*  Rommel  geht  über  diesen  Punct  schweigend  hinweg,  obgleich 
er  Senkenberg  anführt. 
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kebrt  zu  sein,  weil  in  den  späteren  Berichten  bloss  die  übri- 
gen drei  unterzeichnet  sind.  Volmar  blieb  auch  nur  bis  zum 
22.  August  1643  in  Frankfurt,  weil  der  Kaiser  ihn  von  der 
Erzherzogin  Claudia  zu  den  Friedensverhandlungen  nach 
Osnabrück  verlangte.  Sie  sandte  an  seine  Stelle  den  Dr.  Jo- 
hann Kall  man,  der  sich  nicht  sonderlich  auszeichnete  ^). 
Der  Kaiser  hatte  verlangt,  dass  der  Deputationstag  für 
den  1.  Mai  1642  ausgeschrieben  werde.  Wiewohl  nun  der 
Erzkanzler  diesen  Termin  bis  zum  1.  August  verschob  und 
die  kaiserlichen  Gommissäre  sich  rechtzeitig  einstellten,  so 
verstrichen  doch  noch  mehrere  Monate,  bis  die  Gesandten 
anlangten.  Der  Churfürst  von  Brandenburg,  von  Churmainz 
den  29.  November  dringend  zur  Abordnung  des  seinigen 
aufgefordert,  entschuldigte  die  Verzögerung  mit  dem  Kriege, 
war  aber,  wie  es  scheint,  gesonnen,  den  Deputationstag  ganz 
unbeschickt  zu  lassen,  denn  die  Reichsangelegenheiten  gingen 
ihm  nicht  sonderlich  zu  Gemüth.  Den  3.  December  schrieb 
er  dem  Churfürsten  von  Sachsen:  „Die  Märsche  und  Ein- 
quartierungen beider  Armeen  sind  unserer  Chur  und  Mark 
Brandenburg  dermassen  beschwerlich  gefallen,  dass  uns  keine 
Mittel  geblieben,  unseren  Hofrath  allda  zu  fuhren.  Die  Er- 
fahrung hat  auch  gegeben ,  dass  die  bisherigen  einseitigen 
deliberationes  dem  gemeinen  Wesen  wenigen  Nutzen  und 
Frommen  geschaffen."  Unwillig  über  so  langen  Verzug  richtete 
der  König  von  Dänemark  ein  Schreiben  an  die  churfurst- 
lichen  Gesandten  in  Frankfurt,  worin  er  den  Wunsch  im 
Tone  der  Forderung  äussert,  „dass  doch  endlich  die  Chur- 
fürsten ihre  Deputirten  senden  mögen,  da  die  kais.  Com- 
missäre  und  Gesandten  längst  angekommen  seien,  damit  die 
Gravamina  der  Reichstände,  so  gut  es  möglich  ist,  zur  Er- 
ledigung kommen."  Vom  raschen  Fortgange  des  Deputations- 


')  Die  kaisürlichen  Commissäre  zogen  in  Frankfurt  feierlich  ein  und 
empfingen  von  der  Stadt  das  übliche  Geschenk  von  drei  Ohm  Wein  und 
zwanzig  Säcke  Hafer. 


tages  waren  die  FriedensreiiiandlaiigeD  wesentlich  beengt, 
wesshalb  König  Christiftn  sich  bewogen  fohlte,  den  Anfang 
desselben  za  beschlennigen.   Nach  Anknnft  des  sidisischen 
Gesandten,  der  ebenfalls  lange  anf  sich  warten  liess,  schritt 
der   gesammte   anwesende  Reichsaosschoss   zor   Berathoig 
der  Frage,  ob  die  brandenborgische  Beschickung  abzowartai 
oder  mit  den  Verhandinngen  zn  beginnen  sei?  Da  Chorbayem 
und  Chnrcoln  stark  anf  den  Anfang  drangen,  so  bestimmte 
der  EIrzkanzler  den  22.  Janner  1643  dazn.   Weil  aber  den 
kaiserlidien  Commissiren  zngemnthet  wurde,    sidi    diesem 
Beschlösse   ohne   Einholung   einer  Weisung   Ton  Wien  za 
fogen,   so  protestirten  ae  dagegen  ond  bestanden   darauf, 
dass  sie   zor  Elroffiiong  der  kaiserlichen  Proposition  nicht 
schreiten  werden,   so   lange   ihnen   die  Ermichtignng   des 
Kaisers  dazo  abgehe.  Brandenborg,  sagten  sie,  habe  die  Ge- 
sandtschaft  nicht  al^eschlagen,    sondern    in  letzt^er  Zeit 
Vertiöstnng  dazo  gegeben.  Es  sei  demnach  abzuwarten,  ob 
es  Qch  in  Folge  einer  neuerlich  ron  Chursacfasen  ergangenen 
Aufforderung  dazu  verstdie.    Sie  stellten  tot,   dass  es  be- 
denklich sei,    ,,einen  so  romehmen  Keichsstand,   dem  Sitz 
und  Stimme  nicht  allein  unter  den  churfurstlidien  (jesandten, 
sondern    auch   wegen    Ponunem    im   Fürstenratli    gd)uhre, 
hintanzusetzen.    Der  Kaiser  würde  die  Verantwortung  einer 
solchen  Rücksichtslosigkeit  wegen   gewiss  nicht  gurne   auf 
sich  nehmen,   audi   müsse  ihm  daran  gelegen  sein,  jeden 
Anstoss  an  dem  eingeschlagenen  Verfiiiren,   ron   welchem 
ein  Churfurst  oder  Stand  sich  Terletzt  fühlen  konnte^  zu  rer- 
hütoi^    damit  nicht  etwa  too  nachträglich  erhobenen  Be- 
schwerden der  Bestand  der  einmal  ge&ssten  Besdilosse  un- 
sicher gemacht  werde.** 

Wiewohl  Churmainz  diese  Grunde  Tcmunft^  und  er-- 
heUich  &nd.  so  liessai  die  churfur^tlidien  Gesandten  sie 
doch  nicht  gelten,  s^mdem  erklirren  den  kai& 


rundweg:    ^Da   Churbrandenboig  irrihnrngtimifft ig   geladen 
und  TerKluedeiie  Male  erinnert  worden   m«   aoeh   aas  dtr 
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Erklärung,  die  es  gab,  eine  Willensgeneigtheit  zur  Beschickung 
nicht  entnommen  werden  könne,  so  gäbe  es  für  die  übrigen 
Stände  keine  Verpflichtung,  mit  so  grossen  Unkosten  länger 
zu  warten.  Die  goldene  Bulle  und  die  Reichsabschiede  er- 
mächtigen, dass  die  Anwesenden  für  die  Abwesenden  ver- 
fahren. Es  sei  periculum  in  mora,  da  sich  mit  dem  Zustande  des 
Keiches  kein  langer  Verzug  vertrage.  Sie  erbieten  sich  jedoch, 
das  dem  Churfursten  von  Brandenburg  zustehende  Stimm- 
recht zu  reserviren,  seinem  Gesandten  bei  seiner  Ankunft 
die  Protocolle  mitzutheilen  und  selbst  von  vornean  wieder 
zu  berathen,  wenn  Anstände  sich  ergeben  sollten.  Wenn  mit 
Eröffnung  der  kaiserlichen  Propositionen  länger  zurückge- 
halten werden  sollte,  so  hätte  man  die  daraus  entstehenden 
Folgen  sich  beizumessen."  Die  kais.  Commissäre  erwiederten : 
„Einer  so  scharfen  Remonstration  hätten  sie  sich  nicht  ver- 
sehen, zumal  als  ihr  schriftlich  zugestelltes  Bedenken  eine  gute 
Aufnahme  gefunden  habe.  Sie  müssten  auf  ihrer  früheren 
Erklärung  bestehen,  erbieten  sich  aber,  die  so  eben  mündlich 
vernommene  Gegenäusserung,  wenn  man  sie  ihnen  schriftlich 
zustellen  will,  dem  Kaiser  zu  übermitteln.  Ihnen  stände  die 
Ausschliessung  Brandenburgs  nicht  zu,  da  kais.  Majestät 
sich  proprio  motu  bisher  nicht  dazu  entschloss.  Nebenbei 
wäre  zu  bedenken ,  dass  Chur  -  Trier  und  Jülich  ausge- 
schlossen seien,  dass  Brandenburg  und  Pommern  fehlen, 
die  Gesandten  der  katholischen  Churfursten  sich  mit  der 
Kreistagshandlung  beschäftigen,  die  Gesandten  von  Braun- 
schweig und  Chursachsen  eben  angekommen  seien,  die  Stadt 
Cöln  noch  gar  Niemand  geschickt  habe  und  der  Principal- 
Gesandte  von  Nürnberg  sogar  wieder  heimgereist  sei.  Von 
den  übrigen  Deputirten  hätten  sich  bei  den  kais.  Commis- 
sären  bloss  einige  angemeldet,  und  auch  noch  nicht  alle  bei 
Churmainz  sich  legitimirt.  Sie  bäten  daher,  dass  man  sie 
mit  Bedrohungen  verschone*  In  den  Reichsabschieden  von 
1566  und  1594  sei  ausdrücklich  erinnert,  dass  schwere  Ver- 
antwortung eintrete,    wenn  bei  Deputationstagen,    die  sich 
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mit  dem  Justiz  wesen  beschäftigen,  drei  Stande  fehlen.  End- 
lich wäre  doch  auch  zu  berücksichtigen,  dass  das  Zosammen- 
£ailen  der  Kreishandlang  mit  dem  Depntationstage  bei  den 
protestantischen  Ständen  allerlei  Verdacht  ond  Besorgnisse 
erregen  werde.^ 

Es  ist  nicht  ohne  Interesse,  mit  dieser  acteomassigen 
Darstellnng  Droysen^s  Angaben  zn  vergleichen.  Sie  lauten: 
^,I>ie  Berufung  des  Deputationstages,  die  im  Frühjahre  1642 
erfolc^en  sollte .  wurde  verzocrert .  da  die  kais.  Waffen  im 
siegreichen  Vordringen  waren  und  die  braunschweigischen 
Herren  sich  von  Schweden  trennten.  Dann  mit  den  Ejiblgen 
Torstensson's,  mit  dessen  Sieg  bei  Leipzig,  änderte  sich  die 
Sachlage.   Der  Kaiser  genehmigte  die  Eröffiiung  des  Tages 

in  Frankfurt. Der  Kaiser  zögerte   mit  der  KröflSiuDg 

der  Propositionen,  angeblich  weil  die  Stimme  für  Branden- 
burg noch  fehlte.  Er  forderte  den  Churkanzler  auf,  den 
Deputationstag  au&ulösen  und  einen  Reichstag  zu  berufen. 
Eis  unterblieb.  Das  Churcollegium  lenkte  ein  wenig  ein." 
Von  dieser  willkürlichen  Combination,  die  so  sich  ansehen 
lässt,  als  ob  der  kais.  geheime  Rath  Herr  Droysen  die  Be- 
w^gründe  zu  dem  Verfahren  des  Kaisers  mitgetheilt  hätte, 
kann  man  fuglich  sagen:  so  riele  Zeilen,  so  viele  Unrich- 
tigkeiten, wozu  wir  auch  gleich  die  noch  nicht  besprochene 
Angabe  von  der  Auflösung  des  Deputationstages  einbeziehen 
Alles,  was  unser  Autor  von  den  Kriegsereignissen  herleitet, 
steht  mit  denselben  in  gar  keinen  Zusammenhang  oder  ver- 
hak sich  umgekehrt.  Auf  dem  Reichstage  zu  Regensburg 
war  der  1.  Mai  1642  für  den  Deputationstag  festgesetzt 
worden.  Genau  für  diesen  Tag  ordnete  der  Kaiser  das 
Ausschreiben  an,  allein  bei  der  Conferenz  der  drei  Chur- 
fürsten  zu  Mainz  im  März  d.  J.  wurde  die  Verl^ung  dieses 
Termins  auf  den  1.  August  beschlossen.  Von  der  Schlacht 
bei  Kempen  17.  Jänner  lt>42  bis  zu  der  von  Breitenfeld, 
2.  Xovtrmber,  waren  .,die  kais.  Waffen  nie  im  siesieichen 
Vordringen"    und   die    .^Tivnnung   der    braunschweigischen 


Herren  von  Schweden"  erfolgte  schon  im  September  1641, 
als  Braonschweig  den  Angriffen  Piccolomini's  hilflos  erlag. 
„Der  Kaiser  genehmigte  die  Eröffnung  des  Tages  in  Frank- 
furt nach  Torstenssons  Sieg  bei  Leipzig"  —  nicht,  sondern 
verweigerte  sie,  wie  wir  sehen  werden,  beharrlich  bis  über 
das  Jahresende  hinaus. 

Nachdem  wir  die  Fictionen  von  Droysens  preussischer 
Politik  in  diesem  einem  Beispiele  dargethan  haben,  wollen 
wir  nun  das  plötzliche  räthselhafte  Drängen  der  churfurst- 
lichen  Gesandten  aufklären.  Maximilian  von  Bayern  hatte 
sich  in  den  Kopf  gesetzt,  vom  Friedenscongresse  sei  schlech- 
terdings nichts  zu  hoffen,  das  einzige  Mittel  den  Frieden  zu 
Stande  zu  bringen,  biete  eine  Separatverhandlung  mit  Frank- 
reich. Diese  Idee  hatte  sich  seiner  so  sehr  bemächtigt,  dass  er 
den  Beschluss  des  Deputationstages,  eine  Gesandtschaft  nach 
Frankreich  anzuordnen,  auf  das  eifrigste  betreiben  Hess,  und 
sich  gleichzeitig  um  die  Zustimmung  des  Churfursten  von 
Sachsen  bewarb.  Da  er  sich  derselben  von  Brandenburg  ver- 
muthlich  nicht  versah ,  so  konnte  ihm  das  Wegbleiben  des 
brandenburgischen  Gesandten  nur  erwünscht  sein.  Dadurch 
erklärt  es  sich,  dass  hauptsächlich  Bayern  und  Churcöln 
(beide  Churfursten  waren  Brüder)  mit  Ungestüm  in  die 
kais.  Commissäre  drangen,  die  Ankunft  des  brandenburgi- 
schen GesiCndten  nicht  abzuwarten  ').  Diesem  bayerischen 
Projecte  war  der  Kaiser  entgegen,  weil  er  dafür  hielt,  dass 
ein  solcher  officiöser  Schritt  den  Friedensverhandlungen 
hinderlich  werden  mochte.  Er  instruirte  daher  die  Commis- 
säre diesen  Antrag  zurückzuweisen,  hierzu  noch  besonders 


3)  Wolf  von  Todtenwart)  der  darmstfidtische  Gesandte,  vertraute  den 
kais.  Commlssfiren ,  dass  Maximilian  mit  der  französischen  Gesandtschaft 
auch  einen  Nentralitätsvertrag  bezwecke.  Diese  sicher  grundlose 
Beschuldigung  fand  selbst  bei  dem  kais.  Reichshofrathe  keinen  Glauben, 
denn  in  der  Sitzung  vom  4.  Februar  1643  trug  er  dem  Rathe  Gebhardt 
(der  nach  Stuttgart  geschickt  wurde)  auf,  darüber  nfthere  Erkundigung 
einzuziehen, 

Kuch,  Geschichte  Ferdinands  111.     I.  Bd.  2ä 
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durch  eineD  Protest  des  Königs  von  Dänemark  g^en  den- 
selben bewogen. 

Die  Bestörzanc^  über  die  Breitenfelder -Schlacht  war 
so  gross,  dass  der  Depatationstag  nahe  daran  war,  sich 
aofzulöseo.  Als  Volmar  mit  den  österreichischen  Gesandten 
sich  berieth  was  zu  than  sei,  za  bleiben  oder  aaseinander 
za  gehen,  entschieden  diese  sich  für  das  Abwarten  kaiser- 
licher Befehle  und  stellten  Tor,  dass  Bayern,  wenn  sie  ab- 
reisten, das  Directorium  an  sich  bringen  und  die  Stände 
vom  Kaiser  abfallen  würden.  „Die  französischen  Progressen, 
bemerkten  sie,  machen  die  katholischen  Stände  mehr  und 
mehr  geneigt,  sich  in  französischen  Schutz  zu  begeben,  da 
sie  sich  einbilden,  sie  seien  ausser  Stand  vor  dem  unver- 
meidlichen Untergange  sich  zu  retten.  Es  ist  zu  besorgen, 
dass  sie  ungeachtet  aller  Abmahnungen  sich  bei  dem  fran- 
zösischen Hofe  anmelden ,  einen  Wafienstillstand  begehren, 
und  sich  in  Tractate  einlassen.'"  So  war  die  Sachlage  in 
der  That  beschaffen. 

Der  Kaiser  erliess  den  8.  November  1642  an  seine 
Commissäre  den  Befehl,  von  der  Breitenfelder-Schlacht  sich 
nicht  beirren  zu  lassen,  in  Frankfurt  zu  bleiben,  und  den 
Deputationstag  abzuwarten.  Er  trug  ihnen  auf,  das  Nämliche 
den  anwesenden  Gesandten  zu  eröffnen,  worauf  diese  be- 
schlossen zu  bleiben.  Allein  bald  hernach  versetzte  sie  ein 
anderes  Ereigniss  in  Furcht.  Am  !9.  November  zog  Hatz- 
feld,  15000  Afann  stark,  an  Frankfurt  vorüber  nach  Regens- 
burg, dessen  Besatzung  er  mit  500  Musketieren  zu  ver- 
starken beauftragt  war.  In  Sorge  für  die  Kheinlande  prote- 
stirten  Churmainz,  Churcöln  und  Bayern  den  29.  November 
formlich  gegen  diesen  Abzug,  in  Folge  dessen  der  Kaiser 
den  19.  December  die  churfürstlichen  Gesandten  von  der 
Grundlosigkeit  der  geäusserten  Besorgnisse  mittelst  einer 
ausfuhrlichen  Kriegsrelation  überzeugte,  worin  er  am  Schlüsse 
verspricht:  „Wenn  der  Feind  den  Kopf  hinaus  ins  Reich 
wenden  fiollte,   so  werde  Ich  nicht  allein  das  Hatzfeldische 
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Corps ,  sondern  auch  den  Erzherzog  L.  Wilhelm  mit  der 
ganzen  Armee  senden."  Mit  dem  Proteste  der  drei  benannten 
Churfursten  scheint  ein  anderer  Vorgang  im  Zusammenhang 
zu  stehen.  Der  Kaiser  hatte  eine  Versammlung  des  west- 
phälischen  und  churrheinischen  Kreises  für  den  1.  October 
zu  Cöln  angeordnet,  und  den  Grafen  von  Nassau  und  den 
Reichshofrath  Crane  zu  Commissären  ernannt.  Die  Gesandten 
des  westphälischen  Kreises  richteten  den  23.  October  an 
die  churrheinischen  die  Anfrage:  ob  diese  nicht  für  rathsam 
hielten,  die  den  Rheinlanden  drohende  Gefahr  dem  Reichs- 
ausschusse in  Frankfurt  durch  Abgeordnete  Ton  beiden 
Theilen  vorstellen  zu  lassen?  Dies  scheint  geschehen  zu  sein. 
Hinsichtlich  des  vom  Kaiser  auf  diesen  Reichstag  verlangten 
Steuerbetrags  beschlossen  die  Churrheinischen,  ihre  Erklärung 
bis  zu  einer  Verständigung  mit  dem  westphälischen  Kreise 
auszusetzen.  Der  Kaiser  gebot  den  Gesandten  sich  dieser 
Suspension  nicht  zu  widersetzen.  Bayern  trug  sich  mit  dem 
Plane,  die  Kreis-  und  Deputationshandlung  zusammenzuziehen, 
und  nicht  allein  ein  neues  Reichsdefensionswesen ,  sondern 
auch  die  Gesandtschaft  nach  Paris  zur  Berathung  zu  bringen. 
Nebstdem  beabsichtigte  Maximilian  auch  neuerdings  den 
bayerischen,  schwäbischen  und  fränkischen  Kreis  zu  bewegen, 
dass  sie  die  zu  leistenden  Reichssteuem  seiner  Armee  über- 
lassen. Im  Jänner  1 643  veranstaltete  er  zu  Dünkel  spiel  eine 
später  nach  Donauwerth  verlegte  Zusammenkunft  von 
Fürsten  und  Ständen  des  fränkischen  und  schwä- 
bischen Kreises  und  desBischofes  von  Bamberg, 
am  die  Zustimmung  dieser  Versammlung  zu  seinem  franzö- 
sischen Gesandtschaftsprojecte  zu  erwirken.  Er  setzte  auch 
wirklich  die  Beschlussfassung  durch,  dass  dieserwegen  ein  ein- 
dringliches Schreiben  an  den  Ausschuss  in  Frankfurt  erlassen 
werden  soll.  Den  18.  Februar  schrieb  er  selbst  an  den  Erz- 
kanzler und  verlangte  von  ihm,  dass  er  die  Mission  nach 
Frankreich  als  eine  auf  dem  CoUegialtage  zu  Nürnberg  be- 
schlossene   Sache    ohne    weiteren  Verzug    zur    Ausfuhrung 

25» 
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bringe,  bekam  aber  den  26.  zur  Antwort:  Charsacbsen  (wel- 
obes   nebst  Bayern  zur  Mission  bestimmt  war)   habe  nicht 
unbedingt  darein  gewilligt  und  Dn  Leuben,  der  chursachsi- 
8che  Gesandte ,   im  Vertrauen  geäussert ,    er  sei  beauftragt, 
sich  wegen  dieser  Sendung   gar   nicht  herauszulassen,   es 
wäre  denn,  dass  der  Kaiser  und  die  Reichsstände  sich  mit 
Anregung  dieser  Frage  einverstanden  erklärten.  Wenn  aber 
Bayern  wünsche,  wegen  dieser  Legation  auf  dem  Deputations- 
tage  Umfrage  anstellen  zu  lassen,   habe  er  nichts  dagegen. 
Richtiger    als    Maximilian    &sste    Friedrich    Wilhelm    von 
Brandenburg  die  Frage  von  der  Behandlung  des  Friedens- 
geschäftes auf,  als  er  den  28.  Jänner  1643  dem  Erzkanzler 
schrieb,  er  möge  den  Deputationstag  zum  Erlass  eines  Ge- 
suches an  den  Konig  von  Dänemark  verhalten,  „dessen  bis- 
herige löbliche  Intention  wegen  Beruhigung  des  Reichs  nicht 
auszusetzen,    sondern  das  Vermittlungsgeschäft  thätig  fort- 
zufahren und   sich  von   der  bayerischen   Proposition  darin 
nicht  abhi|lten  zu  lassen.''    Johann  Georg  von  Sachsen  in- 
struirte  seinen  Gesandten  zu  erklären,  dass  er  die  Gesandt- 
schaft nach  Frankreich  jetzt   nach    erlangter  AusfertigUDg 
der  spanischen  Geleitsbriefe  in  der  Fassung,  welche  Frank- 
reich forderte,  nicht  mehr  nöthig  finde.  Geschehe  sie  dessen- 
ungeachtet, so  hätte  man  nichts  anderes  zu  gewärtigen,  als 
dass  der  König  von  Dänemark,  wie  er  in  vertrauten  Briefen 
andeutet,    seine  Dazwischenkunft  gänzlich  aufgeben  würde, 
was  sehr  übel   ausschlüge.    So    gingen    die  Meinungen   in 
diesem  Puncte  auseinander.  —  Bei  der  Donauwerther-Con- 
ferenz  verlangte  Maximilian,  dass  die  drei  Kreise,  der  bayeri- 
sche, fränkische  und  schwäbische,  den  Unterhalt  der  bayeri- 
schen Armee  gegen  das  Versprechen,  dass  diese  sie  schütze, 
auf  sich  nehmen.  Was  hierüber  beschlossen  wurde,  wissen  wir 
nicht  anzugeben,  inzwischen  lehrt  die  Folge,  dass  man  diesem 
Ansinnen  nicht  willfahrte.    Maximilian  trieb  zu  diesen  von 
Churmainz  scharf  getadelten ,    vom  Kaiser   sehr    übel    ge- 
nommenen Sonderbestrebungen  y    nicht  wie  man  zu  glauben 
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versucht  sein  durfte,  pure  Selbstsucht,  sondern  Verlust  alles 
Vertrauens  in   die  Kriegsfuhrung  der  Kaiserlichen  und  in 
den  Priedenscongress.    Der   verhängnissvolle   Feldzug   von 
1642,  die  Wiederanstellung  des  Gallas,  von  der  nur  Unheil 
kommen  konnte,  und  die  bisherigen  Friedenstäuschungen  er- 
füllten die  Seele  des  zaghaften  Greises  mit  einer  Hof&ungs- 
losigkeit ,    die    ihn    unwiderstehlich   trieb ,   lediglich    seiner 
Selbsterhaltung  bedacht  zu  sein.  Um  Maximilian  richtig  zu 
beurtheilen,  muss  man  seine  Handlungsweise  jederzeit  unter 
dem  Gesichtspuncte  der  mitwirkenden  Übeln  Einflüsse  des 
hohen  Alters  auffassen  und  diesen  Rechnung  tragen.    Der 
Kaiser  brachte  ihn  übrigens  bald   zu   einer   beschämenden 
Besinnung.    Er  sandte  im   November   1642    den  Provincial 
des   Predigerordens   Georg    von   Herberstein,   der 
vor    seinem    Eintritte    in    den    geistlichen    Stand    zu    ver- 
schiedenen Missionen  verwendet  worden  war,   nach   Paris 
und   trug  ihm  auf,   nicht  in  seinem  Namen,    sondern   im 
Namen  des  Grafen  Trautmanstorff  dem  Cardinale  Richelieu^ 
oder  wenn  derselbe   in   der  Zwischenzeit   gestorben   wäre, 
seinem  Nachfolger  Mazarin  den  durch  die  lange  Kriegsdauer 
herbeigeführten  jammervollen  Zustand  der  Christenheit,  die 
UnVerantwortlichkeit  fortdauenden  Blutvergiessens ,  und  die 
für  die  katholische  Religion  aus  Frankreichs  Begünstigung 
der  kriegführenden  protestantischen  Fürsten   unvermeidlich 
erwachsenden  Nachtheile  lebhaft,   sammt  der  Türkengefahr 
zu    Gemüthe   zu   fuhren,    die   bei   diesen   zerrütteten  Ver- 
hältnissen  drohe    und    wie   nie  verderblich  werden  könne. 
Der  Cardinal   möge  sich  in  Erwägung  so  ernster   Gründe 
endlich  herbeilassen,  der  Welt  den  fVieden  zu  geben,    den 
sie  mit  so  heisser  Sehnsucht  und  Inbrunst  verlangt,  sei  es 
mittelst  einer  allgemeinen  Uebereinkunft  oder  durch  Parti- 
cnlar  -  Tractate.     Herberstein  soll   den  Cardinal  versichern, 
dass  der  Kaiser  an   den  Reichssatzungen  und  insbesondere 
an  den  Beschlüssen  des  jüngsten  Reichstages  unverbrüchlich 
halten  werde.    Er  soll  ihm  auch  zu  verstehen  geben,   dass 
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Gott  selbst  verlassener  Waisen  sieb  annehme,  and  es  bei 
allen  Völkern  Gesetz  und  Sitte  ist,  zugefugtes  Unrecht  Ton 
ihnen  abzuwenden.  Es  sei  Thatsache,  dass  die  jungen  Prinzen 
der  tirolischen  Nebenlinie,  bevor  es  zum  Bruch  und  offenen 
Krieg  kam ,  im  minderjährigen  Alter  standen ,  wesshalb  sie 
daiur  nicht  verantwrortlich  seien.  Da  nun  Frankreich  dessen- 
ungeachtet ihnen  das  Elsass  sammt  der  Festung  Breisach 
und  andern  Ortschaften  dies-  und  jenseits  des  Rheins  weg- 
genommen und  durch  Schwert  und  Feuer  verheert  habe, 
so  könne  der  Cardinal  unmöglich  verkennen,  dass  die  Billig- 
keit und  Gerechtigkeit  die  Zurückstellung  dieses  uralten 
Patrimoniums  heischen. 

Herberstein's  Instruction  lautet  weiter  wie  folgt:  Sollte 
Mazarin  den  Friedensschluss  mit  dem  Kaiser  unter  der  Be- 
dingniss  seiner  Trennung  von  Spanien  in  Aussicht  stellen, 
so  möge  er  an  die  stets  festgehaltene  Maxime  des  Königs 
von  Frankreich  erinnern,  ohne  Zuziehung  seiner  Bundes- 
genossen keinen  Frieden  eingehen  zu  wollen.  Gleiches  Recht 
müsse  dem  Kaiser  auch  hinsichtlich  Spaniens  zugestanden 
werden  und  selbst  ein  höheres,  in  wie  ferne  er  verpflichtet 
ist,  spanische  Gebiete,  welche  Reichslehen  sind  und  wegen 
welcher  der  König  von  Spanien  Reichsmitglied  ist,  gegen 
Angriffe  Frankreichs  zu  schützen.  Derartige  Verbindlich- 
keiten und  eine  so  nahe  Verwandtschaft,  wie  sie  zwischen 
Spanien  und  Oesterreich  besteht,  könne  Frankreich  in  Be- 
ziehung auf  Schweden  und  die  übrigen  Bundesgenossen  nicht 
geltend  machen.  Wäre  inzwischen  Frankreich  geneigt,  unter 
einem  mit  dem  Kaiser  und  mit  Spanien  zu  unterhandeln, 
so  würde  der  Kaiser  sich  eifrig  angelegen  sein  lassen,  den 
König  von  Spanien  zu  einem  billigen  Frieden  zu  disponiren. 
(Zur  Richtschnur  für.  sein  Verhalten  gebe  man  Herberstein 
zu  wissen,  dass  von  Seite  des  Kaisers  dem  Könige  von 
Spanien  bereits  gerathen  worden  ist,  einen  geheimen  Friedens- 
unterhändler nach  Paris  zu  senden.)  Herberstein  möge  stre- 
ben ,   die  Bedingnisse  zu  erforschen ,  unter  welchen  Frank- 
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reich  gesonneD  wäre,  mit  Spanien  in  Unterhandlung  zn  treten. 
Käme  die  Wiedereinsetzung  des  Churfürsten  von  Trier  zur 
Sprache,  so  sei  zu  erklären,  der  Kaiser  hoffe,  Frankreich 
werde  sich  einer  Einmischung  in  der  Angelegenheit  eines 
Keichsstandes  enthalten,  doch  wolle  er  aus  Gefälligkeit  fiir 
den  König  in  seine  Restitution  willigen,  wenn  er  der  Rache, 
mit  welcher  er  das  Domcapitel  und  seine  Landstände  be- 
droht hat,  entsagt,  und  das  Zerwürfniss  zwischen  beiden 
Theilen  ausgeglichen  sein  wird.  Pignerol,  möge  Herberstein 
andeuten,  werde  kein  Friedenshinderniss  abgeben;  er  soll 
aber  auch  die  Voraussetzung  aussprechen ,  dass  mit  dem 
Frieden  auch  die  Restitution  des  Herzogs  von  Lotharingen 
verbunden  sei.  Mit  der  Landgräfin  stehe  man  in  Unter- 
handlung, und  die  den  Schweden  gemachten  Anerbieten 
seien  der  Art,  dass  es  keinen  billigen  Grund  zur  Ablehnung 
gibt.  Man  sei  willens,  die  Forderungen  dieser  Krone  mit 
einer  Summe  Geldes  und  bis  diese  erlegt  sein  wird,  mit  der 
Verpfandung  eines  Stück  Landes  zu  befriedigen. 

Sollten  diese  Anträge  den  Cardinal  zufrieden  stellen, 
dann  schreite  Herberstein  zu  dem  Begehren  um  Eröffnung 
seiner  Bedingungen,  wobei  er  äussern  mag,  dass  man  kaiser- 
licherseits  kein  Bedenken  trage,  der  Witwe  von  Savoyen 
einTutorium  oder  Curatorium  zu  ertheilen,  nachdem  ihr 
in  den  Salvis  conductibus  der  Titel  einer  Vormünderin  und 
Regentin  ohnedies  schon  zugestanden  worden  ist.  Er  soll 
erforschen,  welche  Hilfeleistung  man  bei  dem  Ausbruche 
eines  Türkenkrieges  von  Frankreich  zu  gewärtigen  habe.  In 
der  pfälzischen  Sache  soll  er  sich  jeder  Aeusserung  enthalten, 
aber  bestrebt  sein,  die  Intentionen,  welche  Frankreich  er- 
fasst  hat,  zu  ergründen. 

Richelieu  war  während  Herberstein's  Reise  wirklich 
gestorben.  (Den  4.  December  1642.)  Dieser  entledigte  sich 
desshalb  seiner  Aufträge  bei  Mazarin  mit  dem  Beisatze: 
Nachdem  der  Kaiser  zur  Friedensbeforderung  alles  ,  was 
Frankreich  gewünscht,  geleistet  habe,  und  er  der  spanischen 
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Ratification  und  Geleitsbriefe  versichert  sei,  so  bleibe  nichts 
zu  wünschen  übrig,  als  dass  der  Congress  von  Seite  Frank- 
reichs nicht  verzögert  werde.  Indem  er  diesem  Wunsche 
Ausdruck  verleihe,  fuge  er  ihm  wiederholt  das  Ersuchen 
bei,  dass  der  Cardinal  für  das  Zustandekommen  des  Friedens 
entweder  durch  Universaltractate  oder  eine  Separatverhand- 
lung sich  entscheiden  möge.  Mazarin  gab  kurz  zum  Be- 
scheide :  „Wenn  die  Auswechslung  der  Ratification  und  der 
Geleitsbriefe  des  Kaisers  und  des  Königs  von  Spanien  in 
Hamburg  vollzogen  sein  wird,  soll  S.  Romain  angewiesen 
werden,  den  Tag  zur  Eröffnung  des  Congresses  zu  bestimmen, 
worauf  die  Gesandten  zu  demselben  unverzüglich  abgehen 
werden.  Auf  besondere  Tractate  gehe  Frankreich  nicht  ein, 
sondern  bestehe  darauf,  dass  alles  und  jedes  bei  dem  allge- 
meinen Congresse  imter  Mitwissenschafb  seiner  Verbündeten 
abgehandelt  werde"  *). 

In  dieser  Rede  äusserte  Mazarin  die  Besorgniss,  dass 
es  Spanien  um  den  Frieden  nicht  aufrichtig  zu  thun  sein 
dürfte ,  sondern  dass  es  bloss  einen  Aufschub  wünsche ,  bis 
etwa  wieder  ein  guter  Streich  gelinge;  ein  Verdacht,  der  be- 
sonders aus  den  jüngsten  Anschlägen  mit  Oinq  Mars  und 
de  Thou  geschöpft  sei,  da  diese  beiden  „staute  tractatu 
Hamburgensi  wider   den  König   und  seinen  ersten  Minister 


*)  Herberfltein  yerhandelte  mit  Mazarin  dreimal.  Bei  der  ersten 
Unterredung  wies  Masarin  eine  besondere  Negociation  sogleich  von  der 
Hand  und  begehrte,  dass  ihm  Herberstein  sein  Ansuchen  schriftlich  über- 
reiche, um  dem  Könige  darüber  referiren  zu  können.  Bei  der  nächsten 
fragte  er  ihn,  ob  der  Churfürst  in  Trier  in  strenger  Haft  gehalten  werde? 
H.  antwortete,  dies  sei  nicht  der  Fall,  er  würde  aber  noch  besser  be- 
handelt werden,  wenn  er  es  über  sich  bringen  könnte,  seine  Leidenschaften 
zu  bezähmen.  Von  der  Zurückgabe  des  Elsasses  wollte  Mazarin  nichts 
hören,  sondern  verwies  dieserwegen  auf  die  Haupttractate,  doch  gab  er  die 
Versicherung,  dass  er  sich  das  Friedensgeschäft  angelegen  sein  lasse.  Nach 
acht  Tagen  wurde  H.  zur  dritten  Unterredung  gerufen.  Bei  derselben  über- 
reichte Mazarin  dem  Herberstein  den  hier  oben  angeführten  Bescheid  und 
hielt  eine  ziemlich  lange  Abschieds  rede,  bei  welcher  er  und  die  übrigen 
vom  Kaiser  sprechenden  Minister  sich  der  Bezeichnung:  Empereur  bedienten, 
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aufgewiegelt  wurden.''  Die  Verbindung  des  Kaisers  mit  Spa- 
nien begehre  der  König  nicht  zu  trennen,  gleichwie  auch 
er  sich  von  seinen  Bundesgenossen  nicht  absondere;  doch 
erwarte  er,  dass  der  Kaiser,  falls  er  Spanien  nicht  zum 
Frieden  zu  bewegen  vermöge,  allein  unterhandeln  werde. 
Zur  Congressbeschickung  sei  alles  Nöthige  in  Bereitschaft, 
namentlich  auch  die  Instruction*  Könnte  man  ihn  am  Hofe 
entbehren,  so  würde  er  selbst  sich  nach  Münster  begeben. 
Chavigny  werde  dem  Herberstein  einen  schriftlichen  Bescheid 
und  einen  Pass  zur  Rückkehr  zustellen. 

Der  Gesandte  des  Grafen  Trautmanstorff  schien  den 
beiden  Ministern  ein  gefährlicher  Mann  zu  sein,  denn  sie 
gaben  ihm  unter  dem  Verwände  grösserer  Sicherheit  einen 
Edelmann  zum  Begleiter  bis  an  die  französische  Grenze. 
Mit  dieser  Verfügung  beabsichtigten  sie,  eine  Zusammenkunft 
Herberstein's  mit  den  französischen  Prinzen  zu  vereiteln. 
Wiewohl  jener  nicht  geheissen  war  sie  zu  suchen,  noch 
dafür  Schritte  gethan  hatte,  so  flösste  diese  Eventualität 
den  Ministern  doch  Besorgnisse  ein;  ein  Beweis,  dass  sie 
in  die  Aussöhnung  der  Prinzen  mit  dem  Könige  kein  Ver- 
trauen setzten. 

Während  Mazarin  den  Generalstaaten  einen  sehr  un- 
genauen Bericht  von  Herberstein's  Mission  und  den  ihm 
gegebenen  Bescheid  erstattete,  liess  der  Kaiser  der  Ver- 
sammlung in  Frankfurt  den  ganzen  darauf  bezüglichen  Schrif- 
tenwechsel vorlegen  und  theilte  ihn  nebstdcm  auch  den  Chur- 
fursten  mit.  Alle  erliessen  Dankschreiben  an  den  Kaiser, 
worin  sie  dessen  sorgfältige  Bemühung  für  die  Bewerk- 
stelligung des  Friedens  auf  das  Lebhafteste  anerkennen  und 
rühmen.  Bei  der  Debatte  über  das  bayerische  Legations- 
project  beschlossen  die  Deputirten,  es  fallen  zu  lassen,  und 
dagegen  den  Kaiser  um  seine  Verwendung  bei  König  Chri- 
stian zu  bitten,  damit  dessen  Eifer  für  die  Friedensver- 
mittelung nicht  erkalte. 
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Auf  den  Bericht  der  kais.  Commissäre  vom  29.  Jänner 
1643  über  den  zwischen  ihnen  und  den  churfurstlichen  Ge- 
sandten ausgebrochenen  Zwist  (s.  oben)  resolvirte  der  Kaiser: 
sie  sollen  in  Gottes  Namen,  ohne  wegen  Brandenburg  länger 
zu  verziehen,  zur  Eröffiiung  des  Deputationstages  schreiten. 
Dies  geschah  den  21.  Februar  1643  auf  dem  Römer  mit 
Verlesung  der  kaiserlichen  Proposition,  in  der  unter  Bezug- 
nahme auf  den  Reichstagsabschied  die  Justizreform  als  aus- 
schliesslicher Gegenstand  der  Behandlung  des  Reichsaus- 
schusses genannt  ist  ^).  Mit  dieser  Beschränkung  war  aber 
derselbe  keineswegs  einverstanden.  Kaum  hatten  die  kais. 
Commissäre  geendet,  als  die  Gesandten  mit  der  Erklärung 
hervortraten,  y,von  ihren  Principalen  nicht  bloss  auf  das  Justiz- 
wesen, sondern  hauptsächlich  auf  die  Verhandlung  über  die 
Pacification  des  Reiches  angewiesen.zu  sein.  Sie  würden  daher 
beide  Puncte  vornehmen."  Welcher  Geist  diesen  Reichs- 
ausschuss  beseelte,  schildern  die  kais.  Commistöre  in  ihren 
Berichten  wie  folgt:  „Bei  Allen  offenbart  sich  die  Begierde, 
den  Frieden  quibuscunque  mo^is  et  conditionibus  zu  be- 
wirken. Es  war  nicht  möglich  zu  verhindern,  dass  der  Schluss 
auf  Vornahme  des  Pacificationspunctes  falle,  hauptsächlich 
desshalb,  weil  Bayern  allen  katholischen  Fürsten  und  Stän- 
den die  Meinung  beigebracht  hatte,  dass  vom  Friedenscon- 
gresse  nithts  zu  hoffen ,  der  Frieden  mit  den  Waffen  nicht 
zu  erlangen,  und  die  Kriegslast  unerträglich  sei." 

„Die  Protestanten  fassen  die  Lage  von  einem  anderen 
Gesichtspuncte  auf.  Sie  ergreifen  den  Pacificationspunct  in 
der  Hoffnung,  bevor  die  Generaltractate  beginnen,  noch 
mehr  Concessionen  von  den  Katholiken  zu  erhalten*  Sie  sind 
nebstdem  von  der  Ueberzeugung  durchdrungen,  dass  sich 
vor  Herstellung  des  Friedens  das  Justizwesen  nicht  ordnen 


A)  Wir  bemerken,  dass  die  Bezeichnung :  Reichsausschuss  und  Reichs- 
deputation  abwechselnd  für  Deputationstag  hier  angewendet  ist. 
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lasse.  Erreichen  sie  ihren  Zweck  nicht,  so  werden  sie  von 
dem  Deputationstage  auf  einen  Collegial-  oder  Correspon- 
denztag  etlicher  Kreise  überspringen.  Braunschweig  zielet 
besonders  noch  dahin,  dass  die  auf  dem  letzten  Reichstage 
zur  Vornahme  der  Justizreform  den  Deputirten  eingeräumte 
ausserordentliche  Gewalt  mit  der  in  den  Keichsconstitu- 
tionen  von  1555  und  1570  den  Deputationstagen  zugestan- 
denen ordentlichen  so  mit  einander  verschmolzen  werde, 
dass  man  von  der  einen  oder  der  anderen  nach  Umständen 
Gebrauch  machen  und  vornehmen  könne,  was  nur  immer 
beliebt"  •). 

In  der  Sitzung  vom  3.  März  ward  beschlossen,  z  uvör- 
derst  von  der  Befiriedigung  der  auswärtigen  Mächte  und  den 
Präliminarien  zu  handeln,  und  in  der  vom  13.  beschäftigten 
sich  die  Deputirten  mit  der  Redaction  eines  Schreibens  an 
den  Kaiser,  worin  sie  ihm  melden,  dass  sie  den  König  von 
Dänemark  um  dessen  fernere  Dazwischenkunft  bei  dem  Frie- 
densgeschäft ersucht  haben  und  den  Wunsch  ausdrücken, 
der  Kaiser  möge  dies  Ansuchen  unterstützen.  Den  17.  März 
verlangten  die  Gesandten  der  geistlichen  Fürsten  Erörterung 
der  Frage :  „auf  welche  Weise  und  mit  welchen  Mitteln  die 
wahre  und  innere  Ursache  des  von  den  beiden  Kronen  gegen 


")  Diesen  glaubwürdigen  Sachverhalt  verdreht  Droysen,  nach  seiner 
Art  dem  Wiener-Cabinete  fiberall  Ränke  in  selbstsüchtiger  Absicht  anter- 
faschieben,  indem  er  sagt:  „Die  kais.  Politik  hatte  vor  aUem  gehofift,  diese 
Versammlung  so  zu  benützen,  als  wenn  sie  eine  unbeschränkte  Vollmacht 
habe,  Namens  des  Reichs  in  allen  beliebigen  Fragen  zu  beschlies- 
sen.  Hatte  sie  im  Regeniburger-A.bschiede  zugestanden,  dass  in  den  Ver- 
handlungen zu  Osnabrück  und  Münster  die  Religionsbeschwerden  erledigt 
werden  und  auch  alle  Reicbsstände  die  Ihrigen  dahin  abordnen  sollen ,  so 
hoffte  sie  in  Frankfurt  dieser  lästigen  Dinge  sich  zu  entledigen.  Und  weder 
der  Rath  der  Cburfürsten,  noch  die  in  dem  zweiten  Rath  vereinten  Fürsten 
and  St&nde  hatten  ein  Bedenken  die  Competenz  anzunehmen,  die  der  Kaiser 
ihnen  beilegte."  Im  Reichsabschiede  sind  die  Religionsbeschwerden  nicht 
an  die  beiden  Congressorte,  sondern  an  den  Deputat ionstag  verwiesen, 
und  wie  hier  oben  zu  sehen,  verhält  es  sich  nut  der  Competenzirage  ge- 
rade umgekehrt. 
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das  Reich  geführten  Krieges  bei  diesen  Kronen  selbst  er- 
forscht werden  könne.''  Die  kaiserlichen  Commissäre  waren 
nicht  im  Stande,  diese  unvernünftige  und  zwecklose  Frage, 
bei  der  sie  eine  geheime,  die  allgemeinen  Friedenstractate 
störende  Nebenabsicht  heraussahen,  der  Umfrage  zu  ent- 
ziehen, „weil  die  Confessionisten  begierig  waren  zu  hören, 
was  man  dabei  vorbringen  werde.  ""•  Obgleich  die  Commissäre 
vorstellten,  dass  die  vorgeschützten  Ursachen,  wegen  welchen 
Frankreich  und  Schweden  den  Krieg  führen,  aller  Welt  hin- 
länglich bekannt  seien,  die  geheimen  aber  von  diesen  Mäch- 
ten  gewiss  nicht  aufgedeckt  werden  würden,  spann  sich  diese 
unpolitische  Frage  doch  auch  in  der  nächsten  Sitzung,  aber, 
wie  vorauszusehen  war,  ohne  sie  zum  Abschlüsse  zu  bringen, 
fort.  Nicht  bloss  die  Fürsten  und  Stände,  sondern  auch  die 
Kreise  sprachen  das  Recht  an,  Abgeordnete  zu  den  Friedens- 
tractaten  zu  senden  und  das  Stimmrecht  auszuüben.  Der 
Kaiser,  die  Churfürsten  und  Oesterreich  waren  gegen  die 
Zulassung  von  Kreisdeputirten ,  Hessen-Darmstadt,  Braun- 
schweig und  Constanz  dafür.  Da  dem  Fürstenrath  die  Kreis- 
deputationen doch  etwas  bedenklich  vorkamen,  so  fasste  er 
den  29.  April  den  ausweichenden  Beschluss :  „Fürsten  stellen 
diese  Frage  einer  allgemeinen  Beschlussfassung  anheim,  von 
der  sie  voraussetzen,  dass  sie  zur  Ausführung  komme. **  Mit 
der  Kreisbeschickung  waren  selbst  die  Kreise  nicht  allge- 
mein einverstanden.  So  z.  B.  nicht  der  schwäbische,  dessen 
Stände  den  20.  April  dem  Reichsausschusse  zu  Frankfurt  an- 
zeigten, dass  sie  gegen  eine  Gesandtschaft  ihres  Kreises  wich- 
tige Bedenken  trügen,  und  man  sie  entschuldigen  wolle,  wenn 
sie  wegblieben.  Dagegen  brachten  die  Abgeordneten  des 
fränkischen  Kreises  den  S.  Mai  bei  dem  Deputations- 
tage an:  1.  dass  der  Regensburger -Abschied  bis  zur  Er- 
langung des  Friedens  in  besserer  Observanz  gehalten  werde 
wie  bisher;  2.  dass  dem  von  der  Kriegslast  sehr  bedrängten 
fränkischen  Kreise  eine  grössere  Schonung  vergünstigt  werden 
möge ;  und  3.  dass  den  Deputirten  dieses  Kreises  die  Ad- 
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mission  beim  Friedenscongresse  cum  jure  sesslonis  et  suf- 
fragii  verstattet  werde.  Als  sie  mit  dem  nämlichen  Anbrin- 
gen auch  bei  den  kaiserlichen  Commissären  sich  meldeten 
und  M  scharfe  und  übertriebene  Beschwerden  in  militaribus 
vorbrachten",  erwiderten  diese ,  dass  das  jüngst  Erlittene 
dem  feindlichen  Einfall  in  Franken  und  nicht  dem  Kaiser 
beizumessen  sei,  übrigens  mögen  sie  ihre  Klagen  bei  ihm 
anbringen ;  hinsichtlich  der  Zulassung  zu  den  Friedenstrac- 
taten  bringe  man  ihnen  den  Reichsabschied  in  Erinnerung, 
der  ihnen  und  allen  Fürsten  und  Ständen  »dorthin  Abord- 
nung zu  thun'^  freistellt,  nicht  aber,  wie  sie  ihn  erklären, 
ihrer  Deputation  gleich  den  Reichsfürsten  Admission  mit 
Sitz  und  Stimme  verstattet. 

Vom  20.  Mai  datirt  das  Schreiben,  welches  der  Reichs- 
ausschuss  den  kaiserlichen  Commissären  zustellen  Hess.  Darin 
ist  gesagt:  „ Wiewohl  er  sich  hauptsächlich  mit  der  Justiz 
hätte  beschäftigen  sollen,  so  sei  er  doch  von  der  Ueberzeu- 
gung  geleitet  gewesen,  dass  eine  heilsame  Reform  derselben 
vor  der  Pacification  des  Reichs  nicht  zu  Stande  kommen 
könne.  Er  hätte  daher  zwei  Fragen  erörtert,  erstlich,  durch 
welche  Mittel  der  Frieden  mit  den  auswärtigen  Mächten 
erreicht  werden  könne,  und  zweitens,  auf  welche  Weise  sich 
die  Hindernisse  der  Beruhigung  im  Innern  beseitigen  lassen.^' 
—  Nun  werden  die  Leser  erwarten,  der  Reichsausschuss 
habe  Erfolge  dieser  Berathung  angegeben,  habe  in  beiden 
Beziehungen  die  Mittel  und  Wege  genannt.  Mit  nichten. 
Statt  eigene  Weisheit  auszulegen,  führte  er  bloss  an,  was 
der  Kaiser  in  beiden  Richungen  gethan,  hieran  das  Be- 
gehren knüpfend,  der  Kaiser  wolle  den  Grafen  Auersberg 
von  Hamburg  früher  nicht  abberufen,  als  bis  die  Eröffiiung 
des  Oongresses  stattgefunden  habe.  Dann  ging  er  aber  zu 
der  wichtigeren  Mittheilung  über,  dass  er  zwar  vor  einiger 
Zeit  eine  Gesandtschaft  nach  den  Reichskreisen,  welche  in 
forma  collegii  dem  Congresse  beiwohnen  sollte,  beschlossen 
hatte,    hiervon  aber  später  abgekommen   sei    und  statt  der 
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Kreisdeputation    für    eine    Reichsdeputation    sich    ent- 
schieden habe. 

Der  Reichsausschuss ,  heisst  es  in  seinem  Schreiben 
weiter,  habe  die  vom  Reichstage  auf  den  Depntationstag 
übertragenen  drei  Puncte,  nämlich:  Wiederau&ahme  der 
pfalzischen  Verhandlung,  Aufhebung  der  bedingten  Anmestie 
„des  effectus  suspensivi  generalis  amnestiae"  und  Erledi- 
gung der  Religionsbeschwerden  gleichfalls  berathen  and  be- 
schlossen, den  Kaiser  um  Festsetzung  eines  neuen  Termines 
zur  Reassumirung  der  pfalzischen  Sache  zu  ersuchen.  In 
Betreff  der  Amnestie  wurde  eine  Beschlussfassung  vertagt, 
weil  mehrere  Gesandten  die  Willenserklärung  ihrer  Princi- 
palen  in  dieser  Frage  noch  entbehren.  Obwohl  die  Chur- 
fursten  und  ihre  Gesandten  von  einem  neuen  an  die  Land- 
gräfin von  Hessen  erlassenen  eindringlichen  Schreiben  sich 
keinen  Erfolg  versprachen,  so  sei  doch  einhellig  ein  noch- 
maliger Versuch  unter  der  Mitwirkung  von  Chursachsen, 
Brandenburg  und  Hessen  -  Darmstadt  angerathen  worden. 
Es  soll  ihr  vorgestellt  werden,  „welch  schwere  Verantwor- 
tung sie  jetzt  und  bei  der  werthen  Posterität  auf  sich  ladet, 
wenn  sie  ihre  Accomodation  länger  verweigert"  '').  Wegen 
Erledigung  der  Religions-Gravamina  sei  von  den  chorfurst- 
lichen  Gesandten  beantragt  worden,  sich  zunächst  über  den 
Ort  der  Verhandlungen,  die  Zeit  und  die  Personen  zo  ver- 
ständigen. 


')  Es  mag  wohl  sein,  das  mancher  redliche  Deutsche  diesem  an- 
deutschen  Weibe  einen  Fluch  ins  Grab  nachgeschickt  hat,  aUein  dabei  blieb 
es  damals.  Bei  der  Nachkommenschaft  hingegen  fand  ihre  Handlungsweise 
zum  Theil  schon  die  verdiente  Würdigung  und  wird  sie  noch  finden.  Diesem 
Schicksale  entgeht  sie  sicher  nicht.  —  Das  Schreiben  der  Gesandten  an 
den  Kaiser  ist  den  21.  Mai  erlassen,  das  an  die  Landgräfin  den  23.  und 
an  Chursachsen,  Brandenburg  und  Darmstadt  am  nämlichen  Tage.  In  einem 
zweiten  Schreiben  an  den  Kaiser  vom  23.  Mai  ersuchen  sie  ihn,  für  die 
Sicherheit  der  zum  Congresse  reisenden  Gresandten  zu  sorgen.  Das  war 
sehr  überflüssig  zu  empfehlen. 
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Der  von  den  kais.  Commissären  auf  dieses  sogenannte 
^Bedenken''  des  Reichsausschusses  ertheilte  Bescheid  stellt 
in  Frage:  „ob  die  Vorschläge  desselben,  welche  zu  der  im 
Kegensburger  -  Keichsschluss  den  Fürsten  und  Ständen  ge- 
gebenen Bewilligung  Gesandte  zum  Congresse  abzuordnen 
einen  Gegensatz  bilden,  annehmbar  und  dem  Frieden  forder- 
lich seien  ?  Begehre  man  nebst  den  mit  den  beiden  Machten 
verglichenen  Geleitsbriefen  wieder  andere,  neue,  bloss  für 
einen  besonderen  Zutritt  bestimmte,  so  werde  unfehlbar 
neues  Misstrauen  und  neuer  Hader  entstehen ,  übrigens 
müssten  die  Pässe  für  die  Fürsten  und  Stände  bei  den  kais. 
Gesandten  verlangt  werden." 

Mit  der  „Beichsdepu  tation"  war  eine  Versetzung 
des  ganzen  Deputationstages  an  die  Congressorte  gemeint. 
Von  einer  derartigen  Beiordnung  zum  Congresse  enthält 
der  Reichsabschied  kein  Wort.  In  Regensburg  dachte  auch 
Niemand  daran,  allein  dem  Deputationstage  war,  wie  der 
Kaiser  sehr  wohl  wusste,  dieses  Begehren  von  Schweden 
und  Frankreich  eingeflüstert.  Beide  Mächte  konnten  sich 
allerdings  ungeheure  Vortheile  für  ihre  überspannten  For- 
derungen von  der  Beiziehung  der  Reichsstände,  die  theils 
ihre  offenen,  theils  ihre  geheimen  Anhänger  waren,  so  wie 
von  dem  unter  ihnen  ausgesäeten  Samen  confessioneller 
Zwietracht  versprechen  ®).  £s  lag  auf  der  Hand,  dass  nach 
so  vielen  Proben  von  ihrer  Käuflichkeit  und  Untreue,  dem 
Friedensgeschäfte  aus  ihrer  Mitwirkung  ein  überaus  grosses 
Hemmniss  werde  entgegengewälzt  werden,  wesshalb  auch  der 
Reichshofrath  in  seinem  Gutachten  vom  8«  Juni  dem  Kaiser 
in  diesem  Sinne  von  der  Gestattung  der  verlangten  ständi- 
schen Beiordnung  abrieth. 


*)  Damit  man  nicht  etwa  glaube  wir  übertreiben,  indem  wir  dem 
katholischen  Frankreich  eine  so  schändliche  Politik  unterstellen,  fuhren  wir 
als  Thatsache  an,  dass  d'Avaux  den  Kath  gab,  die  Religionsstreitigkeiten 
in  Deutschland  nicht  zn  £nde  zu  führen,  damit  Frankreich  aus  dieser 
Schwache  den  Vortheil  immerwährender  Einmischung  und  Eroberung  ziehe. 
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Inzwischen  beharrten  die  Gesandten  auf  dieser  For- 
derung so  hartnäckig,  dass  einige  von  ihnen  geradezu  be- 
gehrten, den  Deputationstag  zu  schliessen  und  nach  Münster 
und  Osnabrück  abzureisen.  Diesen  Antrag  nahmen  aber  die 
übrigen  bloss  „ad  referendum"  und  enthielten  sich  der  Ab- 
stimmung. Churmainz  berichtete  den  22.  Juni  dem  Kaiser, 
von  den  katholischen  Churfursten  sei  die  Fortsetzung  des 
Deputationstages  in  Frankfurt,  auf  welche  der  Kaiser  ernst- 
lich und  fest  bestand,  einhellig  beschlossen  worden,  die 
Fürsten  hingegen  beharrten  auf  der  üebertragung.  Von  den 
protestantischen  Standen  sagt  er,  dass  sie  die  grossten  An- 
strengungen machen ,  die  Religionsbeschwerden  auf  den 
Friedenscongress  zu  bringen,  in  der  Voraussetzung,  „dass 
sie  durch  die  Assistenz  der  ausländischen  Kronen  ihren 
Intent  durchsetzen.^'  Bald  kam  es  dahin,  dass  die  kais.  Com- 
missäre  referiren  mussten:  „Der  Unwille  und  das  Misstrauen 
bei  Katholiken  und  Protestanten  sind  so  gross,  dass  keine 
veniünftigen  Rationes  mehr  verfangen,  noch  erheblichen  Re- 
monstrationen Glauben  und  Beifall  gethan  werden  will.'' 

Der  Churfürst  von  Brandenburg,  dessen  Gesandter 
Wesenbek  im  April  in  Frankiert  ankam,  liess  die  Nach» 
rieht  verbreiten,  dass  er  ihn  wieder  abberufen  und  nach 
Osnabrück  senden  werde,  weil  er  die  Auslagen  für  zwei 
Gesandte  nicht  zu  bestreiten  vermöge.  Mit  dieser  List  glaubte 
er  den  Convent  in  Frankfurt  auflösen  zu  können,  weil  auch 
er  für  seine  üebertragung  an  die  Congressorte,  wo  ja  wegen 
Pommern  entschieden  werden  musste,  stimmte.  Würzburg 
das  sich  seit  geraumer  Zeit  den  Reichsfeinden  geneigter  als 
dem  Kaiser  bezeigte,  erklärte  sich  in  derselben  Weise.  Diese 
Umtriebe  blieben  inzwischen  dennoch  erfolglos  und  es  kam 
selbst  zu  dem  entgegengesetzten  Beschluss ,  indem  sämmt- 
liche  Deputirte  den  21.  November  dem  Kaiser  ihre  Bereit- 
willigkeit anzeigten ,  in  Frankfurt  beisammen  bleiben  zu 
wollen  und  bloss  verlangten,  dass  er  für  gute  Postanstalten 
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sorge,  damit  sie  rasch  Nachrichten  vom  Congresse  erhalten. 
Eine  abermalige  unnöthige  Bevormundung  des  Kaisers,  der 
bereits  den  23.  August  in  Nicolsburg  den  Befehl  an  die 
Grafin  Taxis  erlassen  hatte,  „an  allen  Orten  und  Enden, 
wo  die  kais.  Gesandten  (am  Congresse)  es  für  nothig  er- 
achten, gewisse,  mit  hinlänglichen  Leuten  und  Pferden  ver- 
sehene Posthäuser  zu  errichten."  Und  an  die  Generäle  er- 
liess  er  am  nämlichen  Tag  den  Befehl,  „die  Zufuhr  der  Lebens- 
mittel ohne  Gebühreuabnahme  nach  Münster  und  Osnabrück 
geschehen  zu  lassen,  und  die  Leute  bei  Leibes-  und  Lebens- 
strafe anzuhalten,  dass  sie  sich  von  den  Lieferungen  durch 
nichts  abhalten  lassen." 

Während  dieser  ungemein  bewegten  Vorgänge  hatte 
der  Reichsausschuss  doch  auch  das  Justizwesen  in  Angriff 
genommen,  und  da  ihm  der  Kaiser  eine  neue  Reichshof- 
rathsordnung  vorlegen  Hess,  so  begann  er  die  Berathung 
sogleich  mit  dem  Reichshofrathe.  In  dem  schrifllich 
überreichten,  hinsichtlich  der  Einrichtung  dieser  Behörde 
bemerkenswerthen  Votum  der  österreichischen  Gesandten  ist 
gesagt,  Fürsten  und  Stände  möchten  bei  Beurtheilung  der 
neuen  Ordnung  behutsam  und  so  verfahren,  „dass  die  kais. 
Hoheit  salvirt  bleibe,  und  es  nicht  das  Ansehen  gewinne, 
als  wollte  man  Ihrer  kais.  Majestät  in  Sachen  die  absolute 
vff  deren  Amt  und  Vollmacht  beruhen ,  leges  vorschreiben, 
aUermassen  es  mit  der  Verfassung  des  kais.  Reichshofrathes 
eine  weit  andere  Beschaffenheit  hat  als  mit  dem  Kammer- 
gericht. Dieses  ist  ein  aus  Zuthun  aller  Churfiirsten  und 
Stände  zusammengesetztes  CoUegium,  dem  gewisse  Satzung 
und  Ordnung  gewidmet  sind,  und  welches  durch  sonderbare 
(besondere)  Vergleichung  der  römisch  kais.  Majestät  mit 
den  Ständen  und  wieder  dieser  mit  derselben  stabilirt  und 
aufgerichtet  ist,  folglich  nit  der  römisch  kais.  Majestät  allein, 
sondern  auch  Churfiirsten  und  Stände  sämbtlich  (das  Recht) 
zusteht,  zu  versprechen  (den  Eid  abzunehmen?),  zu  formiren, 

Koch,  Geschichte  Ptirdinands  in.    T.  Bd.  26 
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und  zu  reformiren  ').  Mit  dem  Reichshofrathe  aber  haben 
Cburfarsten  und  Stande  proprie  und  eigentlich  nichts  zn 
schalten  noch  zu  walten,  als  welcher  von  L  k.  M.  einzig 
und  allein  zu  dem  Ende  eigens  bestellt,  angenommen  und 
besoldet  würdtet,  damit  k.  Maj.  sich  dieses  RathscoUegiums 
in  Verwaltung  Ihres  kais.  Amts  mit  Ertheilung  Kechts  und 
Gerechtigkeit  gegen  und  unter  den  Ständen  des  Reichs  be- 
dienen konnte.  Dass  sie  (die  Reichshofräthe)  also  den  Namen 
und  Ursprung  nicht  immediate  vom  Reich,  sondern  von 
I.  k.  Maj.  tragen,  und  allein  von  der  Natur  und  Eigenschaft 
der  ihnen  vertrauten  and  auferladenen  Geschäfte.  Da  sie 
ohne  alles  Mittel  L  k.  Maj.  verpflichtete  Rathe  und  Diener 
seynd,  so  haben  sie  consequenter  ihre  Instruction  und  Ord- 
nung auch  allein  von  I.  Maj.  zu  gewarten,  auch  kann  Dero- 
selben  ein  Mehreres  in  die  Instruction  zu  setzen,  als  wozu 
sie  durch  die  Wahlcapitulation  und  Reiohsconstitutionen  pro 
administranda  justitia  verbunden  seynd,  nit  zugemutet  wer- 
den, allermassen  I.  k.  M.  auch  neben  den  Reichshofi^then 
wegen  anderer  Ihrer  ErbkSnigreiche  und  Länder  noch  abson- 
derliche Rathscollegien  halten,  so  nach  Art  der  ihnen  aufer- 
legten Geschäfte  den  Namen  tragen,  und  das  böhmische, 
ungarische ,  österreichische  genannt  werden ,  und  gleich- 
wohl wie  der  Reichshofrath  auf  die  Reichsconstitutionen, 
also  diese  auf  die  Landesordnung  verpflichtet  seind,  und 
doch  nicht  von  den  Ständen  eines  Königreiches  oder  Erz- 
herzogthums,  sondern  ohne  Mittel,  von  Ihrer  Majestät  selbst 
dependiren." 


*)  Mit  kurzen  Worten  heisst  dies :  bei  dem  Kammergeriehte  con- 
cnrriren  der  Kaiser  and  die  ReichsstSnde,  sowohl  in  Ansehung  des  Ursprungs 
nnd  der  Einrichtung,  als  auch  der  Ernennung  und  Verpflichtung 
des  Präsidenten  und  der  Rftthe.  Hätten  diese  letzteren  Befugnisse, 
wie  Einige  meinen,  dem  Kaiser  allein  zugestanden,  so  würden  die  Gesandten 
gewiss  nicht  unterlassen  haben,  sie  anzuführen. 
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„Cburfursten  und  Stände  haben  gemeint,  dass  die  Reichs- 
bofrathsordnnng  der  Kammergerichtsordnung  tarn  quoad  pro- 
cesBum  quam  quoad  jura  et  alia  so  viel  immer  möglich, 
gleichgemacht  werden  soll.  Auf  dieses  Begebren  ist  Tit.  2, 
§.  „So  wollen  wir  auch*'  genugsam  vorgesehen;  denn  es  ist 
gleichwohl  ex  communi  juris  consultorum  opinione  et  sen- 
tentia,  summa  principis  curia  nit  ad  soleranitates  processuum 
oblegiret,  und  kann  also  dem  kais.  Reichsbofrathe  der  nichts 
anderes  ist  als  gleichsam  des  Kaisers  Mund,  da- 
durch (durchweichen)  I.  k.  Maj.  selbst  in  eigener 
Person  den  Ständen  des  Reichs  die  Justitiam 
administriren  thuen,  so  viel  wohl  nachgegeben  und  also 
diese  praeeminentia,  so  nit  präcise  auf  den  Reichsbofrath, 
sondern  v£F  L  Maj.  tamquam  summo  Principe  fundirt  ist, 
nit  bestritten  werden  ^®).  Wie  denn  wir  im  Nachschlagen 
so  viel  befunden  haben,  dass  des  beil.  Reichs  anno  1610  zu 
Prag  beisammen  geweste  Churfursten  in  ihrem  dem  K.  Ru- 
dolph gegebenen  Gutachten  selbst  ausdrucklich  bekennt 
haben,  dass  ein  romischer  Kaiser  vor  allen  Stän- 
den des  Reichs  auch  dem  Kammergericht  selbst, 
ampliorem  jurisdictionem  habe,  wussten  auch  nit  zu 
rathen,  als  dass  I.  Maj.  dieselbige  ihnen  billig  nit  entziehen 
lassen  sollten,  weil  einem  rom.  Kaiser  in  Kraft  der  Kammer- 
gerichtsordnung die  Jurisdiction  in  etlichen  Fällen  sonder- 
lich zugewiesen,  daniber  das  Kammergericht  nit  zu  cognos- 
ciren  hat,  auch  ein  rom.  Kaiser  andere  Stände  hoch  und 
niedrige  mit  Ihrer  Jurisdiction  investiren  und  belehnen  thut, 
darum  er  billig  fons  et  origo  legum  et  omnium  jurisdictionum 
benennet  wird.  Dass  auch  solches  nit  bloss  vor  eine  Reser- 


'*)  In  dieser  Stelle  ist  die  oberstrichterliche  Gewalt  des 
Kaisers  in  Civil*  und  Criminalsachen ,  wie  sie  za  jener  Zeit  and  noch 
viel  später  bestand,  in  ihrem  ganzen  Umfange  angedeatet.  Von  den  er- 
wähnten drei  Landes-CoUegien  sind  die  beiden  ersteren  die  böhmische  und 
ungarische  Hofkanzlei,  das  dritte  aber  die  niederösterreichische  Regiening. 

26* 
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vatioQ  (Reservatrecbt)  9  sondero  vor  eine  sonderbare  prae- 
eminenz  zu  verstehen  sei,  kann  ans  dem  24.  Artikel  der 
Wablcapitulation  erlernt  werden"  ^*). 

Die  Deputirten  der  katholischen  Stände^  obenan  Bayern, 
hatten  gegen  diese  Erklärung  wenig  eiuzuwenden,  die  pro- 
testantischen hingegen  griffen  sie  lebhaft  an.  Brannschweig 
stellte  in  Abrede,  dass  der  Reichshofrath  dem  Kaiser  allein 
unterstehe  und  verlangte  desshalb,  dass  das  Wortchen  ^allein" 
in  der  Reichshofirathsordnung  weggelassen  werde.  In  dem 
vorgelegten  Entwurf  kam  nämlich  die  Stelle  vor:  i, Unser 
kais.  Reichshofrath ,  dessen  obristes  Haupt  und  Richter 
allein  Wir  und  ein  jeder  romischer  Kaiser  ist",  dann: 
„Und  weil  der  Reichshofrath  allein  Uns  mit  einem  Eid 
verbunden  ist."  Es  war  so  und  ist  auch  so  geblieben,  allein 
Braunschweig,  Pommern,  Würzburg  und  Nürnberg  bildeten 
„eine  böse  Faction"  und  gingen  stets  zusammen.  Sie  ver- 
legten sich  auf  eine  systematische  Opposition,  sowohl 
gegen  den  Kaiser  als  gegen  die  Churfursten,  wesshalb  nichts 
an  der  ihrigen  zu  bewundern  ist.  Braunschweig  begehrte 
ferner,  dass  die  Anzahl  derRäthe  festgesetzt  und  confessionelle 
Gleichheit  eingefühlt  werde. 

Für  diese  stimmten  auch  Pommern  und  selbst  das  dem 
Kaiser  sehr  ergebene  Hessen  -  Darmstadt.  Oesterreich  be- 
hauptete, von  derartigen  Bedingungen  werde  die  Hoheit  des 


")  Der  Aassprach  der  Churfürsten  im  Jahre  1610  begründet  die 
Rechtstheorie  von  der  obersten  Ricbtergewalt  des  Kaisers,  die  so  annm- 
schränkt  gedacht  werden  muss,  dass  der  Kaiser  Todesortheile  schöpfen  and 
die  Todesart  vorschreiben  konnte,  wofeme  er  die  Ueberzeagnng  eines  be- 
gangenen todeswürdigen  Verbrechens  erlangt  hatte.  Die  nfimliche  Cabinets- 
justiz  bestand  aach  in  allen  anderen  Ländern,  weil  die  damalige  Ansicht 
den  Regenten  überall  das  Recht  der  höchsten  Gewalt  in  Justizsachen  ein- 
rSumte.  Inzwischen  ging  das  ordentliche  Jnstizverfahren  den  vom  Kaiser 
gefällten  Urtheil  in  der  Regel  immer  vorher.  Wo  anderwärts  die  Hinrichtnng 
ohne  gerichtliches  Verfahren  geschah,  genügt  nach  der  damaligen  An- 
schauung die  sabjective  Ueberzeugung  des  Regenten ,  des  Herrn  über 
Leben  und  Tod. 
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Kaisers  verletzt,  allein  Braunschweig  beharrte  auf  seinen 
Forderungen,  bis  Oesterreich  zuletzt  den  Ausweg  ergriff, 
die  Reichshofrathsordnung  einstweilen  auszusetzen  und  die 
Kammergerichtssachen  vorzunehmen.  Zur  Grundlage 
diente  das  vom  Kammergericht  auf  Verlangen  der  Reichs- 
deputation erstattete  Gutachten  vom  15./6.  Juni,  welches 
nebst  Vorschlägen  zur  Reorganisation  dieser  Gerichtsstelle 
auch  den  Entwurf  einer  neuen  Processordnung  enthält.  In 
ersterer  Beziehung  handelt  es  von  der  Besetzung  der  er- 
ledigten Stellen,  von  der  Gehaltsverbesserung  des  Personals 
und  von  der  Aufbringung  der  Mittel  zum  Unterhalte  des 
Kammergerichts.  Fiir  denselben  war  zu  keiner  Zeit  gehörig 
gesorgt.  Im  Jahre  1495  wiesen  die  Reichsstände  zu  Worms 
die  Sportein  für  ihn  an ,  und  Deckung  des  Abganges  aus 
den  Reichsgefällen.  1501  wurde  der  Sold  aus  den  Sportein 
abgeschafil  und  die  Reichssteuer  dazu  verwendet.  1507  zu 
Constanz  bestimmte  man  die  Fiscalprocesse  zu  seiner  Be- 
streitung. 1521  übernahmen  diese  die  Stände  für  ein  Jahr 
auf  eigene  Kosten.  1530  fand  eine  Gehaltserhöhung  der 
Beisitzer  auf  500  fl.  statt,  deren  eine  Hälfte  der  Kaiser  und 
die  andere  die  Stände  bestritten.  Von  15.32  bis  1541  bezog 
das  Kammergericht  den  Unterhalt  vom  Kaiser  allein,  und 
1548  nahmen  die  Stände  die  Bestreitung  auf  sich.  Da  aber 
die  ständischen  Gassen  einen  Ausstand  von  300  000  Thalem 
hatten,  so  blieben  die  Richter  viele  Jahre  unbezahlt,  wess- 
halb  es  sich  auch  um  die  Entrichtung  der  Ruckstände  han- 
delte. Das  Gutachten  schlug  eine  Judensteuer  von  jähr- 
lich einem  Goldgulden  vor,  wobei  es  auf  die  Verpflichtung 
der  Judenschaft  hinwies,  einen  Gulden  Kronsteuer  zu  Weih- 
nacht zu  entrichten.  Da  sie  diesen  Erlag  unter  den  beiden 
Ferdinanden  schuldig  blieb,  so  meinte  das  Gutachten,  Stände 
sollten  den  Kaiser  um  Widmung  dieser  Kronsteuer  fiir  das 
Kammergericht  bitten.  Für  den  Fall  aber,  als  die  Juden- 
steuer nicht  Beifall  fände,  schlug  es  neue  Zölle,  die  Gefälle 
von  erledigten  oder  verfallenen  Lehen,  die  Renten  von  er- 
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loecbenen  geisüiclien  Gütero ,  aufgehobenen  Abteien  nnd 
KlÖ8terD ,  und  eine  Privilegientaxe  vor.  Die  übrigen 
Funute  de6  Gutachtene  handeln  von  der  Abkürzung  der 
Processe,  Verhütung  gehäufter  Appellationen  and  Reristonen 
(womit  2U  jener  Zeit  ein  grosser  Miesbrauch  getrieben  wnrde), 
von  den  Vieitationen  des  Kammergerichts,  von  der  neuen 
Kamraerordnung ,  von  der  Erledigung  zweifelbafter  Falle, 
deren  Entscheidung  Giltigkeit  für  das  ganze  Reidi  haben 
soll,  von  Abkürzung  des  Ffändungsprocesses,  von  fixer  An- 
stellung der  AsseBBoren,  von  Beilegung  der  die  Gericbta- 
handluugeu  wegen  der  Verschiedenheit  der  Festtage  hem- 
menden Kalenderstreitigkeit,  von  Einsendung  der  Entscbei- 
dnngegründe  bei  Becursen,  von  dem  bei  den  Lütticher-Pro- 
cessen  bestehenden  grossen  Missbraache  des  Recnrses  an 
ausländische  Gerichte,  welchen  Karl  V.  mit  Erlass  ans 
Brüssel  vom  3.  October  1S4S  allen  Standen  des  Reiches 
ernstlich  verboten  hatte,  und  von  der  Nothwendigkeit  den 
Papst  anzugehen,  dass  er  die  Annahme  von  dergleichen  un- 
verantwortlichen Recursen  seinen  Nuntien  und  Legaten  ykt- 
biete,  widrigenfalls  aber  deren  Entscheidungen  für  kraftlos 
zu  erklären. 

Obgleich  die  Verhandlungen  über  die  verschiedenen 
Puncte  dieses  Gutachtens  noch  im  Sommer  1643  begannen, 
so  kam  es  doch  erst  zu  Anfang  des  nächsten  Jahrea  zu  Be- 
schlüssen darüber,  doch  erliess  die  Reichsdeputation  nodi 
früher  ein  Schreiben  an  Frankfurt,  womit  diese  Stadt  neuer- 
dings zur  Au&ahme  des  Kammergericbts  wegen  dessen  Un- 
sicberheit  in  Speter  aufgefordert  wird.  In  Frankfurt  hielt 
sich  um  diese  Zeit  der  Secretär  des  Rosen  auf,  vermntblich 
Werbungen  halber.  Die  kaiserlichen  Commissäre  verlangten, 
dasB  er  ausgewiesen  werde ,  allein  der  Stadtrath  leistete 
keine  Folge,  so  sehr  reichspatriotisch  war  die  freie  Reichs- 
stadt damals  gesinnt. 

In  einer   neuen  Eingabe  wiederholten   die  Depntirten 
^Bokischen  Kreises    ihren    früheren  Antrag   vom 
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8.  Juni  auf  Aufhebung  der  bedingten  Amnestie  und  be- 
klagten sich  in  einem  Schreiben  vom  6.  Juli  mit  grosser 
Gereiztheit,  dass  der  Deputationstag  auf  ihre  Anbringen  zu 
nichts  anderem  sich  herbeigelassen  habe ,  als  zu  einem 
Schreiben  an  den  Kaiser  um  Abstellung  der  Kriegsbe- 
Bchwerden.  Indem  sie  baten  über  die  übrigen  Puncte  ,,ge- 
messene  Resolutionen^  zu  ertheilen ,  Hessen  sie  einfliessen, 
dass  die  Stande  ihres  Kreises  den  Verzug  mit  denselben 
nicht  bloss  ihren  Interessen  nachtheilig,  sondern  auch  »schimpf- 
lich" gefunden  haben. 

Für  die  Verhandlung  der  Religionsbeschwerden 
hätte,  vermöge  Reichsabschiedes,  ein  besonderer  Ausschuss 
des  Deputationstages  gewählt  werden  sollen,  allein  die  Pro- 
testanten und  unter  diesen  besonders  Brandenburg,  welche 
diese  Grravamina  zu  den  Friedensverhandlungen  ziehen  woll- 
ten, verhinderten  die  Wahl  eines  Ausschusses.  Hierauf 
setzte  Oesterreich  im  Fürstenrathe  „mit  harter  Mühe^  durch, 
»dass  die  Reichsgravamina  (d.  i.  Religionsbeschwerden)  ein 
halbes  Jahr  nach  den  General-Friedenstractaten  vorgenommen 
werden  sollten"  ^^).  Nun  kam  die  Reihe  an  die  Amnestie. 
Seit  dem  Erlass  derselben  hatte  die  Erfahrung  ihre  Wir- 
kungslosigkeit dargethan.  Da  man  glaubte  oder  zu  glauben 
aus  anderen  Gründen  für  gut  hielt,  dass  sie  von  der  ange- 
hängten Bedingniss  herrühre,  so  vereinigten  sich  alle  Stimmen 
für  die  Aufhebung  derselben  und  für  den  Erlass  einer  all- 
gemeinen unbedingten  Amnestie.  Am  eifrigsten  betrieben 
diese  die  abgefallenen,  mit  dem  Kaiser  nicht  ausgesöhnten 
Beichsstände ,  oder  solche ,  welche,  wie  Würtemberg,  noch 
nicht  vollkommen  restituirt  waren ,  weil  sie  durch  die  un- 
bedingte Amnestie  zu  dem  Wiederbesitz  der  zurückgehal- 
tenen Güter  gelangten.  Der  Kaiser  war  überzeugt,  dass 
auch  diese  äusserste  Massregel  von  Nachsicht  und  Milde 
die  Wirkung  einer  aufrichtigen  Rückkehr  nicht  haben  werde, 


*')  Dabei  blieb  es  nicht. 
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dennoch  aber  schrieb  er  den  österreichischen  Gesandten  den 
22.  Juli  1643:  »Sollten  evidente  Rationes  utilitatis  an  die 
Hand  gegeben  werden  ,  wesswegen  die  Amnestie  -  Clansel 
aufzuheben ;  so  werde  Ich  diese  Gründe  gerne  vornehmen 
und  Mich  seiner  Zeit  resolviren.^  Den  16.  Augnst  zeigten 
ihm  die  Gesandten  an,  dass  der  churfurstliche  Rath  bei  Er- 
örterung dieser  Frage  sich  für  die  gänzliche  Aufhebung 
des  effectus  suspensivi  entschieden  und  die  Gesandten  auf- 
gefordert habe ,  die  Re  -  und  Correlation  im  Fürsten- 
rath  zu  beantragen.  Dieser  äusserte  in  seinem  Reicbsbe- 
denken  vom  27.  August:  Aus  Anlass  eines  vom  Herzoge 
von  Würtemberg  an  den  Deputationstag  gerichteten  Schrei- 
bens y  worin  dieser  um  Verwendung  beim  Kaiser  wegen 
Aufhebung  der  Suspension  der  Amnestie  ersucht  wurde, 
damit  der  Herzog  zur  gänzlichen  Restitution  von  Land  und 
Leuten  gelange ,  habe  der  Fürstenrath  den  4.  Mai  diesen 
Punct  in  Berathung  genommen  und  per  majora  geschlossen, 
dass  sich  in  Anbetracht  der  geringen  Zahl  anwesender 
Stände,  diese  Frage  nicht  wohl  entscheiden  lasse ,  ein  Be- 
scbluss,  der  in  der  Sitzung  vom  20.  Juni  bestätigt  worden 
sei.  Weil  aber  der  churfurstliche  Rath  diese  Angelegen- 
heit dem  Fürstenrathe  zur  Re-  und  Correlation  seitdem 
empfohlen  hat,  so  ward  sie  von  diesem  neuerdings  in  Er- 
wägung gezogen.  Der  Majoritätsbeschluss  laute :  Dem  Kaiser 
soll  gerathen  werden ,  die  Suspensio  amnestiae  aufzuheben. 
Auf  das  den  23.  Mai  von  dem  Reichsausschusse  gegen 
den  Willen  des  Kaisers  erlassene  Mahnschreiben  an  die 
Landgräfin  Amalia  Elisabeth  antwortete  sie  den  20.  August, 
dass  der  allgemeine  Friede  durch  eine  Trennung  von  ihren 
Bundesgenossen  und  einen  Separatvertrag  mit  dem  Kaiser 
gewiss  keine  Förderung  erfahren  würde.  Zur  Verbindung 
mit  den  fremden  Mächten  und  zur  Waffenergreifung  hätten 
ihren  Gemahl  der  auf  Gutbefinden  der  Churfürsten  im 
Jahre  1B23  zu  Regensburg  gefasste  Beschluss  gedrängt. 
Was  geschehen  ist,  sei  Nothwehr  gewesen  u.  s.  w* 
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Im  Jahre  1643  auf  dein  Deputationstage  zu  Frankfurt 
gab  es  wie  früher  auf  dem  Regensburger-Reichstage  gewiss 
Keinen,  der  die  eben  angeführten  Gründe  der  Landgräfin 
gutgeheissen  hätte,  aber  i.  J.  1862  fanden  sie  an  einem 
Berliner-Professor  einen  Anwalt,  denn  wir  lesen  bei  Droysen: 
^Wenn  der  Kaiser  mit  Hilfe  der  Spanier  bei  Nördlingen 
siegte,  wenn  der  Handstreich  des  spanischen  Infanten  gegen 
Trier  einen  Churfürsten  des  Reichs  zum  Gefangenen  ge- 
macht hatte,  so  war  Bernhard  von  Weimar,  es  waren  des 
geächteten  Churfürsten  Söhne  und  unzählige  andere  Ge- 
ächtete und  Beraubte  in  ihrem  Rechte,  wenn  sie  die 
Hilfe  Frankreichs,  Schwedens,  Englands,  der 
(General-)  Staaten  anriefen,  das  neue  Reichsrecht  wie- 
der abzuthun  und  das  alte  Recht  der  Libertät  und  des 
Evangeliums  zu  retten.^  Es  wäre  sehr  leicht,  an  diese 
Argumentation  vergleichende  Fragen  in  Beziehung  auf  po- 
litische Verhältnisse  der  Gegenwart  zu  knüpfen,  weil  aber 
solche  Parallelen  einer  zu  unliebsamen  Beschaffenheit  sind, 
so  enthalten  wir  uns  derselben ,  doch  gestehen  wir ,  niöht 
fassen  zu  können,  wie  Hr.  Droysen  glauben  mag,  die  un- 
geheure Blutschuld  des  dreissigjährigen  Krieges  lasse  sich 
ohne  Verletzung  des  Rechts-  und  Schicklichkeitsgefuhles 
mit  Gründen  rechtfertigen,  die  von  der  Theorie  eines  recht- 
mässigen und  erlaubten  Verrathes  am  deutschen 
Vaterlande  hergenommen  sind. 

Wie  unaufrichtig  Braunschweig  den  Goslarer-Frie- 
den eingegangen  hatte,  kam  jetzt  auf  dem  Tage  zu  Frank- 
furt ans  Licht.  Den  22.  August  erklärte  der  braunschwei- 
gische  Gesandte ,  von  dem  gesammten  Hause  Braunschweig 
angewiesen  zu  sein,  dass  er  in  nichts  willige,  wodurch  der 
jüngste  Reichsabschied  und  der  Pragerfriede  directe  oder 
indirecte  bestätigt  wer^e,  da  den  letzteren  ^^die  krügfuhren- 
den  Cronen  für  die  mehreste  Ursach  des  Krieges  halten, 
übrigens  begehre  das  Haus  Braunschweig  weder  den  einen 
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noch  den  anderen  zu  infringiren  ,    sondern   lasse  selbige  in 
ihrem  esse  bewenden." 

Verdient  Ferdinands  Geduld,  solche  Subjecte  länger 
zu  ertragen  und  ihrerwegen  das  Reich  nicht  im  Stiche  zu 
lassen,  keine  Bewunderung  ,  so  fragen  wir  bloss ,  welcher 
von  Denen,  die  sie  ihm  verweigern,  hätte  gehandelt  wie  er? 
Als  der  Kaiser  von  diesem  Protest,  dem  übrigens  keiner 
der  übrigen  Gesandten  beitrat,  Kenntniss  erlangte,  schrieb 
er  dem  Grafen  Tattenbach:  „Dieses  Votum  stellt  neuerdings 
alles  in  Zweifel,  was  Erzherzog  Leopold  Wilhelm  mit  dem 
gesammten  Hause  Braunschweig  ins  Reine  gebracht,  daher  wir 
uns  keineswegs  einbilden  können,  dass  diese  vom  deutsehen 
Geblüt  entsprossenen  Fürsten  ihrem  Gesandten  dergleichen 
ihrer  Hand  und  Siegel  zuwiderlaufende  Vota  aufgetragen 
haben.*  Als  Tattenbach  des  Auftrages :  »die Herzoge  möchten 
ihren  Gesandten  anders  instruiren,**  sich  entledigte,  gab 
Christian  Ludwig  den  26.  October  zum  Bescheid:  er 
habe  das  Begehren  des  Kaisers  seinem  Vetter  Friedrich, 
den  es  vorzugsweise  angehe ,  bekannt  gemacht  und  dieser 
sich  erklärt,  das  mit  Hand  und  Siegel  Ausgestellte  unver- 
brüchlich halten  zu  wollen.  H.  August,  bei  dem  sich 
Tattenbach  ebenfalls  meldete,  behauptete,  dass  man  ihn  bei 
Abfassung  der  Gesandtschaftsinstruction  gar  nicht  zu  Rathe 
gezogen  habe.  Hierauf  begab  sich  Tattenbach  zu  H.  Fried- 
drich  nach  Celle.  Dieser  läugnete  nicht,  den  Gesandten 
so  instruirt  zu  haben ,  wie  er  gesprochen ,  doch  sei  er  da- 
bei von  der  Ansicht  ausgegangen,  dass  der  Prager-Friede  und 
Reichsabschied  dem  allgemeinen  Frieden  Hindemisse  berei- 
teten und  den  Krieg  verlängerten.  Weil  er  aber  wahrnehme, 
dass  seine  Intention  übel  gedeutet  worden  sei,  wolle  er  nach 
einer  vorerst  mit  seinem  Vetter  anzustellenden  Rücksprache 
dem  Gesandten  eine  andere ,  den  Kaiser  befriedigende  In- 
struction ertheilen.  Inzwischen  wusste  der  Kaiser  sehr  wohl, 
dass  die  braunschweigische  Politik  dem  Ziele  nachstrebe,  den 


Prager-Prieden  bei  den  Friedenstractaten  wegzuschaflTen,  um 
(im  eigenen  Interesse)  den  Stand  von  1618  wieder  herzu- 
Btellen.  Er  wusste  noch  mehr,  nämlich,  dass  Braunschweig 
neaerdings  mit  dem  Gedanken  sich  trage,  eine  Verbindung 
mit  Schweden  einzugehen,  was  sehr  begreiflich  ist,  da  einige 
Gesandte  in  Prankfurt  offen  erklärten,  dem  Congresse  wür- 
den die  Reichsangelegenheiten  ganz  entzogen  und  den  aus- 
wärtigen Mächten  zur  Behandlung  iiberlassen  werden  ^^). 
Thöricht  vertrauten  die  deutschen  Fürsten  Versprechen,  die 
nur  gethan  wurden,  um  an  ihnen  Stützen  für  das  Interesse 
Derer  zu  gewinnen,  welche  die  Löwenbeute  unter  sich  ver- 
theilen  wollten.  Ein  vertrautes  Schreiben  aus  Frankfurt 
vom  2.  August,  welches  den  Acten  des  Keichsarchives,  aus 
denen  wir  die  Mittheilungen  über  den  Deputationstag  schöpften, 
beiliegt,  sagt  uns  hierüber:  »Dass  dieProtestirendenso  stark  auf 
ihren  Opinonen  beharren,  ist  die  Ursach,  dass  sie  mit  anderen 
Consiliis  umbgehen,  und  sich  auf  der  ausländischen  Cronen 
Beistand  gar  zu  viel  verlassen*,  wie  sie  denn  nit  allein  von 
der  Cron  Schweden,  sondern  auch  von  Frankreich  die  Ver- 
tröstung haben,  dass  sie  ihnen  in  ihren  postulatis  nach  Mög- 
lichkeit an  die  Hand  gehen  werden.  Die  Protestirenden  ge- 
hen daher  mit  dem  Gedanken  um ,  wenn  man  ihnen  hier 
nicht  deferirt,  alles  zu  den  General-Tractaten  zu  ziehen 
und  dort  ihre  Intentionen  durchzudrucken ,  dessen  sie  sich 
öffentlich  vernehmen  lassen.  Dieses  der  Protestirenden  Pro- 
cedere  thut  dem  sächsischen  Abgeordneten  selbst  nicht  ge- 
fallen ,  wie  er  denn  mit  dem  Braunschweigischen  ganz  und 
gar  nicht  zufrieden  ist,  und  die  brandenburgischen  Vota 
bevörderst  in  puncto  Amnestiae  nicht  approbieret.  Er  hat 
sich  bereits  so  weit  herausgelassen,  dass  ihn  seine^ Glaubens- 
genossen dieserwegen  für  katholisch  halten ,  ja  ihm  sogar 
unter  die  Augen  sagen ,  er  halte  es  mehr  mit  den  Katho- 
lischen als  mit  den  Protestirenden.    Dies  soll   die  Ursache 
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sein,  dass  die  Protestirenden  im  Furstcnrath  wegen  Ver- 
gleichiing  der  Religions-Gravamina  auf  eine  grossere  Anzahl 
der  Stände  dringen,  dieweil  sie  einander  selbst  nicht  tränen.' 
Wie  heutzutage  ein  gemässigter  Protestant  oder  ein  unpar- 
teiischer Katholik  zu  den  Ultramontanen  und  Keactionären 
geworfen  wird,  so  schalt  man  damals  vermöge  dieser  Dar- 
Stellung  einen  Protestanten,  der  nicht  zu  den  Zeloten  nnd 
Landesverräthern  zählte,  einen  —  Katholischen.  Kein  Wun- 
der, dass  der  Protestantismus,  vergiftet  von  politischen  Ein- 
flüssen und  immerfort  als  Aushängeschild  selbstsüchtiger  Be- 
strebungen benützt,  von  der  in  der  ersten  Periode  der  Re- 
formation erstrebten  Höhe  herabsank,  und  das  Bekehrungs- 
geschäft der  eifrigen  Jesuiten  zuletzt  so  rasche  Fortschritte 
machte,  wie  anfangs  der  Abfall. 

Weit  entfernt  von  der  von  H.  Friedrich  verbeisseoen 
Umkehr ,  ging  der  braunschweigische  Gesandte  den  betre- 
tenen Weg  fort.  Gegen  den  Beschluss  sämmtlicher  Deputir- 
ten  in  Frankfurt  bleiben  zu  wollen,  begehrte  er  den  24.  No- 
vember in  das  nächste  Reichsbedenken  die  Klausel  ein- 
zuschalten, ^dass  Seine  Majestät  auf  das  Ersuchen  der  frem- 
den Cronen  in  die  Translation  des  Deputationstages  gehölen 
mögen."*  Als  der  churmainzische  Rath  ihm  dieses  Begehren 
rundweg  abschlug,  Bayern  ihn  hierbei  unterstützte  und  die 
österreichischen  Gesandten  ein  energisch  abgefasstes  Beden- 
ken dagegen  überreichten,  legte  er  ein  Schreiben  des  Königs 
von  Dänemark  an  das  churfürstliche  Collegium  vor,  worin 
demselben  vorgeworfen  wird,  dass  es  seine  Deputirten  zum 
Congresse  noch  nicht  abgeschickt  habe ,  dass  wegen  des 
Stimmrechtes  zwischen  ihm  und  den  Ständen  Zwietracht 
herrsche,  dass  man  das  Jus  suffragii  dem  Fürstenrathe  ent- 
ziehen wolle ,  und  dass  weder  hinsichtlich  der  Amnestie 
noch  hinsichtlich  der  Religionsbeschwerden  dem  Bedürfnisse 
abgeholfen  worden  sei.  Die  Gesandten  liessen  dieses  Schrei* 
ben,    von  dem  sie  sagten,  er  habe  es  „erpracticirt* ,  unbe- 
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achtet,  worauf  Langenbeck  (so  hiess  der  braunschweigische 
Gesandte)  von  den  Verhandlungen  wegblieb. 

Das  erwähnte  Schreiben  des  Dänenkönigs  war  wirk- 
lich erschlichen,  was  wahrscheinlich  so  kam,  weil  der  däni- 
sche Erbprinz  sich  mit  der  Schwester  des  Herzogs  Christian 
Ludwig  von  Braunschweig  vermählt  hatte.  Maximilian  von 
Bayern,  dem  ein  Schreiben  gleichen  Inhalts  zukam,  antwor- 
tete dem  Könige,  er  sei  ganz  unrichtig  berichtet.  Ob  der 
Deputationstag  in  Frankfurt  bleibe  oder  an  die  Congress- 
orte  versetzt  werde,  bleibe  dem  Furstenrathe  das  Jus  suffragü 
doch  immer  gewahrt  in  allen  Angelegenheiten,  welche  der 
Kaiser  in  der  Friedenssache  proponiren  lassen  wird,  und 
worüber  er  sein  Gutachten  verlangt.  Dem  Kaiser,  welchem 
Maximilian  den  4.  December  hiervon  Mittheilung  machte, 
bemerkte  er,  dass  die  Verhandlung  über  die  Amnestie  vor 
Eröffnung  des  Congresses  erledigt  werden  müsse,  soll  ver- 
mieden werden,  dass  man  sie  nicht  dorthin  ziehe  und  da- 
mit bis  1618  zurückgehe.  Das  würde  unfehlbar  geschehen, 
»denn  mittelst  der  auswärtigen  Kronen  hoffen  die  Pro- 
testirenden  damit  durchzudringen ,  massen  sie  gar  in  Ge- 
danken stehen,  die  Religions-Gravamina  vor  jene  zu  ziehen, 
um  ihren  darunter  suchenden  absonderlichen  Vortheil  zu 
erstreben,  wie  aus  dem  beiliegenden  brandenburgischen  Voto 
zu  Frankfurt  zu  ersehen.^ 

Der  Gedanke,  Frankreichs  Beistand  in  ihrem  Interesse 
anzurufen,  war  übrigens  auch  einer  Partei  unter  den  Katho- 
liken nicht  fremd  ,  allein  diese  Richtung  war  keine  allge- 
meine wie  bei  den  Protestanten.  Ihr  Einfluss  wird  bei  der 
Behandlung  der  Keichsanliegen  nirgend  wahrgenommen,  und 
wie  sehr  die  katholischen  Stände  Scheu  trugen ,  sich  an 
Frankreich  zu  hängen,  beweisen  uns  zwei  grosse  Thatsachen, 
nämlich  die  Verfügung,  welche  Graf  Trautmanstorff  auf  dem 
Friedenscongrosse  mit  den  geistlichen  Gütern  traf,  und  der 
Unwillensschrei  der  nämlichen  Stände  über  die  Verbindung 
Maximilians  von  Bayern  mit  Frankreich.     Wahrheitsgemäss 
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lässt  sich  daher  sagen:  die  katholischen  Stande  waren  un- 
gleich besser  als  die  protestantischen  gesinnt. 

Den  5.  December  1()43  trag  der  Kaiser  den  Commis- 
sären  auf,  den  Antrag  auf  Bewilligung  einer  neuen  Reichs- 
hilfe Yon  100  Romermonaten  in  Form  einer  Frage,  und  mo- 
tivirt  von  den  Unruhen  des  Rakoczy,  dessen  interceptirte 
Schreiben  er  ihnen  sammt  dem  mit  Schweden  abgeschlosse- 
nen Vertrag  in  Abschrift  übersandte,  bei  dem  Deputations- 
tage  anzubringen.  Da  die  Stande,  so  oft  es  sich  um  Geld 
handelte,  gewohnlich  einig  waren,  so  zeigte  sich  unter  den 
Churfursten  nicht  nur  Brandenburg,  sondern  auch  Cbur- 
mainz  ungeneigt  dem  Kaiser  zu  willfahren,  während  Chur^ 
Sachsen  Bedingungen  an  die  Bewilligung  knüpfte  und  der 
Furstenrath  gar  nichts  davon  hören  wollte.  —  Wir  unter- 
brechen den  Deputationstag  mit  dem  Jahresende  von  1643, 
weil  er  bis  1645  fortdauerte. 


Dreizehnter  Abschnitt. 


Von  vielen  mit  grosser  Sicherheit  gegen  die  Habs- 
burger geschlenderten  Beschuldigungen  verfallt  dem  Spotte 
kaum  noch  eine  andere  sicherer,  als  die,  welche  Ferdinand  III. 
mit  der  Schuld  belastet,  die  Restitution  des  Pfalzgrafen 
Karl  Ludwig  nicht  bloss  absichtlich  verzögert,  sondern  sie 
auch  gar  nicht  gewollt  zu  haben.  Die  vermöge  dieser 
Anschauung  dem  Kaiser  und  dem  Churfursten  Maximilian 
von  Bayern  angewiesene  feindliche  Stellung  steht  mit  dem 
bei  England,  Frankreich  und  Schweden  herausgesehenen 
Protectorate  des  pfälzischen  Hauses  auf  gleicher  Linie  der 
Wahrhaftigkeit.  Nach  Einsicht  der  in  dieser  Angelegen- 
heit gewechselten  Schreiben  und  der  sie  betreffenden  Acten 
vermögen  wir  die  bemerkte  Rollenaustheilung  in  das  schnur- 
gerade Gegentheil  zu  verwandeln,  zu  zeigen,  dass  die  Hin- 
demisse von  den  Fremdmächten  kamen,  während  bei 
Ferdinand  und  Maximilian  der  thätigste  Wille  bestand,  eine 
Ausgleichung  in  der  kürzesten  Frist  herbeizuführen. 

Als  gleich  nach  Ferdinands  Thronbesteigung  in  seinem 
geheimen  Rathe  die  Frage  über  die  Bedingungen  der  Frie- 
densherstellung zur  Sprache  kam ,  drückte  das  gesammte 
Collegium  mit  Trautmanstorff  und  Kurtz  an  der  Spitze,  ein- 
hellig die  Ueberzeugung  aus,  dass  vor  dem  Austrag  der 
pfälzischen  Sache  an  keinen  Frieden  zu  denken  ,  folglich 
mit  ihr  der  Anfang  zu  machen  sei.  Ganz  so  betrachtete 
der  Kaiser  und  Maximilian  die  Lage  der  Dinge.  Den  Letz- 
teren  trieb   noch    überdies   ein  mächtiger  Nebengrund,   die 
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Hand  zu  einem  Vergleiche  zu  bieten.  So  lange  dieser  nicht 
getroffen  war ,  hielt  er  den  Besitz  der  Oberpfalz  nicht  für 
gesichert ,  und  da  er  nur  noch  auf  eine  kurze  Lebensdauer 
rechnen  konnte,  so  drängte  er  den  aus  Friedensliebe  ohne- 
hin willfahrigen  kaiserlichen  Schwager  mit  ruheloser  Hast, 
unverzüglich  zu  Werk  zu  schreiten. 

Bedarf  es  keiner  Versicherung ,  dass  die  angeführten, 
aus  dem  eigenen  Interesse  entsprungenen  Beweggründe  ausser 
Vergleich  starker  als  die  wirkten,  von  welchen  die  bei  der 
pfalzischen  Sache  unbetheiligten  fremden  Mächte  geleitet 
waren,  so  werden  vrir  dagegen  ausdrücklich  erklären  müssen, 
was  man  entweder  nicht  weiss  oder  nicht  sagen  wiU,  dass 
dabei  selbst  noch  bessere  Motive,  bei  Ferdinand  ein  höherer 
Edelmuth,  bei  Maximilian  ein  geringerer,  concorrirten. 

Karl  I.  von  England  hegte  für  die  Wiedereinsetzung 
seines  Neffen  unstreitig  gute  Wünsche,  nahm  aber  ebenso 
gewiss  keinen  Anstand,  sie  nothigenfalls  oder  nach  einer 
zufälligen  Opportunität,  dem  politischen  Interesse  aufzu- 
opfern. Andeutungen  bestimmter  Art  gaben  die  Brüsseler- 
Conferenzen  i.  J.  1638,  die  auch  den  Beweis  liefern,  dass 
die  Beschuldigung  von  Ferdinands  absichtlicher  Verzöge- 
rung thatsächlich  falsch,  und  mit  Rücksicht  auf  anno  1638 
absurd  ist. 

Von  Karl  I.  ist  überdies  zu  bemerken,  dass  er,  eben- 
falls aus  politischen  Gründen,  den  Schein  eines  weit  grosseren 
Antheils  an  dem  Schicksale  seines  Neffen  annahm,  als  er 
empfunden  haben  dürfte.  Im  englischen  Parlamente  gab  es 
eine  Partei,  welche,  vom  leidenschaftlichsten  confessionellen 
Hasse  erfüllt,  die  Nachfolge  Ferdinands  lU.  auf  dem  deut- 
schen Throne  mit  allen  möglichen  Mitteln  und  besonders 
mit  grossem  Geldaufwande  für  Bestechung  zu  ^verhindern 
strebte.  „Es  ist  nicht  zu  sagen,  berichtet  Ratold,  der  kais. 
Resident  in  London,  welche  Anstrengungen  diese  Partei  für 
den  gedachten  Zweck  gemacht  hat,  und  wie  sicher  sie  xn 
sein  glaubte,  damit  durchgedrungen  zu  sein.  Als  dessen  un- 
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geachtet  die  gegentheilige  Nachriebt  eintraf,  geberdete  sie 
sich  lange  ganz  ungläubig,  bis  ihr  Widerspruch  dem  er- 
grimmtesten Hassausbrnche  wich."  Die  nämliche  Partei  be- 
trieb ans  den  nämlichen  Gründen  die  Restitution  des  jungen 
Pfalzgrafen.  Karl  handelte  ganz  in  ihrem  Sinne.  Auf  das 
Notificationsschreiben  vom  Tode  Ferdinands  U.  die  übliche 
Beileidsbezeigung  zu  erwiedem,  unterliess  er,  und  auf  das 
von  der  Thronbesteigung  Ferdinands  HI.,  welches  Katold 
sammt  einem  eigenhändigen  des  neuen  Kaisers  ihm  über- 
reichte, gab  er  diesem  zum  Bescheide,  da  dieses  Ereigniss 
allgemein  bekannt  ist,  so  finde  er  nicht  nöthig,  die  beiden 
Schreiben  zu  beantworten.  In  der  Buhlerei  um  die  Gunst 
dieser  Partei  ging  Karl  so  weit,  dass  er  dem  Kaiser  selbst 
den  Titel:  Majestät  verweigerte.  Und  als  Ratold,  in  Folge 
dieser  Insolenz  bald  nacher  abberufen,  um  Aufnahme  auf 
einem  königlichen  Kriegsschifie  der  Reisesicherheit  wegen 
anhielt,  ward  es  ihm  mit  der  Erklärung  abgeschlagen,  Sicher- 
heit gewähre  auch  jedes  andere  Schiff. 

Gleichzeitig  traf  Karl  Anstalten  zur  Ausrüstung  zweier 
Flotten,  einer  königlichen  und  einer  pfalzgräflichen,  um,  wie 
er  Yorgab,  den  Kaiser  mit  Wafiengewalt  zur  Restitution  der 
Pfalz  zu  zwingen,  ^aber,  schrieb  Ratold,  die  beiden  Flotten 
schweben  in  der  Luft."  Unter  dem  Verwände,  die  Minister 
hätten  von  einer  kriegerischen  Unternehmung  gegen  den 
Kaiser  abgerathen,  kam  es  von  der  Flottenexpedition  bald 
gänzlich  ab. 

Man  wird  nicht  anstehen  können,  in  Karls  vermutheter 
Gönnerschaft  für  den  Pfalzgrafen  das  Gaukelspiel  einer  selbst- 
süchtigen Politik  zu  erkennen,  von  der  diesem  nur  Nach- 
theil kommen  konnte,  wenn  Ferdinand  die  vom  Oheim  ver- 
schuldeten Verletzungen  des  kaiserlichen  Ansehens  dem 
Neffen  hätte  entgelten  lassen  wollen.  Angestiftet  von  Karl, 
liess  der  Pfalzgraf  im  Jahre  1637  eine  in  englischer,  deutscher, 
französischer  und  lateinischer  Sprache  gedruckte  Proclamation 
ausgehen,  worin  er  Ferdinands  römische  Königswahl,   weil 

Koch,  Geschichte  Ferdinandi  in.    T.  Bd.  27 
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er  zur  selben  nicht  berufen  worden  war,  für  angiltig  und 
kraftlos  erklärte ,  und  um  dieser  Thorheit  die  Krone  auf- 
zQsetzen,  vermass  er  sich  sogar,  diesen  Protest  nicht  bloss 
den  Churfursten ,  sondern  selbst  dem  Kaiser  zuzusenden  ^). 
Wie  weiter  oben  umständlich  erzählt  wurde,  ergriff  er  bald 
nachher  die  Waffen  gegen  den  Kaiser;  er  und  sein  Oheim 
wirkten  demnach  zusammen,  um  die  Churfursten  und  den 
Kaiser  gegen  sich  aufzubringen,  und  die  Wiedereinsetzung 
zu  verzogern  und  zu  erschweren.  Falsche  Freunde  waren 
auch  Schweden  und  Frankreich.  Beide  beuteten  die 
pfalzische  Sache  im  Interesse  ihrer  ränkevollen  Politik  aus, 
benützten  sie  als  Kriegsvorwand  und  Erschwerungsniittel 
des  Friedens  und,  während  sie  sich  anstellten,  als  liehen  sie 
ihr  die  grossmüthigste  Unterstützung,  hegten  sie  keimlich 
den  entschiedensten  Widerwillen  gegen  die  Restitution  des  — 
„Calvinisten."  Nicht  einmal  die  Unterstützung  des  Königs 
von  Dänemark  war  ganz  aufrichtig,  denn  auch  er  zeigte 
sich  geneigt,  einen  Tauschhandel  damit  einzugeben.  Karl 
Ludwigs  Heil  lag  daher  ganz  unbedingt  in  der  Hand  des 
Kaisers  und  der  Churfursten.  Etliche  von  diesen  waren  aber 
über  das  Betragen  des  unbesonnenen  jungen  Fürsten  und 
seiner  schlechten  ßathgeber  so  aufgebracht,  dass  sie  seine 
Wiederherstellung  geradezu  verweigerten.  Ernstlich  arbeiteten 
also  an  derselben  bloss  der  Kaiser  und  der  Churfurst  von 
Bayern,  aus  den  angeführten  Beweggründen;  in  wie  ferne 
beide  sich  dafür  unausgesetzt  thätig  erwiesen,  waren  sie 
bessere  Freunde  des  pfälzischen  Hauses,  als  alle  fremden 
Mächte  zusammen ,  auf  deren  Schutz  Karl  Ludwig  hoch- 
müthig  pochte.    Mit  dieser  Auseinandersetzung  bezwecken 


')  Bei  Londorp  IV.  677  ist  dieser  Protest  za  finden.  Dass  er  von 
Karl  angerathen,  wissen  wir  aus  einem  aufgefangenen  Brief  von  der  Matter 
Karl  Ludwigs  an  den  Landgrafen  Ludwig  von  Hessen  vom  1.  Februar  1637. 
Sie  sagt  darin,  er  sei  entstanden  ^par  le  conseil  de  mon  fr^re",  und  theilt 
mit,  dass  ihr  Bruder  die  Schweden  aufgefordert  habe,  mit  dem  Kaiser 
keinen  Frieden  zu  schliessen. 
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wir  der  in  neuester  Zeit  versuchten  parteiischen  Darstellung 
der  pfalzischen  Sache  zu  begegnen,  zumal  sie  sich  sehr 
breit  zu  machen  suchte  und  keine  Scheu  trug,  historische 
Personen  zu  verunglimpfen,  denen  kein  begründeter  Vorwurf 
gemacht  werden  kann. 

Da  die  auf  dem  Reichstage  begonnenen  Verhand- 
lungen über  die  pfälzische  Angelegenheit  am 
Schlüsse  desselben  noch  fortdauerten,  so  verlegte  sie  der 
Kaiser  nach  Wien  und  lud  sowohl  die  Vermittler,  den  Konig 
von  Dänemark  und  die  Churfursten  von  Mainz,  Cöln,  Sachsen 
und  Brandenburg,  als  die  Parteien,  nämlich  den  König  von 
England  und  den  Pfalzgrafen,  dann  Spanien,  den  Churfursten 
von  Bayern,  den  Landgrafen  von  Hessen- Darmstadt,  den 
Bischof  von  Worms  und  die  Erzherzogin  Claudia  ein ,  ihre 
Bevollmächtigten  nach  Wien  zu  senden.  Als  solche  waren 
wieder  in  Wien  wie  früher  zu  Regensburg  von  englischer 
Seite  Thomas  Rowe  und  von  pfälzischer  Poblitz,  Spina,  und 
Joh.  Ulrich  beglaubigt.  Gleich  beim  Beginne  der  Verhand- 
lungen bildeten  sich  schroffe  Gegensätze.  Die  pfälzischen 
Deputirten  geberdeten  sich  wie  Berechtigte  einer  unbefrie- 
digten liquiden  Forderung  ^).  Sie  verlangten  vollständige 
Restitution  des  früheren  Länderbesitzes  und  der  Churwürde, 
erklärend,  dass  sie  nicht  ermächtigt  seien,  auf  Minderes  ein- 
zugehen.   Als  ihnen  das  Hinaustreiben  ihrer  Ansprüche  auf 


')  Dass  nicht  etwa  die  Leser  auf  den  Gedanken  einer  Berechti- 
gung verfallen!  Nach  den  Reichsgesetzen  erstreckte  sich  die  Verwirkung 
eines  Reichslehens  auch  anf  die  Kinder.  Will  man  aber  die  Achtserklämnir 
für  nngiltig  erklären,  weil  Friedrich  V.  in  dieselbe  angehört  verortheilt 
wurde,  so  fragen  wir,  wer  hat  denn  Ferdinand  II.  hinsichtlich  des  an  ihm 
verübten  LSnderraubes  gehört?  Selbst  dann,  wenn  man  Friedrichs  Kriegs- 
zug  und  die  Besitzergreifung  von  Böhmen  bloss  als  gemeinen  Landfriedens*- 
bruch  auffassen  wollte,  müsste  man  eingestehen,  dass  er  in  die  Reichsacbt 
ipso  jure  verfiel.  Oder  hätte  vielleicht  der  Reichstag  ihn  der  Acht  entziehen 
können,  wofeme  er  das  Richteramt  unparteiisch  ausübt?  Die  Geschichte, 
der  das  Richteramt  ebenfalls  zusteht,  soll  sich  nicht  dazu  hergeben,  gprosse 
Diebe  für  schuldlos  zu  erklären  und  kleine  su  hängen,  wie  es  Weltbrauch  ist. 

27* 
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die  äusserste  Spitze  verwiesen  wurde,  erklarten  sie  davon 
abstehen  zu  wollen,  enthielten  sich  aber  jeder  anderweiten 
Antragstellung.  Damit  die  Unterhandlungen  nicht  ins  Stocken 
gerathen,  trat  Bayern  mit  dem  bestimmt  lautenden  Antrage 
hervor,  die  Unterpfalz,  so  weit  es  sie  inne  habe,  unter  der 
Bedingniss  abtreten  zu  wollen,  dass  die  Klöster  daselbst, 
besonders  die  Jesuiten  in  Heidelberg,  in  dem  Stande,  in  dem 
sie  sich  befinden,  verbleiben,  und  die  Katholiken  auf  dem 
Lande  im  Genüsse  ihrer  Religiousübung  gelassen  werden. 
Wiewohl  das  leichteinzugehende  und  ganz  billige  Bedin- 
gungen waren,  so  fanden  die  pfalzischen  Abgeordneten  doch 
dagegen  einzuwenden,  dass  der  Churfurst,  ihr  Herr,  in  dieser 
in  seine  landesfürstlichen  Befugnisse  eingreifenden  Sache 
sich  die  Hände  nicht  binden  und  ein  anderes  Religions- 
Exercitium  sich  aufdringen  lassen  könne.  Hieraus  ist  abzu- 
nehmen, dass  er  Ausmerzung  des  Katholicismus  in  der 
Pfalz  im  Sinne  hatte ').  Spanien  erklärte  ebenfalls  seinen 
Antheil  an  der  Unterpfalz  zurückgeben  zu  wollen,  wenn 
man  sich  zu  einer  ^congrua  satisfactio"  verstehe  und  die 
Restitution  ein  wirksames  Förderungsmittel  des  allgemeinen 
Friedens  werde.  Hierauf  Hess  Pfalz  seine  Forderungen  folgen. 
Zunächst  verlangte  es  die  Wiedereinsetzung  des  Pfalzgrafen 
Ludwig  Philipp  in  den  frühern  Stand,  mithin  Zurückstellung 
der  von  ihm  früher  besessenen  Orte  Elreuznach  mit  den 
Aemtem  Kirchberg  und  Naumburg  sammt  Bolanden  *).  So- 


^)  Wenn  man  die  verschrieene  Intoleranz  Ferdinands  II.  mit  der 
weislich  verschwiegenen  churpfalzischen  vergleicht,  so  gewinnt  man  von 
jener  sicher  eine  andere  Anschaaung.  Ferdinand  bedingte  Rückkehr  zur 
alten  Kirche  oder  Aaswanderung,  die  PfUlzer  hingegen  nöthigten  ihre 
Unterthanen  ganz  unbedingt  zur  Annahme  ihres  Glaubensbekenntnisses. 
Auf  dem  Reichstage  von  1640  klagte  das  Bisthum  Worms,  dass  Churptalz 
im  Jahre  1566,  also  nach  aufgerichtetem  Religtonsfrieden,  über  dreihun- 
dert Pfarrkirchen  und  Klöster  gewaltsam  aufgehoben  und  die  Leute  zum 
CalvinismuR  gezwungen  habe. 

*)  Ludwig  Philipp  von  der  simmei*nschen  Linie  war  der  Bruder 
Friedrichs  V.,  des  Vaters  von  Karl  Ludwig.  Wenn  er  die  genannten  Ort- 
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dann  ward  Germersheim  mit  der  Anfrage  angesprochen,  ob 
der  Kaiser  als  oberster  Vormund ,  die  Pfalzgräfin -Witwe 
Elisabeth  gegen  die  es  besitzende  Erzherzogin  Claudia  von 
Tirol,  vertreten  wolle?  Für  die  Pfalzgräfin  ward  dann  noch 
der  einundzwanzigjährige  Ausstand  von  Witthums-  und  an- 
deren Bezügen  im  Gesammtbetrage  von  300.287  Gulden 
sammt  den  Ortschaften  Lautern,  Lorbach  und  Neuburg,  und 
für  ihre  Tochter  Katharina  Sophie  die  Summe  von  59.500 
Gulden  verlangt.  Der  Reichshofrath  erkannte  die  Recht- 
mässigkeit der  Ansprüche  beider  Damen  an,  hauptsächlich 
desshalb,  weil  sie  an  Friedrichs  Meuterei  keinen  Antheil 
genommen  und  aus  diesem  Grunde  in  den  Prager- Frieden 
und  die  Amnestie  aufgenommen  worden  seien.  Er  erneuerte 
seinen  Antrag  sie  zu  befriedigen  später  noch  einige  Male 
und  steUte  vor,  dass  ihre  Ansprüche  keine  Gnadensache, 
sondern  eine  „causa  justitiae''  sei,  und  das  vorgerückte  Alter 
der  Witwe  eine  rasche  Befriedigung  heische.  Nebstdem  ver- 
langte er,  dass  ihr  vorläufig  der  jährliche  Witwengehalt 
(3825  Gulden  und  Wein  und  Getreide)  ausbezahlt  werde  *). 
Wegen  Germersheim  gab  die  Erzherzogin  Claudia  folgenden 
Aufschluss:  Als  Manssfelt  die  Grafschaft  Hagenau,  sodann 
Germersheim,  Speier  und  Worms  weggenommen  hatte,  rüstete 
ihr  Gemahl  Erzherzog  Leopold  aus  seinen  Kammereinkünften 
und  den  tirolischen  Landessteuem  ein  Heer  aus,  zog  gegen 
den  Feind,    ynd  nahm  ihm  die  genannten  Orte  wieder  ab. 


Schäften  aaf  eine  so  rechtmässige  Weise ,  wie  die  charpfälzische  Linie 
Stadt  und  Schloss  Heidelberg ,  die  ein  Lehen  von  Worms  waren ,  dann 
Ladenburg,  die  Veste  Kum  Stein,  Heinbach,  Sulzbach  und  Lauterbach,  die 
ebenfalls  diesem  Stifte  gehörten,  an  sich  gebracht  haben  sollte,  so  verdiente 
er  die  Rückgabe  derselben  nicht. 

A)  Mit  diesem  Gesinnungsausdruck  mögen  die  Leser  den  Hochmuth 
und  die  Anmassung  der  Pfalzgräfin -Witwe  vergleichen,  die  in  ihrem  Ge- 
suche um  Befriedigung  ihrer  Ansprüche  sich  den  Titel :  Königin  von  Böhmen, 
Markgräfin  von  Schlesien  u.  s.  w.  beilegte. 
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Für  die  auf  1,100.000  Gulden  aufgelaufenen  Kosten  dieses 
Kriegszuges  gab  Ferdinand  II.  Germersheim  dem  Erzherzoge 
Leopold  anfangs  in  Verwaltung,  dann  im  Jahre  1628  nber- 
liess  er  es  ihm  gänzlich  als  sein  Eigenthum,  worüber  er 
die  Bestätigungsurkunde  im  Jahre  1631  ertheilte.  Hinsicht- 
lich der  Restitution  des  Pfalzgrafen  Ludwig  Philipp  erhob 
der  Reichshofrath  einige  Schwierigkeit.  Ihn  belaste  die  Theil- 
nähme  an  den  strafbaren  Zusammenkünften  des  Jahres  1630, 
sodann  habe  er  nach  dem  Tode  seines  geächteten  Bruders 
dessen  Titel  und  die  Administration  seiner  Länder  sich  an- 
gemasst,  endlich  auch  die  Annahme  des  Prager-Friedens  ver- 
weigert, wesshalb  er  der  Amnestie  unfähig  sei.  K.  Ferdinand 
erklärte,  wegen  Germersheim  und  andere  minder  bedeutende 
Fragen  (zu  welchen  auch  eine  Forderung  Badens  auf  die 
untere  Grafschaft  Sponheim  gehörte)  möge  man  die  Ver- 
handlungen nicht  aufhalten ;  den  Pfalzgrafen  Ludwig  Philipp 
restituirte  er  im  Jahre  1644  Yollständig. 

Kaum  aus  einem  anderen  Grunde,  als  um  den  Kaiser 
zu  den  äussersten  Gewährungen  und  allenfalls  auch  zu  Macht- 
sprüchen zu  bewegen,  verbreitete  der  englische  Gesandte 
mündlich  und  schriftlich  die  Nachricht,  König  Karl  beab- 
sichtige, wofeme  die  pfälzische  Sache  rasch  und  billig  ver- 
glichen werden  sollte,  „sich  mit  dem  Kaiser  und  Reich  mit 
Rath  und  That  zu  conjungiren,  um  unitis  animis  et  viribus 
zur  Wiederbringung  des  allgemeinen  Ruhestandes  zu  coope- 
riren."  Der  Reichshofrath  Hess  diesen  auch  ihm  gereichten 
Köder  fallen,  drang  aber  mit  ungewöhnlichem  Nachdruck 
in  den  Kaiser,  damit  er  den  durch  den  Tod  des  Cardinal- 
Infanten  in  den  Berathungen  entstandenen  Verzug,  so  rasch 
wie  möglich,  behebe.  Dies,  sagte  er,  müsse  geschehen,  erst- 
lich „weil  der  Churfürst  von  Bayern  dieses  nego- 
tium so  hoch  urgiren  und  gar  bald  daraus  sein 
möchten,  und  dann,  weil  wegen  Abgangs  der  spanischen 
Pienipotenz  die  culpa  retardati  vel  abrupti  tractatus  auf  Ew. 
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Maj.  selbst  gewälzt  werden  würde  ^).  Der  Kaiser  befände 
sich  alsdann  in  der  schlimmen  Lage,  die  Schuld  des  Königs 
von  England  büssen  zu  müssen,  der  grossem  Tadel  blos- 
gestellt  sein  wird,  wenn  es  sich  zeigt,  dass  die  seinem  Ge- 
sandten ertheilte  Vollmacht  für  die  Tractaten  nicht  ausreicht." 

Der  Mangelhaftigkeit  der  englischen  Vollmacht  lag  ohne 
Zweifel  Karls  Absicht  zu  Grunde,  Anforderungen  zu  Geld- 
entschädigungen in  der  Sache  seines  Neffen  ablehnen  zu 
können.  Hinter  dem  Widerstreben  der  pfälzischen  Abgeord- 
neten auf  andere  Conditionen  als  die  der  vollständigen  Re- 
stitution einzugehen,  oder  wie  Maximilian  von  Bayern  sich 
ausdrückte  „Alles  mit  Gewalt  durchzudrucken"  ist  die 
Hetzerei  Frankreichs  und  einiger  protestantischer  Reichs- 
stände zu  sehen  ^).  Karl  Ludwig,  der  seine  Freunde  überall 
dort  zu  finden  glaubte  wo  sie  nicht  waren,  handelte  sehr 
unklug,  bei  den  Wiener-Conferenzen,  wo  das  Negociren  noch 
in  seiner  Macht  stand,  statt  diplomatische  Geschmeidigkeit, 
den  Starrsinn  eines  eingebildeten  Machtbewusstseins  zu  ent- 
wickeln. Wie  sehr  er  sich  in  der  Ansicht  täuschte,  von 
Uebertragung  seiner  Sache  auf  den  Friedenscongress,  welche 
er  beständig  verlangte,  grösseren  Gewinn  zu  ernten,  hat  er 
zu  seinem  Schaden  sattsam  erfahren. 

Der  Kaiser  räumte  das  vom  Reichshofrathe  gerügte 
spanische  Hinderniss  rasch  hinweg,  indem  er  in  der  kürze- 
sten Frist  die  Ernennung  des  Castel  Rodrigo  mit  unbe- 
schränkter Vollmacht  zu  Stande  brachte.    Bei  Fortsetzung 


*)  Dieses  Zeu^iss  von  Maximilians  Eifer  konnte  ich  mit  Dutzenden 
von  Briefen  desttelben  an  den  Kaiser  unterstützen.  Was  sagen  jene  6e- 
schicbtschreiber  dazu,  welche  behaupten,  Bayern  und  der  Kaiser  haben  die 
Wiener-Conferenzen  hingehalten,  „um  Zeit  zu  gewinnen" ;  was  sagen  jene 
Falschmünzer  der  pfälzischen  Geschichte  zu  diesem  Gutachten,  sie,  welche 
Bayern  und  den  Kaiser  fortwährend  ein  falsches  Spiel  spielen  lassen? 

^  So  urtheilte  der  Kaiser,  dessen  Andeutungen  hierüber  glauben 
lassen,  dass  er  im  Besitze  von  Beweismitteln  war,  von  denen  er  keinen 
Gebrauch  machen  wollte. 
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der  Verhandlangen  kam  endlich  der  schwierigste  Punct,  näm- 
lich Bayerns  Verzicht  auf  die  Oberpfalz,  zur  Sprache.    Pfalz 
verlangte  sie  ohne  Entschädigung,  Bayern  erklärte,   sie  nur 
gegen  Bezahlung  der  darauf  haftenden  österreichischen  Schuld 
von  dreizehn  Millionen  abtreten  zu  wollen.  Mit  dem  Chnr- 
fiirsten  war  der  Kaiser  schon  früher  übereingekommen,  dass 
von   der  Abtretung   der  Oberpfalz  keine  Rede   sein   könne, 
und  er  ihn  im  Besitz   derselben  kräftig  unterstützen  werde. 
Er  warf  die  Frage  auf,    ob  er  den  Schaden  vergüten  soll, 
den  der  geächtete  Pfalzgraf  angerichtet  hat;  ob  ihm  zuge- 
muthet  werden  könne,   die  dreizehn  Millionen  zu  bezahlen, 
deren  Aufwand  der  Kriegszug  Friedrichs  gegen  seinen  Vater 
verursachte?    Maximilian    machte    das    nämliche    Argument 
hinsichtlich   des  Verzichts    seiner  Forderung  geltend.    Ganz 
zur  unrechten  Zeit  und  am  unrechten  Orte  beanstandete  nun 
Dänemark  die  hohe  Summe  dieser  Schuld,    äussernd:  „Es 
sei  fast  unglaublich,    dass  Bayern  eine  so   grosse  Summe 
vorgeschossen  habe,  besonders  wenn  bedacht  wird,  dass  es 
sich   der  Truppen  der  katholischen  Liga  bediente  und  die 
Mitglieder  derselben  stark  besteuerte.''    Thomas  Rowe,  der 
englische  Gesandte,  secundirte  diese  Einsprache  mit  Bruta- 
litäten.   In   einem    zur  Mittheilung   an   Trautmanstorff  be- 
stimmten  Briefe   äusserte  er:    „Der  Churforst  von  Bayern 
sollte   seiner  Schmutzerei   sich  schämen."    Ohne  in   irgend 
eine  Mediation   einzugehen  oder  ein  Auskunftsmittel  vorzu- 
schlagen,   beharrte    er  auf  der  Zurückstellung   der    beiden 
Pfalzen  und  der  Churwürde.  In  einem  Schreiben  an  Traut- 
manstorff vom  21.  April  1642  beschwert  er  sich   über  den 
schlechten  Fortgang  der  Conferenzen  und  gesteht,    dass  er 
weder  Auftrag  noch  Macht  habe,  weiter  wie  bisher  zu  gehen, 
„che  io  non  ho  ordine  ne  potcr,   di  passar  piü  oltre,    ne  a 
consumare  piü  tempo  in  vano."  Er  wie  sein  Herr  scheinen 
vorausgesetzt  zu  haben,  weiter  brauchten  sie  nichts  zu  thun, 
als  dem  Kaiser,  dem  Churfürsten  von  Bayern  und  sämmt- 
lichen  Vermittlern    das  was    sie  wollten  oder  nicht  wollten, 


426 

als  Gesetz  vorzuschreiben.  Der  Hochmuth  des  weder  ge- 
furchteten  noch  geehrten  Königs  von  England  erfuhr  in- 
zwischen um  eben  diese  Zeit  eine  wohlverdiente  Demüthi- 
gung.  In  einem  Schreiben  an  den  Kaiser  war  das  Prädicat 
Majestas  weggelassen  und  bloss  Serenissimus  gesetzt.  Der 
Kaiser  sandte  das  Schreiben  auf  der  Stelle  mit  der  Er- 
klärung zurück:  er  sei  weder  gesonnen,  noch  befugt,  seiner 
Person  und  dem  römischen  Reich  an  ihren  Ehren  und  Wür- 
den das  Mindeste  zu  vergeben. 

Als  Dänemark  im  Juni  1642  eine  Entschädigung  Bayerns 
mit  600.000  R  Th.  gegen  Abtretung  der  Oberpfalz  vor- 
schlug und  die  Leistung  derselben  von  England  begehrte, 
erwiederte  Rowe,  dass  er  keinen  Auftrag  habe,  sich  auf  ein 
derartiges  Begehren  einzulassen  und  überhaupt  auf  keine 
Geldforderung  „nicht  auf  den  geringsten  Pfennig."  Ver- 
gleichen wir  hiermit  Maximilians  Gesinnungsoffenbarung. 
Schon  den  19.  März  1642  hatte  er  dem  Kaiser  Folgendes 
geschrieben:  „Von  seinen  Abgeordneten  sei  ihm  berichtet 
worden,  dass  der  Kaiser  den  festen  Entschluss  gefasst  habe, 
für  die  Oberpfalz  weder  das  Land  ob  der  Enns  noch  die 
dreizehn  Millionen  zu  geben,  selbst  wenn  sich  die  Verhand- 
lungen darüber  zerschlagen  sollten.  Er  hätte  auch  verspro- 
chen, ihn  im  Besitz  der  Oberpfalz  zu  erhalten,  währte  der 
Krieg  auch  noch  hundert  Jahre  desshalb  fort.  Dankend  für 
diese  gnädige  Willensäusserung,  bemerke  er  gleichwohl,  dass 
er ,  da  eine  Sicherstellung  der  Oberpfalz  mit  den  Waffen 
nicht  leicht  zu  erreichen  sei,  seine  ganze  Sorgfalt  darauf 
richten  müsse,  „dass  die  Tractaten  nicht  zum  Bruche  kom- 
men und  ihm  jetzt  oder  bei  der  Nachkommenschaft  diess- 
falls  die  Schuld  beigemessen  werde.  Wann  es  auch  letzt- 
lich den  Weg  erreichen  und  änderst  nit  sein 
khunte,  als  dass  man  die  Oberpfalz  gleichfalls  in 
die  Handlung  mit  einkommen  lassen  müsste, 
woll  ich  nit  zweifeln,  E.  Maj,  werden  mich  und 
mein    Haus,    wann    wir    etwas    dabei    nachgeben 
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sollten,  schadlos  halten."  Maximilian  ist  der  Schnld- 
beimessung,  die  er  vermieden  wissen  wollte^  nicht  entgangen, 
weil  die  Parteistellung  der  protestantischen  und  desshalb 
bayernfeindlichen  Geschichtschreiber  es  nicht  anders  zuliess, 
doch  ist  nun  auch  die  Zeit  seiner  Rechtfertigung  gekonmien. 
Niemand  wird  von  jetzt  an  noch  zweifeln  können,  dass  eine 
Ausgleichung  der  pfälzischen  Differenz  bei  den  Unterhand- 
lungen in  Wien  zu  erwirken  möglich  gewesen  wäre,  wenn 
die  englisch  -  pfälzische  Diplomatie  die  Friedensgeneigtheit 
des  Kaisers  und  des  Churfarsten  zu  benutzen  verstanden, 
und  statt  trotzig  das  Ganze  zu  fordern,  mit  dem  sich  begnügt 
hätte,  was  nach  der  durch  Friedrichs  Schuld  herbeigeführten 
Gestaltung  der  Dinge  noch  bewilligt  werden  konnte,  und 
was  sie  später  im  minderen  Masse  als  Gnade  zugestanden 
bekam. 

Dänemark  gab  zu  Protöcoll,  dass  die  Billigkeit  heische, 
fiir  die  Oberpfalz  eine  Entschädigung  zu  geben.  Man  möge 
daher  bei  England  und  der  Pfalz  auf  sie  antragen  und  die 
höchstmögliche  Summe  begehren.  Die  Piälzer  erwiederten: 
Die  Aufbringung  von  dreizehn  Millionen  sei  dem  ausge- 
sogenen Lande  unerschwinglich.  Hierauf  gab  Bayern  den 
14.  Juni  folgende  umfassende  und  kategorische  Erklärung: 
Die  dreizehn  Millionen  hätten  mit  der  OberpfSdz  nichts  zu 
schaffen.  Ueber  diese  Schuld  sei  schon  mehrere  Jahre  vor 
Einräumung  der  Pfalz,  nämlich  im  Jahre  1623  mit  K.  Fer- 
dinand n.  abgerechnet,  und  für  sie  Oberösterreich  von  ihm 
zum  Pfände  gegeben  worden.  Erst  nach  fünf  Jahren  habe 
der  Kaiser  die  Oberpfalz  für  die  dreizehn  Millionen  käuflich 
an  Bayern  überlassen.  Käme  demnach  die  Oberpfalz  wieder 
von  Bayern  ab,  so  bliebe  ihm  wie  zuvor  jenes  Guthaben  und 
das  Unterpfand.  Der  Kaiser  (Ferdinand  III.)  erkenne  die 
Schuld  an  und  habe  erklärt,  dass  er  nicht  zugeben  werde, 
sie  streitig  zu  machen  ").  Da  nun  Bayern  sich  allein  an  den 

*)  Dazu  gab  es  auch  keinen  Grund,  denn  einen  Theil  der  dreizehn 
Millionen  schoss  Maximilian  dem  Kaiser,   der  kein  Geld  hatte  und  dnreh 
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Kaiser  zu  halten  habe,  so  werde  es  sich  darüber  mit  Andern 
in  keine  Verhandlungen  einlassen.  Man  habe  also  keinen 
Grrund,  sich  um  einen  Nachlass  zu  bewerben,  zumal  als  die 
beantragte  Entschädigung  von  600.000  Thalern  zur  Grösse 
der  Schuld  in  keinem  Verhältnisse  stehe.  Der  Churfürst  von 
Bayern  habe  sich  gleich  beim  Beginn  der  Verhandlungen 
zur  Restitution  der  ünterpfalz,  Anderen  zum  Exempel,  er- 
boten und  auch  in  die  der  Oberpfalz  gegen  Erstattung  der 
dreizehn  Millionen  gewilligt,  sodann  sehr  viel  der  Churwürde 
wegen  eingeräumt.  Das  sei  er  vermöge  des  Prager-Friedens 
nicht  zu  thun  schuldig  gewesen.  „Wann  sich  aber  der  eng- 
lische Herr  Gesandte  und  die  Ffalzgräflichen  nit  anders  als 
wie  bisher  erweisen,  und  nur  immer  bohren  und  versuchen, 
wie  sie  eines  nach  dem  andern  davon  reissen,  in  der  Hoff- 
nung mit  ihren  überspannten  Forderungen  und  allbereit  auch 
beschehenen  Bedrohung  (sie)  wozu  sie,  sonderlich  derzeit, 
keine  Ursach  haben,  alles  hinauszudrucken,  so  werden  letzt- 
lich Ihre  churi'.  Durchlaucht  ihre  Sache  Gott  befehlen  und 
ihre  rechtmässig  erlangte  Possession  behaupten.  Es  wünschen 
aber  Dieselbe,  dass  die  Herren  Mediatoren  den  englischen 
Gesandten  und  die  Pfalzgräflichen  zu  einer  andern  Disposi- 
tion bringen,  damit  die  so  lange  angewandte  Zeit  und  Mühe 
nicht  ganz  verloren  gehen."  Auf  diese  Erklärung  lässt  sich 
das  Gleichniss  vom  zu  stark  gespannten  Bogen  anwenden, 
der  zerbricht.  Offenbar  war  Bayern  über  die  alberne  Zu- 
muthung,  die  Oberpfalz  verschenken  zu  sollen,  entrüstet, 
und  zum  Abbruche  der  Tractate  gebracht. 

Der  Kaiser  hatte  seinerseits  schon  den  6.  Mai  in  einer 
Erklärung  die  Restitutionsbedingnisse  aufgestellt,  allein  da 
darin   ebenfalls  die  Zurückgabe  der  Oberpfalz  von  der  Er- 


Friedrichs Invasion  jährlich  bedeutend  an  den  Staatseinkünften  verlor,  haar 
vor,  und  das  übrige  ward  zum  Kriege  verwendet.  Max  sagt  von  diesen 
dreizehn  Millionen,  dass  er  sie  baar  vorgestreckt,  aber  von  Andern  ent- 
lehnt habe,  wesshalb  sie  «Uns  noch  stark  drucken."  Söltl,  Beligions- 
kriege  III,  420. 
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stattang  der  dreizehn  MillioDen  abhängig  gemacht  war,   so 
kam  kein  Vergleich  zu  Stande.  Obgleich  der  englische  Ge- 
sandte nach  der  eben  vernommenen  Erklärung  Bayerns  seine 
Abberufung  anmeldete,  so  richtete  der  Kaiser  doch  mittelst 
Decret  an  die  übrigen  Gesandten  das  Ersuchen  zu  bleiben, 
die  Verhandlungen  fortzusetzen  und  „keine  Mühe  zu  sparen, 
damit  sie  nicht  auf  einen  anderen  Zeitpunct  verschoben  wer« 
den   und   ein  den  Streit  aus   dem  Grunde  behebender  Ver- 
gleich  zu  Stande   komme."    Die   gute  Absicht  des  Kaisers 
vereitelten  inzwischen  wenige  Tage  nach  diesem  Erlasse  die 
pfälzischen  Gesandten,    indem  sie  anzeigten,   dass  auch  sie 
dem  Beispiele   des  englischen   folgen  und  abreisen  werden. 
Sie  übergaben  gleichzeitig  eine  Erwiederung  auf  die  bayeri- 
sche Erklärung ,    worin   sie  in   ziemlich  lakonischem   Tone 
sagen :  „Spanien  will  die  Unterpfalz  nur  gegen  eine  wechsel- 
seitige Befriedigung  herausgeben,  Mainz  die  Bergstrasse  be- 
halten, Oesterreich  -  Tirol  einen  geringen  Pfandschilling  auf 
das  ganze  Amt  Germersheim  zwingen ,    Hessen  -  Darmstadt 
habe,    vermuthlich  um  der  Restitution  auszuweichen,    seine 
Gesandten  zurückberufen ,    Bayern  verweigere  nun  auch  die 
Abtretung  der  Unterpfalz,  bis  nicht  der  Oberpfalz   wegen 
entschieden  sein  werde,    habe  also  eine   Entscheidung  zur 
Unmöglichkeit  gemacht.    Aus   alledem   gehe  hervor,    „dass 
man   nicht   einen  Fuss   breit  nachzugeben  willens   sei.    Der 
Pfalzgraf  habe  dadurch  den  besten  Willen  gezeigt,  dass  er 
seine    Gesandten    zu    den    Conferenzen     abgehen 
Hess."    Das  geschah   diesemnach  von  seiner  Seite  aus  be- 
sonderer Gnade  für  den  Kaiser,   für  das  vermittelnde  chur- 
furstliche  CoUegium    und    für    den    König  von  Dänemark. 
Wenn  diese  alle   nach  solchen  Auslassungen  die  Sache  des 
aufgeblasenen  jungen  Herrn  hätten  fallen  lassen,    wäre  ihm 
damit  ein  Unrecht  widerfahren?  Weil  sich  in  der  gedruckten 
Darstellung   von  den  Wiener -Conferenzen  die  Behauptung: 
der  Kaiser  habe  vor   dem   englischen  Gesandten  beim  Ab- 
schiede gleichsam  gekrochen,  ihn  mit  Geschenken  überhäuft 
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ü.  8.  w.  gar  zu  läppisch  ausnimmt,  um  geschehen  zu  lassen, 
dass  sie  sich  fortpflanze,  so  theilen  wir  den  Inhalt  der  Ab- 
schiedsaudienz am  8.  Juli  1642  hier  mit.  Thomas  Rowe 
brachte  an,  dass  er  bei  den  Tractaten  von  Seiner  Majestät 
und  dem  löblichen  Erzhause  alle  wünschenswerthe  Satis- 
faction  erhalten  und  sich  überzeugt  habe ,  dass  das  Haupt- 
hinderniss  nicht  bei  dem  Kaiser,  sondern  bei  Bayern  stehe. 
Der  König  von  England  sehe  diese  Verhandlungen  nicht  für 
aufgehoben  an,  sondern  hoffe,  dass  ihre  Wiederaufnahme 
nächstens  erfolgen  werde.  Bei  der  Rücksprache  mit  dem 
Grafen  Kurtz  fragte  der  Gesandte^  ob  dem  Pfalzgrafen  der 
Submissionsact  und  die  Abbitte  nicht  erlassen  werden  könnte 
und  ob  wegen  Germersheim  nicht  eine  bestimmte  Antwort 
zu  erhalten  sei?  Der  Kaiser  Hess  ihm  einen  Bescheid  zu- 
stellen, der  lautete:  unter  der  Bedingung,  dass  der  Pfalz- 
graf sich  weiter  in  keine  Conspirationen  und  gefährliche 
Unternehmungen  einlasse,  wolle  der  Kaiser  ihn  in  die  Ge- 
neral-Amnestie aufnehmen,  und  wegen  Germersheim:  es  soll 
restituirt  werden. 

Mit  Decret  vom  8.  Juli  verabschiedete  der  Kaiser  den 
Congress,  mit  einem  zweiten  vom  11.  Juli  berief  er  ihn  für 
den  10.  Jänner  1643  zur  Wiederaufnahme  der  Verhandlungen. 
Rowe  begab  sich  von  Wien  nach  Frankfurt  zum  Deputations- 
tage, wo  er  sich  gegen  Bayern  und  die  Reichstände  insge- 
sammt  dermassen  schmähsüchtig  herausliess ,  dass  Maximi- 
lian sich  gedrungen  fühlte,  vom  Kaiser  das  Anbringen  bei 
dem  Könige  von  England  zu  verlangen,  diesen  ungezogenen 
Menschen  nicht  wieder  nach  Wien  zur  Fortsetzung  der  Con- 
ferenzen  zu  schicken.  Wahrscheinlich  handelte  Rowe  nach 
einer  Vorschrift  Karls  oder  seines  Ministers  Arundell.  Beide 
mochten  sich  einbilden,  durch  Grobheiten  zu  imponiren. 
Vom  Könige  von  Dänemark  kam  dem  Kaiser  ein  sehr  ver- 
bindliches Dankschreiben  für  die  Terminerstreckung  der  Con- 
ferenzen  mit  dem  Ersuchen  zu,  den  Churfursten  Maximilian 


430 

mittlerweile  zu  einem  Nachlasse  an  seiner  Forderung  zu  be- 
stimmen. Indessen  verstrich  der  10.  Jänner  1643,  ohne  dass 
ein  Einziger  von  den  Geladenen  sich  eingefunden  hätte. 
Das  Wegbleiben  veranlasste  eine  Intrigue  Frankreichs.  Auf- 
schluss  darüber  gibt  ein  Schreiben  des  Kaisers  an  die  beiden 
Commissäre  in  Frankfurt.  „Wenn  das  churfurstliche  Colle- 
gium  für  die  Verlegung  der  pfälzischen  Sache  auf  den  Frie- 
denscongress  stimmen  sollte,  schreibt  er  ihnen,  so  sollen  sie 
es  ihm  sogleich  anzeigen,  da  er  wisse,  dass  Frankreich  alles 
aufbiete,  um  den  König  von  England  auf  seine  Seite  zu 
ziehen,  und  dass  es  sich  erboten  habe,  in  dieser  Sache  sehr 
günstige  Offerten  bei  dem  Congresse  zu  machen.''  Karl  und 
sein  Neffe  Hessen  sich  täuschen ,  und  Christian  entschul- 
digte die  Nichtbeschickung  des  erneuerten  Conferenztages 
in  Wien  mit  der  Angabe,  dass  England,  Frankreich  und 
der  Pfalzgraf  sich  für  Münster  und  Osnabrück  entschieden 
haben. 

Die  Beschlüsse  der  Churfursten  rechtfertigten  die  Vor- 
aussetzung des  Kaisers  in  keiner  Weise.  In  einem  Collectiv- 
schreiben  von  Churmainz,  Cöln,  Sachsen  und  Brandenburg 
vom  23.  Juli  1643,  wurden  Bayern  und  die  Konige  von 
England  und  Dänemark  zur  Wiederaufnahme  der  Verhand- 
lungen in  Wien  eingeladen  und  nebstdem  baten  die  Ge- 
nannten den  Kaiser,  Spanien  dafiir  zu  bestimmen.  Als  nun 
der  vom  Kaiser  auf  den  17.  October  1643  weiter  erstreckte 
Termin  ebenfalls  unbenutzt  verrann,  Hessen  die  churfurstlichen 
Gesandten  in  Frankfurt  das  Gesuch  vom  4.  April  1644  an 
den  Kaiser  abgehen,  worin  er  um  Festsetzung  eines  dritten 
Termins  ersucht  und  ihm  vorgestellt  wird,  „dass  die  pfälzi- 
sche Differenz  ein  sehr  hohes  Reichsregal  betreffe,  daher  sie 
billig  an  keinem  anderen  Orte  als  bei  Eaer  Majestät,  dem 
hohen  Oberhaupte  und  supremo  Domino  Feudi  und  den 
Churfursten,  nit  aber  bei  den  fremden  Cronen  zu  tractiren 
ist,  zumal  dergleichen  Reichs-Regale  dem  Arbitrio  der  aus- 
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wärtigen  Potentaten  zu  unterwerfen,  dem  h,  rom.  Reich  nit 
wenig  nachtheilig  sein  wurdte"  ^. 

So  sah  der  Kaiser  diese  Sache  auch  an.  Aus  eben  diesen 
Gründen  beugte  er  der  Einmischung  der  fremden  Mächte 
in  die  inneren  deutschen  Angelegenheiten  bei  dem  Con- 
gresse  durch  den  an  Trautmanstorff  erlassenen  Befehl  vor, 
zuerst  die  auswärtigen  vorzunehmen.  Darum  finden  wir  diese 
an  die  Spitze  des  Friedensschlusses  gestellt.  Seine  wohl- 
wollenden Absichten  der  Pfalz  wegen  eine  Ausgleichung 
herbeizuführen,  bethätigte  er  übrigens  noch  durch  einen  un- 
mittelbar bei  dem  Könige  von  England  angestellten  Versuch. 
Franz  Lisola,  ein  feingebildeter  und  gewandter  Diplomat, 
bekam  noch  1643  den  Auftrag  nach  London  zu  gehen  und 
mit  Karl  persönlich  zu  unterhandeln.  Lisola  stellte  dem 
Könige  sehr  eindringlich  vor,  dass  es  der  Sache  seines 
Neffen  nur  Nachtheil  bringen  könne,  wenn  die  in  Wien  be- 
gonnenen Unterhandlungen  aufgegeben  werden  sollten  und 
ermahnte  ihn,  ihre  Fortsetzung  seinerseits  geschehen  zu 
lassen.  Die  Unruhen  in  seinem  Königreiche  als  Abhaltungs- 
grund eines  sorgfältigen  Eingehens  in  diese  Angelegenheit 
vorschützend,  versprach  Karl,  ihr  von  jetzt  an  alle  Aufmerk- 
samkeit widmen  zu  wollen,  gerieth  aber  einigermassen  in 
Verlegenheit,  als  Lisola  ihn  aufforderte,  von  den  beiden 
Schwierigkeiten:  d)  die  Churwürde  und  b)  die  Länder-Re- 
stitution, zunächst  die  erstere  durch  eine  offene  Erklärung 
seiner  Willensmeinung  zu  verringern.  Nach  einigem  Nach- 
denken äusserte  er:  Wenn  er  einer  Erledigung  dieser  ersten 
Frage  in  seinem  Sinne  versichert  wäre,  würde  er  zu  grösse- 
ren Bewilligungen  in  der  andern  sich  herbeilassen.  Indessen 
sei  des  Herzogs  von  Bayern  Widerstreben  stets  so  gross 
gewesen,  dass  er  zweifeln  müsse,  ob  er  je  zu  billigen  Be- 


*)  InHänssers  pfölzischer  Geschichte  ist  es  wieder  nurBsjern 
welches  „Alles  aufbot,   nm  die  pffilzische  Frage  auf  eine  jener  Special- 
conferenzen  zu  bringen,  mit  denen  der  arme  Pfalzgraf  so  oft  gefoppt  war.*' 
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dingungen  zu  bewegen  sein  werde.  Auf  die  Frage,  ob  Lisola 
zu  Unterhandlungen  über  diesen  Punet  hinlänglich  bevoll- 
mächtigt seil  erwiederte  dieser,  dass  seine  Vollmacht  nicht 
weiter  reiche,  als  das  Ansuchen  an  ihn  zu  stellen,  die  pfäl- 
zische Sache  nicht  fallen  zu  lassen,  sondern  sich  fiir  ihre 
Beilegung  mit  dem  Kaiser  zu  vereinigen.  Der  Kaiser  sei 
zur  Zeit  selbst  nicht  im  Stande ,  die  Mittel  und  Wege  zur 
selben  mit  Bestimmtheit  zu  bezeichnen,  weil  die  Entschlies- 
sungen  darüber  nicht  von  ihm,  sondern  von  Anderen  ab- 
hangen; auch  bedürfe  er,  um  sich  erklären  zu  können,  vor- 
erst Kenntniss  der  Ansichten  des  Königs.  Ausweichend  er- 
wiederte hierauf  Karl :  Mit  dem  Herzoge  von  Bayern  wolle 
er  nichts  zu  thun  haben,  auch  mit  keinem  Andern  als  mit 
dem  Kaiser  *®).  Der  Kaiser  möge  glauben,  dass  er  bei  er- 
folgender Restitution,  an  seinem  Neffen  einen  ihm  sehr  er- 
gebenen Vasallen  haben  werde  ").  Die  grösste  Schwierigkeit, 
bemerkte  nun  Lisola,  der  auf  den  eigentlichen  E^otenpunct 
losgehen  wollte,  bilden  die  verlangten  dreizehn  Millionen. 
Alle  Bemühungen  des  Kaisers  über  diese  Schwierigkeiten 
hinwegzukommen,  seien  vergeblich  gewesen.  Wenn  sich  aber 
der  König  zur  Uebernahme  eines  Theiles  dieser  Schuld  er- 
böte, so  wäre  dem  Kaiser  eine  Unterhandlung  mit  dem  Chur- 
fiirsten  von  Bayern  möglich  gemacht.  Unbilligeres,  versetzte 
der  König,  gäbe  es  nichts,  als  eine  Befriedigung  des  Herzogs 
von  Bayern,  wie  gering  sie  sein  möchte.  Wenn  man  ihm 
inzwischen  jedes  weitere  Widerstreben  unmöglich  machte, 
würde  er  doch  auf  seinen  ursprünglichen  Forderungen  be- 
harren.   Mit  ihm   lasse   er   sich  auf  keine  Unterhandlungen 

'")  In  dem  ganzen  langen  Zweigespräch,  von  welchem  wir  ans  dem 
in  sehr  zierlichen  Latein  abgefassten  Bericht  des  Lisola  bloss  einen  Aus- 
zug geben  können,  betitelte  Karl  den  Churfürsten  Maximilian  nicht  anders 
als  Herzog.  Da  er  dem  Kaiser  auch  das  Prädicat  Majestät  verweigerte,  so 
muss  seine  Rangordnung  fiir  die  Fürsten  des  deutschen  Reiches  und  ihr 
Oberhaupt  mit  der  fiir  Häuptlinge  der  Hindu  nahe  verwandt  gewesen  sein. 

")  Das  wäre  weder  vom  Charakter  des  Pfalzgrafen  noch  von  der 
extremen  kirchlichen  Richtung  der  pfälzischen  Politik  zu  erwarten  gewesen. 
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ein;  übrigens  seien  seine  eigenen  Angelegenheiten  dermalen 
so  beschaffen,  dass  sie  so  grosse  Auslagen  schlechterdings 
nicht  gestatten.  Wenn  es  aber  selbst  in  seiner  Macht  stände, 
die  Länder  seines  Neffen  zurückzuerkaufen ,  so  würde  er 
es  nicht  thnn.  Nach  einer  Pause  schloss  er  mit  der  Aeusse- 
rung,  die  ganze  Angelegenheit  dem  Thomas  Rowe  überlassen 
zu  haben,  Lisola  möge  also  mit  ihm  verhandeln. 

Rowe,  der  sich  zu  jener  Zeit  in  London  aufhielt,  gab 
dem  Lisola  im  Namen  des  Königs  zum  Bescheid:  Hinsicht- 
lich der  Churwürde  bedinge  der  Köni^  die  Altemation  (mit 
Bayern)  und  willige  in  nichts  anderes.  Sollte  aber  der  Her- 
zog von  Bayern  auf  die  Churwürde  ganz  verzichten,  so  er- 
biete er  sich  zu  einer  Geldentschädigung.  Rücksichtlich  der 
dreizehn  Millionen  lasse  er  sich  auf  gar  nichts  ein,  in  An- 
betracht der  üeberschwenglichkeit  dieser  Forderung  ^*). 

Ein  Herrscher  wird  allenfalls  so  entscheiden,  wenn  er 
vermag,  seinen  Armeen  in  der  nächsten  Stunde  Marschbefehl 
zu  ertheilen,  oder  wenn  der  Ausgang  einer  Angelegenheit 
ihm  gleichgiltig  ist,  was  bei  Karl  der  Fall  gewesen  sein 
dürfte.  Karl  erlebte  noch  die  Schlichtung  der  pfälzischen 
Sache,  denn  erst  im  Jahre  1649  endete  der  Unglückliche 
auf  dem  Schaffott;  doch  diente  die  Weise,  wie  sie  ge- 
schlichtet wurde,  trefflioh,  um  die  bomirte  Geringschätzung 
welche  er  den  Kaiser  und  den  Churfiirsten  immerfort  hatte 
erfahren  lassen,   mit  einer  tiefen  Beschämung  zu  vergelten. 

Der  Friedenscongress,  auf  welchen  die  pfälzische  Sache 
zuletzt  doch  überging,  ersparte  dem  Kaiser  weitere  Be- 
mühungen.  Er  und  Trautmanstorff  (dem  die  Leitung  der 
Wiener-Conferenzen  übertragen  worden  waren)  hatten  zuletzt 


")  Hinter  Bowe  stand  Amndell,  von  dem  Jener  seine  Weiflangen 
empfing.  Amndell  war  Gesandter  am  Hofe  Ferdinands  H.  Er  ist  Verfasser 
der  im  Jahre  1637  in  London  gedruckten  and  wohl  völlig  anbekannt  ge- 
bliebenen Schrift:  A  trnve  relation  of  all  the  remarkable  Places  and  Pas- 
sages  obsenred  in  the  trarels  of  the  rigtet  honoorable  Thomas  Lord  Howard, 
Koeh^  Q«tehiehte  Ferdinand«  m.    I.  Bd.  28 
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doch  die  Befriedigung,  dass  ihre  Zeitgenossen  erkannten,  um 
wie  viel  besser  der  Kaiser  und  die  Churfursten  es  mit  der  pfal- 
zischen Sache  gemeint  hatten,  als  England,  Frankreich  und 
Schweden,  denen  sich  Karl  Ludwig  in  die  Arme  geworfen 
hatte.    Wie  früher  Dänemark,    so  widmete   dem  Kaiser  im 
Jahre   1644  auch  Brandenburg  wegen  der  Restitation  des 
Pfalzgrafcn  Ludwig  Philipp  ein  Dankschreiben  mit  der  an- 
gefügten Bitte,  Spanien  zur  wirklichen  Einräumung  der  be- 
setzten Plätze  zu  bewegen.  Wenn  dies  geschehen  sein  wird, 
schliesst  das  Schreibe^,  „so  hat  dann  der  Pfalzgraf  für  dieses 
Beneficium  niemand  anderen  als  Euerer  Majestät  zu  danken 
Ursache."  Und  wenn,  können  wir  mit  vollem  Rechte  hierzu 
bemerken,    wenn  Karl  Ludwig  auf  dem  Wiener -Congresse 
ein  discreteres  Benehmen  gepflogen  hätte ,    so  wäre  er  acht 
Jahre  früher  und  unter  besseren  Bedingungen  zu  dem  Besitz 
seines  Landes  und  der  Churwürde  gelangt.    Bekennen  sich 
die  Leser  zu  der  Ansicht,  dass  der  Pfalzgraf  sein  damaliges 
Benehmen  Ursache  zu  bereuen  hatte,    so  werden  sie  die  in 
Hausse rs  pfälz.  Geschichte  IL  567  wahrgenommene  Um- 
kehr dieses  Verhältnisses  zu  würdigen  verstehen.  Vom  Frie- 
densschlüsse sprechend,    ist   dort   gesagt:    „Die  verbannte 
Familie  Friedrichs  V.  musste  froh  sein,   wenn  ihr  jetzt  als 
Gnade  durch  die  fremden  Vermittler  verschafft  wurde,  was 
der  Kaiser  ihr  als  ein  Recht  zu  geben  mit  unkluger  Con- 
sequenz  immer  noch  weigerte.  Mochte  wohl  kein  Gefühl  der 
Reue  in  Ferdinand  III.  und  seinen  Rathgebern  aufsteigen, 
wenn    ihm  jetzt   von  franzosischer  Frechheit  und  schwedi- 
schem Uebermuthe  Friedensanträge  aufgetrotzt  wurden,  durch 
die  er,    wenn   er   nur  ein  Drittheil    davon  bewilligte,    ein 
deutsches  Fürstenhaus   noch  kurz  zuvor  zu  dankbarer  Er- 
gebenheit  hätte   verpflichten  können."    Uns  will  bedünken, 
als  habe  H.  Häusscr  Ursache   zu    bereuen,    dass   er  die 
pfälzische  Geschichte  so  geschrieben  hat,  wie  er  wohl  jetzt 
bei  gereifterer  Ansicht  wünschen  dürfte,   sie  nicht  so  ge- 
scbnebeu  zu  haben.    Er  kann  z.  B.  doch  nur  bereuen,  dass 
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er  seine  Leser  glauben  machen  wollte,  Befriedigung  der 
pfalzischen  Ansprüche  sei  in  Ferdinands  Macht  gestanden,  er 
habe  dem  Churfursten  von  Bayern  befehlen  oder  ihn  zwin- 
gen können,  die  Oberpfalz,  die  sein  rechtmässig  erworbenes, 
in  bester  Form  verbrieftes  Eigenthum  war,  seinen  pfalzischen 
Stammesvettem  unentgeltlich  zu  überlassen ,  und  zu  deren 
Gunsten  der  Churwürde,  deren  Garantie  die  Churfursten 
auf  sich  hatten,  zu  entsagen.  Das  Nämliche  gilt  von  allen 
übrigen  Betheiligten.  Darüber  kann  doch  wohl  kein  Zweifel 
sein  9  dass  die  pfälzische  Angelegenheit  bloss  auf  dem  Ver- 
gleichswege  ausgetragen  werden  konnte,  da  die  Interessenten 
der  Gegenpartei  durchgehends  Rechtsansprüche  auf  die 
ehemaligen  pfalzischen  Besitzungen  geltend  machen  konnten. 
Wie  hätte  diese  der  Kaiser  ohne  die  schreiendste  Ungerech- 
tigkeit zu  begehen,  ohne  weiters  für  null  und  nichtig  erklären 
sollen,  und  was  hätte  ein  solcher  Cabinets-Despotismus  dem 
pfälzischen  Hause  genützt?  In  des  Kaisers  Macht  stand 
weiter  nichts  als  seine  Hand  zur  Vermittelung  zu  bieten, 
das  hat  er,  wie  es  sich  nicht  verkennen  lässt,  redlich  gethan. 
Reue  hatten  demzufolge  nur  Jene  zu  empfinden,  die  sie 
von  sich  wiesen.  Hätten  die  Pfälzer  ein  „Dritt heil"  ihrer 
Forderung  aufgegeben,  so  würden  sie  später  nicht  mehr  als 
die  Hälfte  eingebüsst  haben. 

Unrichtig  ist  in  der  angeführten  Stelle  auch  die  An- 
gabe, dass  die  Restitution  im  westphälischen  Frieden  das 
Werk  der  Fremdmächte  gewesen  ist.  Um  zu  zeigen,  dass 
es  sich  ebenfalls  umgekehrt  damit  verhält,  und,  wie  schon 
a  priori  vorauszusetzen  gewesen  wäre ,  dass  nämlich  der 
Kaiser  und  die  Churfursten  bei  derselben  die  erste  Stelle 
einnahmen,  heben  wir  aus  den  handschriftlichen  Berichten 
über  das  Friedensgeschäft  Nachstehendes  aus. 

Den  13.  December  1645  theilte  Trautmanstorft'  dem 
Kaiser  aus  Münster  mit,  dass  er  den  bayerischen  Gesandten 
vorgeschlagen  habe,  die  schon  mit  dem  Frieden  beginnende 
Altemation   (in  der  Churwürde)  aufzugeben  und  statt  ihrer 

28  • 


436 

zu  bestimmen,  dass  die  Churwürde  bei  Maximilian  nnd  semer 
Linie  so  lange  diese  bestehen  werde  bleiben,  und  die  Alter- 
nation erst  nach  ihrem  Erloschen  zwischen  der  Heidelbergi- 
schen und  Albertinischen  Linie  eintreten  soll.  Vorbehaltlich 
der  Genehmigung  ihres  Herrn,  hätten  die  bayerischen  Gre- 
sandten  mit  diesem  Vorschlage  sich  einverstanden  erklärt, 
Maximilian  sei  aber  nicht  darauf  eingegangen,  sondern  habe 
den  4.  November  1645  die  Errichtung  einer  achten  Chur- 
würde beantragt.  Den  14.  März  1646  schreibt  Trautmanstorff 
dem  Kaiser:  „Uebermorgen  wird  die  pfUlzische  Sache  in 
allen  Keichsräthen  allhier  (zu  Osnabrück)  nnd  zu  Munster 
vorgenommen  werden",  und  den  18.  theilt  Plettenberg  dem 
Kaiser  aus  Münster  mit:  „In  der  heutigen  Sitzung  ist  die 
von  Euerer  Majestät  vorgeschlagene  achte  Chur- 
würde angenommen,  und  geschlossen  worden,  dass  die 
Herren  Ffalzgrafen  die  Reintegration  in  das  chorfurstliche 
Collegium  fiir  eine  hohe  kaiserliche  Gnade  anzuerkennen 
hätten.  Der  Religion  wegen  haben  Trier,  Coln,  Mainz  und 
Böhmen  die  kais.  Proposition  gut  befunden,  Sachsen  hat 
Introduction  der  Anverwandten  Augsb.  Confession,  und 
Brandenburg  den  Stand  vor  den  Unruhen  vorgeschlagen  (in 
der  Pfalz  nämlich).  Wegen  der  Bergstrasse  haben  Alle  die 
Billigkeit  der  churmainzischen  Ansprüche  anerkannt,  wofeme 
der  PfandschiUing  restituirt  wird,  wozu  Mainz  sich  erboten 
hat.  Wegen  der  Lehen  (welche  Ferdinand  11.  in  der  Pfalz 
ertheilt  hatte)  ist  geschlossen  worden.  Euere  Majestät  um 
eine  den  Frieden  nicht  störende  Verfugung  über  dieselben 
zu  ersuchen." 

Hieraus  wird  zu  ersehen  sein,  dess  die  pfälzische  Sache 
keineswegs  dem  Arbitrium  der  Fremdmächte  überantwortet 
war,  sondern  dass  der  Kaiser  und  die  Reichsstände  in  sie 
selbstständig  eingriffen  und  jetzt  darüber  entschieden, 
worüber  sie  in  Regensburg  und  Wien  vermittelnd  zu 
Werke  geschritten  waren.  Bei  diesem  Sachverhalte  wird 
man  dem  Kaiser  die  zugemuthete  „Reue"  fuglich  erlassen 
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and  sie  wo  sie  wirklich  hingehört,  auf  das  pfälzische  Haus 
übei*tragen  müssen.  Kaum  wäre  es  möglich,  die  masslose 
Parteilichkeit  für  dasselbe  zu  begreifen,  wüsste  man  nicht, 
aus  welcher  Quelle  sie  fliesst,  und  auf  was  es  damit  abge- 
sehen ist.  Fraglich  bleibt  aber  dennoch,  ob  sie  für  einen 
Fürsten  getheilt  werde,  der  nach  der  Wiedereinsetzung  in 
das  Land  seiner  Väter  die  eigene  Mutter  davon  ausschloss, 
und  sie  zwang,  eine  Zufluchtsstätte  in  England  zu  suchen, 
wo  sie  starb,  der  sodann  seine  Gemahlin  nöthigte  es  zu 
▼erlassen,  und  der  seinen  Bruder  Rupert  so  übel  behandelte, 
dass  er  verschwor,  die  Pfalz  je  wieder  zu  betreten. 

Die  nunmehr  beendigte  Darstellung  der  friedlichen 
Begebenheiten  der  Jahre  1642  und  1643  fuhrt  uns  wieder 
auf  den  Kriegsschauplatz  zurück. 

Guebriant  war  auf  seinem  beschwerlichen  Winter- 
feldzuge von  1642 — 43  bis  Mergentheim  vorgedrungen,  als 
er  vom  Anzüge  der  Bayern,  mit  denen  H  atz  fei  d  bei 
Dinkelsbühl  sich  vereinigte  und  von  der  Ankunft  des  Her- 
zogs von  Lotharingen  bei  Philippsburg,  Nachricht  bekam. 
Da  der  Kaiser,  wie  den  Herzog  von  liotharingen ,  so  auch 
den  Wahl  zur  schleunigen  Vereinigung  mit  Mercy  entboten 
hatte,  so  sah  Guebriant  sich  genöthigt,  dem  Neckar  sich  zu 
nähern.  Bei  Lauffen  den  Fluss  überschreitend,  besetzte  er 
die  Brücken  daselbst,  um  den  Uebergang  zu  verwehren, 
und  forderte  den  hessischen  General-Lieut.  Eberstein  drin- 
gend auf,  zu  ihm  zu  stossen.  Dieser  verweigerte  aber  die 
Vereinigung,  angeblich  weil  Amalie  ihm  keinen  Auftrag 
dazu  gegeben  ^^).  Guebriant  nahm  hierauf  eine  Aufstellung 
zwischen  Kanstatt  und  Waiblingen,  allein  Mercy  vermied 
eine  Schlacht,  obgleich  der  Herzog  von  Lotharingen  den 
14.  Februar  1643  bei  Metzingen  sich  mit  ihm  vereinigt  hatte  ^*). 


I  4> 


')  Angaben  Guebriants  in  einem  interceptirten  Briefe. 

*)  M^^of  Herzog  von  Lotharingen  ist  zu  den  Bayern  gestossen,  aber 
mit  einer  viel  geringeren  Zahl  von  Reitern  als  man  erwartete.  Es  ist  sich 
aber  auf  ihn  nicht  zu  verlassen.^'  Charf.  Maximilian  an  Piccolomini. 
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Der  kühne  Reiter-General  Werth  hingegen  griff  den  Feind 
an  wo  sich  eine  Crelegenheit  bot,  brachte  ihm  bei  Schorn- 
dorf eine  empfindliche  Schlappe  bei,  verdrängte  ihn  ans 
Göppingen  und  nahm  Münsingen  ein,  nachdem  er  kurz  vor- 
her bei  dem  gescheiterten  Unternehmen  auf  Gross-Heppacb, 
wo  er  zweihundert  Mann  einbüsste,  der  äussersten  Lebens- 
gefahr nur  mit  grosser  Anstrengung  entronnen  war.  Unter 
diesen  Strei&ngen  und  den  Bewegungen  der  beiden  Armeen 
hatte  das  würtembergische  Land  unstreitig  viel  zu  leiden, 
allein  der  Herzog  hielt  es  mit  den  Feinden.  Scharf  betont 
hielt  der  Kaiser  ihm  vor:  „dass  der  Conmiandant  zu  Kirch- 
heim unter  Teck  lieber  die  Feinde  als  die  zur  Vertheidigung 
dieses  Platzes  angekommenen  Reichstruppen  einliess,  und 
dass  der  kaiserliche  Befehlshaber  in  Reutlingen  bei  An- 
näherung der  Feinde  aus  der  Stadt  gejagt  und  eine  feind- 
liche Salva-Guardia  eingenommen  wurde"  ^^).  Bei  der  firan- 
zösisch  -  weimarschen  Armee  befand  sich  Prinz  Friedrich, 
Herzog  Eberhards  Bruder.  Bedarf  es  noch  eines  Beweises, 
dass  dieser  wie  jener  in  Frankreichs  Solddienst  stand,  so 
braucht  man  bloss  das  Schreiben  Ludwigs  XIV.  vom  16.  April 
1644  an  seine  Gesandten  in  Münster  zu  lesen,  worin  der 
Herzog  belobt  wird,  dass  er  sich  um  den  Konig  durch 
Truppenwerbungen  und  in  vielfach  anderer  Weise  verdient 
gemacht ,  und  gesagt  ist ,  dass  er  für  seinen  Diensteifer 
6000  Livres  als  die  ELalfte  seiner  Pension  bereits  empfangen 
habe.  Dann  werden  die  Gesandten  geheissen,  ihm  aus  dem 
Reservfond  die  andere  Hälfte  auszubezahlen  '*).  Li  einer 
Antwort  auf  ein  anderes  Schreiben  des  Königs  vom  30.  Au- 
gust 1644  verspricht  der  Herzog,  seine  Gesandten  bei  dem 
Friedenscongresse  anzuweisen,  dass  sie  gemeinsam  mit 


")  Hiernach  ist  Sattler  VIII  zu  verbessern,   der  angibt,  dass  der 
Herzog  den  Weimarern  verweigert  habe,  Kirchheim  zu  besetzen. 

'•)  Sattler  VIH,  Beilagen  Nr.  27.  Ebendort  VHI. ,  Nr.  32.  Damit 
sind  die  übrigen  Schreiben  daselbst,  Nr.  34,  35,  53,  54,  57  zu  vergleichen* 
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den  franzosischen  zu  Werke  gehen,  wofür  er  anch 
den  schwäbischen  Kreis  gewinnen  will. 

Da  sich  Guebriant  mit  seinen  von  den  Anstrengungen  des 
Winterfeldzuges  erschöpften  Truppen  gegen  Mercy,  der  ihm 
überall  folgte,  wohin  er  sich  wenden  mochte,  nicht  länger 
halten  konnte,  so  gab  er  den  Plan  Bayern  heimzusuchen  und 
dem  Torstensson  an  der  Donau  die  Hand  zu  bieten  einst- 
weilen auf,  und  trat  den  Rückzug  nach  dem  Rhein  an.  Hinter 
ihm  her  Johann  von  Werth,  der  in  Oferdingen  zwei  weimar- 
sche  Regimenter  überfiel,  ihnen  das  Gepäck,  800  Pferde  und 
zwei  St'mdarten  abnahm,  und  „alles  niederhieb''.  Zwei  franzö- 
sische Regimenter,  die  er  bei  Hemmendorf  ereilte,  sprengte 
er  gänzlich  auseinander.  Guebriant,  seinen  Marsch  beschleu- 
nigend, bezog  endlich  in  der  Gegend  von  Lauflfenburg  Winter- 
quartiere, von  den  Bayern  nicht  weiter  als  bis  Sulz  verfolgt. 
Sein  Ende  December  1642  6000  Reiter  und  3000  Mann 
Fussvolk  zählendes  Armeecorps  war  beim  Einrücken  in  die 
Quartiere  Ende  Februar  1643  bis  auf  4000  Mann  Kavallerie 
lind  1400  Mann  Infanterie  zusammengeschmolzen,  und  dass 
bei  den  Weimarern  zumal  grosse  Unzufriedenheit  herrschte, 
geht  aus  dem  von  Taupadel,  Ehm  und  Rosen  gegen  den 
würtembergischen  Statthalter  Geitzkofler  geäusserten  Ent- 
schluss  hervor,  die  französischen  Dienste  verlassen  und  in 
kaiserliche  treten  zu  wollen  ^"Q. 

Aehnliches  Missgeschick  erfuhr  auch  Torstensson.  Nach 
der  Einnahme  von  Leipzig  belagerte  er  Freiberg,  dessen 
unbezwinglicher  Widerstand  und  Piccolomini's  Annäherung 
mit  12.000  Mann  zum  Entsatz  ihn  nöthigte,  nach  einem 
Zeitverlust  von  sechs  Wochen,  den  28.  Februar  abzuziehen  *®). 


*^  Mittheilung  des  G.  Trautmanstorff  im  kais.  geh.  Rathe. 

")  Zn  Gonsten  der  die  Leipziger-Messe  besuchenden  Kanfleute  er- 
liess  Torstensson  ein  Patent,  worin  er  ihnen  Schatz  and  Begünstigung 
versprach.  Der  Stadtrath  sandte  dasselbe  den  Prägern,  allein  die  Statthalter 
von  Prag,  besorgend  es  könnten  „allerlei  Pratiken  und  Verrätereien'*  da- 
hinter stecken,  untersagten  die  Publication.    Freiberg  war  während  der 
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Jetzt  den  Plan  in  Böhmen  einzubrechen  ernstlich  verfolgend, 
zog  er  zunächst  in  die  Niederlausitz,  gefolgt  von  Piccolo- 
mini,  den  er  als  der  Schwächere  nicht  anzugreifen  wagte. 
Dort  hatte  er  sein  Hauptquartier  in  Konigswart  noch  den 
28.  März  nicht  verlassen,  aber  beschlossen,  nach  dem  Ein- 
treffen der  erwarteten  Verstärkimg  die  Richtung  nach  Schle- 
sien einzuschlagen.  Hier  hatte  Hofkirchen  den  1.  Jänner 
Oels  erstürmt,  1  Oberst -Lieut«,  4  Rittmeister,  44  ünter- 
officiere  und  400  Gemeine  gefangen  genommen,  6  Geschütze, 
30  Tonnen  Pulver  und  600  Pferde  erbeutet,  doch  verlor  der 
tapfere  Oberst  -  Wachtmeister  Rochau  bei  dem  Sturme  das 
Leben  ^^.  Königsmark  hielt  sich  lange  Zeit  ruhig  an  der 
Weser,  überfiel  aber  den  1.  Februar  unvermuthet  Delmen- 
horst und  vertrieb  die  darin  gelegenen  kais.  Reiter.  Als 
endlich  Torstensson  nach  Zittau  aufbrach,  fahrte  Piccolo- 
mini  die  kais.  Armee,  deren  Rückkehr  nach  Böhmen  vom 
Kaiser  befohlen  worden  war,  nach  Jungbunzlau  und  dann 
zurück  nach  Leitmeritz.  Mittlerweile  rückte  Torstensson  vor 
Görlitz,  wo  er  den  19.  April  das  Lager  aufschlug,  den  Zuzug 
von  Königsmark  und  Stälhandske  hier  erwartend.  Oberst 
Hunger  griff  auf  einem  Streifzuge  ein  schwedisches  Elegi- 
ment  an,  schlug  es  in  die  Flucht  und  brachte  viele  Gefan- 
gene und  reiche  Beute  ein. 


Belagerang  mit  Lebensmitteln  ans  Prag  versorgt,  welche  durch  die  Schachte 
der  Berge  eingeschmuggelt  worden.  Acht  vom  Feinde  angelegte  Minen 
zerstörten  die  Belagerten  durch  Wasser. 

'*)  Die  Feldacten  bezeichnen  Rochau  als  einen  „alten  wohlversuchten 
Soldaten,  seiner  grossen  weithin  berühmten  Tapferkeit  wegen  hoch  beklagt/* 
Wie  kömmt  es  aber,  dass  Rochau  bei  so  glanzenden  Eigenschaften  es  nicht 
weiter  als  zum  Oberst- Wachtmeister  brachte,  da  doch  der  Hugenotte  De- 
Bouches,  den  wir  füglich  neben  ihn  hinsteUen  können,  ab  er  die  schwedi- 
schen Dienste  verliess,  sogleich  als  Oberst  angestellt  wurde?  Desouches 
stand  im  Jahre  1642  in  Ratibor,  wo  er  den  Entschloss  fasste,  Oppeln  zu 
nehmen  und  das  Schloss  daselbst  einzuschliessen.  Es  hinderte  ihn  aber  an 
der  Ausführung  dieses  Unternehmens  das  Anrücken  der  Feinde  von  Frank- 
furt an  der  Oder  her. 
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Während  dieser  Vorgänge  trat  im  Commando  der  kais« 
Hanptarmee  eine  Veränderung  ein,  die  wir  unbedenklich  als 
den  Ring  an  der  langen  bis  zum  Friedensschlüsse  reichenden 
Kette  unglücklicher  Kriegsereignisse  bezeichnen  können. 
Erzherzog  Leopold  Wilhelm  entsagte  dem  Heerbefehl  und 
Piccolomini  trat  in  spanische  Dienste.  Mit  Decret  v.  22.  März 
1643  ernannte  der  Kaiser  den  Grafen  Gallas,  den  „Heer- 
verderber",  zu  seinem  General  -  Lieutenant,  mit  der  Anwei- 
sung des  Piccolomini  an  seine  Befehle.  Welch^  anderer 
Gegner  hatte  dem  Torstensson  erwünschter  sein  können 
als  dieser  Gallas?  Der  auf  dem  Reichstage  von  1641  für 
schuldlos  erklärte  Götz  ward  wieder  angestellt  und  Puch- 
heim,  ein  anderer  Gallas,  seit  Breitenfeld  in  Untersuchung, 
ebenfalls  wieder  verwendet.  Der  Kaiser  musste  nach  dem 
Rücktritte  des  Erzherzogs  endlich  dasjenige  geschehen  lassen, 
was  er  vom  Anfange  her  hätte  thun  sollen,  er  musste  näm- 
lich das  Armee  -  Commando  dem  Piccolomini,  als  dem  ein- 
zigen verlässlichen  Heerführer  den  er  hatte,  allein  übertragen. 
Wäre  dies  geschehen,  so  würde  es  mit  der  Kriegsfahrung 
ohne  Erzherzog  wahrscheinlich  noch  besser  als  mit  ihm  ge- 
gangen sein^®).  Gallas  genoss  die  Gönnerschaft  des  Grafen 
Trautmanstorff,  bei  welchem  weder  böse  Absichten  noch 
Einsichtsmangel  vorauszusetzen  sind.  Es  bleibt  desshalb  bloss 
Raum  für  die  Annahme,  dass  er  sich  durch  eine  für  Gallas 
erfasste,  vielleicht  erschmeichelte  besondere  Vorliebe  blenden 
Hess.    Piccolomini  ward   bloss   „far  einige  Zeit"  und  unter 


^^)  Bei  dem  Versichte  des  Erzherzoges  auf  den  Oberbefehl  waltet  noch 
ein  anderer  Grund  als  das  Zerwürftiiss  mit  Trautmanstorff.  Das  fromme 
Gemüth  des  Erzherzoges  ward  von  dem  Vorwurfe  ergriffen,  den  geistlichen 
Beruf  hintangesetzt  und  an  seiner  Statt  die  kriegerische  Laufbahn  verfolg^ 
zu  haben.  Wegen  dieser  vermeinten  Untreue  sah  er  in  der  Niederlage  von 
Breitenfeld  eine  gerechte  Strafe  des  Eümmels.  —  Pufendorf  bemerkt 
von  der  Wiederanstellung  des  Gallas:  Imperium  ezercitus  iterum  Gallasio 
deferebatur,  laetantibus  Snecis,  quod  solitum  isti  nossent  Caesareos  ezer- 
citus destruere,  p.  509,  §.  4. 
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Beibehaltnng  seiner  Hof-  und  Kriegschargen  an  Spanien 
überlassen,  auch  unterhielten  Trautmanstorff  und  Leslie  fort^ 
während  einen  lebhaften  Briefwechsel  mit  ihm.  Die  unglück- 
liche Schlacht  von  Rocroy,  welche  der  Statthalter  Melo 
ohne  Beiziehung  Becks  gegen  den  kühnen  und  genialen 
Enghien  einging,  und  die  von  diesem  hierauf  unternommene 
Belagerung  von  Thionville  (Diedenhofen) ,  dessen  Fall 
Beck  nicht  verhindern  konnte,  machten  es  allerdings  klar, 
dass  Piccolomini  Spanien  unentbehrlich  war,  allein  während 
er  im  niederländischen  Kriege  Wesentliches  nichts  mehr 
leisten  konnte,  wäre  es  ihm  möglich  gewesen,  dem  deutschen, 
mit  dem  es  ungleich  besser  stand,  eine  entscheidende  gün- 
stige Wendung  zu  geben.  Auf  der  Reise  nach  Spanien  in 
Florenz  erkrankt,  kam  er  spät  in  Madrid  an.  Mit  der  Ueber- 
tragung  des  Oberbefehls  über  die  Truppen  in  den  Nieder- 
landen verband  Philipp  IV.  die  Verleihung  des  goldenen 
Vliesses,  die  Ernennung  zum  Herzoge  von  Amalfi  und  dessen 
wirkliche  Besitzeinräumung  mit  dem  Erlasse  der  Hälfte  der 
darauf  haftenden  Schulden. 

In  weiser  Vorsorge  Hess  der  Kaiser  den  westphälischen 
Kreisständen  zu  Anfang  des  Jahres  1643  durch  eigens  ab- 
gesandte Commissäre  die  Errichtung  einer  Kreisdefension 
vorschlagen.  Sie  sollte  in  16.000  Mann  Fussvolk  und  3000 
Reitern  bestehen  und  zunächst  dienen,  die  von  den  ^Hessen  be- 
setzten Orte  zurückzubringen.  Die  Stände  beriethen  sich  auch 
noch  im  nächstfolgenden  Jahre,  konnten  sich  aber  nie  einigen. 
Um  einen  Anfang  zu  machen,  sandte  der  Kaiser  durch  den 
Freiherrn  von  Traun  eine  Summe  Geldes  auch  that  der 
fränkische  und  schwabische  Kreis  das  Versprechen  sich  an- 
zuschliessen,  wenn  zwischen  den  westphälischen  und  nieder- 
sächsischen eine  Vereinigung  mit  dem  churrheinischen  und 
oberrheinischen  zu  Stande  kommen  sollte.  Alles  umsonst, 
da  die  Einen  das,  die  Andern  etwas  anderes  forderten 
und  es  selbst  welche  gab,  die,  ohne  Zweifel  von  den  Fran- 
zosen bestochen,   gegen    das    Zustandekommen    der    Kreis- 
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defension  lebhaft  agitirten.  Wie  ungelegen  sie  dem  franzo- 
sischen Cabinete  war^  beweiset  am  besten  das  eigenhändige 
Schreiben  Ludwigs  Xm.  an  den  P£Edzgrafen  von  Neuburg, 
worin  ihm  sehr  angelegentlich  und  sehr  nachdrucklich  vom 
Beitritte  abgerathen  wird.  Dieses  aufgefangene  und  nach 
Wien  gesandte  Schreiben  benützte  der  Kaiser  zu  einer  dem 
wankenden  Pfalzgrafen  erspriesslichen  Zurechtweisung :  »Ich 
bin,  schrieb  er  ihm ,  von  meinem  General  -  Commissär  den 
von  Traun  berichtet  worden  ,  was  für  eine  Erklärung  und 
Vertröstung  Ew.  Liebden  von  der  Cron  Frankreich  Ihrer 
gesuchten  Neutralität  halben  zugekommen  ist  und  dass  Ihro 
darin  vorgebildet  wird,  wie  nachtheilig  es  dem  röm.  Reich, 
Ihrer  Person  und  den  bevorstehenden  Friedenstractaten  sein 
würde,  wann  die  vorhabende  westphälische  Kreis  Verfassung 
zu  Stande  gebracht  werden  sollte.  Ew.  Liebden  haben  leicht 
zu  erachten,  dass  des  Feindes  Intent  darauf  zielt,  Sie  und 
andere  Stände  von  den  Defensionsmitteln  bloss  desswegen 
abzubringen,  um  sie  alle  desto  gewisser  zu  bewältigen  und 
ihnen  leges  vorzuschreiben.^  Die  daran  schliessende  Mah- 
nung, den  Feinden  kein  Gehör  zu  geben,  erwiederte  der 
Pfalzgraf  freilich  mit  schonklingenden  Versprechungen,  aber 
es  war  ihm  damit  nicht  Ernst. 

Unterdessen  breiteten  sich  die  Hessen  im  churcöl- 
nischen  Lande  mehr  und  mehr  aus,  und  i.  J.  1645  hatten 
sie  es  beinahe  ganz  besetzt.  Der  Accord,  den  der  Churfürst 
den  8.  Februar  1643  zu  Neuss  mit  den  Hessen  schloss,  be- 
dingte, dass  in  Kempen  keine  Kriegssteuer  erhoben,  keine 
Rückstände  gefordert ,  die  Militär  -  Executionen  im  ganzen 
Erzstift  eingestellt  und  die  Verhafteten  sammt  Vieh  und 
Pferden  freigegeben  werden  sollen.  Dagegen  ward  die  vergli- 
chene Contribution  für  mindestens  zwei  Jahre  versprochen*^). 
Wie  schmählich,  dass  ein  Reichsstand,  ein  Nachbar  dem 
andern  steuern  musste,  um  von  der  Kriegsdrangsal  verschont 


")  Wir  vermissen  diesen  Accord  bei  Bommel. 
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zu  bleiben!  —  Unter  den  die  Kreisdefension  hindernden 
Standen  stand  der  Churfiirst  von  Cöln  oben  an.  Er  und  der 
Bischof  von  Osnabrück  wollten  sich  von  ihr  ganz  abson- 
dern und  ein  fiir  sich  allein  bestehendes  Corps  von  8000  M. 
Fussvolk  und  1200  Reitern  aufstellen.  Gegen  diese  Unzu- 
kömmlichkeit  protestirten  die  übrigen  Kreisstande,  und  der 
Kaiser  wendete  sich  an  Maximilian  von  Bayern,  den  Bruder 
des  Churfursten,  und  stellte  vor,  dass  aus  dieser  Separation 
ganz  allein  die  Reichsfeinde  Vortheil  ziehen  würden.  In 
diesem  Sinne  mahnte  er  auch  den  Bischof  von  Osnabrück 
davon  ab.  Wie  hätte  bei  dem  allseitigen  Bestände  so  vieler 
vom  gemeinsamen  Zielpuncte  abstrebenden  Tendenzen  Deutsch- 
land vom  Kriegsjoche  und  der  Fremdherrschaft  erlöst  wer- 
den sollen?  Wie  gross  die  Noth  war,  wie  augenscheinlich 
der  Untergang  des  deutschen  Reiches ,  sie  entzündete  nicht 
die  Vaterlandsliebe ,  spornte  die  deutschen  Fürsten  nicht 
zur  Vereinigung. 

Die  üebergabe  von  Wolfen büttel  und  Einbeck 
an  die  Herzoge  von  Braunschweig  verzog  sich,  weil  Konigs- 
mark,  der  fast  das  ganze  Jahr  über  in  der  Nähe  stand,  die 
Abfahrung  der  Garnisonen  unmöglich  machte.  An  Rau- 
schenberg in  Wolfenbüttel  war  längst  der  Befehl  dazu  und 
erneuert  im  Februar  1642  ergangen,  und  dem  Obersten  Hon- 
derson  in  Einbeck  den  12.  August  eine  Ordonnanz  des  Hof- 
kriegsrathes  zugemittelt  worden,  sein  Regiment  in  grösster 
Stille  abzuführen  und  zu  Hatzfeld's  Verfugung  zu  stellen. 
Tattenbach  bekam  vom  Kaiser  den  Auftrag ,  den  möglich- 
sten Fleiss  anzuwenden ,  um  den  Abschluss  der  Verhand- 
lungen zwischen  Cöln  und  Braunschweig  des  grossen  Stiftes 
wegen  zu  erwirken.  Tattenbach  referirte  im  Februar,  dass 
die  Hildesheimer-Sache  ganz  allein  an  dem  bis  an  die  Thore 
von  Hannover  grenzenden  Amte  Ruethe  hafte.  Dem  Her- 
zoge falle  die  Rückgabe  schwer,  Cöln  wolle  es  aber  nicht 
zurücklassen,  weil  es  unbestritten  zum  alten  Stifte  Hildes- 
heim gehöre.     Dies  ist  der  Grund,  wesshalb  die  Besatzung 
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von  Emdesheim  nicht  abzog.  —  Erzherzog  Leopold  Wil- 
helm, der  sich  beim  Kaiser  sehr  gereizt  wegen  Anweismig 
des  Stiftes  Passau  zum  Sammel-  und  Musterplatze  chur- 
bayerischer  Truppen  beschwert  hatte ,  zeigte  dem  Kaiser 
den  30.  April  an ,  dass  sein  Domstift  zu  Halberstadt  mit 
den  Schweden  einen  Neutralitätsvertrag  abzuschliessen  im 
Begriffe  stehe  und  sein  Oberstkämmerer  Graf  Tattenbach 
mit  dem  Domcapitel  dieserwegen  eine  Uebereinkunft  ge- 
troffen habe;  er  frage  demnach  an,  ob  der  Kaiser  den  Ab- 
schluss  genehmige?  Wie  dieses  unangemessene  Ansinnen  es 
verdiente,  gab  der  Kaiser  den  17.  Mai  den  kurzen  Bescheid: 
Der  Erzherzog  möge  sowohl  dem  Domstifte  als  dem  Grafen 
Tattenbach  ernstlich  bedeuten ,  dass  sie  von  diesem  Vor- 
haben abzustehen  haben'*). 

G alias  hatte  einen  Feldzugsplan  entworfen,  vermöge 
welchem  er  mit  der  Hauptarmee  an  der  Elbe,  Götz  an  der 
Oder  und  H  atz  fei  d  an  der  Weser  operiren  sollten.  Der 
Kaiser,  damit  einverstanden,  erliess  an  die  Statthalter  Böh- 
mens den  Befehl  für  die  Fortschaffung  der  Lebensmittel 
auf  der  Elbe  Sorge  zu  tragen.  Damit  der  Aufbruch  be- 
schleunigt werde,  ging  er  die  Landstände  von  Nieder-,  Ober- 
und  Inuerösterreich  an,  den  Truppen  einen  Monatssold  vor- 
aus zu  bezahlen,  wenn  nicht  sogleich,  doch  bis  halben  März. 
Die  schwedische  Armee  zählte  im  Juni  1643  13.000  Mann, 
die  kaiserliche  18.000  Mann;  letztere  besass  ^eine  so  schöne 
Kavallerie,  wie  sie  nie  dagewesen  ist." 

Während  Königs  mark  im  Frühjahr  1643  einen  Raub- 
zug in  Franken  unternahm,  dann  zurückkehrte,  Aschersleben, 
Halberstadt  und  Oster wick  eroberte,  schlug  Torstensson  den 
Grafen  Brouay  bei  Senftenberg  an  der  Elster  und  brach, 
ohne  einen  Widerstand  zu  erfahren,  in  Böhmen  ein.  Den 
10.  Juni  trat  er  den  Marsch  nach  Prag  an,  begrüsste  die 
böhmische  Königsstadt   mit   einigen   Schüssen   und  zog  an 


*■)  Reichs-Archiv. 
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ihr  vorüber  nach  Chmdim.  Enkevorts  Vorschlag,  sich  bei 
Zeiten  Tabors  zu  versichern,  war  unbeachtet  geblieben.  Von 
Chrudim,  wo  er  dem  Gallas  eine  Schlacht  angeboten  hatte, 
die  dieser  ausschlug ,  brach  er  den  18.  Juni  nach  Mahren 
auf.  Zwei  Tage  vorher  verliessen  die  Kaiserlichen  Pardn- 
bitz  und  zogen  dem  Torstensson  nach,  was  ihn  aber  nicht 
hinderte,  Littau  zu  nehmen  und  den  22.  Olmütz  zu  er- 
reichen. Nachdem  er  den  24.  sich  der  Stadt  Prosnitz  be- 
mächtigt hatte,  erschien  er  des  anderen  Tages  vor  Krem- 
sier,  das,  getauscht  in  der  Erwartung,  Gallas  werde  zum 
Entsätze  herbeieilen,  den  26.  sich  ergab. 

Üngarisch-Hradisch  dagegen,  welches  er  nach 
Kremsier's  Einnahme  angriff,  leistete  einen  an  Güns  und  die 
Türken  erinnernden  heldenmüthigen  Widerstand.  Mit  be- 
deutendem Verluste  sah  der  siegreiche  schwedische  Heer- 
fuhrer  sich  genothigt,  unverrichteter  Dinge  abzuziehen,  doch 
ward  er  den  30.  Juni  durch  die  Uebergabe  des  Schlosses 
Tobitschau  entschädigt,  für  dessen  Erhaltung  Grallas  eben- 
falls nichts  gethan  hatte.  Unthätig  stand  er  mit  überlegener 
Streitmacht  zwischen  Brunn  und  Austerlitz,  während  Wrän- 
ge 1  mit  3000  Schweden  und  200  Wallachen,  die  sich  ihnen, 
wahrscheinlich  der  gleichen  Confession  wegen,  angeschlossen 
hatten,  bis  in  die  Nähe  der  Hauptstadt  streifte,  Mortaigne 
Sternberg,  Prerau^  Leipnik,  Fulnek  und  Neutitschein  weg- 
nahm, und  Wittenberg  die  Gegend  um  Gross-Meseritsch 
und  Saar  verheerte.  Mähren  litt  von  diesen  feindlichen 
Streifparteien  kaum  mehr  als  von  der  zuchtlosen  Soldateska 
des  kaiserl.  Heeres.  Schon  den  2.  Mai  berichtete  der  Kreis- 
hauptmann von  Iglau  dem  Gallas,  dass  die  Mehrzahl  der 
Reiter  auf  Raub  sich  verlege,  im  Lande  trappen  weise  um- 
herstreife und  die  ärgsten  Frevel  verübe. 

Die  Holländer  in  dem  Streben,  das  gesammte  Haus 
Habsbnrg  zu  verderben,  ihren  Verbündeten  den  Franzosen 
stets  zu  Willen  stehend,  hatten,  trotz  der  zwischen  ihnen 
und  dem  Kaiser  bestandenen  Neutralität,    von  ihrem  Resi- 
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denten  in  Constantinopel  i.  J.  1641  einen  Vertrag  mit  Ra- 
koczy ,  dem  Fürsten  von  Siebenbürgen,  entwerfen  lassen,  wo- 
mit er  sich  zu  einer  Eriegserklärung  gegen  den  Kaiser  an- 
heischig machen  sollte.  Torstensson ,  der  bei  seinem  Ero- 
bemngsznge  in  den  Erbländem  des  Kaisers  an  Rakoezy 
die  mächtigste  Stütze  zu  finden  glaubte,  unterhandelte  mit 
ihm  noch  vor  seinem  Einfall  in  Böhmen  und  bekam,  als  er 
in  Mahren  stand,  ein  Schreiben  von  dem  Kanzler  des  Ka- 
koczy,  Heinrich  Bisterfeld,  aus  Weissenburg  vom  3.  Mai  1643, 
worin  dieser  sagt,  dass  sein  Herr  zum  Kriege  wohl  erbietig 
sei ,  vorerst  aber  bei  der  Pforte  die  heimliche  Gestattung 
desselben  erwirken  müsse.  Die  Pforte  konnte  ihn  nicht 
öffentlich  bewilligen ,  weil  sie  mit  dem  Kaiser  den  Vertrag 
einer  Friedensverlängerung  auf  weitere  zwanzig  Jahre  den 
19.  März  1642  geschlossen  hatte.  Der  Einfluss  Frankreichs 
und  reichliche  Geschenke  bewirkten,  dass  Sultan  Ibrahim 
den  Fürsten  von  Siebenbürgen  gewähren  Hess.  In  der  Zwi- 
schenzeit war  der  Vertrag  zwischen  ihm,  Schweden  und 
dessen  Verbündeten  zu  Stande  gekommen.  Obgleich  darin 
bedungen  ist ,  dass  ihn  nicht  bloss  Schweden ,  Frankreich 
und  die  General-Staaten,  sondern  auch  die  Landgräfin  von 
Hessen  und  alle  übrigen  mit  jenen  auswärtigen  Mächten 
verbündeten  deutscheu  Fürsten  unterzeichnen,  so  that  dies 
doch  des  Zeitverlustes  wegen  für  sie  alle  Torstensson  im 
Lager  von  Tobitschau  den  10.  Juli  allein,  Hess  aber  durch 
Salvius  die  Ratification  der  Königin  und  Frankreichs  be- 
treiben. Am  11.  Juli  sandte  er  mit  dem  Vertrage  den 
Oberst-Lieutenant  Rebstok  nach  Weissenburg  und  empfahl 
dem  Rakoezy  die  Vorschläge  die  sein  Gesandter  ihm  machen 
werde,  ohne  Verzug  zur  Ausführung  zu  bringen. 

G alias  war  endlich  seinem  Gegner  näher  gerückt, 
indem  er  bei  Kojetein  ein  von  Tobitschau  bloss  eine  halbe 
Meile  fernes  Lager  bezog.  Seine  hier  verrichtete  Gross- 
that  bestand  in  dem  Abschlüsse  des  wegen  Loskaufes  der 
beiderseitigen  Gefangenen  den  19.  August  abgeschlossenen 
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Cartels,  demzufolge  der  General-Lieutenant  mit  15.000  Dn- 
caten,  der  Feldmarschall  mit  10.000,  der  F.  M.  L.  und  der 
General  der  Cavallerie  und  Infanterie  mit  3000,  der  G.Wacht- 
meister mit  2000  Ducaten,  der  Oberst  mit  1000  Beichs- 
thalem,  der  gemeine  Musketier  mit  4  und  der  gemeine 
Reiter  mit  8  R.  Th*  losgekauft  werden  konnten.  Bei  einer 
den  29.  August  in  Kojetein  stattgefundenen  Abrechnung 
stellten  die  Schweden  das  ihnen  gebührende  Lösegeld  auf 
die  Summe  von  49.678  R.  Th.  und  forderten,  dass  hiervon 
sogleich  42.000  Th.,  doch  nur  22.000  baar  bezahlt,  für  das 
Uebrige  aber  Gefangene  gegeben  werden  sollten.  Die  Kaiser- 
lichen wiesen  aber  nach,  dass  die  Restsumme  durch  ihre 
Forderungen  sich  ausgleiche.  Torstensson,  der  den  8.  Au- 
gust sein  Lager  nach  Mostienitz  bei  Prerau  verlegte,  brach 
den  28.  von  hier  auf  und  rückte  vor  Brunn,  dessen  Ein- 
wohner herzhaften  Widerstand  zu  leisten  beschlossen.  Gallas 
kam  nun  zum  Entsätze  der  Hauptstadt  des  Landes  selbst 
herangezogen.  Alle  Anzeichen  sprachen  dafür,  dass  es  vor 
ihren  Mauern  zu  einer  entscheidenden  Schlacht  kommen 
werde;  plötzlich  aber  brach  Torstensson  auf  (8.  Sept.),  ver- 
liess  Mähren  gänzlich,  und  führte  die  Armee  in  Eilmärschen 
nach  Holstein. 

Bevor  wir  ihm  dahin  folgen  und  die  Beweggründe  zu 
diesem  eilfertigen  Zuge  mittheilen,  müssen  wir  uns  nach  dem 
französisch -weimarschen  Heere  umsehen,  das  wir  nach  den 
überstandenen  winterlichen  Irrfahrten  im  Lager  bei  Lauffen- 
bürg  verliessen.  Guebriant,  der  den  Plan  nicht  aufgegeben 
hatte,  den  Krieg  nach  Bayern  zu  spielen,  raffi;e  sich  endlich 
aus  seiner  langen  Unthätigkeit  auf,  und  führte  sein  angeblich 
11.000  Mann  zählendes  Heer  im  Juni  1643  über  Waldshut 
nach  Engen,  um,  der  Iller  entlang,  an  den  Lech  zu  gelangen. 

Die  Bayern,  deren  hervorragendste  Führer,  Franz  von 
M  e  r  c  y  eben  jetzt  zum  Feldmarschall  und  Johann  von  W  e  r  t  h 
zum  General  der  Cavallerie  ernannt  worden  waren,  verlegten 
dem  französisch- weimarschen  Heere  den  Weg  nach  der  Hier, 
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Grezwnngen  umzukehren,  unternahm  Guebriant  die  Belagerung 
von  Rotweil,  ward  aber  von  dem  zum  Entsätze  rasch  herbei- 
gekommenen Johann  von  Werth  vertrieben.  Mercy  war  ihm 
den  19.  Juli  nach  Willstedt  gefolgt  und  über  Pforzheim  und 
Darlach  den  21.  in  Rastatt  eingerückt,  wohin  Guebriant  am 
nämlichen  Tage  seine  Vorhut  gesandt  hatte.  Als  sich  die 
Feinde  hierauf  in  grosser  Menge  bei  Ettingen  und  Heppen- 
heim sammelten,  setzte  ihnen  Johann  von  Werth  mit  einer 
Abtheilung  der  Reiterei  nach,  worauf  sie  den  Rückzug  in 
die  Gegend  von  Benfelden  antraten  ^^).  Die  Bayern  bezogen 
hierauf  ein  Lager  bei  Weissenburg ,  wo  der  Herzog  von 
Lotharingen  sich  von  ihnen  trennte,  angeblich  um  das  nach 
dem  Verluste  von  Diedenhofen  bedrohte  Sierk  zu  schirmen. 
Da  in  Folge  dieses  Ereignisses  auch  für  Trier  zu  furchten  war, 
so  befahl  der  Kaiser  dieser  Stadt,  kaiserliche  Besatzung  ein- 
zunehmen. Die  Stadt  Strassburg  ermahnte  er,  sich  vor  einem 
Ueberfall  der  Franzosen,  den  eine  Aeusserung  Guebriants  be- 
furchten Hess,  bei  Zeiten  vorzusehen.  Der  erstere  dieser  Er- 
lasse ist  in  Nicolsburg  gegeben,  wohin  der  Kaiser  den  L  Sept. 
1 643  mit  dem  ganzen  Hofstaat  und  den  geheimen  Räthen  sich 
begab,  weil  die  ungarischen  Magnaten  an  Kriegsdienste  ausser 
Land  die  Bedingniss  knüpften,  dass  der  König  persönlich  im 
Felde  erscheine**).  Der  Kaiser  hatte  die  ungarische  Insurrec- 
lion  verlangt,  mit  deren  Hilfe  er  hoffte,  die  Schweden  aus 
Mähren  zu  vertreiben.  Seit  seiner  Ankunft  in  Nicolsburg  setz- 
ten die  Ungarn  sich  nach  Skalitz  in  Marsch,  wo  wir  den 
Kaiser  den  7.  Sept.  treffen.  Die  ihm  zugekommene  Nachricht, 
dass  Guebriant  bloss  einen  Succurs  von  3000  Mann  erhalten 
"werde,  erwies  sich  als  irrig.  Der  Herzog  von  Enghien  führte 
ihm  eine  Verstärkung  von  5000  Mann  zu,  wodurch  seine  Armee 
den  Stand  von  12.000  Mann  erreichte^*).  Zum  zweiten  Male 


")  Mercy  an  Plccolominl  aus  Rastatt  den  23.  Aag^st 
**)  Leslie  an  Piccolomini. 

'^)  Alle  gedruckten  Quellen  setzen  die  von  Engblen  gebrachte  Ver- 
stärkung auf  8000  Mann.    Unsere   handschriftlichen  Angaben  wissen  aber 
Kuch,  G«)üehichte  Fordtiuiid«  IM.     I.  Bd.  29 
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zog  er  vor  Rotweil,  das  sich  nach  einer  tapferen  Vertheidignng 
den  18.  November  ergab,  doch  verlor  Guebriant,  dem  während 
der  Belagerung  eine  Falconetkugel  den  Arm  zerschmetterte, 
durch  eine  ungeschickte  Operation  das  Leben.  Nach  seinem 
Tode  übernahm  Graf  Ranz  au,  der  General-Lieutenant  des 
Herzoges  von  Enghien,  das  Commando,  und  führte  die 
Armee  nach  Tuttlingen.  Die  Bayern,  denen  Karl  von 
Lotharingen  seit  dem  14.  Nov.  sich  wieder  angeschlossen 
hatte,  verliessen  den  22.  November  Balingen  und  zogen 
nach  Sigmaringen.  Da  sie  hier  die  Nachricht  bekamen,  dass 
die  Feinde  von  ihrem  Anzüge  keine  Ahnung  haben  und  gänz- 
licher Sorglosigkeit  hingegeben  seien,  so  beschlossen  sie,  ge- 
radesweges  auf  sie  loszugehen.  VonMöskirch,  wo  dasHatzfeld- 
sehe  Corps  zu  ihnen  stiess,  den  24.  Nov.  aufgebrochen,  er- 
reichten sie  gegen  Mittag  desselben  Tages  Neuhausen,  das 
von  Rosens  Quartier  bloss  eine  halbe  Stunde  ferne  lag.  Hier 
stellte  sich  das  Hatzfeld'sche  Corps  auf.  Da  nach  Aussage 
der  Gefangenen  eine  grosse  Anzahl  feindlicher  Truppen  auf 
Fouragirung  ausgezogen  war  und  alle  hohen  OfBciere  wegen 
Austheilung  der  Quartiere  sich  im  Hauptquartier  befanden, 
so  wurde  der  Angriff  auf  das  Hauptquartier  beschlossen. 
Verhüllt  von  einem  Tag  in  Nacht  verwandelnden  dichten 
Schneefall  überfielen  ein  Haufe  Croaten  und  die  Dragoner 
und  Reiter  der  Obersten  Wolff  und  Epp  von  Werth's  Vorhut, 
um  3  Uhr  Nachmittags  das  auf  dem  Friedhofe  vor  der 
Stadt  aufgefahrene  Geschütz  und  die  Pnlverwagen,  nahmen 
sie  weg  und  brachten  sie  auf  den  über  dem  Kirchhofe  ge- 
legenen Berg,  der  das  von  dem  bayerischen  Oberst  Holtz 
eingenommene  Schloss  Homburg  auf  seinem  Rücken  trug. 
Während  dies  geschah,  setzte  die  Hauptarmee  über  die 
Donau  und   schloss  die  Stadt  Tuttlingen,   wo   das  Haupt- 


blotis  von  5000  „alle  deutscher  Nation*'  und  12.000  effectiven  Armeettand, 
da,  nach  ihnen,  Enghien  bei  seiner  Bückkehr  nach  Paria  die  französi- 
sche Mannschaft  xuriickgefUhri  haben  soll. 
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quartier  sich  befand ,  so  enge  ein,  dass  Aas-  und  Eingang 
unmöglich  gemacht  wurde.  „Weil  man  nicht  mit  Kanonen 
schoss,  so  ertappte  man  den  Feind  in  seinem  Quartier."  Die 
französische  Generalität  verweigerte  anfangs  die  ücbergabe 
der  Stadt,  vermuthlich  auf  Rosen  rechnend,  der  auch  wirk- 
lich gegen  Abend  mit  sieben  Schwadronen  Reiter  und  vier 
Brigaden  Fussvolk  sich  näherte,  aber  beim  Anblicke  der  in 
Schlachtordnung  gestellten  bayerischen  Armee  allsogleich 
die  Flucht  ergriflf.  Kaspar  von  Mercy,  der  ihn  verfolgte,  aber 
nicht  mehr  ereilen  konnte,  stiess  in  Mühlen  auf  drei  Ba- 
taillone Fussvolk  und  hieb  sie  nieder.  Dasselbe  Schicksal 
erlitt  mit  Ausnahme  von  wenigen  Oflficieren  das  ganze  Re- 
giment Mazarin,  welches  bei  Werth's  Angriflf  auf  Möringen, 
wo  zehn  Regimenter  lagen,  die  fliehende  Reiterei  decken 
wollte.  Diese  vom  Obersten  Spork  verfolgt,  verlor  800  Ge- 
fangene, alles  Gepäck  und  acht  Standarten.  Von  jenen  zehn 
Regimentern  hatten  sieben  der  Infanterie  Gelegenheit  zu  ent- 
rinnen, wollten  diese  aber  ohne  Befehl  ihres  in  Tuttlingen 
eingeschlossenen  Generals  nicht  benützen.  Sie  blieben  dem- 
nach bis  zum  nächsten  Tage  von  drei  Regimentern  in  Mörin- 
gen bewacht,  und  mussten  sich  wie  jene  in  Tuttlingen  den 
25.  November  auf  Gnade  und  Ungnade  ergeben.  Der  Sieg 
war  vollständig,  glänzend,  ruhmvoll,  doch  aber  von  der 
beispiellosen  Fahrlässigkeit  der  Franzosen  so  wesentlich  er- 
leichtert, dass  mehr  die  Besiegung  der  Schwierigkeiten  des 
Zuges  auf  langen  unwegsamen  Strecken,  als  der  gelungene 
Ueberfall  des  aufgelösten,  in  entfernte  Quartiere  vertheilten 
Heeres  Bewunderung  verdient.  Acht  Generäle  und  unter 
diesen  der  prahlerische  Ranz  au  ,  der  sich  den  „Halskragen 
im  bayerischen  Blute  zu  waschen  gedachte^',  neun  Oberste, 
zwölf  StabsoiHciere,  240  subalterne  Officiere,  6000  Gemeine, 
von  denen  im  Hauptquartier  allein  2500  sich  befanden,  wur- 
den gefangen ,  über  2000  niedergemacht.  Herabstimmend 
mochte  auf  den  französischen  Hochmuth  ausser  dem  unge- 
heuren Verlust  im  Ganzen  besonders  der  jener  sieben  Regi- 

29* 
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nienter  wirken,  denen  das  Prädicat  Flos  Franciae  beigelegt 
war,  und  unter  welchen  beide  Leibregimenter  der  Königin 
sich  befanden.  Die  Beute  war  sehr  beträchtlich.  Man  fand 
im  Hauptquartier  einen  ganzen  Monatssold  für  die  Armee 
im  ßaaren,  das  reiche  über  hunderttausend  Kronen  geschätzte 
Silbergeschirr  und  vieles  Geschmeide,  welches  die  Franzosen 
mitgeschleppt  hatten,  560  Artilleriepferde  und  24  Maulesel. 
Die  Gattinnen  des  Rosen  und  Ehm  nebst  anderen  Officiers- 
frauen  wurden  in  fünf  Wagen  unter  einer  Schutzwache  nach 
Schaffhausen  gebracht.  Rosen  entkam  nach  Freiburg.  In 
Rotweil  nahm  er  den  bei  Belagerung  dieser  Stadt  verwun- 
deten Taupadel  mit  sich.  Das  kaiserlich-bayerisch-lotharin- 
gische Heer  verlor  bei  der  Unternehmung  gegen  Tuttlingen 
nicht  einen  Mann,  sondern  hatte  bloss  einige  Verwundete  '^^). 
Den  27.  November  brach  das  Heer  nach  Rot  weil  auf, 
woselbst  Prinz  Friedrich  von  Würtemberg  mit  2000  Mann 
Fussvolk  geblieben  war.  Die  Besatzung,  unfähig  zum  Wider- 
stand, musste  sich  auf  Gnade  und  Ungnade  ergeben  und  wurde 
in  die  bayerischen  Regimenter  vertheilt.  Den  Prinzen  liess 
man  frei  abziehen.  Guebriant's  Kanzellei  offenbarte  das  Ein- 
verständniss  der  Ulmer  und  Strassburger  mit  den  Franzosen. 


*•)  Von  den  beiden  uns  vorliegenden  Berichten  erwähnt  der  eine 
von  Schüssen  auf  die  Stadt,  welche  bei  Bemfichtigung  des  Artillerieparkes 
auf  dem  Friedhofe  mit  umgewandten  Kanonen  geschehen  sein  soUen,  par 
nichts,  während  der  andere,  dessen  Verfasser  Hatzfeld  sein  dürfte,  aus- 
drücklich sagt,  dass  die  Kanonen  nicht  abgefeuert  und  desshalb  eben 
aUe  Generale  im  Hauptquartier  erhascht  wurden.  (S.  den  Wortlaut  im  Texte.) 
Wiewohl  diese  Angabe  mit  den  gedruckten  Nachrichten  über  die  Tuttlinger- 
Schlacht,  namentlich  auch  mit  der  „Summarischen  Relation"  bei  Heil- 
mann: Die  Feldzüge  der  Bayern  in  den  Jahren  1643,  1644,  1645  unter 
F.  y.  Mercy,  Leipzig  1851,  im  Widerspruche  steht,  so  halten  wir  sie  doch 
fest,  weil  sie  von  den  einfachsten  natürlichen  Gründen  unterstützt  wird. 
Kanonenschüsse  hätten  die  im  Hauptquartier  versammelten  Generäle 
und  Stabsofficiere  doch  wohl  so  alarmirt,  dass  sie  auseinander  gestoben 
wären  und  Anstalten  zur  Vertheidigung  des  nur  einen  Flintenschnss  ferne 
gestandenen  Feindes  getroffen  haben  würden. 


Vierzehnter  Abschnitt. 


1/ie  ungestüme  Vergrösserungssucht  Friedrich  Wil- 
helms, des  Churfürsten  von  Brandenburg,  bedrohte  die 
Jülich- cle vischen  Länder  mit  einer  für  den  wirren  Zustand 
des  Vaterlandes  rücksichtslosen  Kriegsverwickelung.  Glaub- 
würdig benachrichtigt,  „dass  er  den  über  diese  Lander  auf- 
gerichteten Provisional -Vertrag  unter  dem  Vorwande  einer 
Läsion  ultra  dimidium  nicht  länger  halten,  sondern  der  hessi- 
schen, schwedischen,  französischen  und  holländischen  Assi- 
stenz sich  bedienen,  und  den  Pfalzgrafen  von  Neuburg  mit 
Waffengewalt  angreifen  will",  trug  der  Kaiser  den  19.  Jänner 
1644  dem  General  Hatzfeld  auf,  auf  die  Invasionspläne  des 
Brandenburgers  ein  wachsames  Auge  zu  haben,  und  ihm, 
wenn  er  die  mindeste  Unruhe  im  westphälischen  Kreise  er- 
regen sollte,  mit  den  Waffen  entgegenzutreten.  Hatzfeld  war 
nebstdem  geheissen,  von  acht  zu  acht  Tagen  Bericht  zu  er- 
statten, und  selben  unmittelbar  an  den  Kaiser  zu  adressiren. 
Friedrich  Wilhelm  scheint  den  beabsichtigten  Kriegszug  für 
diesmal  bloss  dcsshalb  unterlassen  zu  haben,  weil  Frank- 
reich ihn  mit  seiner  Bewerbung  um  Beistand  abwies,  und 
die  übrigen  Mächte  wohl  ebenso  handelten.  Dem  Kaiser  er- 
wuchsen übrigens  auch  aus  der  zweideutigen  Haltung  des 
Pfalzgrafen  von  Neuburg  ernste  Besorgnisse.  Wolfgang 
Wilhelm  verbot  nicht  allein  die  Verpflegung  der  kaiser- 
lichen Truppen,  sondern  empfahl  auch  seinen  Beamten,  die 
Hessen  bei  Einbringung  ihrer  Kriegssteuer  zu  unterstützen 
und  die  Landsassen  und  Unterthanen  zur  Entrichtung  der- 


454 

selben  ernstlich  anzuluilten.  Da  er  sich  überdies  vermass, 
die  vom  Kaiser  ausgeschriebenen  Römermonate  für  sich  ein- 
zuziehen, auch  das  Directorium  bei  den  Kreistagen,  welches 
dem  Churfursten  von  Cöln  zustand,  an  sich  zu  reissen,  so 
befahl  der  Kaiser  dem  Hatzfeld  Düren  und  alle  übrigen 
Plätze  wieder  zu  besetzen,  und  hob  die  Eventualverschonuog 
der  jülichischen  Länder  mit  dem  an  den  Pfalzgrafen  erlasse- 
nen Befehl  auf,  sich  dieser  Verfügung  nicht  zu  widersetzen. 
Gerade  wie  Friedrich  Wilhelm  bloss  seines  Sonderinteresse 
bedacht,  ging  Wolfgang  Wilhelm  in  der  Zwischenzeit  mit 
Frankreich ,  trotz  aller  Abmahnungen  des  Kaisers ,  einen 
Neutralitätsvertrag  ein,  in  Folge  dessen  Ludwig  XIV.  im 
Juni  1644  eine  Ordonnanz  an  seine  Armee  erliess,  den  Pfalz- 
grafen von  Neuburg  mit  allen  Contributionen  und  Feind- 
seligkeiten zu  verschonen.  Neuerdings  erliess  der  Kaiser  den 
3.  August  1644  den  Befehl  an  ihn,  die  Neutralität  mit  Frank- 
reich aufzugeben,  und,  da  er  auch  vor  hatte,  eine  mit  Hessen, 
Schweden  und  Holland  einzugehen,  von  diesem  Entschlüsse 
abzustehen.  Am  nämlichen  Tage  trug  der  Kaiser  dem  Geleen 
auf,  sich  der  Stadt  Düren  zu  bemächtigen  und  die  jülichi- 
schen Landstände  gegen  die  Erpressungen  des  Pfalzgrafen 
und  der  Hessen,  falls  es  nothig  sein  sollte,  mit  seinen  Streit- 
kräften zu  schützen.  Da  der  Pfalzgraf  die  Bewilligung  zur 
Ausschreibung  der  kaiserlichen  Kriegssteuern  versagte,  so 
bewerkstelligte  sie  Freiherr  von  Traun,  der  als  kaiserl. 
Bevollmächtigter  der  westphälischen  Kreisdefension  wegen, 
worüber  noch  immer  verhandelt  wurde,  sich  in  Cöln  auf- 
hielt, durch  die  Landstäode.  Franzosen,  Hessen  und  Hollän- 
der sparten  keine  Mühe,  um  die  erwähnte  Kreisverfassung 
zu  verhindern.  Unter  dem  Vorwande ,  dass  durch  sie  die 
Friedensunterhandlung  Störung  erleide,  mahnten  sie  je  einen 
und  einen  der  Kreisstände  davon  ab,  und  bewirkten  auch 
wirklich,  dass  der  eine  oder  andere  dafür  erkaltete.  Fried- 
rich Wilhelm  setzte  seine  Truppenwerbungen  im  J.  1644 
fleissig  fort.  Geleen  schrieb  darüber  dem  Kaiser :  ,, Wiewohl 
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der  Churfurst  sich  bemüht  glauben  za  machen,  als  ob  es 
damit  nicht  viel  zu  bedeuten  habe,  so  will  doch  verlauten, 
als  geschähen  sie  aus  französischer  Geldhilfe.  Von  den 
brandenburgischen  Standen  werden  diese  Werbungen  sehr 
ungerne  gesehen"  *). 

Nach  allen  Seiten  hin  hatte  der  Kaiser  Unterstützung 
der  Feinde  abzuwehren.  Während  Churmainz  im  October 
dieserwegen  neuerdings  die  Frankfurter  und  Hanauer  an- 
klagte ,  musste  er  gleichzeitig  selbst  den  Erzbischof  von 
Salzburg  ermahnen,  den  Pferdeverkauf  aus  seinem  Lande  an 
die  Feinde  sammt  dem  Vorkaufe  zu  verbieten.  „Am  Ober- 
rhein, bemerkte  der  Kaiser,  haben  die  Feinde  ihre  unbe- 
rittene Mannschaft  allein  mit  den  aus  unseren  Erbländem 
und  dem  Stifte  Salzburg  erhaltenen  Pferden  beritten  gemacht." 
Gegen  die  von  den  Holländern  mit  beispielloser  Anstrengung 
und  Verübung  der  abscheulichsten  Gewaltthätigkeiten  in  den 
angrenzenden  deutschen  Ländern  getriebene  Proselytenma- 
cherei  hatte  der  Kaiser  ebenfalls  unaufhörlich  anzukämpfen. 
Den  15.  Februar  1644  erliess  er  ein  Schreiben  an  die  Stadt 
Aachen,  lautend:  Nächstens  gedenke  der  Gouverneur  von 
Mastricht  mit  seinem  Anhang  (unter  welchem  vermuthlich 
reformirte  Geistliche  zu  verstehen  sind)  nach  Aachen  zu 
gehen ,  und  dem  Stadtrathe  und  der  Bürgerschaft  Verscho- 
nung  mit  jeder  Belästigung  Seitens  der  Holländer  und  Hessen 
anzubieten,  woferne  die  Stadt  ft'eie  Religionsübung  zuge- 
stehen wolle.  Erinnernd,  dass  die  katholische  Religion  noch 
vor  kurzer  Zeit  in  der  äussersten  Gefahr  gänzlicher  Unter- 
drückung gestanden  und  Kaiser  Matthias  für  ihre  Erhaltung 
grosse  Mühe  und  Kosten  anwenden  musste,  stelle  der  Kaiser 


')  Es  ist  nicht  wahrscheinlich,  dass  Frankreich  dem  Chorfürsten 
Werbsubsidien  zofliessen  liess,  sondern  glaublich,  dass  er  von  denHoIlSn- 
dem  Geld  erborg^.  Uebrigens  soll  er  nach  einer  Anzeige  Maximilians  von 
Bayern  damals  von  Cleve  nach  dem  Haag  gereist  sein,  um  mit  den  G^eral- 
staaten  and  den  französischen  Bevollmfiehtigten  wegen  der  Anifühning 
seiner  Pläne  zu  rerhandeln. 
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dem  Stadtrathe  vor,  dac«8  jetzt  der  früher  dagewesene  gefahr- 
liche Zustand  unfehlbar  wieder  eintreten  würde,  wenn  sie 
dem  Ansinnen  des  Gouverneurs  von  Mastrieht  Gehör  liehen. 
Er  befiehlt  ihnen,  sich  in  nichts  einzulassen,  was  ihnen  unter 
dem  Scheine  der  Neutralität  angeboten  werden  sollte.  — 
Mit  der  Einführung  des  Calvinismus  war  überall  die  Unter- 
drückung des  Katholicismus  und  des  Lutherthums  verbunden, 
wesshalb  sich  Ferdinands  Sorge  für  Aachen  rechtfertigt. 
Den  7.  Februar  1644,  also  wenige  Tage  vor  dem  Erlass  an 
die  Stadt  Aachen,  beschwerte  sich  der  Pfalzgraf  von  Neu- 
burg, dass  die  Holländer  katholische  Geistliche  in  seinem 
Lande  am  Altare  während  der  Messe  ergreifen  und  sie  ins 
Gefängniss  schleppen.  Von  einer  anderen  Seite  kam  dem 
Kaiser  die  Nachricht  zu,  dass  Friedrich  Wilhelm  mit 
der  Einführung  des  Calvinismus  im  Clevischen  bereits  den 
Anfang  gemacht  habe,  und  die  Katholiken  für  den  Fortbe- 
stand ihrer  Confession  befurchten.  Dazu  hatten  sie,  wie  wir 
später  sehen  werden,  wirklich  Gnind,  denn  der  Erfahrung 
gemäss,  bewährte  sich  die  an  Friedrich  Wilhelm  gerühmte 
Toleranz  nicht.  Zur  selben  Zeit  als  er  kostspielige  Werbun- 
gen betrieb,  ordnete  er  einen  Gesandten  an  den  Kaiser  ab, 
und  trug  ihm  in  der  Instruction  auf,  vorzustellen :  „Sein 
Geldmangel  sei  so  gross,  dass  er  bisweilen  nicht  im  Stande 
ist ,  die  Mittel  zur  Kostenbestreitung  seiner  Tafel  aufzu- 
bringen. Er  wisse  auch  weder  Rath  noch  Hilfe  zu  schaffen. 
Für  die  Vorschüsse  aus  dem  Herzogthume  Preussen  seien 
die  besten  Aemter  verpfändet.  Gezwungen,  die  Belehnung 
mit  Preussen  persönlich  zu  empfangen,  seien  ihm  grosse 
Reise-  und  Aufenthaltskosten  in  Warschau  erwachsen  *). 
Seiner  Mutter  habe  er  jälirlich  12.000  Thaler  Leibgeding 
und  nebstdem  an  50.000  Thaler  Alimentationskosten  (ver- 
muthlich  Rückstände)  zu  entrichten,  ihren  ganz  zerstörten 
Witwensitz  neuherzustellen  u.  s.  w."  In  dieser  Geldklemme 


')  Das  Herzogtlium  Preiisscn   war  damals  noch  ein  Lehen  Polens. 
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stelle  er  an  den  Kaiser  das  Ansuchen,  die  auf  224.670  fl. 
aufgelaufenen  Zinsen  zweier  von  Brandenburg  den  Kaisern 
Maximilian  II.  und  Matthias  vorgestreckten,  auf  Schlesien 
und  Böhmen  versicherten  Darlehen  abtragen  zu  lassen.  Der 
Bescheid  lautete  ungünstig,  da  die  dieser  wegen  befragte 
böhmische  und  schlesische  Kammer  nachwies,  dass  vermöge 
eines  früheren  Abkommens,  diese  Zinsenschuld  gegen  einen 
brandenburgischen  Reichssteuerausstand  von  340.000  fl.  auf- 
gehoben worden  war;  übrigens  zahlte  der  Kaiser  die  Capitals- 
summen  der  beiden  Darlehen  später  zurück.  Nicht  Friedrich 
Wilhelm,  sondern  seines  Vaters  schlechte  Wirthschaft  und 
der  Krieg  hatten  die  beklagte  Finanzzerrütterung  verschuldet. 
Unbestritten  gebührt  jenem  das  Verdienst,  sein  Land  aus  der 
tiefen  Versunkenheit,  in  welche  es  aus  den  angedeuteten 
Ursachen  gerathen  war,  durch  seine  Thätigkeit  und  Umsicht 
rasch  erhoben,  und  den  Grund  zum  Aufschwünge  des  preus- 
sischen  Staates  gelegt  zu  haben.  Wir  missachten  seine  Mittel- 
wahl und  verdammen  seine  rücksichtslose  Selbstsucht,  doch 
verkennen  wir  nicht,  dass  die  Erfolge  seiner  Handlungen 
fast  in  allen  Fällen  seinem  Lande  Vortheil  brachten,  wenn 
auch  das  Princip,  von  dem  er  dabei  ausging,  gelautet  haben 
mochte:    der  Staat  bin  ich. 

Bestrebt ,  dem  durch  die  Einlagerung  spanischer  Trup- 
pen im  Erzstifte  Trier  unerträglich  gewordenen  Zustand 
ein  Ende  zu  machen,  sandte  der  Kaiser  schon  im  September 
1641  den  Obersten  Traun  nach  Brüssel,  und  liess  vom 
Cardinal-Infanten  die  Abberufung  der  spanischen  Besatzung 
aus  dem  Trierschen  und  aus  Ehrenbreitstein  auf  das  Nach- 
drücklichste   verlangen  ^).    Er   erwirkte  sie  wenigstens  zum 


*)  Sowohl  die  Chorfürsten  als  das  Domcapitel,  dem  die  Landes- 
regieruDg  aufgetragen  war,  hatten  den  Kaiser  um  seine  Verwendung  bei 
Spanien  ersucht,  lieber  Trauns  Sendung  und  ihren  Erfolg  erbat  sich  das 
Domcapitel  eine  beglaubigte  Erklärung,  um  mit  selber  die  falschen  Be- 
schuldigungen, als  trüge  e«  die  Schuld  an  den  stattgefundenen  Unordnungen 
der  spanischen  Soldateska,  ablehnen  zu  können.    Zu  dieser  Massregel  sah 
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Theil  und  später  gänzlich.  Aber  im  Jahre  1644  litt  das 
unglückliche  Land  gleiche  Drangsale  von  dem  lotharingi- 
schen KriegSTolke.  y^Die  eilf  einquartirten  lothringischen  Re- 
gimenter, klagt  das  Domcapitel  dem  Kaiser,  werden  taglich 
auf  den  Raub  commandirt,  massen  aus  der  Abtei  Prüm  und 
Umgebung  viele  Hunderte  von  Pferden,  Rindern  und  Schafen 
weggeschleppt  wurden.  Keiner  traut  sich  im  freien  Felde 
sehen  zu  lassen,  denn  sobald  die  Soldaten  Einen  erblicken, 
wird  er  geschossen,  gehauen,  gefangen,  und  wohl  auch  nieder- 
gemacht. Das  Vieh  muss  in  den  Ställen  Hungers  sterben, 
die  Unterthanen  liegen  in  den  Wäldern,  müssen  den  Acker- 
bau und  alle  Feldarbeit  versäumen.  Wenn  diesem  Wesen 
nicht  remedirt  wird,  muss  alles  zu  Grunde  gehen."  Diesem 
Bericht  fugte  das  Domcapitel  die  Bitte  bei,  ihm  die  Re- 
gierung abzunehmen  und  sie  einem  Statthalter  und  Adjuncten 
aus  seinem  Gremium  unter  Beiordnung  von  etlichen  erz- 
stiftischen  Statthaltern  und  Räthen  zu  übertragen.  Früher 
hatte  das  lotharingische  Kriegsvolk  das  Mainzische  besetzt. 
Der  Kaiser  befahl  dem  Herzoge  Karl  den  13.  Jänner  1644 
es  allsogleich  abzuführen,  da  er  von  ihm  keine  Erlaubniss 
zur  Einquartirung  daselbst  besitze.  Jetzt  gab  er  dem  Traun 
den  Auftrag,  dem  Herzoge  statt  der  ihm  angewiesenen 
Winterverpflegung  auf  das  Stift  Lüttich,  diejenigen  Gelder 
zu  überlassen,  welche  der  Feldzeugmeister  Graf  Gronsfeld 
von  der  Stadt  Lüttich  unter  dem  Namen  einer  Türkensteuer 
erheben  werde.  Aus  dieser  Anordnung  scheint  hervorzugehen, 
dass  die  lotharingischen  Truppen  die  beklagten  Ausschwei- 
fungen, unter  welchen  auch  das  darmstädtische  Gebiet  zu 
leiden  hatte,  unbefriedigter  Soldforderungen  wegen  verübten. 
Während  der  Nieder-  und  Mittelrhein  mit  den  von  der 
eigenen  Schutzmacht  bereiteten  Plagen  rang,  und  der  Zwie- 


sich  das  Domcapitel  durch  die  Aoflehnung  der  niederen  Oeisilichkeit  be- 
stimmt. Diese  ging  so  weit ,  dass  sie  das  Domcapitel  in  den  Bann  that, 
was  ddr  gefangene  Churfürst  in  Wien  seinerseits  auch  gethan  hatte. 
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spalt  zwischen  Pfalz  -  Neuburg   und  Cburbrandenburg  noch 
überdies  eine  unheilschwangere  Kriegsverwickelung  in  Aus- 
sicht stellte,  gestaltete  sich  die  Lage  am  Oberrhein  wun- 
dersam gunstig.    Alle  Eroberungen  Bernhards  gingen  nach 
einander  verloren.  Nach  Rotweils  Fall  belagerte  Mercy  seit 
15.   April   1644   Ueberlingen,    das  vom   Commandanten 
Courval   tapfer  vertheidigt  und  mit  Lebensmitteln  fiir  zwei 
Monate  versehen,  erst  nach  einem  allseitigen  letzten  starken 
Angriffe  mit  Geschütz,  Approchen  und  Minen  den  10.  Mai 
mit  Accord   sich   ergab.    Einhundert  Geschütze  und  grosse 
Munitionsvorrathe    zurücklassend ,    zog    die    Garnison    den 
12.  Mai  nach  Laufenburg   ab  ^).    Nach    der  Einnahme    von 
Ueberlingen   rückte  Mercy  unverweilt   vor    Uohentwiel, 
welches  er  umschloss.  Verstärkung  von  EUtzfeld  erwartend, 
knüpfte  er  mit  Wiederhold  einstweilen  Unterhandlungen  an. 
Schlau  ging  dieser  einen  LJebergabs  -  Accord  ein ,  von  dem 
er  voraussah,  dass  der  Kaiser  und  der  Churfurst  von  Bayern 
die  Ratification  verweigern  würde.    Zunächst  protestirte  die 
Erzherzogin   Claudia  gegen   die   Ratification ,    da    sie    dem 
Hause  Oesterreich  nachtheilig  sei.  Sodann  äusserte  sich  der 
Kaiser  den  10.  August  1644  gegen  Maximilian  von  Bayern 
wie  folgt:    „Obgleich    ihm   nach    erfolgter  Restitution    des 
Herzogs  von  Würtemberg   geschienen,    dass   zwischen   ihm 
und  Wiederhold  alles  ein  abgekartes  Spiel  sei,    so  habe  er 
doch  bis  zur  Einräumung  von  Hohentwiel  einstweilen  Hohen- 
aspang  angenommen.    Weil  aber  aus  den,  den  7.  Juni  ihm 
mitgetheilten   Accord    des  Wiederhold    hell    und    klar    er- 
scheinet, dass  jener  Verdacht  nit  fehlgeschlagen  und  besagter 
Commandant  im  geringsten  nit  von  den  auswärtigen  Cronen, 
sondern  bloss  und  allein  vom  Herzoge  dependiret,   so  habe 


*)  Es  ist  nicht  richtig,  dass  Hanger  die  Uebergahe  von  Ueberlingen 
erzwang.  In  dem  uns  vorliegenden  Berichte  des  k.  k.  Kriegsarchives  ist 
ausdrücklich  bemerkt,  Mercy  habe  mit  der  Blokade  nichts  ausgerichtet, 
weil  die  Stadt  für  zwei  Monate  Lebensmittel  besass  und  Graf  Courval  sie 
stark  befestigt  hatte. 
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er  den  Rath  Notkafft  an  ibn  abgeordnet  und  die  Abtretung 
dieser  Festung  verlangen  lassen.  Kaiser  bo£fe  der  Herzog 
werde  in  sich  geben,  doch  sei  sieb  auf  den  entgegengesetzten 
Fall  aucb  gefasst  zu  macben."  —  Herzog  Eberbard  behaup- 
tete, er  sei  weder  Wiederbold's  noch  der  Festung  mächtig. 
Da  sich  die  Unterbandlungen  zerschlugen ,  so  licss  Mercy 
eine  Anzahl  Truppen  zur  Blokirung  von  Hobentwiel  zurück, 
und  zog  vor  Freiburg,  wo  Kanofsky  befehligte.  Tnrenne, 
mit  10.000  Mann  zum  Entsätze  angerückt,  musste,  Schar- 
mützel ausgenommen,  der  fortgesetzten  Belagerung  unthätig 
zusehen ,  weil  Mercy ,  der  seitdem  Verstärkung  erbalten 
hatte,  ihm  überlegen  war.  Den  14.  Juli  waren  die  Vorstädte 
genommen  und  die  Einleitung  zum  Angriffe  getroffen.  Seit 
9.  Juli,  berichtet  Mercy,  fallen  unaufhörlich  Treffen  mit  dem 
Feinde  vor,  bei  denen  selbst  Taupadel  mit  seinen  Schweden 
weichen  musste.  Als  aber  Turenne  den  24.  Juli  aufbrach 
und  sich  zwischen  Breisach  und  Neuburg  zurückzog,  griff 
Mercy  die  Stadt  so  heftig  an,  dass  sie  nicht  länger  wider- 
stehen konnte.  Die  Uebergabe  erfolgte  den  28.  Juli  1644 
und  zwei  Tage  darnach  traf  Enghien  mit  9000  Mann  bei 
Turenne  ein.  Nach  dem  Rhein  Übergang  bei  Breisach  am 
2.  August  rückten  beide  zu  einem  Hauptangriffe  auf  das  stark 
verschanzte  bayerische  Hauptquartier  bei  Uffhausen  vor.  Mit 
„unbeschreiblicher  Furie"  entwickelte  Enghien  einen  Kampf, 
der  von  5  Uhr  Abends,  die  Nacht  hindurch,  bis  um  4  Uhr 
Morgens  währte.  Während  desselben  griff  Enghien  den 
Schönberg  an,  wo  Rauschen berg  hinter  sicheren  Schanzen 
aufgestellt  war.  Zweimal  mit  grossem  Verluste  zurückge- 
worfen, bemächtigten  sich  die  Franzosen  bei  dem  dritten 
Angriffe  einer  Schanze,  worauf  Mercy,  befürchtend  die  Feinde 
könnten  ihm  auf  den  Rücken  kommen,  den  Rauschenberg 
an  sich  zog  und  den  noch  höheren  Josephsberg  besetzte. 
Als  Enghien  am  nächsten  Morgen  die  vortheilhaft  einge- 
nommene neue  Stellung  der  Bayern  wahrnahm,  zog  er  sich 
auf  ihr  altes  Lager  zurück  und  hielt  sich  diesen  Tag  über 
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ruhig;  am  folgenden  aber,  den  5.  August,  schritt  er,  ge- 
täuscht von  der  Nachricht  eines  Ueberläufers,  dass  die  Bayern 
sich  zum  Rückzuge  anschicken,  zu  einem  erneuerten  Sturm- 
angriff auf  ihre  feste  Position.  Bis  in  die  Nacht  währte  der 
wiithige  Kampf,  von  dem  Johann  von  Werth  schrieb:  „Ich 
habe  viele  Hauptschlachten  mitgemacht,  aber  niemals  ein 
so  blutiges  Treffen  und  von  so  langer  Dauer  gesehen.  Es 
ist  schrecklich  warm  abgelaufen.  Jetzt  (7.  August)  haben 
wir  uns  neuerdings  verschanzt."  Trotz  aller  Anstrengungen 
zurückgeworfen,  stand  der  Prinz  endlich  von  seinem  Unter- 
nehmen ab  und  ging  in  sein  früheres  Lager  zurück.  Das 
französisch  -  weimarsche  Heer  zählte  6000  Todte  und  Ver- 
wundete ,  denn  der  berühmte  Conde  (so  hiess  nachmals 
Enghien)  war  ein  gewissenloser  Menschenschlächter,  der  vor 
den  Opfern  eines  thörichten  Wagstückes,  wie  das  vor  Frei- 
burg eines  gewesen,  nicht  zurückschreckte,  und  der  Vicomte 
von  Turenne  gab  ihm  in  diesem  Stücke  wenig  nach.  „Wir 
haben  zwar  auch  keine  Seide  dabei  gesponnen ,  aber  nur 
etliche  Hunderte  verloren",  bemerkte  Mercy  in  seinem  ämt- 
lichen Bericht ,  doch  befand  sich  unter  den  Gebliebenen 
Kaspar  Mercy,  sein  Bruder.  Die  Franzosen  hatten  zwei  Mar- 
schälle und  den  Oberst  Hattstein,  Herzog  Bernhards  Waffen- 
genossen, verloren  *). 

Enghien  änderte  nun  seinen  Kriegsplan,  indem  er  sich 
rheinabwärts  wendete.  Den  9.  August  brach  er  auf  und  zog 
in  die  Markgrafschaft  Baden.  Mercy  konnte  ihm  nicht  so- 
gleich folgen,  weil  jener  ihm  an  Reiterei  weit  überlegen  war. 
Er  nahm  daher  den  Marsch  gegen  Villingen  und  beabsich- 
tigte vor  Ankunft  der  Feinde  Pforzheim  zu  erreichen,  oder^ 


*)  Von  Mercy's  Bericht,  abgedruckt  bei  Heilmannf  sandte  der  Chnr- 
fürst  von  Bayern  dem  Kaiser  eine  Abschrift  ein.  Die  Anzahl  der  Todtea 
und  Verwundeten  des  französischen  Heeres  scheint  mit  der  Ziffer  6000 
richtig  angegeben  zu  sein,  da  sie  in  den  Acten  des  Hofkriegs-Bathes  wieder- 
holt vorkömmt.  Der  Verlast  der  Bayern  ist  nirgend  bestimmt  angegeben. 
Barthold  spricht  von  1200  Todten  und  eben  so  vielen  Verwundeten. 
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kämen  ihm  diese  zuvor,  eine  Stellung  am  Neckar  zu  nehmen. 
Einem  Angriffe  des  französisch-weimarschen  Heeres  bei  der 
Abtei  St.  Peter  klug  ausweichend,  gelangte  er  den  10.  Au- 
gust nach  Yillingen,  und  blieb  dann  anfangs  in  Rottenburg 
und  später  in  Heilbronn  aufgestellt,  um  den  Feind  zu  beob- 
achten und  die  Vereinigung  mit  Hatzfeld  abzuwarten.  Zar 
Verstärkung  der  bayerischen  Armee  rief  der  Kaiser  die  dem 
Piccolomini  gesendeten  vier  Regimenter  zurück,  indessen 
traf  Hatzfeld  erst  den  6.  September  ein. 

Enghien  ging  geradesweges  auf  Philippsburg  los, 
erreichte  es  den  25.  August  und  brachte  es  den  9.  September 
in  seine  Gewalt.  „Wie  Oberst  Bamberger,  der  Festungs- 
Commaudant,  diese  so  baldige  Uebergab  verantworten  wird, 
sehe  ich  nicht  ein",  schrieb  Mercy  den  10.  September  aus 
Neckarsulm  dem  Piccolomini.  Turenne  nahm  Worms  durch 
die  Treulosigkeit  seiner  Burger,  welche  den  Herzog  von 
Lotharingen,  der  sich  darin  befand,  nöthigten,  abzuziehen. 
Um  Mainz  zu  erhalten,  dem  Turenne  sich  genähert  hatte, 
benachrichtigten  Mercy  und  Hatzfeld  den  Churfiirsten  bei 
Zeiten,  dass  sie  mit  dem  Heere  heranrücken.  „Bevor  noch 
die  Truppen  des  Feindes  sich  sehen  Hessen",  sagt  Mercy, 
habe  er  den  Oberst  Wolff  mit  700  Reitern  nach  Mainz  ge- 
schickt, um  die  Stadt  zu  vertheidigen.  Mittlerweile  hatte 
sich  aber  der  Churfurst  unter  der  Huth  von  500  Reitern  zu- 
erst nach  Lahnstein  und  dann  nach  Aschafifenburg  gefluchtet, 
und  das  Domcapitel,  dem  er  das  Regiment  übertrug,  wies 
den  Oberst  Wolff  mit  der  schriftlichen  Erklärung  zurück: 
„Es  sei  ihm  bedenklich  gefallen  ihn  einzulassen,  weilen  all'- 
bereit  eine  Resolution  gefasst  und  beiderseits  (d.  i.  zwischen 
ihm  und  Turenne)  Trompeter  gewechselt  worden  sind.  Ohne 
das  sei  hiesige  Bürgerschaft  nicht  gemeint,  zur  Gegenwehr 
zu  greifen,  wesswegen  Oberst  Wolff  wiederum  zurückzugehen 
angewiesen  wird.  Mainz,  15.  September  1644."  In  dem  vooa 
Domcapitel  abgeschlossenen  Uebergabs- Vertrag  wurde  nicht 
bloss  Mainz,    sondern  noch   sieben   andere  Orte,    darunter 
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Konigstein,  den  Franzosen  eingeräumt.  Für  diese  zaghafte 
Dienstfertigkeit  belohnte  Enghien  die  geistlichen  Herren  mit 
einem  glänzenden  Banket  auf  der  Martinsburg.  Die  chur- 
furstliche  Garnison  zog  nach  Coblenz  ab. 

Nach  der  üebergabe  von  Mainz  gingen  Bingen,  Ba- 
cherach, Landau,  Neustadt,  Kreuznach  u.  s.  w.  verloren; 
vor  ihr  hatten  Mannheim,  Speier  und  Oppenheim  capitulirt. 
Mercy  und  Hatzfeld  stellten  sich  in  der  Bergstrasse  auf. 
Da  es  sich  aber  wesentlich  um  Verhinderung  des  Zuzuges 
der  Hessen  zu  den  Franzosen  handelte,  so  wollten  Mercy's 
ältester  Bruder ,  Werth  und  Hatzfeld  mit  2500  Reitern 
einen  Ueberfall  versuchen,  mussten  aber  wieder  umkehren, 
weil  ihr  Anschlag  den  Hessen  verrathen  worden  war.  Als 
aber  der  Herzog  von  Enghien  nach  Paris  zurückgegangen 
war  und  dem  Turenne  den  Oberbefehl  überlassen  hatte, 
näherte  sich  Mercy  wieder  dem  Rhein.  Den  5.  October  traf 
er  in  Wiesloch  ein,  worauf  der  Feldzeugmeister  Rauschen- 
berg allsogleich  Man  n  h  e  i  m  angriff  und  es  stürmend  eroberte, 
Rosen ,  der  sich  darin  befand ,  entkam  mit  Noth  auf  einem 
Nachen,  aber  drei  Grafen  von  Leiningen  geriethen  in  Ge- 
fangenschaft. „Alles,  was  sich  in  armis  fand,  wurde  nieder- 
gehauen." Weil  aber  Rosen,  dessen  Vorhaben  auf  die  Weg- 
nahme von  Ladenburg  und  Weinsheim  gerichtet  war,  die 
Garnison  verstärkt  hatte,  so  wurden  einige  Hundert  Ge- 
fangene mehr  gemacht  Mercy,  der  sich  mit  dem  Plane  trug, 
Philippsburg  zu  erobern,  wollte  die  von  den  Feinden  da- 
selbst geschlagene  Schiffbrücke  zerstören,  was  jedoch  miss- 
lang, weil  Turenne  sie  in  der  Zwischenzeit  abtragen  und 
nach  Speier  bringen  Hess.  Noch  gelang  dem  Geleen  in  Vei' 
einigung  mit  den  Lotharingern  die  Erstürmung  von  Ba- 
cherach (17.  October),  wobei  übrigens  der  bayer.  G.  W.  M. 
Sutter  das  Leben  verlor,  dann  gelang  dem  Mercy  auch  noch 
die  Einnahme  von  Höchst;  aber  nun  hemmten  alle  weiteren 
Operationen  die  Abberufung  des  General  Hatzfeld,  die  vom 
Marschall  Majalotti  dem  Turenne  zugefuhrte  abermalige  Ver- 


464 

etärkung,  die  mit  der  von  5000  Mann,  welche  der  Herzog 
von  Elboeuf  im  September  gebracht  hatte,  dem  französischen 
Armeecorps  über  das  bayerische  eine  unbesiegbare  üeber- 
legenheit  sicherte,  und  endlich  die  Ordonnanz  des  Chur- 
fursten  Maximilian  vom  17.  October,  „auf  keinen  Fall  mit 
seinem  Corps  an  den  Niederrhein  zu  ziehen,  doch  aber  mit- 
zuwirken, wenn  der  Herzog  von  Lotharingen  oder  Geleen 
Mainz  oder  Bingen  angreifen  sollte."  Mercy  war  desshalb  ge- 
nöthigt^  eine  abwartende  Stellung  am  Main  einzunehmen.  Frei- 
burg hatte  er  gesichert,  aber  die  Blokade  von  Hohentwiel  war 
schon  früher  aufgegeben  worden.  Zu  dem  Erlasse  des  Chur- 
fiirsten  gab  Piccolomini's  Vorschlag  einer  Vereinigung  der 
kaiserlichen  und  bayerischen  Truppen  mit  denen  des  Herzogs 
von  Lotharingen  an  der  Mosel  den  Anlass.  Mit  dem  letz- 
teren hatten  die  spanischen  Minister  im  October  1644  eine 
Uebereinkunfb  abgeschlossen ,  die  vermuthen  lässt ,  dass 
Piccolomini  mit  seinem  Vorschlage  die  Benützung  dieser 
vereinigten  Streitkräfte  für  den  niederländischen  Krieg  be- 
zweckte. Dazu  konnte  sich  Maximilian  allerdings  nicht  ver- 
stehen ®). 

Wiederhold  in  Hohentwiel  verlegte  sich  nach  der 
Entfernung  der  Bayern  wieder  auf  sein  altes  Handwerk.  Er 
überfiel  im  Nov.  1644  das  Schloss  Pfullingen,  plünderte  es 
aus,  ermordete  den  Förster  daselbst,  und  schleppte  einen 
vorderösterreichischen  Amtmann  gefangen  mit  sich  fort.  Die 


^)  Wie  Barthold  von  den  Memoiren  des  Gaebriant  bisweilen  irre 
geführt  wurde,  so  widerfuhr  es  auch  dem  Heilmann  mit  Ramsaj^s  flist. 
du  Vicomte  de  Turenne,  als  er,  diesem  Lobredner  folgend,  S.  170  u.  171 
Turenne  bewandert,  dass  er  yom  französischen  Hofe  mit  dem  Ansuchen 
um  Verstärkung  zurückgewiesen,  dennoch  verstand,  die  Vereinigung  des 
Herzogs  von  Lotharingen  mit  Mercy  zu  verhindern  und  seine  Eroberungen 
mit  einer  noch  geringeren  Truppenzahl  als  sie  geschehen  war,  zu  behaupten» 
„aus  Nichts  Alles  zu  machen."  Wir  bezwecken  mit  dieser  Bemerkung,  bei 
Benützung  französischer  Quellen  Vorsicht  einzuflössen,  indem  wir  auf  die 
von  Ramsaj  verschwiegenen,  in  den  Acten  des  k.  k.  ELriegsarchives  an- 
gegebenen Verstärkungen  von  Majalotti  und  Elboeuf  zurückweisen. 
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Erzherzogin  Claudia  beschwerte  sich  über  diese  Frevel  beim 
Kaiser  und  mass  (vielleicht  mit  Unrecht)  die  Urheberschaft 
derselben  Wörtemberg  zu.  Verdacht  erregend  ist  jedenfalls 
Wiederhold's  Drohung,  jeden  wurtembergischen  Geistlichen, 
der  in  einem  der  benachbarten  österreichischen  Aemter  oder 
Klöster  betreten  werden  sollte,  desshalb  niederzumachen, 
weil  diese  Klöster  und  Aemter  dem  Herzoge  von  Würtem- 
berg  entzogen  worden  seien.  Adam  Adami,  der  Abt  von 
Murhart,  bemerkte  in  seiner  Beschwerde,  dass  seine  Con- 
ventualen  in  Folge  dieser  Lebensbedrohung  nicht  den  Muth 
haben,  jene  Klöster  und  Aemter  zu  besuchen,  folglich  der 
daselbst  allein  von  ihnen  verrichtete  Gottesdienst  unterbleibt. 
Da  eben  damals  der  streitigen  Klöster  wegen  ein  Executions- 
urtheil  gegen  den  Herzog  erging,  so  wäre  es  wohl  möglich, 
dass  er  sich  Wiederhold's  zu  Repressalien  bediente. 

Ueber  das  Einverständniss  des  Herzogs  mit  Wieder- 
hold im  Allgemeinen  gibt  die  Instruction  Aufschluss,  welche 
Plettenberg  im  Jahre  1643  bei  seiner  Sendung  an  denselben 
mitbekam.  Beauftragt  Hohentwiels  Auslieferung  zu  verlangen, 
sollte  der  Gesandte  den  allenfallsigen  Einwurf  des  Herzogs, 
dass  es  nicht  in  seiner  Macht  stehe  Wiederhold  zum  Gehor- 
sam zu  verweisen ,  mit  Vorlage  der  mitgegebenen  Schrift- 
stücke begegnen,  und  „ihn  aus  denselben  überzeugen,  dass 
das  Werk  in  seiner  und  keines  anderen  Hand,  und  dieser- 
halben  des  Wiederholds  eigenes  Bekenntniss  vorhanden,  dem 
würtembergischerseits  in  nichts  contradicirt  werden  kann." 
Sollte,  heisst  es  weiter,  der  Herzog  einwenden,  dass  die 
Zurückgabe  dieser  Festung  dann  ohnedies  eintreten  würde, 
wenn  der  effectus  suspensionis  amnestiae  aufgehoben  sein 
wird ,  so  sei  ihm  zu  antworten ,  dass  sein  mit  Brief  und 
Siegel  gegebenes  Versprechen  der  Auslieferung,  mit  der 
Amnestie  nichts  zu  schaffen  habe.  Sollte  mit  dieser  Erinne- 
rung nichts  erreicht  werden,  so  habe  Plettenberg  dem  Her- 
zoge vorzustellen,  dass  an  der  Belastung  des  schwäbischen 
Kreises    und    vorzüglich    seines    Landes    mit   kaiserlichem 

Koch,  Q«tohichte  Fordiiuuidi  m.    I.  Bd.  30 
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Kriegsvolk  er  die  Hauptschuld  trage,  und  Erstattung  alles 
von  Hohentwiels  Vorentbaltung  verursachten  Schadens  ihn 
treffe.  Falls  all'  das  erfolglos  bleiben  sollte,  hätte  Plettenberg 
€ine  schriilliche  Erklärung  vom  Herzoge  zu  verlangen,  nach 
dessen  Empfang  die  Landstände  an  einen  gewissen  Ort,  etwa 
nach  Esslingen  zu  berufen,  ihnen  den  Verlauf  der  Verhand- 
lung mit  ihm  bekannt  zu  machen,  und  sie  unter  Hinweisung 
auf  ihre  Reversalcn  aufzufordern,  dass  sie  selbst  ihren  Landes- 
forsten  zur  Erfüllung  seiner  Zusagen  verhalten,  widrigen- 
falls sie  sich  den  aus  des  Herzogs  längeren  Renitenz  ent- 
stehenden Nachtheil  selbst  zuschreiben  müssten.  Welchen 
Erfolg  diese  Sendung  gehabt  hat,  vermögen  wir  nicht  anzu- 
geben, weil  auch  Sattler  ihrer  nicht  gedenkt.  Da  aber 
H.  Eberhard  zu  den  Verhandlungen  mit  Wiederhold  im  näch- 
sten Jahre  ein  Paar  seiner  Räthe  abordnete,  so  gewinnt  es 
den  Anschein,  als  habe  er  sich  wenigstens  äusserlich  will- 
fährig bezeigt.  Vorschrift  Hess  er,  als  Anhänger  und  Söld- 
ling Frankreichs,  vermuthlich  von  Paris  sich  geben,  wess- 
wegen  er  fiir  die  zahllosen  Gewaltthätigkeiten  und  Verbrechen 
Wiederhold's  der  Geschichte  verantwortlich  bleibt,  während 
diese  Ferdinand  IH.  das  Zeugniss  nicht  versagen  kann ,  zu 
ihrer  Abstellung  alles  was  er  vermochte,  redlich  gethan  zu 
haben.  Wem  könnte  nebenbei  die  Wahrnehmung  entgehen, 
dass  das  schlechte  Benehmen  je  eines  und  eines  der  deut- 
schen Fürsten  ihm  eine  Geduldprobe  aufnöthigte,  zu  der  er 
sich,  wäre  er  minder  hohen  Gemuths  und  nicht  von  der 
grössten  Vaterlandsliebe  beseelt  gewesen,  wohl  nicht  ver- 
standen haben  würde. 

Als  Enghien  Philippsburg  belagerte,  liess  Herzog  Eber- 
hard einen  Gesandten  mit  Aufträgen  eines  unbekannten  In- 
halts an  ihn  abgehen.  Damit  er  sich  dadurch  nicht  biosstelle, 
schrieb  er  dem  Churfursten  von  Bayern  den  16.  August  1644, 
er  habe  in  Erwägung  der  grossen  Noth  seiner  Unterthanen 
zu  dem  Auskunftsmittel  einer  Beschickung  der  französischen 
Generalität  gegriffen,  um  von  ihr  Schonung   seines  Landes 
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zu  erbitten.  Er  hoffe,  Maximilian  werde  diese  Mission  eben- 
sowohl jetzt  billigen,  wie  es  mit  einer  früheren  geschehen 
ist.  Der  greise  Maximilian,  viel  zu  hellsehend  und  erfahren, 
um  sich  berücken  zu  lassen,  schrieb  ihm  den  31.  August 
zurück:  »Es  sei  ihm  völlig  unerinnerlich,  eine  vormalige 
Beschickung  der  Reichsfeinde  gebilligt  zu  haben,  mit  der 
dermaligeu  könne  er  sich  um  so  weniger  einverstanden  er- 
klären, als  der  Herzog  die  eigentliche  Absicht,  in  der  sie 
geschehen,  ihm  nicht  mitgetheilt  habe.  Für  die  angegebene 
bestehe  kein  Grund ,  da,  wie  der  Herzog  sehr  wohl  weissi 
die  französich-weimarsche  Armee  so  eben  Philippsburg  be- 
lagert, mithin  sein  Land  einer  Invasionsgefahr  völlig  ent- 
rückt ist.  Bestände  eine  solche,  so  böte  die  nahestehende 
bayerische  Armee  und  jene  Abtheilung  derselben,  die  sich 
in  seinem  Lande  befindet,  ausreichenden  Schutz.  Eine  vom 
Feinde  erbetene  und  von  ihm  zugestandene  Schonung  könne 
wohl  auch  nur  auf  Bedingungen  erstrebt  werden,  welche 
dem  allgemeinen  Wesen  nachtheilig  sind"  '). 

Wie  lässt  sich  diese  Zurechtweisung  mit  den  eigenen 
geheimen  Unterhandlungen  Maximilians  mit 
Frankreich  vereinbaren?  werden  die  Leser  vermuthlich 
fragen.  Zu  diesem  Einwurfe  sind  sie  in  der  That  berechtigt, 
da  in  neuester  Zeit  gegen  ihn  die  schwere  Anklage  einee 
auf  dem  bezeichneten  Wege  begangenen  Verrathes  an  Deutsch« 
land  erhoben  worden  ist.  Der  Verlust  des  Elsasses,  behauptet 
man,  sei  sein  Werk.  Mit  der  Abtretung  desselben  im  west- 
phälischen  Frieden  habe  er  die  Unterstützung  Frankreichs 
zur  Behauptung  der  Churwürde  und  der  Oberpfalz  erkauft. 

Zur  Begründung  dieser  Beschuldigung  theilte  Prof. 
Söltl  im  dritten  Bande  seines  Werkes:  „Die  Religions- 
kriege in  Deutschland**  im  Abschnitte:  „Wie  kam  Elsass 
an  Frankreich?"  Maximilian's  Instructionen  an  seine  beiden 
Gesandten  in  Münster   und  ihre  Berichte   an  ihn  mit,   und 


')  Reichs-Archiv. 
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schliesst  sie  mit  den  Worten:  ^ Welch'  ein  Denkmal  Maxi- 
milian sich  dadurch  gegründet,  und  wie  aufrichtig  er  es 
mit  Deutschland  gemeint  habe,  das  mögen  leicht  alle  Vor- 
urtheilsireien  erkennen  und  entscheiden/'  Prof.  Häusser, 
auf  diesen  Anlauf  fortarbeitend,  spricht  sich  in  seiner  Ge- 
schichte der  rheinischen  Pfalz  2.  Bd.  S.  569  noch  gesinnungs- 
YoUer  aus,  indem  er  sagt :  »Dass  der  Churfurst  Maximilian 
der  Restitution  seiner  pfälzischen  Verwandten  entgegen- 
arbeitete, möchte  er  im  Sinne  seines  persönlichen  Yortheils 
oder  seines  kirchlichen  Eifers  verantworten  können;  wie 
liess  sieh  aber  die  Rolle,  die  er  jetzt  dem  falschen  Aus- 
lande gegenüber  einnahm,  mit  dem  Lobe  vereinigen,  das 
neuerlich  von  Unwissenden  oder  Sophisten  seinem  Patrio- 
tismus gezollt  worden  ist?  Schon  im  Frühjahre  1644  that  er 
annähernde  Schritte  gegen  Frankreich.  Der  Sinn  dieser  An- 
näherung war  nicht  sowohl  die  Harmonie  des  kirchlichen 
Bekenntnisses,  als  der  Wunsch,  seine  egoistischen  Ansprüche 
unterstützt  zu  sehen.  Bayern  wollte  von  Frankreich  Schutz, 
um  das  geraubte  Gut  seiner  pfälzischen  Verwandten  be- 
haupten zu  können.  Dafür  war  Bayern  dann  wohl  geneigt, 
den  französischen  Eigennutz  auf  deutsche  Kosten  zu  unter- 
stützen. **  —  Note:  „Dass  dies  die  Tendenz  der  bayerischen 
Politik  war,  musste  schon  jedem  aufmerksamen  Leser  der 
Negociations  secr^tes  unzweifelhaft  sein.  Neuerdings  hat  nun 
Söltl  die  Sache  noch  klarer  gemacht.  Die  Richtigkeit  der- 
selben ist  bis  jetzt  nicht  widerlegt  worden;  dass  laut  und 
vielfach  geschimpft  wurde,  hat  nichts  Auffallendes,  wenn 
man  bedenkt,  wie  sehr  Thatsachen  dieser  Art  die  Lügen- 
industrie der  modernen  Vergötterer  Maximilian's  durch- 
kreuzen musste.^ 

Wir  sind  in  der  Lage,  die  Nichtigkeit  dieses  gegen 
Maximilian  geschleuderten  Anathems  gründlich  darthun  zu 
können,  weil  wir  unser  Urtheil  nicht  wie  die  genannten 
beiden  Herren  aus  Bruchstücken  von  zufällig  aufgefun- 
denen Documenten,   sondern  aus  den  umfassenden  Act  der 
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gepflogenen  Unterbandlungen  schöpften.  Zuvorderst  ein  Wort 
über  diese  Bruchstücke.  Vergebens  würden  die  Leser  darin 
den  Beweis  suchen,  dass  Maximilian  den  Franzosen  das 
Elsass  gegen  die  Zusicherung  der  Chur  und  der  Oberpfalz 
angeboten  oder  versprochen,  oder  einen  Vertrag 
mit  ihnen  darüber  geschlossen  habe.  Des  einen  oder  des 
andern  ist  mit  keiner  Silbe  gedacht.  Wie  hätte  Maximilian 
etwas  versprechen  sollen,  was  nicht  sein  Eigenthum  war  und 
worüber  er  in  keiner  Weise  ein  Verfugungsrecht  besass? 
Hätte  die  Voreingenommenheit  der  beiden  Herren  es  ge- 
stattet, so  würde  ihnen  nicht  entgangen  sein,  dass  bei  Maxi- 
milians annähernden  Schritten  an  Frankreich  i.  J.  1644  das 
Elsass  unmöglich  im  Spiele  sein  konnte,  weil  Maximilian 
den  Anspruch  auf  dasselbe  erst  im  nächsten  Jahre  von 
seinen  Gesandten  in  Münster  erfuhr.  Inzwischen  fallen  alle 
vorgebrachten  Beschuldigungen  vor  der  Thatsache,  dass 
«eine  Verhandlungen  keine  geheimen  waren,  und  dass  sie 
nicht  bloss  unter  Mitwissenschaft  des  Kaisers,  sondern 
selbst  unter  seiner  Mitwirkung  gepflogen  wurden,  wie 
niedergeblasene  Kartenhäuser  zusammen. 

Mittelst  Courier  übersandte  Maximilian  dem  Kaiser 
ein  Schreiben  vom  26.  September  1644  folgenden  Wort- 
lautes: „Wann  denn  keine  Hoffnung  vermittelst  des  General- 
Congresses  das  romische  Reich  in  Frieden  und  Ruhe  zu 
bringen  und  bei  dem  franzosischen  Gesandten  in  Münster 
etwas  Fruchtbarliches  auszurichten,  so  sehe  und  weiss  ich 
kein  anderes  Mittel,  als  dass  zu  dem  Brunn  selbst  gegangen, 
und  nacher  Paris  an  den  königlichen  Hof  eine  vertraute 
Person  in  grosser  geheim  unverzüglich  geschickt  werde, 
welche  bei  der  Krön  Frankreich  für  das  ganze  romische 
Reich  den  Frieden  zwar  nit  tractiren,  sondern  nur  suchen 
soll,  und  sowohl  der  Königin  als  ihrer  Räthe  Intentiones 
und  Neigung  zum  Frieden  penetriren,  die  Gemüther  darzu 
disponiren,  und  allerhand  andere  gute  Praeparatoria  machen 
mochte.  Und  weil  ich  wohl  erachten  kann,  dass  Euer  kais. 
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Majestät  aus  erheblichen  Ursachen,  sonderlich  um  Dero 
kais.  Reputation  und  Autorität  willen,  billig  Bedenken  tragen 
werden,  solche  Schickung  zu  thun,  auch  mich  erinnere,  dass 
Ew.  Maj.  mir  vor  diesem  (ehevor)  da  die  Sachen  noch  nicht 
so  gefährlich  gewesen,  zu  verstehen  geben  lassen,  wann  ich 
bei  Frankreich  einige  Gelegenheit  haben  khunt,  den  Frie- 
den zu  befördern ,  dass  Ihr  solches  nit  entgegen  sei ,  also 
bin  ich  gedacht  und  allbereit  auch  im  Werk,  eine  solche 
vertraute  Person  in  Frankreich  zu  schicken,  und  allda  im 
Namen  Gottes  den  Versuch  zu  thun,  wie  das  romische 
Reich  insgemein  zu  einem  Frieden  gelangen  mocht."  Er 
schliesst  mit  dem  Ersuchen,  der  Kaiser  möge  ihm  mit  seinem 
Rathe  an  die  Hand  gehen,  wie  er  dieses  Unternehmen  forder- 
sam  für  den  Friedenszweck  einrichten  soll. 

Von  diesem  Vorhaben  verständigte  Maximilian  auch 
den  Churfursten  von  Mainz,  worauf  dieser  die  Willens- 
meinung des  Kaisers  einholte,  der  in  seiner  Antwort  auf 
obiges  Schreiben  die  Sendung  billigte  ").  Wesshalb  sie  nicht 
sogleich  geschah,  berichtete  Maximilian  dem  Kaiser  den 
15.  Februar  1645  wie  folgt:  „Den  26.  September  vergan- 
genen Jahres  habe  er  den  Kaiser  vom  seinem  Vorhaben, 
eine  vertraute  Person  nach  Paris  zu  schicken,  unterrichtet, 
und,  da  der  Kaiser  es  gebilligt,  so  habe  er  es  durch  Mittels- 
personen in  Paris  bekannt  machen  lassen  und  (ur  seinen 
Abgeordneten  ein  sicheres  Geleit  begehren  lassen.^  »Weil 
dieses  aber  in  so  geraumer  Zeit  nit  erfolgt,  habe  ich  wenig 
Hoffnung  mehr  darauf  gemacht,  und  die  Abordnung  ein- 
gestellt. Was  mir  aber  dieser  Tage  von  einem  vornehmen 
königlichen  Minister  aus  Paris  zukommen  ist,  und  wie  man 
jetztund  wohl  leiden  mag,  dergleichen  vertraute  Person  mit 
gewisser  Instruction  hineinzuschicken,  das  haben  Euer  Maje- 
stät aus  den  Beilagen  mit  mehreren  zu  vernehmen.«  BereiU 
seien  ihm  die  Pässe  zugekommen;  er  sei  nun  wiUens  den 


')  Die  Antwort  ist  ans  Eberstorf  vom  4.  October  1644  datirt 
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Gesandten  abgehen  zu  lassen.  Dann  fugt  er  noch  hinzu: 
„Ich  habe  aber  doch  mein  Vorhaben  Eurer  Majestät  noch 
ein  Mal  zu  wissen  machen  wollen,  um  zu  vemehmen,  ob 
und  was  Sie  über  das  Vorige  noch  weiter  an  die  Hand 
geben  wollen,  Euer  Majestät  bittend,  dass  Sie  geruhen,  diese 
Abordnung  in  sonderbarer  Enge  und  Geheim  zu  halten,  und, 
da  Sie  mit  einem  Ihrer  Räthe  davon  reden  wollten,  allein 
mit  dem  Grafen  Trautmanstorff  zu  communiciren."  In  dem 
von  diesem  Minister  entworfenen  Antwortsschreiben  vom 
19.  Februar,  ersucht  der  Kaiser  den  Churfiirsten,  seinem  Ge- 
sandten nachdrücklich  einzuschärfen,  dass  er  sorgfaltig  strebe, 
das  Aufgeben  der  Friedenstractate  aus  Anlass  dieser  Separat- 
mission Seitens  der  Franzosen  zu  verhüten.  —  Den  15.  März 
schrieb  der  Kaiser  dem  Churfürsten:  „Ungeachtet  der  ihm 
kürzlich  zugekommenen  Erklärung  Frankreichs  an  die  Ge- 
neral-Staaten, benehme  ihm  diese  doch  keinesweges  die  Hoff- 
nung eines  guten  und  glücklichen  Erfolgs  seiner  Negociation, 
hauptsächlich  desshalb,  weil  die  Staatsangelegenheiten  allein 
von  der  Konigin  und  Mazarin  geleitet  werden  und  die  In- 
tentionen beider,  anderen  Ministem  verborgen  seien.  Für 
diese  Mission  überschicke  er  ihm  im  Beischlusse  ein  Schrei- 
ben, dessen  er  sich  nach  Belieben  bedienen  mag,  dann  ein 
zweites  von  seiner  Gemahlin  ®).  Er  trage  grosses  Verlangen 
zu  vemehmen,  wie  man  diese  Schreiben  in  Paris  aufiiehmen 
werde.  Da  die  in  Ausfuhr ung  stehende  Unterhandlung  ge- 
heim gehalten  werden  soll,  so  erwarte  er  von  der  Umsicht 
seines  Gesandten,  dass  die  Kenntniss  von  derselben  den  in 
Paris  sich  aufhaltenden  Residenten  entzogen  bleibe,  und  die 
beiden  Schreiben  nicht  etwa  veröffentlicht  werden,  wie  dies 
indiscreterweise  mit  dem  „Condolenzbriefel**  seiner  Gemahlin 
geschah  ^®)   Aus  dem  vom  Churfürsten  erhaltenen  franzosi- 


*)  An  wen  die  beiden  Scbraiben  gerichtet  waren,  ist  nicht  gesagt; 
ohne  Zweifel  an  die  Königin. 

'^  Das  Beileidschreiben  der  Kaiserin  war  vom  Tode  Ludwigs  XIII. 
veranlasst,  der  den  14.  Mai  1643  zu  St.  Germain  en  Laye  starb. 
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sehen  Schreiben  habe  er  ersehen,  dass  die  Satisfactions- 
bedingnisse  Frankreichs  auf  Ueberlassung  von  Breisach  in 
Deutschland  und  Pignerol  in  Wälschland  gestellt  sind,  dann 
auf  Artois,  Roussillon  und  einen  Platz  in  Catalonien  für 
mindestens  zwanzig  Jahre.  Was  Pignerol  anbelangt,  gebe 
der  Kaiser  zu,  dass  es,  obgleich  sein  und  seines  Hauses 
Eigenthum,  Frankreich  verbleibe,  Breisach  hingegen,  ein 
uraltes  österreichisches  Erbgut,  gehöre  unschuldigen  Minder- 
jährigen, die  wie  deren  Vater  mit  dem  Kriege  nichts  zu 
thun  hatten.  Kaiser  hoffe^  Frankreich  werde  Diejenigen,  die 
es  nicht  bekriegten,  nicht  um  ihr  Eigenthum  bringen  wollen. 
Sollte  es  gleichwohl  auf  der  Abtretung  bestehen,  ohne  Ruck- 
sicht auf  dessen  Lage  diesseits  des  Rheins,  so  würde  der 
Kaiser  die  Abtragung  der  neuen  Bauten  und  den  Fort- 
bestand der  ursprünglichen  Befestigungen  zugestehen.  Sollte 
Frankreich  sich  damit  nicht  einverstanden  erklären,  so  wäre 
statt  Breisach  ein  anderer  Platz  im  Elsass  auf  eine  gewisse 
Frist  anzubieten.  Woferne  auch  das  nicht  verfinge,  so  könnte 
allenfalls  vorgeschlagen  werden,  dass  Frankreich  das  Be- 
satzungsrecht in  Breisach  behalte  und  die  Gerichtsbarkeit 
sammt  den  Gefällen  den  tirolischen  Prinzen  verblieben.  Wenn 
nun  selbst  damit  nichts  erreicht  werden  sollte,  so  könne  der 
Kaiser  zwar  seinen  Mundein  nichts  vergeben,  da  er  aber 
auch  nicht  gesonnen  ist,  ihrerwegen  länger  den  Krieg  fort- 
zuführen, so  würde  er  verwilligen,  dass  Breisach  in  seinem 
gegenwärtigen  Stand  bis  zur  Volljährigkeit  des  Königs 
(Ludwig's  XIV.)  gelassen,  alles  Uebrige  aber  den  tirolischen 
Prinzen  zurückgestellt  werde. 

Hinsichtlich  des  Verzichts  auf  Roussillon  und  Artois 
möge  Frankreich  eingerathen  werden,  dass  es  dem  Könige 
von  Spanien  sechs  Monate  zur  diesfälligen  Erklärung  ver- 
statte und  von  Einräumung  eines  Platzes  in  Catalonien  gänz- 
lich abstehe,  dagegen  aber  bedinge,  dass  die  Privilegien  der 
Catalonier  neuerdings  bestätigt  werden. 
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Falls  Frankreich  den  Frieden  auf  diese  Bedingungen 
eingehen  sollte,  so  lasse  der  Kaiser  es  dahingestellt  sein, 
ob  man  darüber  in  Paris  volle  Richtigkeit  pflegen,  oder  die 
Bekanntmachung  in  Münster  geschehen  lassen  will.  „Und 
da  Euere  Liebden,  heisst  es  am  Schluss,  mit  den  Ihr  von 
Frankreich  eröffneten  Conditionen  den  Frieden  von  diesmahl 
nit  erlangen  konnten,  so  wollen  Euer  Liebden  derentwegen 
die  Handlung  nit  abbrechen  und  zumalen  sehen,  dass 
Dero  Abgeordneter  vom  französischen  Hof  nit  abgewiesen 
werde." 

Vorläufig  werden  diese  Aufschlüsse  genügen,  um  wahr- 
zunehmen, dass  die  sogenannten  geheimen  Verhandlungen 
Bayerns  mit  Frankreich  von  vornherein  in  ein  falsches  Licht 
gestellt  worden  sind.  Die  Hoffnung,  welche  der  Kaiser  vom 
Erfolge  dieser  Mission  erfasst  hatte,  beruhte  hauptsächlich 
auf  der  Meinung,  mit  der  Konigin  -  Witwe,  der  Schwester 
Philipps  IV.  von  Spanien  und  der  Kaiserin,  werde  leicht 
ein  Abkommen  zu  treffen  sein.  Darum  sehen  wir,  dass  er  sie 
nicht  bloss  billigte,  sondern  sich  auch  daran  betheiligte. 

Torstenssons  eiliger  Rückzug  aus  Mähren  im  Sep- 
tember 1643  war  vom  Ausbruche  des  Krieges  zwischen  Dä- 
nemark  und  Schweden  veranlasst.  Irrig  schrieb  man 
bisher  dem  Wiener-Cabinete  die  Anstiftung  desselben  zu, 
irrig  bewunderten  die  Einen  in  derselben  ein  Meisterstück  der 
österreichischen  Diplomatie,  irrig  sahen  die  Anderen  darin 
eine  Ränkeschmiederei  des  Wiener-Hofes,  um  mit  Schweden 
fertig  zu  werden.  Zu  der  Coalition,  welche  zwischen  Däne- 
mark, Polen  und  dem  Kaiser  im  Werke  war,  gab  nicht  der 
Kaiser,  sondern  Polen  den  Anstoss,  indem  es  bei  Däne- 
mark ein  Bündniss  gegen  Schweden  und  dieserwegen  eine 
personliche  Zusammenkunft  beider  Konige  beantragte.  Als 
dem  Kaiser  hiervon  Nachricht  zukam,  sandte  er  seinen  Rath 
Alexander  von  Greiffenklau  nach  Warschau,  und  trug  ihm 
in  der  Instruction  vom  17.  August  1642  auf,  den  Konig 
Wratislaw  zu  bestimmen,  dass  er   bei  der  Zusammenkunft 
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mit  Christian  das  Hinüberspielen  des  deutschen  Krieges  nach 
Schweden  erwirke,  doch  sollte  die  Veranlassung  dazu  nicht 
von  diesem  Kriege,  sondern  von  dänischen  Ansprüchen  her- 
geleitet werden.  In  die  Allianz  Polens  mit  Dänemark  wäre 
der  Kaiser ,  das  deutsche  Reich  und  das  Erzherzogthum 
Oesterreich  aufzunehmen  und  der  Krieg  zu  Wasser  und  zu 
Land  zu  fuhren.  Zur  Sendung  Grei£fenklau's  kam  es  in  Folge 
des  vom  geheimen  Rath  in  dieser  Angelegenheit  erstatteten 
Gutachtens,  das  lautete :  „Die  Diversion  Dänemarks,  ob  gross 
oder  klein,  lang  oder  kurz,  ist  nicht  zu  verwerfen.  Es  bleibt 
also  dabei,  dass  man  den  Konig  animire,  eine  Haupt-Diver- 
sion in  Pommern  oder  Schweden  zu  machen.'^  Hieraus  ist 
ersichtlich  ,  dass  die  österreichische  Diplomatie  bloss  das 
Verdienst  kluger  Benützung  einer  günstig  sich  dargebotenen 
Gelegenheit  ansprechen  kann.  Inzwischen  scheint  das  Ge- 
heimniss  dieser  Verbindung  durch  die  Unvorsichtigkeit  oder 
die  Treulosigkeit  des  polnischen  Residenten  Griesheim 
zu  Münster,  den  Schweden  verrathen  worden  zu  sein.  Dieser 
Hess  verlauten,  dass  das  Bündniss  zwischen  Dänemark  und 
Polen  dermassen  richtig  gemacht  sei,  dass  weiter  nichts  mehr 
als  der  Losbruch  zu  wünschen  erübrige.  Dies  läugneten  die 
dänischen  Gesandten  in  Osnabrück,  behauptend^  von  einem 
Bündnisse  ihrer  Krone  mit  Polen  schlechterdings  nichts  zu 
.wissen,  und  da  man  von  Griesheim  wusste,  dass  er  sich  frü- 
her im  Auftrage  des  Pater  Joseph  (Richelieu*s  College)  zu 
Verhandlungen  mit  dem  Churfursten  von  Trier  hergeliehen 
hatte ,  so  massen  die  übrigen  Gesandten  seinen  Angaben 
keinen  Glauben  bei.  Dagegen  fassten  die  besser  unterrich- 
teten Schweden  im  Einverständnisse  mit  den  Franzosen  den 
raschen  Entschluss,  der  ihnen  drohenden  Gefahr  durch  einen 
unerwarteten  Einfall  in  Holstein  zuvorzukommen.  Tor- 
stensson,  der  den  Auftrag  hiezu  in  Mähren  empfing,  ver- 
heimlichte ihn  dem  Heere  bis  er  es  nach  Havelberg  gebracht 
hatte,  und,  um  auf  seinem  Zuge  unbeirrt  zu  bleiben,  liesa 
er  dem  Gallas  einen  Waffenstillstand,  und  dem  Kaiser  durch 
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Khevenhiller  und  Wachenheim,  die  sich  in  Gefangenschaft 
befanden,  eine  Friedensnegociation ,  zu  der  er  hehauptete 
ermächtigt  zu  sein,  anbieten.  Der  Kaiser  .verwarf  diesen 
Antrag  unbedingt,  gab  aber  zu,  dass  Gallas  den  Waffen- 
stillstand eingehe,  wiewohl  er  dabei  bedenklich  äusserte: 
„Weiss  nit  was  denTorstensson  mit  einmahl  dazu  bewegt"  *'). 
Um  den  Torstensson  zu  bewegen ,  dass  er  die  kais. 
Erbländer  verlasse,  hatte  Gallas  im  August  1643  denG.W.M. 
Krokow  nach  Pommern  gesendet.  Dieser  nahm  nach  seiner 
Relation  vom  26.  September  Treptow  im  Sturme,  dann  Grei- 
fenhagen, Kammin,  Gollnow,  Köslin,  Rugenwalde,  Stolp  und 
andere  Ortschaften,  theils  mit  den  Waffen  und  theils  durch 
freiwillige  Ergebung.  Königsmark,  von  Torstensson  ent- 
boten ,  weiteren  Fortschritten  des  kaiserlichen  Feldherrn 
Einhalt  zu  thun,  ging  den  19.  September  bei  Krossen  über  d)e 
Oder  und  drängte  ihn  so  unaufhörlich,  dass  er  im  November 
genöthigt  war,  sein  Lager  in  Beigard  zu  verlassen  und  sich 
bei  Stargard  nach  Polen  durchzuschlagen.  Der  Kaiser  hatte 
ihm  hierzu  einen  speciellen  Befehl  gegeben,  doch  aber  den 
Wunsch  geäussert,  dass  er  sich  den  Winter  über  in  Pom- 
mern halten  möge,  wofern  es  nur  halbweg  möglich  sei.  Nach 
Krokows  Vertreibung  vereinigte  sich  Königsmark  bei  Luckau 
mit  Torstensson,  der  den  holsteinischen  Zug  bloss  mit  5000 
Mann  Fussvolk  und  6000  Reitern  nebst  3  Regimentern  Dra- 
goner angetreten  hatte  ").  Gegen  Ende  des  Jahres  stand  Tor- 
stensson in  Holstein,  Königsmark  blieb  zur  Rückendeckung 
an  der  Leine.  Im  ganzen  niedersächischen  Kreise  betrieben 
die  Schweden  starke  Werbungen  und  brandschatzten  unge- 
hindert im  Braunschweigischen,   da  Galles   ohne  sein  Ver- 


1*)  Der  Kaiser  theilte  den  28.  October  1644  dem  Crane  und  Aners* 
berg,  seinen  Gesandten  in  Osnabrück,  die  ertheilte  Genehmigung  des  Waffen- 
stillstandes als  Gehoimniss  mit,  worauf  diese  erwiederten,  unter  dem 
nämlichen  Datum  sei  dieses  Geheimniss  der  Frankfurter- Postzeitung  aus 
Wien  communicirt  worden. 

'*)  Angabe  zweier  kais.  Ofiiciere  in  einem  Schreiben  an  Gallas. 
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schulden  längere  Zeit  in  Böhmen  zurückgehalten  wurde  und 
den  25.  October  noch  in  Frankenstein  (Schlesien)  stand. 

Als  die  Pest  in  Wien  im  Jahre  1643  selbst  in  die 
Hofburg  drang  und  mehrere  Personen  der  Dienerschaft 
fainwegrafite,  brach  der  Kaiser  den  15.  October  von  dort 
plötzlich  auf  und  flüchtete  nach  Linz  ^*).  Dort  empfing  er 
vom  Könige  von  Dänemark  mit  Schreiben  vom  2.  Jänner  1644 
die  Nachricht  vom  Einfall  der  Schweden  in  Holstein.  Allso- 
gleich  fasste  er  den  Entschluss,  ihm  mit  ganzer  Macht  bei- 
zustehen und  die  Hauptarmee  dem  Feinde  auf  dem  Fusse 
folgen  zu  lassen.  Mittelst  Courier  erliess  er  an  Hatzfeld  den 
Befehl ,  ungesäumt  den  Marsch  nach  Braunschweig  und 
Bremen  anzutreten,  und  vereinigt  mit  den  Truppen  dieser 
beiden  Fürsten  dies-  und  jenseits  der  Elbe  gegen  Königs- 
mark einzuschreiten.  Von  dieser  Anordnung  verständigte  der 
Kaiser  sowohl  den  König  als  auch  den  Erzbischof  von  Bre- 
men, sandte  den  in  Hamburg  weilenden  Plettenberg  den 
23.  Jänner  1644  nach  Copenhagen,  um  den  König  seines 
Beistandes  zu  versichern,  Hess  durch  den  kais.  Residenten 
in  Warschau  vorstellen,  welcher  Gefahr  Polen  durch  den 
schwedischen  Einfall  und  die  Unternehmungen  des  Rakoczy 
entgegenschreite,  wenn  es  nicht  augenblicklich  ins  Feld  rücke, 
beschloss  eine  Gesandtschaft  nach  Moskau,  „um  das  Werk 
dahin  zu  unterbauen,  dass  die  Russen  bei  Zeiten  die  Augen 
öffnen  und  den  allgemeinen  Feind  erkennen",  und  verlangte 
endlich  bei  Spanien  Subsidien  für  Dänemark. 


13)  Der  Kaiser  sammt  Familie  begaben  sich  nach  Lins,  wo  sie  den 
16.  October  ankamen.  Aus  Furcht  vor  den  Schweden  getraute  sich  der 
Kaiser  nicht  nach  Prag  zu  gehen,  das  er  dem  Aufenthalte  in  Lins  vorsog. 
Die  Kaiserin -Witwe  ging  nach  Stadt  Steier,  der  Reichshofrath,  der  spani- 
sche Botschafter  und  die  fremden  Residenten  bekamen  Wels  zum  Aufient- 
haUe  angewiesen.  „Die  Entfernung  von  Wien,  bemerkt  Leslie  in  seinen 
Briefen,  bringt  dem  Kaiser  grossen  Schaden,  weil  es  keinen  anderen  Ort 
in  den  Erbländem  gibt  als  Wien,  wo  grosse  Geldsummen  aufgebracht  wer- 
den konnten.'* 
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Gerührt  von  so  vielen  Beweisen  thätigen  Wohlwollens 
gestand  der  König  dem  Plettenberg  unverholen,  er  habe  be- 
sorgt, „der  Kaiser  werde  ihn  stecken  lassen  und  mit  Schwe- 
den auf  annehmbare  Bedingungen  unterhandeln."  Oxenstjerna 
bediente  sich  in  der  That  der  List,  den  Kaiser  in  Ver- 
suchung zu  fuhren.  Von  dem  schon  früher  erwähnten  Partei- 
gänger Griesheim  kam  dem  Kaiser  durch  Hatzfeld's  Ver- 
mittelung  das  Anerbieten  eines  Waffenstillstandes  mit  Schwe- 
den auf  ein,  ein  ein  halbes,  und  selbst  zwei  Jahre  zu.  Der 
Kaiser  gab  dem  Hatzfeld  auf  diesen  Antrag  folgenden  Be- 
scheid: „Aus  den  dem  Könige  von  Dänemark  gegebenen 
Zusicherungen  könne  Hatzfeld  schliessen,  dass  er  zur  An- 
nahme von  derartigen  Vorschlägen,  selbst  wenn  sie  von  einem 
Anderen  als  Griesheim  kämen,  keineswegs  geneigt,  sondern 
vielmehr  entschlossen  sei ,  das  Interesse  des  Königs  von 
Dänemark  zu  seinem  eigenen,  zu  dem  des  deutschen  Reiches 
und  der  gemeinsamen  Sache  zu  machen.  Sein  Entschluss 
stehe  fest,  ohne  Dänemark  weder  einen  Frieden  noch  einen 
Waffenstillstand  einzugehen,  dem  Könige  mit  seiner  Haupt- 
armee beizustehen  und  den  gemeinschaftlichen  Feind  com- 
municatis  consiliis  et  viribus  zu  verfolgen." 

„So  oft  die  Schweden  den  Seinigen  entgegenkamen, 
führten  sie  nichts  anderes  als  List  und  Betrug  im  Schilde, 
und  eben  jüngst,  als  Torstensson  vor  der  Hauptarmee  wich, 
um  Holstein  anzufallen,  habe  er  bei  Gallas  um  eine  geheime 
Zusammenkunft  und  Unterredung  angehalten,  sei  aber  in 
der  Zwischenzeit  plötzlich  aufgebrochen  und  nach  Holstein 
gezogen.  Die  Negociation  des  Griesheim  betrachte  er  als 
ein  von  den  schwedischen  Ministern  ersonnenes  Mittel,  um 
zwischen  ihm  und  den  dänischen  König  Zwist  und  Miss- 
trauen zu  säen."  Griesheim  hatte  auch  dieselben  Anträge 
bei  Gallas  und  Schlick  angebracht,  ward  aber  auf  des  Kaisers 
Geheiss  von  diesen  wie  von  Hatzfeld  derb  abgefertigt. 

Eine  andere  Schwedenlist  wollte  auch  nicht  verfangen. 
Den  25.  Februar  1644  sandte  der  König  dem  Grafen  Auers- 
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berg  ein  aufgefangenes  Packet  von  Briefen  des  Torstensson 
an  die  Königin  Christine,  mit  dem  zwischen  diesem  mid 
Rakoczy  abgeschlossenen  Vertrag,  und  den  mit  dem  letzteren 
verabredeten  Losbruch.  In  Wien,  wo  man  im  Besitze  der 
ganzen  Correspondenz  zwischen  Beiden  war,  erkannte  man 
alle  diese  von  Niendorp  4.  Jänner  datirten  Briefe  für  ge- 
fälscht; was  übrigens  die  Schweden  nicht  durch  List  er- 
reichten, das  spielte  ihnen  das  Glück  in  die  Hände.  Ein 
kaiserliches  Mandat  vom  27.  Jänner  an  die  Hansestädte  und 
ein  anderes  vom  15.  Februar  an  die  Fürsten  und  Stände 
des  niedersächsischen  Kreises ,  verbot  zwar  die  Schweden 
bei  ihrem  Einfall  in  Holstein  mit  Werbung,  Geld,  Lebens- 
mitteln, Schiessbedarf  u.  s.  w.  zu  unterstützen,  und  Auers- 
berg  ward  auf  Verlangen  Christians  beauftragt ,  Hamburg, 
Bremen  und  Lübeck  von  dem  ihnen  von  den  Holländern  an- 
getragenen Kriegsbündnisse  abzumahnen,  allein  „diese  Städte, 
antwortete  Auersberg,  trachten  zu  sehr  nach  Gewinn  zumal 
bei  diesen  Lauften ,  um  noch  aus  Ehrbarkeit ,  Pflicht  und 
Eiden  etwas  zu  thun  oder  zu  unterlassen.''  Da  die  protestan- 
tischen Fürsten  und  Stände  aus  dem  Zwiespalt  zwischen 
Schweden  und  Dänemark  die  höchste  Gefahr  für  ihr  Inte- 
resse heraussahen,  so  boten  Brandenburg,  Holland,  Wür- 
temberg,  Hamburg,  Lübeck  und  Bremen  alles  Ersinnliche 
auf,  um  den  Frieden  zu  vermitteln.  Sie  sandten  dieserwegen 
den  Herzog  Friedrich  von  Würtemberg  nach  Stockholm. 
Salvius,  der  dies  mittheilte,  behauptete  auch,  dass  Polen  er- 
klärt habe,  den  Frieden  mit  Schweden  unverbrüchlich  halten 
zu  wollen,  und  desshalb  der  Stadt  Danzig  verboten  habe, 
dänische  Werbungen  zu  gestatten.  Moskau  werde  ebenfalls 
nichts  gegen  Schweden  unternehmen.  Salvius  gestand  nun 
auch  ofien,  dass  Schweden  den  Rakoczy  zum  Kriege  gegen 
den  Kaiser  gehetzt,  höchst  bezeichnend  für  die  treulose 
schwedische  Politik  beifügend:  „Und  könne  dem  Fürsten 
von  Siebenbürgen  es  nicht  so  übel  gehen,  dass  die  Schweden 
es  ihm  nicht  übler  gönnten,  damit  der  Türk  desto  ehender 
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angereizt  werde  (zum  Kriege  gegen  den  Kaiser).  Dieses 
lasse  sich  auch  christlich  rechtfertigen  und  defendiren. 
Der  Krieg  der  Krone  Schweden  und  ihr  Interesse  sei  auf 
den  inneren  Krieg  und  das  Interesse  der  deutschen  Stände 
gegründet,  und  wenn  selbst  der  Friede  geschlossen  werden 
sollte,  würde  Schweden  ihn  nicht  für  geschlossen  gelten 
lassen,  wenn  in  einem  besonderen  Paragraphe  nicht  aus- 
drücklich gesetzt  wäre:  Seine  kais.  Majestät  hätten  den 
Status  Imperii  auf  Vermittelung  und  Anhalten  der  Kronen 
Frankreich  und  Schweden  in  omnibus  und  per  omnia  resti- 
tuirt.  Dänemark  habe  Schweden  am  meisten  dadurch  ver- 
letzt, dass  es  oftmals  an  die  Stände  geschrieben  und  ihnen 
gerathen  habe,  ihre  gravamina  vorher  mit  dem  Kaiser  und 
nicht  an  den  Orten  der  Friedenstractate  zu  erledigen"  **). 
In  dieser  Enthüllung  der  französisch-schwedischen  Politik,  in 
dem  unabänderlich  beschlossenen  und  starr  festgehaltenen 
Einmischungsprincip  in  die  inneren  Angelegenheiten 
Deutschlands,  liegt  der  Beweis  vor,  welche  Vort heile  es 
brachte,  „dass  an  die  Stelle  der  alten  Reichsverfassung  als 
Basis  der  Verhältnisse  Deutschlands,  das  Völkerrecht  ti-at." 
Der  Herzog  von  Mecklenburg  war  unter  den  prote- 
stantischen Fürsten  der  Erste,  welcher  (schon  den  29.  De- 
cember  1643)  einen  „Immediatfrieden"  mit  Schweden  befür- 
wortete. Da  ein  solcher  nur  zum  Vortheil  Schwedens  aus- 
schlagen konnte,  so  arbeiteten  Diejenigen,  die  ihn  so  eifrig 
betrieben,  eigentlich  auf  Fortsetzung  des  deutschen  Krieges 
los.  Besser  als  sie  benahmen  sich  jetzt  die  Lüneburger, 
denn  am  2.  März  1644  theilte  der  Kaiser  dem  Hatzfeld  mit, 
dass  der  Erzbischof  von  Bremen  mit  Braunschweig  und 
anderen  benachbarten  Ständen  sich  zur  Vertreibung  der  Schwe- 
den verbunden  und  den  Kaiser  ersucht  habe,  Hatzfeld  zum 
eiligsten  Zuzug  zu  befehligen  und  diesen  über  die  Weser 


^*)  Unterredung  des  Salvius  mit  Langermann  in  der  Liebfraaen- 
kirche.  (R.  A.) 
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vorzuschreiben,  da  sie  dann  hoffen,  den  Feind  so  enge  ein- 
zuschliessen,  dass  es  ihm  nicht  möglich  sein  werde,  za  ent- 
rinnen. Der  Kaiser  befahl  dem  Hatzfeld,  alle  Regimenter 
ausser  denen  in  Westphalen  zusammenzuziehen  und  gerades- 
weges  ins  Braunschweigische  zu  ziehen. 

Hätten  die  Thaten  der  Feldherren  den  Vorkehrungen 
des  Kaisers  entsprochen,  so  wären  die  Schweden  vermuth- 
lich  aus  Deutschland  verdrängt  worden,  so  lange  aber  Gallas 
ihr  Gegner  war,  konnten  sie  nicht  bezwungen  werden. 

Die  Hauptarmee,  von  Gallas,  Brouay  und  Colloredo  ge- 
fuhrt, zählte  bei  dem  Zuge  nach  Holstein  10.000  Mann 
Fussvolk  und  12.000  Reiter.  Bei  ihrem  Vorrücken  im  Hildes- 
heimischen zog  Hatzfeld  über  die  Unstrut  gegen  Konigs- 
mark,  der  im  Juni  1644  bei  Erfurt  stand,  dann  aber  rasch 
nach  Bremen  vordrang,  wo  er,  Verrath  zu  Hilfe  nehmend^ 
sich  Bremervörds  bemächtigte.  Gallas  rückte  nach  der 
Einnahme  von  Zeitz,  an  Leipzig  vorüber,  nach  Werben,  wo 
er  die  Nachricht  empfing,  dass  der  Erzbischof  von  Bremen, 
von  Königsmark  besiegt,  nach  Hannover  flüchtete,  von  den 
Lüneburgem  aber,  von  denen  man  eine  „gefährliche  Muta- 
tion" befiirchtete,  ausgewiesen  wurde.  Bei  Werben  die  Elbe 
überschreitend,  kam  er  über  Havelberg  und  Perleburg  nach 
Boitzenburg,  das  er  den  18.  Juli  angriff  und  eroberte, 
nachdem  der  Commandant  im  „Thurme"  sich  mit  sieben 
Mann  in  die  Luft  gesprengt  hatte.  Während  des  Marsches 
liess  Gallas  bei  dem  Churfürsten  von  Brandenburg  durch 
einen  Abgeordneten  anfragen:  wessen  er  sich  von  ihm  zu 
versehen  habe,  und  Unterstützung  verlangen.  Friedrich  Wil- 
helm wies  in  dem  schriftlich  gegebenen  Bescheid  vom  17.  Juli 
auf  den  mit  den  Schweden  eingegangenen  „Waffenstill- 
stand" hin,  den  er  dem  Kaiser  den  30.  September  1641 
zu  Regensburg  habe  „remonstriren"  und  bitten  lassen,  ihn 
genehm  zu  halten.  „Und  weilen  Ihro  kais.  Majestät  solches 
nicht  in  Missfallen  genommen  und  allergnädigst  erklärt 
haben,   ihn  (den  Churfürsten)  nicht  in  Verdacht  zu  ziehen, 
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80  versehe  er  sich  eines  solches  um  so  weniger  von  einem 
Anderen.  Das  Armistitium  habe  er  sehr  theuer  und  mit 
höchster  Beschwerde  seiner  Länder  erhalten  und  redimiren 
müssen,  das  sei  aber  nicht  mit  seinem  Willen,  sondern  aus 
Noth  geschehen.  Er  sei  übrigens  nicht  gemeint,  die  kaiser- 
lichen Waflfen  zu  hindern ,  und  obgleich  er  dermalen  nicht 
vermöge,  den  Forderungen  des  Herrn  General  -  Lieutenants 
zu  entsprechen,  so  sei  er  doch  des  gutwilligen  Erbietens, 
ihn  mit  Proviant  so  viel  wie  möglich  zu  unterstützen ;  Geld 
zu  schaflfen  wisse  er  keinen  Rath"  **). 

Brouay  mit  500  Mann,  unter  denen  sich  hundert 
„Schnapphähne''  befanden,  nach  Kiel  voraneilend,  griflF  es 
Nachts  den  23.  Juli  an.  Durch  das  Holsteinerthor  einge- 
drungen, plünderte  die  beutesüchtige  kleine  Schaar  die 
Bürger  aus,  und  nahm  alle  schwedischen  Pferde  mit  sich 
fort,  ohne  von  den  Schweden  in  der  Stadt,  noch  von  der 
Garnison  im  Schlosse  den  geringsten  Widerstand  zu  er- 
fahren. Gallas  kam  nun  selbst  mit  dem  Heere  den  28.  Juli 
vor  Kiel  an,  schritt  aber  erst  den  12.  August  zur  Belage- 
rung. Das  Schloss  ergab  sich  am  folgenden  Tage  auf  Gnade 
und  Ungnade,  aber  wie  Gallas  selbst  berichtet,  war  in  Kiel 
nicht  mehr  Mundvorrath  aufzubringen,  als  hinreichte,  um  je 
einen  Soldaten  ein  Pfund  Brot  reichen  zu  können.  Seine 
Schilderung  von  den  ausgestandenen  Mühseligkeiten  auf  dem 
Zuge  nach  Holstein  lautet  erbärmlich.  „Schon  in  Böhmen, 
sagt  er,  hätten  die  armen  Landsknechte",  trotz  der  vom 
Kaiser  um  Eger  herum  getroffenen  Anstalten,  keine  Vorräthe 
gefunden.  Hätten  ihnen  nicht  im  Voigtlande  die  Herren  von 
Reuss  und  Schönberg  mit  60-  bis  80.000  Pfund  Brot  beige- 
standen, wären  sie  Hungers  gestorben.  Hingegen  gab  der 
Fürst  von  Anhalt,  „den  man  auch  um  ein  Stück  Brod  ge-> 
beten",  sehr  wenig.  Alle  vier  (anhaltischen)  Fürsten  zusam- 


'*)  R.  Archiv.  Was  der  Charfürst  Wafifenstillstand  nannte,   war  ein 
dem  Reichsinteresse  sehr  nachtheiliger  Neutralitätsvertrag. 
Koch,  Geschieht«  Ferdinandt  III.    I.  Bd.  31 
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men ,  gaben  unter  vielem  Proteste  und  sehr  ungern ,  und 
weniger  als  der  von  Reuss  und  Schönberg.  Die  Landsknechte 
waren  gezwungen  innerhalb  dieser  Zeit  von  Möhren,  unreifen 
Erbsen  und  Brod  sich  zu  nähren,  bis  man  sie  in  Tanger- 
munde etwas  besser  versorgen  konnte.  Neuer  und  grösserer 
Mangel  riss  ein,  als  die  Armee  bei  weiterem  Vorrücken  öde 
Landstriche  und  Heiden  passiren  musste.  Im  Mecklenburgi- 
schen wurden  Lieferungen  unter  verschiedenen  Vorwänden 
verweigert;  auch  die  Hoffnung,  das  Ende  dieses  Elends  an 
Hamburgs  oder  Lübecks  Grenze  zu  erreichen,  täuschte,  da 
von  dieser  Seite  nichts  geboten  noch  geleistet  wurde.  Auf- 
käufe machte  der  Geldmangel  unmöglich.  Die  OfBciere  hatten 
aus  Eigenem  bereits  so  viel  vorgeschossen,  dass  sie  weiter 
nichts  mehr  entbehren  konnten.  Hätten  die  Obersten  Collo- 
redo,  Lukas,  Reich,  Schifer,  Sparr  ihren  Reitern  nicht  aus- 
geholfen, so  würden  sie  keinen  einzigen  in  ihren  Regimen- 
tern erhalten  haben.  Der  Feind,  anfangs  nicht  stärker  als  zu 
7000  zu  Ross  und  3000  zu  Fuss  angegeben,  hat  12.000  Reiter 
und  bei  4000  Mann  Fussvolk  gehabt,  während  das  zur  kais. 
Armee  gestossene  dänische  Corps  nicht  in  der  anfangs  ver- 
sprochenen Zahl  sich  einfand. 

Aus  Nahrungsmangel  erkrankte  ein  grosser  Theil  der 
Mannschaft.  Viele  mussten  in  den  Dörfern  zurückbleiben, 
Viele  blieben  in  Hecken  und  Sträuchern  oder  auf  dem  Wege 
liegen  und  verschmachteten,  oder  geriethen  in  die  Gewalt  der 
Feinde.  Als  die  kaiserlichen  Truppen  mit  den  gut  verpflegten 
dänischen  zusammenstiessen,  begannen  sie  auszureissen  und 
entweder  in  dänische  Dienste  zu  treten,  oder  sich  nach  Ham- 
burg und  Lübeck  zu  verlaufen. 

Unbesiegbare  Hindernisse,  welche  weder  gekannt  sind, 
noch  sich  voraussehen  lassen,  werden  jeden  Verluste  er- 
leidenden Heerführer  nicht  als  Schuld,  sondern  als  Unglück 
angerechnet  werden,  allein  mit  Gallas  verhält  es  sich  anders. 
Noch  zur  rechten  Zeit  warnte  der  König  von  Dänemark  vor 
dem  Zuge  nach  Pommern,    „damit   nicht  etwa  aus  Mangel 
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an  Lebensraittcln  sein  so  aDsebnlicbes  Corps  zergehen  müsse* 
und  rieth,  „allererst  sich  bei  Hamburg  zu  lagern."  Wiewohl 
nun  Gallas  Pommern  vermied,  so  wählte  er  doch  gegen 
diesen  Kath  eine  eben  so  ungünstige  Zuglinie,  ohne  in  halb- 
weg  ausreichender  Weise  für  die  Verpflegung  des  Heeres 
gesorgt  zu  haben.  Schon  der  Feldzug  in  Mähren  stellte  seine 
Untüchtigkeit  so  klar  vor  Augen,  dass  man  in  Wien  wieder 
anfing,  sich  Piccolomini's  zu  erinnern.  Sehr  verbindlich 
schrieb  ihm  Leslie  den  15.  August  1643,  wenn  er  im  spani- 
schen Dienste  seine  Rechnung  nicht  finden  sollte,  möge  er 
einen  andern  Entschluss  fassen.  Von  Trautmanstorfi*  ein 
Schreiben  beischliessend ,  bemerkte  er:  „Ihre  Excellenz  ist 
Ihr  wahrer  Freund,  und  in  Wahrheit  kann  ich  sagen,  dass 
Ihre  Majestät  selbst  Dero  Person  auch  oft  gedenkt.  **  In- 
zwischen standen  mit  Gallas  noch  schlimmere  Erfahrungen 
bevor. 

»Wäre  er  in  Kiel  geblieben,"  äussert  ein  Bericht- 
erstatter, „so  wäre  die  ganze  schwedische  Flotte  verloren 
gewesen,**  allein  um  dem  Feinde  sich  „anzuhängen**,  brach 
er  den  14.  August  1644  von  Kiel  auf;  dafür,  dass  Torstens- 
son  ihn  listig  nachziehen  und  in  eine  sein  Verderben  be- 
reitende Lage  versetzen  werde,  hatte  Gallas,  der  den  Gegner 
minder  strategisch  begabt  schätzte  als  sich,  kein  Gesicht. 
Als  er  ihm  endlich  auf  zwei  Meilen  Entfernung  nahe  ge- 
rückt war  ohne  zu  schlagen,  wurden  die  Dänen  unwillig 
und  trennten  sich  von  ihm.  Ihre  Trennung  bewog  ihn  nach 
Lauenburg  zurückzugehen,  sich  begnügend,  den  Schwe- 
den bei  Oldesloe  einigen  Abbruch  gethan  zu  haben  '<*).  Die 
Kunde  von  Torstensson's  Absicht  nach  Schlesien  zurück- 
zugehen  und   in  die  Erbländer  zur  Vereinigung  mit  Ra- 


*•)  Der  Kaiser  wollte,  dasd  Gallas  wieder  vorrücke,  wesshalb  er  dem 
HerEOge  Friedrich  von  Holstein  den  10.  Sept.  schrieb,  er  möge  bestrebt 
sein,  eine  Trennung  der  Feinde  zu  bewirken,  theils  um  die  Armee  im 
Rücken  zu  sichern ,  und  hauptsächlich  um  ihr  wieder  das  Vorrücken 
möglich  zu  machen. 

3r 
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koczy   vorzubreclicn,   bestimmte  ihn,  seinen  Operationsplan 
abzuändern.     Er  beschloss,    entweder   auf  den  Königsmark 
loszugehen,  oder  wenn  dies  misslingen  sollte,  zur  Deckung 
von  Chursachsen  an  der  Havel  sich  aufzustellen,  oder  end- 
lich, falls   er  angegriffen  werden  sollte,    in  einer  vortheil- 
haften  Stellung  sich  angreifen  zu  lassen.    Während  er  sich 
mit  diesen  Entwürfen  beschäftigte,  kam  ihm  die  Nachricht 
zu,   dass  Torstensson  vorhabe,  bei   Domitz   die  Elbe  zu 
überschreiten.    Zur  Verhinderung   dieses   Vorhabens   sandte 
er  noch  den    30.   August  Abends    den   G.   W.  M.  Trau- 
ditsch  mit  sieben  Regimentern  dahin  ab,  und  ordnete  an, 
dass  Brouay  mit  sechs  Reiter- Regimentern  und  einer  Schaar 
Dragoner  und  Croaten  nach  Magdeburg  gehe,  um  dort  Ver- 
stärkung an  sich  zu  ziehen    und  sodann  den  Königsmark 
aufzusuchen.  Als  man  ihm  aber  den  31.  August  hinterbrachte, 
dass   die  Schweden   bei   Dömitz    bereits   eine    Brücke    ge- 
schlagen haben  und  im  Begriffe  stehen  überzugehen,  ängstigte 
ihn  die  Gefahr,  vom  obersächsischen  Kreise  und  in  so  ferne 
von   den  Erbländem  abgeschnitten  zu  werden,   dermassen, 
dass  er  den  Beistand  der  Dänen,  die   noch   in  der   Nähe 
standen,   neuerdings  ansprach.  Da  diese   ihn  verweigerten, 
80  gab    er   dem  Trauditsch    den  Auftrag,    dem  Feinde  bei 
seinem  Uebergange  die  möglichsten  Hindernisse  zu  bereiten. 
Glücklicherweise   war  die  Brücke  noch  nicht  fertig.    Trau- 
ditsch griff  demnach  die  daselbst  vorgefundenen  150  Mann 
mit    grossen   Ungestüm    an ,    hieb    deren    40    sammt    dem 
Hauptmanne  nieder,   und  verbrannte  die  Brücke,  als  er  die 
übrigen  nach  den  Schiffen  Geflüchteten  unter  der  übergrossen 
Last  untersinken  sah.    Vom  gänzlichen  Mangel  an  Lebens- 
mitteln in  der  Lüneburgerhaide  in  die  jämmerlichste  Lage 
gerathen ,  schleppte  sich  Gallas    mit  grossem  Verluste    an 
Mannschaft  nach  Osterburg.  Torstensson,  der  unterdessen 
den  Elbeübergang  bei  Boitzenburg  zu  Stande  gebracht  hatte, 
wälzte  nun   wieder  den  Krieg  nach  Chursachsen.    Da  den 
Herzogen  von  Lüneburg  vor  einer  Heimsuchung  ihrer  Läo- 
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der  bangte,  so  Hessen  sie  um  Schonung  derselben  durch 
Abgeordnete  ansuchen.  Torstensson,  während  ihres  Vor- 
trages aus  seinem  Sacktuche  einen  Ball  wickelnd  und  mit 
demselben  umherwerfend,  gab  zur  Antwort:  „Dass  man  die 
Excursionen  im  Braunschweigischen  einstelle,  kann  nicht 
sein.  Einen  Fürsten,  der  nur  viertausend  Mann  auf  den 
Beinen  hat,  soll  man  die  Stiege  hinabwerfen."  Der  Chur- 
furst  von  Mainz,  dem  dies  Benehmen  des  übermüthigen 
Schweden  geklagt  wurde,  schrieb  zurück:  „Es  ist  hochlich 
zu  beklagen,  dass  die  Autorität  der  Reichsfursten  von  Aus- 
ländern also  verachtet  wird  und  man  gleichwohl  dazu  still- 
schweigen muss.  An  diesem  Uebel  sind  aber  allein  die  pro- 
testirenden  Fürsten  und  Stände  Schuld;  möchten  sie  nur 
jetzt  ihren  Fehler  einsehen,  und  sich  hinführo  vor  diesen 
fremden  Nationen  fürsehen.**  Königsmark,  von  Torstensson 
zur  eiligsten  Vereinigung  gerufen,  stiess,  nachdem  er  sich 
Torgau's  bemächtigt  hatte,  den  17.  September  1644  bei  Helm- 
stedt ^^)  zu  ihm,  worauf  Gallas  nach  Bernburg  wich.  Hier 
den  27.  September  von  Torstensson  angegriffen,  gelang  es 
ihm,  sich  bis  zum  12.  October  abwehrend  zu  behaupten  und 
selbst  700  Gefangene  einzubringen.  Da  aber  Torstensson 
den  Zuzug  des  Wrangel  aus  Holstein  und  französische  Hilfe 
zu  gewärtigen  hatte,  so  verlangte  Gallas,  dass  der  Kaiser 
den  Hatzfeld  nach  Meissen  sende,  dieser  mit  dem  bereits 
auf  dem  Marsche  begriffenen  Enkevort  sich  vereinige,  und 
Beide  ihm  zu  Hilfe  kommen.  Enkevort  kam  wh-klich  mit 
sächsischer  Reiterverstärkung  angezogen,  allein  mittlerweile 
legte  Königsraark  3000  Reiter  nach  Halberstadt  und  Aschers- 
leben,  „wodurch,  sagt  ein  Armeebericht,  die  Kaiserlichen  von 
allen  Seiten  gesperrt  sind."  Da  der  Bezug  von  Lebensmitteln 
in  Folge  dieser  Umstellung  nur  noch  von  Magdeburg  her 
offen  stand  y    so  litt  die  kais.  Armee  den  härtesten  Mangel. 


")  Pufendorf  gibt  statt  Helmstedt  das   in  den  Feldacten  steht  und 
nahe  bei  Bernburg  gelegen  ist,  wohl  unrichtig  Halberstadt  an. 
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In  welchem  Zustaude  sie  sich  befand,  meldete  Leslie  dem 
Piccolomini  den  21.  September  wie  folgt:  „Seit  Gallas  die 
Armee  ins  Feld  geführt,  hat  sie  um  mehr  als  6000  Mann 
abgenommen.  Der  Rest  gar  schlecht.  Das  Fussvolk  schlecht 
gekleidet,  die  Reiterei  elende  Pferde.  Die  Generalspersonen 
disgustirt,  Gallas  selbst  krank,  baufällig  und  verloren.''  Das 
Bezeichnendste,  was  sich  über  diesen  Heerführer  aufbringen 
lässt,  bietet  ein  Schreiben  des  Kaisers  vom  28.  October  an 
den  Vicekanzler  Kurtz  in  München,  worin  zu  lesen  ist:  ,,Aus 
beiliegendem  Gallasischen  Schreiben  werdet  Ihr  ersehen,  wie 
es  mit  meiner  Armada  je  länger  desto  gefahrlicher  wird, 
und  es  bereits  dahin  kommen  ist,  das  ihme  der  General- 
Lieutenant,  wie  er  ganz  klar  schreibt  und  mir  es  auch  durch 
einen  Geistlichen  hat  entbiethen  lassen,  nit  mehr  getrauet 
die  Armada  ohne  grosses  besorgendes  Unglück 
vor  dem  Feind  zu  moviren,  es  komme  ihm  denn 
eine  andere  Armada  zu  hilff,  darauf  er  seine  ein- 
zige Rechnung  und  Hoffnung  stellen  thuet."  Kurtz 
bekam  nun  den  Auftrag,  um  die  bayerischen  Truppen  anzu- 
halten und  den  so  lange  wegbleibenden  Hatzfeld  zur  Marsch- 
beschleunigung aufzufordern.  In  dieser  Situation ,  bemerkt 
Pufendorf,  soff  sich  Gallas  zweimal  des  Tages  einen 
Rausch  an,  um  seine  Kümmernisse  zu  ersticken.  Brouay  be- 
wies jedenfalls  dem  feigen  Oberfeldherrn,  dass  die  Armee 
noch  keineswegs  zur  Unthätigkeit  verdammt  war.  Bei  einem 
Unternehmen  gegen  Königsmark  anfangs  October  schlug  er 
diesen  in  der  Nähe  von  Halberstadt  in  die  Flucht,  nahm 
die  schwedischen  Obersten  Kinsky  und  Schönheer  gefangen, 
und  erbeutete  tausend  schwedische  Pferde.  In  der  zweiten 
Hälfte  Novembers  schlich  sich  endlich  Gallas  nach  Magde- 
burg durch.  Brouay  und  Enkevort,  nicht  gesonnen  sich  ein- 
sperren zu  lassen,  Hessen  Gallas  mit  der  Infanterie,  Artillerie 
und  dem  Gepäck  in  Magdeburg  zurück  und  zogen  ab,  in 
der  Absicht  sich  mit  Hatzfeld  zu  vereinigen.  Brouay,  an  der 
Spitze  von  vierzehn  Reiterregimentern  vorangegangen,  ward 
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von  Torstensson  bei  Niemeck  nächst  Jüterbogk  den  24.  No- 
vember angegriffen  und  in  die  Flucht  geschlagen.  Mit  Mühe 
entrannen  er  und  Montecucoli  nebst  Basompierre  und  Trau- 
ditsch,  die  mit  ihm  zogen,  der  Gefangenschaft.  In  diese  ge- 
riethen  aber  Enkevort  und  der  sächsische  Oberst  Schleinitz, 
welche  zurückgeblieben  waren,  und  bei  dem  nach  Brouay's 
Vertreibung  auf  sie  geschehenen  Angriff  vielleicht  von  Gallas 
hätten  unterstützt  werden  können,  da  dieser  aufgebrochen 
und  dem  Enkevort  nachgezogen  war,  um  sich  mit  ihm  zu 
vereinigen.  Gallas  entwischte  zwar  dem  ihm  nacheilenden 
Torstensson ,  aber  mit  dem  schmählichen  Nachruhm ,  seine 
Waffengefährten  im  Stiche  gelassen  zu  haben  *®).  Konigs- 
mark  und  Geiso  hielten  ihn  hierauf  in  Magdeburg  bis  zum 
25.  December  eingeschlossen.  An  diesem  Tage  zog  er  mit 
beiläufig  3000  Mann  Fussvolk  nach  Wittenberg  ab.  Von 
Königsmark  überfallen ,  verlor  er  (nach  Pufendorf)  noch  ein- 
tausend; mit  dem  Rest  entkam  er  nach  Böhmen  ^®). 


")  Nach  der  Angabe  des  Churfiirsten  von  Sachsen  wurden  nebst 
Enkevort  nud  Schleinitz  noch  gefangen,  der  Oberst  Dewagi  und  die  Oberst- 
Lieut.  Donepp,  StArschedel  und  Seidewitz  sammt  vielen  Officieren.  Pufen- 
dorf gibt  15()0  Gemeine  und  den  Verlust  von  3500  Pferden  und  18  Stand- 
arten an. 

'  *)  Contarini  sagt  in  einem  seiner  Berichte  vom  holsteinischen  Zuge : 
„Einige  zweifelten  an  der  Treue  des  Gallas,  Andere  massen  die  Schuld 
dieser  verunglückten  Unternehmung  dem  übermässigen  Weingenusse  zu/* 
Von  der  Untreue  ist  Gallas  freizusprechen,  und  der  Grund  nicht  in  der 
Trunkenheit,  sondern  in  der  gänzlichen  Unfähigkeit  zu  sehen. 


